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Vorwort zur erſten und zweiten Auflage. 


Erſtes bis Jedhlies Taufend. 


Es hat uns ſchon zu Yange gefehlt. 

Der Mann, deſſen Wort in bewegten Zeiten jo oft in der ganzen Welt Wider- 

Hall fand, hat den reihen Schatz feiner Erfahrung und feiner Einfiht in den Zu⸗ 
ſammenhang der politiſchen Ereigniſſe mit ſich ins Grab genommen. Kaum ein Parteiführer 
unterhielt ſo vielfältige Beziehungen zu Freunden und Gegnern, keiner pflegte ſo umfangreiche 
Verbindungen mit einflußreichen Perſonen aller Stände, wie der verjtorbene Führer des 
Zentrums. Keiner hat aber aud) jo ſorgfältig die Verſchwiegenheit zu wahren gewußt, mie 
er. Nie ift über feine Lippen ein unbedachtes Wort gefommen, und fein Tagebud) und feine 
Aufzeihnung irgend welcher Art gibt nad) feinem Hinfcherden Kunde von den mannigfachen 
Geheimniſſen, die dem Lebenden in reicher Fülle anvertraut worden ſind. 

Auch die Zahl der Freunde, mit denen er die wichtigeren politiſchen Aktionen zu be⸗ 
ſprechen pflegte, ſchmilzt immer mehr zuſammen. Damit mehrte ſich von Jahr zu Jahr die 
Schwierigkeit, ein zutreffendes Bild von der weitreichenden Wirkſamkeit dieſes gewaltigen 
Geiſtes zu zeichnen. Aus dieſem Grunde allein ſchon mußten die heute noch vorhandenen 
Materialien möglichſt geſammelt und zu einem Gejamtbild verwertet werden. 

Der Volititer Windthorjt hat freilich jein Wirken mit unauslöfhlichen Zügen in 
die Zeitgefchichte eingejchrieben. Diefe Züge werden fid) vertiefen und noch Teuchtender fichtbar 
werden, je mehr die Archive ſich öffnen und die feinen und großen Geheimnifje der Politik 
an das Tageslicht gezogen werden. 

Aber auch das originelle und anmutende Bild der Perſönlichkeit Windthorſts darf 
in dem Andenfen der Nachwelt nicht verblafjen. Der Mann, der namentlid) für die Katholifen 
Deutichlands jo unermüdlich gearbeitet, fo planvoll gejhaffen und fo unendlich viel erreicht 
hat, muß in ihren Herzen und in ihrer Erinnerung fortleben in feiner ganzen Vielſeitigkeit, 
mit allen feinen liebenswürdigen Zügen. 

MWindthorft muß das Vorbild unferer Jugend, der Lehrer der Männer, der Berater 
des Alters jein und bleiben! 

Gewiß ift noch manches bisher unbekannte und unbenußte Material zur Geſchichte 
Windthorſts vorhanden, ſei es in der Erinnerung der Zeitgenoſſen aufbewahrt, oder in 
Briefen und Schriftſtücken niedergelegt. Der Unterzeichnete hegt die zuverfichtliche Hoffnung, 
daß das Erjcheinen des vorliegenden Buches die Beſitzer von Briefen und Erinnerungen ver— 
anlaffen werde, ihm ihre Schähe zur Einfiht und fünftigen Verwertung zugänglich zu machen. 
Namentlich Privatbriefe find wichtiger, al® man gemeinhin annimmt. Mitunter genügt ein 
Sab, eine Redewendung, um ein neues Schlaglicht auf eine Situation zu werfen. 

Angefichts des ſpärlich vorhandenen Materials an hinterlaffenen Briefen Windthorſts 
muß ich denjenigen doppelt dankbar ſein, die mic) durch Neberlaffung von Schriftitücen oder 
durch fonftige Mitteilungen hei meiner Arbeit unterftüßt haben. Fräulein Marie Windthorft, 
den Herren Abg. Amtsgerihtsrat Engelen, Abg. Dr. Karl Baden, Matthias Linhoff in 
Münfter, Hauptredafteur Hanfamer in Eſſen, ſowie der Redaktion der Schleſiſchen Volkszeitung 
verdanfe id) eine Anzahl interejjanter Mitteilungen. Herrn Juſtizrat Dr. Porſch bin ich für 
manche Notiz verpflichtet, und ihm wie den Herren Reichsrat Dr. Freiherrn v. Hertling, 
Prälat Prof. Dr. Hitze, Prälat Dr. Franz und Landgerichtsdireftor Gröber ſchulde ich herz— 
lichen Dank für das liebenswürdige Intereſſe, das ſie meiner Arbeit entgegenbrachten und 
durch ein freundliches Einführungswort zu befunden die Gewogenheit hatten. 

Ganz bejonder8 dankbar bin ich Herrn Rektor Mar Windthorſt, der über die erſte 
Zugendzeit und das erſte Wirken feines Onkels mir wichtige Aufſchlüſſe gegeben hat und an 
diefen Kapiteln wejentlid) beteiligt ift. Schließlich jei noch ein herzlicher Dank Herrn Juſtizrat 
Dr. Julius Bachem gezollt, der nicht nur zu dem Buche die erjte Anregung gegeben und den 


ei" umfafjendes Lebensbild Windthorits bedarf eigentlich Feines bejonderen Vorworts. 
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Verfaſſer durch die wertvollſten Winke unterſtützt hat, ſondern auch die Mühe ſich nicht ver— 
drießen ließ, das ganze Manuſkript einer Durchſicht zu unterwerfen und meiner Arbeit ein 
Geleitwort mit auf den Weg zu geben. 

Mögen dieſe günſtigen Zeichen dem Buche eine freundliche Aufnahme ſichern, wenn es 


an die Tür der Freunde Windthorſts beſcheiden anklopft. 


Düſſeldorf, im April 1907. 


Vorwort zur dritten Auflage. 


7. bis 16. Tauſend. 


D' erſte Auflage des Windthorftbuches hat eine jo freundliche Aufnahme gefunden, daß 
in kurzer Friſt ein Neudruck mit unverändertem Text ji) al3 notwendig erwies. In— 
zwilchen find verjchiedene Veröffentlihungen erfolgt, die zwar dem Bilde des großen 

Hentrumsführers feinen neuen Zug hinzufügen, wohl aber einzelne Linien vertiefen und 

auf fein Schaffen ſchärfere Schlaglichter werfen. Bei der Neubearbeitung mußten dieje 

berüdfichtigt werden, jo daß der Text eine mefentliche Vermehrung erfahren hat. Der Kritik, 
die die erſte Auflage durchweg mwohlwollend beurteilte, bin ih für manden Winf dankbar. 

Die durch das Fehlen Windthorfticher Aufzeichnungen und Privatkorrefpondenzen unvermeidliche 

Lüde bedauert niemand ſchmerzlicher, als der Verfaſſer. Im Hinblid auf die bevorftehende 

Säfularfeier des Geburtstages Windthorfts hat der Verlag die Neuauflage zu einer Volks— 

ausgabe gejtaltet und ift damit vielfeitigen Anregungen und Wünſchen entgegengefommen. 


Düſſeldorf, im Auguft 1911. 


Der Verfaſſer. 
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LK Heimat, Samilie und IJugendjahre. 


Wer von Osnabrück in nordöftlicher Richtung wandert, gelangt in eine anmutige, von 
zahlreichen Wafjerläufen durchzogene waldreiche Hügellandfehaft, die von den Ausläufern des 
Süntelgebirges gebildet wird. Geſchichte und Sage verleihen diefer Landſchaft einen bejonderen 
Reiz. Hier im Herzen des alten Weſtfalenlandes lag der Weberlieferung gemäß ein großer Teil 
der Stammgüter des tapferen Sachſenherzogs Widufind und eine alte Widufindsburg. 

Bor elf Jahrhunderten hatte ſich in diefer Hügellandſchaft zwifchen den Flüßchen Haaje 
und Hunte eine bedeutfame Wendung in der deutſchen Geſchichte vorbereitet; denn hier wurde 
783 die Entſcheidungsſchlacht geſchlagen, in der die wilde ſächſiſche Tapferkeit troß helden— 
mütigen Widerftandes der fränkiſchen Kriegskunſt endgültig unterlag. 

Zange und hartnädig hatten ſich Die trogigen Sachſen gegen das Eindringen des 
Shriftentums gemehrt. AS es aber einmal in ihren Herzen Wurzel gefaßt hatte, entfaltete 
es ſich bald zu herrlicher Blüte. Die Hriftlichen Heilswahrheiten verſchmolzen jo unlöslic) 
mit dem Denfen und Empfinden des Volfes, daß die Perjonen bes Evangeliums in der 
Vorſtellung der Sachſen gewiſſermaßen Fleiſch und Blut ihres Stammes annahmen. Be⸗ 
redtes Zeugnis legt davon das gewaltige und doch ſo innig zarte Epos ab, das ſchon im 
Anfange des neunten Jahrhunderts ein neubekehrter Sachſe vom Heliand ſang. Da ſind 
es deutſche Gauen, durch die der Jordan ſeine Wogen wälzt; an ſeinen Ufern wandelt Chriſt, 
der Weltenkönig und der Menſchen Mundherr, mit ſeinen treuen Degen, den Apoſteln; da 
erheben ſich Burgen mit hohen Zinnen, wo mutesfrohe, treufeſte Helden wohnen und ſtarke 
Weigande. 

Aber ſo willig die Herzen der heidniſchen Sachſen unter das milde Joch des Chriſten— 
tums ſich beugten, ſo eifrig und treu bewahrten fie bis auf den heutigen Tag ihren eigens 
artigen Volkscharakter: ihre ungebändigte Liebe zur Unabhängigkeit, ihre nachhaltige Zähig- 
feit und ihre knorrige, derbe Art. ein und zutreffend zeichnet der Dichter von Dreizehn- 
Yinden diefe ſächſiſche Eigenart in dem Bilde, das er feinen Landsleuten vorhält: 

„Ein Weitfale, 
Zäh, doch bildſam, herb, doch ehrlich, 
Ganz wie ihr und euresgleichen, 
Ganz vom Eifen eurer Berge, 
Ganz vom Holze eurer Eichen. 
Heut’ noch ift bei euch wie nirgend 
Väterbraucd und Art zu finden.“ 

Diefem Lande und diefem Volk entſtammt Windthorft: ein echter Sproß dieſes fernigen 
deutſchen Stammes, begabt mit allen Vorzügen der Sachſenart, mit Liebe am erprobten Alten 
hängend, zähe im Feſthalten am verbrieften Nechte, feind jeder Beſchränkung vernünftiger 
Freiheit! Kurzum ein Mann, der mit allen Eigenjchaften ausgerüftet war, um fraftvoll in 
die Geſchicke des deutjchen Vaterlandes einzugreifen ! 

Windthorſts Wiege ſtand in dem Städtchen Dftercappeln, das etwa drei Wegeſtunden 
nordöſtlich von Osnabrück liegt. Dort kam er am 17. Januar 1812 zur Welt. Sein Vater, 
Dr. iuris Franz Joſeph Windthorſt, geb. 21. Juni 1774 in Alfhauſen, geſt. 9. Nov. 1822, 
war Advokat an dem uralten Gogericht (Gaugericht) „zur Angelbecke“ in Ditercappeln, trat 
aber aud) am Gerichte in Osnabrück auf. Er beſaß in Ojtercappeln ein eigenes Haus nebit 
Sandgut, doch wohnte er nicht dort, jondern auf dem etwa zwanzig Minuten entfernten Gute 


Hüsgen, Windthorft. 1 


2 1. Heimat, Familie und Jugendjahre. 


Kaldenhof, das der reichsgräflihen Familie von Drofte-Bifhering gehörte, und von ihm im 
Nebenamte verwaltet wurde. As Gattin hatte er die Tochter eines ebenfalls in Dftercappeln 
tätigen Advokaten, Klara Antoinette Joſephine Niewebde, geb. 8. Jan. 1787, geit. 27. Dez. 
1859, heimgeführt. 

Die Familie Windthorft hatte von alters her tüchtige und angejehene Beamte und 
Juriften geſtellt. Schon Ludwigs Urgroßvater Johann Kaſpar Windthort, geb. 1681, geit. 
1753, finden wir als „Hochfürſtlich Osnabrückſchen Vogt“ in Alfhaujen bei Osnabrüd. 
Ihm folgte im Amte fein Sohn Johann Philipp Karl, geb. 1733, get. 1798. Dieje Vögte 
waren angefehene Beamte, Landbürgermeifter, die den Droften (Amtmännern) unterjtanden 
und zu damaliger Zeit auch die niedere Gerichtsbarfeit ausübten. Oft waren fie auch als 





£udwig Windthorfts Geburtshaus 
Gut Kaldenhof bei Oftercappeln, erbaut um 1776. 
Dem Grafen Drofte zu Viſchering Erbdrofte gehörend. Wird wegen Baufälligfeit abgebrochen; innerhalb der 
teilweije jtehenbleibenden Umfafjungsmauern fol Windthorft ein Denkmal errichtet werden, dejien Fertigitellung 
zum 100jähr. Geburtstag Windthorjt? am 17. Januar 1912 geplant ift. 


Gografen (Gau-Richter) am Gogericht tätig. Johann Philipp Karls Bruder Ferdinand, geb. 
1738, geſt. 1794, war Richter in Nieheim im damaligen Fürftentume Paderborn. 

Von den zwölf Kindern des Vogtes Johann Philipp Karl pflanzten nur zwei dem 
Namen fort: Ludwigs Bater und deffen jüngerer Bruder, der Obergrenzfontrolleur und Rent— 
meifter Friedrich Windthorft in Steinheim, der zeitweile Steuerrendant und Nentmeifter in 
Nieheim war. Bei diefem Onfel in Steinheim war Ludwig als Knabe oft und gern zu 
Beſuch. Sein Sohn war der Juftizrat Eduard Windthorft zu Münfter i. W., geb. 1808, 
geit. 1880, ein ausgezeichneter Yurift, der als Mann von echt Fatholifcher Gelinnung 
und ehrenfeſtem Charakter in hoher Achtung ftand. Im Jahre 1848 vertrat er in der 
„Derlammlung zur Vereinbarung der preußifchen Staatsverfafiung“ den Kreis Gtein- 
furt. Weithin murde er befannt als Verteidiger der adeligen Damen im fogenannten 
Münſterſchen Damenprozeß im Kulturfampfsjahre 1875. Sein Sohn ift der als Rechtsan— 
walt beim Oberlandesgericht in Hamm tätige Geheime Juftizrat Eduard Windthorft, der als 


1. Heimat, Familie und Jugendjahre. 3 


fortſchrittlicher Abgeordneter für Bielefeld bezw. Berlin mehrfach mit feinem berühmten Onfel 
Ludwig auf dem parlamentarijhen Fechtboden die Klinge freuzte. Diejer war von 1866 bis 
1873 Kreisrihter in Werne, 1878 bis 1884 Kreisrichter, Kreisgerichtsrat und Landgerichts- 
rat in Bielefeld, von wo er 1884 als Rechtsanwalt fi am Oberlandesgeriht in Hamm 
niederließ. Ein jüngerer Bruder Eduards war der Oberregierungsrat Karl Windthorit, geb. 
1836, geit. 1900, der auch Oberbürgermeifter von Münfter war und 1897 in den Ruhe— 
ſtand trat. 

Die Familie Windthorft Hat auch der 
Kirche gelehrte und Hochangejehene Diener 
zugeführt. P. Karl Windthorft, O. Pr., der 
gleichzeitig mit Ludwigs Urgroßvater lebte, 
befleidete al3 Magister sacrae theologiae 
den höchſten theologifchen Gelehrtengrad des 
Dominifanerordend. Hundert Jahre jpäter 
war Ludwigs Onkel Ferdinand Windthorft, 
geb. 1768, get. 1821, Paſtor in Falfenhagen, 
Lippe-Detmold. Heute noch find zwei Mit- 
glieder der Familie ala Weltpriefter tätig und 
eine Ordenzfrau bei der Genofjenjchaft der 
Urfulinen. 

Ludwigs Vater, der Advofat Dr. 
Joſeph Windthorft, war ein überaus 
fleißiger und pflichttreuer Mann. Beide 
Eigenſchaften hatte er feinem Sohne in 
reihem Maße vererbt. Beiden war aud) das— 
ſelbe Los beichieden, mitten in Ausübung 
ihres Berufes aus dem Leben abberufen zu 
werden. Der Advofat Dr. Windthorft pflegte 
den Weg zu feinen Terminen am Osna— 
brücer Gericht zu Pferde zurüdzulegen. An 
einem rauhen Herbjttage wurde er auf einem 
jofchen Nitte von einem beginnenden Nerven- 





fieber zur Rückkehr gezwungen und nad) 
wenigen Tagen der Krankheit dahingerafit. 
Sein Sohn Ludwig erlag der Lungenent- 
zündung mitten in feiner parlamentarijchen 


Die Mutter Windthorits 
geb. Klara Antoinette Jojephine Niewedde 
im Alter von 70 Jahren. 


(Bom Vater Windthorft3 aibt es nur eine Kleine ſchwarze 
Silhouette im Beſitz des Herrn Rektors M. Windthorft 
in Eupen.) 


Tätigfeit zu Berlin. 

Ludwigs Mutter wird als eine jchlichte, | 
jehr kluge und tatfräftige Frau gejhildert, die nad) dem frühen Tode ihres Gatten die Guts— 
verwaltung zur vollen Zufriedenheit der Herrſchaft weiter führte und durd) Fleiß und Spar— 
famfeit die Mittel zum Studium ihres Sohnes aufbradhte. Bei den Nachbarn hatte ihr 
Urteil in allen Angelegenheiten der Haushaltung unbeftrittene Geltung. Die einfache Lebens— 
führung des Sohnes, feine praftijche Art, das Leben zu erfaffen und in feinen vielgejtal- 
tigen Bedürfniffen zu begreifen, ijt wohl das Erbteil der Mutter. 

Das von der Windthorftfchen Familie bewohnte Haus Kaldenhof war ein einjtödiges 
geräumiges Gebäude, majjiv aus Stein auf Pfählen aufgerichtet. Ein Weiher, der e3 von 
drei Seiten umgab, machte den Pfahlbau notwendig. Heute ift von dem Waller faum nod) 
eine Spur vorhanden; aber aud) das Haus iſt im Sinken begriffen und droht gänzlich zu 
verfallen. Im Umkreiſe zerjtreut liegen die Häufer der Nachbarn, deren Kinder Windthorits 
Jugendgeſpielen waren. 
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2. Windthorfts Zehrjahre. 


Die klaren Gebirgsbäche, die im Tal zufammenfließen, die üppigen Wieſen, Felder und 
Wälder der Heimat boten der munteren Jugend zu Spiel und Kurzweil vollauf Gelegenheit. 
Im Abgeordnetenhaufe erzählte Windthorſt ergößlich, wie er als Knabe mit den Nachbars⸗ 
kindern die Kühe gehütet und auf der Jagd als Treiber mitgewirkt hätte. Namentlich der 
Herbſt war der Jugend willkommen. Am lodernden Feuer wurden auf freiem Acker Kar⸗ 
toffeln gebraten, und beim erſten aufſteigenden Nebel zog man aus zum Krammetsvogelfang. 
Vogelfang war überhaupt eine feiner Lieblingsbejchäftigungen. Der Lodung eines Vogel⸗ 
neſtes vermochte er nicht zu widerſtehen; da war kein Baum zu hoch, und Hoſe und Jacke 
wurden bei den halsbrecheriſchen Kletterfahrten nicht geſchont. „Wenn mein ſeliger Vater 
alles aufgeboten hätte, er hätte mich nicht abgehalten, auf die Bäume zu klettern und die 
Neſter auszunehmen,“ ſcherzte er eines Tages im Reichstage. 

Bei allen luſtigen Streichen war er vorauf, und noch in ſpäteren Jahren pflegten 
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Unterjchrift der Mutter Windthorfts aus dem Jahre 18536. 
Die tatfräftige Frau führte jelbftändig die Rentmeiftergeichäfte nach dem Tode ihres Mannes. 
(Nach Originalen aus dem Archiv des Grafen Droſte zu Vilchering Erbdrojte auf Schloß Darfeld i. W.) 


Unterjchrift des Daters Windthorjts aus dem Jahre 1810. 


jeine Altersgenofjen in der Heimat von ihm zu rühmen, daß er „jo'n pläfierlicher Jung” 
geweſen jet. 

Den erjten Schulunterricht erhielt Windthorjt in DOftercappeln. Seine Schweitern be= 
ſuchten dort die Mädchenjchule bei Jungfer Ott. Der Schulweg war bei der großen Ent— 
fernung und bei den ländlichen Verhältniffen namentlich im Winter recht bejchwerlid. Da 
war es natürlich, daß die ältere Schweiter den Bruder in Obhut nahm, wenn man früh 
morgens im Dunfeln auszog. Und da ohnehin Jungfer Ott in dem Rufe jtand, einen 
bejjeren Unterricht zu erteilen als der damalige Lehrer, jo ließ man den Buben einfad 
mit den Schweitern in die Mädchenfchule wandern. Da nahm er an allen Unterrichtszweigen 
teil und lernte fogar ftriden. Ein Reviſionsbeſuch des Ortspfarrers machte der Schulidylle 
ein jähes Ende. Die erjtaunte Frage: „Louis, du hier?“ brachte dem Knaben das Un- 
gewöhnliche der DVerhältniffe zum Bewußtjein. Von da ab war ihm der Unterricht in der 
Mädchenſchule verleidet. Die Unterrihtsfrage mußte nun ander? geordnet werden. Man 
beſchloß im Yamilienrate, den gewecten Knaben zum höheren Studium vorbereiten zu laſſen. 

en 

Eines Morgens im Jahre 1820 hielt ein Knecht hoch zu Roß vor der Tür des Haufes 
in Oftercappeln. Der achtjährige Ludwig wurde hinaufgereicht, und im luſtigen Trabe ging’s 
der gelehrten Zukunft entgegen. Der ältere Bruder des Vaters, Onfel Ferdinand, Pfarrer 
in Falfenhagen, nahm fi de3 Kleinen an. Gemeinſchaftlich mit mehreren Altersgenoffen 
erhielt Ludwig Unterricht in den Elementarfächern und im Lateiniſchen beim Falfenhagener 
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Kaplan von Dey, der ein tüchtiger Geiſtlicher war und ſpäter als Pfarrer ſehr geſchätzt 
wurde, damals aber die Jagd jo leidenjchaftlich Tiebte, daß die Anabenerziehung dabei zu 
fur; fam. Um feine Zeit für die Jagd zu verlieren, erteilte er häufig den Unterricht ſchon 
morgens vier Uhr vor der Frühmeſſe und hatte nichts dagegen einzuwenden, wenn ihn dann 
die Knaben als Treiber begleiteten. Natürlich gefiel dem an ungebundenes Spiel gemöhnten 
Ludwig dieje Tätigfeit beifer al das Studium. Auch verjagte der von den Strapazen er= 
müdete Körper morgens früh mitunter den Dienst. Deshalb waren die Fortjchritte des Kleinen 
Ludwig in den Wiſſenſchaften nur jehr gering. Kaplan von Dey gelangte zu der Anficht, dem 
Knaben fehle es an der natürlichen Anlage zum Studium und riet den Eltern, ihn Drechſler 
werden zu laſſen, weil er hübjche Pfeifen aus Holz und Nohr zu ſchneiden verjtände. 

Ein Jahr nur dauerte diefe Lehrzeit, denn der am 30. März 1821 erfolgte Tod des 
Onkels in Falfenhagen hatte die Auflöſung der Schule zur Folge. Ludwig fam nun zunädjt 
nad) Haufe. Erklärlicherweiſe wußten die Eltern eine Zeitlang nicht, was fie mit dem 
Knaben beginnen follten. Der Heine ſchmächtige Körper verfprad) anſcheinend wenig Lebenzfraft, 
zumal in der damaligen Zeit der Entwicklung. Dazu jehredte natürlich das Gutachten von 
Deys. Zunächſt dachte man daran, einen Verſuch zu machen, ob er fich im ländlichen Eltern: 
haufe und beim Unterricht durch den Ortsgeiftlichen Vikar Kendeler körperlich und geiftig 
entwiceln möchte. Aber ein foldher Gelegenheitsunterricht ift naturgemäß von manden Um— 
ftänden, namentlih von der Gejcdhielichfeit und der Muße des Lehrers abhängig und Tann 
auf einen fähigen und wißbegierigen Knaben fehon leicht durch Ungenüge und Ueberdruß 
lähmend wirken. Der Feine Ludwig empfand nad) jeiner Erzählung in jpäteren Jahren da⸗ 
mals ſo, als ob er durch die Halbarbeit und Untätigkeit verkümmerte und verkäme, und da 
der Ausdruck dieſer Empfindung bei dem Knaben offenbar zutage trat, ſo war dieſe Wahr- 
nehmung keineswegs geeignet, die Zweifel der Eltern zu klären. Da trat obendrein im Spät— 
herbſt des folgenden Jahres 1822 der Tod des Vaters plötzlich dazwiſchen. Einige Monate 
ſpäter war dann der neue Plan bejchlofjen, den die Mutter mit ihrem Onfel, dem Paten 
des Knaben, dem Dompaftor Ludwig Krufe in Osnabrüd, klug überlegt hatte. Ludwig 
fam nad) Osnabrück auf das Gymnafium Garolinum und wohnte im Haufe feines Groß= 
onfel3 und Paten, des Dompfarrers Krufe. 

Aber nun traten neue Schwierigfeiten ein. Es war Oftern 1823, aljo nad) damaliger 
Einrihtung Mitte des Schuljahres. Dieſer ungünftige Umstand wurde dadurch ext recht 
bedeutfam, daß der Knabe mit all jeinem Behelfunterricht lange nicht die wiſſenſchaftliche 
Höhe der Herren Sertaner erreicht Hatte, die ſchon den Cornelius Nepo3 laſen. So wurde 
denn Ludwig zwar einftweilen unter jene Lateinrefruten eingereiht, mußte aber bei der 
nächſten Verſetzung ‚ zurüdbleiben und im folgenden Jahre nochmals planmäßig von neuem 
beginnen. 

Wie jolhe Mißerfolge auf das Kinderherz wirken mußten, ift leicht erklärlich. Auch 
darf man nicht außer Betracht laſſen, daß dem in Ländlicher Umgebung einfam aufgemwad)- 
jenen Knaben noch eine gemilje Unbeholfenheit anhaftete, die Stadtfinder im gemeinjamen 
Unterricht durch) Gewöhnung und gegenfeitige Erziehung eher abftreifen. Unter ſolchen Um— 
ftänden ift es begreiflich, daß in dem fleinen Ludwig eine Entmutigung und ein Gefühl der 
Rückſtändigkeit Pla griff, das ihm eine Zeitlang das Studium gänzlich verleiden mochte. 

Indes dauerte diefer Zuftand der Unficherheit, des Zweifel am eigenen Können nicht 
lange. Ein ernftes Wort des ftrengen Großonfels, mehr aber noch das befümmerte Kopf- 
ſchütteln der Mutter rüttelte ihn mächtig auf. Ein im feften Tone geſprochenes: „Ich werd’ 
euch zeigen, was ich kann!“ machte dem Zagen und Hinbrüten ein Ende. Bald folgte er 
dem Unterricht auf dem altberühmten Garolinum mit gejpannter Aufmerfjamfeit und regem 
Fleiße. In kurzer Zeit überholte er feine Mitfhüler, und als erjt jeine ſchlummernden Talente 
zum Leben erwacht waren, wurde er bald der Stolz der Anftalt. Schon im Schuljahre 
1826/27 Hatte er in allen Hauptfächern den erſten, in Ueberſetzung aus dem Lateinijchen ins 
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Deutſche und in Mathematik den zweiten Platz. Spätere Zeugniſſe weiſen „Gut“ als geringſte 
Note auf, und bei Preisverteilungen am Schluſſe des Schuljahres hielt er ſtets reiche Ernte. 

Im Juni 1830 fand die ſchriftliche, Mitte Juli die mündliche Reifeprüfung ſtatt. Windt- 
horfts Jahrgang war der erfte, der ſich der gerade neu eingeführten Prüfung zu unterziehen 
hatte. Vier Schüler hatten fich zu derfefben gemeldet. Am 16. Juli wurden die Prüflinge 
von morgens 9 bis 1 Uhr und von 3 bis 9 Uhr abends einer gründlichen Tragejtellung 
unterworfen. Das Prüfungsprotofoll jagt darüber folgendes: 

Zateinijch: Horatii carmen saeculare. Windthorft überſetzte bis Vers 20 fehr geläufig, gab 
das Versmaß mit einiger Nachhilfe richtig an und ffandierte recht, interpretierte die von ihm überſetzte Stelle 
in Iateinifher Sprache ganz gut und geläufig, gab ebenjo das Leben des Horaz und die Erflärung aus der 
Mythologie über Phöbus, Diana, die Sibyllen ohne Anſtoß. — Das Gedicht war in Unterprima gelejen. 

Griechiſch: Homer Ilias, 18. Buch, Vers 483 ff. Windthorjt gab zuerſt kurz den Inhalt 
des Buches und die Beſchreibung des Schildes und überjegte ins Latein Vers 483—490 jehr gut, zeigte 
auch in der grammatiſchen Erklärung jehr gute Kenntnis der griechiſchen Formenlehre, nur fehlten ihm 
einige Vofabeln. Die vorfommenden Geftirne erklärte er aus der Ajtronomie ganz gut. — Die Stelle 
war in Unterprima gelejen. 

Griehifhe Proſa: Xenophons Memorabilien, Buch 4, Kapitel 3. Windthorft überjegte vom 
Anfange bis Nr. 2 und beantwortete die grammatijchen Fragen gut und ohne bedeutenden Anftoß; dann 
überfegte er eine andere Stelle noch befjer als zuvor. — Die Stellen waren in der Schule nicht gelejen. 

Lateiniſche Broja: Cicero de oratore, Bud 11, Kapitel 150. Windthorft überjegte ge— 
Yäufig und ohne Anſtoß. Darauf wurde unter den Augen der Kommilfion der Prüfungsordnung ent- 
iprechend noch ein lateiniſches Extemporale gejchrieben. 

Französisch: Nacines Ejther, Alt 1, Szene 3. Windthorft vom Anfange bis laissez, hiekt 
an bei c’est fait d’Israel, was er nicht verftand ; ſonſt überjegte er gut. Auch mußten die Schüler 
etwas über die Kiteratur du sidele de Louis XIV. und fannten die Hauptvichter. — Das Stück war 
noch nicht gelejen. 

Naturlehre: Windthorft wurde befragt über die allgemeinen Begriffe, Torricelliihe Röhre 
und die Höhenmeffung mit dem Barometer und antwortete ganz gut, entwidelte die Formel H=939, 
41 tois 1g.B—1g.b. 

Mathematik: Windthorft wurde die Gleichung zu löſen gegeben: Vx — 1 + Vx+18 = 19. 
Er beantwortete und Yöfte alles jehr gut. Aus der Geometrie gab er die Formel für das Prisma richtig. 

Geihihte: Windthorjt: Die ältefte griechijche Gefehichte bis zum Anfange der Kultur. Ueber 
die Geſchichte Drafons und Solons. Miltiades. Der zweite puniſche Krieg, die Hauptbegebenheiten 
und Perfonen. Die philoſophiſchen Werke des Cicero, über Livius. Die ältefte Geſchichte der Deutjchen. 
Der Marfomannenfrieg und die Völkerwanderung. Das Reich der Tranfen und der Sieg des Karl 
Martell bis Karl ven Großen. Die Beranlaffung zur franzöfiichen Nevolution. — Alle haben ziemlich 
gute Geſchichtskenntniſſe gezeigt, wober fi) Windthorſt auszeichnete. 

Deutihe Sprahe: Windthorft iiber den deutſchen Stil und deſſen Eigenjehaften überhaupt, 
über Klarheit und Deutlichkeit, über Schmudf und Haltung. — Vorzüglich. 

Religionslehre: Windthorft: Eigenschaften Gottes. Ankündigung Jeſu durch die Propheten. 
Gebot der Nächitenliebe, Allgemeinheit derjelben. Priedensliebe, Beweggründe. Sünden gegen die Hoff- 
nung und Liebe. 

Er erhielt da3 Zeugnis Nr. 1 mit den Prädifaten: Aufführung vorzüglid. Schulbe- 
ſuch, Aufmerkjamfeit und Fleiß vorzüglih. Deutſche Grammatif und Stil jehr gut. Latein: 
Meberjegen ehr gut. Deutſcher Aufſatz jehr gut. Erklären der Mythologie und Altertumg= 
funde zur Zufriedenheit. Schreiben jehr gut. Sprechen zur Zufriedenheit. Griechiſch: Ueber— 
jeen gut. Erklären gut. Gefchichte jehr gut. Mathematik fehr gut. Naturwiſſenſchaft jehr gut. 

Der deutſche Aufſatz, deffen Thema und erſte Seite umjtehend in verfleinertiem Maß— 
ftabe nad) dem Driginal wiedergegeben ift, erhielt das Prädikat: 

Diefer Aufſatz ift „jehr gut“ und gründlich abgefaffet und leistet nach meinem Urtheile den For: 
derungen des Gejeges zum Standpuncte $ 19, 3 völlig Genüge. 





M. Georgi, Dir. ©. C. 
van Dillen, Lehrer der 6. AI. 
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Erſte Seite des Deutſchen Aufſatzes des Abiturienten £. Windthorit (1830). 
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Die Prüfungsakten wurden nad) Hannover gefhiet, und in dem darauf erfolgenden 
Reſkript erfannte das Oberjchulfollegium bezüglich der jhriftlihen Arbeiten Windthorſts an, daß 
diefelben für einen abgehenden Schüler recht lobenswert feien, von einem waderen Sinne, fleißigem 
Studium und gutem Talente zeugen und das Zeugnis Nr. 1 geftatten. 

Das voreilige Urteil des Kaplans von Dey, der MWechjel in den Perſonen der Lehrer 
und den Stätten des Lernens, der anfängliche Mißerfolg auf dem Gymnafium: das alles 
bildet den Kern einer Reihe von Anekdoten, die über des Knaben Mangel an geijtiger Reg— 
jamfeit und geordnetem Fleiß, über feinen Hang zu tollen Streichen und ähnliches umlaufen. 
Sie jind zujammengefaßt und am meilten befannt geworden in der Schilderung, die der 
fortjchrittliche Vertreter für Bielefeld, Abg. Ed. Windthorft, am 11. März 1873 unter 
großer Heiterfeit der Zuhörer im preußiichen Abgeordnetenhaufe von feinem berühmten Onfel 
entwarf: 

— gibt eine fromme Familientradition in unſerem Hauſe, nach welcher ein Mann, der in ſeiner 
ſpäteren Entwicklung zu großen Würden und noch höheren Ehren gelangt iſt, in ſeiner Jugend tolle 
Streiche verübt, überhaupt jo wenig getaugt hat und noch weniger hat lernen wollen (Heiterkeit), daß 
jein Lehrer verzweiflungsvoll den Kopf gejehüttelt und feinem Vater den troftlojen Rat erteilt hat, er 
möge den Jungen, an dem Hopfen und Malz verloren jei, doch nicht ftudieren, er jolle ihn lieber ein 
Handwerk, das ehrliche Schuſterhandwerk, erlernen laſſen (Allg. Heiterkeit), und diejes Mitglied 
meiner Familie habe ich die Ehre, in diefem Augenblick al meinen ehrenwerten Gegner und Onfel zu 
begrüßen.” 

Windthorft hat über diefe Schilderung herzhaft mitgelacht, wie er überhaupt Scherz 
verjtand, auch wenn es auf jeine Koften ging. 

Nach Ueberwindung der erften Schwierigkeiten war Ludwig Windthorft in Wirffichfeit 
ein fleißiger und ſtrebſamer Schüler geworden, der nur der richtig leitenden Hand bedurfte, 
um zur fruchtbaren Entwidlung zu gelangen. Der Hunger nad Wiſſen, der Drang, die 
Lücken des erjten Unterrichts auszufüllen, wurden dem Yernbegierigen Knaben im Laufe feiner 
Gymnaſialzeit fogar recht verhängnisvoll. So oft es ihm nämlich feine Zeit erlaubte, zog 
er ji) in den Garten des Dompfarrers Kruſe zurück, wo eine aus alten Steintrümmern be- 
ftehende Erhöhung ihm ein ungeftörtes Nuheplägchen bot. Da jaß er gern und las in den 
Dichterwerken, die ihm bis dahin verjchloffen waren, und in Gefchichtsbüchern, die jein Willen 
erweiterten, und las, bis die Dämmerung ihre Schatten auf fein Buch warf und das Dunfel 
endlih dem Eifer ein Ziel jehte. 

Bald zeigten ſich die Folgen diejes Uebereifers; das Augenlicht wurde immer fchwächer 
und die Augen verloren ihre Sehfraft bis zu einem foldhen Grade der Kurzfichtigfeit, daß er 
nur mit Hilfe der ſchärfſten Brillengläſer zu leſen vermochte. Dieſe an Blindheit grenzende 
Kurzſichtigkeit hat fich zeitlebens nicht gebeffert und ihn nicht wenig an der Arbeit gehindert. 

Von feinem ftillen, unermüdlichen Fleiße zeugt das noch vorhandene, fein ſäuberlich 
geſchriebene Lateinifche Negel- und Vokabelbuch, das in der Schülerhand ſchon den Grundzug 
der jpäteren feften Handſchrift wohl erfennen läßt. 


3. Auf der Univerſität. 


In feiner früheften Jugend, während des Aufenthaltes beim Paſtor in Valfenhagen, 
hatte Ludwig Windthorft mit fnabenhaftem Exnfte die Frage nach feinem fünftigen Beruf 
dahin beantwortet: „er wolle das PBaftoren Yernen“, Aber das Nuriftenblut in ihm ver- 
feugnete fi) nicht; er wählte den Beruf feines Waters und bezog im Herbſte 1830 die Hod)- 
ſchule in Göttingen, um die Rechte zu ftudieren. 

Hier traf er mit feinem Vetter Auguft Windthorft, einem Sohn des Ihon genannten 
Oberfontrolleurs Friedrih Windthorft in Steinheim, zufammen. Dieſer Vetter Auguft war 
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einer jener Knaben, die ehedem in Falfenhagen Ludwigs Latein und Jagdgenoſſen geweſen 
waren. Während Ludwig dann auf das Gymnaſium in Osnabrüd kam, vollendete Auguft 
jeine Gymnafialftudien in Paderborn und war ſchon jeit einem Jahre in Göttingen auf der 
Hochſchule, als Ludwig dorthin fam. Die beiden Vettern wieſen ungefähr die gleiche Körper- 
größe auf und hatten aud) in Gang und Haltung eine gemifje Achnlichkeit; nur war Auguft 
kräftiger, gewandter und in Kopf und Gefihtsbildung regelmäßiger. Dazu fam eine merf- 
liche Uebereinftimmung in der Gemütsanlage mit ausgejprodpener Neigung zum Scherzen. 
Was Wunder, wenn fi) die beiden gut miteinander vertrugen! Gie wohnten und jpeijten 
zufammen, wobei fie fi) das Eſſen zum Preiſe von acht Groſchen aus dem Gaſthauſe zur 
Krone in die Wohnung holen liegen. 

Die Freundſchaft hielt auch trotz einiger Verſchiedenheiten der Liebhabereien. Der 
törperlich ſchwächere und ſo außergewöhnlich wiſſensdurſtige Ludwig gab ſich den Freuden des 
akademiſchen Lebens nur mäßig hin, und mit „Paukereien“ hatte er nie zu tun. Der kräf— 
tigere und gewandtere Vetter Auguft dagegen war ſchon vorher in diejelbe Landsmannſchaft 
eingetreten, in der ſich auch der ſpätere Biſchof Freiherr von Ketteler befand, und zeichnete 
ſich bald als ſehr geſchickter Fechter aus. Als Gegner war er um ſo mehr gefürchtet, als er 
ein Linkſer war, d. h. den damals ſehr beliebten Krummſäbel mit der linken Hand führte. 
Nach den Bräuchen der betreffenden Kreiſe durfte ſogar jeder Rechtshänder, der unvermutet 
mit einem Linkshänder zuſammenſtieß, vor Austrag des Handels ſich eine Friſt zum beſonderen 
Einpauken vorbehalten. Dieſe an ſich unwichtigen Verhältniſſe verdienen der Erwähnung 
um deswillen, weil ſie ungefähr vier Jahrzehnte ſpäter zu einem heiteren Nachſpiele führten. 
Auguſt Windthorſt hatte nämlich u. a. mit dem ſpäteren Reichskanzler v. Bismarck während 
der Göttinger Studienzeit einen Zweikampf auf Krummſäbel auszufechten und dieſem einen 
„Schmiß“ beigebracht. Als der Reichskanzler nun nach 1866 mit Ludwig Windthorſt ſich zu 
einer freundlichen Unterhaltung zuſammenfand, bemerkte er: „Wir beide kennen uns ja wohl von 
Göttingen her. Sie ſind doch der kleine Windthorſt, der mich einmal...“ Dabei fuhr 
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Das Ausgabe-Regifter Windthorfts, 


das er als Student in Göttingen und Heidelberg von 1830 bis 1833 geführt hat, gewährt manchen 
hübſchen Einbli in feine Auffaffung und feine damalige Lebensweiſe. 

Im Vordergrunde ſtehen Ausgaben für juriſtiſche und geſchichtliche Werke, fremdſprachliche Lexika 
und Atlanten, die er ſich anſchaffte. Dazwiſchen auch einmal ein „Spazierſtöckchen für 19. Gr.” (gute 
Groſchen). Daneben hat er aber eifrig Zeitungen gelejen, denn Ausgaben für die Zeitungsträgerin und- 
einzeln gefaufte Zeitungsnummern, 3. B. das Frankfurter Journal, fommen häufiger vor. Daß er 
auch jonft eifrig zu lejen pflegte, zeigt eine Eintragung unterm 10. April 1832 in Heidelberg: „Sub: 
ifription auf Volksbibliothek = 1 fl. 36 Kr.“ 

Der junge Student muß jehr mäßig gelebt haben. Wenn er fi) einmal etwas Bejonderes 
feiftete, hat er das gewiſſenhaft gebucht, 3. B. „Schellfiſch mit Kartoffeln 9 9. Gr. 4 Big.” 

Wie weit er ftudentijchen Vergnügungen huldigte, läßt fich im einzelnen nicht feſtſtellen. Wahr: 
ſcheinlich geſchah es aber in ſehr mäßigem Umfange, ſonſt würde er keine Veranlaſſung gehabt haben, 
einmal zu verzeichnen: „Kneiperei auf Faſtnacht 8 g. Gr. 6 Big.” 

Sehr drollig wirken für denjenigen, der die „Heine Exzellenz“ bei Lebzeiten gefannt hat, feine 
Ausgaben, die er in Sommer 1831 für im ganzen neun Tanzftunden verzeichnet, und zwar im einzelnen 
von 2 g. Gr. bis 12 g. Gr. im Höchſtfalle für eine Tanzitunden-Ausgabe. Zum Schluß heißt e8 dann: 
„Auf dem Ball 1 Rthr. 22 9. Gr.” 

Für das mildtätige Herz des jungen Windthorft ſprechen wieder andere Aufzeichnungen jeines- 
Ausgaben-Negifters aus der Göttinger Zeit: „Einem dürftigen Studio 6 g. Gr. Einem unglüdlichen 
Studio 8 g. Gr. Einer armen Frau 2 g. Groſchen.“ Aus der Heidelberger Zeit: „Einem armen 
Mann 6 Kr. Einem unbemittelten Studio 58 Kr.” 
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Fakſimile einer Seite aus dem Ausgaben-Regifter Windthorfts 
aus feiner Studentenzeit in Göttingen. 
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ſich Bismarck mit der Hand über das Geſicht, um einen erhaltenen Hieb anzudeuten. Er 
hatte die beiden Vettern verwechſelt. Was ſich in ſeiner Erinnerung lebendig erhalten hatte, 
war außer dem Namen Windthorſt und dem erhaltenen „Schmiß“ ſicher auch die gegen den 
Rieſen Bismarck unverhältnismäßig kleine Geſtalt des Säbelgegners und die erſchwerte Kampf⸗ 
bedingung gegenüber dem „Linker“. 

Ungleich ſchwerer und langwieriger geftaltete ſich in der Folge der politifche Zweikampf, 
der zwifchen dem Abgeordneten Windthorft und dem fall allmächtigen Reichskanzler auszu— 
a war. Wer hier den Sieg gewann, darüber hat als „Unparteiiſcher“ die Weltgeſchichte 
zu richten. 

In ſeiner erſten Göttinger Studienzeit hatte Windthorſt Gelegenheit, eine poſſenhafte 
Nachwirkung der franzöſiſchen Julirevolution zu beobachten. Junge Leute aus dem Bürger— 
ſtande, Doktoren und Studenten ſpielten unter Führung zweier Advokaten in Göttingen 
Revolution. Sie nötigten den Polizeikommiſſar zur Flucht, beſetzten das Rathaus und bewogen 
die aus 80 Jägern beſtehende Beſatzung der Stadt zum Abzuge. Nachts trieben ſie um die 
auf dem Markte angezündeten Wachtfeuer allerhand Poſſen. Eine Woche hindurch dauerte 
der „übermütige Faſching dieſes widerwärtigen Aufſtandes“, wie ihn der Germaniſt Grimm 
nennt, um dann beim Anrücken der Truppen ebenſo kläglich zuſammenzubrechen, wie er kindiſch 
und unbeholfen angefangen war. 

Mit Freiherrn von Ketteler, der ſeit 1829 in Göttingen war, iſt Windthorſt während 
ſeines Göttinger Aufenthaltes nicht zuſammengekommen. 

Im Herbſte 1831 wandte ſich Windthorſt nach Heidelberg, deſſen juriſtiſche Fakultät 
in beſonders hohem Rufe ſtand. In dieſes Studienjahr fielen die unter dem Namen „Hambacher 
Feſt“ bekannten Vorgänge. Windthorſt blieb von dieſer ſtudentiſchen Bewegung nicht unberührt. 
Aber ſeinem Scharfblicke entging es nicht, wieviel Unklugheit, Verſchwommenheit und zielloſe 
Ungebärdigkeit in all dieſem ſchäumenden Ueberſchwang zutage trat. Er ſagt ſelbſt, er ſei 
glücklicherweiſe aus dieſen Dingen viel konſervativer hervorgegangen, als er hineingegangen 
war. Vorher ſei er ein halber Republikaner geweſen, da er mit Paſſion die Geſchichte der 
Römer und Griechen geleſen habe. 

Das letzte Studienjahr führte Windthorſt wieder nach Göttingen zurück. An ſeine 
fröhliche Studienzeit erinnerte er ſich ſtets mit großer Freude, und mit rechtem Behagen 
wußte er im Freundeskreiſe aus jenen Tagen allerlei Schnurren zu erzählen. Unter anderem 
gab er gern die luſtige Geſchichte ſeiner Tanzſtudien zum Beſten. Als der akademiſche Tanz⸗ 
lehrer an ſeiner Begabung für die Tanzkunſt verzweifelte und ihm den Rat gab, die Uebungen 
aufzugeben, machte Windthorſt ihn gefügig durch die diplomatiſche Bemerkung: „Ich wußte 
wohl, daß ich zum Tanzen ſehr ungeſchickt bin, eben deshalb habe ich mir einen ſo vorzüg⸗ 
lichen Lehrer geſucht.“ Die Berufung gegen das abweiſende Urteil des Lehrers an deſſen 
Berufsehre hatte Erfolg; das Ehrgefühl entſchied für Wiederaufnahme des Verfahrens. Aber 
bei der Schwierigkeit des Falles war eine beſondere Behandlung nötig. Zu dem Einzel⸗ 
unterricht wurde die Tochter des Karzerwärters Braubac als Verſuchs— und Uebungstänzerin 
zugezogen, bis die wünſchenswerte Fertigfeit erlangt war. Seiner Tänzerin hat ſich Windt- 
horſt fpäter noch dankbar erinnert und bei Gelegenheit eines amtlichen Befuches als Minifter 
in Göttingen fi angelegentlih nad) ihr erkundigt. 

Auf dieſe harmloje Tanzbefanntjaft find wohl Die über Windthorſts Beziehungen 
zum Göttinger Karzer umlaufenden Geſchichtchen zurüdzuführen. Mit dem Karzer ſelbſt ift 
er laut amtlichen Ausweijes aus Göttingen und Heidelberg nie in Berührung gefommen. 
Gelegentlich wurde auf einem ſtudentiſchen Kommerſe einer Katholikenverſammlung erwähnt, 
Windthorſt habe erzählt, er ſei auch einmal in der Totenkammer (ein Raum für ſinnlos be— 
trunkene Studenten in der Nähe des Kneipzimmers) untergebracht geweſen. Demgegenüber 
legte Windthorſt Gewicht darauf, feſtzuſtellen, daß dies nicht vorgekommen ſei und daß er 
ſelbſt dergleichen nicht erzählt habe. 
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4. Erfte Arbeitsjahre und Dermählung. 


Nach Beendigung feines Studiums legte Windthorſt bei der Göttinger juriſtiſchen 
Fakultät 1834 das erfte juriftiiche Eramen ab, das er mit Auszeichnung bejtand. Dieje 
Prüfung war Bedingung für den Eintritt in die juriftiihe Praxis. Cine Eigentümlichkeit 
der damaligen hannoverfchen Gerichtsverfafjung beftand darin, daß der Prüfling durd) das 
Beftehen der Prüfung bei der Fakultät zugleich den Doktortitel erhielt, den die Juriſten 
nad) dem damaligen Gebrauch ihrem Namen nachſetzten: „Windthorft Dr." Vor dem Jahre 
1832 hatte der Rechtskandidat mit der Doftorwürde zugleich die Befugnis zur praftiihen Aus— 
übung der Advofatur erlangt. Durch eine Regierungsverordnung vom 5. Mai 1832 wurde 
indes für den angehenden Advokaten ein Vorbereitungspienjt bei Advofaten, Stadtgerichten 
und Königlichen Aemtern vorgejchrieben, und nad) diefem ein zweites Examen gefordert, das 
vor einer Kommiſſion des Oberappellationsgericht3 zu Belle abgelegt werden mußte. Diejem 
zweiten Examen unterzog ſich Windthorft im Jahre 1836 mit demjelben glänzenden Erfolge. 
Seine Brüfungsarbeiten hatten die Aufmerfjamfeit der Prüfungsfommillion erregt. Onfel 
Friedrich Windthorft zu Steinheim erwähnt dies in feinem Glückwunſchſchreiben zu feiner 
Verlobung am 27. Oftober 1837 mit den Worten: „Namentlich hat der Oberappellationsrat 
von Zerſſen aus Celle Deine Arbeiten bei mir gerühmt, was mic) jehr gefreut hat.” In 
einem jpäteren Bericht des Landdroften Graf Wedel wird erwähnt, er habe eine relatio pro 
statu ausgearbeitet, „wie jie nur beim Examen eines Jujtizrates gewünjcht werden fann“. 


Unterſchrift des Advokaten Windthorft aus den Jahren 1836 bis 1842. 


Ohne Schwierigkeiten wurde ihm daher die Zulaffung zur Praxis durch Eintragung 
in die Matrifel bewilligt. Vom Oberappellationsgericht war die Zulaffung zur Advofatur ganz 
bejonder3 empfohlen worden. So fonnte er fi im Sommer 1836 als Advofat und Notar 
in Osnabrück niederlaffen. Seine flare Nuffafjung, fein Geſchick, auf die Eigenart der 
Leute einzugehen umd aus ihren verworrenen und umftändlichen Vorträgen den Kern raſch 
herauszuſchälen, feine Schlagfertigfeit in Verbindung mit feinen ausgezeichneten juriſtiſchen 
Kenntniffen machten ihn bald zu einem gefuchten Anwalt. In dem ſchon erwähnten Briefe 
des Onfels in Steinheim heißt e8 darüber: „Soweit Deine künftige Subfiftenz betrifft, habe 
id) von verſchiedenen hier durchpafjierten Badegäften mit Vergnügen gehört, daß Du eine 
blühende Praxis haft. Sonach darf ich nicht zweifeln, daß Du ein reichliches Auskommen 
haben wirſt.“ In wenigen Jahren überflügelte er alle ſeine Kollegen, indem er über die 
bedeutendſte Praxis in Osnabrück verfügte. 

Im Jahre 1842 wurde Windthorſt Vorſitzender Rat im Katholiſchen Konſiſtorium in 
Osnabrück. Die Ritterſchaft der Landſchaft Osnabrück erwählte ihn zu ihrem Syndikus. 

Seine Lebensſtellung war geſichert. Nun durfte er auch daran denken, einen eigenen 
Hausſtand zu gründen. Gleich ſeinem Vater freite er ein Juriſtenkind, Fräulein Julie 
Engelen, eine Tochter des Gutsbefibers und Advofaten Ignaz Engelen auf Gut Deding- 
berge im Kirchſpiel Glandorf. Die Erwählte war eine Schweiter feines Jugendfreundes 
und Mitabiturienten Ferdinand Engelen. Dem vorfihtigen Vater mußte er erſt genaue Aus- 
funft darüber geben, ob er auch imftande fei, einen eigenen Hausſtand zu unterhalten. Aber 
auch Fräulein Julie ermutigte den Werber anfänglich feineswegs. Sie hatte ihn aus dem 
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Verkehr mit ihrem Bruder genugſam fennen gelernt, um jeine Vorzüge zu ſchätzen. Darum 
gab fie unummunden ihrer hohen Ahtung Ausdrud, ließ aber durhbliden, daß dieſe zur 
bräutlichen Liebe fich nicht erheben dürfe, weil fie ihrer Gejundheit nicht ficher jei. Als troß- 
dem ein Antrag erfolgte, lehnte fie ihn in aller Form ab. Der Freier war gebeugt, aber 
feineswegs entmutigt. Treu dem Wahljprude: Linea recta brevissima (Der gerade Weg 
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Schlußſatz aus einem vom hannoverfchen Hotar £udwig Windthorit 
in Osnabrüd gefchriebenen Protofoll aus dem Jahre 1842. 


iſt der fürzefte), den er auf jeinem Notariatsfiegel führte, war er den geraden Weg zum Ziele 
gegangen. Vergebens! Nunmehr gebot ihm die Klugheit, Laufgräben zu eröffnen, um die 
widerftrebende Feſtung zu ſtürmen. Eines Abends ſtand er vor dem Fenſter ſeiner Liebſten 
und ſang ihr ein Lied, ſo ſchön er es vermochte. Dabei hatte er nicht acht darauf, daß 
hinter ihm ein Waſſergraben ſich hinzog, kurzum: mitten in ſeinem ſchönſten Geſange gab es 
einen Plumps — der Sänger lag im Waſſer! Dies tückiſche Mißgeſchick wendete ſich als⸗ 
bald zum Guten. Das aufmerkſame Frauenohr hatte nicht ungern den Tönen gelauſcht und 
war durch den Plumps vielleicht noch mehr erſchreckt worden als der Betroffene. Fräulein 
Julie war ſehr bald unten bei ihrem Verehrer, der buchſtäblich wie begoſſen vor ihr ſtand, 
und kurze Zeit darauf ward im Hauſe Verlobung gefeiert. Der komiſche Unfall, der aus 
einem unglücklichen Verehrer einen glücklichen Bräutigam gemacht hatte, gab den beiden 
Beteiligten noch im ſpäteren Alter oft Gelegenheit zu Scherzen. 
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Der Lebensbund wurde am 29. Mai 1838 gejchloffen. Der Osnabrüder Weihbiſchof 
Lüpke war es, der ihre Hände ineinander legte und ihnen eine warmherzige Traurede hielt. 
Die Ehe ward und blieb bis an das Lebensende überaus glücklich. Wer jemals Gelegenheit 
hatte, die beiden Gatten und die Kinder im Familienfreife zu bejudhen, der wurde angenehm 
berührt durch die mohltuende Harmonie, die dort herrſchte. Ohne Eleine Tiebenswürdige 
Nedereien ging es bei Windthorft nie ab; dabei wußte er ftetS eine aufmerfjame Anerkennung 
und Huldigung für die Gattin anzubringen. Wehe dem, der je einen Zweifel darüber zu 
äußern gewagt hätte, daß Frau Julie den beiten Kaffee oder das bejte Apfelmus bereite: er 
hätte es mit Windthorft für immer verdorben! Ganz beſonders aber verdient hervorgehoben 





Frobus 


Geburtshaus von Frau Julie Windthorft geb. Engelen 
in Dedingberge. 


zu werden, wie nachhaltig die trefflihe Fürſorge der für das öffentliche Wirken lebhaft fich 
interefjierenden Gattin auf die Erhaltung der Schaffensfraft und Friſche ihres Gatten ein- 
gewirkt hat. Niemand erkannte dies dankbarer und rüdhaltlofer an als Windthorft ſelbſt; 
oft genug rühmte er den Anteil, den die Gattin an feinem Wirfen und Streben habe. 

„An jeinen Geburtstagen“ — jo erzählt ein Parlamentsmitglied —, „die er meifteng in 
Berlin feiern mußte, ging es bejonders lebhaft zu. Die Berliner Freunde ftellten ſich mit 
prachtvollen Blumenjpenden ein, darunter immer beſonders glänzend der Fabrifant Löwe. 
Die jhönften Blumen wählte Windthorſt aus und fehicte fie feiner Frau nad) Hannover. 
Ein Diner im Hotel de Rome Frönte das Fell.” Bei der Feier des 80. Geburtstages brachte 
der Borfigende der Fraktion, Frhr. dv. Heereman, einen Trinkſpruch auf die Gattin Windt- 
horſts aus, in welchem er ausführte, wie das glückliche Yamilienheim, die Liebe und Fürforge, 
die Windthorft im Yamilienkreife finde, ipm Kraft und Mut und Stärfe gegeben, mit folder 
Veftigfeit und Ausdauer für feine Sache einzutreten. Scherzend fügte er hinzu, die Gattin 
habe ihn aud milde und liebenswürdig gemacht, ſoweit dag notwendig war. In feiner 
Antwort jagte Windthorft mit bewegter Stimme: „Befonders dankbar bin ich für die herzliche 
Weife, in der Herr v. Heereman der Gefährtin meines Lebens gedacht hat. Sie hat aller- 
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dings auf alles, was ich getan und geleiftet, einen großen Einfluß ausgeübt. Ihrer Liebe 
und Sorgfalt, ihrer Opferwilligfeit habe id) es zu danken, daß ic) jo lange mic) dem öffent- 
lichen Leben habe widmen können, daß ich auch heute in den Streifen derjenigen verweilen 
fann, mit denen ich in treuem Zuſammenſtehen, in entjehiedenem Feſthalten an feften Grund— 
jägen gearbeitet und gefämpft habe.“ 


——— 


NEO 





Gotiſche Monjtranz. 
Gejchent der Zentrumsfraftion zur goldenen Hochzeit Windthorſts am 29. Mai 1888. 


Am 29. Mai 1888 begingen die Eheleute Windthorit dag Feſt ihrer goldenen Hod- 
zeit, an dem das ganze fatholifche Deutjchland Anteil nahm. 

Diefer wahrhaft mufterhaften Che entiproßten vier Kinder: zwei Söhne und zwei 
Toöchter: Maria, geb. 26. September 1841; Anna, geb. 12, April 1843; Julius, geb. 15. 
November 1844 ; Eduard, geb. 7. Juli 1848. Der letztere ftarb im frühen Jugendalter am 
94. April 1860; aud) die Tochter Anna wurde ſchon früh den Eltern durd) den Tod ent- 
tiffen am 19. März 1867. Befonders großen Schmerz bereitete dem Elternpaare der Verluft 
des älteften Sohnes, des Referendars Dr. juris Julius Windthorft, der am 18. November 
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1872 in Hannover ftarb,; Mit feinem Freunde Im Walle, dem ſpäteren Abgeordneten, der 
in der MWindthorftihen Familie viel Freundſchaft genoß, hatte Julius kurz nach Ablegung 
feiner erſten juriftifhen Prüfung eine Reife nad) ber Schweiz unternommen. Durd) einen 
unglücklichen Fall war Im Walle gezwungen, einige Zeit auf Rigi-Scheided zu verweilen, 
während ſein Reiſegefährte, dem die dünne Luft dort nicht zuſagte, ſich nach Schöneck an der 
anderen Seite des Vierwaldſtätter Sees begab. Von dort ſchrieb er nach wenigen Tagen 
an Im Walle, er habe einen Blutſturz bekommen; wenn er ihm noch lebend antreffen wolle, 
müffe er raſch herübereilen. Im Walle war es jeines verſtauchten Fußes wegen unmöglich, 
zu reifen. Er ‚gab der Schweſter Fräulein Maria Windthorſt Nachricht, damit dieje die 
Eltern von dem Zuftande des Sohnes ſchonend unterrichten möge. Sofort eilten dieſe zu dem 
franfen Lieblinge und pflegten ihn forgjam, bis er die Heimreife mit ihnen wagen fonnte. 
Leider war die Beſſerung nur vorübergehend, beim erjten Verſuche, feine Beihäftigung 
im Vorbereitungsdienfte beim Gerichte in Hildesheim aufzunehmen, erneuerte ſich der Blutjturz 
und machte dem jungen Leben ein jähes Ende. Der Schlag traf namentlich den Vater aufs 
härtefte; trug er doch mit dem einzigen Sohne fo ſchöne Hoffnungen zu Grabe! 


5. Weiterer Aufitieg. 


Der junge Rechtsanwalt war in Osnabrück ſehr bald ein volfätümlicher Mann. Trotz 
der Arbeit, die ihm die Bewältigung feiner Praxis auflegte, fand er immer noch Zeit für 
andere Dinge, die ihm am Herzen lagen. Die Kanzlei war ein zu enges Feld für jeinen 
Tätigfeitsdrang. Ihn reizte vor allem das Öffentliche Leben mit feinen vielgeftaltigen Er- 
fheinungen und mannigfadhen Aufgaben. Dazu fam nod) ein anderes. Seine in der echt 
fatholifchen Luft feiner Heimat entwidelte und durch die jorgjame Erziehung auf dem Garo- 
linum gefräftigte religiöje Ueberzeugung ftieß nad) allen Seiten hin auf Hemmnifje, die ihm 
unerträglih waren, und auf Schranken, die ihm unwürdig dünfen mußten. In dem pro— 
teftantifchen Hannover waren die Vorurteile gegen alles Katholiiche naturgemäß noch viel 
größer als heute. Selbſt in gemijchten Gegenden war dort, two die Protejtanten die Mehr- 
beit hatten, von Gleichberechtigung aller Bürger an der Verwaltung und Gleichitellung der Kon— 
feſſionen faum die Nede. Daß auch Windthorſts ausgeprägter Rechtsſinn und fein ftarfes 
Gefühl für die Not der Unterdrüdten ſich gegen die politiſche Niederhaltung der Katholiken 
empörte, iſt ohne weiteres erklärlich. 

Seine nächſte Umgebung bot ein klaſſiſches Beiſpiel. Die „monjtröfe Stadtverfaſſung“ 
von Osnabrück forderte den Widerſpruch der Katholiken geradezu heraus. Wenige Jahre 
vor Windthorſts Niederlaſſung war dur) Verordnung vom 26. Oftober 1833 die mit Art. 
16. der Bundesafte unvereinbare Beltimmung aufgehoben worden, wonad die Magijtrats- 
mitglieder „der evangelijchen Religion zugetan“ jein mußten. Aber mit der gejeßlichen Auf- 
hebung war die dur die Gewohnheit der Jahrhunderte geheiligte Praxis noch nicht ge= 
brochen. Genau wie in unferen Tagen hielt der engherzige NRathausliberalismus mit allen 
Mitteln darauf, ih in der Macht zu behaupten. Die Verordnung ftand vorerft nur auf 
dem Papier. Noch 1848 macht fi) von Bennigjen über den „kraſſen Egoismus“ der Osna- 
brüder Patrizierfamilien luſtig, die „ji an ihren Fleifchtöpfen zu wohl fühlen“ und von 
ihrer Majorität fleißig Gebraud) machen und „gar nichts mehr davon hören wollen, die Aus— 
ſchließung der Katholifen von den Magijtratämtern aufzugeben“. 

Auch in der Landdroftei Osnabrück, in der doch die Katholiken an Anzahl den Pro- 
tejtanten überlegen waren, gab es durchweg nur proteftantifche Beamte. 

Es märe geradezu undenkbar, daß Windthorſt ſolchen Verhältniffen fühl und untätig 
gegenüber geftanden hätte. Um fo mehr, als in jenen Tagen die Gefangennahme des Erz= 
biſchofs Clemens Auguft von Cöln (20. Nov. 1837) die Gemüter der ganzen katholiſchen 
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Welt tief und fehmerzlich erregt hatte. „Die religiöjen Gefühle, die man längjt entwurzelt 
wähnte, erhoben ſich mit Macht und lebten mit verjüngter Kraft in aller Herzen wieder auf.“ 
Eben hatte der alte Joſ. v. Görres jeinen mit flammender Begeifterung geſchriebenen 
Athanafius in die deutjhen Lande hinaus gejandt und auch Hannover an alte Schulden 
gemahnt. Namentlich die katholiſchen Weſtfalenſtämme hatte er aufgerufen, „mit den Brüdern 
am Nhein im gleichen Streben fich enge verbunden zu halten“. Allen ftellte er als das eine 
Ziel vor Augen: „die ganze und volle Realifierung der feierlid gewährten 
Religionsfreiheit, und der zugejagten politijchen und bürgerlichen Gleichheit der 
Konfefjionen inihrem ganzen Umfang ohne Gefährde und Hinterhalt!“ 

Das war dasſelbe Ziel, das auch Windthorſt fi) geſteckt hatte. Auch er wollte im 
katholiſchen Volke den Willen zur Tat weden und die zugefagte, aber im Aftenftaub der 
Büreaufratie begrabene politifhe und bürgerliche Gleichberechtigung der Konfefjionen zur 
Yebendigen Wirfjamfeit bringen. Darum mußte das begeifterte Mahnwort des gewaltigen 
Rufers im Streite in feinem Herzen ein ftarfes Echo wecken. 

Schon als Student hatte Windthorft den politijchen Vorgängen eine rege Aufmerkjam- 
feit zugewandt. Sobald er feiten Boden unter den Füßen fühlte, begann er ſich lebhaft an 
der politifhen Bewegung zu beteiligen. Darüber liegen gerade aus jener Zeit einwandfreie 
Zeugniffe vor. Der junge Bennigjen ſpricht in feinen Briefen von Windthorits „ultramon= 
taner Gefinnung“ in einer jo offenen Weiſe, daß fie nur aus deſſen öffentlicher Tätigfeit ge- 
ſchöpft fein konnte. Gewichtiger ift aber das Zeugnis eines Hohen protejtantijchen Regierungs- 
beamten, des Landdroften Grafen Wedel. Diefer hatte als Negierungsfommifjar 1830 
den Vorſitz in der Kommifjion geführt, vor der Windthorft als Gymnafiaft die Reifeprüfung 
ablegte. Er war auf den talentoollen jungen Mann aufmerffam geworden und hatte deſſen 
weitere Entwicklung mit Intereffe verfolgt. In einem amtlichen Berichte an den hannöver- 
ſchen Yuftiz- und Unterrichtaminifter Frhrn. von Stralenheim vom Jahre 1841 ſpricht er 
ſich lobend über die Offenheit aus, mit der Windthorft feine politifche Gefinnung immer be= 
fannt habe. „Er hat fie laut ohne Furcht und Hehl bei jeder paßliden Ge— 
legenheit in dem loyalen Sinne ausgeſprochen, in welchem ſich ſein Vorbild, der ältere 
Konſiſtorialrat Vezin, auszuſprechen gewohnt war, und hat dadurch viel Gutes geſtiftet. 
Selbſt ſeine politiſchen Gegner laſſen ihm die Gerechtigkeit widerfahren, daß ſeine po litiſche 
Geſinnung aufrichtig und die Aeußerung derſelben von keiner Nebenabſicht ein— 
gegeben ſei. Auch hat er wohl nie daran denken können, dadurch etwas ge— 
winnen zu können; wohl aber hat er ji) dadurch zahlreiche Gegner erworben . . . 

Er ift ein eifriger Ratholif, und daher, nicht weniger aber auch feines offenen, 
fräftigen Charalters wegen, genießt er das Vertrauen der katholiſchen Geiftlichfeit in einem 
hohen Grade.“ Zutreffend zeichnet Graf Wedel in diefen Worten die Zauterfeit der Ge- 
finnung und Die Selbftlofigfeit des jungen Anmwaltes, die ala Hauptvorzüge dem Politiker 
Windthorſt bis zu jeinem Rebengende eigen geblieben find. 

Diefe Selbitlofigfeit zeigte ſich alsbald in heller Beleuchtung. Im katholiſchen Konfiftorium 
zu Osnabrück war die Stelle eines katholiſchen meltlichen Rates zu bejegen. Zwei hervorragende 
Juriſten, unter ihnen Windthorft, waren für dieſe Stelle in Vorſchlag gebracht. Graf Wedel hielt 
ihn für „den tüchtigiten und qualifiziertejten von beiden“. Der eine werde fein Amt jo verwalten, 
daß ihn fein begründeter Tadel treffe, jo führte er in dem ſchon erwähnten Berichte weiter 
aus, der fräftige Windthorſt aber werde „ein reges Leben in das Geſchäft bringen und 
es ſo treiben, daß er Rob und Auszeichnung verdienen wird“. Das Einzige, was ſich gegen 
ihn jagen Tieße, jei jeine Jugend. Aber bei jeiner „durchaus nüchternen, geregelten Lebens⸗ 
art”, da er „ernſt und gemütsruhig in jeinem Weſen“ jei, brauche man eine „Präzipitanz, 
oder ein Abweichen von Ordnung und Sitte bei ihm nicht zu beſorgen“. BR 

Auch der Weihbiſchof Lüpke wandte ſich in der gleichen Angelegenheit an den Minifter. 
Das Bedenken, daß feine Schritte wegen der DVerwandtigaft mit Windthorit mißdeutet 
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werden fönnten, glaubte er beifeite jegen zu jollen, der Sache wegen. Bei ber eigenartigen 
Stellung des Konfiftoriums zum fatholifhen Kirchenrecht bedürfe man gerade für dieje Stelle 
einer taftvollen Perfönlichfeit, die in befonderem Maße das Vertrauen des Klerus befike. 
„Die allgemeine Stimme, ſowie der allgemeine Wunſch hat ſich für den Advofaten Windthorit 
entſchieden, deſſen ausgebreitete Praris ihn mit vielen in Berührung gebracht hat. Der 
Diözefanklerus ſchätzt ihn und vertraut ihm mehr, wie irgend einem anderen.“ 

In einem fpäteren Schreiben vom 21. November 1841 bejtätigt Graf Wedel, daß in 
der letzten Zeit „katholiſche Geiftliche, jüngere ſowohl als ältere, teils mündlich, teils ſchriftlich 
ſich bei ihm dafür verwandt haben, daß der Advokat Windthorſt und fein anderer Konfiftorial- 
tat werde”. Dem etwa von feiten der politischen Oppofition zu erwartenden Einwurf, daß 
hauptfächlich der Einfluß des mit ihm verwandten Weihbiſchofs die Geiftlichkeit bewogen habe, 
für ihn einzutreten, begegnet der Landdroft von vornherein mit der bejtimmten Erklärung, 
auf ihn habe das nicht eingemirkt und er glaube auch, daß die Geiftlichfeit aus Ueber- 
zeugung für ihn eintrete. In feinem früheren Schreiben vom 15. November hatte aud) 
er bereit8 darauf hingewieſen, von wie hoher Wichtigkeit es „bei der etwas unklaren und 
ſchwierigen Stellung des Konfiftorii zum Generalvifariat und zur Geiftlichfeit“ jei, daß der 
zu MWählende das PVertrauen des Klerus beſitze. In dem zweiten Schreiben ftellt der Land— 
droft ſodann den Antrag, mit Rüdficht auf die große juriftiiche Begabung des Advofaten 
und unter Hinweis auf dejien beide ausgezeichnete Examina, diefen von der Ablegung einer 
weiteren Nichterprüfung zu dispenſieren und nad) Leiltung des Nichtereides mit der einit- 
mweiligen Wahrnehmung der Gejchäfte zu betrauen. Dieſem Antrage entiprechend berichtet der 
Minifter für Juſtiz- und Kultusangelegenheiten an den Kabinettsminifter Frhrn. v. Scheele, 
indem er zugleich die vollfommen Ioyale Gefinnung des Kandidaten und „das ganz vorzüglich 
gute Ergebnis beider Staatgeramina von 1834 und 1836” hervorhebt. 

Anfangs 1842 wurde MWindthorjt unter Erlaß der zur Bekleidung des Richteramtes 
erforderlihen Prüfung proviſoriſch zum Konfiftorialrat ernannt und am 13. Januar in 
fein Amt eingeführt. Im Oftober fonnte Graf Wedel berichten, daß er maxima cum laude 
die Gejhäfte geführt habe; zugleich beantragte er die endgültige Anftellung. 

Sicherlich ift es Windthorft nicht leicht gefallen, feine blühende und einträgliche Advo— 
fatenpragi3 mit einer mageren Ratsſtelle im Konfiftorium zu vertaufhen. Einen ehrgeizigern 
Mann mochte das Nichteramt an ich reizen, da es im öffentlichen Anfehen immerhin höher 
bewertet war, als die Advokatur. Aber Windthorſt war diefer Ehrgeiz fremd. Auch bejaß 
er fein nennenswertes Vermögen, und mußte als vorjichtiger Yamilienvater mit jeinen Ein= 
fünften genau rechnen. Wenn er dennoch ſich entſchloß, auf fein bedeutend, mindeftens um 
da3 Doppelte bis Dreifache, höheres Einfommen als Anwalt zu verzichten, jo leitete ihn 
derjelbe Beweggrund, der ihn in jpätern Jahren ein Einfommen von hunderttaufend Mark 
jährlich ausjchlagen ließ, um ganz der fatholifchen Sache dienen zu können. 

Für den fatholijchen Teil der Bevölkerung des Königreich Hannover, namentlich aber 
für die Geiftlichfeit, Hatte das Konfiftorium eine nicht geringe Bedeutung. Ihm unter- 
Ntanden die Ehe- und Verlöbnisſachen, jowie die Verwaltung der Kirdhen- und Schulan- 
gelegenheiten der Katholiken. Auch war das Konfiftorium mit der Gerichtsbarkeit in Ange 
fegenheiten der Geiftlichen betraut. Dieſes Ineinandergreifen kirchlicher und weltlicher Nechts- 
gebiete und Machtbefugnifje bot naturgemäß die breiteften Reibungsflächen für die firhlichen 
und ftaatlichen Behörden. Da galt es, mit gutem Willen und vollendetem Takt die Geſchäfte 
zu führen und mit diplomatiſcher Gewandtheit im Entſtehen begriffene Meinungsverſchieden— 
heiten möglichſt auszugleichen und entſtandene beizulegen. Für einen diplomatiſch veranlagten 
Kopf bot ſich da ein ungemein dankbares Wirkungsfeld. Daher erklärt fi) das lebhafte 
Intereſſe, das der Weihbiſchof und die Geiſtlichkeit an der Beſetzung der Stelle durch die 
richtige Perſon haben mußten. Der Widerſpruch, der in den Befugniſſen dieſer ftaatlichen 
Behörde zum katholiſchen Kirchenrecht gegeben war, veranlaßte Windthorſt im Jahre 1849 in 
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der zweiten Kammer fi) ganz entjehieden für die Aufhebung derjelben auszuſprechen. Sie hätte 
feiner Meinung nad) gar nicht eingeführt werden Dürfen. 

Die Ausficht, an diefer Stelle in hervorragender Weife für die katholiſche Sache tätig 
fein zu können, gab über alle anderen Erwägungen den Ausſchlag. Die Selbitlofigfeit des 
echt Katholiich empfindenden Mannes trug über die Rückſicht auf geldliche Vorteile den Sieg 
davon. Windthorft entſchloß fi zur Annahme. 

Graf Wedel hatte ſich der Erkenntnis nicht verſchließen fünnen, daß ein bedenfliches 
Mißverhältnis zwiſchen dem ſchmalen Nichtergehalt der Stelle im Konfiftorium und den Ein- 
nahmen Windthorits aus feiner bisherigen umfangreichen Praxis beſtehe. Er ftellte den An— 
trag, man möge den jungen Konfiftorialvat für den Verluſt jeiner einträglichen Advokaten— 
praxis dadurch wenigftens teilweiſe entjhädigen, daß man ihn zugleich zum Aſſeſſor beim 
Pupillar-Collegio ernenne. Allein der König jah es nicht gerne, daß mehrere Staatsämter 
in einer Hand vereinigt wurden, jo daß Windthorit ſchließlich fich bereit erflärte, auf die 
Affefforjtelle zu verzichten, wenn ihm nur ſoviel Gehalt bewilligt würde, um jtandesgemäß 
und jorgenfrei leben zu können. Der Landdroft hatte 600 Taler beantragt. Die endgültige 
Anftellung verzögerte fi, jo daß Graf Wedel nochmals vorftellig wurde: Windthorft habe 
jo dag Vertrauen der Geiftlichfeit gewonnen, „daß fie es nur mit Trauer und Schmerz ver— 
nehmen würde, wenn ein anderer käme, und den füchtigen (oyalen Mann müßte e3 tief 
kränken.“ 

Inzwiſchen hatte die Osnabrücker Ritterſchaft Windthorſt zu ihrem Syndikus gewählt. 
Aber ſein Einkommen blieb immer noch mäßig. Die Arbeitslaſt war um ſo größer. Im 
Konſiſtorium war ihm außer ſeinen richterlichen Arbeiten auch noch die Führung der Direftorial- 
geſchäfte übertragen worden. Gleichwohl blieb fein Gehaltfünf Jahre lang dasjelbe. Vergebens 
wieg er in einer Eingabe an die Regierung auf das Mißverhältnis zwiſchen dem Gehalt 
und den repräjentativen Anfprüchen feiner Stellung hin. Für feine Wohnung müfje er 200 
Taler, alfo ein Drittel feines Gehaltes zahlen. Sein Geſuch um Gehaltserhöhung wurde ab- 
gelehnt, doc) bewilligte man ihm eine Gratififation von 100 Talern. Am 21. Juli 1848 er= 
neuerte er fein Gejud. 

Bevor noch eine Antwort eintraf, befreite ihm die Osnabrückſche Ritterfchaft aus dieſen 
ungünftigen Verhältniſſen. Am 17. Auguft präfentierte die Osnabrückſche Provinziallandſchaft 
den Konſiſtorialrat zum Oberappellationsrat im Kriminalſenate am höchſten Gerichtshofe des 
Königreiches Hannover in Celle. Von den 25 Ratsſtellen des höchſten Gerichtshofes wurden 
nämlich 16 durch Präſentation der Stände beſetzt, die übrigen 9 Räte berief der König. 
Um zu verhindern, daß ein von den Ständen präſentierter Kandidat Sitz und Stimme im 
Gerichtshof erhielt, ohne die dazu erforderlichen Kenntniſſe und Fähigkeiten zu beſitzen, mußten 
ſich die Präſentierten einem beſonderen Examen unterziehen, das vor einer dazu gewählten 
Kommiſſion des Oberappellationsgerichtes abgelegt wurde. Der Wichtigkeit der Sache ent— 
ſprechend war dieſes Examen keineswegs eine bloße Formſache. Man nahm es ſehr ernſt 
damit. Noch in den fünfziger Jahren mußten drei von den Ständen präſentierte Kandidaten 
zurückgewieſen werden, weil ſie das Examen nicht beſtanden hatten. 

Auch Windthorſt hatte ſich dieſem Examen zu unterziehen. Daß er es mit Ehren beſtand, 
war ſelbſtverſtändlich. Launig meinte er nachher: „Wäre ich da durchgefallen, ich hätte mich 
vor Frau und Kindern geſchämt.“ Am 25. Auguft 1848 erfolgte jeine Ernennung. Nunmehr 
war er feiner Sorgen enthoben. Die Ratsſtellen beim Oberappellationsgericht waren für die 
jüngeren Näte mit 2000 Talern dotiert. 

Wenige Monate jpäter begann auch jeine parlamentarifche Wirkſamkeit. 

Wie Frühlingsfturm braufte der Sreiheitsgedanfe in den Märztagen 1848 vom Weiten 
her durd) die Länder Europas, fegte allerlei wirren Zopf und Vorurteile hinweg und brach 
die morjch gewordenen Schranfen und Schlagbäume veralteter Regierungskunſt nieder. Das 
Volk verlangte feinen Anteil an der Staatsverwaltung und fuchte fi) die fähigiten Köpfe zu 
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feiner Vertretung aus. Wie hätte da ein Mann von den Gaben und VBorzügen eines Windt- 
horſt feiern fünnen! 

In Osnabrück hatte man den populären Konfiftorialtat als Kandidaten für die Franf- 
furter Nationalverfammlung aufgeftellt, und „beinahe“ — fo jpottet der junge von Bennigjen 
in einem Briefe an jeine Mutter vom 16. Mai 1848 — „hätte Dsnabrüd, diefes Muſter 
des ſtaalsgrundgeſetzlichen Liberalismus, den Schmerz erlitten, aus feinem Wahlfreije einen 
Ulteamontanen nad) Frankfurt gehen zu fehen. Nur mit 36 gegen 33 Stimmen hat der 
große Mann B. — (wie ein wigiger Arzt kürzlich jagte, aus dem Genus: gefinnungstüdtig, 
Spezies: Schafstopf) den Konfiftorialrat Windthorft, einen geſcheiten Juriſten, aber offenen 
Ultramontanen, Hallerianer und Verehrer von Radowitz, aus dem Telde gejchlagen.“ 

Dafür wählten ihn feine Landsleute bei den Wahlen zur 10. allgemeinen Ständever- 
jammlung, die auf Grund der neuen Berfafjung vom 5. September 1848 vorgenommen 
wirden, im Januar 1849 als Vertreter des erjten ländlichen Wahlbezirfs des Fürſtentums 
Osnabrück in die zweite Kammer des Königreiches Hannover. 

In Hannover hatte die Staatsverfafiung merkwürdige Wandlungen erlebt. Schon gleich bei der 
Neugeftaltung des Königreichs nah dem Zujammenbruc der Napoleonijchen Gewaltherrſchaft war dur 
Königliche Proflamation am 12. YAuguft 1814 die Berufung einer allgemeinen provijorijden 
Ständeverwaltung angeordnet worden. Sie beftand aus den Prälaten und den Vertretern der 
Nitterfchaft und der Städte. Dieſe Ständefammer führte ein kurzes Dajein. Am 5. Januar 1819 
wurde ihr ein Verfafjungsentwurf vorgelegt, in welchem die bisherige Verfammlung aller Stände in 
einer Kammer für unzweckmäßig erklärt und die Notwendigkeit eines Zweikammerſyſtems be 
tont war. Durch Landesherrliches Patent vom 7. Dezember 1819 wurde die neue Verfaſſung eingeführt. 
Dana beftand die erfte Kammer aus den Standesherren, einigen Prälaten und den Ritterſchaftlichen 
Deputierten; die zweite Kammer umfaßte die Deputierten der ehemaligen katholiſchen Stifter, der Städte 
und der freien Grundbeſitzer, die nicht zur Nitterjchaft gehörten. 

Bon einer Iebendigen Betätigung diefer Kammern konnte faum die Nede fein. Ihre Mitwirkung 
bei der Geſetzgebung war jehr beſchränkt. Die meiften Angelegenheiten wurden durch Königliche Ver— 
ordnungen geregelt. Das Recht der Steuerfeftjegung bezog fi) nur auf den Unterhalt des Heeres, des 
Oberappellationsgerichtes und der Univerfität. Im Laufe der Jahre hatten die in den Kammern über- 
mächtigen adeligen Grundbeiiger es verftanden, die öffentlichen Laften immer einjeitiger auf den Bürgers 
und Bauernftand abzuwälzen, auf dem dieje dann bis zur Unerträglichkeit drüdend laſteten. Einfichtige 
Staatsmänner wiejen öffentlich auf die Unhaltbarfeit diefer Zuftände hin. In einer 1831 erſchienenen 
Schrift übte der Syndifus der Stadt Osnabrüd eine jeharfe Kritif an der „gegenwärtigen Lage des 
Königreiches Hannover". Eine gründliche Aenderung wurde aber erft herbeigeführt durch eine Denkſchrift, 
die daS gejamte Minifterium an den eben zur Regierung gelangten König Wilhelm IV. über die Lage 
des Landes richtete. Diefe hatte den Erlaß der Verfafjung vom 16. September 1833 zur Folge, die 
den Kammern größere Rechte an der Gejeggebung und Verwaltung zubilligte. An eine Konftitution im 
modernen Sinne darf man dabei freilich nicht denfen. Immerhin konnte man diefer Verfafjung nach— 
rühmen, fie habe „ruhend auf dem Grunde des beſtehenden Rechtes diejes ergänzt, dem Bedürfniffe gemäß 
verbefjert und durch klare Geſetzesworte vor Zweifel und Angriffen ficher geſtellt“. 

Als aber 1837 Englands Krone an die weibliche Linie gefallen war, und Ernſt Auguſt 
in Hannover als erjter König im Lande nad) langer Zeit den Thron bejtiegen hatte, da hatte 
ein ftrammes, jelbjtherrliches Regiment begonnen. Wenige Monate nad) feinem Regierungs— 
antritte hatte Ernſt Auguft dur Patent vom 1. November 1837 die Verfafjung einfach auf- 
gehoben und die vorherigen Verhältniſſe wieder hergeftellt. Er glaubte fi) zu diefer Maß— 
nahme um jo mehr berechtigt, als er früher in feiner Eigenjchaft als Agnat mehrmals heftig 
gegen dieſe Verfaſſung Proteft eingelegt hatte. Allenthalben war der Unmut groß; 
aber nur vereinzelt regte ſich tatfräftiger MWiderjtand. Zunächſt waren es ſieben Pro— 
fefforen der Göttinger. Hochſchule, die der Verfafjungsänderung widerſprachen. Sie hielten 
ih an ihren Eid auf die frühere Verfaſſung gebunden und wollten nicht vor der 
jtudierenden Jugend als „Männer erjcheinen, die mit ihren Eiden ein Teichtfertiges 
Spiel treiben“; Denn, jagten fie, „damit ift der Segen unferer Wirkjamfeit dahin“. 
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Heftig erregt über dieſen unerwarteten Widerſpruch, hatte der König ihre Entfernung aus 
dem Amte verfügt und über drei von ihnen fofortige Landesverweilung verhängt. Die in 
ſcharfen Adreffen niedergelegt Nechtsverwahrung verſchiedener Städte war ebenfall3 an dem 
eifernen Willen des Königs abgeprallt. Von jeiten des Bundes durfte man einen Einſpruch 
gegen den Königlichen Gewaltſtreich nicht erwarten. Die von ber Stadt Osnabrüd beim 
Bundestage eingebrahte Klage wegen Verfaſſungsverletzung war am 5. Dezember 1830 abs 
gewiefen worden. Weiterhin war am 5. Dezember 1840 ein Antrag Bayerns im Bundes- 
tag, wonach die Hannoverſche Regierung aufgefordert werden jollte, den Rechtszuſtand im 
Sande aufrecht zu erhalten und Aenderungen nur auf verfafjungsmäßigem Wege vorzunehmen, 
mit 10 gegen 6 Stimmen abgelehnt und nur die Erwartung ausgeſprochen worden, daß der 
König Ernſt August das Seinige tun werde, um zu einem Berftändnis mit feinen Ständen 
zu gelangen. 

Sp hatte Ernſt Auguft leichtes Spiel, und es war ihm gelungen, in einer nad) der 
alten Wahlordnung von 1819 gewählten Ständeverfammlung ein neues Landgrundgeſetz 
durchzuſetzen, das am 6. Auguſt 1840 veröffentlicht wurde. Sein Hauptziel war dabei, die 
Verwaltung der Domänen, die von dem geſamten Grundbeſitz im Königreich etwa ein Fünftel 
betrugen, der läſtigen Finanzfontrolle der Stände zu entziehen und föniglihen Beamten, die 
nur ihm verantwortlich fein jollten, in ſelbſtändiger Stellung zu übertragen. 

Die Unzufriedenheit im Sande war aber nicht bejeitigt. Sie fteigerte fi), ala im 
weiteren Verlaufe der Regierung des Königs der Adel fortgejeßt bevorzugt und die bürger- 
lichen Elemente im Beamtenftande zurücdgedrängt wurden. Dazu gejellte fih der Unmut über 
die Willkür der Polizeibeamten, die zugleich das Nichteramt der unterften Inftanz beffeideten. 
Auch die Bauern waren unzufrieden, weil fie namentlich durch den Mangel eines gerechten 
Jagdgeſetzes ſich bedrüct fühlten. Kurzum, es hatte fi au in Hannover eine Menge Zünd- 
ftoff angefammelt, der nur eines Funkens bedurfte, um zur Entladung zu gelangen. 

König Ernſt Auguft befaß Scharfblic genug, die Gefahr der Bewegung, die in Wien 
und Berlin jo rückſichtslos an die Pforten der Herrjherburg klopfte, ar zu erfennen. "Kurz 
entſchloſſen ergriff er das einzig richtige Pittel, ihr zu begegnen, indem er freiwillig gab, 
was man anderwärt® mit Gewalt zu erzwingen fi) anſchickte, und ſich nicht erſt abtrotzen 
ließ, was zu verſagen er auf die Dauer doch nicht vermocht hätte. Obſchon es für ihn ein 
bedeutendes Maß von perſönlicher Abneigung zu überwinden galt, ſo zögerte er doch keinen 
Augenblick, das mißliebig gewordene Miniſterium Falcke zu entlaſſen und am 20. März 1848 
den begabteſten Vertreter der Oppoſition, Oberbürgermeiſter Stüve, mit der Leitung der 
Staatsgeſchäfte zu betrauen. Schon bald zeigte ſich die Richtigkeit ſeiner Berechnung. Der 
neuen Regierung gelang es, den überſchäumenden Freiheitsdrang des Volkes in die Bahn 
maßvoller Reformen zu lenken und das Land vor den gewaltſamen Erſchütterungen zu be— 
wahren, die in den Nachbarſtaaten blutige Opfer forderten. 

Die Verfaſſung von 1833 war im weſentlichen Stüves Werk geweſen. Um fo leichter 
wurde es diefem, nad) ihrem Muſter eine neue Verfaſſung einzurichten und dieſe mit den der 
Zeit entiprechenden Verbeſſerungen und mit den nötigen Rechtsbürgſchaften augzuftatten. Schon 
am 5. Zuli hatten die Stände ein neues Verfaſſungsgeſetz durchzuberaten, daS am 5. September 
die fünigliche Betätigung erhielt. Rühmend wird anerkannt, daß unter den vielen Berfaf- 
jungen, die das Jahr 1848 in den deutſchen Staaten hervorgerufen, feine einzige auf jo 
direft verfafjungsmäßigem Wege zuftande gefommen jei, wie die Hannoverjche, da fie unter 
dem Zufammenwirken aller berechtigten Faktoren, unter jeglicher Wahrung der Nechtsfontinuität, 
ſowie unter voller, rüchaltlofer Zuftimmung des Königs und feines Thronfolgers durch— 
beraten, bejehloffen und vollendet worden it. Ein Mufter freilich war fie nicht. 

Allerdings Fonnte der Adel ſich nur ſchwer mit dem Gedanken vertraut machen, dab er 
feine bisherigen Vorrechte aufgeben ſollte. Bisher hatten die Ritterſchaften als ſolche ihre 
eigene Vertretung in der Erſten Kammer gefunden und 35 Mitglieder geftellt. Für foldhe 
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Vorrechte war in der neuen Verfajfung fein Raum. Ebenfo wurden alle Vorzüge der Geburt 
für den Adel befeitigt. Der Unmut des Adels fam ſchon bei Beratung der Antwort auf die 
königliche Thronrede, die das Programm der Verfaſſung anfündigte, deutlich zum Ausbruche. 
Man wollte in der neuen Verfafjung geradezu eine Aufhebung des Adels erbliden, denn, jo 
ſagte Kabineltsrat von Schell, der Adel jei ein bevorrechtigter Stand und fünne nur mit 
feinen Vorrechten beftehen; nähme man ihm dieje, jo bliebe nicht3 al8 der Name. Gerade 
der Anteil an der Ständevertretung, gegen welche die Vorlage gerichtet jei, jei Die Achilles= 
ferfe, wo der Adel verwundbar jei. 

Für den Augenblif mußte fi der Adel zwar in das Unvermeidliche fügen, aber den 
MWiderftand gab er nicht auf. Allmählich erjtarfte jein Einfluß wieder, und in der Folge ent— 
ftanden aus diefem Widerſtreite jehwere, für das Land verderbliche Berfafjungsfämpfe. 

Die eigentliche Bedeutung der Berufung Stüves aber beitand darin, daß nun endlich 
Raum frei wurde für eine lang zurüdgehaltene Reformgejeggebung auf allen Gebieten. Die 
bisherigen Verhältniffe hatten jo lähmend auf dem Lande gelajtet, daß es von Hannover 
hieß, es fei in allem um fünfzig Jahre zurüd. In einem Schreiben des Gejamtminijterium® 
an die Ständeverfammlung vom 1. Februar 1849 ift das Stüveſche Reformprogramm über 
die Verwaltungsreform enthalten. Es find faſt diefelben Jdeen in diefer Denkſchrift nieder= 
gelegt, die der Schöpfer der Selbftverwaltung in Preußen, der geniale Freiherr von Stein, 
in feiner befannten Denkfehrift aus dem Anfange des Jahrhunderts vertritt. Gleichwohl hat 
Stüve ganz felbftändig und unbeeinflußt von den Steinjchen Gedanken gearbeitet. Beide 
Staatsmänner haben, jeder für fi, aus eigenem Geifte heraus die Idee der Selbjtverwaltung 
geboren und entwidelt. 

Diefe Gedanken fanden bei Windthorft volles Verftändnis und warme Sympathie. 
Darum jehen wir ihn fortan bei feiner politifchen Tätigfeit Seite an Seite mit dem bejonnenen 
und ziefbewußten Minifter Stüve. Dabei zeigte fich feine hervorragende politiiche Befähigung 
jehr bald im hellen Lichte. Vor allem trieb er praftiihe Politik. Das war in jenen 
Tagen viel jehwieriger als jpäter. Es galt nämlich, den überſchwenglichen Ausbrüchen jenes 
unklaren Freiheitdranges, der fi) an hochtönenden Worten berauſchte und leichtfertig mit 
Barrifaden fpielte, ebenjo fräftig und maßvoll zu dämpfen, wie den Widerjtand des an her— 
gebrachten Vorrehten ſtarr feſthaltenden fürftlichen und ſtändiſchen Abjolutismus zu über- 
winden. Darum hielten die einen Windthorft für einen unverbefjerlichen fonjervativen Reak— 
tionär, während die anderen ihn zu den liberalen Umftürzlern zählten. Er war eben beides 
im beiten Sinn und in geſunder Miſchung: fonfervativ durch und durch, wenn es galt, das 
erprobte und den Zeitverhältnifen entjprechende Alte beizuhalten; liberal, wenn es ji darum 
handelte, Veraltetes zeitgemäß umzugeftalten und modernen Bedürfnifjen entjprechend in echt 
freiheitlihem Sinne fortzubilden. 

Bei jeder politiihen Maßnahme lag für ihn das Entjcheidende in ihrer Wirkung auf 
die Wohlfahrt der Geſamtheit. Alle Wünfche und Forderungen des Einzelnen haben jich diejer 
unterzuordnen. Dem Kleinbauern und dem Kleinbürger follte feine Exiſtenz ebenſo jicher gejtellt 
werben wie dem adeligen Großgrundbefiger und dem Kapitaliten. Darum war er ein ent- 
— — a wie er in den Beltrebungen der Vertreter des englijchen 
— 3 chen apitalismus zutage trat. An dieſen Anſchauungen hat er in ſeinem ganzen 
öffentlichen Wirken feſtgehalten. 

Unbeugſam und unerſchütterlich hielt er feſt an ſeiner Rechtsüberzeugung, einerlei, ob 

N en a oder gegen die Angriffe der Volfevertretung zu verteidigen war. 
en N — es einen Vorgang aus der Sturmzeit 1849. Die Hannoverjche 
| eratung bejchlojjen, das Jagdrecht ohne jede Entſchädigung 

aufzuheben. In der zweiten Beratung wurde auf ſeinen Antrag und warme Befürwortung 
— ne ER An aus dem Saale drüdte ihm Stüve warm 
‚ — eſchluß iſt die Ehre Hannovers gerettet. Es iſt 
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damit gezeigt, daß es in Hannover nicht möglich geweſen ift, ein Recht zu befeitigen ohne 
Entſchädigung.“ 

In ſeinem parlamentariſchen Wirken war es Windthorſt weniger darum zu tun, durch 
ſchöne Worte zu überreden, als durch Gründe zu überzeugen. Dieſe Taktik brachte ihm 
die beſten Erfolge, namentlich bei den vielen Neulingen im Parlament aus dem bäuerlichen 
Stande, die über den Sinn und die Tragweite der einzelnen Vorlagen ſich ſelbſt nicht Nechen- 
ſchaft zu geben vermochten und jede aufflärende und belehrende Darlegung dankbar annahmen. 

Jede Art von Fraftionszwang war ihm verhaßt; aber er hielt auf ftrenge Diſziplin. Was 
einmal in den Vorberatungen vereinbart war, namentlich bezüglich der Auswahl der Perjonen 
für die Kommifjionen, daran mußte unter allen Umftänden feftgedalten werden. Dabei hielt 
ex ſich ſelbſt bejeheiden im Hintergrund. Ihm genügte es, durch praftifche Arbeit der ver— 
tretenen Sache zu dienen. 

Unbemerft blieb dieje ftile und nachhaltige Wirkſamkeit aber nicht. Der zu der demo— 
fratiichen Linfen der Zweiten Kammer zählende Gegner Windthorfts, Obergerichtsanwalt 
Dr. Oppermann, zeichnet in feiner Geſchichte Hannovers aus eigener Anjchauung und mit 
einem unverfennbaren Anfluge von Neid von Windthorjts Wirken folgendes anſprechende Bild: 

„Die minifterielle Partei hatte fein anderes Progranım, als: das Minifterium nad Kräften zu 
unterftügen. Man ließ den Einzelnen möglichſt individuelle Freiheit, drang bei der Verſchiedenheit der 
Anfichten in der deutjchen Frage auf fein feites Programm. Der äußere Leiter und Führer der Partei 
war Landrat Meyer, auch wohl Lindemann; wer tiefer hineinbliefte, der merkte aber ſchon damals den 
großen und entjcheidenden Einfluß, welchen Windthorſt ausübte... Sch habe mehrfach den Vorverhand⸗ 
lungen, die jedem Ständemitglied offen ftehen, beigewohnt und muß geftehen, daß die Art und Weiſe 
der Verhandlungen anjprechender war als bei ung. Da beinahe jämtlihe Beamte anwefend waren, jo 
fanden fi) die mannigfaltigiten Sachkenntniſſe; entgegengejegte Meinungen wurden niemals terroriftert, 
ſondern man juchte durch Belehrung zu Überzeugen ... Die Wahlen zu Kommifjionen und Konferenzen 
wußte namentlich Windthorft in gejchieter Weiſe zu oftroyieren, und man hielt in diejer Wartet jtreng 
feft an den Namen, welche in der Vorverfammlung genannt waren, während bei der demokratischen 
|Oppermannichen] Partei beinahe jeden Tag Abweihungen namentlid aus perjönlihen Abneigungen 
vorfamen.” 

Biele Jahre jpäter fand Windthorſts erites parlamentarijches Wirken eine unerwartete 
und deshalb um jo wirkungsvollere Anerkennung aus dem Munde feines Gegnerd von 
Bennigfen. Bei der Militärdebatte im Deutjchen Reichstag am 15. April 1874 entgegnete 
er Windthorft, der ſich über feine Arbeit Hinter den Kuliſſen beflagt hatte, 

er jei nicht vergebens bei ihm im die parlamentarijche Schule gegangen. In Hannover habe ihm 
als politiihem Neuling Windthorit als unerreichtes Mufter eines parlamentarijchen Taktikers imponiert. 
Diejer habe an der Spige einer für hannoverſche Verhältniſſe nicht ſehr großen Schar durch die Verhand⸗ 
lungen mit der Regierung es verſtanden, einen ſo großen Einfluß zu gewinnen, daß ſeine Anſchauungen 
über die Führung der deutſchen Politik grundlegend und maßgebend für Land und Dynaftie geblieben 
jeien. Und mas er begonnen habe als Führer einer fleinen Partei, das habe er fortgeſetzt als Führer 
der Mehrheit, als leitender politiſcher Geſchäfts mann im Miniſterium. Die Verbindungen, die er damals 
mit den Parteien der hannoverſchen Kammer unterhalten habe, die Art und Weiſe, wie er es verſtanden 
habe, auch in dieſer Stellung Abmachungen mit den Parteien zu treffen, ſei ihm und den Hannoveranern 
überhaupt noch in der Erinnerung als Beijpiel ganz ungewöhnlicher praktiſcher, pofitiver Gejchäfts- 
tüchtigfeit. 


6. Die deutſche Frage. 


In alle Verhandlungen ber Ginzelftaaten jpielte damals die deutſche Frage hinein. 
Auf Beſchluß des Deutſchen Bundestages war durch unmittelbare Wahlen der Bevölferung 
die geſamtdeutſche Natio nalverfammlung gewählt worden, die am 18. Mai 1848 in 
Frankfurt zufammentrat. Die Bundesverjammlung hatte in einem bejonderen Schreiben Die 
Nationalverfammlung begrüßt mit den Morten: „Durch die Macht außerordentlicher Begeben- 
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heiten hat das alte politiſche Leben in feinen Grundfeſten gebebt; jet erhebt ſich, von dem 
Jubel und dem PVertrauen des ganzen deutſchen Volkes begrüßt, eine neue Größe: das 
deutſche Parlament.“ 

Von diefer Gefamtvertretung erhoffte daS deutjche Volk eine neue Zeit deutjcher Größe 
in friedlicher und freiheitlicher politifcher Entwidlung. Mit unbegrenztem Vertrauen ſah man 
den Verhandlungen in- Frankfurt entgegen. Und nie ift ein Vertrauen jchmählicher enttäujcht 
worden. Noch größer als das von Fürften und Volk der Nationalverfammlung entgegen- 
gebrachte Vertrauen war deren Selbſtbewußtſein. Gleich in der Eröffnungsanjprade am 
19. Mai 1848 betonte der neugewählte Präfident der Nationalverfammlung, Heinrid von 
Gagern, die „Souveränetät der Nation .... Deutichland will eins fein, ein Reich, 
regiert dom Willen des Volkes“. Das gab denjenigen Männern, die überhaupt von den 
Fürften nichts wiſſen wollten und eine deutjche Republik anftrebten, neuen Mut. Während 
alle Welt der endgültigen Geftaltung der deutichen Verfaffung entgegenjah, vertrödelte die 
Nationalvderfammlung über ein halbes Jahr lang die Zeit mit der Feitjtellung der „Grund- 
rechte des deutjchen Volkes“ und gab der revolutionär gefinnten Minderheit Zeit, durch rüd- 
fihtslofe Agitation im Volke den Gedanken an die Schaffung der Republif auszubreiten. 

Gegen Ende des Jahres war man endlich mit der Beratung der Grundrechte zu Ende 
gelangt. Sie enthielten weitgehende freiheitliche Zugeftändniffe: Unbedingte Preßfreiheit, Ver— 
ſammlungs- und Vereinzfreiheit, Glaubens- und Gemifjenzfreiheit, Aufhebung der Standes— 
vorrechte uſw. 

Am 28. Dezember 1848 wurden die „Grundrechte des deutſchen Volkes“ im Reichs— 
geſetzblatte verkündet und ſollten am 17. Januar 1849 ohne weiteres in ganz Deutſchland 
Geltung erhalten. Ohne weiteres! das heißt, ohne nach der Einwilligung der Fürſten und 
der Landesvertretungen zu fragen, obſchon dieſe Grundrechte den Verfaſſungsbeſtimmungen der 
meiſten deutſchen Staaten geradezu widerſprachen. Soweit hatten aber die Landesfürſten die 
Befugnifje der Nationalverfammlung nicht ſtecken wollen. Sie hatten vielmehr gedacht, daß 
erſt durch Vereinbarungen zwijchen den Bundesregierungen und der Nationalverfammlung 
deren Beſchlüſſe Rechtskraft erhalten jollten. 

Die hannoverſche Regierung entſchloß jich, die Grundrechtsfrage unmittelbar der Stände- 
berfammlung zu unterbreiten. In einem Schreiben vom 10. Februar bezeichnet fie ihre An- 
ſchauung dahin: „Die Annahme, daß die Begründung der Reichsverfaſſung lediglich der 
Nationalverfammlung zufteht, wird von den deutjchen Regierungen nicht anerfannt, auch 
nicht von der hannoverſchen.“ 

In der Erften Kammer wurde der Antrag auf Vorberatung des Schreibens in einer 
Kommiffion mit 36 gegen 23 Stimmen angenommen. In der Zweiten Kammer dagegen 
ging mit 55 gegen 26 Stimmen ein Antrag durch, der forderte, die Grundrechte fofort durch 
Veröffentlichung in der Gejegesfammlung in Kraft zu jegen und die aus ihnen notwendig 
fi) ergebenden Gefege den Ständen alsbald vorzulegen. Windthorſt hatte für eine Kom— 
mifjionsberatung gejprochen und gegen den Antrag geftimmt. Am 17. Vebruar war die Ab- 
fimmung; am folgenden Tage reichte das Minifterium Stüve jeine Entlafjung ein. Bei der 
zweiten Beratung in der Zweiten Kammer ergab die Abjtimmung eine noch größere Mehrheit, 
und nunmehr wurde in einer Konferenz von Mitgliedern beider Kammern vereinbart, das 
Erſuchen an die Regierung zu richten, die fofortige Veröffentlichung der Grundrechte vorzu= 
nehmen. In der Erſten Kammer ftimmten dagegen nur drei Mitglieder, unter ihnen Windt- 
horſts vertrauter Freund, der Dompaftor und jpätere Biſchof Bedmann; in der Zweiten 
nur Windthorft. 

Der König befand ſich in einer nicht geringen Verlegenheit. Nur ungern hatte er das 
Entlaſſungsgeſuch ſeiner Miniſter entgegengenommen, und er begrüßte es daher mit Freude, 
als von einigen Bürgern eine Petition einlief, in welcher die Erhaltung des bisherigen 
Miniſteriums unter allen Umſtänden erbeten wurde, In einem Schreiben vom 10. März 
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forderte er die Minijter auf, im Amte zu bleiben „aus Liebe für das Land und aus wahrem 
Patriotismus“. Am 13. März legte jodann die Regierung einen Gejegentwurf vor, der be= 
ftimmte, daß die von der proviſoriſchen Zentralgewalt in Frankfurt bis zur Begründung einer 
dauernden Verfaffung Deutjchlands verfündeten Beſchlüſſe der Nationalverfammlung erit dann 
verbindliche Kraft für das Königreich erhalten follten, wenn fie vom Könige verfündet jeien. 

Am 14. März ftand der Entwurf auf der Tagesordnung, als plöglid aus Frankfurt 
die Kunde eintraf, der von der großdeutſchen Partei abgefallene Abgeordnete Welcker habe 
den dringenden Antrag geſtellt, die Kaiſerwürde erblich an Preußen zu übertragen. Angeſichts 
dieſer Wendung beantragte Miniſter Stüve, die Beratung auszuſetzen, bis in Frankfurt die 
Entſcheidung gefallen ſei. Die Mehrheit aber fühlte ſich mächtig und wies den Stüveſchen 
Vorantrag ab. Windthorſt blieb mit Stüve und ſiebzehn anderen Mitgliedern in der Minder— 
heit; natürlich fiel auch der Regierungsentwurf. Außer den Miniſtern ſtimmte nur noch 
Windthorſt mit zwei Abgeordneten dafür. Auch die Erſte Kammer entſchied ſich in einer 
Vorverſammlung dahin, den Entwurf des Miniſteriums in ſchroffſter Form abzuweiſen. Es 
gelang ihr indes nicht, ihr Mißtrauen zum Ausdrucke zu bringen, denn die Regierung ver— 
tagte die Stände bis zum 12. April, weil die Ungewißheit über die Entwicklung der deutſchen 
Berfaffungsfrage die Beratungen wejentlich erſchwere. 

In der Folge verwidelten fi) die Verhältnifje in Frankfurt immer mehr. Mit geringer 
Mehrheit wurde König Friedrich Wilhelm IV. zum „Kaiſer der Deutſchen“ erwählt, lehnte 
aber die Würde entjchieden ab. 

Unter diefen Umftänden vertagte die hannoverſche Regierung die Stände abermals bis 
zum 3. Mai. Inzwiſchen jammelten eine Anzahl von Ständemitgliedern Unterſchriften für 
Eingaben, die in der Bitte gipfelten, das Minifterium möge den König bewegen, der auf den 
König von Preußen gefallenen Wahl zum Deutjchen Kaiſer zuzuftimmen. Dieje Agitation 
verdroß den König Auguft jo jehr, daß er die erfte der Eingaben am 28. April mit der Auf⸗ 
löſung der Zweiten Kammer beantwortete. 

Infolge der preußiſchen Zirkularnote vom 28. April, die eine deutſche Verfaſſung nur 
auf dem Wege der Verſtändigung zwiſchen Regierung und Nationalverfammlung für 
zuläffig erklärte, begab ſich Stüve nad) Berlin, um an den Beratungen der Negierungsvertreter 
teilzunehmen. Als die preußifhen Diplomaten offen ihre auf den Einheitsſtaat gerichteten. 
Pläne durchblicken ließen, zog ſich erit der öſterreichiſche, dann auch der bayriſche Geſandte 
zurück. Hannover willigte dagegen ein, an eine vorläufige Einigung ohne Oeſterreich zu denken, 
falls dieſem nur jeden Augenblick ein ehrenvoller Eintritt offengehalten würde, und ſchloß. 
am 28. Mai 1849 mit Sachſen und Preußen das ſogenannte „Dreifönigbündnis“. Am 
30. September einigte fi) dann in Wien Preußen und Oefterreih zu einer proviſoriſchen 
Ordnung in Deutſchland, zum ſogenannten „Interim“, nach welchem Oeſterreich und 
Preußen die Ausübung der Zentralgewalt bis zum 1. Mai 1850 gemeinſam übernehmen ſollten. 

Inzwiſchen war die deutſche Nationalverſammlung ihrer eigenen Ohnmacht erlegen. 
Die letzten Reſte des Deutſchen Parlaments wurden in Stuttgart am 19. Juni 1849 durd). 
Pilitärgewalt am Zujfammentreten verhindert und zerjprengt: „Der gewaltige Strom der 
Volkserhebung war“ — wie Uhland in jeiner Anſprache an das deutfche Volk jagt — „Häg- 
Yih im Sande verronnen.“ 

In den letzten Tagen des Auguft 1849 wurden die Neuwahlen für die Zweite han- 
noverſche Kammer vollzogen. Durchweg wurden die alten Abgeordneten wieder gewählt. Auf 
den 8. November wurden fie zur Situng einberufen. Naturgemäß waren alle politijchen Kreife 
Deutſchlands gejpannt darauf, wie ſich die hannoverſche Bolfsvertretung zur deutjchen Yrage 
ftellen würde. An den Eleineren Vorlagen der Negierung hielt fi) die Kammer nicht auf;. 
man verwies fie an die Kommifjionen. Am 10. Dezember ging endlich) das Regierungsjchreiben. 
ein, das über die deutjche Frage und die Stellung Hannovers zur Verfaſſungsfrage umfajjende 
Mitteilungen madte. Die Kammer brannte jo ſehr darauf, den Inhalt fennen zu lernen, 
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daß man die Drudlegung nit abwarten wollte, vielmehr am 11. Dezember die Urjchrift aus 
der Kanzlei Holen ließ, um fie laut vorlefen zu laffen. Am 20. follte die Beratung des 
Schreibens ſtattfinden. Um eine lange Kommiſſionsberatung zu verhindern und doch den noch 
unſchlüſſigen Mitgliedern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, ſtellte der Führer der 
Linken den Antrag, die Angelegenheit für heute von der Tagesordnung zurückzuziehen. Windt— 
horſt dagegen beantragte, das Schreiben erſt einer Kommiſſion zur Vorberatung zu über⸗ 
weiſen. Sein Antrag ging mit 41 Stimmen durch. Die Linke ſah ein, daß ſie einen taf- 
tiſchen Fehler gemacht hatte, und brachte am anderen Tag einen Antrag durch, die deutjche 
Frage ſchon auf die Tagesordnung des 4. Januar zu jegen. Am 5. Januar begann die weite 
‚Kammer die Beratung. Verjchiedene Tagesordnungen waren eingebracht, die darauf hinaus— 
Tiefen, die großdeutiche Haltung der Regierung, den Zutritt zum Dreifönigbündnis und zum 
Interim, zu mißbilligen. 

Windthorſt vertrat mit Nachdruck feinen großdeutichen Standpunft. Oeſterreich dürfe 
nicht aus Deutjchland ausgejchaltet werden, und die Regierung ſei auf dem richtigen Wege, 
wenn fie Bedingungen entgegenträte, die darauf hinausliefen, einen Bundesftaat mit vielen 
‚oder jogar mit wenigen deutſchen Bundesftaaten zu ſchaffen. Eine rechtsgültige Verfaſſung 
fönne weder allein durch eine WVolfsvertretung, noch allein durch Fürſtenbeſchluß zujtande 
fommen; vielmehr jei eine deutjche DVerfaffung nur dur Vereinbarung mit einer 
neuen Nationalverfammlung möglid. Die Rede ift jo bezeichnend für die politijche 
Anſchauung Windthorits, daß einzelne beſonders interefjante Stellen nad) dem Stenogramme 
hier folgen mögen. 

„Mas die Vergangenheit betrifft, jo hat nach meiner Weberzeugung die Regierung recht und wohl 
daran gehandelt, daß fie die im Frankfurter Parlamente beichlofjene Verfaſſung nicht angenommen hat. 
(Unruhe.) Ich habe feinen Beifall für diefe Aeußerung erwartet. ch gebe ferner der Regierung gern 
das Zeugnis, daß fie wohl daran getan hat, den Gedanken, den fie von Anfang an verfolgt hat, nämlich) 
den, eine Berfajjung für ganz Deutjhland zu erwirfen, niemal3 aufzugeben; mejentli in 
diefem Gedanfen lag die Bedeutung der Erhebung de8 Jahres 1848. Ganz Deutichland wollte und jollte 
ſich wieder zuſammenſchließen. Damals dachte man nicht an die Ausſchließung diejes oder jenes Landes 
‚und insbejondere Deiterreichs. Man dachte damals ebenjowenig daran, als in jenem Wugenblide, wo vor 
Leipzig die Kanonen donnerten. Damals jagte man nicht, man habe Defterreich nichts zu danken; da— 
mals war das Intereſſe Deutjchlands im Bunde mit Defterreih. wie man in Kurzſichtigkeit wohl zu 
glauben ſcheint, nicht gefährdet. Ohne Defterreich wären wir jegt noch eine franzöfiihe Provinz. Mit 
Rückſicht auf die Zufunft muß ich mich den Anſichten des geehrten Vorredners [Buren] anſchließen, welcher 
‚gejagt hat, daß der Blick in die Zufunft ein düflerer ſei. Inzwiſchen, wenn wir Männer find, dürfen 
wir vor dem düfteren Blie in die Zukunft nicht zurückbeben. Wir müffen nur nicht wie die Finder am 
‚anderen Tage pflüden wollen, was wir am Vortage gejät haben. Wir müffen hier nur ohne Ermüdung 
den Boden des Rechtes fort und fort adern, dann werden wir endlich zum Ziele gelangen. Es lohnt ſich 
kaum der Mühe mehr, die Behauptungen zu widerlegen, welche man über die Tatſache aufſtellen hört, 
die der Geſchichte angehöären; aber wenn man immer nur die Schuld auf die Regierungen wälzen hört 
ohne daß man eingeftehen will, wie ſchwer die Schuld auf der anderen Seite laſtet, jo könnte man das 
doch ausſprechen: Die Nationalverſammlung trägt ſelbſt die Schuld, daß ſie aufgelöſt werden mußte; 
ſie verließ den Weg des Rechtes, den einzigen, auf dem man zum Ziele gelangen kann. Wir 
aber wollen auf diefjem Wege beharren. Daß wir das wollen, wollen wir der Negierung jagen; ins— 
bejondere aber auch, wie zum geveihlichen Ziele nur gelangt werden fann, wenn mit einer neuen ——— 
verſammlung die deutſche Verfaſſung vereinbart wird, denn wenn dieſes geſchieht, wird das Recht des 
Volkes und das Recht der Regierung in gleicher Weiſe gewahrt ſein. In dieſem Sinne will ich den 
Antrag ſtellen, den ich mit vielen meiner Freunde beſprochen und beraten habe. Er lautet: 

„In Erwägung, daß der Grundgedanke und das Ziel der deutſchen Bewegung des Jahres 1848 
ſowie die Aufgabe der deutſchen Nationalverſammlung die politiſche und materielle Einigung aller age 
Stämme gewejen ift, und daß diefer Grundgedanke und dieſes Ziel unter allen Umftänden aufrecht ge- 
halten werden muß, die Fönigliche Regierung auch unter Feſthaltung diejes Gefichtspunftes den damit 
nicht übereinftimmenvden und die Vegründung einer bundesftaatlichen Verbindung jelbjt einzelner weniger 
deutjehen Staaten gerichteten Beſtrebung mit Necht in den Weg getreten ift. In Erwägung, daß der 
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Vertrag vom 30. September vorigen Jahres, Die Bildung einer proviſoriſchen Bundeszentralkommiſſion 
betreffend, wenngleich der Beitritt der königlichen Regierung zu demfelben unter den vorliegenden Umſtänden 
durch die Notwendigkeit geboten fein mochte, den Ständen feine DVeranlafjung zu einer Rückäußerung 
gibt, da die königliche Negierung eine Genehmigung diejes Vertrages bei den Ständen nicht beantragt 
hat und es fich von jelbft verfteht, daß die Nechte des Königreiches und der Stände desjelben insbeſondere 
dadurch in feiner Weiſe alteriert werden dürfen: 

„Aus diefen Gründen gehen Stände über das Schreiben der königlichen Regierung vom 10. vorigen 
Monats, die deutiche Frage betreffend, injoweit zur motivierten Tagesordnung über. 

„In Erwägung jedoch, daß ein baldiges Zuftandefommen einer den wirklichen Bedürfniſſen 
Deutſchlands entiprechenden und auf dem Wege der weiteren Entwicklung des bejtehenden Nechtes zu er- 
ftrebenden Verfaſſung Deutjchlands dringend geboten iſt, erfuchen Stände die königliche Negierung: 

„Das bezeichnete Ziel mit Entſchiedenheit, Offenheit und Selbſtverleugnung fortdauernd zu ver— 
folgen und zu diefem Ende mit allen Kräften dahin zu wirken, daß baldtunlichit nach einem das Ver⸗ 
trauen des deutſchen Volkes erweckenden Wahlgeſetz eine Vertretung desſelben von den Regierungen be— 
rufen und von dieſen mit der alſo berufenen Volksvertretung die Verfaſſung Deutſchlands vereinbart 
werde.“ 

Windthorſt ſchloß mit den Worten: 

„Mögen Oeſterreich und Preußen ſich vergegenwärtigen, daß nur in engſter Eintracht das 
Heil zu finden iſt; mögen aber auch die Völker bedenken, daß Maß und Ziel gehalten werben müffe, 
daß ihre Wünſche und Forderungen nur in enger Verbindung mit der Negierung zum gedeihlichen Ziele 
gelangen fünnen. Nur jo wird der große Dom gebaut werden, in dem alle deutſchen Stämme in Ein- 
trat, in alter Biederkeit und in alter Frömmigkeit ſich wiederfinden. Das- ift mein Wunjd für 
Deutſchland.“ 

Windthorſts Antrag wurde ſchließlich am 9. Februar mit 42 gegen 34 Stimmen an— 
genommen, und die Erſte Kammer ſchloß fich nach jechsftündiger heftiger Debatte am 11. Januar 
mit 37 gegen 16 Stimmen an. 

Verhältnismäßig ruhig und jahlid) wurden die in Ausficht geitellten Reformvorlagen 
der Regierung in den beiden Kammern durchgearbeitet. Der geiftvolle Miniſter Stüve fand 
hierbei in dem genialen Windthorſt einen unübertrefffihen Mitarbeiter. Für beide Männer 
mußte e8 eine willfommene und danfbare Aufgabe fein, ihre reichen praftijchen Erfahrungen 
und idealen Anjhauungen geſetzgeberiſch auszugeftalten. Die auf das Kommunalweſen bezüg- 
Yichen Entwürfe gelangten zur Einführung. Dadurch hat Stüve um das Jahr 1848 für 
Hannover diejelbe Bedeutung gemonnen wie für Preußen Minijter von Stein um das Jahr 
1808. Dagegen führte der Entwurf über die Reorganijation der Provinziallandſchaften zu 
einer Niederlage, in welche der gejamte öffentliche Nechtszuftand des Landes mit hinein— 
gerifjen wurde. 


2. Die hannoverfche Schulvorlage. 


Noch eine andere Vorlage rief eine weitgehende Erregung hervor: Die Neuorganijation 
des Kirchen- und Schulweſens. Hier finden wir Windthorit als entjehiedenen Gegner Stüves. 
Bezüglich des evangelijchen Schulweſens war nad) den geltenden Kirchenordnungen bis dahin 
die Einrihtung, Pflege und Verwaltung der Schule der Kirche und ihren Drganen über- 
tragen. Die Konfiftorien hatten als die Vertreter der Kirche das Aufſichtsrecht. Bezüglich 
der katholiſchen Volksſchule war in der Diözefe Osnabrüd die Oberleitung der Schuljachen 
zwifchen dem Biſchöflichen Generalvifariat und dem königlichen Konfiftorium geteilt. 

In der Diözefe Hildesheim war bis 1817 das Schulwefen in der Hand des Fürſt⸗ 
biſchofs. 1817 war jedoch regierungsſeitig nach Anhörung und Zuſtimmung der Kirchen⸗ 
behörden eine katholiſche Schulkommiſſion errichtet worden, die aus drei katholiſchen Geiſtlichen 
beſtand. In der Folge hatte das Minifterium verjucht, die Befugniffe der Kommiſſion an 
fich zu reißen; dem hatte ſich aber ber Biſchof in wiederholten Proteften widerſetzt. Durd) 
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das neue Schulgefeß follte die Schule von der Kirche getrennt und zur 
Staat3anftalt erflärt werden. Zwar follte der Charakter der chriſtlichen Volks— 
ſchule ein fonfefjioneller bleiben, aber die einheitliche Leitung des Volksſchulweſens durch die 
Provinzialfhulbehörden erfolgen, deren äußere Autorität vor allem auf der Staatsgewalt beruhte. 

Auf evangelifcher wie auf fatholifcher Seite war die Aufregung gleich groß. In zahl- 
reihen Proteften wurden die Stände von beiden Seiten um Ablehnung der Vorlage gebeten. 
Bei der Beratung des Entwurfes in der Zweiten Kammer erhielt glei nad dem Bericht- 
erjtatter des vorbereitenden Ausſchuſſes Windthorft das Wort als Gegner. Er führte unter 
anderem auß: 

„Hurzeit war es meines Wiſſens nicht 
zweifelhaft, daß die Kirche die Volksſchule, um 
die allein e3 fich handelt, gegründet, großgezogen 
und gepflegt Hat. Sie befindet fih unbejtritten 
in der Leitung derjelben, wenigſtens dem Nechte 
nad. Das Anerfenntnis deſſen liegt in allen den 
großen Staatöverträgen, die jeit der Reformation 
in Deutſchland geſchloſſen worden find. Der Weſt— 
fäliſche Frieden erkennt die Volksſchule geradezu als 
Annexum der Kirche an; die einzelnen Verträge, 
die ſeitdem noch geſchloſſen ſind, die Kapitulationen 
und wie ſie ſonſt heißen, haben dasſelbe Prinzip 
anerkannt, und auch im Reichsdeputationsſchluß 
findet ſich dieſelbe Anerkennung. Ich brauche mich 
weiterhin nur darauf zu berufen, daß die Ver— 
faſſungsgeſetze und Schulgeſetze vom Jahr 1845 
ausdrücklich anerkannten, daß die Volksſchule in 
der Aufſicht des Pfarrers und der kirchlichen Be— 
hörden beruht. Dieſes Geſetz iſt jetzt noch in voller 
Ausübung, wenigſtens ſollte es ſo ſein, und ich 
meine, daß es ſich in der Tat lediglich darum 
handelt, ein völlig Neues zu ſchaffen. Es iſt neu, 
daß Regierung und Stände einſeitig, wie das jetzt 
beabſichtigt wird, überhaupt die Grundſätze feſt— 
ſtellen wollen, wonach in der Folge die Vollsſchule 
geregelt werden joll. Es ift neu, daß die Leitung 
der Volksſchule infolge diefer Anordnung lediglich 
in die Hände jolcher Behörden gelegt werden joll, 

PR Ludwig Windthorft. deren Wutorität allein im Staate beruht, * 
Bildnis aus den Jahren 1850 bis 1855. um fo klarer wird, da in letter Inftanz allgemein 
und unbedingt das geiftlihe Minifterium ent— 
ſcheiden joll. Diefe beiven Meinungen halte ich für 
außerordentlich bedauerlich; ich finde darin, daß der Staat die Kirche, welche fih im wohlbegründeten 
Beſitze der Schule befindet, gleichſam aus ihrem Hauſe hinauswirft, ſich ſelbſt zum Herrn darin macht 
und ihr nur erlaubt, dann und wann zurückzukehren, aber unter der ausdrücklichen Verpflichtung, ſich für 
dieſes Gnadenbrot recht herzlich zu bedanken.“ 


Nachdem Windthorſt ſo die tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe klargelegt, weiſt er 
nad), daß eine Notwendigkeit für die Vorlage nicht vorhanden fei, weder hinſichtlich der 
Leiſtungen der Schule noch hinſichtlich der Aufſicht, da ſtets die höheren Kirchenbehörden ein— 
gegriffen, wenn die Geiſtlichen ihre Pflicht nicht getan. Weiterhin ſei die Vorlage widerrecht— 
lich und gefährlich für die religiöſe wie für die politiſche Zukunft des Volkes. Er weiſt end⸗ 
lich auf die Erfahrungen in Frankreich hin, wo man ſich genötigt geſehen habe, Lehrer, deren 
man nicht mehr Herr werden konnte, in größerer Zahl abzuſetzen. Selbſt Männer, die ſich 
mit Stolz Kinder der Revolution nennen, ſeien zu der Anſicht gelangt, daß es hohe Zeit ſei, 
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die Religion wieder zum Fundamente der gefamten Erziehung zu machen, um die Gejellichaft 
zu retten. 

Aber die eindringliche Beredſamkeit Windthorſts vermochte den Schlag nieht abzumehren. 
Bergebens bemühte er fih am folgenden Tage, durch eine Reihe von Abänderungsanträgen 
die Vorlage zu verbefjern; fie wurden der Reihe nad) abgelehnt. So blieb ihm nichts übrig, 
ala mit ſechs gleichgefinnten Freunden eine abweichende Abjtimmung zu Protofoll zu geben. 
Seine Abftimmung begründete er in folgenden Sägen: 

„Durch die jegt zur Beihlußnahme jtehenden Grundzüge für die fünftige Geftaltung des hriftlichen 
Volksſchulweſens wird die Schule grundjäglic von der Kirche getrennt. Es werden dadurd die unver- 
äußerlichen und heiligen Rechte der Kirche verlegt. Der religiöfe Unterricht und die religiöſe Erziehung 
des Volkes ift danach) auf die Dauer in feiner Weije gefichert. Ich ſehe mich deshalb genötigt, gegen die 
Ausführung diefer Grundjäge auf das beſtimmteſte mich zu erklären und die Rechte der Kirche, der Ge⸗ 
meinden und der Familien dieſen Grundſätzen gegenüber nachdrücklich zu wahren.“ 

Eines hatte er durch ſein zähes Feſthalten am Rechtsſtandpunkte doch erreicht: er hatte 
der Regierung die beſtimmte Zuſage abgerungen, daß ſie über das Geſetz im ganzen mit den 
katholiſchen Kirchenbehörden in Verhandlung treten und eine Verſtändigung ſuchen werde. 
Dies war für die Folge entſcheidend. Der Biſchof von Hildesheim verweigerte ſeine Zuſtimmung 
zu dem Geſetz und lehnte jede Mitwirkung ab, nahm vielmehr unter Berufung auf die Be— 
ſtimmungen des Weſtfäliſchen Friedens die obere Leitung des Schulweſens als ein Recht der 
Kirche in Anſpruch und gejtand dem Staate nur die Oberaufſicht zu. 

Bei der Erfolglofigfeit aller bis Ende 1854 fortgeführten Verhandlungen verfügte der 
König unter dem 19. Januar 1855, „daß von der in Verhandlung gebrachten Regelung für 
das Fatholifche Volksſchulweſen ganz abzujehen und dem Biſchofe von Hildesheim eine erweiterte 
Mitwirkung bei der Anftellung der Lehrer einzuräumen jet 

Für Osnabrücd hatte Die MWindthorftihe Politik noch einen bejonderen Vorteil. 
Dort gab es zurzeit feinen eigenen Biſchof. Die Diözefe wurde vom Biſchofe von 
Hildesheim mit verwaltet und war einem Weihbiſchof unterftellt. Da nun Die Verhandlungen 
über die Schulauffiht nur mit dem Biſchofe von Hildesheim geführt wurden, jo wurde Osna⸗ 
brück nicht weiter in Betracht gezogen. Infolgedefjen verblieb dort einfach der frühere Zuftand. 
„&3 kann ung nur angenehm jein, wenn bei Entſcheidung über die Schulaufſicht nur Hildes⸗ 
heim in Betracht kommt und man uns ungeſchoren läßt,“ ſchreibt Weihbiſchof Lüpke an 
Windthorſt am 30. Dezember 1854. 


8. Stüves Entlaſſung. 


Die Stellung des Miniſteriums Stüve geſtaltete ſich auf die Dauer immer ſchwieriger. 
Der wiederhergeſtellte Bundestag hatte die deutſchen Grundrechte wieder aufgehoben und war 
gern behülflich, die freiheitlichen Errungenſchaften des Jahres 1848 zurückzudrängen und die 
früheren Zuſtände wieder herzuſtellen. Insbeſondere legte er den einzelnen Regierungen die 
Verpflichtung auf, alle Geſetze und Einrichtungen aufzuheben oder abzuändern, die nicht mit 
den Grundlagen des Bundes übereinjtimmten. Das gab dem hannoverſchen Adel neuen Mut, 
feine verlorenen Vorrechte zurüdzufordern und Die Verfaſſung von 1848 umzumwerfen. Der 
Konflikt kam bald. Der hannoverjche Vertreter im Bundestage hatte den gegen Kurheſſen 
beſchloſſenen Gemwaltmaßregeln zugeſtimmt, und zwar gegen die Weifung des Minijteriums. 
Diejes rief den Vertreter ab und beichloß, feine Abſtimmungen nicht anzuerkennen; der König 
dagegen zeichnete ihn huldvoll durch Verleihung eineg hohen Ordens aus. Infolgedeſſen juchte 
dag Minifterium feine Entlafjung nach und erhielt fie am 28. Dftober 1850. 

Das neue Minifterium Mündhaufen-Lindemann verfolgte im wejentlichen die— 
jelbe Politif wie das Minifterium Stüve. Die Stände traten am 12. Februar 1851 wieder 
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zufammen. Nun zeigte fi), welches Anfehen fi Windthorft im Laufe der wenigen Jahre in 
der Volfsvertretung bereit8 errungen hatte, denn die Zweite Kammer erwählte ihn zu ihrem 
Präfidenten. Die Abgeordneten erfannten recht wohl, daß es in diefem Augenblicke das beite 
jei, unter allen Umftänden die Stellung des neuen Minifteriums zu ftärfen. Die Vorgänge 
in den übrigen deutſchen Staaten ließen nämlich nur zu deutlich erfennen, daß die freiheit 
lichen Errungenſchaften nod auf recht ſchwachen Füßen fanden. Es war zu befürdten, daß 
nach diefem Minifterium, wenn e8 dem Anfturme des Adels zu weichen gezwungen jein würde, 
ein noch weniger freiheitlich gefinntes fommen und mit den Reſten der errungenen Freiheiten 
aufräumen würde. 

63 war eine recht jchwierige Aufgabe, welche der Löſung durch die Stände harrte. Den 
Hauptgegenftand der Beratungen bildete die Umformung und Neueinrichtung der Provinzial- 
landſchaften. Dieſe wollten in die neue Zeit nicht mehr paſſen; aber dejto zäher hielt der Adel 
an den hergebrachten Einrichtungen und erworbenen Rechten fe. Die Schwierigkeiten einer 
einheitlichen Negelung wurden noch) dadurd vermehrt, daß die Geſetze und DVerfafjungen in. 
den einzelnen Provinzen grundverſchieden waren, jo daß eine Neueinrichtung unter allen Um— 
ſtänden einen gewaltfamen Eingriff in die beftehenden Verhältniſſe bedeuten mußte. 

Minifter Stüve hatte in jeiner Vorlage den Verſuch gemacht, den Brovinziallandichaften 
einen erweiterten Wirkungskreis zuzumeifen. Bis dahin hatten fie eigentliche fommunale Selbjt= 
verwaltungsaufgaben nicht zu erledigen. Denn außer den in einzelnen Provinzen bejtehenden 
ritterfchaftlichen Kreditinstituten gab es feine provinziellen Einrichtungen, denen jie ihre Sorge 
hätten zuwenden fünnen. Was ihnen ihre Bedeutung gab, war die ihnen zujtehende Befugnis, 
über eine ziemlich große Neihe von Aemtern zu verfügen. Die Beſetzung der Schagratsitellen, 
zahlreiche Stellen in den Juftizfanzleien, ſelbſt im höchiten Gerichtshofe, waren der Bejegung, 
durch Präfentation den Landichaften vorbehalten. Windthorft jelbjt verdanfte ja feine Beför- 
derung zum Appellationsrate der Osnabrückſchen Landſchaft. Auch gab es hochdotierte ftän- 
dische Aemter, Marfchalle, Direktoren, Landräte, Deputierte ufw., die bei dem Mangel an 
provingiellen Aufgaben an die Arbeitskraft und den Fleiß der Inhaber möglichjt geringe An- 
forderungen ftellten. Dazu gejellten fi dann noch die vielen Stellen der Subalternbeamten 
und Unterbeamten im ſtändiſchen Dienfte, die bejonders da recht zahlreich) waren, wo die Er— 
hebung der Steuern in den Händen der Provinzialftände lag. Außerdem gab e& noch Bene— 
fizien, Stipendien und Freitifche ufw., über die die Stände zu verfügen hatten. Vielfach 
hatte man fich dabei über die jogenannte dezentralifierte Verleihung geeinigt, wonad) den Mit- 
gliedern nach einer beſtimmten Neihenfolge die Verleihung zuftand. 

Der Schwerpunkt der ftändijhen Verwaltung lag in den von den Landtagen zu diejem 
Zwecke gewählten Ausſchüſſen, die allmählich alles an ſich zogen und die Verwaltung führten, 
ohme fich weiter um den Landtag zu fümmern. Die Mitgliedihaft blieb möglichjt in der 
Familie. Unter den neun Deputierten der Kalenberger Ritterfchaft waren gegen Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts vier Brüder, drei Schwäger und fieben Vettern. Für Liineburg, wo: 
die Ausſchußwirtſchaft noch bis 1860 fortbeitand, mußte in einem föniglichen Neffript darauf 
hingewieſen werden, daß bei den Wahlen zu diejen hohtitulierten und anfehnlich dotierten 
Stellen „wohl mehr die Nückficht auf verwandtichaftliche und nachbarliche Verhältniſſe als 
die Rückſicht auf das öffentliche Wohl maßgebend gewejen jei”. Die Adreffaten ftellten ſich, 
als ob fie das nicht verftänden und ermwiderten, „es müſſe wohl eine andere Landſchaft 
gemeint jein“. 

Es Tag eben zu nahe, daß in einem Lande, das faft zwei Jahrhunderte lang von 
Herrichern, die außer Landes, in England, Tebten, regiert wurde, eine erbliche Bureaufratie 
ſich entwidelte. Der in den Provinziallandjchaften allmächtige Adel behielt ſich die einfluß⸗ 
reichen und einträglichen Repräſentativſtellungen vor, während die eigentlichen Arbeitsſtellen den 
jogenannten „ſchönen Familien“ der Bürgerlichen verblieben, deren Einfluß auf den Gang 
und die Leitung der Verwaltung dadurch naturgemäß allmählich unüberwindlich wurde. 
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Die eigentliche Tätigkeit der Provinziallandſchaften war lächerlich gering. In den Stände- 
verfammlungen vertrieb man fi die Zeit mit Diskuſſionen über Diäten und Reiſekoſten, 
über die Abſendung von Glückwünſchen an Neujahrstagen, den Geburtstagen der Mitglieder 
der königlichen Familie, mit Kondolenzadrefjen bei Todesfällen uſw. „Die Majchine arbeitete 
leer,“ bemerkt E. von Meier treffend. „Man hörte das Geflapper einer Mühle, aber man 
jah fein Mehl.” 

Diefen veralteten Einrichtungen einen neuen mit der Idee der Selbftverwaltung erfüllten 
Inhalt zu geben, war Stüves Abfiht. Dazu aber gehörte vor allem eine ganz andere Orga— 
nifation. Der bisher allmächtige Adel jollte zurüdtreten, um einer Vertretung der Gejamt: 
bürgerſchaft Plab zu machen, wie es in den Kammern bereitS gejchehen war. Damit aber 
war jeine bisherige Machtftellung vernichtet und die jüße Gewohnheit des Herrſchens und 
das fajt erblich gewordene Familienrecht auf bequeme Aemter untiederbringlic) dahin. Kein 
Wunder, daß die Nitterfchaften diefen Neuerungen mit äußerfter Kraftanftrengung entgegen- 
traten und alle Mittel in Bewegung ſetzten, um fi im Beſitze zu erhalten. Zwar gelang es 
dem Minifterium, nach langen umftändlichen Verhandlungen das Geſetz über die Neuordnung 
der Provinziallandichaften in den Kammern durchzubringen und die Unterſchrift des Königs 
zu erlangen. Es wurde aud am 1. Auguft 1851 publiziert, aber zur Ausführung gelangte 
es nicht. 

Die Ritterſchaften hatten nämlich dagegen Beſchwerde beim Bundestag erhoben. Noch 
zu Lebzeiten des Königs Ernſt Auguſt beſchloß der Bund mit einer Stimme Mehrheit — 9 
gegen 8 — das jogenannte „Inhibitorium“ gegen die hannoverjche Regierung, d. h. fie wurde 
erfucht, fi) über die Bejchwerden der Nitterfehaften zu erflären und „mit Geſetzen und Ver⸗ 
fügungen gegen Die Provinziallandfhaften vorerjt innezuhalten, ohne daß dadurch den in 
der Sache in Betracht fommenden formellen und materiellen Vorfragen irgendwie präjudiziert 
werden jolle“. Die Stimme des preußiichen Bevollmädtigten von Bismard gab den 
Ausſchlag. Er hatte ſich dur) die Vorftellungen des hannoverſchen Kollegen nicht davon ab— 
bringen Yafjen, „die Sache mit den Augen jeiner Standesgenofjen, der Ritterſchaft, anzuſehen“. 

Damit war die Ausführung des Geſetzes unmöglich gemacht. Das bereits im Juni 1850 
mit den Ständen durchberatene Geſetz über die Neueinrichtung der Verwaltungsbehörden lag 
immer noch im Schreibtiſch des Königs. Obſchon die Miniſter ihn drängten, konnte er ſich 
nicht entſchließen, es zu vollziehen. 

Da trat plötzlich ein gründlicher Wechſel in den Verhältniſſen und in den Perſonen ein. 


9. Windthorſt als Juſtizminiſter. 


Am 18. November 1851 ſtarb König Ernſt Auguſt. An demſelben Tage beſtieg ſein 
Sohn unter dem Namen König Georg V. den hannoverſchen Thron. 

König Georg war ein feingebildeter, hochbegabter Monarch. Gleich ſeinem Vater be— 
ſaß er ein ausgeſprochenes ſtaatsmänniſches Talent; gleich ihm hatte er von ſeinem Herrſcher⸗ 
beruf und ſeinen Herrſcherpflichten eine überaus hohe Meinung. Er trug die Welfenkrone 
von Gottesgnaden; darum wachte er eiferſüchtig darauf, ihre Rechte ungeſchmälert zu erhalten, 
und war unermüdlich darauf bedacht, womöglich ihren Glanz zu vermehren. In Hannover 
ſah er den Staat, der für die Zufunft infolge Beherrjhung der Mündungen dreier großer 
Ströme alleiniger Gebieter der Nordſee jein müffe. Ja, feine Gedanfen ſchweiften noch weiter, 
wenn er den nad) Auftralien reifenden Miffionären fagte: „Die Lage meines Neiches bekundet 
den Willen Gottes, dab das Welfiſche Haus und Land mit voller Kraft tätig fein joll, fein 
göttliches Wort in fremden Weltteilen augzubreiten.“ Seine Aufgabe erfannte er darin, 
durch feine Regierung Sand und Wolf glücklich zu maden; aber er wollte dies auf ſeine 
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Art und in feiner Weife erreichen. Deshalb nahm er es feinen Untertanen übel, wenn fie 
durch feine Anordnungen nicht wirklich ſich beglüdt fühlten und ſich mißvergnügt zeigten. 
Das lebendige Bewußtjein feiner Herrſcherpflichten bedingte von ſelbſt eine gewiſſe 
Toleranz. Auch feinen fatholifhen Untertanen wollte er ein guter König fein. Das galt 
ſchon viel in einem Land, in dem die Katholiken gewiſſermaßen nur geduldet waren. Tat⸗ 
ſächlich hat ihn das Bemühen, auch ſeinen katholiſchen Untertanen gegenüber Gerechtigkeit 
und Billigkeit walten zu laſſen, in den Verdacht gebracht, zum Katholizismus zu neigen. 


Größeres Unrecht hätte man ihm nicht zufügen fünnen! 
Bei feiner Anſchauungsweiſe über 


die Stellung des Herrjchers erjah er in 
der Forderung, dem Volk und feinen Ver— 
tretern eine gewiſſe Teilnahme an der 
Staatäregierung und Staatsverwaltung 
einzuräumen, eine Schmälerung der Kron= 
rechte. Die Stände galten ihm höchſtens 
als Selbftverwaltungsförper, deren Auf- 
gabe e3 jei, den belebenden Strom der 
Negierungshandlungen in die richtigen 
Kanäle zu leiten. 

Wenn der König der leitende Kopf 
und der Inhaber aller Regierungsmeis- 
heit war, welcher Anteil an der Regierung 
blieb dann für die Minifter des Königs 
übrig? Eigentlich betrachtete er jie nur 
als Werkzeuge feiner Abfichten, als Voll— 
ſtrecker ſeines Willens. Sie jollten nichts 
anderes tun, ala mit ihren Fachkenntniſſen 
feine eigenen Gedanken ausgejtalten und 
zur Ausführung bringen. Die Anſchau— 
ung, daß das Minifterium ein zuſammen— 
hängende® Ganze mit einem feſtum— 
jchriebenen Programm bedeute, und für 
feine Politik der Oeffentlichfeit verant- 
wortlich jei, lag ihm völlig fen. Er 
verlangte vielmehr, daß die Minifter unter= 





Windthorjts Souverän: . — 
einander möglichſt wenig Verbindung und 
Der blinde König Georg V. von Hannover. Fuhlung A: an ee — 
Thronbeſteigung 18. Nov. 1851. und dem Willen des Königs Anregung 
und Nichtung ihrer Miniftertätigkeit fin— 

den jollten. 


Es war demnach) Feine leichte Aufgabe, König Georg: Minifter zu fein. Sie ges 
ftaltete fi) noch fchwieriger durch den Umftand, daß der König gänzlich blind war und infolge- 
defjen ein gewiljes Mißtrauen gegen feine ganze Umgebung nicht unterdrüden fonnte. 

Bei feiner Thronbefteigung erließ König Georg eine Vroflamation, in der er bei feinem 
königlichen Worte „die unverbrüchliche Fefthaltung der Landesverfafjung” verſprach. Im Lande 
aber vermochte man ſich der Bejorgnis nicht zu erwehren, daß nunmehr die freiheitlichen Er- 
rungenjchaften nad) und nach einer reaftionären Richtung zum Opfer fallen würden. 

Am 22. November 1851 wurde das Minifterium v. Münchhaufen entlaffen und der 
bisherige Bundesgejandte dv. Schele zum Minifterpräfidenten ernannt. Zum Juftiz- 
minijter berief der Königam 23. November den Oberappellationsrat Ludwig Windthorft. 
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Der erſte katholiſche Minifter in Hannover! Was das bedeutete, vermag man voll⸗ 
ſtändig nur zu würdigen, wenn man die Summe von Vorurteilen erwägt, die in der durch— 
weg proteſtantiſchen Bevölkerung Hannovers gegen den Katholizismus beſtand. Es iſt darum 
ſehr wohl erklärlich, daß Windthorſts Ernennung zum Miniſter für viele im Land ein recht 
großes Aergernis bedeutete. Man konnte in jenen Tagen den bezeichnenden Ausruf ärger— 
lichen Unbehagens hören: „Im Miniſterium riecht's nach Weihrauch!“ 

In Windthorſts Familie rief die Nachricht von ſeiner Ernennung zum Miniſter einen 
komiſchen Zwiſchenfall hervor. Unter dem erſten überraſchenden Eindruck der Kunde machte 
die Mutter mit Tränen in den Augen ihren Kindern die Neuigkeit bekannt mit dem Aus— 
rufe: „Kinder, der Vater iſt Miniſter geworden!“ Beftürzt jahen die Kleinen die Tränen 
im Auge der Mutter, deren Bedeutung fie nicht verftanden. Nach einer Pauſe faßte eines 
ſich ein Herz und fragte mit gepreßter Stimme: „Sit das was Schlimmes?" — Ah nein! 
Schlimm war e3 nicht für Windthorft, noch weniger für Hannover! 

Die erfte Sorge des neuen Minifteriums bejtand darin, die ſchon von feinen Vor— 
gängern eingeleiteten Verhandlungen über eine Zollvereinigung zwiſchen Preußen und 
Hannover zu Ende zu führen. Diefer Bertrag war für beide Teile gleich wichtig. Wenn 
die hannoverſche Regierung in Verbindung mit den beiden Heſſen den Anſchluß an Preußen 
abwies, jo geriet dieſes in eine ſchwierige Lage. Es jah dann nämlich jein Staatsgebiet 
vollftändig auseinandergeriffen in einen weſtlichen und einen öſtlichen Teil, während durd) 
die Zollvereinigung Preußens mit Hannover und Hefjen ein zufammenhängender Bezirk, ein 
geichloffener Staatenblock geſchaffen wurde. Aus dieſem Grunde hatte auch Preußen der 
hannoverſchen Regierung bedeutende Vorteile zugeſichert. Unter anderem ſollte Hannover das 
ſogenannte Präzipuum, d. h. einen beſonderen Anteil von 75 Prozent der Zolleinkünfte er— 
halten. Gleichwohl fand der Vertrag entſchiedene Gegner in der hannoverſchen Regierung. 
Der König ſelbſt wollte von einem Zollvertrag mit Preußen nichts wiſſen. Einzelne Miniſter 
hegten im Einverſtändniſſe mit dem Adel die ſtille Hoffnung, durch den Anſchluß an Oeſter⸗ 
reich ſich das Wohlwollen des Bundestags zu ſichern, um dann mit deſſen Unterſtützung die 
verhaßte Landes- und Provinzialverfaffung leichter zu Tall bringen zu können. 

In der Zweiten Kammer rief der Zollvertrag heftige Kämpfe hervor, wurde aber am 
23. Januar 1852 mit einer geringen Stimmenmehrheit angenommen. Die Erite Kammer 
ftimmte ohne weiteres zu. Indes wurden im Schoße des Minifteriums und in den Ritter— 
ſchaften unabläfjig Ränke geſponnen, um den König von der Unterzeichnung des Vertrags 
abzuhalten. Es bedurfte ernſtlicher Vorſtellungen ſeitens der Miniſter v. Schele und Windt- 
horſt, bis der König den Widerſtand und die Abneigung gegen die Unterzeichnung des Ver— 
trages überwunden hatte. Das Miniſterium befand ſich überhaupt in einer äußerſt ſchwierigen 
Lage. Der Adel war fortgeſetzt bemüht, die Verfaſſung zu beſeitigen, um ſeine alten Vor— 
rechte und den früheren Einfluß wiederzugewinnen. Dabei ſetzte er ſeine Hoffnung auf den 
König und den Bundestag. Auf der anderen Seite glaubte die Zweite Kammer in kurz⸗ 
ſichtigem Eifer jede, auch die kleinſte Errungenſchaft der Freiheitsbewegung mit gleichem Nach⸗ 
drucke hüten und feſthalten zu ſollen. Endlich prüfte der mißtrauiſche König alle Maßnahmen 
ängſtlich darauf, ob fie die Macht und den Glanz der Welfenkrone zu vermehren geeignet 
feien, oder vielleicht die Rechte des Herrichers ſchmälern könnten. Naturgemäß war unter 
ſolchen Verhältniſſen den Einflüſterungen einflußreicher Ratgeber in der Umgebung des Königs 
und dem Räntkeſpiel einzelner Minifter ein fruchtbares Teld bereitet. Im Hintergrunde war 
offen und im geheimen eine Macht tätig, die zielbewußt darauf ausging, die Zwietracht der 
in nutzloſen Kämpfen ſich aufreibenden Parteien geſchickt auszunutzen, um deſto ſicherer den 
Einheitsſtaat unter Preußens Führung vorzubereiten. 

Namentlich war es der preußiſche Bundestagsgeſandte Graf Bismard, der die 
hannoverſchen Angelegenheiten ſcharf im Auge hielt. Wie diplomatiſch klug er die Fäden 
zu ſchlingen wußte, ohne ſich von Gewiſſensbedenken beeinfluſſen zu laſſen, beweiſt ein Brief 


Hüsgen, Windthorſt. 
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an den damaligen Minifterpräfidenten dv. Manteuffel vom 9. Oftober 1851, in dem es 
u. a. heißt: 

„Sp entſchiedene Abneigung ich dagegen habe, im eigenen Vaterlande das Recht der Politik zu 
opfern, jo habe ich doch preußifchen Egoismus genug, um in bezug auf Hannovers Recht nicht in dem— 
jelben Maße gemifjenhaft zu jein, und würde unmaßgeblich raten, in Hannover nur ein joldes Miniftes 
rium zu ftüßen, welches ſich unſerer Politit anzufchließen bereit wäre, möchte feine politijche Farbe fein, 
welche fie wolle. Unſer eigenes Haus ift feſt genug, jo daß wir in Hannover eher ein liberales, als ein 
öfterreichijches Minifterium dulden und halten können.“ 

Der Kampf um die Verfaſſung brad) bald los. Schon unter dem Minifterium Münd- 
haufen Hatte der Bundestag auf Drängen des hannoverjchen Adels die Anfrage nad) Han- 
nover gerichtet, ob die Negierung daran denfe, die notwendige Revifion ber Gejeßgebung ſeit 
1848 vorzumehmen? Die Antwort hatte dahin gelautet: die Zujtände bes Königreiches jeien 
io geordnet, daß ein Einfehreiten der Bundesverfammlung keineswegs gerechtfertigt erjcheine ; 
man beabfichtige indes, eine Reviſion der 1848 vorgenommenen Berfafjungsänderungen auf 
ftreng geſetzlichem Wege durchzuführen, jobald die nod) ſchwebenden Organijationen der Juſtiz 
und der Verwaltung erledigt feien. 


An diefem Programme hielt aud) v. Schele feſt. Demgemäß gab er in der am 
2. November 1852 eröffneten Ständeverfammlung die Erflärung ab, die Regierung werde 
mit der Umwandlung der Provinziallandſchaften und der Einführung der damit zuſammen— 
hängenden Organifationen vorerft nicht fortfahren, vielmehr eine Verftändigung zwijchen den 
Ritterfehaften und den Ständen zu erzielen ſuchen. Eine ſolche Verſtändigung aber erſchien un— 
möglich, ſolange der Adel in den beiden Miniftern von der Deden und dv. Borries 
mächtige Helfer und Fürſprecher hatte, die am liebſten mit Hilfe des Bundestages die ganze 
Berfaffung befeitigt ſahen. Es bedurfte energiſcher Anftrengungen, diejen Widerftand zu 
drehen. Dem König gegenüber vertrat namentlich Windthorft die Auffaffung, daß die Ein- 
mifhung des Bundestages einen Eingriff in die Souveränetät des Landesheren darſtelle. 
Auch ftellte er ihm vor, daß ein Bruch des bei der Thronbefteigung vom Könige gegebenen 
Verſprechens, er werde unverbrüchlich feithalten an der Verfaſſung, das Vertrauen der Unter- 
tanen zu ihm untettbar vernichten werde. 


Am 10. April 1852 erhielten von der Deden und v. Borries ihre Entlafjung. Als 
Kultusminifter wurde Dberappellationsrat v. Reiche berufen; dv. Borries wurde durch 
v. Hammerftein erſetzt. Nun wurden die Verftändigungsverfuche wieder aufgenommen. 
Mitte Mai berief das Minifterium eine Verftändigungsdeputation aus Mitgliedern der 
Nitterfhaften und der Ständeverfammlung, um zu einer Einigung zu gelangen. Auch legte 
e8 den Ständen einen Gejeßentwurf über Aenderungen der Verfaſſung vom 5. September 
1848 vor, um auf verfaffungsmäßigem Wege die vom Bunde beanjtandeten Artikel zu ent= 
fernen. Auf Windthorſts Antrag verwies die Zweite Kammer den Entwurf an eine Kommiljion 
zur DVorberatung. Da aber die Beitrebungen, mit den Ritterfchaften zu einer Einigung zu 
gelangen, troß aller ihnen bewilligten Zugeftändnifje ohne Erfolg blieben, wurden die Stände 
am 15. Juli vertagt. Bevor fie auseinander gingen, ftatteten fie dem Minijterium warmen 
Danf ab für jeine Bemühungen um die Erhaltung der deutjchen Flotte. Freilich waren alle 
Anjtrengungen der hannoverfchen Regierung nach diefer Richtung vergeblich geblieben. 


Am 7. Januar 1852 Hatte die Bundesverfammlung die Auflöſung der deut- 
jhen Flotte beſchloſſen. Die Mannfchaft wurde am 30. April entlafjen und der Schiffs— 
bejtand am 18. Auguft durch den oldenburgijchen Staatsrat Hannibal Fiſcher an den Meift- 
bietenden verfleigert. Die Aufwendungen für die deutsche Marine hatten 4 695 757 Taler 
betragen. Bei der Verfteigerung ergaben die Schiffe und das Material einen Erlös von 
934726 Talern. So Häglih wurde der Iehte Neft der mit jo großer Begeifterung für 
Deutſchlands Größe und Einigung ins Leben gerufenen Schöpfung zu Grabe getragen! 
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MWindthorft jah überaus düfter in die Zufunft. Seinem Scharfblide fonnte es nicht 
entgehen, daß dem Königreiche ſchwere Gefahren drohten. Von innen auf eine jehiefe Ebene 
gedrängt und von außen gejhoben, eilte e& einer unficheren Zufunft entgegen. In Treue 
fuchte er jeinem Könige zu nuben, foviel er vermochte; dabei hielt er jeine Perſon möglichit 
im Hintergrund und beobachtete und wirfte im ſtillen. Vor allem lag ihm die Durchführung 
und der Ausbau der Reform in Juftiz und Verwaltung am Herzen, und dabei erntete feine 
unermüdliche ftile Tätigkeit die ſchönſten Früchte. 


10. Die hannoverfche Iujtizreform. 


Das hannoverſche Juſtizweſen lag in der erjten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
ſehr im argen, länger al3 im übrigen Deutjchland. In den unteren Inſtanzen waren die 
Polizeiorgane zugleich die Richter, was naturgemäß von manchen Hebeljtänden begleitet war 
und feine Garantie für eine unparteiliche Handhabung der Rechtſprechung bot. 

Ein köſtliches und bezeichnendes Beiſpiel einer ſolchen Beamtenjuſtiz erzählt v. Frankenberg-Lud— 
wigsdorff in feinen „Schilderungen“, ©. 413: „Ein als Menſch jehr geſchätzter Beamter wies regelmäßig 
alle Bauern, welche bei ihm wegen anhängig gemachter Injurien Klage erhoben, an jein Brennholz zum 
Sägen desjelben, bevor der Termin anging, damit die Leute beim gemeinjchaftlihen Sägen Gelegenheit 
erhielten, fi) zu vertragen; ein Zweck, der meift erreicht wurde," aber wie der Verfafjer naid Hinzufügt, 
„doch dem Juſtizweſen jchlecht kleidet.“ 

Das Prozeßverfahren war auf den chriftlichen Weg gewiefen, wodurch unglaubliche 
Verzögerungen herbeigeführt wurden. Die Anträge wanderten hin und her, immer mit einer 
durch Bequemlichkeit und Gewohnheit bedingten Zeitverfäumnis von Tagen und Wochen. 
Demnach warzur Erledigung eines einfachen Prozeſſes, ohne die Zmwijchenfälle etwaiger Rechts— 
mittel, eine Zeit von 1 bis 2 Jahren erforderlih. Traten aber Rechtsmittel dazu, die gegen 
jedes Zwiſchenurteil und Haupturteil zuläfjig waren und regelmäßig gebraucht wurden, wenn 
eine Partei mit dem Richter nicht einerlei Meinung war, jo waren wieder ein big zwei Jahre 
erforderlich. „Es gehört alſo nicht in das Bereich des Märchenhaften, wenn unfere Repoji- 
torien eine Menge Akten der Nachwelt aufzuweijen vermögen, insbeſondere auch die Repofi- 
torien unferer alten Reichsgerichte, woraus wir entnehmen fünnen, daß Prozeſſe, welche in 
der Gegenwart in einer Verhandlung beendet zu werden pflegen, wenn nicht ein Beweis- 
verfahren dazwifhen tritt, in der nicht fern dor ung Yiegenden Vorzeit nur auf zirka zehn 
Jahre zurücgerechnet, eine Zeitverwendung von durchſchnittlich acht Jahren forderten; in 
einzelnen Fällen dieje Angelegenheit betrachtet, dreißig bis vierzig Jahre benötigt wurden, 
um zu feinem Rechte (oder Unrechte) zu gelangen.” So die Schilderung eines hannoverſchen 
Zuriften aus dem Anfang der jechziger Jahre. 

Dazu geſellte ſich eine bedauerliche Umficherheit auf dem Gebiete des materiellen Rechtes 
infolge der vielen verſchiedenen ineinanderlaufenden zivilrechtlichen Rechtsquellen. Nicht 
befjer lag es beim Strafrecht und Strafprozeß, und ſchlimmer noch beim Hypothekenrecht. 

Da gab es für Stüve viel aufzuräumen und aufzubauen. Hannover hatte das Glüd, 
daß gerade damals eine Anzahl hervorragender Juriften fi um Die Neorganifation des 
Juſtizweſens bemühen konnte. Vor allem Stüve ſelbſt und Windthorft, dann der gleich ihm 
vom Advofaten zum ſpäteren Juftizminifter avancierte Dr. Leonhardt, der namentlich in 
der Kodififation eine glückliche und gejehiefte Hand bewies, der jpätere Juftizminifter Bac- 
meifter und der vortrefffiche Appellationsrat Planck, ſpäter Kanzleidireftor in Göttingen 
und Vater des berühmten Generalreferenten für das Deutjche Bürgerliche Geſetzbuch. 

Zunächſt handelte es ſich darum, Rechtſprechung und Verwaltung voneinander zu 
trennen, dann eine andere Gerichtsorganiſation zu ſchaffen und das Prinzip der Mündlich— 
keit und Oeffentlichkeit des Verfahrens zur Durchführung zu bringen. Eine ſchon 1847 fertig⸗ 
geſtellte Prozeßordnung wurde mit glücklichem Erfolg nochmals umgearbeitet und konnte 
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am 14. Januar in Kraft treten. Mit ihr hatten Die hannoverſchen Juriften ein bahn- 
brechendes Werk gejchaffen, das auch für den jpäteren Entwurf einer Reichszivilprozeßordnung 
als Grundlage gedient hat. Sie erregte ſchon damals bie Aufmerkfamfeit der Juriften aller 
deutſchen Staaten, fo daß Leonhardt jpäter von ihr jagen fonnte, fie habe in Deutichland 
alsbald ein Intereffe und eine Teilnahme gefunden, wie jeit Menſchengedenken fein anderes 
Geſetz. Es Habe eine förmliche Wanderung auswärtiger Juriſten zu den Verhandlungen der 
hannoverſchen Obergerichte ftattgefunden und faſt 2000 Exemplare einer Ausgabe mit Motiven 
feien außerhalb Hannovers abgejegt worden. 

Aber auch nad anderer Richtung hin wurde die Hannoverjche Juſtizreform bahnbrechend. 
Die Gefeßgebung Hannovers war die erjte, die den Verſuch unternahm, die Mitwirfung 
der Laien auch in anderer Form, als der dem franzöfiichen Recht entnommenen Ge⸗ 
ſchworenengerichte, in das neue Strafverfahren einzuführen. Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
vom 8. November 1850 faßte die Teilnahme von Gerichtsſchöffen an den Verhandlungen der 
Amtsgerichte ins Auge und dies trat denn auch zugleich mit der Einführung der 1850 er— 
Iaffenen Strafprozeß-Ordnung im Jahre 1852 ins Leben. In der Begründung fehren dieſe 
Stüveſchen Gedanken über die Teilnahme des Volkes an der Verwaltung faſt mit gleichen 
Worten wieder. Auch dieſer Verſuch fand Nachahmung. Nach hannoverſchem Vorbilde wurden 
Schöffengerichte 1857 in Oldenburg, in den folgenden Jahren in Bremen, Kurheſſen, Baden, 
Preußen und Sachſen eingeführt. 

Nach dem fpäteren Sturze Windthorfts als Yuftizminifter Ttodte die Weiterführung 
der AJuftizreform, obwohl das völlig im argen liegende Hypothekenweſen nad einer Ver— 
beferung verlangte. Erſt unter dem zweiten Minijterium Windthorft gelang es, die Anfänge 
einer Neform im Gefehe vom 14. Dezember 1864 durchzuſetzen, in dem wenigſtens die ge- 
meingefährlichen Generalhypotheken und privilegierten Hypotheken eingefhränft und die Be— 
friedigung der Gläubiger im Konfurje geregelt wurden. 

Zur Abfaffung eines eigenen hannoverſchen Zivilgefegbuches fam es nicht. Dem wider- 
ſetzte ih Windthorſt nad) Kräften. Seiner großzügigen und zugleich praktiſch veranlagten 
Natur widerjtrebte es, ein neues partifulares Zivilrechtsgebiet zu ſchaffen, während der immer 
kräftiger fih entwidelnde Handels- und Gejchäftsverfehr die Heinjtaatlihen Grenzpfähle mächtig 
überflutete und ein einheitlides Privatrecht für alle deutſchen Bundes— 
ftaaten zum dringenden Bedürfnis machte. Den Drängern in der hannoverſchen Zweiten 
Kammer entgegnete er: 

„Bir werden mit der Zeit allerdings auf ein Zivilgeſetzbuch Bevacht nehmen müffen. Solange 
ich aber nicht alle Hoffnung aufgebe, ein ſolches Zivilgejegbud für einen größeren Bereich zu befommen, 
folange ich nicht darauf verzichten muß, für ganz Deutjhland ein folches Gejegbuch zu erhalten, 
werde ich mich ſchwerlich dazu entjchließen fünnen, meine Stimme dafür abzugeben, daß für ein jo Eleines 
Sand wie Hannover ein bejonderer Zivilfoder ausgearbeitet werde. Erft dann, wenn alle Hoffnung 
jhwindet, für ganz Deutſchland ein Zivilgeſetzbuch zu erhalten, würde ich beiftimmen, daß ein folches 
Bud für Hannover allein angefertigt werde. Webrigens ift immer noch die Zeit gegeben, zu verjuchen, 
ob man das hier Gewünſchte nicht für ganz Deutjchland erreichen fan, denn wir haben jett jo viele 
andere Geſetze zu machen, daß ich glaube, wir haben noch lange vollauf damit zu tun, und wir tun 
ſchon deshalb gut, an ein derartiges Geſetzbuch erſt zu denken, wenn wir mit diefen eiligeren Gejegen 
fertig find.” 

Als Yuftizminifter verfolgte er den Gedanken an die Schaffung eines einheitlichen 
Deutſchen Zivilrechts weiter. Er machte den Verſuch, die größeren deutfchen Staaten dafür 
zu gewinnen, fand aber fein Verftändnis. 

Im Deutjchen Reichstage bemerkte er jpäter (18. Dez. 1876) dem Abgeordneten Lasker 
gegenüber: 

„Was mich betrifft, jo Habe ich mich mit der Rechtseinheit praftiich ſchon beichäftigt an einfluß- 
reicher Stelle, als der Kollege Lasker juriſtiſche Gedanken zu haben noch nicht angefangen hatte, und die 
Vorbereitungen dazu, zu diefer Einheit zu gelangen, habe ich redlich mitgemacht und wir wären zur 
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Nehtseinheit Längft gelangt, wenn Preußen zu der Zeit, als man fie haben konnte, nicht 
widerftrebt hätte. Ich habe derzeit wiederholt an den preußiſchen Zuftizminifter gejchrieben, 
wurde aber jehr fühl abgemiejen.” 

Windthorſts Verdienft bleibt es gleichwohl, diefe hervorragend nationale Frage zuerſt 
angeregt und nad Kräften weiter verfolgt zu haben. 

Ein Meifterftüc Huger Verwaltungsarbeit war die Art, wie Windthorft als Juftiz- 
minifter die Juſtizreform zur praftifden Durchführung brachte. Das war nicht 
leicht, ſchon aus dem Grunde, weil es eine jehr große Anzahl von Untergerichten gab, die 
zufammengelegt werden mußten, wobei es naturnotwendig Verfegungen in größerem Umfange 
gab und alferlei Rangftreitigfeiten abjeßte, die zahlreiche Unzufriedene jchuf. 

Eine bezeichnende Anekdote erzählt Prof. Finke im Hochland (Jan. 1911). „Bei der Juſtizreform 
wäre e8 beinahe zu einer Revolution der Frauen der Yuftizbeamten gefommen. Bis dahin gab es näm- 
lich eine Unzahl einer Gerichte in Hannover, deren Vorfteher alle den Präfidententitel führten, die bei 
dem Zufammenlegen der einen Gerichte zu einzelnen größeren Gerichten ihren ſchönen Titel verloren, 
mithin auch ihre Gattinen. Beſchwerden und Demonftrationen der gewejenen Präfiventinnen zogen fi) 
dureh längere Zeit hin: immer wieder hatte der höfliche Minifter den gekränkten Damen Audienzen zu 
erteilen und fi im Variieren liebenswürdig unverbindlicher Antworten zu üben." 

Bei der Entjheidung über Perſonalfragen ftanden Windthorſt die wiſſenſchaftlichen 
und perſönlichen Qualitäten der zu Berufenden immer an erſter Stelle. Wo es bei Wahrung 
dieſes Grundſatzes irgend möglich war, perſönlichen Wünſchen Rechnung zu tragen, war er 
gerne zu jeder billigen Rückſichtnahme bereit. Wenn ein katholiſcher richterlicher Beamter 
um der Erziehung feiner Kinder willen einer Stellung in katholiſcher Umgebung den Borzug 
gab, durfte er darauf rechnen, beim Juſtizminiſter Verſtändnis und Entgegenfommen zu finden. 
Windthorſt Hielt es aber auch für fein Recht und feine Pflicht, protejtantifche Gerichtsbeamte, 
die ihre Stellung zu hifandfen Beläftigungen der Eatholifchen Bevölkerung zu mißbrauchen 
ſuchten, gelegentlich an Orte mit anderer konfeſſioneller Färbung zu dirigieren. Auch dabei 
wußte er der Verſetzung jeden Beigeſchmack perjönlicher Kränkung oder Beeinträchtigung der 
Autorität peinli fernzuhalten. 

Wenn in einem offenbar halbamtlichen Artikel in den „Grenzboten“ (1872, I, ©. 507) Windt- 
horft der Vorwurf der Parteilichfeit in der Perjonenfrage, zumal Bevorzugung der Katholiken und Ver— 
jegung mißliebiger Proteftanten an entferntere Orte gemacht wird, jo wideriprechen dem die Tatſachen. 
Mit Recht nimmt ihn Rachfahl dagegen in Schutz mit dem Hinweis auf das einwandfreie Zeugnis 
Oppermanns. Uebrigens braucht man bloß an die Berufung Bennigſens als Aſſeſſor an das Ober⸗ 
gericht, die Beſtätigung Miquels als Burgermeiſter von Osnabrück und die Rehabilitierung Plancks als 
Obergerichtsrat in Meppen (vgl. Oncken J, S. 633 u. ©. 663) zu erinnern, um Windthorſts völlige 
Unparteilihfeit zu ermeifen. 

Die Ausübung der Juftiz jollte nach feiner Anficht unbeeinflußt fein von jeder Vor— 
eingenommenheit. Dies forderte er ebenfo jtreng von ſich ſelbſt, wie von andern. 

Bon der Schwierigkeit der Durchführung des Reformwerks und von deren gutem Gelingen 
gibt ein jachfundiger Zeitgenoffe Windthorfts Zeugnis, das um fo unverdächtiger iſt, als e8 aus 
dem Mund eines politifchen Gegners ftammt. Der Obergerihtsanwalt Oppermann jagt: 

„Mit dem 1. Oftober 1852 geihah einer von den Schritten im Rechtsleben Hannovers, Die, 
wenn einmal gemacht, viel ſchwerer zurüdgegangen werden können, als man von einer mißliebigen Ber: 
fafjungsbeftimmung, ja, von einer ganzen Berfafjung zurüctommen kann. Die Trennung der Verwaltung 
von der Zuftiz, die ftrengfte Durchführung des Grundjages der Oeffentlichfeit und der Unmittelbarkeit 
war ing Leben geführt, was ſchwerlich ohne die große Energie, welche der Juftizminifter Windt- 
Horst zeigte, jobald möglich geworden wäre. Im ganzen, muß man jagen, war die PVerjonenfrage mit 
großer Unparteilichfeit und mas noch anerfennenswerter, mit glücklichem Griff gelöft, namentlich durch— 
aus in Belegung der Präfidenten- und Vizepräfidentenftellen bei den Obergerichten. 

Auch fpäter fand Windthorſt für feine Bemühungen um bie Fortentwidlung des 
Rechtes warme Anerkennung. Der liberale Abgeordnete Berger-Witten pendete ihm im 
Preußifchen Abgeordnetenhauſe (11. Februar 1875) das Lob: 
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„WindtHorft rühmt fich feines Komjervatismus, ja, er wurde gewiffermaßen als Minifter der 
Reaktion an feine Stelle in Hannover berufen. Wie aber hat er feine damalige Aufgabe erfüllt ? Ans 
ftatt in brutaler Weile die hannoverſche Gejehgebung der Jahre 1848/49 zurüczudrängen, hat er mit 
verftändiger Hand nur ihre Auswüchſe befeitigt und jeinem engeren Baterlande Berwaltungs= und Juſtiz⸗ 
gejege gegeben, welche noch heute in voller anerkannter Gültigkeit fi befinden und für unjere Ge— 
ſeßzgebung in Preußen Muſter und Vorbild geworden find.” 

Bei Beratung der neuen Jagdordnung im Deutſchen Reichstage (11. Jan. 1884) wies 
der fonfervative Abgeordnete Meyer-Arnsmwalde auf die mufterhafte Gejeßgebung 
Hannovers hin mit den Worten: 

„Gehen Sie doch Lieber wieder an die Mufterprovinz, an Hannover,” was Windthorft mit den 
verbindlichen Worten quittierte: „Es freut mid, daß Abg. Meyer dieſe Arbeit, an welcher meine parla= 
mentarische Jugend haftet, jo gut Eritifiert hat.“ 

In einen eigenartigen Konflikt mit ſich jelbft geriet Juftizminifter Windthorſt bei der 
Entſcheidung über die Frage des Präjentationgrechtes der Provinziallandichaften zu den Richter 
ftellen am Oberappellationsgeriht. Bei Beratung der beiden Geſetze über die Gerichtsver- 
faffung und über die Reorganiſation der Provinziallandfhaften in der Zweiten Kammer 
(1849 und 1850) hatte er fi) mehrfad und ganz energiſch für die A ufredterhaltung 
des Präſentationsrechts ausgeſprochen. In der Zweiten Kammer wurde es abgelehnt. Die 
Erfte Kammer ftellte e8 wieder her, fo daß die Zweite Kammer abermals in die Beratung ein= 
treten mußte. Bei diefer Gelegenheit präzijierte Windthorft feinen Standpunkt dahin, das 
Sandesverfafjungsgefeß vom 3. Sept. 1848 garantiere ben Provinziallandihaften das 
Präfentationsredht. „Danach ift der Nechtsftandpunft Mar, und es braucht dann eigentlich 
in einer hannoverfhen Ständeverfammlung über das Zwecmäßige nicht mehr geiprochen zu 
werden.” Aber, jo meinte er weiter, e8 habe fi} auch gut bewährt und man jolle es darum 
nicht aufgeben. Schließlich wurde jedoch die Abſchaffung der Präfentationsrechte von beiden 
Kammern mit großer Mehrheit angenommen. 


Im Grunde jeines Herzens war Windthorft durchaus fein Freund des Präjentations- 
rechtes der Landſchaften, obwohl er ſelbſt durch Präfentation Oberappellationsrat gemorden 
war. Er ftand den Dingen nahe genug, um zu wiſſen, welche Rolle verwandtſchaftliche und 
freundfchaftliche Beziehungen bei der Präfentation mitipielten. Von den Bewerbern wurden 
alle erdenfbaren Familienbekanntſchaften in Bewegung gejebt und fat jeder Stimmberehtigte 
einzeln bearbeitet, um die Stimmen bei den Ständen zu gewinnen. Wie man ſolche Be— 
merbungen geſchickt infzenierte, und wie dann in den einzelnen Kurien der Stände die Ab- 
ftimmungen fi) abjpielten, mag man in der anſchaulichen Schilderung Bennigſens (Onden J, 
©. 205 ff.) von deijen eigener Kandidatur für eine Präfentationzftelle nachlefen. Man muß 
dann feinem Urteil, daß eine ſolche Vergebung von Richterftellen „unferm heutigen Empfinden 
über die Erlangung eines ftaatlihen Nichteramtes völlig zumwiderläuft“, durchaus beijtimmen. 
Wie hätte Windthorft, der ein abgejagter Feind des Nepotiamus in jeder Yorm war, ji) 
der gleichen Erkenntnis verjchließen können! In der Tat hat er al8 Juftizminifter nad) 
dem Zeugnis König Georgs die Befeitigung des Präjentationsrechtes auf das entjchiedenite 
angejtrebt. 

Der Widerſpruch dürfte fich Leicht Köjen, wenn man den näheren Umftänden nachgeht, 
unter denen die verjchiedenen Meinungsäußerungen erfolgten und die Motive erwägt, die 
ihn dabei leiteten. Als Mitglied der Zweiten Kammer mußte der vorfichtige Windthorit dar= 
auf Bedacht nehmen, Konflikte zwifchen der Erſten und der Zweiten Kammer über die Rechte 
der Provinziallandihaften in diefer Frage möglichit zu vermeiden. Vor allem fam es ihm 
darauf an, die Juftizgefege ungefährdet unter Dad) und Fad) zu bringen. Dann mußte 
aber den Provinziallandichaften jeder Anlaß zur Klage beim Bunde von vorne herein ge= 


nommen werden. Auf die Beibehaltung des Präfentationsrechtes legten fie indes großes 
Gewicht. 
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Nachdem nun das Gerichtsverfafjungsgefeh nad) den vorgängigen Verhandlungen von 
beiden Kammern mit anfehnlicher Mehrheit angenommen war, fiel diefes Bedenken weg. 
Im Jahre 1852 glaubte jodann Windthorft als Yuftizminifter bei Durchführung des Geſetzes 
auch vom Bund in der Angelegenheit des PVräfentationsrechtes nichts mehr befürchten zu 
jolfen. Ueber die Strömungen und Stimmungen bei den maßgebenden Perjönlichfeiten des 
Bundesrates war er genau unterrichtet. Auch hatte der Bundestag fich mit den Berficherungen 
der hannoverſchen Regierung, daß die Beſchwerden der Landſchaften auf gütlihem Wege ihre 
Erledigung finden würden, völlig beruhigt. Um jo mehr konnte er jeßt die Aufhebung be— 
fürmorten. 

Die weitere Entwidlung der Verhältniffe hat Windthorſt Recht gegeben: der Bund 
erkannte die Beſchwerden der Provinziallandjchaften in der Frage des Präfentationsrechtes 
nidt an. 

Der König befand ſich in einem ähnlichen Zwiejpalt. Im Grunde feines Herzens 
verurteilte er das Präſentationsrecht ebenfalls. Er nannte es „in der Wurzel faul“. Dennod) 
hielt er ſich verpflichtet, die Landſchaften zu ſchützen, weil er „ihre Rechte vom Minifterium 
Stüve gefränft und verlegt“ glaubte. Aud er befürchtete das Eingreifen des Bundes. 
Später geftand er offen ein: „Wäre der Entſcheid des Bundes ſchon 1852 jtatt 1855 erfolgt, 
jo wäre ic) in der glüdlichen Lage gewejen, diefes nachteilige Recht für daS Appellations- 
gericht ganz befeitigen zu können.“ 


II. Der Sturz des Minifteriums von Schele. 


Die bisherigen Verſuche, die Mitglieder des Adels zufriedenzuftellen, waren fruchtlos 
geblieben. Im Frühjahr 1853 jeßte die Regierung Die Verhandlungen mit der Verftändigungs- 
deputation fort. Der König jelbit ernannte die Mitglieder der Deputation und empfing fie 
in einer befonderen Audienz, um die Verhandlungen nicht ſcheitern zu laſſen. Gleichwohl 
gaben die Abgeordneten der Ritterſchaft auf das Ultimatum des Geſamtminiſteriums ein— 
ſtimmig eine ablehnende Erklärung ab. Nunmehr entſchloß ſich das Miniſterium zu einem 
legten Verſuche, die Beſchwerden der Nitterfehaft beim Bundestag aus dem Wege zu räumen 
und dem Bunde jeden Vorwand zur Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten des Landes 
zu entziehen. Unter dem 25. April unterbreitete e3 den Ständen eine Vorlage, melde eine 
abermalige Aenderung ber Verfaſſung in Ausfiht nahm und die Aufhebung des 
Gejeßes über die PBrovinziallandjhaften von 1851 beantragte, das bisher den 
Hauptgegenftand der ritterfchaftlichen Beſchwerden gebildet Hatte. Als die Vorlage in der 
Zweiten Kammer zur Verhandlung fam, wandte Windthorft alle Beredfamkeit auf, um Die 
Stände über die Tragweite ihrer Entjehließung aufzutlären. Das Minijterium hatte fein VBer- 
bleiben im Amte von der unveränderten Annahme der Vorjehläge abhängig gemacht. Es wäre 
auch wohl eine Mehrheit für bie Vorlage zu erzielen gemejen, wenn ſich die Minifter zu Der 
Erklärung hätten verjtehen wollen, daß damit alle weiteren Zugeftändniffe an den Adel end- 
gültig abgejehnitten fein würden. Die Minifter aber waren zu ehrlich, eine Verſicherung ab- 
zugeben, deren Erfüllung fie mit Rückſicht auf den unberechenbaren Charakter des Königs für 
ungewiß halten mußten. 

Die Ritter hatten dem Könige die Ueberzeugung beizubringen verſucht, dem Adel ſei 
unrecht geſchehen. Und doch fei er die feſteſte Stütze des Thrones. Ihm gebühre die aus— 
ſchließliche Vertretung des Grundbeſitzes in der Erſten Kammer, obgleich ihm nur fünf bis 
ſechs Prozent der gejamten Grundfläde des Königreiches gehörte. Der König hatte diejen 
Einflüfterungen nur zu gern jein Ohr geliehen, und e8 war zu erwarten, daß er aud) weiter- 
hin den Beitrebungen des Adels nachgeben würde. 
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Demgemäß mußte das Verhängnis feinen Lauf nehmen. Die Kammer lehnte in kurz⸗ 
fichtiger Verblendung die Vorlage ab. Die Mehrheit war nur gering, und es war ihr bei 
diefem Siege feineswegs wohl zumute. „Niemals habe ih“ — jagt Oppermann ſelbſt von 
diefem „Sieg“ — „einen Barteifieg mit weniger Jubel von ber Partei feiern Hören; jehr 
viele gingen mit beffommenen Herzen zum verjpäteten Mittagsmahle.“ Die Einſichtigeren 
mochten fi) wohl die Frage vorlegen, was nun fommen würde, wenn nad) dem Abgange der 
bewährten Minifter der König ohne deren bejonnenen Rat lediglich den Einflüfterungen der 
Adelspartei und den Einwirkungen eines auswärtigen zielbewußten Meifters im diplomatifchen 
Ränkeſpiel ausgefeht fein würde. In der Tat arbeitete Bismard auf den Sturz Windthorſts hin. 

MWindthorft ſelbſt hat es fpäter dem Neichsfanzler von Bismarck im preußiſchen Ab- 
geordnetenhaus am 29. Januar 1886 auf den Kopf zugejagt, daß er es gemejen jei, der 
jeinen Sturz bewirkt habe. 

„Hat der Herr Reichskanzler denn die Szene vergeffen, wo er dem verftorbenen Könige bon Hanz 
nover ein Privatiffimum darüber las, wie er die Politif zu ändern habe, und wie er das Minifterium 
bejeitigen könne, dem ich zum erftenmal angehörte?" 

Bismarck verfolgte nämlich mit der Einwirkung auf die politiihe Entwidlung Han- 
novers feine eigenen Pläne. Bon Haus aus jympathifierte er mit feinen adeligen Standes- 
genofjen, obwohl er die „erflufiven Herren der Ritterſchaft“, die von Borries und Genofjen, 
„mehr für Parteimänner als Staatsmänner“ hielt. Uber er betrachtete doch die hannoverſchen 
Verhältniſſe noch mehr unter dem Geſichtswinkel der ſpezifiſch preußiſchen Intereſſen. 
Darum wußte er das Vertrauen des Königs Georg in dem Grade zu gewinnen, daß dieſer 
ihn bei entſcheidenden Schritten um Rat anging und über die Köpfe ſeiner Miniſter ſich von 
ihm das Programm ſeiner Regierung bis in alle Einzelheiten vorzeichnen ließ. Ob der Plan, 
Bismarck ſelbſt an die Spitze eines Miniſteriums der Reaktion in Hannover zu berufen, bei 
König Georg ſchon beſtimmte Geſtalt angenommen hatte oder bloß ein Produkt Bacmeiſterſcher 
Diplomatie war, iſt nicht erwieſen. In einem hochintereſſanten Immediatberichte vom 2. Auguſt 
1853 erzählt Bismarck, wie er auf Einladung des Königs nach Hannover gekommen ſei und 
zunächſt den damals „einflußreichſten Miniſter“ Bacmeiſter beſucht habe, um ihn zuvor über 
das auszuholen, was er mit dem Könige verhandeln wollte. Der hannoverſche Adel traute 
dem bürgerlichen Miniſter Bacmeiſter nicht recht. Man hatte ihn im Verdacht, er wolle ſich 
an Stelle Scheles zum Präſidium drängen. Auch Bismarck ſchien ihm nicht zu trauen, erfuhr 
aber alles, was er wiſſen wollte. In dreiſtündiger Audienz entwickelt er dann dem Könige 
Georg das mit dem Könige von Preußen vorher vereinbarte Programm für die Weiterführung 
der hannoverſchen Regierungspolitik in reaktionärem Sinn. Auf Wunſch des Königs bringt 
er ſeine Vorſchläge zu Protokoll, von dem er eine Abſchrift nach Berlin ſchickt. Zur Durch— 
führung ſeiner Vorſchläge — darin gipfelt der Bericht — „ſcheint ihm ein Rücktritt 
wenigſtens des Miniſters Windthorſt, der als die entſchiedene Linke des Miniſte— 
riums zu betrachten iſt, unvermeidlich“ (Poſchinger, Bismarck u. d. Bundestag, I, ©. 113). 

Schon damals wußte Bismarck auch die konfeſſionelle Voreingenommenheit des han— 
noverſchen Adels geſchickt auszunutzen, um zugleich gegen Oeſterreich und gegen Windthorſt 
Stimmung zu machen. Am Schluß eines Briefes an Manteuffel vom 25. September 1858, 
in dem er über ein Zufammentreffen mit den Führern der Adelspartei, den ehemaligen 
Miniftern v. Borries und v. d. Deden, berichtet, tellt er mit Vergnügen feft, daß „die ganze 
konſervative Partei jet umverfennbar ſehr viel Fühler gegen Defterreich geſtimmt fei 
als früher. Man warf dem Heren dv. Koller vor, daß er den demofratifhen Minifter Windt- 
horft, einen Katholifen, unterſtütze“. 

Das Programm, das der preußijche Staatsmann dem Könige von Hannover vorge⸗ 
zeichnet hatte, kam in der Folge zur gewiſſenhaften Ausführung. In einem Brief an Gerlach 
vom 7. Auguſt 1855 triumphiert Bismarck: „Ueber die Vorgänge in Hannover freue ich mich 
in doppelter Hinficht, einmal, weil eine blühende Pflanzichule der Demokratie in jo fontagiöjer 
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Nähe unferer Grenzen dod etwas im Wachstum gehemmt wird, und das andere Mal, weil die 
Regierung von Hannover in nächſter Zeit das Bedürfnis der Anlehnung an Preußen fühlen wird.“ 

Mit Behagen erzählte jpäterhin im Freundeskreiſe Windthorſt einen föftlichen Zwiſchen⸗ 
fall aus der ſich hinſchleppenden Minifterkrifis jener Tage. Während des Herbitaufenthaltes 
der königlichen Familie im Reſidenzſchloſſe zu Rotenkirchen, wo die Ränke gegen das Mini— 
ſterium geſponnen wurden, beſchied der König Georg die Miniſter von Schele, Windthorſt 
und von Reiche zur königlichen Tafel. Windthorſt war, wie immer, genau unterrichtet über 
die Pläne, die in Rotenkirchen geſchmiedet wurden. Insbeſondere war ihm bekannt, daß der 
Vertreter der ritterſchaftlichen Sonderintereſſen, v. Lütcken, in geheimem Auftrag im Schloß weile. 
Gleich bei ſeiner Ankunft im Schloſſe ließ er ſich bei Herrn v. Lütcken melden und folgte 
dem Diener, der bei dem beſtimmten Auftreten Windthorſts annehmen mußte, daß dieſer im 
Einverſtändniſſe mit v. Lütcken handele, auf dem Fuße nach. Auf dieſe Weiſe überraſchte er 
v. Lütcken, wie er beim einſamen Mittagsmahle zwiſchen Braten und Sekt die Liſte der künf— 
tigen Miniſter zuſammenſtellte, und weidete ſich nicht wenig an der verblüfften Miene des 
Miniſterſtürzers, der alſo ſein Inkognito durchſchaut ſah. Noch mehr aber war der König 
erſlaunt, als beim darauffolgenden Diner Windthorſt auf ſeine Andeutungen über die Notwendig⸗ 
keit der tatkräftigen Teilnahme der Ritterſchaften an den Aufgaben der Staatsverwaltung und 
Geſetzgebung mit der kühlen Bemerkung erwiderte, in kurzer Friſt würden ja doch andere 
Maͤnner berufen werden, um die Intentionen Sr. Majeſtät auszuführen. Von dieſer deut— 
lichen Anſpielung überraſcht und gereizt, ließ ſich der König das Zugeſtändnis entſchlüpfen: 
„Wie iſt es möglich, daß Sie das wiſſen?“ 

Am 21. November 1853 trat Windthorſts Vorherſage ein: Das ganze Miniftertum 
wurde entlajfen. Ludwig Windthorft war jomit genau zwei Jahre hannoverſcher Juſtiz— 
minifter gewejen. 
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Zur Neubildung des Miniſteriums wurde v. Lütcken berufen; von den alten Miniftern 
blieb nur Brandi2. 

Bei den Neuwahlen zur Zweiten Kammer fehrte die. Oppofition verjtärkt wieder. 
Windthorſt war in drei Bezirken gewählt worden und entjchied fid) zur Annahme des 
Mandates in feinem alten Wahlfreile. Naturgemäß bildete die Verfafjungsfrage wiederum 
den weſentlichen Gegenſtand der Beratungen. 

Der Bundestag hatte ſich endlich auch über die Beſchwerden der hannoverſchen Ritter⸗ 
ſchaften ſchlüſſig gemacht. Am 12. April 1855 forderte er die Regierung auf, „den Ritter— 
ſchaften wiederum eine ihren althergebrachten Rechten entſprechende wirkſame Vertretung in der 
Erſten Kammer der allgemeinen Ständeverſammlung einzuräumen”. Acht Tage ſpäter, am 
19. April, erfolgte ein weiterer Beſchluß, wonach „die Verfaſſung und Geſetzgebung des König⸗ 
reiches einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen ſei, ob und inwieweit ſie mit den Geſetzen 
des Deutſchen Bundes in Einklang ſtehe“. 

Die Stände richteten eine Adreſſe an den König, in der ſie ihn baten, Maßregeln zur 
Sicherung ſeiner Souveränetät ſowie der Selbſtändigkeit ſeines Landes zu treffen. Der König 
aber war entſchloſſen, den Anordnungen des Bundesrates zu willfahren. Man hatte ihm die 
Ueberzeugung beizubringen gewußt, es widerſpräche dem königlichen Wort, an der Verfaſſung 
feftzuhalten, durchaus nicht, wenn, ähnlich wie in Hefien, die Verfaſſungsänderungen nicht 
durch Königliche Entſchließung, fondern dur den Bundestag bewirft würden. 

Am 31. Zuli wurden die Stände aufgelöft, das Minifterium v. Lütcken entlaffen und 
ein neues, aus Mitgliedern der Ritterſchaft beftehendes Minifterium unter Graf Kiel- 
mannsegg gebildet, in weldem die früher aus dem Minifterium v. Schele-Windthorit ent= 
laſſenen Minifter v. Borries und vd. d. Deden das Innere und die Juftiz und Graf Platen- 
Hallermund das Aeußere übernahmen. 
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Die erfte Tat des neuen Minifteriums war die Bejeitigung der wichtigſten Beſtim⸗ 
mungen des neuen Verfaſſungsgeſetzes vom 5. September 1848 und die Wiederherftellung 
der Verfaffungsbeftimmungen von 1840. Nach der Wahlordnung ber letzteren wurden auch 
die Neuwahlen der Ständeverſammlung ausgejchrieben, wobei fi) für die Erſte Kammer zwar 
eine große Mehrheit für das Miniſterium, für die Zweite dagegen eine ſtarke Oppoſition er⸗ 
gab, die unter Führung der früheren Miniſter die bedrohten Freiheiten verteidigte. Windt- 
horſt wurde zum Syndifus der Zweiten Kammer und zum Eiſenbahnkommiſſar gewählt. 
Der Syndikus hatte eine wichtige und einflußreihe Stellung in der Kammer. Er war fän- 
diger Referent über die ſämtlichen Verhandlungen der Kommifjionen und Konferenzen, Dieſe 
Konferenzen hatten immer ſtattzufinden, wenn zwiſchen den beiden Kammern Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten obwalteten. Es wurden alsdann aus jeder Kammer Mitglieder entſandt, die 
in gemeinſamen Beratungen ſich über die zu faſſenden Beſchlüſſe zu einigen ſuchten. Daß 
dabei dem Syndikus eine verantwortliche und vielfach ausſchlaggebende Vermittlerrolle zufiel, 
liegt auf der Hand. Als Mitglied der Kommiſſion für das Finanzgeſetz bekämpfte er die 
Erhöhung der Krondotation um 100000 Taler Gold und die Ausſcheidung der Domänen— 
einkünfte von der königlichen Kaſſe auf das entſchiedenſte. Auch die Verordnungen über Ein— 
richtung eines Staatsgerichtshofes zur Maßregelung unbotmäßiger Staatsdiener ſowie über 
die Ausſchließung ſämtlicher politiſcher und Preßvergehen von der Zuſtändigkeit der Schwur— 
gerichte brachte er als verfaſſungswidrig zu Fall. 

Das war dem Miniſterium zuviel. Die Zweite Kammer wurde am 8. November 1858 
aufgelöſt. Die Neuwahlen fanden unter dem Hochdrucke der Regierung ſtatt, und, wie nicht 
anders zu erwarten war, zog nun eine gefügige Mehrheit in das Ständehaus zu Hannover 
ein. Um die gefürchteten Minifter aus der früheren Zweiten Kammer fernzuhalten, wurde am 
14. Januar 1857, zwei Tage vor der Wahl, durch eine willfürliche Deklaration des Staats— 
dienergejeges der Eintritt in die Kammern aud für die penfionierten Staatsdiener von der 
Erlaubnis der Minijter abhängig gemadt. Sogar die Minifter a. D. follten der Erlaubnis 
des Königs bedürfen. Gleichwohl wurden ſechs frühere Minifter gewählt, unter ihnen auch 
Windthorit; doch erhielt Feiner von ihnen die Genehmigung zum Eintritt - in die Kammer. 

Diefer Ausſchluß der früheren Minifter aus der Kammer hatte die Folge, daß gerade 
tüchtige und dem Herrjcherhaufe treu ergebene Bolitifer von den Verhandlungen ferngehalten 
wurden, während den jugendlichen Braufeföpfen freies Feld blieb. Unter den Neugewählten 
befand jich ein junger Adeliger, der aus einem heigblütigen Nepublifaner ſich allmählich zu 
einem temperamentvollen liberalen Eonftitutionellen Politiker entwicelt hatte. Seine Aufgabe 
erblicte er darin, die Reaktion in Hannover aufs äußerfte zu befämpfen. Dieſer Mann, der 
bon nun an in verhängnispoller Weife an dem Geſchicke Hannovers mitgewirft hat, war 
Rudolf dv. Bennigjen. 

Windthorit war ſchon früh mit ihm befannt geworden und jchähte fein lebhaftes Tem- 
perament, feinen Eifer und jeine vieljeitigen Kenntniffe. Nachdem der junge Bennigjen nad 
Beendigung feiner Studien ſich mehrfah an ihn ala Juftizminifter gewandt, um eine Richter- 
ftelle zu erhalten, erwies er ihm die ungewöhnliche Auszeichnung, ihn als Obergerichtsaſſeſſor 
und Vertreter des zweiten Staatsanwalts nach Hannover zu berufen. Die Zweifel des Königs, 
ob der junge Mann für eine ſolche Stelle geeignet ſei, beſchwichtigte Windthorſt mit den 
Worten: „Er wird es ſchon beſorgen.“ Bennigſen ſeinerſeits erkannte in Windthorſt den 
geſcheiten Juriſten und unvergleichlichen parlamentariſchen Taktiker. Er ſah in ihm aber auch 
einen natürlichen Gegner. Mehrfach bezeichnet er ihn als „intereſſanten ultramontanen Rado— 
witzianer“ und als „kätholiſchen Klerikalen“. 

Der Kampf um die hannoverſche Verfaſſung hat die beiden Männer eine kurze Strecke 
Weges zuſammengeführt; aber bald ſchied ſie ihre Auffaſſung von Deutſchlands Zukunft und 
weit tiefer noch ihre konfeſſionelle Ueberzeugung. Windthorſt war der Katholik, der für ſeine 
Glaubensgenoſſen die politiſche Gleichberechtigung in Staat und Reich verfaſſungsmäßig 
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Teitzuftellen und in der Praxis durchzuführen juchte. Bennigjen war eifriger Vroteftant, befangen 
in allen Vorurteilen gegenüber dem Katholizismus, den er nur in dem Zerrbilde kannte, das 
man fi damals in proteftantijchen Kreifen von ihm entwarf. Katholizismus fteht ihm mit 
Götzendienſt auf einer Stufe. Gelegentlich erzählt ex, daß er ſich mit einem jungen katholiſchen 
Fräulein ſehr gut unterhalten habe, daß fie ihm gleich bei der erjten Bekanntſchaft jo an— 
geſprochen habe, wie ſelten eine junge Dame. Ein paar Jahre ſpäter entſetzt er ſich darüber, 
daß der Sohn des bekannten Staatsmannes Dahlmann mit derſelben jungen Dame, der 
Nichte des früheren preußiſchen Miniſters v. Duesberg, ſich verlobt habe und „einen katho— 
liſchen Hausſtand führen“ werde. Entrüſtet ruft er aus: „Schämt ſich denn der alte 
proteſtantiſche Kaiſermacher nicht, ſeine Enkel katholiſchen Götzen dienſt treiben zu laſſen?“ 
In jedem hervorragenden Katholiken ſieht Bennigſen einen Jeſuiten, und die Toleranz protej- 
tantiſcher Regierungen veranlaßt ihn zu dem bitteren Spott: „In dem einen Jeſuitenorden 
iſt wieder mehr Kraft und Wille als in ſämtlichen proteſtantiſchen Regierungen.“ Sein pro— 
teſtantiſches Bewußtſein iſt empört über Windthorſts Mitteilung, daß der Minifter Braun 
einen Katholiken, den „befannten Ultramontanen und Jeſuiten Kreuzhage zum Referenten im 
Kuftusminifterium berufen“ habe. Das fönne dem Minifter leicht den Reſt geben, „das 
heißt den Liberalismus gegen Rom etwas weit treiben!“ Rom und den Ultramontanismus 
haßte er aus Ueberzeugung, darum gab er der Königin Auguſta, die während des erſten Zoll— 
parlamentes in ihrer milden Weiſe in zur Verföhnlichfeit mahnte, „damit aller fonfeffionelle Hader 
bermieden werde”, die ſcharfe Antwort: „Die Ultramontanen wollen nicht Verföhnung, jondern 
Herrſchaft.“ Der Proteſtantismus bildete den Grundton feiner politifhen Anſchauungen. Bon 
diefem Gejichtspunft aus nannte er „die öſterreichiſche Politik feine deutſche, am aller= 
‚wenigjten eine norddeutſche-proteſtantiſche“. 

Das war der Mann, der eben ſein Staatsamt aufgegeben hatte, um ſich ganz der 
Politik zu widmen, und nun mit feurigem Ungeſtüm die Oppoſition in der hannoverſchen 
Zweiten Kammer mit ſich fortriß. Sehr bald ward ihm dort klar, daß der von ihm unter⸗ 
nommene Kampf gegen den Abſolutismus und die Verwirklichung feiner Ideen über die An= 
ſprüche der Völfer auf Verfaſſung und freiheitfiche Entwidlung nicht auf dem engen Boden 
einer Heinjtaatlihen Ständeverfammlung wirfjam ausgefochten werden könne. Sein Auge 
ſuchte Anknüpfungspunfte außerhalb der hannoverjchen Grenzen. In der Folge jpannen ſich 
ftarfe Fäden, die ji zu einem großen Vereinsnehe über ganz Deutjchland zufammenzogen. 

Wohin der Weg ging, blieb nicht lange zweifelhaft. Mit bewußter Abficht warf 
v. Bennigjen in der Zweiten Kammer am 27. Zuli 1859 in einer fürmlichen Anklagerede 
gegen die hannoverſche Politik den Gedanken hin, „es könne ſich jetzt finden, daß die preu— 
ßiſche Regierung durch ihre ganze Stellung in Europa ſich bewogen ſehe, an die Spitze 
der deutſchen Reformbewegung zu treten, und ſo ſchwer es an den Regierungen auch 
werden möge, ſie würden ſich doch entſchließen müſſen, die Bewegung mitzumachen“. Das 
war das Vorwort zur Bildung des Nationalvereins, in dem am 17.Oktober 1859 
v. Bennigjen den Vorſitz übernahm. Nun jteuerte er mit vollen Segeln auf die Schaffung 
des neuen kleindeutſchen Staatsgebildes unter Preußens Führung los, das ihm als das 
Kunſtwerk des öffentlichen Rechts“ in noch unbeſtimmten Umriſſen vorſchwebte. 

Wenn man den Vertretern der großdeutſchen Richtung katholiſierende Tendenzen nach⸗ 
ſagte, ſo fehlte dem Nationalverein der konfeſſionelle proteſtantiſche Einſchlag nicht. Bennigſen 
betonte auf einem ihm zu Ehren in Berlin ftattfindenden Bankett die Frontftellung des Vereins 
gegen Abjolutismus und Ultrtamontanismus. Noch entſchiedener Tautete die Kriegserflärung 
gegen den Ultramontanismus in einer Appellation Schulzes an das württembergijche Volk, 
die gar nicht veröffentlicht wurde, weil fie jelbjt Bennigſen zu ftart war. Auch der Thüringer 
Fries jah im Nationalverein dag „neue unheimliche Geſpenſt des Gegenſatzes zwiſchen Katho— 
Yifen und Proteſtanten“ und beantwortet die Frage nad) der Verſchmelzung der Parteien im 
Nationalverein, indem er gegenüber der Meinung Oftavios im Mallenftein: „Es tft eine 
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Zeit, wo ſich die Guten eng verbinden ſollen“, die Entgegnung Buttlers: „Die Gleichgefinnten 
können es allein“, al3 richtig bezeichnet. „Leider“ — fügt er Hinzu — „iſt der Kirchliche und 
der politiiche Streit nicht zu trennen.“ | 

Ganz unverhohlen fpricht fi über den proteftantifden Grundcharakter 
des Nationalvereins und feinen Gegenſatz zum Katholizismus der Neffe des befannten 
Osnabrücker Bürgermeifters, der Stadtjefretär Dr. Stüve, in einem Briefe vom 4. Januar 
1861 an Bennigſen aus: 

„Ich möchte glauben, daß der offene Kampf gegen das Vorbringen des Katholizismus, der gegen- 
mwärtig identisch ift mit dem Ultramontanismus, auch den Tendenzen der nationalen Partei vollkommen 
entipricht. Wie überhaupt die ganze neuere deutiche Bildung, fo find auch die deutfchen Einheitäbeftrebungen 
wejentlih proteftantifhe und befämpfen in dem Ulttamontanismus einen Feind, der mit der 
Wiedereroberung eines Teiles von Deutſchland, der mit dem Geifte der ganzen Nation dem Proteftan- 
tismus gewonnen war, den Keim des Zwieſpaltes legte.” 

Das waren die Geifter, die nun im Nationalverein deutſche Politik in ihrem Sinne 
trieben und für das tätig waren, was fie die „hiſtoriſche Miffion Preußens“ nannten. In 
Hannover arbeitete das reaftionäre Minifterium durch feine unvernünftigen Maßregeln dem 
Nationalverein geradezu in die Hände. 

Der junge Bennigjen jhuf fich durch feine Gemandtheit und Schlagfertigfeit in der 
Debatte und den ſcharfen Ton, mit dem er die Heinlihen Maßnahmen des Minifteriums 
Borries befämpfte, eine Popularität, die feinen Namen weit über die hannoverjchen Grenz- 
pfähle hinaustrug. Seine Reden blendeten durch ihren Glanz und zündeten durch das Teuer 
des DVortrages, aber es gebrach ihnen an überzeugender Objektivität. Bennigſen hat fi} einen 
„parlamentarifhen Schüler Windthorfts” genannt, aber wenn er diefen auch an dialeftifcher 
Gewandtheit erreichte und an rednerifchem Schwunge fogar weit übertraf, jo fehlte es ihm 
an dem Rejonangboden der inneren Ueberzeugung, der Windthorfts Worte jo eindrucksvoll und 
fieghaft machte. Bennigjen wollte nicht überzeugen, er wollte aufregen bis zum Fana- 
tismus. In feinen Reden finden fi) daher ftarfe Hebertreibungen; mitunter geht ihm in der 
Hitze der Rede die Zunge durch und rennt feine taftifchen Pläne und Berechnungen über den 
Haufen. Ja, oft genug wäre man verſucht, den Redner der hannoverſchen Zeit zum Richter über 
den Politiker der jpäteren Jahre zu machen. Die Kritif war ihm eben nur Mittel zum Zwecke. 

Sie wurde ihm allerdings leicht genug gemacht. Vorerft verfügte die Regierung noch 
über eine ſchwache Mehrheit, die allen ihren Forderungen willfährig nachgab. In der Do- 
mänen- und Krondotationsfrage wurden die Wünfche der Regierung fo ausgiebig erfüllt, daß 
der König erklären Tonnte, „der Raub, den die frevelnde Hand der Revolution ſchon einmal 
und abermal3 1848 an dem Eigentum des Herrjcherhaufes geübt habe, fei nunmehr geſühnt“. 

Auf der ſchiefen Ebene der Reaktion gab es fein Halten mehr. Die Städteordnung 
wurde einer Nevifion unterzogen. Selbft das Wort Staatsdiener war zu freifinnig; es 
wurde ausgemerzt, und fortan gab es nur Königliche Diener, unter die auch die Lehrer, 
mit Ausſchluß der an den katholiſchen Gymnafien und Progymnafien angeftellten Lehrer ein- 
bezogen wurden. Die jhlimmfte Frucht diefer Periode aber war der Eingriff in die Juftiz- 
organifation. Nachdem unter großen Schwierigkeiten der wichtige Grundjaß der Trennung der 
Verwaltung von der Juftiz durchgeführt war, wurde nunmehr die Unterfuhung und Aburteilung 
der Bolizeifahen den Richtern entzogen und wiederum den unteren Berwaltungsbehörden über- 
wieſen. Auch die Städteordnung änderte man in rückſchrittlichem Sinn ab, wobei namentlich 
die Aufſichts- und Beſtätigungsrechte der Regierung in weitgehender Weiſe vermehrt wurden. 

Im Lande Hatte das gewalttätige Vorgehen des Minifteriums eine große Exbitterung 
hervorgerufen, Namentlich bedauerte man in katholiſchen Kreifen, daß durch Win dthorſts 
Ausſchluß die zweite Kammer eines ihrer fähigiten Köpfe und fruchtbarften Arbeiter beraubt 
war. Aber aud manche Perſonen, die früher ihm ablehnend oder doc fühl gegenüberge- 
ftanden hatten, wandten ihm nun offen ihre Sympathien zu. 


13. Windthorft als Förderer der katholiſchen Interefien. 45 


13. Windthorft als Förderer der katholifchen Intereſſen. 


Die gewaltſame Unterbrechung ſeiner öffentlichen politiſchen Laufbahn gab Windt— 
horſt Muße zu einer umfaſſenden und nachhaltigen Tätigkeit für die Förderung katholiſcher 
Intereſſen. Während ſeiner Miniſterzeit war er mit einer Reihe von Staatsmännern bekannt 
geworden und hatte enge Verbindungen mit hervorragenden Politikern angeknüpft. Dieſe 
bemühte er ſich ſorgſam zu pflegen und möglichſt zu erweitern. Als Miniſter hatte er Be⸗ 
ziehungen zu dem bayeriſchen Geſandten Grafen v. Quadt-Wyckradt, dem württembergiſchen 
Grafen v. Linden, den öſterreichiſchen Geſandten, dem Frhrn. v. Koller und dem Grafen 
von Ingelheim unterhalten. Durch ſeinen vormaligen Miniſterpräſidenten Herrn von Schele, 
der nach ſeinem Rücktritt vom hannoverſchen Miniſterium Thurn und Tarisſcher General- 
poſtmeiſter in Frankfurt geworden war, wurde er mit dem Grafen Rechberg und dem öſter— 
reichiſchen Bundestagsgeſandten Frhrn. v. Prokeſch⸗Oſten bekannt. Engere freundſchaftliche 
Beziehungen verknüpften ihn mit dem Staatsrat Dr. v. Linde, dem einzigen Geſandten, 
der dem Bundestage ſeit deſſen Reſtauration im Jahre 1850 bis zu deſſen Auflöſungsſitzung 
am 24. Auguſt 1866 angehörte. Lebhaften Verkehr unterhielt er mit vielen Mitgliedern 
des katholiſchen Adels. Mit dem Großherzoglich Mecklenburgiſchen Kammerherrn von der 
Kettenburg ſtand er in regem Briefwechſel. Ebenſo finden ſich mehrere Briefe des Grafen 
Andreas zu Stolberg, Sohn des bekannten Dichters und Schriftſtellers Friedrich Leopold 
Graf zu Stolberg vor, die auf einen intimen und häufigen Gedankenaustauſch ſchließen 
laſſen. Die weitverzweigte Familie des Grafen Andreas erſchloß ihm einen weiteren Kreis 
angeſehener und einflußreicher Männer. 

Dieſer Verkehr war für Windthorſt außerordentlich wertvoll. Durch ihn erhielt er zu= 
verläffige Mitteilungen über alle wichtigen politifchen Vorgänge. Ebenſo leicht vermochte er 
durch die Mitwirfung diefer Männer auf den Gang der Dinge in jeinem Sinne einzumwirfen. 

Schon in jenen Tagen entjpann ſich ein ftiller, aber um jo heftigerer Kampf in der 
Preſſe zwiſchen Windthorſt und einem Gegner, dem er ſpäter auch perſönlich ſcharf gegen= 
übertrat. Der damalige preußiſche Bundesgeſan dte v. Bismard wußte die wirkſame 
und weitreichende Waffe der Preſſe wohl zu ſchätzen und meifterhaft zu handhaben. Er hielt 
ein ſcharfes Auge auf die Tagesprefie, ſowohl auf die Organe, die jeine Pläne unterjtüßten, 
als auf die Zeitungen, die ihm Hinderlic waren. Direkt oder auf Ummegen beeinflußte er 
mit Geld und literarifchen Beiträgen bejtimmte Blätter, die ihm „zur Bekämpfung der ultra- 
montanen Partei”, oder zur Unterjtüßung des Proteftantismus, der für ihn „die Stübe 
Preußens darſtellte“, geeignet erſchienen. Er führte ein vollftändiges Negifter über alle be- 
Heutenderen Zeitungen nad) ihrer Tendenz und Abonnentenzahl. Zu feinen Gegnern rechnete er 
die damals freilich nur in geringer Zahl vertretenen katholiſchen Zeitungen, ſowie die namentlich 
in Süd- und Mitteldeutfchland erſcheinenden Blätter, die den großdeutjchen Standpunft vertraten. 

Dem gegenüber entfaltete auch) MWindthorft eine eifrige, publiziſtiſche Tätigfeit. Seine 
in großdeutjhem Sinne gejehriebenen politiſchen Artikel fanden in den Zeitungen willige Auf⸗ 
nahme. Auch für kirchenpolitiſche Fragen war er eine geſchätzte Autorität. Einige ſeiner Artikel 
in dem Hauptorgan der rheiniſchen Katholiken, der Bismarck bejonders verhaßten Deutſchen 
Boltshalle in Köln, zogen bie Aufmerkſamkeit hoher kirchlicher Kreiſe auf ſich. Seine 
engeren Freunde kannten feine Feder genau. Der Mainzer Bifchof Frhr. v. Ketteler be= 
zeichnete dem damaligen Generalvifar Paulus Melchers in Münſter gegenüber ala den Ver— 
fafjer mehrerer Artikel in der Deutſchen Volfshalle, die diejem befonders gut gefallen hatten, 
den Advokaten Windthorft in Hannover. Daß er bei aller Schärfe und Entſchiedenheit der 
Sprache ſtets den rechten Ton fand und jeden perfönlichen Angriff und kleinliche Nörgeleien 
vermied, verfteht fi bei ihm ganz von ſelbſt. Daher war ihm auch die „Art, wie von 
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Hannover aus durch die Hannoverſche Gejandtihaft Preßorgane unterftüßt wurden, die keines— 
wegs Flug wirkten“, jehr ärgerlih. Um fo größeres Gewicht legte er darauf, daß nicht für 
dergleichen törichte Preßerzeugniffe ungerechterweife ihm die Verantwortung aufgebürdet 
wurde. Seine Freunde waren in gleicher Weife für die Wahrung feines Anſehens bejorgt. 
Graf Stolberg fchreibt im November 1857: „Es hat fi) ein Zeitungsftreit über die angeb- 
lich Schon Anfangs Januar zu berufenden Stände erhoben und in der Hannoverſchen Zeitung 
wird die Augsb. Allg. Ztg. ziemlich deutlich verwarnt. Iſt Ihnen diefe Polemik fremd, jo 
richten Sie es danad ein, daß flar und beftimmt dargetan werde, daß die bezeichneten Artifel 
nicht von Ihnen find.” 

Ein eingehender Briefwechſel mit Dompaftor Beckmann behandelt die Gründung 
eines katholiſchen Blattes in Osnabrück, die nur deshalb immer wieder ſich hinausjchob, weil 
e8 an der geeigneten Perfönlichkeit fehlte, die die Leitung hätte übernehmen fönnen. 

Neben diefer publiziftifchen Tätigkeit unterhielt Windthorft eine ausgedehnte Privatkorreſ— 
pondenz. Von den verjchiedenften Seiten wurde fein Nat und feine Hülfe begehrt und gewährt, 
wo es immer galt, gefährdete Fatholifche Intereffen zu jchügen, gewonnene Pofitionen zu halten 
oder neue zu erringen. Ueber ſchwierige Kirchen- und ftaatsrechtliche Fragen ging man ihn um 
jein Gutachten an. Wiederholt Iegte ihm Bifhof Johann Georg Fragen vor, die dag 
Kirchen- und Staatsrecht betrafen. Den Kammerheren von der Kettenburg hat Windt- 
horſt bei Verfolgung feiner Auffehen erregenden Beichwerde wegen Beeinträchtigung der Reli— 
gionzfreiheit mit Rat und Tat unterjtüßt. 

Der Kammerherr von der Kettenburg auf Matgendorfund Berom in Mecklenburg war im Frühjahr 1852 
mit feiner Familie zur fatholifchen Kirche übergetreten und ließ durch einen katholischen Geiftlichen in einen 
zur Hausfapelle eingerichteten Zimmer feines Haufes in Perow Gottesdienst halten. Dies wurde alsbald 
befannt. Dem Sammerheren ging ein landesherrliches Neftript zu, in dem ihm aufgegeben wurde, den 
Geiftlihen „feine gottesdienftlide Handlung mehr vollziehen zu laſſen, denjelben vielmehr binnen acht 
Tagen von feinen Gütern wieder zu entfernen”. Obſchon der Geiftliche inzwiſchen Heimatsrechte auf 
dem Gute erworben hatte, wurde er in Ausführung des Reſkriptes durch Gendarmen zwangsweiſe 
über die Landesgrenze geleitet. Gegen diefe Maßnahme hatte Hr. von der Kettenburg Beſchwerde an 
den Bundestag erhoben. Diefer erklärte ſich ſchließlich inkompetent, nachdem der preußiiche Bundestags- 
gejandte v. Bismard mit allen Mitteln, die ihm die Gejchäftsordnung an die Hand gab, die wider- 
ftrebenden Stimmen des Bundestags umzuftimmen verfuht und die anfänglich einer grundjäglichen 
Behandlung der Angelegenheit geneigte Mehrheit in eine Minderheit umgewandelt hatte. 

Dieje Angelegenheit bejchäftigte mehrfah den Bundestag und gab dem Bundesge- 
jandten v. Bismard Gelegenheit zu der fcharfen und interefjanten Charakteriftif der ver— 
ſchiedenen Bundestagsmitglieder in dem befannten —— Privatſchreiben an den Miniſter 
v. Manteuffel vom 30. Mai 1858. 

Bei Beſetzung wichtiger Stellen im Kirchendienft wie in Privatdieniten machte man 
gerne von Windthorjt3 umfajjender Perjonenfenntnis und Sachkunde Gebrauch. U.a. bemühte 
er fih mit Erfolg um die Bejehung der Propfteiftelle in Meppen durd den waderen 
Priefter Gelshorn, der jahrelang das Weſtfäliſche Volksblatt zu Paderborn redigiert hatte 
und (1850) neben Hofrat Buß und den beiden Neichensperger zu den elf katholiſchen Abge- 
ordneten des Erfurter Parlaments gehörte. Sehr Iebhaft interefjierte er fi) für die Be— 
jeßung der dur) den Tod Nordheiders erledigte Direktoritelle am Garolinum in Osna— 
brüd. Auf feine Verwendung hin berief der Oberſchulrat Kohlraufch im Auguft 1855 den 
Oberlehrer Schmidt zum Direktor des Carolinums. Um jo größer war Windthorfts Sorge, 
als nad kaum drei Jahren die Gefahr drohte, diefen wieder zu verlieren, weil der Biſchof 
von Paderborn ihn in jeine Diözefe zurückberief, um das neu eingerichtete Gymnafium zu 
Brilon zu übernehmen. In einem längeren Briefe wandte fih Windthorft an den Regierungs- 
tat Linhoff in Münfter, um durch deſſen Hilfe das Provinzialfchulfollegium zu bewegen, daß 
es einen anderen geiftlichen Direktor für Brilon präfentieren möge. „Wir fünnen Schmidt 
nicht losgeben, ohne unjere katholiſchen Interefjen aufs jchwerfte zu fompromittieren. Das 
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kann auch unmöglich in Paderborn gewünſcht werden. Osnabrück iſt ein wahres Miſſions— 
bistum, Paderborn nad) allen Seiten wohlbegründet. Es wäre unverantwortlich, die wenigen 
Kräfte, welche wir haben, aljo zu ſchwächen.“ Die Wahrung der Fatholifhen Interefjen war 
ihm eben Herzensjade. Verſchiedentlich wandte fi Graf Stolberg auf Södern an ihn, ſo— 
wohl um brauchbare Kräfte in jeinen Privatdienſt zu erhalten, wie für bie Befegung einer 
erledigten Amtsmeifteritelfe, „für die er gerne einen guten Katholifen nähme“. Durch den 
Grafen von Ingelheim wußte Windthorft den Minifterpräfidenten Grafen Platen für den 
talentvolfen Hiftorifer Dr. Onno Klopp zu intereffieren, jo daß diefem die Herausgabe der 
in der Königlichen Bibliothek zu Hannover befindlichen Leibnitzſchen Schriften übertragen wurde. 

Auch heiklere Angelegenheiten legte man gerne in Windthorfts Hand. Ein proteltan= 

tifcher Amtsvogt war infolge einer Miffton geneigt, zur katholiſchen Kirche überzutreten und 
jeine Kinder in der katholiſchen Religion erziehen zu laſſen. Bon der evangelijchen Geiftlich- 
feit wurde er deshalb hart bedrängt und von der Oberſtaatsanwaltſchaft mit Verjegung be= 
droht. In diefer Not rief man den ftarfen Arm Windthorfts um Hülfe an. Ein anderes 
Mal führte man über einen evangeliſchen Aſſeſſor, der als „Parteimann und Störenfried“ 
die katholiſche Bevölkerung feines Bezirks mit allerlei Schifanen quälte, Klage bei Windthorſt 
„in der Hoffnung, daß er vermöge ſeines wohltätigen Einfluſſes werde eingreifen können“, 
auch wenn er nicht mehr Juſtizminiſter ſei. 
Eine Lieblingsidee Windthorſts, die ſeiner praktiſchen Veranlagung entſprang und um 
deren Verwirklichung er ſein ganzes Leben hindurch mit Konſequenz ſich bemüht hat, war die 
Hebung der wirtſchaftlichen Lage des katholiſchen Bevölkerungsteiles. 
Wohlſtand ſichert Macht und Einfluß ſelbſt im modernen Rechtsſtaat. Nicht nur aus dem 
Grunde, weil der Beſitz die Vorbedingung für die Unabhängigkeit und Freiheit des Handelns 
bildet, ſondern auch deshalb, weil trotz der verfaſſungsmäßig garantierten Gleichberechtigung 
der Staatsbürger an größere Leiſtungen für die Staatszwecke größere Rechte geknüpft find. 
Deshalb ift die Ueberlegenheit de3 Beſitzes über das beſitzloſe Bürgertum eine Tatſache, die 
man bedauerlih finden mag, aber nit Yeugnen fann und nicht außer acht laſſen darf. 
Windthorſt empfand es als ein drückendes Hemmnis in dem Kampf um die Gleihberechtigung 
der Konfefjionen, daß in den Ländern mit konfeſſionell gemijchter Bevölferung der proteſtan— 
tiſche Teil den katholiſchen an Wohlſtand im allgemeinen überragt. Gründe mannig= 
facher Art, die zum großen Zeil bis in unfere Tage nachwirken, haben dieje Lage geſchaffen. 
An der Hebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des katholiſchen Volksteils arbeiten hieß alſo 
den politiſchen Einfluß vermehren und kräftigen. 

Nach dieſer Richtung hin war Windthorſt raſtlos tätig. H olland war für ihn das 
Mufterland. Dort hatten die Katholiken ſich wirtſchaftlich emporgearbeitet und dadurch aud) 
politifc zur Geltung gebracht. Sollte das nicht auch für Deutjehland möglich fein? Das 
war natürlich nicht mit einem Schlage zu erreihen. Da mußte zielbewußte Detailarbeit eins 
greifen. Die hat er eifrig geleiftet. Wo er einem Katholiken einen lohnenden Erwerb ver— 
ſchaffen fonnte, oder wo die Beſetzung eines geringeren oder höheren Poſtens durch einen ge= 
eigneten katholiſchen Bewerber in Frage fam, bot er gerne Hülfreiche Hand. Insbeſondere war feine 
Sorge darauf gerichtet, alten Beſitz in katholiſchen Händen zu erhalten. Die Gefahr, daß ein 
größeres Gut (Ahrbergen) in den Beſitz eines Nichtkatholiken gelangte, veranlaßte ihn, nach allen 
Seiten Briefe zu jehreiben, um Katholifen mit dem erforderlichen Kapital für den Ankauf geneigt 
zu machen. „Je mehr ich“ — antwortete ihm von der Kettenburg am 21. Mai 1855 — „Shren 
Wunſch, daß der Grundbeſitz in der ererbten Hand bleiben möge, und daß auch die Katholiken zumal 
nicht ganz depofjediert werden möchten, teile, defto mehr bedaure ich, daß mir gar feine Mittel 
geboten find, für bie Erreichung dieſes Wunſches etwas zu tun. Ich kenne leider niemanden, 
d. h. zunächſt feinen Katholiken, auf den id) irgend einen Einfluß ausüben fönnte, um ihn 
zum Anfauf (de Gutes Ahrbergen) zu veranlafjen, ja ich fenne kaum irgend einen, deſſen 
Mittel ihm einen ſolchen geitatten könnten.“ 
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Es ift überaus anziehend, die zähe Geduld und die aufopfernde raſtloſe Emfigfeit zu 
beobachten, mit der Windthorft fich diefer Kleinarbeit hingab. Scherzhaft entſchuldigte er ſich 
1886 in Ems einem Befucher gegenüber, der von ihm telegraphiſch zu einer Beſprechung 
eingeladen war und eine Zeitlang warten mußte, weil drängende Bittjteller abzufertigen 
waren: „Sie jehen, wie man mir hier mit Sorgen für andere die Zeit vertreibt |“ 

Für die richtige Bewertung des Umfangs und der Erfolge diefes Wirfens ift der 
Berluft der Korrespondenz Windthorſts ungemein bedauerlih. In einem Kleinen 
Aktenheft, das die Zufchriften an Windthorft, die fih auf die Wiederaufridtung der 
Didzefe Dsnabrüd beziehen, aus den Jahren 1854 bis 1857 enthält und 149 Seiten 
zählt, findet fi) ganz beiläufig eine Menge von Mitteilungen, die von der Vielſeitigkeit 
feines Wirkens im Intereffe der katholiſchen Bewegung überrajchendes Zeugnis ablegen. 

Freilich pflegte Windthorft ſich die Leute, für die er fi verwandte, wohl anzujehen. 
Er empfahl niemand, mit dem er nicht unbedingt Ehre einlegen fonnte. In zweifelhaften 
Fällen fand er eine höflihe Ausrede. So dürfte ſich erflären, was v. Schulte in jeinen 
Lebenserinnerungen berichtet, Windthorft habe feine Bitte um Verwendung für einen „tüchtigen 
Privatdozenten in Göttingen” mit den Worten abgewiejen: „Ich fann mich do nit in 
fremde Sachen miſchen, weil e3 ſich um einen Katholiichen Handelt.” Schulte jelbjt weiß ja 
von wiederholten Empfehlungen junger Leute zu erzählen. U. a. Hatte ihm Windthorft einen 
jungen Konvertiten, den Bruder des Göttinger Profeſſors v. Bar, ganz bejonders empfohlen. 

Bei Entfaltung diefer umfaffenden Tätigfeit juchte Windthorjt jedes öffentliche Auf- 
treten zu vermeiden. „Bis 1866 war erein Ultramontaner hinter den Kuliſſen“, glaubt v. Schulte 
tadeln zu ſollen. Es wäre aber geradezu töricht gewejen, in einem durchweg protejtantifchen 
Lande, wie es Hannover war, angefichtS einer ftreng proteftantifchen Regierung unter einem 
mißtrauischen König, der bei allem guten Willen, den Katholifen gerecht zu werden, den Ein— 
flüfterungen feiner engherzigen, Windthorft feindlich gefinnten Ratgeber allzuleicht zugänglich war, 
provokatoriſch aufzutreten. Hier war unauffälliges zielbemußtes Handeln ficherlich mehr am Plage, 
als aufregende oder Auffehen erregende Agitation. Wie er feine Ueberzeugung nicht ängit- 
ih) verbarg, trug er fie noch weniger herausfordernd zu Schau. Ohnehin war er genau 
davon unterrichtet, wie ſcharf man ihn beobachtete. Auf Schritt und Tritt war er von 
Spionen umgeben, die jein Tun geſchäftig überwachten. v. Schulte weiß davon eine ergötzliche 
-Gejchichte zu erzählen. Es war im Juni 1870. Wenige Stunden nahdem er mit Windt- 
horſt und deſſen Tochter in Prag zufammengetroffen war, wußte man abenteuerfihe Dinge 
über diefe Zufammenkunft zufammen zu reimen und in Wiener Blättern zu berichten. Windt- 
horſt gehörte nach einem Berichte des Minifter Borries an den König Georg vom 10. Aug. 
1855 „zu denjenigen Berfönlichfeiten, zu denen man fid) mit Grund verjehen fann, daß fie 
Em. Majejtät Abfichten entgegenwirken und zu vereiteln fuchen“. Darum ließ man den ftaat3- 
gefährlichen Mann nicht aus den Augen. Mit lächerlicher Genauigkeit verzeichnet der Bericht eines 
politijchen Agenten Wermuths vom 22. April 1855, „daß der Staatsminijter W. mit dem Bifchof 
bon Osnabrück morgens 9! nad) Hannover gefahren und gleich nad) feiner Ankunft vom Bahnhofe 
mit einem Fremden, in.dem man den Landrat von Gramm vermutete, in die Stadt und anderen 
Morgens in die Eilenriede gegangen ſei.“ Schmunzelnd erzählte Windthorft in vertrauten Kreifen, 
wie auch nad) 1866 politifche Agenten auf dem Turmzimmer eines vorfpringenden Nachbarhauſes 
am Schäferdamm zu Hannover Poſto gefaßt hatten, die über alle Vorgänge in feiner Wohnung, 
namentlich über die ein= und ausgehenden Beſucher gewiſſenhaft zu berichten hatten. 

Eine gewiſſe kluge Zurüdhaltung war ihm fomit geradezu aufgezwungen. Darin liegt 
auch der Grund, weshalb er bis in die jpäteren Jahre feine Generalverjammlung 
der Deutjhen Katholiken beſuchte. Wie fruchtbar diefe ftille, aber energiſche und 
zähe Tätigkeit Windthorfts in jenen Tagen gewejen tft, zeigt vor allem anderen die Auf- 
rihtung des Bistums Osnabrüd, das ſeit der Säfularifation ein halbes Jahr— 
hundert verwaift da lag und von Hildesheim aus verwaltet wurde. 





Frau Staatsminifter Ludw. Windthorit 
mit ihren Kindern Maria, Anna, Eduard und Julius. 


Der Halsichmu d (vergl. Seite 54) ift ein Geſchenk des Papites Pius IX. Der päpftliche Staat3- 
jefretär Kardinal Antonelli jandte ihn mit der ausdritchlichen Bemerkung, „al8 Anerkennung der Verdienſte 
Shres Mannes“, Wenn Frau Windthorjt den Schmuck anlegte, jo pflegte er zu fagen: „Dielen Orden 
trägft Su für mid." Nach dem Tode ihres Mannes ichentte fie ihn, an einem Meßkelch angebracht, der 
damals gerade erbanten Kirche in Döhren, einem Vorort von Hannover. 

Papſt eo XIII. verlieh Frau Windthorit das Verdienſtkreuz Pro ecclesia et pontifice, das fie nur 


einmal, am Zage der goldenen Hochzeit im Jahre 1888, trug. 


Hüsgen, Windthorit. 
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In der Bulle des Papſtes Leo XII. Impensa Romanorum Pontificum vom 26. März 
1824 waren dem Königreiche Hannover die beiden Bistümer Hildesheim und Dsnabrüd zu= 
geteilt worden mit der Verpflichtung, den Biſchöflichen Stuhl zu Osnabrüd mit den nötigen 
Mitteln auszuftatten, insbejondere, jobald die erforderliden Mittel vorhanden 
wären, das Osnabrückſche Domkapitel gerade fo auszurüften, wie das Hildesheimjche, nament= 
li) auch dem Bifchofe dieſelbe Einnahme zu gewähren, wie fie der Biſchof von Hildesheim 
befaß. Es waren dazu im ganzen 13500 Taler jährlich erforderlih. Diefer Verpflichtung 
lag die Tatfache zugrunde, daß bei Einverleibung Osnabrüds im Jahre 1803 die biſchöf— 
fichen Einkünfte von der Hannoverjchen Regierung in Befis genommen worden waren. Einit- 
mweilen erhielt Osnabrüd nur einen Verweſer, der ala Generalvifar des Biſchofs von Hildes- 
heim für den Sprengel Dsnabrüd galt und zugleich Weihbifhof war. Er erhielt dafür eine 
jährliche Zulage von 2000 Talern. 

Mehrfach wiederholte Anftrengungen, die Hannoverfche Regierung zur Erfüllung des 
Vertrages zu veranlafjen, fcheiterten an deren hartnädigem Widerftande. Die Regierung be— 
ftand auf der Annahme, fie allein fei befugt zu entjcheiden, ob die vorhandenen Mittel aus- 
reiten. Noch im Jahre 1841 ſprach das Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten ſich 
gegenüber dem Finanzminifterium dahin aus: „befanntlich liege es in der Abficht des geijt- 
lichen Minifteriums, das Osnabrückſche Bistum nie auszustatten.” 

Als aber die Regierung dur das Wegfallen vieler Penfionen an Domherren und dergl., 
die fie hatte übernehmen müſſen, immer mehr disponibele Mittel erhielt, wurde das Drängen 
nad) einer jelbjtändigen Ausftattung des Bistums Osnabrück immer lebhafter. Man betonte, 
daß der Hildesheimjche Biſchof aus dem Hildesheimfchen Klerus hervorginge und ſchon aus 
diefem Grunde eine auf eigener Kenntnis der Osnabrückſchen Verhältniffe fußende Verwaltung 
nicht führen könne. Dazu käme, daß die Osnabrückſche Diözefe an Seelenzahl um das 
Doppelte größer fei, al3 die Hildesheimjche, wodurd das unpafjende Abhängigkeitsverhältnig, 
in dem fie zu der letzteren jtände, noch viel auffallender erjcheine. „Geiftliche und Laien“ — 
jo heißt es in einer Denkjchrift des Negierungsrats Hoffmann im Kultusminifterium an den 
Minifterpräfidenten v. Lüttden vom März 1854 — „teilen die Anfiht, daß die Königliche 
Regierung nicht wegen Mangels an Mitteln, jondern um die fatholifche Kirche in ihrer or= 
ganijchen Entwicklung zu lähmen, ihr Verſprechen unerfüllt läßt, und überall, nicht nur in 
Dsnabrüd, jondern im ganzen Fatholifchen Deutjchland ftellt man die verzögerte Ausftattung 
de3 Osnabrückſchen Bistums in die erjte Neihe der Beſchwerden, wenn man dartun will, 
daß die deutjchen Regierungen den gerechten Forderungen der katholiſchen Kirche nicht gerecht 
werden." Alles das fruchtete nicht. Die Regierung feste allen Anregungen in der Bistums- 
angelegenheit einen jtillen Widerftand entgegen. 

Erft unter dem Minifterium Mündhaufen, in dem Windthorft Juftizminifter war, kam 
die Angelegenheit in Fluß. Am 23. Dezember 1851 wurde zwijchen dem Geh. Regierungsrat 
Bening als Vertreter der Regierung und dem Oberappellationsrat Dr. Vezin als Bevoll- 
mächtigten des Weihbiſchofs Lüpfe ein Abkommen getroffen, wonad) vorläufig nur die Mittel 
für die Befoldung des Bijchofes und der Kapitelsmitglieder verfügbar gemacht, die Dotierung 
des Seminars abernod ausgejeßt werden follte. Diefem Vertrage verfagte indes der päpftliche 
Stuhl feine Zuftimmüung. Er ſah darin die Abficht der Regierung, fi) von der in der Bulle 
beftimmten vollftändigen Ausftattung des Bistums und von der Ueberweifung des gejamten 
Dotationsbedarfs in Grundvermögen völlig freizumaden. Eine beftimmte Zuficherung war 
aber in diefer Beziehung von feiten der Negierung nicht zu erlangen; die Angelegenheit blieb 
infolgedefjen jahrelang in der Schwebe. 
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Die Seele aller Beitrebungen zur Weiterförderung der Bistumsangelegenheit war 
Windthorſt. Wie in einem Brennpunft laufen bei ihn die Berichte über die Lage der Sache 
ein und der Wortlaut der an ihn gerichteten Briefe, die zum größeren Teil Antworten auf 
jeine (nicht mehr vorhandenen) Briefe darftellen, beweift, wie eifrig er tätig war. Weihbijchof 
Lüpke gibt ihm Kenntnis von jedem feiner Schritte. Unter dem 20. Sept. 1854 ſchreibt 
derjelbe ihm u. a.: 

„Sn letzter Zeit habe ic an den Minister Bergmann noch bejonders gejcgrieben, und zwar in 
etwas gereizter Stimmung wegen Ueberlafjung der v. Staellihen alten Curie behufs Seminareinrichtung. 
Zur Zeit Königs Ernſt Auguft war uns dazu ſchon Ausficht gegeben worden und unter dem Braunjchen 
Minifterio wurde mir der noch vorhandene Seminarfonds zur eigenen Verwaltung übergeben, den ich 
jeitdem ziemlich vermehrt habe. Sollteft Du Gelegenheit finden, daran betreffenden Ortes zu erinnern, 
das würde mir lieb jein.” 

Ein befonderer Aufenthalt entitand dur den Umſtand, daß zwei päpftliche Inſtruk— 
tionen, die Anweifungen über die Stellung Roms zu der Bistumsangelegenheit enthielten, 
nicht in die Hände des Weihbiſchofs Lüpfe gelangten. Unter dem 11. Oft. 1854 erhielt 
MWindthorft „auf dringliche Anfrage“ von einem Freunde die befremdende Mitteilung, 

„daß die päpftlihe Inftruftion vom Oftober 1853 Hier ebenjowenig eingetroffen tft, als die vom 
April 1853. Es ift aljo dieſe Inftruftion entweder unterwegs verloren gegangen, oder ın Rom zurüd® 
‚genommen und fontremandiert worden. Damit Sie, hochverehrter Freund, in Ihren warmen Beftrebungen 
für die gute Sache nicht länger aufgehalten werden, beeile ich mic), Ihnen dieje kurze Mitteilung zu 
maden“. 

Am 14. Febr. 1855 Eonferierte Windthorft in Hannover mit dem Negierungsrate 
Hoffmann, wobei über verſchiedene Punkte ein Einvernehmen erzielt wurde. Aber Lüpfe war 
inzwiſchen mutlos geworden. Er ſchreibt am 25. Yebr. 1855: 

„Die erfte Anzeige des Minifteriums von Wiederaufnahme der Verhandlungen in der Angelegen- 
heit der Osnabrüder Diözeſe lieh mid einige angenehme Hoffnung jhöpfen; allein bei ernfterer Anficht 
derjelben hat ſich dieſe Hoffnung faft bis auf den Gefrierpunft herabgejenft, und ich weiß nicht mehr, 
was ich davon denfen joll. Iſt es nicht merfwürdig, daß Gott einem alten Manne, deſſen befte Kräfte 
bereit3 gebrochen, noch immer neue Laften und Sorgen auf die Schulter ladet? Ich hoffe, Sie beten 
für mid!” 

Am 8. April 1855 entjchlief Weihbiſchof Lüpke. Ein neues Hindernis für den ge: 
deihlichen Fortgang der Angelegenheit. Im Diözejanflerus machten fi) alsbald Strömungen 
geltend, die fich in Petitionen zugunften beſtimmter Biihofsfandidaten äußerten. Alles drängte 
fi an Windthorft heran, um jeinen Einfluß für die verſchiedenen Schüßlinge zu gewinnen. 
Seinen Bemühungen gelang es zunächſt, zu erwirken, daß der Biſchof von Hildesheim den 
Dompaftor und Generalvifariatsaffejlor Bedmann zum Generalvifar ernannte. Er jollte 
den Vorfik im Generalvifariate führen und mit den Dispenfationsverhandlungen mit dem 
Hl. Stuhle und der Ausübung der päpftlihen Fakultäten, ſoweit fie dem jeligen Weihbiſchof 
Lüpke übertragen waren, betraut ſein. Damit war vorerſt allen Eiferſüchteleien ein Ziel ge— 
ſetzt. „In der Hauptſache ſcheint deine Abſicht vorläufig erreicht zu ſein,“ ſchreibt Beckmann 
hei Ueberſendung der biſchöflichen Verfügung, die das Datum de3 1. Mai 1855 trägt. 

Mit verdoppelter Energie ſetzte nun WindtHorit feine Bemühungen in der Bistums— 
angelegenheit weiter fort. Immer wieder wußte er abgerifjene Fäden gejchidt zu verbinden und 
neue anzufnüpfen. In Münden war Anfang 1855 ein neuer Nuntius eingezogen, mit dem 
er bald in engere Fühlung zu fommen mußte. 

Ein köftlihes Moment findet ſich in einem Briefe Beckmanns vom 11. Mat 1855, in dem 
diefer jeinem Mißtrauen in MWindthorfts ſchwer leſerliche Handſchrift bejorgten Ausdruck gibt. Nachdem 
er ihm die Adreſſe des neuen Nuntius: Antonio de Luca, Erzbiſchof von Tarſus, mitgeteilt, fährt er 
fort: „Derielbe ſpricht auch Deutjch, und Du wirft ihm in Deutſch am beften ſchreiben fünnen. Uber 
es wird wohl leſerlich geſchrieben werden müſſen und da bin ich etwas beſorgt. Einen Abſchreiber lannſt 
Du nicht adhibiren; ich will gern abſchreiben und kannſt Du in blanco unterſchreiben, ſo will ich ihn 


gern abſchicken von hier, was dort vielleicht auch auffällig werden kann. Ueberleg es Dir.“ 
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Einen fräftigen Anftoß erhielt die Bewegung für die Aufrihtung des Bistums Osna—⸗ 
brück durch den Abſchluß des Oeſterreichiſchen Konkordats vom 18. Auguſt 1855, das 
auf die deutſchen Katholiken einen gewaltigen Eindruck machte. Auch war man in Osnabrück 
der Meinung, daß das konſervative Miniſterium Kielmannsegg, das ſo eifrig für die herge— 
brachten Rechte der Ritterſchaften eintrat, ‚fonfequenterweife auch den wohlverbrieften Rechten 
der katholiſchen Kirche endlich gerecht werden müßte“! Aus den Kreiſen des Adels und ein⸗ 
flußreicher Katholiken der Diözeſe wurde eine Petition an den Hl. Stuhl abgeſandt, in der 
man den Hl. Vater bat, nunmehr von neuem in Hannover intervenieren zu wollen, daß die 
1824 übernommenen Verpflichtungen erfüllt würden. Eine ſolche Vorftellung dürfte jet beim 
Könige ein gemeigtes Ohr finden. Windthorjts Name fehlte unter diefer Petition nicht. Auch 
gab er den Ueberbringern noch „wertvolle und willkommene Winke hinſichtlich des weiteren 
Verfahrens“ mit. Grief des Frhrn. Adolf v. Korff, Sutthaufen, 13. Januar 1856.) Auch 
aus anderen reifen drängte man. Die Königliche Landdroſtei Dsnabrüd, deren Beamte 
faft ſämtlich Proteftanten waren, ſprach ſich wiederholt und entſchieden für baldige und be- 
friedigende Erledigung der Angelegenheit aus. 

Diefe vereinten Anftrengungen hatten endlich den gewünjchten Erfolg. Am 12. Auguſt 
1856 beauftragte König Georg das Minifterium, die zur MWiederherftellung des Bistums 
Osnabrück notwendigen Maßnahmen zu treffen. Den Bemühungen Windthorſts gelang es, 
die Ernennung des Biſchofs von Münſter zum Executor bullae Impensa zu erwirfen. Unter 
dem 30. September 1856 teilt ihm der Bifchof Johann Georg jeine Ernennung mit, indem 
er ihm zugleich „für die fortgejegte Teilnahme aufrihtig dankt”. Die Verhandlungen nahmen 
num einen raſchen Fortgang. Am 11. November 1856 wurde unter Vorbehalt der Ratifi- 
fation der Vertrag über die Dotation des Osnabrückſchen Bistums abgejchlofjen. 

Nun galt es, den rechten Mann als Biſchof für die Diözefe zu finden. Anfänglich hatte 
MWindthorft an den Grafen Galen, damals Kaplan in Coesfeld, gedacht, weil diejer in der 
Diözefe Osnabrüd einen ftarfen Anhang Hatte. Am 24. Mai 1855 war eine von faft allen 
Geiftlihen der Stadt und des Defanates Dsnabrüd unterzeichnete Petition an den Biſchof 
von Hildesheim abgegangen, in der die Bitte ausgeſprochen wurde, man möge dem jungen 
Grafen die erledigte Biſchofsſtelle übertragen. Es wurde auf die ausgezeichneten Eigenſchaften 
des Grafen hingewieſen und weiterhin geltend gemacht, der Name Galen ſei eng mit der 
Geſchichte der Diözeſe Osnabrück verwebt. Die gräfliche Familie ſei in der Diözeſe begütert; 
der Vater ſei hannoverſcher Untertan und Mitglied der Osnabrückſchen Ritterſchaft. Auch in 
Rom ſchien man dem jungen Grafen nicht abgeneigt. Indes änderte Windthorſt ſpäter ſeine 
Anficht bezüglich der zu berufenden Perſönlichkeit. Mitten im Winter (Dezember 1856) ließ 
er fi) die Mühe einer Neife nad) Münfter nicht verdrießen, um mit dem Biſchof Rat zu 
pflegen. Die Folge diejer Verhandlung war, daß der Generalvifar der Diözeſe Münjter 
Paulus Melchers für den Biſchofsſtuhl in Osnabrück auserjehen wurde. Bei einem Diner 
beim Oberpräfidenten anfangs 1856 äußerte Biihof Johann Georg dem Regierungsrat 
Linhoff gegenüber: „Heute Habe ich das ſchwerſte Opfer meines Lebens gebracht. Der Heilige 
Bater hat mir die Auswahl eines Biſchofs für die neueingerichtete Didzeje anvertraut. Ich 
mußte natürlich den beften in Ausficht nehmen, welchen ich zu finden vermochte, und das ijt 
mein vortrefflicher Generalvifar Melchers. Heute habe ich diejen für die Stelle mit ſchwerem 
Herzen in Vorſchlag gebracht.“ | 

Der König war mit der Perſon des neuen Biſchofs ohne weiteres einverjtanden. Ueber— 
haupt zeigte fi) der König gemeigt, die Angelegenheit eifrig zu fördern. Er erflärte u. a. 
dem Biihof von Münfter bei deſſen Beſuch in Norderney, „er wolle nicht eine farge, ſondern 
eine ordentliche Dotation; er werde in diefer Beziehung über den Vertrag und den Wortlaut 
der Bulle hinausgehen, wenn der Geijt der letzteren e& zu fordern ſcheine“. (Brief des Geiftl. 
Rats Dr. Bangen, Stellvertreter des Biſchofs von Münjter für die Verhandlungen in betreff 
des Bistums Osnabrück d. d. Marfhaujen, 27. Augujt 1857.) 
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Am 29. März 1857 empfing König Georg eine Abordnung fatholiicher Mitglieder der 
Ständeverfammlung aus der Landodrojtei Dsnabrüd, um eine Dankadrefje entgegenzunehmen. 
Die Antwort des Königs ift ungemein bezeichnend für deſſen tolerante Gefinnung und feinen 
ausgeprägten Gerechtigfeitsfinn. Er jagte u. a.: 

„Sch ertenne es lebhaft an, daß Sie, meine Herren, gefommen find, Mir den Dank für Wieder⸗ 
beſetzung des Bistums Osnabrück darzubringen. Mir iſt dadurch die Gelegenheit gegeben, Ihnen aus— 
zuſprechen, wie es Mir zur beſonderen Freude gereicht, daß Gott es Mir vorbehalten hat, eine Schuld 
des Welfiſchen Hauſes den katholiſchen Untertanen in der Provinz Osnabrüd — welche nicht erſt ſeit 
1648, ſondern ſchon früher, zu Heinrich des Stolzen Zeit mit Meinem Hauſe verbunden geweſen — 
jetzt durch die Wieverbefegung des Bistums Osnabrück abzutragen, und dadurd) betätigt zu haben, was 
Ich beim Antritt Meiner Regierung den MWürdenträgern der katholiſchen Kirche verficherte, ein treuer 
Schirmvogt diefer Kirche fein zu wollen, wie Ich ein treuer Schirmvogt und oberiter Biſchof Der pro= 
teftantischen Kirche in Meinen Landen zu fein Mich beftrebe. Ich bitte Gott, daß immerdar die wärmfte 
Eintracht zwiſchen allen chriſtlichen Glaubensbekenntniſſen in Meinem Lande walten möge, eingedenf, daß 
wir in Chrifto einer Kirche angehören, und Alle an einen Heiland glauben, der uns gegenfeitige Liebe 
und Duldung anbefiehlt. Diefer neue Aft wird ſicher den katholiſchen Untertanen eine neue und dauernde 
Burgſchaft jein, daß ihren Glaubensgenofjen unter dem welfilchen Zepter gleiche Gerechtigkeit ſtets zuteil 
wird, wie den proteftantijchen, und wird die Bande der Liebe, die fie ſchon für das Königshaus hegten, 
mit noch innigerem Vertrauen zu demjelben befeftigen. Ich habe ſchon am 12. Auguft v. 3. wegen der 
Miederherftellung des Bistums Osnabrüd die nötigen Befehle erteilt, Habe Mich beeilt, den Biſchof zu 
ernennen, und es ift nur noch nötig, daß der päpftliche Stuhl die Genehmigung erteile.“ 

Wie ſehr man davon überzeugt war, daß das Hauptverdienſt an der glücklichen Er— 
ledigung den raſtloſen Bemühungen und der klugen Politik Windthorſts beizumeſſen ſei, be— 
weiſen die zahlreichen Anerfennungs- und Dankesſchreiben, die ihm aus dieſem Anlaſſe von 
den beteiligten und eingeweihten Perſonen zugingen. 


U. a. ſchrieb ihm ein vertrauter Freund in der Freude ſeines Herzens: 

„Als ein Werkzeug in der Hand der göttlichen Fürſehung muß uns vor allem Du erſcheinen. 
Der Allmächtige weiß es, Dein Bewußtſein bezeugt es Dir, und unſere anderthalbhunderttauſend Diðze⸗ 
ſanen werden es nicht vergeſſen, nie vergeſſen können, wie groß der Anteil iſt, den Du an dieſem 
Siege haſt. Ich gratuliere daher von ganzem Herzem zu dem lohnenden Bewußtſein, welches Du, ſolange 
Du lebſt, in Dir tragen wirſt: mit Gottes Hülfe der Schöpfer einer neuen Aera für unſere Dibzeſe zu 
ſein und ein Werk zuſtande gebracht zu haben, deſſen ſegensreiche Folgen durch Jahrhunderte ſich hindurch— 
ziehen und Millionen unſerer katholiſchen Brüder zum Heile gereichen werden. Gott vergelte es Dir! 

Dein Thiele.“ 

Der neuernannte Biſchof Paulus Melchers dankte ihm ebenfalls in einem herz— 
lichen Brief aus Münſter vom 30. September 1857, in dem es am Schluſſe Heißt: 

„Ich bedaure es jehr, Em. Erzellenz in Hannover nicht begrüßen zu fünnen, freue mic) aber um 
jo mehr darauf, daß meine fünftige Heimat aud die Shrige fein wird und ich in derjelben einen bereits 
fo treu bewährten und zuverläffigen Freund und Ratgeber zu finden hoffen darf." 

Auch bezüglich der Vorſchläge zur Beſetzung des Domkapitels zog man jeine Perſonal⸗ 
und Sadfenntnis zu Rate, jo daß diefe Angelegenheit ohne Schwierigkeiten erledigt wurde. 
Am 6. Auguft 1857 legte der Biſchof von Münfter dem König in Norderney die Lifte vor, 
die nach Erſatz eines dem Könige minder genehmen Kandidaten durd) einen genehmeren an— 
genommen tourde. 

In Rom war man über den gebeihlichen Fortgang und den endgültig erzielten Erfolg 
nicht wenig erfreut. Papſt Pius IX. verehrte dem Hannoverſchen Königspaar ala Zeichen 
feiner Dankbarkeit koſtbare Kunftwerfe und fargte mit den nach diplomatiſchem Brauch bei 
ſolchen Anläſſen üblichen Ordensauszeichnungen an die beteiligten Staatsmänner nicht. 

Windthorſt, der die Neigungen des Königs kannte und wußte, welche Freude ihm perſönliche Auf: 
merfjamfeiten und Ehrungen bereiteten, hatte auch bezüglich diejer Aneikennungen Winfe gegeben. Für 
den König war ein Tiſchaufſatz aus dem foftbaren und äußerft jelten getvordenen Rosso antico ge: 
nannten Marmor, für die Königin eine große runde Tiſchplatte von ſchwarzem Marmor, eingelegt mit 
Moſaik, beitimmt. „Die Arbeit tft unübertrefflih und wird allgemeine Bewunderung finden,“ meldet 
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Dr. Bangen am 13. September 1857. „Für den Kultusminifter und den Minifter des Auswärtigen 
iſt Die Großlomthur des Piusordens mit Halsſchleife und Stern, mit Bruſtſchleife und Großſtern nebſt 
Uniform in effigie, für die Näte Küfter und Hoffmann Halsjchleife und mit Stern und un in 
effigie desſelben Ordens gejandt.” 

Der Hl. Vater hatte auch für Windthorft einen hohen Orden bejtimmt. Diejer bat 
indes, don jeder Auszeichnung für ihn abjehen zu wollen. Er wollte nit, daß jein jtilles 
Wirken der Deffentlichfeit fundgegeben werde. Wußte er doch, mit welch mißtrauijchen Augen 
man feine Wirkjamfeit beobachtete ; er beforgte mit Recht, man würde aus Anlaß einer ſolchen 
päpftlichen Gunftbezeugung dem Könige die Meinung beibringen, fein früherer katholiſcher 
Minifter jei in diefer für die katholiſche Kirche jo wichtigen Angelegenheit eifriger für Die 
Förderungen der Intereffen des Hl. Stuhles, als für die Wahrung der Rechte feines Königs 
und feines Landes tätig geweſen. AS Zeichen der päpftlichen Anerfennung und Huld ver= 
ehrte alsdann der Kardinal-Staatsjefretär Antonelli der Gattin Windthorſts im Auftrage 
des Papſtes eine wertvolle Broſche. 

Wider Erwarten zog ſich die Präkoniſation des neuernannten Biſchofes noch einige 
Monate hinaus. Erſt am Sonntag, 20. April 1858, konnte Biſchof Paulus Melchers, der 
nachmalige Erzbiſchof von Köln und Kardinal, auf dem ſeit der Säkulariſation verwaiſten 
Biſchofsſtuhle von Osnabrück inthroniſiert werden. 

Man vermag ſich kaum einen Begriff zu machen von der unbeſchreiblichen Erregung, 
die die Nachricht hervorrief, daß langjährige Wünſche und Hoffnungen, an deren Verwirk— 
lihung man faum mehr zu denfen gewagt hatte, nun endlid in Erfüllung gehen jollten. 
„Mehrere Tage vorher“ — jo berichtet v. Hafjel — „waren jchon alle Gajthöfe der Stadt 
mit Fremden, namentlich aus den Provinzen Hildesheim und Osnabrüd, überfüllt. 700 be= 
rittene Bauern begleiteten den neuen Oberhirten von der Grenze feines Sprengel® nad) feiner 
demnächſtigen Nefidenz. In jedem Kirchdorfe, durch das er fam, verrichtete er am Altare jein 
Gebet. Am Vorabende des feftlichen Tages fam der Bischof von Hildesheim an, empfangen 
von dem Geläute aller Gloden und dem Donner der Kanonen. Die Straßen nad) dem Dome 
zu Shmücten fi mit Kränzen, Bannern und Fahnen in den verjchiedenjten Farben. In der 
katholiſchen Bevölferung herrſchte nun allgemeine Zufriedenheit und gehobene Stimmung.“ 


15. Windthorjt zum zweitenmal Minifter. 


Das PVolizeiregiment des Minifteriums v. Borries hatte endlich eine jo weit gehende 
Unzufriedenheit hervorgerufen, daß auc der König ſich der Notwendigkeit einer Nenderung 
nicht mehr verjchließen fonnte. 

Seltjamerweife waren es nicht politiiche Gründe, die den Sturz des Minifteriums her- 
beiführten, jondern eine rein veligiöfe Bewegung. Auf Betreiben eines Teiles der Geiftlichfeit 
wurde durch eine fünigliche Verordnung vom 14. April 1862 die Wiedereinführung eines 
alten, früher in Gebrauch geweſenen Katehismus befohlen, den ein Superintendent zu Gelle 
während des Dreißigjährigen Krieges verfaßt hatte. Die große Mehrheit der Proteftanten 
wollte von diejem Katechismus nichts willen, und bald bejtürmte man in unzähligen Petitionen 
die Regierung um Zurüdnahme der Verordnung. Die Erregung wuchs, als der Paftor Baur- 
ſchmidt in Lüchow, der gegen den Katechismus öffentlich aufgetreten war, zur Verantwortung 
vor das Konfiftorium in Hannover geladen wurde. Man brachte ihm bei jeinem Einzug in 
die Hauptjtadt Yuldigungen dar, wie man fie ſeit Jahren nicht erlebt hatte. Die Bevölkerung 


wurde jo unruhig, daß man die bewaffnete Macht zur Aufrechterhaltung der Ordnung auf- 
bieten mußte. 
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Ueberall in Stadt und Land herrfchte die gleiche Aufregung. König Georg weilte in 
der alten Kaiferftadt Goslar und mußte dort täglich neue Erklärungen gegen den Katechismus 
in Empfang nehmen. Er konnte ſich der Anficht nicht mehr verjchließen, daß die Verordnung 
vom 14. April verfehlt war. Deshalb erließ er am 19. Auguft eine neue Verordnung, in 
welcher angeordnet wurde, daß der Katechismus nunmehr nur in denjenigen Gemeinden ge= 
braucht werden jollte, die jeine Einführung ſelbſt wünſchten. Gleichzeitig wurde amtlich be= 
fannt gemacht, daß der Minifter dv. Borries, 
der Leiter und die Seele des Minifteriums, 
des Dienftes entlafjen ſei. Am 10. September 
desselben Jahres traten auch die übrigen 
Minifter zurüd. 

Anfangs Dezember 1862 berief der 
König ein neues Minifterium. Windt- 
horſt wurde abermald Jujtizminiiter. 
Oberjuftizrat Lichtenberg erhielt das 
Kultusminifterium, v. Brandis behielt da® 
Kriegsminifterium und übernahm den Vorſitz, 
Graf Platen behielt das Auswärtige. Zum 
Finanzminifter wurde der jehr tüchtige Ober- 
zollrat Ergleben ernannt. An die neuen 
Männer fnüpfte man weitgehende Erwar— 
tungen. König Georg jehrieb, wie d. Hafjel 
berichtet, an den Großherzog von Oldenburg 
unter dem 10. Dezember 1862: 

„Geftern Habe ich die Beeidigung Meiner 
neuen Minifter vorgenommen. Da es Mir gelungen 
ift, jehr bedeutende Kapazitäten zu gewinnen, jo hoffe 
ic), daß unter dem Beiftande des Allmächtigen Thron 
und Land einer glüclichen Zukunft entgegengehen. — 

Aber auch die neuen Miniſter vermochten 
den Niedergang nicht aufzuhalten. Schwierig— 
feiten und Hemmnifje gab es nad) allen Seiten 
hin. Sowohl dem König als dem Lande 


gegenüber befanden jie ſich in einer überaus — 
ſchlimmen Lage. Der König wollte in allen 

Dingen ſelbſt regieren und den alten Faden 

der Selbftherrlichfeit weilerſpinnen. Die Mi- ZS AH 

nifter follten ihm nur alS eine Art Etikette — 

dienen, um den Schein einer unabhängigen ag e ee 
Regierung bei denen zu erwecken, die auf freie 
Entfaltung der Volkskräfte drängten. Darum , 
ſchenkte er mit Vorliebe fein Ohr den zweifelhaften Ratgebern, die jeinen Anſchauungen über die 
abſolute Herrſchergewalt zu ſchmeicheln wußten. Im Land aber verlangte man, daß die Miniſter 
ſolchen Anſchauungen auf das nachhaltigſte entgegentreten ſollten. Windthorſt war ſich dieſer 
ſtarken Widerſtände wohl bewußt. Aber kraft des ihm innewohnenden ſtarken Pflichtgefühls 
glaubte er auf jedem Poſten aushalten zu ſollen, auf dem er ſeine Kräfte zum Wohle des 
Vaterlandes und des Königshauſes einzuſetzen vermochte, auch wenn er die Ausſichtsloſigkeit 
ſeines Wirkens kaum mehr verkennen konnte. „Der Weg, welchen wir zu wandeln haben, iſt 
recht ſchwer, und je tiefer man in die Dinge hineinſieht, deſto ſteiler wird er,“ ſchreibt er an 
den Staatsrat Zimmermann am 22. Dezember 1862. Vor allem fannte er den mißtrauiſchen 





56 15. Windthorft zum zweitenmal Minifter. 


Charakter des Königs gut genug, um zu willen, daß jeder Verſuch, ihm feine Meinung aufs 
zubrängen, das Gegenteil berwirft haben würde. Darum hielt er fi vorfichtig zurüd und 
handelte, wie e8 ihm im gegebenen Augenblide richtig und geboten erjchien. 

Oskar Meding machte ihm gewiffermaßen einen Vorwurf daraus, daß er vermieden 
habe, „den König durch völlig are und freie Darlegung jeiner letzten Ziele zu Entſchlüſſen 
zu bewegen“, und gibt eine angebliche Aeußerung des Königs wieder: „Wenn Windthorft 
mein Minifter ift, jo fommt es mir vor, als ob ich mich auf einem Schiffe befände, an defjen 
Maft meine Flagge weht, und das den Kurs hält, den ich fahren will. Ich lege mich auf 
einen Augenblick nieder und ſchlafe ein, und wenn ich nachher wieder auf das Verded fomme, 
jo fehe ich eine fremde Flagge, und das Schiff fährt einen anderen Kurs!“ 

Man darf bei Würdigung diefer Aeußerung nicht vergefjen, daß Medingg Memoiren 
nachträglich veröffentlicht find, und daß es in fpäterer Zeit leichter war, den Zufammenhang 
der Verhältniffe zu durchſchauen als damals, wo es galt, weittragende Entſcheidungen zu 
treffen. Und wenn jene Weußerung des Königs wirklich gefallen ift, jo beweilt jie gerade, wie 
richtig Windthorft den König beurteilte und wie berechtigt fein Verhalten war. Sicherlich wäre 
es im Interefje des Welfenthrones wünjchenswert gewejen, daß König Georg nod) etwas länger 
geſchlafen und jein Schiff dem erprobten Steuermanne rüdhaltlos überlafjen hätte. 

Uebrigena gehörte Meding, der fid) al3 Freund Windthorſts auffpielte, zu denjenigen 
geheimen Natgebern, die gegen ihn und jeine Minifterfollegen am meiften bei König Georg 
. intrigierten. Windthorft hatte ihn fehr gut durchſchaut. Im Herbit 1863 harafterijierte er 
ihn dem Archivrate Dr. Klopp gegenüber mit den Worten: „Diejer Menjch ift imjtande, Ihnen 
das Haus über dem Kopf anzuzünden.“ Dr. Klopp beftätigt diefe Anfiht und bemerkt 
meiter, daß Windthorft niemals mit Meding auf vertraulichem Fuße verfehrt habe. Ueber die 
„Memoiren“ äußert er ſich jehr abfällig: „Die fogenannten Memoiren des DO. Meding haben, ab— 
gejehen von den wenigen Aftenjtücden für gejchichtliche Dinge, feinen höheren Wert, als die 
Romane, in denen er Jahr auf Jahr eine Neihe fürftlicher Perſönlichkeiten Europas zur 
Sättigung des leſehungrigen Publifums für fein Buchhändlerhonorar fi) ins Haus ſchlachtete.“ 
(Allgem. Literaturbl. 1899, VHI, ©. 43.) - 

Die Schwierigkeiten des Minifteriums und die ftille Minierarbeit der geheimen Rat— 
geber des Königs jehildert Staatsrat Zimmermann in einer Denkſchrift über die Lage und 
notwendigen Ziele des Miinifteriums vom 17. Dezember 1862. „Das Schlimmfte war die vor— 
maltende Neigung des Königs, mit Perjönlichkeiten zweiter und dritter Linie, die außerhalb 
der Regierung ftanden — Wermuth, Schow, Meding u.a. — und die ihm nur das jagten, 
was er gern hörte, die Sachen vorweg zu bereden und durch feſt gegebene Zuficherungen zu 
entjeheiden. Die Minifter famen daher bei den Konſeils oft genug in die unangenehme Lage, 
entweder gegen ihn aufzutreten oder nachzugeben, um ihn nicht zu fompromittieren.“ 

Ein hervorragendes Ergebnis der geſetzgeberiſchen Tätigkeit Windthorfts während feines 
zweiten Minifteriums war die neue Synodalordnung für die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche, in der die Gegenfäße, die beim Katechismusftreite die Gemüter jo ftarf erregt hatten 
möglichft ausgeglichen waren. Weſentliche Hülfe Teiftete bei diefem Werfe der Unterſtaats— 
jefretär im Kultusminifterium, Windthorfts Freund, Dr. Brüel, der ganz bejonders befähigt 
war, für die gejeblich feftzuftellenden Gedanfen den richtigen Ausdrud zu finden und die 
einzelnen Beſtimmungen in eine klare, präzife Form zu bringen. Windthorft war nicht wenig 
ſtolz darauf, daß er als fatholifcher Minifter in Verbindung mit einem evangeliihen Staat3- 
jefretär ein Gejeß für die proteftantische Kirche feitgeftellt Hatte, das als Mufter gelten durfte, 
und mit dem alle Beteiligten gleich zufrieden waren. Noch in jpäteren Jahren pflegte er ſich 
diejes Werkes zu rühmen und darauf hinzumeifen, daß er in diefem Geſetze den Beweis ge— 
liefert, wie er die Freiheit der Kirche auch für die Proteftanten verjtanden habe. 


Leider dauerte auch die zweite Minifterherrlichkeit nicht ange. Den äußeren Anlaß zur 
Kriſis bot das Wahlgeſetz. 
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Die Wahlen zur Zweiten Kammer waren ohne jede minifterielle Beeinfluſſung voll⸗ 
zogen worden. Den gewählten Miniſtern a. D. wurde, wie ſich dies unter einem Miniſter 
Windthorſt von ſelbſt verſtand, der Eintritt ohne weiteres geſtattet. Als nun die Stände— 
verſammlung am 18. Februar 1864 eröffnet wurde, ergab ſich ein ganz verändertes Bild. 
Alle früher fern gehaltenen Größen der Oppoſition waren vertreten, und Rudolf vd. Ben— 
nigſen erſchien als der unbeſtrittene Führer. Die Zuſammenſetzung der Erſten Kammer war 
weſentlich dieſelbe. Es wehte Konfliktsluft. Am 2. März legte das Miniſterium den Kammern 
einen Entwurf über Aenderungen des Wahlgeſetzes vor, der das Wahlrecht wejentlich er= 
‚weiterte. Windthorft hatte dazu eine Denkſchrift ausgearbeitet. Am 15. Juli nahmen die 
Stände die Vorlage mit unweſentlichen Aenderungen an. Aber die fönigliche Unterſchrift war 
nicht zu erlangen. Immer deutlicher ſtellte fi) heraus, daß im der Umgebung des Königs 
Einflüffe ſich geltend machten, die den Miniftern gefliſſentlich entgegenwirkten. Vergeblich be= 
mühten ſich die Minifter, eine Entſcheidung des Königs in der Mahlgejebfrage herbeizuführen; 
diefer wich aus. Die Verhandlungen zogen ſich über den Winter hinaus bis in das Jahr 
1865. Mit Rückſicht auf die demnächſt einzuberufende Ständeverfammlung juchten die Minifter 
die Angelegenheit zu Ende zu führen, indem fie dem König erflärten, fie ftellten ihm. ihre 
Portefeuilles zur Verfügung, falls er willens jei, das Geſetz nieht zu vollziehen. Der König 
juchte indes eine Minifterfrifis in diefem Augenblide möglichſt zu vermeiden. Jedenfalls trug 
er Bedenken, fih von Windthorft zu trennen, deſſen treue Ergebenheit und Tüchtigfeit ala 
Zuftizminifter er wohl zu ihäßen wußte. Durch den Kriegsminifter, General Brandis, ließ. 
ex ihm eröffnen: „Se. Majeftät wären mit jeiner Wirfjamteit als Juſtizminiſter ſehr zufrieden. 
Se. Majeſtät wünſchten ihn daher als ſolchen möglichſt zu behalten, und wenn er die Wahl- 
angelegenheit nad) dem Willen Sr. Majeftät Ienfe, könne dies nur dazu dienen, ihm das Ver— 
trauen St. Majeftät zu fihern.“ Es fonnte natürlich) Windthorft nicht in den Sinn fommen, 
fi) von feinen Kollegen zu trennen. Am 30. jollten die Stände fi) wieder verfammeln. 
Aus diefem Anlafje richteten die Minifter WindtHorit, d. Hammerftein, Lichtenberg und Erx— 
feben jeder für ji ein Schreiben an den König, in dem er auf die Gefahren aufmerkjam ge— 
macht wurde, die ein weiteres Hinausſchieben des Wahlgeſetzes für das Land heraufbeſchwören 
würde. In dem Antwortſchreiben, mit deſſen Abfaſſung der König ſeinen Vertrauensmann 
Meding beauftragte, wurden die Miniſter auf ihre Pflicht verwieſen, die Rechte der Krone 
auch den Ständen gegenüber zu vertreten. Damit war Windthorft eine faft unlösbare 
Aufgabe zugemiejen. 

In der Zweiten Kammer ftellte Bennigſen den Antrag auf baldige Publilation des 
Wahlgeſetzes. Angeſichts der Verhältniſſe mußte dieſer Antrag ſehr gemäßigt erſcheinen. 
Ueberhaupt hatte Bennigſen richtig erkannt, daß es ſeine Aufgabe ſein müſſe, dieſes Mini— 
ſterium möglichſt zu ſtützen. Er wußte nur zu gut, daß „der Sturz dieſer Männer den 
Miniftern a. D. Graf Borries und dv. d. Decken den Weg bahnen“ würde. Aber wie oft in 
fritifchen Momenten fiegte das Temperament über die Diplomatie, jo daß feine Ausführungen 
eine die Minifter verlegende Schärfe annahmen. Das Land, ja die Minifter ſelbſt hätten es 
für unmöglid) gehalten, daß diejes Minifterium im Jahr 1865 wieder vor die Stände treten 
würde, ohne das Geſetz publiziert zu haben. Er deutete an, die Minifter hätten dem Könige 
zuliebe ihre eigene Ueberzeugung aufgegeben und feien damit auf eine abſchüſſige Bahn ges 
fommen, auf der man immer raſcher nad) unten gelange. 

Was jollte Windthorit darauf antworten, da er doc ſelbſt im Herzen das Verhalten 
des Königs nicht zu billigen vermochte? Er fuchte ſich jo gut zu verteidigen wie möglich, in⸗ 
dem er die ſtaatsrechtliche Unanfechtbarkeit der Haltung des Königs nachwies. Die Oppoſition 
war mit dieſen Erklärungen ſehr wenig zufrieden. Oppermann nannte ſie wohl nicht ganz. 
mit Unrecht „diplomatiſch verflaufuliert”. Wie vorauszufehen war, wurde der Antrag 
Bennigjen auf ſchleunige Publikation des Wahlgeſetzes mit allen gegen jehs Stimmen an- 
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Damit war die Spannung bis aufs äußerfte geftiegen. Bald fam es auch zum endgültigen 
Bruce. Der König hatte jeinen Sommeraufenthalt in Norderney genommen, wo den Umtrieben 
Medings und feiner Genofjen freies Feld eröffnet war. Sie verftanden es, Die Gelegenheit 
auszunugen. Meding wußte dem Könige die Meberzeugung beizubringen, jeine Minijter 
jychten ihn immer weiter auf demokratische Abwege zu verloden, während die wirklichen Stützen 
der monardifchen Idee, Männer wie Borries, zur ſchädlichen Untätigfeit verurteilt jeien. Das 
wirkte. AS der Minifter v. Hammerftein am 9. September 1865 in Norderney zum Vortrag 
erichien, teilte ihm der König ohne jede Vorbejprehung mit, er habe den Grafen v. Borries 
zum Präfidenten, den Landdroften Bacmeijter zum Bizepräfidenten und den Landdrojten Wer— 
muth zum Mitgliede des Staat3rates ernannt. Jeder Erörterung der Angelegenheit ging 
er aus dem Weg, indem er mit den Worten: „ch danke Ihnen, meine Herren. Adieu!“ 
das Zimmer verließ. Für mündliche Vorftellungen der Minifter war er unzugänglid. In 
einer gemeinfamen Eingabe verjuchten daher die vier Minijter Windthorft, v. Hammerjtein, 
Lichtenberg und Ergleben unter dem 21. September dem Könige die Gefahren vorzustellen, 
die dem Land aus der Durhführung feiner Maßnahme entjtehen würden. Ein Telegramm 
des Königs wies den Grafen Platen an, feine Anordnungen ungefäumt zur Ausführung zu 
bringen. Der Depefche folgte ein Brief, der den Grafen beauftragte, die Eingabe den Miniftern 
zurüdzugeben. Dieje hätten eine Form gewählt, die „der Dienjt nicht fennt“. Er wolle die 
Eingabe als nicht erhalten anjehen. 


Pin. 
4 


Unterfehrift Windthorfts aus dem Jahre 1866. 


Nach diejer verlegenden Abweijung reichten die Minifter ihre Entlaffung ein, die vom 
König in ungnädigen Worten genehmigt wurde. Vergebens verfuchte Graf Platen nochmals 
zu vermitteln; der König empfing ihn nicht mehr, beauftragte vielmehr Meding mit den Ver- 
handlungen über die Berufung des neuen Minifteriums. An Windthorft3 Stelle trat Ober- 
juftizrat Leonhardt, dag Minifterium des Innern erhielt an dv. Hammerfteins Stelle der alte 
Intrigant Bacmeifter, Sinanzminifter Erxleben wurde dur den Finanzrat Dieterichs 
und der Kultusminifter Lichtenberg durch den Minifterpräfidenten im Haag v.Hodenberg erjekt. 

Mit dem Ausjcheiden diefer treuen Diener verlor König Georg V. feine ſicherſten und 
zuverläfligiten Stügen. v. Hafjell gibt in jeiner Gejchichte des Königreichs Hannover dem 
Argwohn Ausdrud, „daß Meding bei diejer Gelegenheit im Intereffe, wenn nicht im Auf: 
trage Preußens ein verräterifches Spiel getrieben habe“. Bezeichnend ift jedenfalls, daß der 
Vertrauensmann Bismarde, der Berliner Hofrat Schneider, am Tage vor der Beeidigung 
der neuen Minifter auf die Aufforderung Medings hin plötzlich in der Marienburg erſchien, 
ſofort in das Kabinett des Königs geführt wurde und gleich darauf wieder abreiſte. „Dabei 
kann es ſich kaum um etwas anderes gehandelt haben, wie um die Vorlegung der Miniſter— 
liſte an den Vertrauten des Königs Wilhelm.“ 

Auch nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Miniſterium erhielt Windthorſt unzwei— 
deutige Beweiſe, daß der König ihm volles Vertrauen in Rechtsſachen ſchenkte. Als 1865 
Graf Otto zu Stolberg-Wernigerode alte Anſprüche auf den Beſitz der Grafſchaft Elbingerode 
erhob und dieſe im Wege des Prozeſſes geltend machte, übertrug der König Windthorſt die 
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Vertretung der Krone Hannovers. Der Prozeß wurde erjt nad) der Vereinigung Hannovers 
mit Preußen durch einen Vergleich beendigt, in welchem Graf Stolberg, der erfte Oberpräfi- 
dent von Hannover, gegen eine Abfindung in Geld und Waldungen auf jeine Anſprüche verzichtete. 

Im Mai 1866 ernannte der König Windthorft zum KRronoberanmwalt, d.h. zum 
oberjten Beamten der Staatsanwaltihaft des Königreichs in elle. Diefe Ernennung hatte 
eigentlich einen politifchen Hintergrund. Mindthorft genoß wegen feiner hervorragenden ſtaats⸗ 
männijchen Begabung ein ungemein Hohes Anſehen und ftand in regem Verfehre mit den her⸗ 
vorragenden Perſönlichkeiten in Hannover, die gern ſeine Meinung erkundeten und ſeinen 
Rat ſuchten. Eine Aeußerung aus ſeinem Munde beſaß einen Wert und übte eine Wirkung, 
die den damaligen Ratgebern des Königs mitunter bedenklich und hinderlich ſchien. Sie 
ſtrebten deshalb mit allen Mitteln dahin, den gefährlichen Mann aus der Hauptitadt Han⸗ 
nover zu entfernen. Dazu war feine Maßnahme geeigneter, als die Berufung nad) elle, 
die ihn zugleich mit den umfangreichen Amtsgejchäften des oberſten Staatsanwalts belajtete 
und politiſch kalt ftellte. 

MWindthorft war die Berufung feineswegs angenehm, aber der König bejland auf der 
Annahme mit dem Nahdrude: „Bei meiner Ungnade!” Ehrerbietung und Klugheit geboten 
nun, Folge zu leiften, und Windthorjt ging. Bald genug fam, was er vorausgeſehen, ohne 
es verhindern zu fünnen. | 

Einige Wochen fpäter brad) der Krieg zwiſchen Preußen und Oefterreidh aus, in dem 
Hannover danf jeiner ſchwankenden Politik Die Selbjtändigfeit verlor. Im vertrauten Familien⸗ 
kreis äußerte ſich Windthorſt offen: „Ich bin froh, daß ich nicht verantwortlich bin für die 
Ratſchläge, die da erteilt ſind.“ 


16. Windthorft als preußiſcher Staatsbürger. 


Die Schlacht bei Königgräß am 3. Juli 1866 war für die Geitaltung der Zufunft 
Deutſchlands entſcheidend. Was Bismarck ſeit Uebernahme ſeines Amtes mit klugem Bes 
dacht in die Wege geleitet hatte, vollzog ſich mit eherner Notwendigkeit: Defterreich wurde 
aus Deutjchland ausgeſchieden, und Preußen übernahm ftatt feiner die Führung. Bei diejer 
Gelegenheit fiel noch eine andere Frucht reif in Bismards Schoß. Das wie ein Keil zwilchen 
dem weftlichen und öſtlichen Teil Preußens eingejchobene Hannover war ſchon jeit den Zeiten 
des Zollvereing ein Dorn in den Augen der preußiſchen Staatsmänner gewejen. Jetzt war 
für Preußen die günftige Zeit gefommen, dieſen Keil zu entfernen, und rüdjichtslos nutzte 
Bismarck ſie aus. Während das in mehreren Schlachten niedergeworfene Oeſterreich ſeinen 
Länderbeſitz ungeſchmälert behielt, mußte Hannover, das bei Langenſalza den Preußen die 
einzige ſiegreiche Schlacht des Krieges geliefert hatte, den Krieg mit ſeiner Selbſtändigkeit be⸗ 
zahlen. Vergebens bat König Georg wiederholt in Nikolsburg und in Berlin um Verhand⸗ 
lungen zum Frieden. Dieſe Verhandlungen wurden abgelehnt. 

Koönig Georg verlor den Thron, und Hannover wurde preußiſche Provinz. 
Am 3. Oftober 1866 erfolgte die formelle Befigergreifung des Landes. Ungefähr ein Jahr 
ipäter, am 2. Oftober 1867, trat für Hannover die preußijche Verfaſſung in Kraft. 

Obſchon Windthorjt von diefer Wendung nicht überraſcht war, ward er doch nicht 
weniger ſchmerzlich von ihr betroffen. Seine fonjervative treue niederfächfiiche Natur hing mit 
unverminderter Zuneigung an dem Könige, dem er den Treueid geſchworen hatte, dem er 
wiederholt als Minifter Berater gewejen war und dem er an bevorzugter Stelle bis in Die Tage 
des Unglücks hinein gedient hatte. Daß er in feiner alten Stellung unter einem neuen 
Herrſcher nicht verbleiben fünne, war ohne weiteres klar; deshalb legte er jein Amt ala Kron⸗ 
oberanwalt nieder und fiedelte nad) Hannover über in die Wohnung Schäferdamm 4, die 
damals nod) vor der Stadt lag. 
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Aber auf eine erſprießliche öffentliche Tätigkeit wollte Windthorft keineswegs verzichten. 
Zwar hatten die Anhänger des entthronten Königs die Lofung ausgegeben: ein treuer 
Hannoveraner dürfe an der politiiden Mitarbeit in Preußen nicht teilnehmen und den Eid 
auf die preußifche Verfaſſung nicht leiſten mit Rückſicht auf die hannoverjchen Anfprüge ; 
aber Windthorſt hatte eine andere Anficht von feinen ftaat3bürgerlichen Pflichten. Seiner 
tatkräftigen Natur widerſtrebte es, untätig im politiſchen Schmollwinkel zu ſitzen, und ſein 
Pflichtgefühl wies ihm ſeinen Platz in der Volksvertretung an, für den er ſich in Hannover 
bereits als beſonders geeignet und berufen erwieſen hatte. 





Das Wohnhaus Windthorſts in Bannover 
Schäferdamm No. 4, wo Windthorft während dreißig Jahren (jeit 1867) wohnte. 


Im Gegenfaß zu feinen welfifchen Freunden nahm er deshalb nicht nur ein Mandat 
für den Norddeutjhen Reichstag, fondern auch für den Preußiſchen Landtag 
an. Am 12. Februar 1867 wurde er zum fonftituierenden Norddeutjchen Reichstag, am 
20. November desjelben Jahres in das Preußifche Abgeordnetenhaus gewählt, und zwar vom 
Wahlfreije Meppen, der nunmehr feinen Namen dem Namen Windthorſts unlöslich 
verband. Das Mandat behielt er nämlich ununterbrochen bis an fein Lebenseude. Durd) 
den Eintritt in diefe beiden Parlamente ſchuf er ſich einen Wirfungskreis, der feiner hervor— 
tragenden politijchen Begabung erſt das rechte Arbeitsfeld bot. 

Bald war der Name Windthorft nicht nur in Deutjchland, jondern weit darüber hinaus 
in der alten und in der neuen Welt auf allen Lippen: gejegnet von denen, deren Rechte er 
jo geſchickt und glüdlich vertrat, gefürchtet von anderen, deren Pläne er erfolgreich durchkreuzte 
und deren tyranniſchen Beftrebungen er ein entſchiedenes Halt entgegenjehte; hoch geachtet 
von allen, geſucht und umworben von Freund und Feind. Der altliberale Landrat Georg 
von Binde fennzeichnete in der ihm eigenen padenden Ausdrudsweife Windthorfts Be— 
deutung zutreffend. Seinem alten Kollegen A. Neichenzperger, der ihn um Auskunft bat über 
die Verhältniffe in Berlin und über die neuen Perfönlichkeiten in den Parlamenten, ant= 
mwortete er: „Wollen Sie wiſſen, wer die drei gefcheiteften Leute bei ung jebt find? Das 
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find drei anneftierte Hannoveraner! Der eine ilt Bennigjen, der ift jehr geſcheit; der zweite 
ift Miquel, der ift noch gejcheiter; der dritte aber ift Windhorft, der ift jo gejcheit, wie die 
beiden andern zujammen.” Für Neichensperger war diefe Botſchaft nicht neu; er hatte ſchon 
längſt mit dem neu entdeckten Talente in engem Verkehr geſtanden. 

Dem entthronten Könige blieb Windthorſt ergeben in treuer Anhänglichkeit. Nichts iſt 
ihm in ſeiner politiſchen Tätigkeit ſo oft und ſo bitter zum Vorwurf gemacht worden, als 
dieſe ſeine Anhänglichkeit an das Welfenhaus. Sicherlich hätte ſich ihm in Preußen eine 
glänzende Laufbahn eröffnet, wenn er, wie Miquel, v. Bennigſen und Leonhardt, mit fliegenden 
Fahnen zum Sieger übergegangen wäre. 

Sein früherer Mitarbeiter und Nachfolger im hannoverſchen Minifteramte, Dr. Leon— 
Hardt, wurde am 5. September 1867 zum preußifchen Juſtizminiſter ernannt. Es ſcheint, 
aͤls ob man vorher an die Möglichkeit gedacht Habe, Windthorjt für dieſen Poſten zu ges 
winnen. Kurz nad) Eröffnung des PBarlamentes 1867 wandte fich nämlich beim Empfang 
der Abgeordneten im Königlichen Schloſſe die Königin Augufta an ihn mit den Worten: 
‚Wir find von Ihrer hohen Begabung überzeugt und wünjchen, daß Sie dem Paterlande 
Ihre Kräfte widmen möchten. In welcher Weiſe dies gejchehen fol, überläßt Se. Majeltät 
Ihnen ſelbſt zu bejtimmen.“ Noch in den legten Jahren jeines Lebens hat Windthorſt von 
dieſem Anerbieten erzählt. Ueberhaupt gab man fid am preußiſchen Hofe alle Mühe, den 
fönigstreuen Hannoveranern Entgegenfommen zu zeigen. Weniger beliebt waren die national= 
Yiberalen Ueberläufer. Bismard jagt in den „Gedanken und Erinnerungen: 

„Der Kaiſer hegte gegen Bennigjen und jeine frühere Tätigfeit in Hannover eine inftinftive 
monarchiſche Abneigung. Obwohl die nationalliberale Partei in Hannover und die Wirffamkeit ihres 
Führers vor und nad) 1866 die „Verftaatlihung" Hannovers weſentlich erleichtert hatte, und der Kaiſer 
ebenjowenig wie jein Vater 1805 eine Neigung hatte, diejen Erwerb rücgängig zu machen, jo war der 
fürftlihe Inftinkt in ihm doch herrjhend genug, um ſolches Verhalten eines hannöverſchen Untertanen 
gegen die welfiiche Dynaftie mit innerlihem Unbehagen zu beurteilen.” 

Auch in Bayern hätte Windthorſt einen hervorragenden Poſten im Staatsdienft Haben 
fönnen. Der jpätere öfterreichiiche Minifter v. Schäffle ging ernftlicd) mit dem Gedanfen um, 
ihn für das bayrijche Minfterium zu gewinnen. Der Münchener Profeſſor Sepp, damals 
Mitglied des deutjchen Zollparlamentes, jondierte (4. Mai 1868) jogat in vertraulichen Ge- 
ſpräch „Arm in Arm mit Windthorſt“, ob diejer eventuell geneigt jei, „Hohenlohes Nachfolger 
als Minifterpräfident in Bayern zu werden“. Fürft Hohenlohe beftätigt in feinen Denfw. I, 
S. 319, daß mit Windthorft Unterhandlungen gepflogen worden feien. Windthorft lehnte 
auch diejes Anerbieten danfend ab. Sein Wahlſpruch blieb: „Nur nicht vergefjen, was man 
einjt geliebt!” Und mit ſcharfer Betonung antwortete er dem mächtigen Reichskanzler, der 
ihm jeine fünigstreue Gefinnung zum Vorwurf machte: „Meine Anhänglichfeit an die 
hannoverjche Königsfamilie wird fortdauern bis an mein Grab, und nichts in der Welt, 
auch nicht der gewaltige Minifter Deutjhlands, wird mic) darin irre machen.“ 

Mit gleihem Nahdrud wehrte er die Angriffe ab, in denen ſich die Mitglieder faſt 
aller Parteien gegen ihn gefielen. Mitunter bewies er ſolchen plumpen Ausfällen gegenüber 
eine ihm ſonſt nicht eigene Schärfe, namentlich wenn man ihm vormwarf, jeine „welfiſche“ 
Geſinnung ſei ihm hinderlich, die preußiſchen Verhältniſſe objektiv zu beurteilen, oder ſein 
Eintreten für die katholiſchen Intereſſen ſei nur das Aushängeſchild zur Deckung ſeiner 
„welfiſchen Beſtrebungen“. U. a. fertigte er im Reichstage am 12. Januar 1887 während 
der Septennatsverhandlungen eine offiziöfe Broſchüre, die ihn mit ſolchen Beihuldigungen 
heftig angriff, ſcharf und treffend mit folgenden Morten ab: 

„Es gibt Nationen, welche chevalerest dent beſiegten Feinde die Hände reichen; es gibt aber auch 
andere Nationen, welche glauben, nicht ruhen zu können, bis ſie ihren Feind, den ſie niedergeworfen, 
auch noch ſtalpiert haben. . . - Das über Hannover! Ich weiß auch ſehr wohl, weshalb. dies geſchieht. 
Es geihieht, um den Preßmameluken neuen Stoff zu geben zu neuen Angriffen auf die »Welfen« und 
die »welfiſchen Umtriebee, insbejondere auf mid. Man will meine Freunde hier. und auswärts bange 
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maden; man nennt mich deshalb vorzugsweile gern den Welfen; man behauptet, daß ich mwelfijch jei, 
und daß ich die katholiſchen Intereffen nicht der katholiſchen Intereſſen wegen verfolge. . . - Was zus 
nächſt die Bezeichnung »welfiſch« betrifft, jo jage ich, das ift für mich ein Ehrenname. Es ift das Ges 
ſchlecht der Welfen eines der glorreichiten, welches in Deutjchland regiert hat; es hat deutſche Kaiſer ge 
ftellt, die wir mit Achtung und Ehrfurcht begrüßen; es hat in den Freiheitäfriegen voll und ganz mit— 
gewirkt, und ich jollte meinen, daß die, die bei Bellealliance mit uns gefodhten, heute auch noch geneigt 
jein follten, dieſes Geſchlecht Hochzuhalten. Daneben ift das welfiihe Fürſtengeſchlecht mit faft allen 
europätjchen Höfen verwandt. Ich weiß nicht, ob es zu den Gebräuchen des auswärtigen Amtes gehört, 
nahe Verwandte jämtlicher europäijcher Höfe jo herunter zu ſetzen. Alſo nennen Sie mich ruhig weiter 
»Welfene, nennen Sie mich nur weiter »welfilch«, wie Sie wollen; ich bin und bleibe treu meinem 
angeitammten Königshaufe, joweit daS meine neuen Untertanenpflichten geftatten. Die habe ich erfüllt, 
werde fie erfüllen und will jehen, wer mir irgendwelche Vernadläffigung nachweiſt. Sie ſprechen immer 
von Königstreue, von fönigstreuem Volke, und dann wollen Sie die beſchimpfen, die auch fünigstreu 
find? Iſt man denn bloß in Berlin fünigstreu oder ſoll man nur da fünigstreu fein?“ 


In der Folge fand Windthorſt noch mehrfach Gelegenheit für fein engeres Vaterland 
Hannover tätig zu fein. Nach der Einverleibung Hannovers in den preußifhen Staat mußte 
der preußifchen Regierung daran gelegen fein, die Organifation der Verwaltung in Hannover 
jo einzurichten, daß fie fi in den preußiſchen Staatsorganismus möglichft einfügte. Zu 
dem Zwede berief anfangs Juli 1867 die Staatsregierung eine Konferenz von 24 hannover⸗ 
ſchen Vertrauensmännern nach Berlin, welche den Zweck hatte, über die künftige Regelung 
der Verwaltungsorganiſation der Provinz Hannover mit der Regierung Rat zu pflegen. 
Der preußijche Zivilfommiffar dv. Hardenberg war bei der Auswahl diejer Perſonen von 
Bennigjen beraten worden. Unter ihnen befanden fih Männer, die wie der Reaftions- 
minifter Graf Borries fi der neuen Herrſchaft zugewandt hatten, mit denen zuſammen, die 
noch treu dem alten Welfenhauje anhingen. Auch Windthorft konnte als bejter Kenner der 
hannoverſchen Verwaltung nicht umgangen werden, und jel6jt feine Gegner gejtehen zu, daß 
er bei den Verhandlungen eine führende Stellung eingenommen habe. Nicht zum menigiten 
jeinem Einfluß ift es zu verdanfen, daß dasjenige, was von den hannoverjhen Einrichtungen 
und Eigentümlichfeiten fi an das preußifche Verwaltungsſyſtem anpafjen ließ, möglichſt er— 
halten wurde. 


Als dann in Hannover am 7. Mai 1884 die neue Provinzialordnung eingeführt 
wurde, wählte der Kreis Lingen Windthorft zu jeinem Vertreter. 1885 trat er in den 
hannoverſchen Provinziallandtag ein. Da aber Reichstag, Abgeordnetenhaus und Provinzials 
landtag häufig ihre Verhandlungen zu gleicher Zeit führten, jo fonnte Windthorjt nur jelten 
an den Verhandlungen des legteren teilnehmen, und zwar immer nur dann, wenn nicht 
wichtigere Dinge ihn in Berlin zurückhielten. Daß fein Erjcheinen die Debatte ſtets belebte 
und fruchtbar geftaltete, hob u. a. ein liberales Organ, der Hannoverfche Courrier, hervor: 


Auf dem Landtage von 1885 erklärte er fich befonders gegen die Einrichtung von Gewerbes 
fammern auf Koften der Provinz, da es ſich hier um eine allgemeine Angelegenheit des Staates handle, 
für melde dieſer auch die Koften tragen müſſe. Im Landtag von 1887, in dem er dag Aterspräfivium 
ablehnte, trat ex mit großer Lebhaftigfeit für Bewilligung der Provinz für die Moorfolonifation 
und für den Dortmund-Emgfanal ein, war aber entjchieden dagegen, daß die Provinz, wie eine 
Petition aus Uelzen wünſchte, die Naturverpflegungsftationen durch Geldmittel unterſtützen ſollte. In 
der ihm eigenen charakteriſtiſchen Weiſe führte er aus: Eine ſolche geordnete Verpflegung ſei geeignet, 
die Leute eher von der Arbeit ab:, als zur Arbeit anzuhalten. Der bei der Beurteilung der Petition 
feſtzuhaltende Geſichtspunkt ſei der, daß die ganze Tendenz unſerer Zeit dahin gehe, die Unterftügung 
dem einzelnen abzunehmen und fie zu einer Pflicht des Staates zu maden. Dieſe Tendenz 
werde jehließlich das Volk ganz in den Sozialismus hineinführen, er wolle diejelbe nicht mitunterftügen; 
denn die Verpflegungsftationen müßten an die Hriftlihe Nädftenliebe veriwiefen werden. Der 
Provinziallandtag ift auch auf die Wunſche aus Uelzen nicht eingegangen. An den Beratungen des 24. 
Provinziallandtages im Januar des Jahres 1891 nahm Windthorft noch einige Tage teil, big ihn par= 
lamentariihe Pflichten nach Berlin riefen, und benußte die Verhandlungen über die Wahrnehmung der 
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Geſchäfte des Vorſtandes der Alters» und Anvalivitätsverfiherung für Hannover, um auch hier zu er- 
flären, dak er das Alters- und Invaliditätsgejeß ſelbſt im Neichstage mit aller Energie be— 
fümpft und jolches auch heute noch nicht bereue, weil das Prinzip, auf welchem das Geſetz beruhe, ein 
nicht zutreffendes jei. Nachdem aber die Einführung desjelben erfolgt, wolle er für eine gute Ausführung, 
desselben Sorge tragen. 


172. Der Welfenfonds. 


König Georg erkannte erſt in den Tagen feines Unglüds, welden Schatz an Treue 
und Einficht er an feinem früheren Minifter MWindthorft beſeſſen hatte. Sein Schiff wäre 
vielleicht nicht geftrandet, wenn er diefem Steuermann die Führung vertrauensvoll überlafjen 
hätte! In der Kapitulation don Langenſalza war ihm der ungejchmälerte Beſitz jeines 
Privatvermögens zugefichert worden. Nach der Befigergreifung feines Landes dur) Preußen 
betraute er Windthorft mit den Verhandlungen über die Herausgabe des Vermögens. Die 
Aufgabe war unter den obwaltenden Umftänden weder leicht, noch dankbar, aber Windthorft 
zögerte feinen Augenblid, ſich ihr zu unterziehen, und löſte fie mit jeinem gewohnten Geſchick. 
Nah unjäglihen Schwierigkeiten, die durch die politifche Haltung des entthronten Königs 
noch gejteigert wurden, gelang es ihm, am 29. September 1867 einen Vertragsabſchluß zu 
erzielen, wonach gegen Auslieferung der während des Krieges nad England geflüchteten 
Gelder dem König Georg die Zinfen eines ſicher zu ftellenden Kapitals von 16 Millionen 
Talern zuerkannt wurden, ohne daß er gezwungen fein follte, ausdrüdlic auf jein Thronrecht 
zu verzichten. 

Der Bertrag hatte ein ſeltſames Schidjal. Im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe ſtieß 
er zunächſt auf große Schwierigkeiten. Erſt als Bismarck ſeine Perſon für deſſen Zuſtande— 
kommen einſetzte und die Kabinettsfrage ſtellte, gab das Abgeordnetenhaus ſeine Zuſtimmung 
am 1. Februar 1868. Nachdem die Vertragsbedingungen ſeitens des Königs Georg erfüllt 
waren, wurde der Vertrag am 3. März 1868 im Gejeßblatte veröffentlicht. In derjelben 
Nummer aber erihien eine fönigliche Verordnung, welche verfügte, daß der Fonds mit Bes 
ichlag belegt und die Zinſen dem Minifterum zur Verfügung geſtellt werden jollten, um Die 
Koſten der Verwaltung jowie die Maßnahmen „zur Ueberwachung und zur Abwehr der gegen 
Preußen gerichteten Unternehmungen de3 Königs Georg und feiner Agenten“ zu beftreiten. ALS 
Hauptgrund dienten Die umlaufenden Gerüchte über Die Bildung einer „Welfenlegion“. 

Diefe jeltfame Handlungsweife gab Veranlafjung zu einer jtürmifchen Verhandlung 
im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe. In einer meifterhaften Rede wies Windthorft die 
Undaltbarfeit der Maßnahme nad) der Berfafjung, dem geltenden Staatsreht, dem Völker— 
recht und dem Privatrecht nad. An der Hand der Geſchichte des Vertrages ftellte er feit, 
daß alle die Tatſachen, Die angeführt würden, um Die Beichlagnahme und eventuell die Kon⸗ 
fiskation zu begründen, bei den Verhandlungen bereits zur Sprache gekommen ſeien, alſo 
keineswegs dazu dienen könnten, jetzt eine andere Auffaſſung zu rechtfertigen. Am Schluſſe 
erhob er ſich zu einem ergreifenden Appell, der einen Einblick in die Tiefe ſeines Gemütes 
verſtattet und von ſeiner edlen, gläubigen Auffaſſung der Geſchichte Zeugnis ablegt. Dieſe 
Schlußworte mögen deshalb hier eine Stelle finden: 

„M. H., die im Unglück große Königin Luiſe von Preußen und ihre Schweſter, die Königin 
Friederike von Hannover, vereinigen ſich dort oben im Gebet, daß eine volle und ganze Ausſöhnung 
zwiſchen dem hannoverſchen und dem preußiſchen Stamme eintrete, und alle edlen Seelen beider Stämme 
vereinigen ſich in dieſem Gebet. Die Erfüllung desſelben ift notwendig zu einer ferneren glücklichen 
Entwicklung unjeres Vaterlandes. M. H., treten wir nicht zwifchen dieſe erlauchten Frauen, erjchweren 
wir nicht die Erfüllung dieſes Gebetes. Es hängt mehr davon ab als irdiſches Gut!” 

Trob der zwingenden Beweisführung Windthorſts und troß der fräftigen Unterftüßung 
durch den Abg. Virchow, deſſen Gerechtigkeitsgefühl ſich gegen die Gewaltmaßregel auflehnte, 
entſchied ſich das Abgeordnetenhaus für die Aufrechterhaltung der Beſchlagnahme. 


64 18. Die Verfaſſung des Norddeutihen Bundes und des Deutjchen Reiches. 


Eine Bemerkung Bismards über den angeblihen Zwed de3 Fonds, „die bösartigen 
Reptilien zu verfolgen bis in ihre Höhlen hinein, um zu beobachten, was fie. trieben“, gab 
dem Fonds feinen Namen: Reptilienfonds. Er diente in der Folge wefentlich zur Unter 
ftüßung der den Zwecken der Regierung dienenden Preſſe. Dieje Verwendung des Fonds, die 
nicht zur Veredelung der Preſſe beitrug, und von der Rechenſchaft abzulegen die Regierung 
ſich hartnäckig weigerte, führte mehrfach zu ſcharfen Auscinanderjegungen im Parlament, an 
denen im Laufe der Zeit faft alle Parteien fich beteiligten, je nachdem fie in der von dem 
Reptilienfonds gejpeiften Preffe mehr oder minder übel behandelt worden waren. Windt- 
horſt benußte jede günftige Gelegenheit, den Fonds zu befämpfen und dem guten Rechte 
Geltung zu verfchaffen. Einige Jahre jpäter ftellte er gelegentlid) der Etatsberatung am 
28. Januar 1874 bei dem Titel „Geheime Fonds für Polizeizwecke“ nochmals feſt, daß die 
Regierung unter genauer Kenntnis der fogenannten „mwelfiichen Umtriebe” und der „Welfen- 
Yegion“ den Vertrag mit dem Könige Georg gejchloffen habe. Die trogdem erfolgte Bejchlag- 
nahme nannte er einen „Aft der Gewalt in Form eines Geſetzes, Kabinettsjuftiz in Yorm 
eines Geſetzes! Es ift unerhört, daß jo etwas vorfommen fann in einem zivilijierten Staate!“ 

Vergebens bemühte ſich Abgeordneter dv. Kardorff, flarzulegen daß beim Abjchluffe der 
Berträge die Tatfahen, die zur Beihlagnahme führten, nicht jo bejtimmt vorgelegen hätten; 
‚ in der Zwifchengeit hätte die Bildung der Welfenlegion in Frankreich gelegen, die wahrſchein— 
li) aus dem Fonds des Königs Georg gebildet wurde. Demgegenüber ftellte Windthorft in 
perjönlicher Bemerfung feit, daß „das, was man eine Welfenlegion genannt hat, zur Zeit 
der Verhandlung des Vertrages und zur Zeit des Abſchluſſes desjelben bereits eriftierte, zu— 
nächſt in Holland, nachher in der Schweiz und in Frankreich, und daß alles zur Zeit, 
als die Verhandlungen über den Vertrag waren, zur Spradhe gefommen ift“. 

Erſt nah Windthorfts Tode wurde am 10. April 1892 die Beichlagnahme des Welfen- 
fonds aufgehoben. Freilich betrachtete Fürft Bismarck diefen Schritt als einen Rückzug, der ein 
bebenfliches Zurücweichen von der Bahn feiner Politif bedeute. Er jehte eben eine Ehre 
darein, „nicht zu den Staatsmännern zu gehören, welche herausgeben“. 


18. Die Derfaflung des Horddeutjchen Bundes 
und des Deutfchen Reiches. 


Zum erjten Eonftitwierenden Norddeutſchen Neichstage wurde Windthorft im dritten han- 

noverſchen Wahlfreife Meppen-Lingen mit 14428 gegen 6062 Stimmen gewählt, und 
diefen Wahlkreis hat er bis zu feinem Tod in allen Wahlperioden vertreten. Im Reichstage 
fand er keine Partei vor, der er ſich hätte anſchließen mögen. Deshalb trat er mit 16 Ab— 
geordneten, die gleich ihm großdeutſch geſinnt waren, zu einem „Bundesſtaatlich kon— 
ſtitutionellen Vereine“ zuſammen. Die Mitglieder gehörten verſchiedenen Staaten an, 
einer nur war aus Preußen: Hermann Freiherr v. Mallinckrodt. 
Das Programm umfaßte folgende Punkte: „Ausgeftaltung der Verfafjung in freiheit- 
lichem fonftitutionellem Sinne mit Budgetrecht, Derantwortlichfeit der Regierungsvertreter, 
Bundesgericht, Schuß der freien Preſſe, des Vereing- und Berfammlungsredhtes, Wahrung 
möglichfter Freiheit der Selbjtändigfeit der Bundesftaaten, ſoweit fie mit der Handhabung 
einer kräftigen Sentralgewalt vereinbar find, ſowie Garantien für dieje Freiheit und Eritrebung - 
der baldigen Wiedervereinigung Süddeutſchlands mit dem neuen Bund auf verfafjungsmäßigem 
Wege.” Der Verein verſammelte ſich wöchentlich einigemal zur Vorbeſprechung über den von 
der Regierung vorgelegten Verfaſſungsentwurf. Förmliche Beſchlüſſe, durch welche die Mit: 
glieder gebunden ſein ſollten, wurden nicht gefaßt. 
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Die erfte Gelegenheit, Politifer aus allen Gegenden Deutjhlands zum gemein- 
famen Vorgehen zu jammeln, ergab fi für Windthorft im deutjhen Zollparlament. 
Nachdem durd) Gründung des Norddeutſchen Bundes ein einheitliches Zoll und Handelsgebiet 
für Norddeutichland gejchaffen war, wurde am 8. Juli 1867 durch Vertrag mit den ſüd— 
deutſchen Staaten der neue Zollverein geſchaffen und auf diejem Gebiete die nationale 
Einheit bereit hergeftellt. Das Parlament diejes Zollvereins bildete der Norddeutiche Reichs— 





Gruppenbild vom Ende der fechziger Jahre. 


Peter Reichensperger MWindthorft Auguft Reichensperger 
Frhr. von Schorlemer- Alt. 


tag unter Hinzutritt der Abgeordneten der ſüddeutſchen Staaten. Nicht mit Unrecht jagt man, 
die Verfaffung des Zollvereins fei der Schatten, den bie Verfafjung des Deutſchen Reiches 
vorausgeworfen habe. Wie e3 der Natur der Dinge entjprad), waren im Zollparlamente die 
verjchiedenften Elemente gemijcht, noch bunter und verjehiedentlicher als im jpäteren Deutſchen 
Reichstage. Da fand fi) neben dem höfiſchen Diplomaten der altbayriſche Bauer mit den 
ſüddeutſchen und norddeutſchen Bureaufraten zufammen: Savigny, d. Los, Sepp, Mohl, Bayhinger 
ujm. „sn Windthorſts Natur“ — bemerkt ein Norddeutſcher — „lag eine gewiſſe Amalgamie, 


Hüsgen, Windthorſt. 5 
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in ihm waren die beiden ſich nicht immer gleichmäßig fühlenden Volfstypen aus Süd— 
und Norddeutſchland derart ineinander aufgegangen, daß feiner ihrer Vertreter jemals in ihm 
den Landsmann vermißte”. Als im Hotel zum Petersburger Hof die ſüddeutſche Fraktion 
gegründet wurde, trat er als Hofpitant ein und bewies damals jchon jeine Yähigfeit als 
Parteiführer dadurch, daß er diefe ungleichartigen, zuweilen widerborjtigen Elemente zu gleich 
artigem Vorgehen zufammenhielt. Mallindrodt hatte ihn richtig eingejchäßt, wenn er aus 
dem Norddeutihen Reichstag 1867 an 
feinen Schwager ſchrieb: „Windthorft ift 
jehr echt und ſehr bedeutend und jehr tätig 
und eine Brüde zur Verbindung mit groß= 
deutſchen nichtfatholiihen Elementen.” 
In der Folge Schloß ſich WindtHorft 
immer enger an Mallindrodt an. 
Schon früher hatte diejer auf ihn einen 
günftigen Eindrud gemadt. Bor Jahren 
hatte er nämlich den Verhandlungen des 
preußiſchen Abgeordnetenhaujes beige- 
wohnt, um die parlamentariichen Größen 
fennen zu lernen und fprechen zu hören. 
Der logiſche Aufbau der Mallindrodtichen 
Reden war ihm aufgefallen und noch mehr 
die in denjelben vorhandenen Anklänge an 
feine eigenen Ideen. Später äußerte jich 
Windthorſt, er Habe noch nie einen Mann 
gefunden, der mit ihm jo völlig überein- 
ftimme wie Mallindrodt. In Mallindrodts 
unbejtehlihem Gerechtigkeitsſinn fand 
Windthorſt einen verwandten Zug. Sein 
Pflichteifer und die Lauterfeit jeines 
Charakters zog ihn an. „Mallindrodt 
it mein Gewiſſen!“ verficherte er wohl 
in feiner befannten, aus Scherz und 


Ernft gemifchten Laune. Wie trefflich 

ich die beiden Männer verftanden, geht 

} Ihon daraus hervor, daß Windthorft 
jeinen Fraftionsgenofjen zu den Parla- 





Hermann von Mallincrodt mentsfigungen abzuholen pflegte. Er 
(geb. 1821 zu Minden, geft. 26. Mat 1874 zu Berlin). fuhr in einer Droſchke vor, nedte ſich ein 
Regierungsrat zu Düffeldorf u. Merieburg bis 1872. Mitglied i 1 i i n 
des Preuß. Abgeordnetenhaufes jeit 1852, des Norddeutjchen eng Au Mallindrodts Gattin, Da ihn 
Reichötages feit 1867 und des Deutfchen Neichstages feit 1872. bei jeiner Liebenswürdigfeit gegen Damen 


und bei Frau v. Mallindrodts Yebhafter 

Natur ein ganz befonderes Vergnügen 
bereitete, dann ftiegen die beiden Männer miteinander in die Drofchfe und entwarfen auf dem 
Weg eine Art Feldzugsplan für die bevorstehende Sitzung. 

Dieſe Freundſchaft dauerte fort bis zum Tode Mallinckrodts. In der Zentrumsfraktion 
wußte man ganz genau, welchen großen Wert die Harmonie dieſer beiden groß angelegten 
Naturen für den Zuſammenhalt der noch nicht in Kampf und Sturm gefeſtigten Partei beſaß. 
Am 27. Januar 1871 ſchreibt ein Abgeordneter: „Windthorft ift mit Mallindrodt ein Herz 


und eine Seele; fie find der Nerv der Fraktion, die ohne fie in disparate Elemente ausein— 
anderfallen würde.” 
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Die erfte Arbeit des neuen Neichstages beſtand naturgemäß in der Durchberatung des 
von den verbündeten Regierungen vorgelegten Verfaſſungsentwurfes. Der Eifer der 
Liberalen ging jo weit, daß fie nicht einmal die Drudlegung des Entwurfes abwarten wollten, 
iondern den jofortigen Beginn der Beratungen forderten. Dem widerſetzte ſich Windthorſt 
auf das entſchiedenſte, indem er erklärte, auch er wolle die Verhandlungen möglichſt beſchleu— 
nigt, aber nicht überhaſtet ſehen. 


Gleich in der erſten Zeit ſeines parlamentariſchen Wirkens gab ein an ſich unbedeuten— 
der Zwiſchenfall Windthorft Gelegenheit, jeine grundſätzliche Auffaffung von dem Mejen 
parlamentarifher Debatten flarzuftellen. Langatmige Staatsreden, die mehr Prunf- 
ftüde für die Außenwelt wie fruchtbaren Gedankenaustauſch über die zu beratenden Gegen— 
ftände darftellen, waren nicht nad) jeinem Gejchmade. Bekanntlich) war auch Bismarck ein 
Gegner der großen Nedeluft, die er „ven Eigennuß der Beredſamkeit“ nannte, und die 
der Fortjchrittler Hennig durch „Klappern mit den Bulten und Lärmmachen“ zu befämpfen 
empfahl. Windthorfts Anſchauung vom Weſen und Wirfen des Parlamentes entſprachen die 
fnappen Darlegungen zur Begründung oder zur Bekämpfung eines Antrages, zu Angriff oder 
Abwehr, wie fie der Gegenitand und der Augenblid gerade erforderten. Im diejer prägnanten 
Kürze lag eben feine jpezifiiche Begabung und Eigenart. Später hat er ſich aud an die 
breitere Behandlung der Dinge gewöhnt und aud) die große politifche Rede mit Meiſterſchaft 
gehandhabt. Was aber bei ihm haften blieb, war die Abneigung gegen die Rednertribüne. 
In der erſten Sitzung des Norddeutſchen Reichstages hatte Miniſterpräſident v. Bismarck ent⸗ 
ſchuldigend bemerkt, eine Rednertribüne habe fich nicht anbringen laſſen mit Rückſicht auf die 
Naumverhältniffe des Haufes. Wenn die Mehrheit des Neichstages es wünſchen jollte, fände 
nichts im Wege, wenigjtens ein Pult herzuftellen, „hinter dem der Nedner Schub finde”. 
Dagegen meinte Windthorft, es jei gar nicht winjchenswert, eine Rednertribüne herzurichten; er 
glaube, daß dadurch den Beratungen des Haufes ein anderer Charakter gegeben werde. In Der 
Tat pflegte er jelbft zumeift von feinem Platz aus zu jprechen. Die Tribüne betrachtete er als 
eine Einrichtung, „um Hals und Beine zu brechen”, wie er ſich jpäter einmal in feiner Humor= 
vollen Weiſe ausdrüdte. „Ih bedauere, don einem ſolchen Inftitut aus nicht reden zu können,“ 
bemerkte er ein anderes Mal. (Deutſcher Reichstag, 24. Mai 1878.) 


Zunächſt hielt er ſich bei den Verfaſſungsdebatten ſehr zurück; nur bei einzelnen grund⸗ 
legenden Punkten nahm er das Wort. Leider mißglückte der Verſuch, die Aufnahme derjenigen 
Artikel der preußiſchen Verfaſſung in die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes durchzuſetzen, 
welche die Freiheit der Religionsübung und die Unabhängigkeit der bürger— 
lihen Rechte von dem religiöſen Bekenntniſſe garantierten. Der proteſtantiſche 
Paſtor Schrader hatte einen dahingehenden Antrag geſtellt; die Annahme ſcheiterte an dem 
Widerſtande der Mehrheit. 


In der Sitzung vom 28. März 1867 gelangte ein Antrag des nationalliberalen Rechts— 
anwaltes Fries zur Beratung, dem allgemeinen gleichen Wahlrechte die geheime Abſtim— 
mung hinzuzufügen. Windthorſt widerſprach. 


Schon bei Beratung der Städteordnung in der hannoverſchen Zweiten Kammer hatte 
er am 7. Dezember 1849 ſeiner Vorliebe für die öffentliche Abſtimmung Ausdruck verliehen. 
Sie galt ihm als ein Zeichen politiſcher Reife und männlichen Mutes der Ueberzeugung. In 
dieſer Auffaſſung fand er ſich mit Bismarck zuſammen, dem die heimliche Wahl auch nicht 
ſympathiſch war, weil ſie einen Charakter habe, „der mit den beſten Eigenſchaften des ger— 
maniſchen Blutes in Widerſpruch ſtehe“. Darum konnte Windthorſt ſich auch für die geheime 
Abſtimmung bei der Reichstagswahl nicht erwärmen. Die allgemeine und direkte Wahl be— 
trachte er als eine gegebene Tatſache, aber an der beſtehenden Form der öffentlichen allgemeinen 
Wahl etwas zu ändern, ſcheine ihm nicht ratſam. Man müſſe erſt Erfahrungen ſammeln. 
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„Ich für meinen Teil bin entjehieden für die dffentlide Stimmabgabe, und alle, die 
dagegen fämpfen, geben damit das direftefte Zeugnis gegen die Zuläfjigfeit des allgemeinen direften Wahl: 
echtes. Denn wenn die fozialen und fonftigen Verhältniffe noch nicht erlauben, die öffentliche Stimm: 
abgabe einzuführen, dann erlauben fie auch noch nicht, den Leuten das allgemeine direkte Stimmrecht in 
die Hand zu geben. In England würde man fich über jolche Argumentation jehr wundern. Sch will indeflen 
den Antrag auf öffentliche Abſtimmung nicht ftellen, ich will nur jagen, weshalb ich gegen die anderen An— 
träge fimme, der Zufunft und Erfahrung überlaffend, inwiefern wir zu dieſem weiteren männlichen 
Schritte, der öffentlichen Abftimmung, übergehen können.” 

Die fpäteren Erfahrungen, namentlich) der Terrorismus, der bei der öffentlichen Stimm 
abgabe vielfad) gelegentlich der Landtagswahlen geübt wurde, jowie der Drud vieler Arbeit 
geber und ihrer Beamten auf die abhängigen Arbeiter, wie er bei den Wahlprüfungen im 
Deutſchen Reichstage Fonftatiert wurde, haben aus dem Gegner des geheimen Wahlrechtes 
einen eifrigen Verfechter gemadt. Wenige Jahre jpäter, ſchon 1873, hat Windthorft 
gelegentlich feines Antrages betreffend Aufhebung des Dreiklaſſenwahlrechtes in 
Preußen ſich darüber mit aller nur wünjchenswerten Klarheit und Offenheit ausgeſprochen. 
(Abg.=H., 26. Nov. 1873, ©. 97.) 

„Ich komme nun noch auf die Frage der Deffentlichfeit der Abſtimmung. Sch befenne, 
daß ich in diefer Hinficht meine Anfichten Habe ändern müffen. Ich habe in früherer Zeit geglaubt, die 
öffentliche Stimmabgabe ſei die richtige; fie jet am beften geeignet, daS Volk politiich zu erziehen und 
fefte öffentliche Charaktere zu ſchaffen. Sch habe ungefähr diefelbe Anſchauung in der Hinficht gehabt, die 
Stuart Mil näher entwicelt hat. Aber nachdem ich in den preußischen Staatsverband getreten bin und nun= 
mehr die hier befolgten Wahlmethoden gejehen habe, da jage ich: es geht nicht mit der öffentlichen Ab— 
Stimmung! Wenn ich beobachte, unbefangen und ruhig, in welcher Urt die königliche Staatsregierung 
in diefem Jahr auf die Wahlen Einfluß geübt hat, wenn ich fehe, in welcher Weiſe dies gleihmäßig von 
einem Teile der großen Grundbeſitzer, insbefondere von einem Teile der ſchleſiſchen Magnaten, gejchehen 
iſt und in edlem Wettftreite von den Verwaltungen jelbit ftaatlider Art und in würdiger Nadeiferung 
von vielen Babrifanten in den Städten, dann muß ich jagen: es heißt der menſchlichen Natur zupiel zu— 
gemutet, gegenüber einem ſolchen Terrorismus ftandzuhalten. Ich jelbft bin Zeuge gemwejen, mie 
die ganze Staatsbeamtenihaft vom Präfiventen herab bis zum Gerichtsboten wie ein Mann ftimmte. 
(Heiterkeit) Ich habe, als ein anderer mein Erftaunen darüber jah, Gelegenheit gehabt, zu hören: 
Sie wundern ſich, aber wir fonnten nicht anders. Die Leute waren zwei bis dreimal aufgefordert, bei 
der Wahl zu erſcheinen und mit den Nationalliberalen zu ftimmen. (Heiterfeit.) Diejes muß ein Ende haben: 
wir müfjen den Leuten die Möglichkeit gewähren, nach freier Heberzeugung zu ftimmen, ohne ihre 
Eriftenz aufs Spiel zu jegen.” 

Aehnliche Erklärungen Hat er jpäter wiederholt und bei verjchiedenen Gelegenheiten ab— 
gegeben. Am 15. Januar 1890 bemerkte er im Deutjchen Reichstage: 

„Ich bin, prinzipiell und ideal die Sache aufgefaßt, für die öffentliche Abſtimmung und habe das 
auch zu aller Zeit ausgeſprochen. Zu meinem Bedauern aber habe ich hier in Berlin gelernt, daß ideale 
Auffaſſung abjolut undurchführbar ift. Soweit find wir leider nicht gefommen, ja wir find in der Hin 
fiht immer noch weiter zurüdgegangen. Wir mußten die Abftimmenden mit Garantien verjehen, daß 
ihre Abſtimmung nicht fontroliert werden kann. Wir haben während der ganzen Zeit des Kulturfampfes 
in allen Gegenden, wo wir in Betracht fommen, jo bittere Erfahrungen gemacht in bezug auf die Ge- 
heimhaltung der Abftimmung und auf die Folgen derjelben, daß wir alfe Urſache haben, jedes Mittel 
willkommen zu heißen, das unjere Abſtimmung mehr fichert vor den Nachmwehen, die die Abſtimmung 
hervorrufen kann.“ 

Ebenſo beſtimmt äußerte ſich Windthorſt auf dem Parteitage der rheiniſchen Zentrums- 
partei in Köln am 2. Februar 1890 bei Beſprechung des Fraktionsaufrufes: 

„Wir werden auch die Rechte des Parlamentes, wie ſie in der Verfaſſung ſtehen, kräftig ſchützen 
gegen alle Eingriffe, woher ſie auch kommen mögen; insbeſondere werden wir das allgemeine, 
direkte und geheime Wahlrecht gegen alle Angriffe zu ſchützen wiſſen. . . . Wie die Berhältnifje 
liegen, wäre jegt die Aufhebung desfelben der Hervorrufer der Revolution. Wenn man dag geheime 
Wahlrecht nicht mehr für zweckmäßig hält, dann hätte man e8 nicht geben jollen; ein Verbreden 
wäre e3 jeßt, dasſelbe aufzuheben. Wir werden es auf alle Weiſe ſchützen. Ich, betone dieſes ganz 
beſonders, nachdem ich an verſchiedenen Stellen geleſen habe, wir würden die Hand bieten zu ſolchem Beginnen!” 
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Und als von fozialdemofratifcher Seite in Münden Windthorft öffentlich der Vorwurf 
gemacht worden war, daß er bezüglich der Wahlfreiheit eine nichts weniger als volkstümliche 
Stellung einnähme, gab er einem Mitgliede der Zentrumspartei auf eine Anfrage folgende. 
bejtimmte Antwort: 

Hannover, 13. Februar 1890. 
Em. Wohlgeboren 

erwidere ich daS geehrte Schreiben vom 11. ds., daß ich allerdings wünſchte, die politijche Bildung wäre 
jo weit gediehen, daß bei allen Abftimmungen die Deffentlichfeit möglich wäre. Leider aber find die Ver⸗ 
Hältniffe in Deutichland bis jegt nicht jo weit entwidelt, und es bleibt fraglich, ob diejelben jemals jo 
weit entwidelt werden. Wie die politifhen und fozialen Verhältniffe jetzt Liegen, ift die geheime Ab- 
ftimmung abjolut geboten. Ich habe mich deshalb wiederholt und zulegt no in Köln aus⸗ 
drüdlich für das allgemeine, direkte, geheime Wahlrecht erklärt und werde an diejer Erklärung ferner 
fefthalten. Jeder, der den öffentlichen Verhandlungen mit einiger Aufmerfjamfeit folgt, fannte dieſe 
meine Stellungnahme, und wenn diefelbe dort geleugnet ift, fann dies nur von jemand gejchehen jein, 
der den öffentlichen Verhandlungen nicht mit dem genügenden Verftändnis folgt. 


Hochachtungsvollſt und ergebenft 
Windthorſt. 


Es kann demnach keinem Zweifel unterliegen, daß Windthorſt infolge der Erfahrungen 
bei den Wahlen die Notwendigkeit der geheimen Abſtimmung gründlich erkannt hat und jeden 
Angriff auf die geheime Wahl entſchieden zurückzuweiſen bereit war. 

Einen weiteren Gegenſtand der Erörterungen über Verfaſſungsfragen bildete die Wähl- 
barfeit der Beamten, die im Entwurf ausgeſchloſſen war. Windthorft erklärte, nad) den 
Erfahrungen, die er in diefer Hinficht gefammelt habe, und nad) ben Entwicklungsverhält⸗ 
niſſen unſerer ſozialen und öffentlichen Zuſtände ſei es undenkbar, daß alle Beamten ausge— 
ſchloſſen werden könnten. Er glaube unter den Mitgliedern des Hauſes etwa 190 Beamte 
zu zählen; das ſei kein Zufall und falle bei Beurteilung der Frage, ob Beamte auszuſchließen 
feien, ſchwer ins Gewicht. 

Eine Lieblingsidee Windthorſts war die Einrichtung eines Oberhauſes im 
Reiche. Ein ſolches Oberhaus betrachtete er als eine Art von Puffer, der beſtimmt ſein 
ſollte, die unvermeidlichen Zuſammenſtöße zwiſchen dem auf der Grundlage des demokratiſchen 
Wahlrechtes beruhenden Reichstage und der monarchiſchen Zentralgewalt aufzunehmen und 
abzuſchwächen. Deshalb befürmwortete er im weiteren Verlaufe der Debatten über die Ver⸗ 
faſſung auf das lebhafteſte einen von dem Göttinger Staatsrechtslehrer Zahariä geftellien 
Antrag, vor dem Artikel 21 der Verfaſſung einen Artikel des Inhaltes einzufhalten: „Der 
Reichstag befteht aus zwei Häufern, einem Oberhaus und einem Unterhaus.” Zur Begründung 
führte er aus, die Stetigfeit der Entwidlung der Staatöverhältniffe jei durch eine Einzel- 
fammer nicht zu erreichen. Dazu fei der Ausgleich zwiſchen zwei Kammern, zwiſchen Ober— 
und Unterhaus dringend erforderlich, weshalb aud) das Zweikammerſyſtem in den Verfaſſungen 
aller großen Staaten beitehe. Es fei nit ratjam, einem aus direften allgemeinen Wahlen 
hervorgegangenen Haufe die Monarchie ohne weitere Ausgleichung, ohne Schuß, ohne Ver— 
mittefung entgegenzuftellen. Außerdem aber würden bei einem Einzelhaufe einzelne wichtige, 
hier bejonders ins Gewicht fallende Intereſſen gar nicht gewahrt. 

„Zunächſt finde ich bei dem hier vorgejchlagenen Ginzelhaus nicht genügend gewahrt die Intereſſen 
der Einzelſtaaten. Die einzelnen Staaten müſſen nad) meinem Dafürhalten in einem Oberhaufe 
notwendig einen bejonderen Schuß finden, au dadurch, daß fie in demjelben ihre bejondere Vertretung 
haben. In der Richtung muß das Oberhaus die Beveutung eines Staatenhaufes haben. Zweitens 
müſſen nach meinem Dafürhalten in dem Oberhauſe die ariſtokratiſchen Elemente des Staates eine 
dauernde, ſichere Vertretung finden. . . . Ohne Ariftofratie in ftändiger Verfafjung ift weder das 
monardhijhe Prinzip dauernd aufrecht zu erhalten, noch ift die Gemeinfreiheit ohne Ariftos 
fratie aufrecht zu erhalten. Wenn in einem Nachbarlande wir in einem halben Jahrhundert jo unendlich 
viele Veränderungen der traurigften Art gejehen haben, jo iſt der weſentlichſte Grund davon der ge= 
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weſen, dak man dort die Ariftofratie vernichtet hat. Nun frage ich, wenn wir fein Oberhaus ſchaffen, 
in welchem der Ariſtokratie ein ſicherer Platz zugewieſen iſt, werden wir ſicher ſein, daß ſie dauernd die 
Vertretung findet, die fie haben muß?!“ (Konſt. Reichstag 28. März 1867.) 


Der Antrag Zachariä fand bei der Mehrheit feine Gnade. Bismard ſprach ſich zwar 
prinzipiell dafür aus, lehnte ihn aber ab, weil er es für nicht gut tunlich hielt, ein deutſches 
Oberhaus zu konſtituieren, das man einſchieben könne zwiſchen den Bundesrat und den 
Reichstag. 

„Der Bundesrat repräſentiert bis zu einem gewiſſen Grade ein Oberhaus, in welchem Seine 
Majeſtät der König von Preußen Primus inter pares iſt, und in welchem derjenige Ueberreſt des hohen 
deutſchen Adels, der feine Landeshoheit bewahrt hat, feinen Platz findet. Dieſes Oberhaus nun dadurch 
zu vervollſtändigen, daß man ihm nichtſouveräne Mitglieder beifügt, halte ich praktiſch für zu ſchwierig, 
um die Ausführung zu verſuchen.“ (Konſt. Reichstag 28. März 1867, ©. 430.) 


Später nahm Windthorft noch einmal einen Anlauf, feine Jdeen über die Deutjche 
Neihsverfaffung zur Durchführung zu bringen. Bei Beratung der durd) den Beitritt der 
jüddeutichen Staaten gebotenen Verfaffungsänderung im Jahre 1870 begründete er jeine Anz 
ſchauungen über Minifterverantwortlichfeit und Oberhaus, die inzwifhen aud in Süd— 
deutfchland Boden gefaßt hatten, am 5. Dezember 1870 in folgender interejjanten Weife: 


„Ich vermiffe in der Bundesverfaffung eine folfegialifch georonete, klar durchfichtige, überall faß- 
bare verantwortliche Regierung, und es ift mir unmöglich, jo wichtige Dinge, wie nunmehr der Deutiche 
Bund zu erfüllen haben wird, in die Negierungsverhältniffe hineinzugeben, wie fie jeßt bejtehen. Das 
jeßige Großvezierat kann unmöglich fortvauern, e3 muß ein ordentliches Miniftertum da jein, jonjt find 
wir unzmeifelhaft nicht in der Lage, eine dauernde, feite Fonftitutionefle Verfaffung zu gründen. Ich ver- 
mifje außerdem die richtige Kompofition des Neichstages. In einem Reiche von der Bedeutung, fie 
Deutjchland es nächſtens jein wird, ift es abſolut notwendig, daß man auf das Zweikammerſyſtem zurück— 
fehrt. ... Sch habe die Meberzeugung, daß ohne ein ordentliches Oberhaus eine gedeihliche Entwicklung 
der deutſchen Verfaffung nicht möglich ift. Ich jage abfichtlich »Oberhaus«, damit nicht der Streit ers 
wächſt, ob e8 ein Staaten oder ein Fürftenhaus fein fol... . Wenn wir diejes Oberhaus (daS nur 
aus der nitiative der Regierung hervorgehen könnte) nicht befommen, und zwar jegt nicht befommen, 
jo ift es unzweifelhaft, daß wir folgendes erleben werden: die Zentralgewalt mit dem einen Haufe, aus 
direften Wahlen heroorgegangen, wird in die Notwendigkeit gebracht, allmählich die vorhandenen einzelnen 
Staaten zu zerreiben. Ich habe diefem Mühlenprozeß in den vier Jahren hier beigewohnt. Ich mache 
niemanden einen Vorwurf darüber: er Liegt in der Natur der Dinge. Wenn diefe Zerreibung der 
Heineren Staaten erfolgt ift, geht die Reibung zwifchen der Sentralgewalt und diefem einen Haufe an, 
und aus diejer Neibung wird ſchließlich der Abjolutismus oder die Republik unzweifelhaft hervorgehen. 
Alfo ich verlange abjolut und notwendig dag Oberhaus. 


Fuür das Volfshaus verlange ih... . die Herftellung von Diäten. Bei der Vermögens- 
teilung, die in Deutſchland ftattfindet, mehr noch in Süddeutjchland als in Nordveutichland, ift es auf 
die Dauer unmöglich, ein ordentliches Volkshaus ohne Diäten zu haben, und die Staatsmänner, welche 
glauben, daß fie mit ihrem Nein, das fie bisher nur geftellt haben, diefer Anforderung fih würden ent- 
ziehen können, find furzfichtig, kurzſichtiger als meine Augen.“ 

Die Frage der Bildung eines Oberhauſes hatte bei den Verſailler Verhandlungen mit 
den jüddeutichen Staaten über ihren Beitritt zum Norddeutihen Bund eine gewiſſe Rolle 
gejpielt. Bismard verharrte bei feiner früheren ablehnenden Haltung. Ihm erſchien ein Ober- 
haus, in welchem die Könige mit Grafen und Herren auf einer Bank ſitzen würden, un 
möglih. Dagegen twar der hefjifche Vertreter dv. Dalwigk eifrig beftrebt, die ſüddeutſchen 
Staaten für den Gedanken einer Deutfchen Neichsverfaffung mit verantwortfihem Minifterium 
und mit Staaten= oder Oberhaus zu gewinnen. Ihm gegenüber wiederholte Bismard zwar, 
er jei nicht grumdfäglich gegen Oberhaus und Neichsminifterium und wolle jpäter jeine 
Teilnahme nicht verfagen; aber diejes Zugeftändnis war offenbar nur eine Höflichfeit3ausrede, 
denn diejelben Fragen waren vorher bereit in München verhandelt worden und am ent- 
jhiedenen Widerjpruche Preußens gejcheitert. 
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Endlich gehörte zu Windthorfts Programm die Schaffung eines Bundesge- 
richtes. Ein dahin gerichteter Antrag war ebenfall® von Zachariä eingebradt worden. 
Windthorſt hielt es für durchaus notwendig, ein Bundesgericht zu ſchaffen, um Streitigfeiten 
zwiſchen den Bundesmitgliedern ſowohl wie Verfafjungsitreitigfeiten zu ſchlichten, wenn nicht 
in folchen Angelegenheiten die Macht anftatt des Rechtes entſcheiden jolle. Wilhelm v. Humboldt 
habe auf dem Wiener Kongrefje gefagt: „Das Bundesgericht ift der notwendige Schlußitein für 
jede Bundesverfaffung.” — „IH weiß nicht,“ jchließt MWindthorft, „ob diefer Standpunft des 
Herrn v. Humboldt jetzt noch die Anerkennung findet, die ihm damals wurde und die man 
ihm in feinem Vaterland aud jet nod gewähren jollte. Ich meinesteild halte dafür, daß 
Humboldt recht gehabt hat, und ich jage heute nod am Schluſſe der Beratung mit ihm: 
Das Bundesgericht ift der notwendige Schlußftein jeder Bundesverfaſſung.«“ 


„Solange ich ein Bundesgericht zum verfafjungsmäßigen Schuße des verfafjungsmäßigen 
Rechtes nicht befomme“ — wiederholte er jpäter, am 5. Dezember 1870 — „jolange habe 
ich feine Verfaſſung. . . ." 


Der Antrag Zachariä wurde mit großer Mehrheit abgelehnt, ebenfo der Antrag 
Neichensperger, dem fünftigen Reichstag einen Gejegentwurf betreffend die Errichtung eines 
Bundesgerichtes vorzulegen. 


In einem Parlament, in dem eines der einflußreichſten Mitglieder erklären konnte: 
„Wir, meine Freunde und ich, ſind entſchloſſen, jedes Opfer, ſelbſt der Freiheit, zu bringen, 
welches wahrhaft nötig iſt für die Gründung des Bundesſtaates,“ mußte die Wahrung 
des Budgetrechtes beſonderen Schwierigkeiten unterliegen. Im Verfaſſungsentwurf war 
es um dieſe Wahrung recht traurig beſtellt. Bezüglich der Marine ſollte der Etat auf un— 
beſtimmte Zeit, bezüglich der Heeresverwaltung das Geſamtbudget für alle Zeit feſt— 
gelegt werden. Die Einnahmen ſollten der Mitbeſtimmung des Reichstages überhaupt 
entzogen werden. Nach heftigen Debatten wurde in zweiter Leſung ein Antrag v. Forcken— 
bed: die Koften für das Heer für eine vierjährige Uebergangszeit, aljo bis zum 31. Des 
zember 1871, zu bewilligen, mit 137 gegen 127 Stimmen angenommen. Bezüglich der 
Marine ging ein Antrag bon Vinde-Olbendorf dur, nach weldem die Koften aus der 
Bundesfaffe beftritten werden jollten. Bezüglich der übrigen Ausgaben und Einnahmen 
wurde feſtgeſtellt, daß ſie für jedes Jahr veranſchlagt und als Bundeshaushaltsetat durch 
Geſetz feſtgeſtellt werden ſollten. 


Windthorſt hatte mit dem früheren hannoverſchen Finanzminiſter Ergleben einen prä— 
ziſen, das Budget wahrenden Antrag eingebracht. 


Man hätte glauben ſollen, die Erinnerungen aus der preußiſchen Konfliktszeit ſeien 
noch ſo lebendig geweſen, daß die Liberalen einen das Budgetrecht des Reichstages wirkſam 
und präzis wahrenden Antrag mit Freuden begrüßt hätten! Der Freiheitsſinn der National— 
liberalen war jedoch bereits ſo abgeſtumpft, daß ſie den Antrag heftig bekämpften und zu 
Fall brachten. „Eben dieſe Partei iſt es geweſen, die“ — wie Windthorſt ſpäter im 
Reichſtag, am 9. Juli 1879, ausdrücklich hervorhob — „die dürftige Ausſtattung des Ein— 
nahmebewilligungsrechts hergeſtellt Hat, die jetzt vorliegt.“ 

Nachdem alle Bemühungen Windthorſts und feiner Freunde, bie Verfaſſung des Nord- 
deutjchen Bundes mit wahrhaft freiheitlichen Grundrechten und konſtitutionellen Garantien 
auszuſtatten, geſcheitert waren, konnte er ſich nicht entſchließen, bei der endgültigen Abſtim— 
mung dem ganzen Verfaſſungswerke zuzuſtimmen. Mit ihm lehnte auch Mallinckrodt die 
Verfaſſung ab. 


Nachdem aber die Verfaſſung vom Reichstag angenommen worden war und Die Zu⸗ 
ſtimmung der übrigen beteiligten Faktoren gefunden hatte, gab es niemand, der ſie treuer 
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gehütet und gehalten hätte, als er. Sie galt ihm ala ein unantajtbares Heiligtum, und 
jeden Verſuch, Beſtimmungen diefer Verfafjung außer acht zu lafjen oder ihrem Geiſte zu⸗ 
widerzuhandeln, wies er auf das beſtimmteſte ab, mochten auch noch ſo liebe eigene Wünſche 
dadurch vereitelt werden. So ſehr ihn beiſpielsweiſe die traurige Lage der Katholiken und 
Lutheraner in Mecklenburg ſchmerzte, konnte er ſich doch nicht entſchließen, Petitionen oder 
Anträgen zuzuſtimmen, welche darauf hinausliefen, der Bundesgemalt die Befugnis beizu⸗ 
legen, in die Mecklenburger Staatseinrichtungen ändernd und beſtimmend einzugreifen. „Zu 
meinem Bedauern“ — ſagte er —, „aber ich beuge mich dem Geſetz auch dann, wenn es 
gegen meine innerſten Gefühle ankämpft.“ 


Aus demſelben Grunde widerſprach er einem Antrage Lasker, der auf dem Wege über 
das Reich die Nedefreiheit der Kammern in den Einzeljtaaten geſezzlich einführen wollte. 
Schärfer noch trat diefe Anſchauung bei der Einrichtung eines oberjten Gerichtshofes in Nord- 
deutſchland hervor. 


Die Schaffung eines einheitlichen Nechtes und einer einheitlichen Nechtiprehung für 
das ganze Neich hatte von jeher zu Windthorfts Idealen gehört. Auch die Errichtung eines 
gemeinjfamen deutſchen Gerichtshofes hielt er für durchaus wünſchenswert, doch 
war er der Anficht, daß dazu nad) der Verfaffung nicht eine Beſchlußfaſſung des Reichstages 
genüge, jondern eine Mitwirkung aller einzelnen Regierungen und Landtage erforderlich jei. 
Scharf und treffend begründete er dieſe Auffaffung am 19. April 1869 in längerer Aus— 
führung. 


Mit allem Nachdruck widerſetzte Windthorft jich deshalb aud) der Art und Weiſe, tie 
die durch den Beitritt der Siüdftaaten gebotene Verfafjungsänderung im Jahre 1870 be= 
handelt wurde. Am 5. Dezember 1870 ftanden die mit den füddeutichen Staaten geſchloſſenen 
Berträge über die Bundesverfaffung auf der Tagesordnung des Reichstages. Während der 
Berhandlung verlas der Präfident des Bundesfanzleramtes, Staatsminifter Delbrüd, das 
zwei Tage vorher dem König von Preußen übergebene Schreiben des Königs von Bayern, 
das dem Könige von Preußen die deutſche Kaiſerwürde antrug. Delbrüd fügte Hinzu: 
„Die in Verſailles verjammelten Souveräne haben ihre Zuftimmung gegeben und die Zu- 
jtimmung der übrigen Souveräne und der drei freien Städte ift zu erwarten.“ 


Gleich nach diefer Ankündigung erhielt Windthorft das Wort. Ex entwidelte feine 
Anſicht über Notwendigkeit und Form der Verfafjungsänderung mit überzeugender Klarheit. 
Er würde die Eröffnungen noch freudiger begrüßen, wenn das Werk, wovon dies die Prönung 
jein jolle, bereit3 feine feiten Unterlagen hätte. Es ſei nicht leicht, in diefem 
Terraſſenbau ſich zuredhtzufinden. Jeder Staat hätte für ſich Sonderverträge geichloffen, ohne 
zugleih den Verträgen der anderen zuzuftimmen. Die deutihe Verfafjungsurfunde fei mit 
Baden und Hefjen vereinbart worden, aber noch nicht genehmigt; nun folle man den Zutritt 
Bayerns und Württembergs zu dieſer Verfafjung beſchließen, bevor dieſe Geſetzeskraft ge— 
wonnen habe. Einem Embryo könne man doch nicht beitreten. Leicht könne unter dieſen 
Umſtänden aus dem Terraſſenbau ein Fuchsbau werden. Gerade bei Gründungen von Ver— 
faſſungen müſſe man die Form ſtreng wahren, weil die Leute, die angreifen wollten, die Ent- 
ſtehungsgeſchichte der Verfaſſung jehr ſcharf und genau zu ftudieren pflegten. Der Reichstag 
jei nicht einmal fompetent, denn der Artikel 79 rede von dem Eintritt der Südftaaten in 
den Nordbund; die vorliegende Verfaſſung jei aber nicht mehr die des Nordbundeg, fondern 
eine neue mit erweiterter Kompetenz des Preß- und Vereinswejens. Zudem fei diejer 
Reichstag ganz gewiß nicht fompetent. Er fei gewiß eine hochanſehnliche Verſammlung, aber 
nicht der zu Recht beſtehende Reichstag, weil feine Legislaturperiode und jein Mandat Yängjt 
abgelaufen fei. 
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Die peinlichſte Beobachtung auch ſcheinbar unmejentlicher Beltimmungen der Verfaſſung 
erihien Windthorft als Gewiſſenspflicht. „Reſpektieren wir die Berfaffung bis zum Pünft- 
hen auf dem i, damit auch andere fie reſpektieren!“ Aus diefem Grunde wollte er au) die 
Beſchlüſſe des Reichstages betr. Die Braufteuergemeinihaft als rechtsgültig nicht anerkennen, 
bei denen die ſüddeutſchen Abgeordneten gegen die Beltimmungen ber Verfaſſung mitgewirkt 
hatten. (D. Reichstag 13. Mat 1872.) 

Ganz bejonder3 ſchmerzlich berührte ihn Die leichtfertige Art, mit der man während 
des Rulturfampfes in Preußen mit der Verfafjung umjprang. „Ich kann nicht leugnen, daß 
es mid) bis ins Mark erjchüttert, wenn ich ſehe, mit welcher Leichtigkeit Verfaſſungsfragen 
behandelt werden,“ klagte er im Abgeordnetenhaus, und mit bitterer Satire bemerkte er eines 
Tages, es fei foweit gefommen, daß man jid hüten müffe, fi auf einen Paragraphen der 
Verfaſſung zu berufen, weil zu befürchten ſtehe, dag man ihn fofort aufheben werde. ALS 
den „beiten Freund des Deutſchen Reiches” aber bezeichnet er denjenigen, „der treu und ges 
wiſſenhaft die Stipulationen der Reichsverfaſſung beachtet”. (D. Reichstag 28. April 1873.) 

Freilih war die Verfajjung des Deutſchen Reiches vorerft nur ein Skelett, das der 
Umfleidung mit lebendigem Fleiſch und Blut entgegenhartte. Die erften Jahre waren der 
fruchtbaren organijchen Weiterentwidfung der Neichsverfafjung wenig günftig. Daher war 
Windthorſts lage: „Auf den Boden der Neichsverfaffung fteht fein Menſch feit; die preußiſche 
Berfaffung bildet den Boden, auf dem mein Recht fußt,“ lange Zeit hindurch nur zu ges 
rechtfertigt. Erſt als die erjten Kampfesjahre vorüber waren, fonnte man an eine fruchtbare 
Ausgeftaltung und organijche Weiterentwicklung der Reichsverfaſſung denfen. Daran hat 
Windthorſt nachhaltig und erfolgreich mitgemirft. | 
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Im Preußiihen Abgeordnetenhaufe fand Windthorjt bei jeinem Eintritte feine Partei 
por, der er fich hätte anjchliegen können. Seine beiden hannoverjhen Landsleute, Bennigjen 
und Miquel, hatten ihrer politiichen Auffafjung gemäß in der nationalliberalen Partei eine 
führende Stellung erlangt. Dadurd war die zwifchen ihnen und Windthorſt beftehende Kluft 
noch breiter und tiefer geworden. In der Folge wurde mancher heftige Strauß mit beiden 
Gegnern ausgefochten, namentlich dann, wenn Bennigjen jeine nationalvereinlihen Gedanten 
weiter jpann und Miguel in feiner mitunter jehr temperamentvollen Art den Hanno= 
peranern ihre Anhänglichfeit an das Welfenhaus zum Vorwurf machte. 

Die altpreußiihen Konfervativen waren in Windthorſts Augen gar nicht fonjervatid, 
und zu den Alttiberalen pabte er erft recht nicht. Die Katholiken, die früher eine bejondere 
Fraktion gebildet hatten, waren 1867 bis 1870 nicht mehr zu einer gejählofjenen Partei ver⸗ 
einigt, ſondern in anderen Parteien zerftreut. Somit war MWindthorft auf ſich allein ange— 
wieſen. Er bildete „jeine eigene Fraktion”, die ſich bald hemerfbar machte und vermöge ihrer 
kraftvollen Eigenart auf die parlamentarijchen Berhandlungen einen nachhaltigen Einfluß 
ausübte. Deshalb prägte der Abg. Braun für diefe Fraktion die fherzhafte Bezeihnung 
„die Fraktion Meppen“. Als nämlich in der folgenden Legislaturperiode (1870/73) Windt- 
horſt fi der neugebildeten Fraftion des Zentrums angeſchloſſen hatte, bemerkte Braun bei 
Gelegenheit einer Debatte über die Aenderung der Geſchäftsordnung mit dem ihm eigenen 
Humor: 

„Sch kenne eine Fraktion, die nur aus einem Mitgliede beitand, es war die Fraktion Meppen 
(Heiterkeit), und dieſe Fraktion hat fich jo jehr geltend gemacht, ſie Hat jo oft das Wort ergriffen, fie 
hat einen jolhen, ihr alferdings vermöge ihrer hohen Kapazität gebührenden Einfluß geübt, fie ift ſtets 
mit folder Aufmerfjamfeit und mit ſolcher Zuvorfommenheit von allen Seiten des Haufes behandelt 
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worden, daß fie den glänzendjten Beweis führt, daß Minoritäten hier geachtet find. (Heiterkeit. Der 
Abgeordnete Windthorft macht dem Redner eine Verbeugung, welche von letzterem erwidert wird. Große 
Heiterkeit.) Ih muß jagen, ſchon um diejes lebendigen Beispiels, um diejes Beispiels für die Achtung 
der Rechte der Minorität willen bedauere ich auf das aufrichtigfte, daß diefe Fraktion ſich aufgelöft hat.” 
(Große Heiterkeit.) 

Die Gründe, welche die Bildung der Zentrumäfraktion und damit zugleich „die Auf- 
löfung der Fraktion Meppen“ veranlaßten, lagen auf firchenpofitijchem Gebiete. Bis 1870 
war dag Verhältnis zwijchen dem Staat und der fatholifchen Kirche durchaus erträglich ge— 
weſen. Bei feiner feierlichen Krönung am 18. Oktober 1861 zeichnete König Wilhelm I. 
die Lage mit den Worten: „ES gereicht Mir zur Genugtuung, die Verhältnifje der fatho- 
lichen Kirche für den Bereih Meines ganzen Staates dur Geſchichte, Gejeg und Verfafjung 
mohlgeordnet zu willen.” Am 14. April 1866 wiederholte der König diejelbe Berficherung 
den beiden Erzbiichöfen Paulus Melchers von Köln und Miecislaus Graf Ledochowſki 
von Poſen-Gneſen gegenüber. Bei der feierlihen Entgegennahme des Huldigungseides der 
beiden neuernannten Kirchenfürften ermwiderte König Wilhelm auf die Danfesworte des Erz- 
bijhofes von Köln: 

„Die Berhältniffe der Fatholifchen Kirche im Bereiche Meines ganzen Landes finden ſich dureh 
geſchichtliche Entwicklung, Recht und Verfaſſung in wohlgeordnetem Zuftand. Unter dem Schuße ge- 
rechter und wohlwollender Gejege darf fie auf ihrem Gebiete frei und ungehindert ihre Tätigfeit entfalten. 
Es gereicht Mir zur Genugtuung, daß dieſe Tatjache, wie fie in dem Munde des fihtbaren Oberhauptes 
Ihrer Kirche mehrfach eine gerechte Würdigung gefunden und erfahren hat, jo auch) in dem Herzen Meiner 
getreuen Untertanen danfbare Anerkennung findet. Die fatholifche Kirche in Meinem Staate darf der 
Fortdauer Meines landesväterlihen Schutzes verfichert fein. Insbeſondere mögen auch Sie, Hochwürdige 
Herren, auf Meine Unterftägung in der Erfüllung Ihrer Aufgaben reinen, deren Schwierigkeit ich 
nicht verfenne.” 

Und wie jehr man damals die loyale Untertanentreue, die patriotiihe Gefinnung und 
die Duldjamkeit der katholiſchen Bevölferung zu ſchätzen wußte, beweiſt das Zeugnis, das 
der Königlich Preußiſche Staatsanzeiger ihr augftellte. Zehn Tage nad) dem Siege von 
Königgräß, am 13. Juli 1866, jchrieb das Blatt in feinem offiziellen Teile: 

„Eines der glänzendften Zeugnifje dafür, daß Preußen jeiner fulturhiftorifchen Miffion im Herzen 
Europas mit Erfolg nachgefommen ift, erblicken wir jegt insbeſondere auf dem firhlichen Gebiete. Der 
alte Grundjat des Staates, der Freiheit des religiöjen Bekenntniſſes nicht nur der neueren, jondern auch 
der alten großen Kirchengemeinfchaften in ihren Rechten und Eigentümlichfeiten die größte Rückſicht zu 
tragen und ihnen feine unberedhtigten Schranken zu jegen, hat fi ſowohl in dem großen Entwicklungs⸗ 
kampfe Preußens für die nationalen Ziele Deutſchlands, als auch in bezug auf die inneren Zuſtände des 
Staates treu bewährt. Die Bekenner der verſchiedenen Konfeſſionen ſtehen in jeltener Eintracht in der 
Vaterlandsliebe wetteifernd nebeneinander; wie die evangelifche Geiftlichfeit, jo haben ganz bejonders 
auch die höheren Würdenträger der katholiſchen Kirche in Preußen in der ſegensreichſten 
Weiſe eingewirkt und für den religiöſen und politiſchen Frieden in der gegenwärtigen großen und ver— 
hängnisvollen Zeit die ſichtlichſten Erfolge erzielt. Nirgends ſind die etwa vorhandenen religiöſen Gegen— 
ſätze in dem patriotiſchen Aufſchwung ſtörend eingetreten. Ueberall hat ſich im preußiſchen Volke, nament— 
lich unter den Bekennern der beiden großen Kirchengemeinſchaften, die verſöhnlichſte Geſinnung, die gegen— 
ſeitige Achtung des Bekenntniſſes geltend gemacht, und dieſe Bedingung iſt auch in Feindesland zur 
Beſeitigung des oft abſichtlich ausgeſtreuten Mißtrauens und des künſtlich erzeugten Haſſes der Be— 
völkerung von dem größten Werte und dem günftigften Erfolge für unſere Söhne und Brüder 
in der Urmee gewejen. So erntet Preußen auch auf dem Gebiete der religidjen Toleranz und 
Freiheit Früchte, zu welchen feine Negenten Jahrhunderte hindurch den Samen ausgeftreut haben.“ 

Unter der Weihrauchwolke, in die hier das preußifche Regiment gehüllt wird, ſchimmert 
doc jehr deutlich die Hohe Anerkennung für die patriotifche Haltung der Katholiken und ihrer 
Oberhirten hervor. Sie hatten dieſe Anerkennung in der Tat wohl verdient. Bald aber 
wurde ihnen jhlimmer Dank zuteil. Nachdem das in feiner Mehrheit protejtantifche Preußen 
das Tatholijche Oeſterreich aus dem Deutjchen Reiche Hinausgedrängt hatte, und in Deutihland 
Vormacht geworden war, glaubten die bisher im geheimen tätigen Kirchenfeinde, daß nun 
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die Stunde zum offenen Vorgehen gegen die fatholifche Kirche gekommen fei. Mit dem 
Nationalverein verband fi) der unter Bluntfhli gegründete Brotejtantenverein zum 
„Kampfe gegen Rom”, Wenige Monate nad) dem Kriege von 1866 prophezeite der Berliner 
Hofprediger Hofmann in feinem Jahrbuche „Deutſchland einft und jet im Lichte des Reiches 
Gottes“ die „Evangelifierung“ von ganz Europa, einſchließlich des Sultans als Folge der 
Königgräter Schlacht. Dana ift es jehr wohl begreiflih, wenn Windthorſt im Abgeord- 
netenhaufe einmal dem Abg. v. Bennigjen gegenüber nahdrüdlich betonte: „Der Kulturfampf 
datiert vom Schlahtfelde von Königgrätz.“ 

Bevor man aber zum Angriff über- 
ging, mußte der Beitritt der katholiſchen 
jfüddeutichen Staaten abgewartet werden. 
Man durfte ja die jüddeutjchen Katho- 
liken nicht durch vorzeitiges und rückſichts— 
loſes Vorgehen abſchrecken! „Noch fonnten 
wir“ — plauderte Lasker in einem un— 
bewachten Augenblick aus — „Diskuſſionen 
religiöſer Gegenſätze nicht brauchen, nicht 
weil wir den offenen Kampf mit Ihnen 
(dem Zentrum) geſcheut hätten — bewahre; 
aber ung lag tiefere Sorge am Herzen. 
Das Deutjche Reich war noch nicht ge— 
einigt . . . jollte der Kampf einmal ge= 
führt werden, dann, nachdem das Dad) 
gemwölbt ift über das gemeinfame Neid); 
bis dahin durfte uns feine Verhandlung 
weiter voneinander trennen.“ 

Das erjte Anzeichen eines Wechſels 
der Anſchauungen in hohen Kreijen war 
die Behandlung der Wiederbejebung des 
Erzbiſchofsſtuhles von Köln nad) dem Ab- 
leben des Kardinal v. Geijjel (1864). 
Auf jeiten der Regierung machten ſich 





Schwierigkeiten . geltend, die nachher in Obertribunalstrat 

einer Reihe von Broſchüren jtaatsfirchlicher Dr. Peter Reichensperger 
Kanoniften weitere Entwidlung fanden. (geb. 1810 zu Koblenz, geft.31. Dez. 1892 zu Berlin). 
ALS kurz nach dieſem Falle der Minijterial- Seit 1849 Mitglied des Preußifchen Abgeordnetenhauſes für 


hirftor Autice Hab, halteman fi beriis _ Strnmaen I IT Mr penlnnE Mn I 
im Minifterium mitdemGedanfen getragen, 

die katholiſche Abteilung aufzuheben. 

Daß fie nicht aufgehoben wurde, iſt lediglich dem großherzigen Eingreifen des Königs Wilhelm zu 
verdanken. Die Profefforen des Kirchenrechtes, namentlich die der Berliner Kanoniſtenſchule, 
bemühten ſich, in ihren Lehrbüchern und Vorträgen, in Monographien und Abhandlungen in 
Zeitſchriften den Nachweis zu erbringen, daß das Kirchenrecht der preußiſchen Verfaſſung einer 
Aenderung dringend bedürftig ſei. Den Grundgedanken ihrer Anſchauung gab Prof. Dove 
im Abgeordnetenhaufe wieder in den Worten: „Wir haben allerdings jeit 1848 gegenüber 
der römiſchen Aggreſſion feine verteidigungsfähigen Grenzen für den Staat beſeſſen. Die 
Liberalen verhielten ſich wie die Trojaner, die die ſchützenden Mauern des ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechtes eingeriſſen haben und ſich vorgeſpannt vor das trojaniſche Pferd der kirchlichen Grund— 
rechte, es hineingezogen in die Stadt und ſich nicht haben warnen laſſen durch das Waffen— 
geklirr der kanoniſchen Waffenrüſtung aus den Eingeweiden des Pferdes.“ 
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Nachdem jo die Atmofphäre vorbereitet war, flammte plößlid ein Blik auf, der die 
Lage grell beleuchtete und das kommende Unwetter mit unheimliche Deutlichfeit anfündigte: 
der Berliner Vöbel machte am 16. Auguft 1869 einen tumultuarifchen Angriff auf das Domi- 
nifanerflofter in Moabit. Berliner Proteftanten reichten wie auf Kommando Petitionen 
gegen die Ordenäniederlafjungen ein, und Profeſſor Gneift erftattete im Auftrage der Petitions⸗ 
kommiſſion einen Bericht, der die fommenden Maßregeln zur Knebelung der katholiſchen 
Kirche bereits anfündigte. Alle Bemühungen der Fatholifhen Abgeordneten, den Bericht 
noch dor dem Schluffe der Seffion zur Öffentlichen Verhandlung zu bringen, um den Katho- 
liken angefichts der fommenden Wahlen die auffteigende Gefahr zum Bewußtfein zu 

. bringen, jcheiterte an dem feften Willen der 
liberalen Mehrheit, die aus denjelben Gründen 
jede Beunruhigung der Katholifen im 
Lande vermeiden wollte. 

Dieſe Vorgänge machten auch) die vertrauens— 
jehgften Katholiken ftugig. Die durd) und durch 
firhenfeindliche und zu der riftlichen Weltan- 
Ihauung in unverjöhnlichem Gegenjaße jtehende 
Natur des Liberalismus war längit ſchon 
offenbar geworden. Aus den neueften Vorgängen 
mußte man erfennen, daß er nun, wo er zur 
Herrichaft gelangt war, feine Macht rücfichtslos 
auszunugen entjchloffen war und auch vor der 
Berfaffung nicht Halt machen werde. 

Sein Anfturm mußte in erfter Reihe der 
fatholijchen Kirche gelten, die als eine in fich ge— 
feftigte kraftvolle Organifation feinem innerften 
Weſen widerſprach und feinem zerftörenden Wirken 
den nachhaltigſten Widerftand entgegenfete. 

Dazu famen noch zwei andere beadhtenswerte 
Momente, ein politifches und ein joziales. 

£Sandesrat a. D. Alois Fritzen Das politiſche Streben des Liberalismus 

(geb. 19. Februar 1840). war auf die Schaffung eines Einheitzftaates 
Borfigender der Zentrumsfraktion von 1901 bi8 1903 unter Zertrümmerung und Aufſaugung der 
Im Abgeordnetenhaus. Mitglied des Deutichen biher ſelbſtändigen Staatsgebilde Deutſchlands 
Reichstags von 1881 bis 1887 und ſeit 1889, gerichtet. Diefer Einheitsſtaat hieß Preußen, 
deſſen Politik gemäß ſeiner Ueberlieferung der 
Förderung des Proteſtantismus gegolten hatte. Daher die jetzt auftauchende und 
immer wiederholte Redewendung vom „proteſtantiſchen Kaiſertum“. Dagegen lehnte 
ſich das Rechtsbewußtſein und das politiſche Empfinden des chriſtlich geſinnten Volksteiles auf, 
das die Erhaltung der zu Recht beſtehenden Einzelſtaaten und ihrer berechtigten Eigenart 
forderte. 

In den liberalen Fraktionen des Reichstages war man über die Idee des Einheitzftaates 
vollfommen einig. Löwe und Bennigjen verficherten dies Hohenlohe gegenüber jo entſchieden, 
daß dieſer (am 24. April 1870) jeftitellt: „Von Föderalismus will man nichts willen... Es 
handelt ſich um Krieg und Frieden. Wenn die Ultramontanen nicht wollen, müſſen ſie ſich 
auf den Krieg gefaßt machen. Man ſcheint ſich hier darauf vorzubereiten.“ 

Auf ſozialem Gebiet aber hatte der Liberalismus in der kurzen Zeit ſeiner Herrſchaft 
bereits ſeine unheilvollen Grundſätze in die Praxis überſetzt. Er hatte die wohltätigen Schranken, 
die bisher den Schwächeren gegen die wirtſchaftliche Uebermacht des vereinigten Großkapitals 
Schutz und Wehr geboten hatten, unnachſichtlich niedergeriſſen, und nun ſtand unheimlich drohend 
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das Gejpenjt der jozialen Frage vor der Tür. Auch diefe Entwicklung war auf jeiten 
der Katholiken mit wachjender Beforgnis erfannt worden. In Wort und Schrift hatten ihre 
Führer, Biſchof v. Ketteler voran, auf die Gefahr und die Mittel zur Abwehr hingewieſen. Da— 
gegen fuhr der Liberalismus fort, dem Großfapital freie Bahn zu eröffnen und der ſchranken— 
loſen Treiheit des allgemeinen Wettbewerbe das Wort zu reden, in dem der Stärfere den 
Schwächeren unter die Füße trat. 

Kurzum — e3 drohte unter der Herrſchaft des Liberalismus auf kirchenpolitiſchem, auf 
politiſchem und auf jozialem Gebiet ein Stück mittelalterlichen Fauſtrechtes wieder aufzuleben. 
Den Katholifen konnte es nicht zweifelhaft fein, wen zunächft der Kampf gelten würde. Und 
wer bis dahin noch gezweifelt hatte, dem hatten 
e3 die Berliner Vorgänge vom Auguft, der 
Moabiter Klofterjturm, mit aller wünſchens— 
werten Deutlichfeit vor Augen geführt. 

Den preußiſchen Katholifen machte ſich da- 
her zunächſt das Bedürfnis einer neuen, 
ftarfen, vom ganzen konſervativ-chriſtlichen Volke 
getragenen Partei fühlbar, die, auf hriftlicher 
Grundlage aufgebaut, den Kampf für die von 
den Zeitumftänden gebotenen politifhen und 
Tozialpolitifhen Forderungen aufnehmen würde. 
In Rheinland, Weitfalen, in Ermeland und in 
Schleſien lebte aud) das Andenfen an die alte 
Fraktion noch fort, die jo lange und ruhmreich 
für die Aufrechterhaltung und Durchführung der 
verfaffungsmäßigen Rechte des Volkes eingetreten 
war. Was lag näher, als daß aud) jet in dieſen 
politifch jo regjamen Landesteilen die erjten 
kräftigen Anläufe zur Bildung einer neuen Volks— 
partei genommen wurden? Nicht ala ob man 
von vornherein über alle einzelnen Forderungen 





eines umfafjenden volfstümlihen Programms Carl Sriedrih von Savigny 
in den leitenden Kreiſen ſich klar gemejen ſei; (geb. 19. Sept. 1814, geft. 11. Febr. 1875). 
vielmehr entwicelten fich dieſe Forderungen erft 


re R - , Vorfigender dergentrumsfraktion von 1870bi3 1875 
allmählich und gewiſſermaßen organiſch zu einem im Abgeordnetenhaus, 1871 bis 1875 im Reichstag. 


beftimmten Programm, wie dies aus der ejchichte 
der Wahlbewegung recht anfchaulich hervorgeht. 

Im Herbſt 1870 jollten die Neuwahlen zum Preußiſchen Abgeordnetenhauje 
vorgenommen werden. Am 11. Juni 1870 veröffentlichte num die Kölniſche Volkszeitung ') an 
feitender Stelle einen Artikel aus der Feder des Obertribunalsrates Dr. Beter Reichens— 
perger, der mit Recht als der erſte Anftoß zur Gründung der heutigen Zentrumßfraftion 
angejehen wird. Der gewiegte Parlamentarier wies darin auf den Ernjt der Lage hin und 
betonte die Notwendigkeit der Aufftellung beftimmter Wahlprogramme. Meiterhin be= 
zeichnete er eine Neihe von Kardinalpunften, die in einer Beſprechung katholiſcher Männer 
aus den verfchiedenen Teilen des Landes als beſonders wichtig feſtgeſetzt worden feien, nämlid): 

1. Unverjehrte Aufrechterhaltung der durch die preußifhe Verfafjungsurfunde gemähr- 

leifteten Selbftändigfeit der Kirche in Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, ins— 
bejondere auch Hinfichtlich der Bildung und Entwicklung kirchlicher Geſellſchaften. 


1) Dieje denkwürdige Nummer tft als Beilage in Faffimile verkleinert wiedergegeben in der erſten 
Auflage von Hüsgen, Windthorft, Köln 1907, ©. 80. 
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2. Abwehrung alfer gegen den fonfefjionellen Charakter des Bolfsunterrichtes gerichteten. 
Beitrebungen und Angriffe zur Sicherung des heiligften Rechts der KHriftlihen Familie 
jowie endliche Verwirflichung der verfaffungsmäßig verheißenen Unterrihtsfreiheit. 

3. Bewahrung des im Bundeövertrag und in der Bundesverfaffung feitgeftellten föderativen 
Charakters des Norddeutjchen Bundes gegenüber allen auf Einführung eines zentralifierten 
Einheitsftaates gerichteten, mit der wahren Freiheit und der eigenartigen Entwicklung des 
großen deutſchen Vaterlandes unverträglichen Parteibeftrebungen. 

4. Dezentralifation der Verwaltung und Verwirklichung der Selbftverwaltung des Volkes. 
in Gemeinde, Kreis und Provinz. 

5. Ermäßigung der finanziellen Belaftung des Landes, insbejondere durch Verminderung der Aus— 
gaben für das Militärmejen, ſowie Beſchränkung der aktiven Dienstzeit bei der Urmee. 

63 war natürlich, daß Peter Neichensperger 
ſich zunächſt auf die Hauptpunfte bejchränfte, die 
er mit feinen politiichen Freunden in jahrzehnte- 
langem Kampfe verteidigt hatte. 

Die Anregung Reichenspergers fand in der 
Bevölferung volles Verjtändnis. Namentlich in 
Rheinland und Weitfalen ging man mit Eifer an 
die Vorbereitung der fommenden Wahlen. Dort 
hatte fich in den legten Jahren bereits eine ftarfe 
politische Bewegung geltend gemacht. Insbeſondere 
waren es die immer drohender fich gejtaltenden 
ſozialen Verhältniffe, denen die führenden 
Männer ihre Aufmerfjamfeit und Sorge zu— 
wandten. 

Seit dem Jahr 1868 pflegten die fatho= 
liijhen Vereine von Rheinland und 
Weſtfalen fih alljährlich zu einer Verſamm— 
lung zufammenzufinden, um über jchwebende 
politijde Fragen und Aufgaben Beratung zu 
pflegen. Die erjte wurde in Dortmund, die 
zweite in Krefeld, die dritte am 29. Juni 1870 
in Eſſen abgehalten. 





Alfred Graf von Hompefch Angefichts der politiſchen Lage und der fozialen 
(geb. 16. Sept. 1826, geit. 21. Jar. 1909). Probleme, die ihrer Löſung entgegenharrten, 
Vorfigender der Zentrumsfraktion bon weckte die Eſſener Verſammlung ein noch 
1893 bis 1909 im Reichstag. größeres Intereſſe als ihre Vorgängerinnen. 


Erzbiſchof Paulus Melchers von Köln 

ſandte von Rom aus, wo er auf dem Vatika— 
niſchen Konzil!) weilte, an das vorbereitende Komitee ein Schreiben, in weldhen er 
ganz im Sinne der Neichenspergerfehen Anregung auf die Gefahren der Zeit, die Bedrohung 
des Verhältniſſes der Schule zur Kirche, der geiftlichen Orden ufw. hinwies. Das Schreiben 
ihloß mit dem Satze: 


„Möge die Generalverfammlung dazu dienen, dem Geifte der Lüge und ver Verneinung entgegen= 
zuwirken und eben dadurch auch diejenigen Gefichtspunfte klarzuſtellen, welche bei den bevorſtehenden 
Wahlen ins Auge zu faſſen fein werden, damit die für Staat und Kirche jo wichtigen und foftbaren 
Grundfäge unferer Landesverfaffung unverjehrt aufrechterhalten bleiben.“ 


') Am 18. Juli 1870 wurde in Rom das Unfehlbarkeitspogma erklärt. Tags nachher erfolgte 
die Kriegserflärung Frankreichs an Preußen. 
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Die Verhandlungen in Ejjen fanden unter der Leitung des Abgeordneten Fritz Baudri 
aus Köln ftatt. In den Beiprehungen nahmen die jozialen Verhältniſſe einen breiten Raum 
ein. Das entſprach einer von der Generalverfammlung der fatholifchen Vereine zu Düſſeldorf 1869 
gegebenen Anregung. Dort hatte der Vertreter der Stadt Düfjeldorf, der Erſte Beigeordnete 
(dei nahmalige Landesrat und Zentrumsabgeordnete) Fritzen in feiner Begrüßungsrede 
rühmend hervorheben dürfen, daß Fragen zur Verhandlung fommen würden, welche „die geijtige 
und materielle Hebung der Bevölkerung, namentlich der Arbeiterbevölferung, bezwedten“. Und 
im Laufe der Verhandlungen waren Anträge angenommen worden, die einen erhöhten Arbeiter= 
Ihuß, Verkürzung der Arbeitszeit, Ver- 
bot der Kinderarbeit und Beihränfung 
der Frauenarbeit in den Yabrifen zum 
Gegenstande hatten. 

Dieſe Fragen bejchäftigten nun aud) 
die Efjener Berfammlung. Man einigte 
fich auf folgendes Wahlprogramm: 

1. Unverjehrte Aufrehterhaltung der 
durch die preußische Verfaffungsurfunde 
gemährleifteten Selbftändigfeit der Kirche 
in Ordnung und Verwaltung ihrer An— 
gelegenheiten, insbejondere auch) Hinficht- 
lich der Bildung und Entwicklung kirch— 
licher Geſellſchaften. 

2. Abwehrung aller gegen den konfeſſio— 
nellen Charakter des Volksunterrichtes 
gerichteten Beftrebungen und Angriffe zur 
Sicherung des heiligften Rechtes der 
Hriftlichen Familie jowie endliche Ver— 
wirklihung der verfaffungsmäßig ver— 
heißenen Unterrichtsfreiheit. 

3. Feithaltung an dem chriftlichen 
Charakter der Ehe als dem feſten und 
unter jeder Bedingung aufrechtzuhalten- 
den Fundamente der Yamilie. 

4. Bewahrung des im Bundesvertrag 
und in der Bundesverfaffung feitgeftellten 
föderativen Charakters des Norddeutſchen 
Bundes gegenüber allen auf Einführung 
eine zentralifierten Einheitsftaates ges 





Friedrich Baudri 
(geb. 1808, geft. am 5. Oftober 1874 zu Köln). 


richteten, mit der wahren Freiheit und Blasmaler. Gründer des Organs für chriſtl. Kunft. 
der eigenartigen Entwidlung des großen 1871 Mitglied des Reichſtages und Abgeordnetenhaufes. 
deutichen Vaterlandes unverträglichen 

Barteibejtrebungen. 


5. Dezentralijation der Verwaltung und PVerwirflihung der Selbftverwaltung des Volkes in 
Gemeinde, Kreis und Provinz. 

6. Ermäßigung der finanziellen Belaftung de8 Landes, insbejondere durch Verminderung der Aus 
gaben für das Militärwejen ſowie dur) Verteilung der Steuern nad) den Grundjägen der Gerech⸗ 
tigfeit und Billigkeit, namentlich in Hinſicht auf die Ueberbürdung des Arbeiters. 

7. Beſeitigung der ſozialen Mißſtände und Förderung aller Intereſſen des Arbeiterſtandes durch 
eine geſunde chriſtliche Geſetzgebung. 

Dieſes Programm hatte von den Reichenspergerſchen Aufſtellungen die Forderung einer 
Einſchränkung der militäriſchen Dienſtzeit weggelaſſen. Dagegen hatte es nach der ſozial⸗ 
politiſchen Seite hin eine weſentliche und zeitgemäße Bereicherung erfahren, indem es die 
Forderung einer geſunden chriſtlichen Sozialgeſetzgebung aufſtellte. 
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Noch Harer und ſchärfer nahm diefen Gedanken das Programm der Weitfälifchen Katho- 
Yifen auf. Am 28. Oftober 1870 tagte nämlich in Soeſt zwecks Vorbereitung der nahe be— 
vorftehenden Wahlen eine Verfammlung der Weftfälifhen Katholifen. Zwifchen diefem Tag 
und dem 29. Juni, der Eſſener Verfammlung, lag die Niederwerfung des franzöſiſchen 
Kaiferreiches durch die blutigen Siege der deutſchen Heere in Franfreih. Die Hoffnung 
auf dauernde Vereinigung de3 deutjchen Südens mit dem Norden harrte der Verwirklichung, 
und die Frage der fünftigen Geftaltung des 
Deutſchen Reiches lag auf allen Lippen. Daran 
fonnte angeſichts der Berhältnifje auch ein Wahl- 
programm nicht mehr teilnahmslos vorbeigehen. 
Die Verfammlung nahm einmütig den von der 
Hand Dr. Hülsfamps nad Aufzeihnungen 
v. Mallindrodts und v. Schorlemers redigierten 
Entwurf eines Wahlprogramms an. Diejer 
ftellte fich bereitwillig auf den Boden de3 Ejjener 
Programms, gab aber dejjen allgemein gehaltenen 
Sätze über die Sozialpolitif einen bejtimmt for= 
mulierten Inhalt und fügte den durch die Ent- 
widlung der Dinge gebotenen Gedanken der 
Einheit des deutſchen Vaterlandes in füderativer 
Ausgejtaltung des Bundesjtaates Hinzu. Der 
Wortlaut war folgender: 


Für Wahrheit, Recht und Freiheit! 


1. Erhaltung der verfaflungsmäßig anerfannten 
Selbjtändigfeit und Rechte der Kirche. Abwehr jedes 
Angriffs auf die Unabhängigkeit der kirchlichen Organe, 


VPE auf die Entwidlung des religiöjen Lebens und die Ent— 
N chriſtlicher Liebestätigkeit. 


2. Tatſächliche Durchführung der Parität der an— 





Prälat Dr. Fran lfm erfannten Neligionsbefenntnifje. 
. $ 3 — 3. Abweiſung jedes Verſuchs zur Entchriſtlichung 
in Münſter i. W. ber Ehe 
(geb. 1833, gejt. 10. April 1911). 4. Konfeſſionelle Schulen. 
Verfaſſer des Goefter Wahlprogramına dom 28. 5. Für das ganze deutjche Vaterland ein Bundes- 
Oktober 1870, Herausgeber des Liter. Handweijers ftaat, der im Notwendigen die Einheit jchafft in allem 


1875 bis 1 rä i dei. ae R 
a ec ln u übrigen aber die Unabhängigkeit und freie Selbſt— 


beftimmung der Bundesländer ſowie deren verfaffungs- 
mäßigen Nechte unangetaftet läßt. 

6. Dezentralifation der Verwaltung auf Grundlage der Selbfländigfeit der politischen Korpora- 
tionen in Gemeinde, Kreis und Provinz. 

7. Möglichite Beichränfung der Staatsausgaben und damit der Steuern und Laften jowie deren 
gleihmäßige und gerechte Verteilung. 

8. Ausgleihung der Intereffen von Kapital und Grundbeſitz jowie von Kapital und Grundbefit 
einerſeits und der Arbeit anderjeits durd Erhaltung und Förderung eines Fräftigen Mittelftandes in 
einem jelbjtändigen Bürger: und Bauernftande. 

9. Freiheit für alle den gefeglichen Boden nicht verlaffenden Bemühungen zur Löſung der jozialen 
Aufgaben. Geſetzliche Beſeitigung ſolcher Uebelftände, welche den Arbeiter mit moraliſchem oder körper— 
lichem Ruin bevrohen. 

Soeft, ven 28. Oftober 1870. 


Alterauge, Pfarrer. Amecke, Landwirt. 
Alterauge, Vikar. Bartiher, Seminar-Regens, Paderborn. 
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Beder, Gymnafial-Oberlehrer in Brilon. 
Beckmann, Rentmeifter in Craſſenſtein. 

Boeddifer, Pfarrer. 

Bolzau, Bilar. - 

Breufer, Bauer in Kircchhellen. 

Brieden, Rektor. 

Cremer, Poſthalter in Lüdinghaufen. 

Eruje, Pfarrer. 

Eickenſcheidt, Gutsbefiger in Xeithe bei 
Wattenſcheid. 

Ellinghaus, Gutsbeſitzer in Ebbelich bei 
Recklinghauſen. 

Evers, Pfarrer. 

Vahrenhorft, Kaplan. 

Fiſcher, Rechtsanwalt in Paderborn. 

Geißler, Domänenrat in Ermitte. 

Gronheid, Kaplan in Münfter. 

YA. Heijing, Kaufmann in Paderborn. 

Hellhafe, Vikar. 

Hüffer, Kreiögerichtsrat in Paderborn. 

Dr. Hülsfamp, Präjes und Redakteur 
in Münfter. 


Wilderih Frh.von Ketteler auf Thüle. 


Alb. Kligge in Paderborn. 
Graf Landsberg dv. Velen u. Gemen. 
Freiherr von Ledebur- Wideln. 


Leifert, Pfarrer in Oftinghaufen. 

Luigs, Kaplan in Soeft. 

von Mallindrodt auf Bödeden. 

Meyenberg, Pfarrer. 

Möller, Pfarrer in Dieftedde. 

Nübel, Propft in Soeft. 

Pahl, Appellationsgerichtsr., Paderborn. 

Pieper, Landdehant in Nordwalde. 

Aug. Graf Plettenberg: Lehnhaufen auf 
Hoveſtadt. 

Pöpperling, Pfarrdechant in Wiedenbrück. 

Reſſemann, Gutsbeſ. auf Reſſe b. Buer. 

Freiherr von Schorlemer-Alſt. 

Freiherr von Schorlemer-Lippſtadt. 

Freiherr von Schorlemer-Overhagen. 

Schräder, Vikar in Ahlen. 

Schulte, Lehrer. 

Schulte Sienbeck, Gutsbeſitzer in Ebbelich 
bei Recklinghauſen. 

Steinbicker, Kaufmann in Münſter. 

Umberg, Bauer in Kirchhellen. 

Uphues, Kaplan in Herzfeld. 

Bahrenhorft, Pfarrer in Bocholt. 

Vrede, Fabrifant in Nordwalde. 

Zumhorſt, Kaufmann in Holthaujen. 


Diefes ſog. Soeſter Programm — beſchloſſen am Tage nad) der Uebergabe von 


Me — ſollte nun die Richtlinie für die Gejtaltung der fünftigen Zentrumäpolitif werden. 
Auch der dem Programm vorgejeßte Wahljprud: „Für Wahrheit, Recht und Freiheit“ 
wurde von der Zentrumäafraftion übernommen. ') 

Im Nheinlande blieb man nicht müßig. In die Wahlkreiſe am Rhein und im Ber- 
gifchen Lande wurde ein Flugblatt verfandt unter der Ueberſchrift: „Das Wahl-Komitee des 
Borortes Eſſen an die Katholifen Rheinlands und Weitfalens, insbeſondere an die fatho- 
liſchen Vereine. Durch Wahrheit zum Licht!“ In demjelben wird auf die Berfammlungen 
in Eſſen und Soeſt hingewiefen und die Notwendigkeit einheitlicher Organifierung der Tatho- 
liſchen Bewegung betont. Näch Mitteilung der feſtgeſetzten Programmpunfte ſchließt das 
Flugblatt mit dem Zuruf: 

„Katholiken ſeid einig! Für Recht, Freiheit und Religion!“ 
Der Ruf fand in den katholiſchen Landesteilen begeijterten MWiderhal. Am 9. November 
1870 fanden die Urwahlen, am 16. November bie Abgeordnetenwahlen ftatt. Das Ergebnis 


war über Erwarten günftig. 52 Abgeordnete waren gewählt, die ſich auf dieſes oder ein 
ähnliches Programm verpflichtet hatten. 





1) Diefer Wahljpruh wurde jpäter in veränderter Neihenfolge der Worte „Für Wahrheit, 
Freiheit und Recht!" ganz allgemein in der Zentrumspartei gebräuchlihd. Er ift übrigens ſchon 
älteren Datums. H. Heidhues wies in einem Aufſatze der Kölnischen Volkszeitung Nr. 896 vom 
39, Oktober 1905 nad, daß der Wahlſpruch ſchon im Jahre 1848 geprägt worden ift, und zwar hatte 
ihn der Katholiſche Verein zu Münſter als Wahlparole für die am 1. Mai 1848 zu tätigenden Ur: 
wahlen ausgegeben. Bemerkenswert ift, daß an den Wahlvorkereitungen jenes Vereins Windthorfts 
Onfel, Zuftizlommiffar Eduard Windthorft, teilnahm, der damals aud für den Kreis Steinfurt ein 
Mandat erhielt. 


Hüsgen, Windthorit. 6 
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Schwieriger ſchien es nun, diefe Männer zum engen Zuſammenſchluß in eine Fraktion 
zu bringen. „Wir werden in der neuen Fraktion jedenfalls verdammt heterogene Elemente 
zufammenfinden,“ jchrieb Peter Neichensperger am 27. November beforgt aus Berlin. 


Die in Berlin wohnenden neugemwählten Abgeordneten, Obertribunalgrat Peter 
Reihensperger, Wirkt. Geheimer Rat v. Savigny und Legationgrat v. Kehler, hatten 
es unternommen, die auf das Soeiter 
Programm hin gewählten Abgeordneten 
zwecks Gründung einer neuen Partei 
zufammenzuberufen. Sie erließen an 
diefe unter dem 11. Dezember 1870 
eine Einladung, welche fie aufforderte, 
einen Tag früher in Berlin einzutreffen 
und an einer Vorbeſprechung am Diens- 
tag. den 13. und Mittwoch, den 14. De— 
zember, abends 7*/e Uhr im Englifchen 
Haufe, Mohrenftraße 49, teilzunehmen. 
Auf denfelben 13. Dezember hatte Herr 
v. Savigny die führenden Köpfe zu ei= 
nem Diner eingeladen, bei welchem die 
abends zu bewerfitelligende Gründung 
einer neuen Bartei natürlich lebhaft be= 
ſprochen wurde. Die Meinungen waren 
jehr nerjchieden. Vor einer „Katho-= 
liſchen Fraktion“ warnten nament- 
Yid) die erfahrenen Parlamentarier, die 
mit diefem Namen bereits früher recht 
unangenehme Erfahrungen gemacht 
hatten. Nach ausgiebiger Debatte ge= 
Yangte man jhließlic zu einem be= 
ftimmten Ergebnis. Windthorit hatte 
ſich in Begleitung de3 zur freifonferva= 
A / tiven Partei zählenden Domkapitulars 

DL Dr. Küntzer bereit3 nad) Haufe be= 

REIHE lee geben, al3 die Zurücgebliebenen ſich 

dahin einigten, daß eine politiſche 

Dr. Burghard Freiherr von Schorlemer-Alft Fraktion chriſtlich-konſervativer 
(geb. 1825, geſt. 17. März 1895 zu Münſter). Richtung zu begründen fei. 





zaua be — Abgeordnetenhauſes für Münſter-Coesfeld Abends um 71/2 Uhr begann dann 

Reichstags ie ——— tn, die ——— an Daule 

ee an 

A ſolger Karl Friedrich v. Savigı eingefunden. n erſten der für 

18783 - 1890. Gründer a des Weſtfäliſchen die Beratung angeſetzten Tage, am 

Dienstag, den 13. Dezember, wurde 

die Gründung vollzogen und das 

Programm feſtgeſtellt. v. Savigny und Auguft Reihensperger waren mit der 

Aufgabe betraut gewejen, Vorfchläge zur Benennung der neuen Fraktion zu machen. Ihr 

Vorjhlag ging dahin, ihr den Namen „Zentrumsfraftion (Verfaffungspartei)“ beizu- 

legen. Dieſer Vorſchlag wurde angenommen. Mallindrodt hätte zwar den Namen „Katho- 
liſche Volkspartei” oder „Konfervative Volkspartei” Tieber gejehen. 
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ALS beſondere Aufgabe der Fraftion wurde es bezeichnet: „für Aufrechterhaltung und. 
organijche Fortbildung des verfaffungsmäßigen Rechtes im allgemeinen und insbejondere für 
die Sreiheit und Selbftändigfeit der Kirche und ihrer Inftitutionen einzutreten. Die Mit: 
glieder juchen diefer Aufgabe auf dem Wege freier Verftändigung zu entſprechen und fol 
die Freiheit des Einzelnen in bezug auf feine Abjtimmungen feine Beeinträchtigung erfahren.” 

Mallindrodt ftellte das Pro- 
gramm in der ihm eigenen marfigen Weiſe 
am 31. Januar 1872 im Abgeordnetenhaufe 
gegenüber den tendenziöjen Angriffen der 
Gegner klar mit den Worten: 

„Das ganze Programm dreht fi um 
drei Punkte. Der erfte Bunt ift die Betonung 
des ftrengen Standpunftes des pofitiven und 
hiſtoriſchen Nechtes. .... Der zweite ift das 
Prinzip der religiöfen Freiheit, der Freiheit für 
alle Befenntniffe, und wir fünnen uns darauf 
berufen, daß wir in vollftändiger Entſchiedenheit 
wie für unjer eigenes Bekenntnis hier im Haufe 
und in unjerer jonftigen politiſchen Tätigkeit 
auch für andere Befenntniffe eingetreten find. 
Wir treten mit derjelben Entſchiedenheit für die 
Freiheit und Selbftändigfeit der evangeliſchen 
Kirche ein wie für unjere eigene (Oho! Oho! 
lin), und wir haben die Rechte der Juden 
und der Difjidenten, ſoweit es fic) um freie 
Bewegung von ihrem Standpunkt aus handelte, 
verteidigt und geſchützt. (Widerjpruch links. Zur 
Rinfen gewandt.) Widerlegen Sie mich, und 
wenn Sie mich nicht widerlegen fönnen, dann 
räumen Sie ung ein, daß wir wiſſen, mas 
Parität ift. (Bravo! im Zentrum und rechts.) 
Der dritte Punkt ift das Prinzip der Föderation 





im Gegenjat zu dem Prinzip der Zentralijation, Appellationsgerichtsrat 

im Gegenfag zu den Tendenzen des Unitariss Dr. Auguſt Reichensperger 

mus.” (geb. 1808 in Koblenz, geit. 16. Juli 1895 in Cöln). 
Man wird zugeben müſſen, daß das Mitglied des Preuß. Abgeordnetenhauies von 1850—1863; 


1 , jeit 1870 für Koblenz-St. Goar, jeit 1879 für Stadt Cöln. 
Programm aud nicht den leiſeſten Mitglied des Deutjchen Reichstags für Krefeld 1871-1884. 


Anflug einer fonfeffionellen Deffentliche Feier der goldenen — Cöln im großen 
ärbung trug. ES enthielt nichts, Gürzenichlaafe 8. Mai 1892. 

“ nicht auch ein gläubiger Proteftant Rn 

ohne Befinnen Hätte unterjchreiben können. 

Am allerwenigjten ließ fi ihm der Vorwurf machen, daß es „die Theologie in den Parla— 

mentsfaal trage und fie zum Gegenftande der Tribünendisfuffion made”. Es enthielt lediglich) 

politifche Forderungen und zwar ſolche, wie fie durch die Zeitumftände geboten erjchienen. 
Ahtundvierzig Abgeordnete traten durch Namensunterfchrift der Fraktion bei; noch in 

derjelben Legislaturperiode folgten ſechs weitere Mitglieder nach, unter ihnen auch MWindthorft. 
MWindthorft war an der Gründung der Fraktion nicht direft beteiligt. So 

ſehr er angefichts der Lage von ihrer Notwendigkeit überzeugt war, hielt er es nicht für ans 

gebracht, ſelbſt mittätig zu fein. Auch nad) der vollzogenen Gründung blieb er fern, um 

nicht die neue Partei durch feinen Beitritt mit dem DVerdachte der Begünftigung „welfifcher 

Beſtrebungen“ zu belaften, mit dem man ihn nun ſchon jeit drei Jahren unausgeſetzt verfolgt 

Hatte. Diefe Zurüdhaltung war nicht unbemerkt geblieben. Am 16. Dezember 1870 
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widmete die Berliner Tribüne der neuen Fraktion einen mit heftigen Angriffen geſpickten Artikel. 
In demjelben hieß es u. a.: 

„Man ift übrigens gejpannt, ob der alte Windthorft, der ganz der Mann dazu iſt, 
dieſe Sorte von Patrioten zu führen, in die neue Fraktion eintreten oder nad) wie vor feine 
»eigene Fraftion« bilden wird.“ 

Erſt als eine Anzahl der angefehenjten Mitglieder der Partei ein gemeinjames Schreiben 
an ihn richteten, worin fie feine Bedenken mwiderlegten und ihn zum Beitritt aufforderten, 
verftand er fi zu diefem Schritte. Um jedoch für feinerlei Zweifel und Beunruhigung 
Raum zu laſſen, gab er glei) anfangs vor der Fraktion die Erklärung ab, daß er die ge= 
gebenen politischen Verhältniſſe anerkenne. 

Die neue Fraktion hielt es für ihre erfte Pflicht, die Aufmerkſamkeit des deutſchen Volkes 
auf die bevorftehenden Reichstagswahlen binzufenfen. Am 11. Januar 1871 erließ fie den 
von Auguft Neichensperger verfaßten erften Wahlaufruf für die Wahlen zum Reichstage, 
der in furzen Säben das Programm der Fraktion zum Ausdrud brachte und die Wähler 
ermahnte, „baldmöglichit in den verjchiedenen Wahlfreijen ſich ſolcher Männer zu verjichern, 
welche demnächſt ihrerjeitS im engen Anſchluſſe aneinander als parlamentarifhe Partei den 
gedachten Beltrebungen Ausdruf und praktiſche Folge zu geben willens find.” Unter dem 
Aufruf ftand neben den Namen v. Savigny und P. Reichensperger aud) der Name des 
Staatsminifters a. D. Dr. Windthorjt- Meppen. 

Das katholiſche Deutſchland antwortete auf diefen Aufruf mit 718248 Stimmen. Bei 
den Reichstagswahlen am 3. März wurden 61 Abgeordnete gewählt, die ſich am Tage der 
Reichstagseröffnung, am 21. März, zur Zentrumsfraftion des Reichstlages zu- 
ſammenſchloſſen. 


Die neue Fraktion erließ ſodann folgendes Programm: 


Programm der Fraktion des Zentrums. 
Justitia fundamentum regnorum. 

Die Zentrumsfraktion des Deutſchen Neichstages hat folgende Grundſätze für ihre Tätigkeit auf— 
geitellt : 

1. Der Grundeharafter des Neiches als eines Bundesſtaates joll gewahrt, demgemäß den Bes 
ftrebungen, welche auf eine Aenderung des füderativen Charakters der Reichsverfafjung abzielen, entgegen= 
gewirkt und von der Selbftbeftimmung der einzelnen Staaten in allen inneren Angelegenheiten nicht mehr 
geopfert werden, als das Intereſſe des Ganzen e3 unabweislich fordert. 

3. Das moralifhe und materielle Wohl aller Volksklaſſen ift nach Kräften zu fördern; für die 
bürgerliche und religiöfe Freiheit aller Angehörigen des Reiches ift die verfafjungsmäßige Feſtſtellung 
von Garantien zu erftreben und. insbejondere das Necht der Neligionsgejellihaften gegen Eingriffe der 
Geſetzgebung zu ſchützen. 

3. Die Fraktion verhandelt und beſchließt nach dieſen Grundſätzen über alle in dem Reichstage 
zur Beratung kommenden Gegenſtände, ohne daß übrigens den einzelnen Mitgliedern der Fraktion ver— 
wehrt wäre, im Reichstag ihre Stimmen abweichend von dem Fraktionsbeſchluſſe abzugeben. 


Berlin, im Frühjahr 1871. 


Der Vorstand der Fraktion des Zentrums: 


v. Savigny. Dr. Windthorft (Meppen). v. Mallindrodt. Probft. 
P. Neihensperger (Olpe). Karl Fürft zu Löwenſtein. Freytag. 


Neuerdings ift in Parteiſchriften die Unterftellung beliebt, das Zentrum jei lediglich 
das Refultat parteipoliticher Beftrebungen einzelner oder einer Mehrzahl gleichgejtimmter 
Parlamentarier gewefen. Demgegenüber fann nicht ſcharf genug betont werden, daß Die 
Bildung der Zentrumspartei von den Wählern im Lande, vom fatholijhen Volke 
unmittelbar ausgegangen ift. Die Traftionsbildung war nur der jelbitverjtändliche 
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Schlußakt des Schaufpiels, bei dem das ganze Fatholifche Volk mitgewirkt hat und deſſen 
einzelne Afte jich in natürlicher Folgerichtigfeit aus der Lage entwidelt haben. Die Zen— 
trumspartei im Lande war längft vorhanden und als eine gejchlojfene Partei in das 
politifche Leben eingetreten, al3 die Zentrumsfraftionen der beiden parlamentarifchen 
Körperſchaften ſich als ihre Yegitimen Vertreterinnen fonflituierten. 

Hier und da begegnet man aud) ⸗ 
der Behauptung, die ja ſeinerzeit auch 
im Parlament Ausdruck fand, Windt- 
borit jei der Mann geweſen, der die 
übrigen Mitglieder wie um einen 
Kriftallijationspunft angezogen und 
zu einem Traftionagebilde organifiert 
babe. Er hat dem jelbft in der nach— 
drüdlichiten Weife, am 22. April 1871, 
im Reichstag widerſprochen: 

„Ich bin der Zentrumspartet, nach— 
dem ich vier Jahre beobadhtend hier war, 
deshalb beigetreten, weil ih in ihr mehr 
al in den anderen Fraktionen — nad 
meiner jubjeftiven, vielleicht irrigen An— 
Ihauung — das Prinzip vertreten jah, 
daß das Recht und die Moral aud in 
öffentlihen Dingen gelte. Ich bin gar 
nicht zweifelhaft, daß alle Fraktionen gewiß 
geneigt find, dieſes Prinzip zur Geltung zu 
bringen. Es ift mir nur vorgefommen, daß 
es von denjelben nicht mit der Deutlichkeit 
geſchah, wie ich es für notwendig erachtete, 
und darum habe ich geglaubt, e3 jei nötig, 
eine Fraftion zu bilden, die dieſes Prinzip 
recht Klar und beſtimmt zum Ausdrud bringt. 
Ich bin ferner ihr beigetreten, weil ich, meiner 
inneren Natur nad) fonjervatid, fand, daß die 
Vraftion, der ich am liebſten beigetreten wäre, 
die fonjervative Fraktion, wie fie fich nennt, 
nicht mehr fonfervativ iſt.“ 

Gleichwohl verfuchte der Reichs— 





kanzler, wie deſſen unbedingte Gefolg- Karl Fürſt zu Löwenftein. 

i rlament und in der Preſſe, Mitunterzeichner des erſten „Programms der Fraktion des 
ſchaft * N Zentrums" vom „Frühjahr 1871". 
die Zentrumsfraktion wiederholt als Ständiger Kommiſſar der Generalverſammlungen der Katholiken 
eine Windthorſtſche Schöpfung zu „wel- Deutſchlands don 1872—1898. 


Seit 4. Auguſt 1908 ala P. Raymundus O.Pr.im Dominilaner- 


fiſchen“ oder anderen eigenſüchtigen kloſter Trans Cedron zu Venlo. 


Zweden zu verdächtigen. Windthorjt 

jah fich infolgedeffen verjchiedene Male 

. veranlaßt, ausdrücklich dagegen Proteft einzulegen. U. a. erflärte er am 10. Dezember 1873 
im Abgeordnetenhaufe: 

„Die Herren waren zur Sentrumsfraftion bereits zujammengetreten, als ih noch eine Fraktion 
für mid) allein bildete; diefelben haben mich exit jpäter eingeladen. Ich habe die Fraftion gar nicht ge— 
bildet, wie immer gejagt wird und wie ich um jo lieber hier fonftatiere, weil mir daraus ein Vorwurf 
gemacht wird.“ 

Ebenfo ftellte er fpäter, am 27. Juni 1876, dem Abgeordneten Lasfer gegen- 
über feit: 
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„Dann muß ich bemerken, daß ich niemals die Zentrumsfraftion gebildet habe. Als fie Eonftituiert 
war, hat die Fraktion mich freundlich erſucht, beizutreten, und ich freue mid, daß ich der Einladung 
gefolgt bin." 

Dem leitenden Staatsmann in Preußen und im Reiche fam die Bildung der neuen 
Fraktion überaus ungelegen. Er jah ſich plößfid einer Armee gegenüber, deren Macht cr 
feineswegs ‚gering anſchlug, deren Abfichten er aber nicht richtig begriff. Er argmwöhnte, daß 
fie ihm bei der Feftigung und dem Ausbau des neugegründeten Neiches Schmierigfeiten 
machen würde. Es verdroß ihn, feinen alten Rivalen v. Savigny, mit dem er früher eng 
befreundet, aber jeit Jahren ſchon gänzlich) 
zerfallen war, in den Reihen der neuen 
Partei zu jehen. Am unangenehmften aber 
war ihm der Beitritt Windthorſts, 
deſſen Wert und Einfluß als Parteiführer 
er jehr wohl zu ſchätzen wußte. Jetzt er— 
ſchien er ihm um fo gefährlicher, als er 
eine jo ftattliche und erlefene Schar poli- 
tiſch und parlamentarijch gefhulter Männer 
um ihn vereinigt Jah. 

Getreu feiner oft erprobten Taftif, 
den Gegner dadurd ins Unrecht zu jehen, 
daß er ihn als den frivolen Angreifer er— 
ſcheinen ließ, ftellte er die Bildung der 
Zentrumzsfraftion als „eine Mobilmachung 
gegen den Staat“ dar, gegen die der Staat 
fi) notgedrungen zu wehren habe. Fürſt 
Bismard fand es jeltfam, daß es zwei 
Söhne evangelijher Väter waren: Sa— 
vigny und Mallindrodt, welche die neue 
Barteibildung beeinflußt hatten. Es ſchien 
ihm nicht Schwer, durch eine jeiner diplo— 
matiſchen Minen, die er jo meijterhaft 
zu legen wußte, die Fraktion in die Luft 
zu jprengen. 

In Rom wußte man, daß er ver— 
ſtimmt war, und er durfte annehmen, 
daß man dort jede Gelegenheit gern er= 
greifen würde, ihm gefällig zu fein. Der 
Erzbiſchof von Bofen, Graf Ledochowski, 
war nämlich während des franzöſiſchen 
Krieges ins deutſche Hauptquartier beſchieden worden, um die Mitteilung entgegenzunehmen, 
Deutſchland werde ſich für die Erhaltung des Kirchenſtaates intereſſieren, wenn es 
gelinge, von Rom aus auf die franzöſiſchen Biſchöfe einzuwirken, damit dieſe im Intereſſe 
des baldigen Friedensſchluſſes bei der franzöſiſchen Regierung ihren Einfluß geltend machen 
möchten. Dieſe Einwirkung mißlang, und nun hatte man auch deutſcherſeits von einer 
weiteren Behandlung der römifchen Frage abgefehen. 


Um jo mehr neigte jet Bismard zu der Annahme, in Rom werde er für jeine Pläne 
gegenüber der neuen Partei, wenn nicht bereite Hilfe, jo dod) fein Hindernis finden. Schon 
im Mai 1871, gleich nach dem erſten Auftreten der Zentrumsfraftion im Reichstage, ließ er 
durch den jchlefiihen Grafen Fred Frankenberg die Mitteilung verbreiten, der Kardinal— 
Staatsjefretär Antonelli habe dem deutſchen Geſchäftsträger, Grafen Taufffirchen, offiziell 





Rardinal Miecislaus Graf Ledohowsti, 
Erzbiſchof von Poſen-Gneſen von 1865 —1875, 
Kurien-Kardinal 1875—1902 
(geboren 1822, geftorben 22. Juli 1902). 


N 
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verfichert, die Haltung der Zentrumsfraktion werde vom Papfte nicht gebilligt. Er gab 
an, die Erflärung im Wortlaut zu befißen und bemerkte weiter, fie jei durch Aeußerungen 
von Vertretern anderer Mächte betätigt, und er habe jelbjt zu diefer Erklärung die Veran— 
lajjung gegeben, indem er die Gejandtihaft des Deutjchen Reiches beauftragt habe, ſich zu 
überzeugen, ob die Haltung der Zentrumsfraftion den Abfichten St. Heiligkeit entipreche. 

Sofort wandte ſich Biſchof v. Ketteler nah Rom mit der Bitie um Auskunft über 
dieje ſeltſame Mär. Kardinal Antonelli antwortete, Zeitungsberichte hätten in ihm die 
Vermutung erwedt, daß die Zentrumsfraftion bei der Adreßdebatte den Reichstag zu einer 
Meinungsäußerung habe veranlafjen wollen über eine Intervention zugunften des Papftes. 
Er habe in einem gelegentlichen Geſpräche mit dem zeitweiligen Gejhäftsträger des Deutjchen 
Reiches lediglich) jeine Meinung dahin ausgeſprochen, daß er diefen Schritt für verfrüht halte. 
Es habe fi) auch dabei nur um eine vertrauliche Unterhaltung, nicht um eine offizielle Erklärung, 
am allerwenigften um einen Tadel der Haltung der Zentrumsfraftion gehandelt. 

Die Mine war aljo mit einigem Geräufch aufgeflogen, ohne Schaden anzurichten. Wer 
aber den Charakter des leitenden Staatsmannes fannte, der mußte willen, daß dieſer Fehl— 
ihlag jeine Abneigung gegen die neue Fraktion nur noch vermehren und zum erbitterten 
Kampfe drängen würde. 

Zu einzelnen Mitgliedern hatte Bismard bisher gute Beziehungen unterhalten. 
v. Ketteler [hätte er jehr hoch: dieſer war fein Kandidat für das Poſen-Gneſener Erzbis— 
tum gewejen, und auch nad der Ablehnung hatte er noch mit ihm auf gutem Fuße ge- 
ftanden. Er hielt ihn für einen einflußreihen Kirchenfürften, der den „nationalen Einrich— 
tungen“ ſympathiſch gegenüberftehe, und hatte ihm in feinen Zufunftsplänen die Rolle eines 
„Fürſt-Primas von Deutjchland“ zugedacht. Ebenſo wußte er die beiden NReichensperger zu 
würdigen. Auguft Neichensperger verſuchte er noch anfangs 1872 vom Zentrum zu trennen 
und mit Mißtrauen gegen Windthorft zu erfüllen. 

Die Frage, weshalb die Bildung der Zentrumzfraftion dem Reichskanzler jo unbequem 
‚war, daß er fie mit aller ihm eigenen Lebhaftigfeit befämpfte, ift aus feiner Stellung zur 
katholiſchen Kirche heraus nicht ſchwer zu beantworten. Fürft Bismard hat zu wiederholten 
Malen und mit aller Entſchiedenheit die Verantwortlichfeit für die jpäteren Kulturfampfg- 
maßregeln von ſich abgelehnt. Man mag es ihm immerhin glauben, daß er anfünglid) feines= 
wegs die Abficht hatte, im Kampfe gegen die fatholifche Kirche jo weit zu gehen, wie bie 
Gejeßgebung unter der Führung des Kultusminifters Falk und dem Drängen des Liberalismus 
gegangen ift. Das eine aber hat Fürft Bismard nicht nur niemals geleugnet, jondern als 
fein eigenſtes Werk anerfannt und gerühmt, daß er der fatholifchen Kirche in Preußen den 
fiheren Boden der Berfajjung unter den Füßen weggezogen hat. Dis in jeine 
lebten Tage hat er es als fein Verdienft in Anfpruch genommen, durd) die Befeitigung der 
Artikel, welche die Freiheit der Kirche garantierten, die Verfaſſung „von den Fehlſtellen ge= 
reinigt zu haben“, mit denen fie durch die Politit „der mehr edlen als praftiihen Natur 
König Friedrich Wilhelms IV.” behaftet geweſen ſei. Durd die Ausmerzung der Artikel 
15 und 18 der Verfaffung jei „das bis dahin vorhanden gewejene feite Bollwerk der Kirche 
gegen alle gejeßgeberifchen Eingriffe des Staates in Die Angelegenheiten der Kirche dauernd 
bejeitigt und die Kirche in der Ordnung und Verwaltung ihrer inneren Angelegen= 
heiten den Staatsgejegen und der Aufſicht des Staates unterworfen worden“. 

Diefen Gedanken, die fatholifche Kirche in Preußen auf bie Stellung zurüdzudrängen, 
Die fie vor 1840 inne gehabt hatte, hat Fürſt Bismard fonfequent verfolgt, bis er ihn end» 
lich verwirklicht jah. Er war ihm aufs engite verfnüpft mit der Idee der protejtantijchen 
Miffion Preußens und des „proteftantiihen Kaiſertums“, auf das er fi „eingeſchworen“ 
erklärte, und dem er treu anzuhangen verfiherte. In der Bildung des Zentrums mußte er 
notwendigerweife ein nicht unbedeutendes Hemmnis für die Durchführung feiner Pläne er- 
fennen, und damit war jeine Gegnerſchaft gegen die neue Partei ganz von jelbjt gegeben. 
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Aber auch die parlamentarischen Gegner waren von der Bildung der neuen Partei 
nicht wenig überrajht. Man hatte eine ſolche Einmütigfeit der Fatholifchen Bevölkerung nicht 
erwartet. Namentlich konnte man es, wie die Augsburger Allgemeine Zeitung verriet, nicht 
begreifen, „daß der aufgeklärtefte, heiterfte, regjamfte Teil Deutſchlands, Rheinland und Weit: 
falen, vierzig ultramontane Abgeordnete gewählt hatte“. 


20. Das Zentrum feine tonfefjionelle, fondern eine 
politifche Partei. 


Kaum mar die Zentrumspartei ins Leben getreten, als man ihr einen Kampf auf 
Leben und Tod anſagte. Aus den Reihen der katholiſchen Abgeordneten, die fi) nicht an— 
gejhlofjen hatten, heraus wurden allerlei Intrigen angezettelt, weil fie nicht in den Verdacht 
des „Klerikalismus“ kommen wollten. Die Gegner juchten die neue Partei in der öffentlichen 
Meinung zu verbächtigen, als ob fie im paritätifhen Staat einfeitige fonfefjionelle Interefjen 
verfolge. Der Reichskanzler Fürft Bismard gab den Ton an. Er nannte es am 30. Januar 
1872 „eine der ungeheuerlichjten Erſcheinungen auf politifchem Gebiete“, daß das Zentrum 
„eine rein fonfejjionelle Fraktion auf politiihem Gebiete” gebildet habe. Die offiziöie 
Provinzialkorrefpondenz, die anfangs die Bildung der Fraktion „durchaus nicht verwunderlich, 
vielmehr im Hinblid auf die damalige Wendung in der römiſchen Frage durchaus nature 
gemäß” gefunden hatte, fang das Lied weiter. In der liberalen Preffe ward die Entrüftung 
machgerufen gegen eine Partei, die angeblich ihre Befehle nur von Rom erhalte und meiter 
nichts jei, als die Schußtruppe, die „schwarze Gendarmerie” des Papſtes. Im Landtage wie 
im Reichstag erging man fi) in Angriffen auf die Partei, die eigens dafür beftimmt jei, 
den römiſchen Einfluß auf die Entwidlung des Deutſchen Reiches nahhaltig zu fördern. 
Damit war das Zentrum dem blinden Hafje der in konfeſſionellen Vorurteilen befangenen 
Maſſe ausgeliefert. Mit dem Stichworte: für eine einfeitige konfeſſionelle Intereffenvertretung 
ift in einer politiſchen Körperſchaft fein Platz! jollte dem Zentrum der Boden unter den 
Füßen entzogen werden. 


Diefer mit Hartnädigfeit immer fich wiederholende Angriff war für die junge Fraktion 
nicht ungefährlid. In der Tat würde fi eine einfeitig konfeſſionelle Partei mit fonfeffionell 
kirchlichen Zielen im paritätijchen Staate ſchwer behaupten laſſen. Nichts konnte alfo geeigneter 
jein, dem Zentrum jedwede politiſche Aftionsfähigfeit von vornherein unmöglich zu maden, ala 
der überzeugende Nachweis, daß die neugebildete Partei nicht auf einem politiſchen Pro— 
gramm aufgebaut ſei, ſondern lediglich katholiſch-kirchliche Zwecke verfolge und dabei 
nach den Weiſungen kirchlicher Autoritäten außerhalb des Landes zu verfahren gehalten ſei. 


Um ſo mehr mußten die Führer des Zentrums darauf bedacht ſein, den politiſchen 
Charakter der Partei außer Zweifel zu ſtellen. Daß das Zentrum keine konfeſſionelle, 
ſondern eine politiſche Partei iſt und ſein will, iſt aus ſeinem Programm bereits dargetan; 
es geht aber auch ebenſo klar und unzweideutig aus der Geſchichte ſeiner &.ündung, feiner 
Zuſammenſetzung und feiner Tätigfeit hervor und läßt fi aus den betimmten Erklärungen 
feiner einflußreichiten Mitglieder unwiderleglich erweifen. 


Man wird zu diefem Zweck in der Gejchichte weit zurückgehen müſſen bis auf die An- 
fänge des paritätiihen Staates. Der urſprünglich proteftantifche Staat Preußen Hatte ſich 
nad den Befreiungsfriegen im Jahre 1815 fatholifche Gebietsteile angegliedert, die feinen 
Charakter völlig änderten. Zu feinen fünf Millionen alter Einwohner waren fünfeinhalb 
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Millionen neuer, zum großen Teil katholiſcher Staatsbürger gefommen in blühenden Landes- 


teilen, die politifh und wirtjhaftlih mit dem bis dahin armen proteftantiihen Staate zu 
verjchmelzen waren. 


Sie waren nicht kraft Eroberungsrechtes unterworfen, nicht als Beſiegte durch den 
Sieger unterjocht, jondern in einem großen Akte der Befreiung zu einem Staatswejen ver— 
bunden worden. Die Freiheit der Religionsübung und der Schuß ihrer religiöjen Intereſſen 
wurde ihnen überdies feierlich zugefichert. Der Verſchmelzungsprozeß vollzog ſich nicht ohne 
Schwierigkeiten und gelegentliche Kämpfe. Verwaltung und Bolitif trugen nad) wie vor Die 
Färbung des einjeitig evangelijchen Staates, und eben diefe Verwaltung war e3, deren Hand 
nad) jojephinifcher Auffaffung den Bewegungen der kirchlichen Organe die beengendjten Schranfen 
zog und die Creigniffe des Jahres 1839 herbeiführte. 


Die unflugen Maßnahmen der Staatsregierung in der Frage der gemijchten Chen 
wühlten in Rheinland wie in Poſen-Gneſen die fonfeffionelen Gegenjäße gewaltig auf. Durch 
die milde und glücliche Hand eines hochherzigen Königs, des geiftvollen Friedrich Wilhelm IV., 
den Windthorft (im Neichetag am 25. November 1871) den „größten Kirchenpolitiker des 
neunzehnten Jahrhunderts“ nannte, wurden die Streitigfeiten beigelegt und eine Ausſöhnung 
zwischen der geiftlichen und weltfihen Gewalt herbeigeführt. Endlich wurde in der preußiichen 
Berfaffung vom 31. Januar 1850 der paritätijche Charakter des preußischen Staates, über 
alle Zweifel und Anfehtungen erhaben, grundjäglich feitgeitellt. 


Gleichwohl brach zuweilen noch einmal die alte Vorftellung vom „proteftantifchen Staate 
Preußen“ durch. Namentlich die Konjervativen vermochten fi) nicht von dieſer Anſchauung 
loszuringen. „Sogar das öffentliche Preßorgan,“ — fo wird in einer 1853 erjchienenen 
Schrift feitgeftelt — „welches den Miniftern des Kultus und des Innern zumeift befreundet 
ift, warf mit der Auftellung des Satzes: Preußen fein paritätifcher, jondern ein evange— 
Hier Staat! den Handſchuh hin.“ Die Katholifen mußten ihn aufnehmen, um jo mehr, ala 
zwei Minifterialerlaffe vom 22. Mai und 16. Juli 1852 nichts anderes waren ala die Ueber— 
führung dieſes Sabes in die Praxis. 

Dieje beiden Erlaffe der Minifter v. Naumer und v. Weitfalen unterwarfen die fatho= 
liſchen Mifftonen einer fortgefeßten genauen Beauffihtigung und wiejen die Regierungen an, 
die Miffionen in ſolchen fatholiichen Gemeinden überhaupt zu unterfagen, die mitten in evan— 
gelifchen zerſtreut lagen; ferner gejtatteten fie das Studium der fatholifchen Theologie in Rom 
nur unter einer bejonderen Erlaubnis. Diefer Eingriff in das katholiſche kirchliche Leben 
rüttelte die Katholifen mächtig auf und hatte zur Folge, daß für die dritte Legislaturperiode 
1852/53 eine bedeutend größere Anzahl Fatholifcher Vertreter in das Abgeordnetenhaus ge- 
wählt wurden. Dem Willen der Wähler entſprechend trat glei am Tage nad) der Eröffnung 
des Landtages, am 30. November 1852, die Mehrzahl der gewählten katholiſchen Abgeordneten 
zufammen zu einer eigenen geſchloſſenen Gruppe, der fie den Namen „Katholiihe Fraktion“ 
beilegte. ') 

Die von der Hand des Oberregierungsrates Heinrich Ofterrath gejehriebenen „Sabungen 
der katholiſchen Fraktionen“ weiſen 62 Unterſchriften auf, meift Namen bekannter Männer, 
unter ihnen mande, deren Söhne in die Fußftapfen ihrer Väter getreten find und heute noch 
im Landtag oder Reichstage wacker mitwirken. Die Satzungen enthalten nur eine Art Ge— 
ſchäftsordnung. Nichtkatholiken waren nicht ausgeſchloſſen, aber der Name der Partei mußte 
als ein Hindernis für den Beitritt von Nichtkatholiken erſcheinen. 


1) Ihre „Satzungen“ find noch im Original erhalten und befinden ſich im Archiv der Zentrums⸗ 
fraktion in Berlin. (Qgl. das Faffimile derjelben in der erften Auflage von Hüsgen, Windthorft, Köln 
1907, ©. 97.) 
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Der Name „Katholiſche Fraftion“ war überhaupt nicht glüdlic) gewählt. Er gab der 
unrihtigen Annahme Raum, die Mitglieder hätten fich zufammengefunden in der Abſicht und 
Meinung, lediglich katholiſch-kirchliche Intereffen zu vertreten, und fie ſeien ſich nicht ihrer 
Aufgabe bewußt gewejen, Vertreter des ganzen Volfes, alfo auch ihrer evangelifchen Mitbürger, 
zu fein, und zwar in einer lediglich politifchen Körperſchaft. Mit vollem Rechte Tehnte bei 
der erften Gelegenheit ihr Mortführer, Abgeordneter v. Waldbott-Bornheim, eine jolde 
Auffaffung entichieden ab. Er durfte es um jo mehr, al3 die Fraftion tatjächlich ein eminent 
politiſches Programm verfolgte: die Aufrechterhaltung und Durdhführung der verfaſſungs— 
mäßig gewährleifteten Parität, jowie die Wahrung des verfajjungsmäßig feitgelegten fonfej= 
ſionellen Charakters der Volksſchule, alſo Fragen ftaatsrechtliher Natur, ragen praftifcher 
Berwaltungspolitif. 

Man muß es der damal3 nocd vorhandenen parlamentarijchen Ungelenfigfeit zugute 
halten, wenn die erjten Parteibildungen im neuen parlamentarifhen Leben im allgemeinen 
noch eine gewilje Verſchwommenheit aufmeijen und noch feine Haren, ſcharf gezeichneten Umriſſe 
erfennen laſſen. Infofern darf man — abgejehen von dem verfehlten Namen — in der 
Bildung der jo benannten katholiſchen Fraktion einen politiſchen Fortſchritt erblicen, 
als ein feiter, jagungsmäßiger Verband um eine große parlamentarijche Partei gelegt und 
diejer eine bejtimmte Aufgabe zugeteilt wurde. Die übrigen Fraktionen des Abgeordneten- 
hauſes bejtanden nämlich nicht aus ſtreng abgegrenzten Kreifen mit ausgeſprochenem Programm, 
jondern aus fojen Vereinigungen, die zumeift jich um ein hervorragendes Mitglied fammelten. 


Es gab eine Rechte, eine Linfe und äußerfte Linke, dazu ein Zentrum, ein rechtes und 
linkes Zentrum, Liberale und Altliberale, und endlich über ein Dutzend Fraktionen, die fi 
nad) einem oder auch zwei führenden Abgeordneten oder gar nad) dem Lofale benannten, wo 
fie fi) zu verfammeln pflegten. Wie die Mitglieder von Fraktion zu Fraftion wechjelten, 
mag, ftatt vieler, daS einzige Beiſpiel des Minifters v. Patow beweiſen, der der Reihe nad) 
folgenden Fraktionen angehörte: 1849 dv. Auerswald-Graf v. Schwerin, 1849 bis 1851 
Zentrum, 1852 bis 1859 Linke, 1862 und 1863 Mltliberal, 1867 bis 1869 Rechtes 
‚Zentrum. Im Deutſchen Reichstage zählte er zu der der deutjchen Reichspartei verwandten 
liberalen Reichspartei. 


Ein interefjantes Bild von den Parteigruppierungen und Parteiverfhiebungen in einer 
und derjelben Seſſion Tiefern einzelne Präfidentenwahlen. So wurde u. a. bei den bor- 
fäufigen Präfidentenwahlen am 22. November 1850 wie am 4. Januar 1851 Simjon (Rechte) 
mit großer Mehrheit zum Erflen Vizepräfidenten gewählt, während bei der Schlußwahl am 
31. Januar 1851 Geppert (Rechte) die Mehrheit erhielt. Noch intereffanter gejtaltete ſich die 
Wahl für die erſte Seſſion 1852/53. Zum Präfidenten für die erften vier Wochen wurde 
am 6. Dezember 1852 Uhden (Aeußerſte Nechte) mit 154 von 285 Stimmen gewählt gegen 
Graf Schwerin (Linfe) mit 131 Stimmen; dagegen fielen bei der Schlußwahl am 7. Januar 
1853 je 154 Stimmen auf Graf Schwerin (Linke) und v Meift-Nekom (Rechte), wobei das 
von der Hand des Präjidenten gezogene Los für Schwerin entſchied Zum Erſten Bizepräfi- 
denten wurde das Mitglied der Katholifchen Fraktion v. Waldbott mit 181 von 285 Stimmen 
gegen das Mitglied derfelben Fraktion Ofterrath mit 87 und 17 weißen Zetteln gewählt. 
In der zmeiten Seſſion derjelben Legislaturperiode wurde bei der vorläufigen Wahl zum 
‚weiten Bizepräfidenten v. Betymann-Hollweg mit 135 gegen v. Schwarzhoff mit 116 Stimmen 
gewählt, während bei der endgültigen Mahl Baron Geyr v. Schweppenburg (Kath. Fraktion) 
mit 110 gegen vd. Bethmann=Hollweg mit 104 Stimmen obfiegte. 

Bon einer zielbewußten Politik fonnte bei jolden unflaren und ftetig wechjelnden 
PBarteiverhältniffen nicht die Nede fein. „Die Kammern fungieren wie Wafjerräder, die immer 
in der Luft arbeiten,“ jagt Auguft Reichensperger an einer Stelle jeines Tagebuches draſtiſch 
(Baitor I, ©. 406.) 


20. Das Zentrum feine fonfeffionelle, ſondern eine politiiche Partei. gl 


Auch die Katholiiche Fraktion wies keineswegs einen einheitlichen politiichen Charakter 
auf. Ueber die Grundgedanken de3 Programms waren alle Mitglieder völlig einig, aber in 
verfhiedenen politifhen Fragen gingen die Meinungen ziemlich weit auseinander. Darum 
mußte der urjprünglich beabfichtigte Fraktionszwang, demgemäß alle Mitglieder gehalten fein 
follten, im Sinne der durch Mehrheitsbeihluß in der Fraktion feitgeftellten Meinung zu 
jtimmen oder fi) der Abſtimmung zu enthalten, von vornherein aufgegeben werden. 


In der Folge trennten fi einzelne adelige Mitglieder (v. Ketteler und v. Waldbott), 
die mehr zur Rechten neigten, von der Fraktion, fo daß diefe nun von einer einheitlicheren 
Auffaffung bejeelt war, ohne indes zu einer wirklichen Gejchlofjenheit zu gelangen. Wir finden 
fie in der Folge in manden Fragen auf jeiten der Regierung, aber unerſchütterlich und ent— 
ſchieden in Kampfesſtellung gegen jeden Verſuch, der Verfaſſung zu nahe zu treten. 


Die Fraktion hatte in mandem heißen parlamentarischen Streit ihren politischen Be— 
fähigungsnachweis in wahrhaft glänzender Weife erbracht; aber der Nanıe blieb ein Stein des 
Anftoßes. Die gegnerifhen Parteien verfäumten feine. Gelegenheit, diefen ſchwachen Punkt 
auszunußen und den fonfefjionellen Haß gegen die Fraktion in mitunter hinterliftiger Weiſe 
mobil zu maden. 


Solhen Anfeindungen gegenüber fonnte mit Fug und Recht eine Programmſchrift zu 
den Wahlen des Jahres 1858 auf die praktifche Tätigkeit der Fraktion ſich berufen und 
feititellen : 

„Die Fraftion hat bei allen vorkommenden Gelegenheiten den Beweis geführt, daß fie ſich wohl 
bewußt ift, nicht bloß die Nechte der Katholiken, jondern aller ihrer Mitbürger vertreten zu mäfjen, Ber 
treter des ganzen Volkes zu fein. Sie hat gleihmäßig und für alle die ganze und volle Ver— 
wirklichung der feierlich gemährleifteten Religionsfreiheit und der politiſchen und bürgerlichen Gleichheit 
der Konfeffionen in ihrem ganzen Umfang ohne Gefährde und Hinterhalt exftrebt. Die Religion wird 
damit in feiner Weife als trennendes Element in die gejeggebende Verfammlung hineingetragen, da die 
Anträge der Fraktion niht auf einem fonfejjionellen, jondern auf ftaatsrehtlidem Boden 
ftehen. Sie darf fih rühmen, daß fie Auge und Ohr offen gehalten hat auch für die Rechte der Diffi- 
denten und Juden.“ 

Gleichwohl erfennt die Schrift die Miklichteit des Namens an. „Nur im Sinne der 
Berföhnung und der Gleichberehtigung der Konfefjionen will die Traktion wirfen; man möge 
aus dem fonfeflionellen Parteinamen, der nur ein Baroli auf gewiſſe minifterielle 
Erlafje fein jollte, nicht das Gegenteil folgen, Wenn der Name indes immer und 
immer wieder ftörend nad) amderer Seite wirken möchte, ſo wird defien Beibehaltung 
oder Aufgebung fiherlih al® offene grage gelten.“ Man werde — jo verfichert die Schrift 
weiter — ohne ftrenge Exflufisität mit den beiden anderen treu zur Berfafiung haltenden 
Sraftionen der Linken zufammengehen. 

Der am 12. Januar 1859 eröffnete neue Landtag bot ein gänzlich verändertes Bil. 
Die bis dahin übermächtigen Fraktionen der Rechten waren zu einer unbedeutenden Minder- 
heit zufammengefhmolzen, die nun ihren Pla auf der Linken einnahm. Die liberale Partei 
des Grafen Schwerin beherrjchte das Abgeordnetenhaus. Das alte Miniftertum hatte einem 
anderen unter der Präſidentſchaft des Fürften von Hohenzollern Platz gemacht. 


Von „hoher Stelle“ kam ein Wink an die leitenden Männer der Katholiſchen Fraktion, 
man möge den herausfordernden Namen „Katholiſche Fraktion” ablegen: die neue politiſche 
Situation gebiete e8, eine Firma, an der fo viele Aergernis genommen, aufzugeben. Nad) 
lebhaften Grörterungen, in denen die Nheinländer für die Aenderung des Namens eintraten, 
während die Weitfalen auf der Beibehaltung des Titels beftanden, einigte man ſich auf 
einen Vermittelungsvorſchlag v. Mallindrodts. Man wählte die Bezeichnung: Frak— 
tion des Zentrums im Haufe der Abgeordneten. (Ratholifche Fraktion.) Die Frak— 
tion nannte ſich Zentrum, weil fie in der Mitte des Hauſes bisher ihren Platz inne gehabt 
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hatte, und fügte in Klammern die alte Bezeichnung (Katholiiche Fraktion) hinzu, weil man 
feine Veranlafiung habe, fi) der ruhmvollen Vergangenheit zu jhämen.!) 

Das war zweifellos ehrlich und ritterlic), aber. wirfungslos wie alle halben Maßregeln. 
Die Gegner überfahen geflifjentlic die erfte Bezeichnung und hielten fi an die ihnen für 
ihre Angriffe bequemere, überdies von früher her nod) geläufigere zweite. Und doch waren 
die Satzungen der Zentrumzfraktion jo frei von aller Engherzigfeit, daß jeder chriſtlich ge— 
finnte Mann, auch ein Nichtkatholif, ihr beitreten fonnte. Ja, man durfte mit Fug be= 
haupten, feine andere Fraktion habe jo fiberale Satzungen aufzumeijen. 

In der Kammerfißung vom 14. Mai 1861 nahm Aug. Reichensperger Gelegen- 
heit, ausdrücklich feftzuftellen, daß die Fraktion dur Aenderung des Namens ihre durch— 
aus politifche Natur gegen jede Mißdeutung Habe jiherjtellen wollen. Er fügte 
hinzu: „Weder in unferer Abfiht noch in unferen Statuten liegt es, Andersgläubige von der 
Teilnahme an dieſer Fraktion ausſchließen zu wollen, wenn fie fih nur im allgemeinen mit 
denjenigen Prinzipien einverftanden erflären, welche die Fraktion bisher mit Konjequenz feſt— 
gehalten hat. E3 wären uns Andersgläubige jogar recht willfommen!“ 

In der Folge machte v. Mallindrodt wiederholt den Verſuch, die Fraktion zur Strei- 
hung der Klammerbezeihnung, Katholiſche Fraktion, zu bewegen, um ihren Charakter als einer 
lediglich politifhen Partei gänzlid außer Zweifel zu ftellen. Bei den Neu- 
wahlen im Frühjahr 1862 war die Zentrumsfraftion bedeutend geſchwächt worden; fie zählte 
nur mehr 29 Mitglieder. In der fonftituierenden Sitzung einigte man ſich dahin, v. Mallind- 
todt3 Antrag mit der Maßgabe anzunehmen, daß die Klammerbezeihnung wegfallen und 
durch ein beftimmtes Programm erjeßt werden follte. Indes vermochte man fi über das 
Programm nicht zu einigen und kam ſchließlich auf Reichenspergers Nat dahin überein, ſich 
al3 parlamentarijhe Gejellfhaft ohne Statut und ohne Programm zu fon- 
fituieren dur) Wahl eines Vorftandes und Rendanten. 

Sehr bald zeigte es ſich, wie richtig Neichensperger die Lage erfannt hatte. Offen 
wurde ihm mitgeteilt, in der liberalen Partei fei der Beichluß gefaßt worden, weder einen 
der Reichensperger noch v. Mallindrodt in eine Kommiſſion zuzulaffen, jolange fie zur Ka— 
tholifhen Fraktion gehörten. 

Mittlerweile war nämlid im Parteiwejen eine bedeutende "Veränderung eingetreten. 
Im Sommer 1861 nad Schluß der V. Legislaturperiode hatte fi aus den Elementen der 
demofratifchen und der von der Fraktion v. Vinde abgejprengten fogenannten junglithauifchen 
Vraltion eine eigene Partei mit feſtem Programm und ftraffer Organifation unter Führung 
der Ahgg. von Walded, Virchow, Schulze-Delitih, v. Hoverbed und v. Fordenbed gebildet, 
die Deutſche Sortjhrittspartei. Der Kampf um die Heeresorganifation machte fie 
volfstümlih. Ihre Reihen wuchſen an, fo oft die Regierung dur Auflöfung des Parla— 
mentes an das Volk appelliert. Mit der Macht wuchs aber auch ihre Herrſchbegier und die 
dem Liberalismus eigene rückſichtsloſe Unduldſamkeit. Vergeſſen waren die früheren Verdienfte 
der Katholifchen Fraktion um die Aufrechterhaltung der Berfaffung; vergejfen das Wort 
Waldecks vom 6. Februar 1861: „Die Fraktion des Zentrums bat jich einen großen Ruhm 
dadurd) erworben, daß fie mannhafte Kämpfe jahrelang gegen die Eingriffe in die Verfaſſung 
geführt hat.“ Der liberale Dank beſtand in der Unterdrückung der Minorität. 








') Die gedruckten „Satzungen“, datiert „Berlin, den 17. Januar 1859", zeigen 57 Unter- 
zeichner. Das noch vorhandene Gründungs-Eremplar trägt die mit Bleiftift geſchriebenen Unterichriften 
A Abgeoröneten. (Siehe das beigedruckte Fakfimile.) Der grundlegende Punkt 1 diefer Satzungen 

Aufgabe der Fraltion ift die Vorberatung aller das Haus der Abgeordneten beichäftigenden Gegen: 
fände. Die Beratung wird den Charakter freundſchaftlicher Erörterung an fi tragen und mög- 
lichſte Einigung erſtreben, unbejchadet jedoch der Freiheit und Unabhängigkeit jedes einzelnen Mit- 
gliedes in Anfehung feiner perfönlichen Ueberzeugungen und des Ausdrudes derjelben im Haufe der 
Abgeordneten, wie innerhalb der Fraktion. 


ID, Moors- — 
(Par tn Ba 


— „Sakungen ee Fate 
m Baufe der Abgeoröneten 2. Jan 859. 
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Bon 1862 ab ſchmolz die Mitgliederzahl der Fraftion des Zentrums immer mehr zu= 
fammen. Sie zählte 1865 nod) 27, 1867 nur mehr 15 Mitglieder, und nad) 1867 bildeten 
die Fatholifhen Mitglieder des Abgeordnetenhaufes überhaupt feine eigene Fraftion mehr, ı 
fondern waren unter den anderen Parteien zerftreut. Der größte Teil ihrer Mitglieder hatte 
in der freifonjervativen Fraktion Unterkunft gefunden. 

Die Erinnerungen an die frühere Katholifche Fraktion wirkten bei den Anläufen zur 
Bildung einer neuen Fraktion im Jahre 1870 zunächſt noch nad. Der Name „Katholifche 
Fraktion“ war im Volke geläufig. So bezeichnete u. a. die Kölnische Volkszeitung (vergl. 
©. 81) den genannten Neichenspergerjchen Artikel vom 11. Juni 1870 als das Schreiben 
„eines der hervorragendjten Führer der Katholifchen Partei”. Auch über den Charakter der 
neu zu bildenden Partei herrjchte feineswegs volle Klarheit. In der Kölniſchen Volkszeitung, 
bemerkte no) am 3. November 1870 ein fatholiiher Parlamentarier: „Auf den Namen 
fommt es nicht an; das Programm der Vereinigung der katholiſchen Deputierten muß aber, 
wenn fie als eine berechtigte fich darjtellen fol, ein ſpezifiſch konfeſſionelles und 
fein politifche3 jein.“ 

Auch bei der erwähnten Beiprehung im Haufe des Geheimrats3 von Savigny wurde 
diefe Anficht vertreten. Dagegen wollten die erfahrenen Parlamentarier, die unter der Miß— 
deutung des Namens der Katholifchen Fraktion ſchon jahrelang gelitten hatten, von einer 
fatholifch=fonfefjionellen Partei nichts wiſſen. Sie hatten ja die bittere Er— 
fahrung hinter fi, daß ſchon der leiſeſte Anflug einer fonfefjionellen Färbung genügte, jede 
politiſche Aktion zu verdädtigen und lahm zu legen. Wäre es da nicht eine Torheit ohne- 
gleichen gewejen, nun eine wirklich fonfejlionelle Fraktion zu bilden, die von ihrer Geburt an 
zur politiihen Ohnmacht und Unfruchtbarkeit verurteilt fein mußte? Das fonnte man von 
bejonnenen Männern nicht erwarten, die mehr als ein halbes Menjchenalter hindurch ſich 
vergeblich abgemüht hatten, ſelbſt den Schein einer konfeſſionellen Partei von fi abzu= 
wehren. Für einen Politiker wie Peter Neichensperger war e3 daher nur eine jelbjtverjtänd- 
liche Konjequenz, wenn er in jener Beiprehung die Gründung einer konfeſſionellen Partei 
geradezu als „ein Unglück“ bezeichnete. 

Die Ausſprache Hatte den Erfolg, daß fi die Meinungen abklärten. Die anfänglich 
noch vorhandene Verſchwommenheit verſchwand unter der ſtarken Einwirkung der harten Er- 
fahrung, jo daß man jhlieglic) ganz genau wußte, was als einziges Ziel ins Auge zu faſſen 
war: eine lediglich politifche Partei. Auch darüber beitand feine Meinungsver- 
Ihiedenheit mehr, daß — mas Auguft Reichensperger ſchon früher öffentlich) im Parlament 
als wünſchenswert bezeichnet Hatte — auch Nichtkatholiken der Zutritt zur Fraftion nad 
Anerkennung ihres Programms offen ftehen müſſe. 

In der gleichen Richtung bewegten ſich die Verhandlungen, welche bei der eigent- 
lien Gründung der Zentrumsfraftion im Engliſchen Hofe zu Berlin am 13. Dezember 
1870 gepflogen wurden. Nah ftundenlangen Erörterungen gelangte man dazu, in be= 
wußtem Gegenjaße zu dem irreführenden Namen „Katholifche Fraktion“ die neue Partei 
zu begründen, und zwar nicht al eine Fortfegung der früheren alten Fraktion, fondern als 
eine neue, unzweifelhaft politifche Partei mit einem unzweideutigen Namen: „Zen- 
trum (Berfafjungspartei)." Man einigte fi) auch ausdrücklich darüber, Nichtkatholiken 
die Aufnahme in die Fraktion zu geftatten und faßte jogar einen fürmliden Be- 
ſchluß dahin, auch Proteftanten, die fi) mit dem Programm einverftanden erklären würden, 
als Mitglieder in die Fraktion aufzunehmen. 

Man war ji aljo klar bewußt dejien, was man tat. Der beſte Beweis dafür ift die 
Tatjahe, daß nun unter den Teilnehmern an jener Gründungsverfammlung eine Sdei- 
dung fid vollzog. Eine Anzahl katholiſcher Abgeordneter von unantaſtbarer Firchlicher Ge- 
ſinnung erflärten, nachdem der Beihluß, eine politifche Partei zu bilden, mit großer 
Mehrheit gefaßt war, einer ſolchen beizutreten hätten fie feinen Anlaß. Sie kehrten zu den 
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Parteien zurüd, denen fie bisher angehört hatten. U. a. blieben die Abgeordneten Mitſchke— 
Collande, der 1852 bereits die Satzungen der Katholifchen Fraktion unterſchrieben hatte, aber 
wieder zurücgetreten war, und v. Donat bei der foniervativen Partei; in der freifonjervativen 
Partei verblieben die Abgg. Janfjen, der jpäter erſt ji) der Zentrumspartei anjchloß, Doms 
fapitular Dr. Künzer, v. Heifter, der infolgedefien in Düffeldorf nicht mehr wiedergemählt 
wurde, Dr. Kellner, der gleich nach der erften Seffion fein Mandat niederlegte, Houben und 
Devens, die ebenfalls noch vor Ablauf der Wahlperiode ausſchieden, und Kirch, der in der 
3. Seſſion dem Zentrum beitrat, dann aber fein Mandat mehr annahm. 

Dagegen ſchloſſen ſich erfreulicherweife bald eine Anzahl Protejtanten als Mit- 
glieder oder Hojpitanten der Zentrumspartei an. Schulz-Heidelberg, Dr. v. Gerlad), 
Dr. Brüel, Dr. Nieper, Graf v. Grote, Frhr. v. Grote-Schnega, Behr. dv. Adelebjen u. a. 
gehörten der Fraktion an, und die beiden fonfervativen Abgeordneten Stroſſer und Hol 
haben enge Beziehungen zu ihr unterhalten. 

Diefen geſchichtlichen Vorgängen und tatjählichen Verhältniffen entjprechend, haben 
die Führer des Zentrums jederzeit nadhdrüdlich gegen den Vorwurf proteftiert, als ob Die 
Fraktion eine fonfeffionelle Partei jei, vielmehr deren rein politifchen Charakter ener- 
giſch verfochten. 

Schon gleich in den eriten Monaten nad der Gründung der Fraktion begannen die 
Angriffe der Gegner von rechts und links. Gegenüber dem Abg. v. Oheimb, der der Frak— 
tion vorwarf, fie habe fi) „ohne Not und konfeſſionell gebildet“, fonftatierte Windthorſt am 
30. März 1871 im Deutjchen Reichstage: „Konfefjionell it fie nicht; es fteht jedem aus 
jeder Konfeflion, der die Statuten annimmt, der Eintritt völlig offen.“ 

Noch ſchärfer betonte Windthorft am 22. April 1871 den politifchen Charakter der 
Fraktion: „Die Zentrumsfraftion ift eine politiſche; fie vertritt daS Prinzip, daß Recht 
und Moral aud) in öffentlichen Dingen gelten joll.“ 

Auch Auguft Reichensperger jebte dem Ausſpruch des Abg. Blankenburg: „Sie werden 
nieht Zentrum heißen, jondern Klerikale,“ die beſtimmte Erklärung entgegen: „Auch Nicht 
katholiken werden in die Yraftion aufgenommen, und zwar bedingungslos!“, und fügte 
hinzu: „Wir find feine Klerifale, wir find einfad) Katholiken!“ (D. Reichstag, 3. April 1871.) 

Indes waren alle diefe gelegentlichen Seitenhiebe aus den Reihen der Gegner nur ein 
Kinderfpiel gegen die ſchweren Angriffe, die ber Reichskanzler Fürft Bismard im Abgeord- 
netenhaufe gegen das Zentrum richtete, indem er, wie bereits erwähnt, die Bildung einer 
konfeſſionellen Partei in einer politiſchen Körperſchaft „eine der ungeheuerlichiten Erſcheinungen“ 
nannte. 

Windthorſt gab darauf am 30. Januar 1872 die klare und unzweideutige Antwort: 

„Die Fraktion des Zentrums, der ich angehöre, ift feine Fonfejjionelle. Das Programm 
derjelben ift öffentlich befannt gemadt. Wir haben auf Grund desſelben jeden eingeladen, der dieſe 
Grundfäge annehmen kann und will, und mer darauf afzeptierend eintritt, ift uns willkommen, welcher 
Konfeffion er immer angehöre." 

Aehnlich ſcharf und beſtimmt ſprach fih am folgenden Tage v. Mallinckrodt aus: 

„Wir haben Ihnen drei» und viermal gejagt: Wir find nicht nur feine konfeſſionell gebildete 
Fraktion, jondern wir wollen es aud nicht fein; wir find e8 prinzipiell nicht nad) unjerem 
Programm, wir find es tatſächl ich nicht, infofern als wir befanntlich im Reichstag auch proteſtan— 
tiſche Mitglieder zählen.” 

Einige Jahre fpäter (23. April 1874) gab MWindthorft im Neichstag nochmals die Er- 
flärung ab: 

„Die Zentrumzfraftion hat nach langer Veberlegung und Diskuffion mit vollem Bewußtſein aus⸗ 
geſprochen, daß die Zugehörigkeit zu irgend einem Bekenntniſſe gar kein Erfordernis ſei, um an ihr teil— 
zunehmen. .. - Es ſind mehrere proteſtantiſche Mitglieder im Abgeordnetenhauſe wie hier mit der Zen— 
trumsfraftion in die innigſte Verbindung getreten.” 


96 20. Das Zentrum feine Fonfeffionelle, jondern eine politifhe Partei. 


Eine mittelbare Beftätigung der Abfichten, von denen die Gründer der Fraktion bei 
der Aufrichtung derfelben ſich hatten leiten laſſen, wurde ihnen von einer Seite zuteil, von 
der fie e8 am wenigften gedacht hatten. In Schlefien hatte fi im Anſchluß an die Grün- 
dung des Zentrums ein Wahlverein der Zentrumspartei oder, wie er fi) nannte, der Chrift- 
lichkonſervativen Partei, gebildet. Diefer Hatte den der freifonjervativen Partei angehörigen 
Kanonikus Dr. Künzer aus Breslau zum Beitritt eingeladen und von ihm ein Abjage- 
Schreiben erhalten, das damals großes Aufjehen erregte. In demfelben hieß es u. a.: 

„Ueberdies ift die politische Haltung der Zentrumsfraftion gerade für uns Katholiken verhängnis- 
voll geworden, und e8 wird die Zeit fommen, da e8 den meiften klar wird, daß die Bildung der Zen— 
trumsfraftion ein politiiher Fehler und die Anklammerung der Katholifen an diefelbe ein Unglüd 
gewejen, wie Herr Peter Neichensperger nicht lange vor jener Fraftionsbildung im Haufe des Herrn 
dv. Savigny bei Tiſche in Beziehung auf die von dem Geiftlihen Nat Müller vorgejchlagene Bildung 
einer »fatholifhen« Fraktion jehr richtig vorhergefagt hat.” 

In feinem Bonifatiusfalender von 1883 beftätigt Geiftl. Rat Müller, daß er auf 
dem Diner des Herrn v. Savigny die Anregung zur Bildung einer Katholiſchen Frak— 
tion gegeben habe, daß aber alle anmejenden Herren und nachherige Spiten des Zentrums 
davon abrieten. Im Jahre 1874 gab der Künzerſche Brief im Reichstage Anlaß zu einer 
Auseinanderfegung und Slarftellung. Der freikonſervative Graf Fred Frankenberg machte 
am 21. April 1874 dem Zentrum den Vorwurf: 

„Sie, m. H., die Sie jetzt leugnen wollen, daß die Bildung Ihrer Fraktion ein Unglück geweſen 
iſt, Sie haben das im Anfange ſelbſt zugegeben, ich erinnere nur an den Brief, welchen der Kanonikus 
Künzer veröffentlicht hat, und welchem Sie, glaube ich, nicht widerſprochen haben — wo die verehrten 
Herren, die jetzt in Ihrer Mitte ſitzen, es offen ausgeſprochen haben, die Bildung einer ſolchen Fraktion 
würde für die Katholiken das größte Unglück ſein.“ 

Peter Reichensperger ſtellte demgegenüber ſofort klar, daß er bei jener Tiſchgeſellſchaft 
die Bildung einer katholiſchen Fraktion mit dieſer ausdrücklichen Firma als ein 
Unrecht und ein Unglüc bezeichnet habe. Und als man dieje Erklärung auf der rechten 
und linken Seite des Haujes mit Gelächter begleitete, fügte er hinzu: 

„Ja, m. 9., ich mute Ihnen ja nicht zu, daß Sie den Unterjchied begreifen; ich will nur die 
Tatjache fonftatieren, daß ich den Unterfhied deutlich hervorgehoben habe zwiſchen einer 
vein politifhen Fraktion und einer ſpezifiſch katholiſchen . . . Das ift die 
Wahrheit!" 

Auch Windthorft griff in einer perfönlichen Bemerkung auf die Angelegenheit zurüd: 

„Der Domherr Künzer hat, gewiß ohne es zu wollen, Dinge erzählt, die, aus dem Zujammen- 
hange gerifjen, in der Weife, wie fie vorgetragen, nicht vorgefommen find. Bon einer katholiſchen Traktion 
hier im Haufe namentlich) fann nicht die Rede fein; es ift nur die Rede von der Zentrumsfraftion, zu 
welcher jedem von Ihnen der Beitritt offen fteht, wenn Sie da8 Programm billigen.“ 

Dieſe Gefchichte der Entjtehung und Entwicklung der Zentrumzsfraktion, ihre Grund» 
läge, die Zugehörigfeit nichtfatholifcher Mitglieder, die bündigen Erklärungen ihrer Gründer 
und Führer — alles das beweilt unwiderleglich, daß die Zentrumsfraktion eine konfeſſio— 
nelle Fraktion nicht fein wollte, nicht fein fonnte und nicht ift; daß fie vielmehr als 
eine rein politijche Fraftion betrachtet und behandelt werden muß. 

In überaus flarer und überzeugender Darlegung fennzeichnete ein Jahr nad) der Ent- 
ftehung der Zentrumsfraftion deren Mitbegründer und hochverdientes Mitglied Biſchof Emma- 
nuel Frhr. v. Ketteler den politiſchen Beruf und Charakter der Partei in einer befonderen 
Schrift, in der er die Gründe darlegte, die ihn zur Niederlegung feines Mandates veranlaßt 
hätten. In diefer Schrift: „Die Zentrumgfraftion auf dem erften Deutſchen Reichstage“, führt 
er u.a. auß:! 

„Man hat der Zentrumsfraftion hartnädig und mit Huger Berechnung den Vorwurf gemadht, 
fie ſei gar feine politiſche Partei; fie ſei vielmehr eine exkluſiv religiöſe, und zwar eine exkluſiv 
fatholijche Partei. Auf diefen Grund hin wurde dann der Zentrumsfraftion überhaupt jede Berechtigung, 
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im Reichstage zu eriftieren, abgejprochen und ſchon das Dafein derjelben als ein Unrecht gegen den 
Deutſchen Reichstag und gegen die übrigen Fraktionen in demjelben angejehen. Ich geftehe nun, daß, 
wenn diejer Vorwurf begründet wäre, ich der Folgerung nicht zu widerjprechen wagen würde. Dagegen 
behaupte ich, daß diefer Vorwurf gänzlich unbegründet und eine boshafte, intolerante Erfindung 
der Gegner der Zentrumsfraftion ift. Sol diefer Vorwurf jagen, die Zentrumsfraftion ſei deshalb eine 
exkluſiv katholiſche, weil fie auch die Intereffen der Religion in ihr Programm mit aufgenommen hat, 
fo ift er offenbar unverftändig. Alle 
Berfaffungen der Welt reden auch 
von der Religion und gewähren 
den berechtigten Konfefjionen ihre 
Rechtsſtellung. Wie jollte daher 
eine Traktion eine erflufiv katho— 
liche genannt werden können, weil 
fie die Forderung stellt, daß auch 
in der Deutſchen Reichsverfaſſung 
jene Grundjäge über Freiheit und 
Selbftändigfeit der Religion auf: 
genommen werden, welche fi in 
der preußijchen Verfaffung finden. 
Soll er aber jagen, daß die Zen- 
trumsfraftion nur religidje In— 
terefjen verfolgt, jo ift das einfach 
unwahr und ſowohl im Wider— 
ſpruche mit dem Programm jelbit 
als mit ihrer Tätigfeit während den 
Berhandlungen des Reichstages. 
„Mir ſcheint jedoch, daß man 
nicht ſowohl dieſen und den vor— 
erwähnten Sinn mit jenem Vor— 
wurfe verbinden will, als vielmehr 
den, daß die Zentrumsfraktion ein 
ausſchließlich katholiſches 
Intereſſe verfolge. Das wäre 
aber nur dann der Fall, wenn die— 
ſelbe für die Stellung der katho— 
liſchen Kirche im Deutſchen Reich 
irgend eine Bevorzugung in An— 
ſpruch nähme, oder mit anderen 
Worten, wenn ſie das Recht der 
vollen Parität im Deutſchen Reiche 





für bie Proteſtanten in ihrer Rechts Wilh. Emmanuel Frhr. v. Retteler 
ftellung zu den Katholiken leugnete. h Sch £ 

„Da ift nun aber daS gerade Biihof von Mainz von 1850 bis 13. Juli 1877, 
Gegenteil der Fall. Durd ihre 1871 bis 1872 Mitglied des Deutichen Reichstags 
bezüglichen Anträge hat die Zen— für Tauberbiichofsheim. 


trumsfraftion vielmehr bewiejen, 

daß fie für die Stellung der Kirche 

im Reiche lediglich die Beſtim— 

mungen der preußiichen Verfaſſung fordert, und wer daher behaupten will, daß dieſes Beitreben ein ex— 
kluſiv katholiſches jei, der muß annehmen, daß die preußiſche Berfaffung jelbit exkluſiv katholiſch ſei. Der 
gedachte Vorwurf ift deshalb unberehtigt und willkürlich. Ich würde mich nie im Deutjchen Reichstag 
einer exkluſiv katholiſchen Partei in dem oben bezeichneten Sinn angejchloffen haben, weil ich feit zu dem 
Grundſatze ftehe, daß die Parität unter den verſchiedenen gefeglich anerfannten Konfeffionen öffentliches 
Recht in Deutſchland ift, und in diefem Falle kann ich ohne Anmaßung und ohne Furcht eines 
Widerjprudesim Namen aller meiner Fraktionsgenoſſen jpreden. 


Hüsgen, Windthorft. fi 
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„Die Zentrumsfraftion ift jo weit davon entfernt, eine exkluſiv fatholifche zu fein, daß die ent— 
ſchiedenſten Anhänger des Proteftantismus, wenn fie nur auf dem Boden des pofitiven Rechtes und der 
rechtlichen Parität ftehen, ihr angehören und in diefer Beziehung alle ihre Forderungen und Beftrebungen 
teilen fönnen. Es haben fi) ja auch in der Tat einige gläubige Proteftanten ihr angejchlofien, und id) 
möchte fie zum Zeugniffe darüber auffordern, ob fie je bei den intimften Beiprehungen ein Wort gehört 
haben, welches den Vorwurf einer erflufiv katholiſchen Richtung begründen fönnte. 


„Die Prinzipien der Zentrumsfraftion in Verbindung mit diefer Auffafjung der Rechtsparität für 
die verjchiedenen Konfeffionen bieten aber” — ſo ſchließt Biſchof v. Ketteler feine Ausführungen — „aud) 
die ſichere Zuverſicht, daß die Zentrumsfraftion im Deutſchen Reihötag eine Zufunft Haben 
muß. So wahr und recht ihre Prinzipien find, jo gewiß kann fie mit denfelben nicht unterliegen, jo 
gewiß muß die Zeit fommen, wo man ihren Beftrebungen wird Gerechtigkeit widerfahren laſſen müffen. 
Ich kann ſogar der Hoffnung nicht entjagen, daß, wenn erſt der Schutt, den man aufgehäuft hat, um 
die Zentrumsfraktion in ihren Beftrebungen zu verdächtigen, wird gelichtet jein und eine mahrere Be— 
urteilung fih Bahn bricht, noch viele gläubige und rehtlid denfende Proteftanten 
ih ihr anſchließen werden. Dadurch könnte aber die Zentrumsfraftion von großer Bedeu: 
tung für Deutfhlands Zufunft werden, wenn fi) auf dem Grunde der beiden Prinzipien 
(monad Religion, Sittlichfeit und Gerechtigkeit die allein wahren Grundlagen des Staates find und den 
Einzelftaaten möglichfte Selbftändigfeit der Geſetzgebung und Verwaltung verbleiben muß) jene Männer, 
Katholifen wie Proteftanten, friedlich vereinigten, welche in der Trennung des Deutſchen Reiches vom 
Boden des Chriftentums den Keim des Verderbens erfennen und welche zugleich, jolange wir nun ein= 
mal im Glauben getrennt find, für das friedliche Zujammenleben im gemeinjamen Vaterland eine feite, 
rechtliche Grundlage juchen.“ 


Die hier fo Mar und überzeugend dargelegten Anjchauungen des Biſchofes v. Ketteler 
waren nicht etwa nur in den Köpfen einzelner erleuchteter Führer der Zentrumspartei lebendig; 
fie waren vielmehr Gemeingut der ſämtlichen Mitglieder und, was mehr bedeutet, Der gefamten 
Wählerjchaft des Zentrums geworden. Gerade die gleich nad) der Gründung des Zentrums 
erfolgten Angriffe der Gegner hatten Hlärend gewirkt. Gar mander, der fi anfänglich der 
icharfen Unterſcheidung nicht bewußt geworden war zwiſchen einer Eonfefjionellen katholiſchen 
Fraftion — die Peter Reichensperger mit Recht als ein „Unglüd“ bezeichnet hatte — und 
einer politiihen Partei, die nunmehr allen als eine zwingende Notwendigkeit erſchien, hatte 
auf dem Wege der harten Erfahrung diefe Erfenntniz gewonnen. Das mußte namentlid) von 
der breiten Wählerjchaft des Zentrums gelten. Das katholiſche Volk, aus dem fi ja die 
Wählerſchaft der Partei fait ausjchließlich refrutierte, war durch die Tatſachen jelbjt zu der 
Ueberzeugung gedrängt worden, daß die Zentrumspartei nur unter der Bedingung eine 
fruchtbare politiiche Tätigfeit werde entfalten und eine unanfechtbare Stellung im fonftitu= 
tionellen Leben werde einnehmen fünnen, wenn fie ji unter Wahrung ihres chriftlichen 
Charakters ala eine politifche Partei mit feitem Fuß auf den Boden der Ver— 
faſſung jtelle. 


Vreilic waren e3 zunächſt nur Katholifen, die auf das Programm Hin wählten oder 
ſich wählen ließen. Aber aus diefem Umjtande ließ ſich mit ebenjowenig Fug und Recht auf 
eine fatholijchfonfefjionelle Natur der auf diejes Programm Hin gewählten Partei ſchließen, 
wie man bon den oſtpreußiſchen Konſervativen al3 von einer evangelijch-Fonfejlionellen Partei 
jprechen würde, weil fie lediglich proteftantifde Mitglieder aufweijen. 


Bald änderte ſich auch tatjächlich die Zufammenjegung der Zentrumsfraftion, indem ſich 
mehrere Broteftanten ihr zugefellten. Und daß es ihr voller Ernjt mit dem Grund— 
ſatze politiſcher Interkonfeſſionalität war, bewiejen ihre Wähler dadurch, daß fie ohne Be- 
denfen aud gläubige Proteftanten in Reichstag und Abgeordnetenhaus entfandten, die der 
Zentrumsfraktion beizutreten entſchloſſen waren. So ſchickten die Wähler des Kreifes Wall- 
dürn-Tauberbifhofsheim — an Stelle des Biſchofs dv. Ketteler, der am 14. März 1872 fein 
Mandat niedergelegt hatte — den proteftantifhen Rechtsanwalt Dr. Schulz in den 
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Reichstag. Und die katholiſchen Wahlmänner des Kreijes Mülheim-Wipperfürth rechneten es ſich 
dur Ehre an, den fonfervativen Proteftanten v. Gerlach bis zu feinem 1877 erfolgten Tode 
wiederholt mit der Vertretung ihres Wahlkreifes zu betrauen. 


Wie Windthorſt ſich die Zufammenjegung und die Aufgabe der Zentrumspartei vor— 
ſtellte, zeigt ich in dem Recdhenfchaftsberichte, den er am 13. Auguft 1872 feinen Wählern in 
Papenburg erftattete. Nachdem er angeführt hatte, daß die Sammlung der Katholiken in 
einem regen Vereinsleben dringend notwendig jei, bemerfte er weiter: 


„Aber wir müfjen im Auge behalten, daß wir den Verein, jobald es geihehen kann, ausdehnen 
auf alle Hriftlihen pofitiven Bekenntniſſe. ch habe die Ueberzeugung, daß der Kampf an 
dem Tag ein- für allemal beendet fein wird, wo alle pofitiv gläubigen Chriften in vereinter Kraft dem 
Unglauben gegenüberftehen. Wir bilden nur die erften Anfänge; wir wollen hoffen, daß die Brüder 
anderer Befenntnifje von pofitiver Richtung ſich uns anſchließen. Jedenfalls wollen wir nie 
etwas tun oder etwas jagen, was auch nur möglicherweife verlegen fünnte, Ich bemerfe, daß ich diejes 
bejonders deshalb ausſpreche, weil ich namentlich auch in Berlin die Erfahrung gemacht habe, daß die 
Zahl gläubiger PBroteftanten, die unſere Beftrebungen mit den wärmften Wünjcden be: 
gleiten, nicht Hein ift. Sie wird fi bald als recht groß erweiſen, wenn diefe Herren nur ſämtlich 
aufhören fünnten, allerlei unnötige Rüdjichten zu nehmen. Echon jetzt ftehen jehr angejehene Pro— 
tejtanten dem Zentrum nahe und bilden feine kräftige Stütze.“ 

Die lauten Beifallsbezeugungen, die dem Redner gerade an diefer Stelle nad) jedem 
einzelnen Satze zuteil wurden, bewieſen auf das deutlichjte das lebhafte Verftändnis und die 
Sympathie, die jeine Wähler diefen Ausführungen entgegenbradten. 

Neuerdings ift dieje Auffafjung übrigens aud) von der römijchen Kurie als durchaus 
rihtig anerfannt worden durch das Schreiben des Hl. Vaters Papſt Pius X. im Jahre 1906 
an Kardinal Fiſcher. (Bol. den fpäteren Abſchnitt: Windthorft als Politiker.) 
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In der erjten Sitzung des letzten Norddeutfchen Reichstages hatte als erjter Redner 
Peter Reihensperger dem Vaterlande den Glückwunſch dargebracht zu den glorreichen 
Siegen in Franfreihd. Er hatte gefchloffen mit den verheißungsvollen Worten: „Ich Hege 
feinen Zweifel, daß unter unjeren Augen die Tore des Kyffhäufers fih öffnen und daß wir 
den Morgengruß des erwachenden Kaiferreiches vernehmen werden.“ Die Verheißung war in 
Erfüllung gegangen. Ungehört aber war die Mahnung desjelben Redners verhallt, „das 
deutjche Volk werde verhöhnt, verkleinert, zertreten werden, wenn es in inneren politiſchen und 
religiöfen Streitigkeiten feine Kraft zerreibe; e8 werde dagegen groß und mächtig daftehen, 
wenn es in Einigkeit und Treue zujammenhalte“. 

63 war ein merfwürdiges Spiel des Schidjals, daß Peter Reichenspergers Bruder, 
Auguft Reihensperger, als erjter Redner im neuen Reichstage den erſten Angriff der 
feindlichen Mehrheit zu beſtehen Hatte. 

Auf den 30. März 1871 war die Debatte über eine Adreſſe an den Kaiſer feſtgeſetzt, 
welche das in der Thronrede niedergelegte Regierungsprogramm beantworten ſollte. Ein von 
dem Abgeordneten v. Bennigſen verfaßter und von Lasker vorgelegter Entwurf enthielt 
u. a. die tendenziöſe Stelle: „Die Tage der Einmiſchung in das innere Leben der Volker 
werden, ſo hoffen wir, unter keinem Vorwand und in keiner Form wiederkommen.“ Dieſem 
Satze war ein deutlicher Hinweis auf Italien zugefügt. Gegen dieſe völkerrechtlich unhaltbare 
Auslaſſung wandte ſich Auguſt Reichensperger, der einen anderen Adreßentwurf vorgelegt 
Hatte, mit aller Schärfe. Auch Windthorft griff in die Debatte ein; er erflärte es für ein 
Lebensintereſſe der katholiſchen Bevölkerung Deutſchlands, daß das Oberhaupt ihrer Kirche 
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unabhängig und frei in feinen Entſchließungen fei. Zu dieſer Unabhängigfeit gehöre un= 
zweifelhaft eine feit fundierte Souveränität auf eigenem Territorium. Aus dem Umftande, 
daß der Reichstag jede Aktion zugunften der weltlichen Gewalt des Papſtes offenfichtlich ver— 
weigern wolle, zog er den Schluß, „daß in dem neuen Deutſchen Reiche die Lebensintereſſen 
der katholiſchen Bevölkerung unberückſichtigt bleiben ſollen“. 

Die Haltung der liberalen Parteien im Reichstage war um jo auffälliger, als von 

höchſter Stelle den Katholiken der Schuß ihres Oberhauptes feierlich zugefichert worden war. 
Im Jahre 1867 hieß es in der Thronrede, mit welcher der Preußiſche Landtag eröffnet 
wurde: „Das Beftreben Meiner Regierung wird darauf gerichtet fein, den Anſprüchen Meiner 
fatholifhen Untertanen auf Meine Fürſorge für die Unabhängigfeit ihres Oberhauptes gerecht 
u werden.“ 
s Ebenfo hatte König Wilhelm in fpäterer Zeit zur Deputation der katholiſchen Mal= 
theferritter in Verfailles als Antwort auf eine durch Frhrn. v. Schorlemer-Overhagen über- 
reichte Adreſſe das inhaltſchwere Wort gefprohen: „Ih jehe in der Okkupation Roms 
einen Gewaltakt und eine Anmaßung Italiens und werde nad) Beendigung des Krieges 
mit anderen Fürften Schritte dagegen in Betracht ziehen.“ 

Wie durfte man es der Zentrumsfraftion verdenfen, wenn fie, auf ſolche Berheißungen 
geftüßt, die abjolute Feitftellung des Grundfages der Nichteinmiſchung befämpfte ? 

Noch Harer trat die Abficht der Mehrheit hervor bei den Beratungen über die Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches. 

Am 2. Juni 1869 hatte der Reichstag „mit großer Mehrheit- einem Antrage des Ab— 
geordneten Wiggers zugeftimmt, wonad) alle aus der Verſchiedenheit des religiöjen Bekennt⸗ 
niſſes hergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte in den Einzel- 
ftaaten aufgehoben werden ſollten. Windthorft Hatte damals den Antrag aus Verfafjungs- 
bedenken mit Bedauern befämpft; jet war die Zeit da, der Verfafjung eine jolde Beitimmung 
hinzuzufügen, wenn e3 der liberalen Mehrheit wirklich um Garantien für die bürgerliche und 
religiöfe Freiheit zu tun mar. 

Peter Reihensperger ftellte deshalb am 1. April 1871 bei Beratung des Artifels 2 
der Verfaſſung den Antrag, „die Artikel 12, 15 und 27/30 der preußiihen Verfaſſung in 
die DVerfaffung des Neiches aufzunehmen“, alfo diejenigen Artikel, welche die Preßfreiheit, 
Bereinsfreiheit, die Freiheit des religiöfen Befenntniffes und die Selbftändigfeit der Religions— 
genofjenichaften garantieren. Windthorft trat warm für die Annahme diejes Antrages ein 
und ſprach die Erwartung aus, daß die präfidiale Negierung dasjenige, was fie zum Heil 
ihres Staates Preußen für zwedmäßig erachtet habe, auch für das gejamte Deutjche Reich) 
für zwedmäßig erachten und damit weſentlich dazu beitragen werde, den Frieden zwiſchen dem 
Staat und den Kirchen herzuitellen. 

Seltjamerweife fam gerade aus dem fonjervativproteftantifchen Lager der heftigſte 
Widerſpruch. Abgeordneter dv. Blankenburg jah in dem Antrage den Verſuch, „auf die 
hriftlich-germanifchen Pfeiler des neuen Deutjchen Reiches römische Kapitäler zu ſetzen“. Auch 
aus den übrigen Parteien ftürmten die Gegner auf das Zentrum ein. Die Sozialdemokraten 
tieben vergnügt die Hände. Billig bemerkte Bebel: „Ich habe geglaubt, es würde ſich um 
eine prinzipielle Erörterung, ob Grundrechte oder nicht Grundredjte handeln; jtatt deſſen be- 
fommen wir zwei lange Sitzungen hindurch nichts weiter als Streitigfeiten über religiöje 
Dinge zu hören.“ 

Neichenspergers Antrag wurde mit 223 gegen 59 Stimmen abgelehnt. Die Katholiken 
wußten nun, was jie zu erwarten hatten. 

Welche Bedeutung man diejen Debatten beimaß, mag der Umſtand beweiſen, daß 
Kronprinz Friedrih Wilhelm, der nahmalige Kaiſer Friedrich III., denjelben in der 
Hofloge des Reichstages beimohnte. 





Die Sührer des Zentrums zu Beginn des Kulturfampfes. 





— 


eg 
PR cher 


707 IPA. 


Die Datierung „Berlin März 1872" jtammt von der Hand Auguſt Reichenspergers. 
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Die feindſelige Stimmung der Mehrheitsparteien gegenüber dem Zentrum trat be⸗ 
ſonders grell bei den Wahlprüfungen hervor. Man war geneigt, von vornherein alle Wahlen 
für ungültig zu erklären, bei denen ein „Einfluß von der Kanzel“ ausgeübt ſei. Unmutig 
ſah man ſogar in den Reihen der Konſervativen dieſem Beginnen zu. Abg. v. Blankenburg 
ſpottete: „Die Mehrheit des Hauſes ſolle lieber gleich beſchließen, daß die Zentrumsfraktion 
ihre Plätze zu verlaſſen habe; man habe ja wörtlich geſagt, wenn ein Pfarrer nur ſeinen 
Kandidaten nenne, jo ſei fein Katholik mehr im Wahlkreiſe frei.“ 

Mußte nicht bei einer ſolchen Stimmung des Haufes ein Antrag auf Einihränfung 
der Nedefreiheit auf der Kanzel den Wünfchen des Neichstages entgegenfommen? Die Probe 
follte bald gemacht werden. Als am 16. Oftober 1871 der Reichstag wieder zufammentrat, 
gab der zum erſten Vizepräfidenten twiedergewählte Fürft Hohenlohe der allgemeinen Stim— 
mung in dem bedeutjamen Hinweiſe Ausdrud: „Für die Zufunft werden die Kämpfe ji) 
ernfter geftalten und auch das Amt des Präfidenten jehwieriger werden. Auf welcher Seite 
ich ftehen werde bei diefen Kämpfen, weiß man; follte ich berufen jein, den Vorſitz zu führen, 
jo werde ich es zu vergefjen trachten.“ 

Die Zentrumspartei war don diefer Nede nicht wenig betroffen. Zum Danf dafür, 
daß fie für Hohenlohes Wahl geftimmt hatte, wurden ihr nunmehr noch hejtigere Partei 
fämpfe und Angriffe in Ausficht geftellt. Denn wohin die Andeutungen zielten, war nicht 
zu verfennen. Tatſächlich befand man fi) faum ſechs Wochen nad) Eröffnung des Reichs— 
tages mitten im Kulturkampfe. 


Die verbündeten Negierungen hatten auf Bayerns Antrag einen Zujat zum 8 130 
des Strafgeſetzbuches geftellt, wonach ein Geiftliher, der in Ausübung jeines Berufes 
in der Kirche oder einer anderen religiöfen Verfammlung Angelegenheiten des Staates in 
einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftand einer VBerfündigung oder 
Erörterung made, mit Gefängnis oder Feitungshaft bis zu zwei Jahren bejtraft werden 
jole. Die Vorlage blieb nicht ohne Widerfprud. Bei den Konfervativen, bei den Yort- 
ſchrittlern, ja jelbft bei der Neichpartei wurden Stimmen laut, das Geſetz jei prinzipiell 
falſch und werde feinen Erfolg haben. Der bayerische Abgeordnete Voelk dagegen beſchwor 
den Reichstag, dem Antrage Bayerns Folge zu geben: „Wenn der jtolze bayerijche Löwe 
unter die Flügel des Adlers flüchte, jo beweie das, daß er von dringender Gefahr be= 
droht ſei.“ 

Vom Zentrum wendete fi namentlih von Ketteler ernft und bejtimmt gegen den 
Entwurf. Windthorft fand in den Paragraphen eine treffliche Sluftration zu dem Sabe 
de3 liberalen Programms: Durch Einheit zur Freiheit! Man folle jett — fpottete er — 
lieber den Satz jo faſſen: „Durch Einheit nach Karlsbad ') und von Karlsbad in die Kaſe— 
matten!” Der Entwurf fei ein Tendenzparagraph, der ſich in feiner anderen Gejeßgebung 
finde. Was man vom Bundesratstifche gehört habe, fei nicht die Sprache eines Miniſters, 
jondern die Sprache einer Partei gewejen. Dann fuhr er fort: 

„Man jhreit: Es brennt in Bayern — nun, dann löſchen Ste doch in Bayern und laſſen uns 
in Ruhe. Treitjchfe hat es gelobt, daß Bayern hier Hilfe ſuche; ich teile dieſe Freude nicht, ich finde 
ein hochtragifches Moment in der Erſcheinung, daß der ftolze bayerijche Löwe aus Furcht vor jelbitge- 
machten Geſpenſtern unter die Fittiche des Adlers flüchtet... Man hat in Preußen unter der Herr- 
haft des Königs Friedrich Wilhelm IV., des größten Kirchenpolitifers, der in Deutſchland in dieſem 
Sahrhundert gelebt hat, eine neue Regelung des Verhältnifjes zwifchen Staat und Kirche aufgeftelft, mit 
welcher die fatholifche Kirche zufrieden war und ferner zufrieden fein wird... . 

) Anfpielung auf die berüchtigten Karlsbader Beſchlüſſe vom 20. Sept. 1819, durch 
welche auf Betreiben des Minifters Fürſten Metternich die Zenfur eingeführt, eine fortwährende Weber: 


wachung der Univerfitäten angeordnet und die unfelige Zentralunterfuhungstommiffion in Mainz ein- 
gejegt wurde. 
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„Wenn nicht alle Zeichen trügen, jo fteigen aus den inneren Verhältnifien der Völfer und ihren 
wirtihaftlichen und ſozialen Zuftänden ſchwere und beängftigende Gewitter herauf. Glauben Sie, 
daß Sie diefe Gewitter zu beſchwören imftande fein würden, wenn Ihnen nicht Beiftand geleiftet würde 
von den Kirchen? . . . 

„Die Abgeordneten Fiſcher und Schauß haben die Notwendigkeit des Geſetzes aus allerlei baye— 
riſchen Zeitungsausſchnitten dofumentiert. Es ſcheint, daß die gegnerifchen Herren aus Bayern es lieben, 
ihre ſchmutzige Wäſche in Berlin zu waſchen; das Waſſer der Jar ift vielleicht nicht waſchfähig genug. 
Dabei war von einer Tätigfeit der Geiftlichen auf der Kanzel nicht die Rede. Es handelt ji aber 
hier nit um einen Preßparagraphen, jondern um einen Kanzelparagraphen..... Ich werde für 
dieſes Ausnahmegejeg unter feiner Bedingung ftimmen fünnen und bitte Sie dringend, im Snterejje 
des dffentlihen Friedens es abzulehnen.“ 

Nicht ganz mit Unrecht waren bei der Zentrumspartei Zweifel an der Unparteilichfeit 
des DVizepräfidenten Fürften Hohenlohe aufgeftiegen. Er hatte den Abgeordneten MWindthorft zur 
Ordnung gerufen, weil er die Vorlage als „Unfinn“ bezeichnet Hatte, während er dem Ab- 
geordneten von Schauß die ftarfe Beleidigung von Mitgliedern des Hauſes ungerügt ließ: „Es 
jei ein Beweis der niederen Kulturftufe Bayerns, daß es den vierten Teil feiner Abgeordneten 
in da3 Zentrum entjendet habe.” 

Das Schickſal des Geſetzes war von vornherein beſchloſſen. Die erſte Abjtimmung er- 
gab eine Mehrheit von 179 gegen 108 Stimmen für die Vorlage. Ebenſo erhob ſich bei 
der Schlußabftimmung für das Geſetz eine „große Majorität”. Bereits am 10. Dezember 
1871 wurde e8 publiziert. Der Kulturfampf hatte mit diejem „Ranzelparagraphen“ feinen 
Anfang genommen. 


22. v, Mühlers Entlafjung. 


Der Klofterfturm im Jahre 1869 war das Wetterleuchten, aus dem die Katholiken 
das heranziehende Gewitter erfannten. Auch andere drohende Borzeichen konnten nicht unbemerkt 
bleiben. Der preußifche Kultusminifter v. Mühler, der ein leidliches Verhältnis mit den 
Katholiken zu unterhalten fich beftrebt hatte, war den Stürmern und Drängern längſt ein 
Dorn im Auge. „Mit diefem Minifter hilft alles Disputieren nichts; dieſer Minijter 
v. Mühler muß fort!“ rief übermütig der Abg. Ziegler am 19. November 1869 im Ab— 
geordnetenhaufe. Im Februar 1870 hatte ber Minifter um jeine Entlafjung gebeten; der 
König hatte fie abgelehnt. Ihn feſſelte das Gefühl der Dankbarkeit an die Männer, die 
ihm in der Konfliftszeit treu zur Seite geftanden hatten. Bismard machte aus feinem 
Aerger darüber fein Hehl. Im vertrauten Kreife klagte er bitter, ihm ſei das ganze Jahr 
1866 nicht fo ſchwer geworden, als es ihm ſchwer werde, zwei unbrauchbare Kollegen los 
zu werden. 

Auch den Konfervativen fonnte v. Mühler nichts mehr recht machen. „Wir wünjcen, 
daß die gegenwärtige Leitung des Kultusminijteriums eine andere werde!” erflärte am 5. Januar 
1871 Abg. von Blankenburg. 

Um jo interefjanter geftaltete fi) die Lage, als am 17. Januar 1871 v. Mühler eine 
Vorlage einbrachte, nach welcher das bis dahin firhlichen Organen anvertraute Schul: 
wefen in Hannover neu geordnet und weltlichen Behörden überantwortet werden jollte. 
Drei Jahre vorher hatte die Regierung nod) beftimmt verfichert, „fie könne die Landdroſteien 
nieht als geeignete Behörden für die Verwaltung des Schulweſens anſehen“. Der neue Ges 
jeßentwurf aber beftellte gerade dieſe Behörden zu fünftigen Organen der Schulverwaltung. 

In der Provinz Hannover hatte der Entwurf ſchwere Bedenken hervorgerufen. Bon 
den Taufend in Betracht fommenden Geiftlihen hatten 872 fi) gegen die beabfichtigte Aende- 
rung erklärt, von 52 Synoden (halb aus geiftlichen, halb aus weltlichen Mitgliedern be— 
ftehend) waren 50 gegen die Tendenz der Vorlage ſchlüſſig geworden, nur eine hatte ſich 
dafür ausgejprocdhen, die andere mit der Angelegenheit fi) überhaupt nicht befaßt. 
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Mit Windthorft und Dr. Zehrt traten die Proteftanten Brüel und Stroffer gegen die 
Vorlage auf, doch der Widerftand mar vergeblidh; der entjcheidende $ 1 wurde mit 228 
gegen 117 Stimmen angenommen. 

Die Lage war merfwürdig genug: „Rechter Hand, linker Hand, alles vertauſcht!“ Mit 
dem Rultusminifter gingen feine erbitterten Gegner von der linfen Seite des Haufes Hand 
in Hand für die Vorlage, während auf der anderen Seite die Konjervativen mit dem Zen— 
trum zur Bekämpfung des Gefetentwurfes ſich zufammenjhloffen. Aus den Verhandlungen 
Hang eine überaus gereizte Stimmung hervor. Miquel ſprach offen von der „Notwendigfeit, 
die bejtehenden Gejete des Staates gegen die Kirche in Schuß zu nehmen“. Wenige Tage 
vorher war von den „Herrjchaftsgelüften der Fatholifchen Geiftlichfeit”, von „ultramontanen 
und nationalfeindlichen Beftrebungen und Herrſchaftsgelüſten der katholiſchen Hierarchie” die 
Rede gewefen. Virchow hatte feine Freunde mit dem Gejpenft „eines eventuellen fünftigen 
päpftlichen Nunzius beim gegenwärtigen Kaiſer“ in Geſtalt des Erzbiſchofs von Gnejen zu 
ſchrecken geſucht — furzum, man merkte deutlid) die Spannung, die bald hernach in ge= 
waltigen Schlägen zur Entladung fommen follte. 

Faſt wie eine Naivität mutet es an, wenn ein Mann, wie der zur freifonjervativen 
Partei gehörige Domherr Dr. Künzer (Breslau), nachdem er erflärt hatte: „Er werde zum 
Geſetze jein Ja jagen und nicht glauben, dadurch feiner Kirche und feiner Religiongüber- 
zeugung den geringjten Schaden zuzufügen,“ feine Ausführungen mit dem Sabe ſchloß: 
„Wenn man aber den Bifhöfen zurufen wollte, ihr habt nicht mehr das Recht, über den 
Religionsunterricht zu wachen, die Lehrbücher für den Religionsunterricht zu beftimmen ujw., 
dann mag man auftreten und rufen: Caveant! Es ift Gefahr für die Fatholifche Kirche 
vorhanden !” 

Man hat auf das „Oaveant“ leider nicht gewartet, vielmehr kurzer Hand die Bijchöfe 
nicht nur aus der Schule, fondern fogar aus ihren Diözefen entfernt. 

Nun folgten nacheinander Maßregeln, die v. Mühler ficherlic) nicht aus eigenem An- 
trieb, jondern nur der Not gehorchend veranlaßte: Die Aufhebung der katholiſchen 
Abteilung im Kultusminifterium am 8. Juli 1871 und die Ausarbeitung von Ge— 
jeßentwürfen über die Schule und die Schulauffiht in liberalem Sinne. Aber alle dieſe Be- 
mühungen vor Mühlers, fih den Wünſchen der drängenden und Ieitenden Perjonen anzu⸗ 
ſchmiegen, genügten nicht. Der Reichskanzler und ſeine Gefolgſchaft bedurften für ihre Plaͤne 
eines Mannes, der aus anderem Holze geſchnitzt war. Anfangs des Jahres 1872 beſchloß 
eine freie Kommiſſion von Mitgliedern der Mehrheitspartei eine Reſolution in dem Sinne, 
das v. Mühlerſche Schulaufſichtsgeſetz ſei im Prinzip gut; im einzelnen müſſe es er⸗ 
heblichen Abänderungen unterzogen werden; die Ausführung aber könne unter keinen Um— 
ſtänden dem gegenwärtigen Miniſterium anvertraut werden. Noch ſchärfer trat das Miß⸗ 
trauen hervor bei der an ſich recht unbedeutenden Frage der geſchäftlichen Behandlung zweier 
Vorlagen betreffend die Errichtung eines Geſamtkonſiſtoriums und die Aufbringung der Sy— 
nodalkoſten für die evangeliſche Kirchengemeinſchaft. 

Windthorſt klärte die Lage durch die ironiſche Bemerkung: „Es wird offenbar beab- 
fihtigt, bei der Erörterung diefer Frage ein großes Turnier zu halten über die Frage, wer 
hier im Sande Kultusminifter fein fol. (Heiterkeit) Wenn man ein ſolches Turnier beab- 
fihtigt, jo werde ich mit großer Befriedigung daran teilnehmen“ (Große Heiterkeit), worauf 
der liberale Berliner Stadtrat Tehow erwiderte: „Es handelt ſich vielmehr darum, ob die 
Majorität diejes Haufes zu dem gegenwärtigen Inhaber und Leiter des Kultusminifteriums 
Vertrauen hat oder nicht.“ Auch der Reichskanzler hatte die Hand im Spiel. 

„Bismarck hat fich vorgeftern mit uns drei Präfidenten, Lasker und Hennig längere Zeit auf 
das unbefangenfte darüber unterhalten, wie im Abgeoronetenhaufe, um Mühler den Reſt zu geben, eine 
Vereinigung verſchiedener Parteien zu einer Miktrauenserflärung gegen Mühler zuftande zu bringen 
ſei,“ ſchreibt Bennigſen an feine Frau unter dem 13. Januar 1872 (Onden I, ©. 236). 
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Die Tage dv. Mühlers waren gezählt. Am 13. Januar fam ein Zettel ins Abgeord- 
netenhaus, der die Worte enthielt: „Das Logis Unter den Linden 4 ift frei, Friede feiner 
Aſche!“ Die liberale Partei jubelte. 

Nur mit Widerftreben hatte der König in die Entlafjung v. Mühlers eingemilligt; 
noch weniger zufrieden war er mit dem Manne, den Bismard zu deſſen Nachfolger ausge— 
ſucht Hatte, den Geheimen Juftizrat Dr. Falk, weil er diefen bei den Verhandlungen über 
die Heeresorganifation in den Reihen der Gegner gejehen hatte. 

Wie e3 dem Reichskanzler gelang, den Widerftand des Königs zu überwinden, erzählt 
fein damaliger Preßdezernent im Auswärtigen Amte, Profefjor Aegidi: 

„Eines Tages nannte mir Bismard, da er mich doch alles willen ließ und von den 
ſtaatskirchlichen Dingen das Geheimnis hat willen laſſen, den Namen Falf. Ihm ftünden, 
äußerte der Fürft, antiliberale Velleitäten Seiner Majeftät entgegen... . Da entdedte ic) 
in meinen Zeitungsauszügen einen Artifel, in welchem Falk wegen einer Rede heftig ange 
griffen war, welche die Reorganifation der Armee rechtfertigte. Ich Tegte den Artifel dem 
Fürften vor; er lachte vergnügt, ... . und rief mir zu: Wohlauf zur Falkenbeize! Das ver- 
fing: Falk wurde Minifter.“ 

Der Name des neuen Kultusminifters wird übrigens aud) von dem fonjt jo erniten 
Kriegsminifter von Roon zu einem ähnlichen Wortfpiel benußt. „Die große Taltenjagd hat 
heute begonnen,“ jchreibt er am 16. Januar 1873. 


23. Kultusminifter Dr. Salf. Die Aufhebung der Tatholijchen 
Abteilung. 


Am 26. Januar 1872 erſchien der neuernannte Kultusminifter zuerft am Miniſtertiſch 
im Abgeordnetenhaufe. Wenige Tage jpäter, am 30. Januar, bradte Frhr. von Mal— 
Yindrodt die Aufhebung der katholiſchen Abteilung im Kultusminifterium zur Sprade, die 
ſchon feit Jahren dem Neichsfanzler ein Dorn im Auge war. Er betrachtete fie als eines 
der verfehlten Experimente eined von unpraftiihen romantifchen Anſchauungen irre geführten 
Regenten. In wegwerfendem Tone bemerfte er Aegidi gegenüber : „Den guten König Yriedrid) 
Wilhelm IV. leitete bei ihrer Errichtung die Fromme Idee, dab das Recht des Staates gegen= 
über den Katholifen am beiten von Glaubensgenofjen geübt würde.“ 

Windthorfi führte die Debatte auf eine breitere Grundlage, indem er die Parität3- 
frage im großen aufrollte. Er beflagte vor allem, daß in Preußen die Katholifen geflifjent- 
ih von allen maßgebenden Stellen ausgeſchloſſen würden. 

„Sie figen nicht im Kabinett, nicht in den Minifterien, fie find unter den vortragenden Räten 
ebenjowenig nach Maßgabe der Bevölkerungszahl vertreten, wie in den Regierungen. . . . Die neuer= 
dings von der Regierung den Katholiken gegenüber eingenommene feindliche Stellung ift ein Bruch mit 
der bisherigen preußiſchen Tradition. . . . Freilich wird von der anderen Seite behauptet, die Katholiken 
fingen den Streit an. Ich wünſche nichts mehr, als daß wir in die Lage kämen, endlich die Kirchliche 
Diskuffion aus unſeren Verfammlungen zu entfernen, damit mir in Ruhe und Frieden gemeinjam an 
dem Haufe bauen fünnten, in dem mir ja gemeinjam wohnen wollen, in dem Haufe, welches groß genug 
ift, um allen eine freie Bewegung zu laffen. . .. Es ift eine befannte Sache, daß, wenn zwijchen zweien 
ein Streit ift, jeder behauptet, der andere hätte angefangen. Ich überlaffe es getroft der Geſchichte, wer 
angefangen hat; aber es jcheint, daß man e8 nicht mehr verträgt, wenn die Katholifen bei einem gegen 
fie gerichteten Angriff ſich noch verteidigen. Man findet eg überrajchend, daß diejelben noch nicht tot 
find (Heiterfeit) und, meine Herren, tot find fie noch nicht.“ 
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Den Angriffen des Abgeordneten Wehrenpfennig gegenüber nahm er das ver- 
ftorbene Mitglied der Fatholifchen Abteilung Geheimrat Schmedding energiſch in Schuß und 
forderte auch bezüglich der übrigen Mitglieder Darlegung der Fälle, in denen fie angeblid) 
ſchädlich eingewirkt haben follten. Jetzt beſtehe das Kollegium, das beſonders geeignet ſein 
joll, auch über katholiſche Angelegenheiten unparteiijch zu urteilen, aus einem evangelijhen 
Minifter und aus jo vielen Näten, daß unter zwölf Mann ein Katholif fite. In Holland 
habe man verfafjungsmäßig neben den evangelifchen Minifter einen katholiſchen geftellt. 

„Wenn jo alles ohne Rüdficht auf die Konfefjion gehen fol, nun, m. H. dann denfen 
Sie fi) doch einmal neben dem protejtantifchen Minifter elf fatholifche Räte zur Behandlung 
der evangelifchen Angelegenheiten, dann wer— 
den Sie jo recht begreifen, wie und gegen— 
wärtig zumute ift bei der Lage, in der wir 
uns befinden.“ 

Im übrigen fei, wenn auf die fatholijche 
Abteilung zurüczuführende Akte zu tadeln 
jeien, für die Erlaſſe aus dem Minifterium 
allein der Kultusminifter verantwortlich, nicht 
die betreffende Abteilung. 

Unmittelbar nad) Beendigung der Rede 
erhob ſich Minifterpräfident Fürſt Bismard 
zur Erwiderung. Er lehne jede Verpflichtung 
einer fonfefjionelen Volkszählung ab; auch 
er bedaure in hohem Grade, daß fein Katholif 
im Minifterium jei; er würde einen fatho- 
liſchen Kollegen mit Freuden begrüßen, aber 
bei der augenblidlihen Sadlage in einem 
fonjtitutionellen Staate bedürften wir Mini- 
fterien einer Majorität, die die Richtung der 
Staatsregierung im ganzen unterjtüße. Ohne 
eine gewilje Homogenität jei ein Minifterium 
heutzutage nicht mehr haltbar. Er jei mit ver- 
antwortlich für das, was der Kultusminifter 
tue, und der Kultusminifter müßte jeinerjeits 
ausfcheiden, wenn er für dasjenige, was er, 
Bismard, tue, die Verantwortung nicht tragen 
fünne. 

Alsdann erging ſich der Minifterpräfident 
in den ſchärfſten Angriffen gegen das Zentrum. 

„Ich habe es von Haus aus als eine der ungeheuerlichften Erjcheinungen auf politiſchem 

Gebiete betrachtet, daß ſich eine konfeſſionelle Fraktion in einer politiſchen Verſammlung bildete, eine 
Fraktion, der man, wenn alfe übrigen Konfeffionen dasjelbe Prinzip annehmen wollten, nur die Geſamt— 
heit einer evangeliſchen Fraktion gegenüberftellen müßte. Dann wären wir allerjeit3 auf einem infom- 
menjurablen Boden, denn damit würden wir die Theologie in die öffentlichen Verſammlungen tragen, 
um fie zum. Öegenftande der Tribünendisfuffion zu machen. 
Es war ein großer politiſcher Fehler, den die Herren vom politiſchen Standpunkte des Vorredners 
begingen, daß fie dieje Fraktion überhaupt bildeten. Eine rein fonfejjionelle Fraktion auf rein 
politijhem Boden, indem Sie Ihre Glaubensgenofen aus den verjchiedenften Fraktionen durch die 
Einflüffe,: die Ihnen zu Gebote ftehen, nötigten, fi Ihnen anzuſchließen.“ 

Die BParitätsforderung Iehnte Fürft Bismard ab, man wiſſe nicht, wo 
das aufhören jolle. Beim Minifterium fange man an, die Oberpräfidenten müßten dann 
aud nad dem Verhältniſſe wie 4:7 — er wiſſe nicht, wie es fei, wolle es auch nicht wifjen 





Ludwig Windthorft. 
Bildni3 aus dem Jahre 1872. 
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— gezählt werden; die Beamten in allen Negierungsbehörden natürlid) aud. Die unionierte 
Landesfirche, die Iutherifche, die reformierte habe vollftändig die analoge Berechtigung wie die 
katholiſche. Sobald man den Staat in Eonfejjionelle Stüde ſchneide, in welchem jede Konfeſ— 
fion ihren verhältnismäßigen Anteil haben müffe, fomme auch noch die ganz beträchtliche 
Kopfzahl der jüdijchen Bevölkerung in Betracht, deren Mehrheit ich ja durch ganz bejondere 
Befähigung und Intelligenz für die Staatsgeſchäfte auszeichne, fügte er unter großer Heiterfeit 
hinzu und fuhr dann fort: 


„Sch Habe, als ich aus Frankreich zurückkam, die Bildung diefer Fraktion nicht anders betrachten 
fönnen als im Lichte ver Mobilmachung 
der Bartei gegen den Staat, und 
ich habe mich gefragt, wird diejes ftreitbare 
Korps der Regierung verbündet jein, wird 
es ihr. helfen wollen oder wird es fie an— 
greifen. Ich bin etwas zweifelhaft ges 
worden, als ich die Wahl ihrer Führer 
jah, als ich jah, daß ein jo fampfbereites 
und ftreitbares Mitglied, wie der Herr 
Vorredner, ſofort an die Spige trat, ein 
Mitglied, welches meinem Cindrude nad 
von Anfang an aus Gründen, die ich achte 
und ehre, ungern und mit Widerftreben 
der preußiſchen Gemeinjchaft beigetreten ift, 
ein Mitglied, das bisher niemals durch jeine 
Haltung und durd) die Färbung feiner Rede 
befundet hat, daß es diefen Widerwillen 
überwunden habe, ein Mitglied, von dem 
ich noch heute zweifelhaft bin, ob ihm die 
Neubildung des Deutjchen Reiches will: 
fommen ift: in diejer Geftalt die deutſche 
Einigung annehmen will, oder ob er fie 
lieber gar nicht gejehen hätte. Darüber 
bin ich noch immer im Zweifel. Ich 
wurde in der Tat überraſcht dur die 
Haltung, welche die mobilgemachte Armee 
einnahm.” 

Er habe gehofft, an einer ftreng 
firhlichen Partei eine Stüge für die Re— Otto Fürſt von Bismard 
gierung zu finden, zu feinem Leidweſen (geb. 1815, geft. 30. Juli 1898 zu Friedrichsruh). 
aber gehört, daß die Wahlredner an die 





Seit 1862 preußiicher Minifterpräfident und Minifter des Aus: 


Leidenſchaft der unteren Klafien appelliert wärtigen, Kanzler des Deuticyen Reiches von 1871 bis 18 März 
hätten, um fie gegen die Regierung zu 1890. In den erblichen Grafenftand erhoben 1865, in den erb- 
erregen. lichen Fürftenftand März 1871. 


„Die höchſten Zeugnifje von Seiner 
Heiligkeit dem Papite, die Zeugnifje der Bi— 
ichöfe haben ung darüber vorgelegen, daß man mit uns zufrieden jei; wir hatten gehofit, daß dieje Zufriedenheit 
fi), einigermaßen bei dem Einfluß auf den gemeinen Mann, wie er auf der Kanzel und im Beihtituhle 
geübt wird, zeigen und erfennbar machen würde, und wie ich jah, daß doch mehr das Gegenteil der Ball 
war, da bin ich zweifelhaft geworden und einen Schritt zurücgetreten. Wie ich ferner gefunden habe, 
daß die Fraktion, von der ich ſprach, im Reichstage fich bereitwillig Elemente aneignete, deren fortdau⸗ 
ernder prinzipieller, von mir und mehreren Seiten in ſeinen Motiven ja nicht angefochtener Widerſpruch 
gegen den preußiſchen Staat und gegen das Deutſche Reich notoriſch war und ſich aus dieſen Elementen ver- 
ftärfte, Proteftanten, die nichts mit diefer Partei gemein hatten, als die Feindſchaft gegen das Deutſche 
Reich und Preußen, in ihre Mitte aufnahm, daß fie Billigung und Anerkennung fanden bei allen den 
Barteien, die, jei es vom nationalen, jei e8 vom revolutionären Standpunkt aus, gegen den Staat feind- 
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lich gefinnt find, eine Gemeinſchaft, die die Herren vielleiht im Prinzip zurückweiſen, die fie aber doch, 
jei e8 wider ihren Willen, auf dent Wege, den fie gingen, fanden — da bin ich mir immer Hlarer in 
der Beſorgnis geworben, daß wir durch dieſe Partei zu der bedauerlihen Situation fommen würden, 
in der wir uns befinden.” 

Ueber die fatholifche Abteilung im Kultusminifterium bemerft der Minifter- 
präfident, fie habe im abfoluten Staat ihre volle Berechtigung gehabt; im fonjtitutionellen 
Staate fei es feines Erachtens nad) ganz unverträglid mit dem Grundbegriffe der Verfaſſung, 
daß die Zugänglichkeit für gewilje politifche Rechtsftellen in den Minifterberatungen von der 
Konfefiion abhängig gemacht würde. Entweder habe der Kultusminifter eine Verpflichtung, den 
Anfichten feiner fatholifchen Näte zu folgen, und dann könne er für diefen Teil feiner amtlichen 
Tätigkeit verfaffungsmäßig nicht mehr verantwortlich fein, oder er habe dieſe Verpflichtung nicht, dann 
jei es auch nicht erforderlich, daß diefe Räte in eine befondere Abteilung formiert werden, welche 
ftatutengemäß einem beftimmten Befenntnis angehören müfjen. Er wolle niemand bejhuldigen, 
gegen feine Ueberzeugung gehandelt zu haben, aber er leugne nicht, daß die Richtung diejer 
katholiſchen Abteilung degeneriert hätte. Sie habe urſprünglich den Beruf gehabt, freund- 
ihaftlich die Nechte des Staates in bezug auf die Fatholifche Kirche auszuüben und zu ver— 
treten, fie habe aber jchließlich den Charakter angenommen, daß fie ausjchließlich die Rechte 
der Kirche innerhalb des Staates und gegen den Staat vertrat. Schon vor mehreren Jahren 
habe er gelegentlich bei Sr. Majeftät dem Könige zur Sprache gebracht, ob es nicht nüßlicher 
wäre, an Stelle diefer Abteilung einen päpftlihen Nunzius zu ſetzen, von dem jeder 
wiſſe, was er vertritt und zu vertreten verpflichtet jei, und dem gegenüber man diplomatijche 
Borfiht walten Yafjen fünne und der ſeinerſeits den kirchlichen Souverän, den er vertrete, 
unmittelbar ohne zwijchenliegende Inſtanz und ohne falſche Strahlenbrehung in Kenntnis 
jeße. Er habe nicht gewagt, diefer Anregung Folge zu geben, weil er jomohl an höherer 
Stelle als aud in der öffentlichen Meinung eine jtarfe Abneigung dagegen vorgefunden habe. 
Ob man nicht ſchließlich doch auf diefen Ausweg fomme, überlaffe er der gejhichtlichen Ent- 
wicklung. Konzeſſionen in der jegigen Lage zu maden, fei ihm unmöglih. Nach der alten 
Frage von dem Wanderer, dem der Wind den Mantel nicht nehmen konnte, während ihm 
die Sonne ihn abgewann, würde man mit der Sonne wohl weiter gefommen jein. 


Ferner, fuhr Bismard fort, jei die Situation nicht bloß durch die Gründung diefer 
fonfellionellen Fraktion geklärt worden, jondern aud) durch die in der Tat in unferen poli= 
tijchen Debatten ganz unbegründete Leidenjchaftlichfeit des Tones, vorzugsweife in der Preſſe. 
Bon der Tonart der Preffe habe ſich der Vorredner foweit ferngehalten, wie e8 die Tradi- 
tionen dieſes Haufes und feine Herrfchaft über die Sprache mit ſich bringe, aber ganz frei 
von der Leidenschaftlichfeit habe er feine Auffaffung nicht finden fünnen. Der Herr Vorrebner 
habe zur Regierungsprefje Blätter gerechnet, die es ihren Interefjen entjprechend finden, Mit 
teilungen der Regierung, wenn fie ihnen zugehen, aufzunehmen. Nachrichten nähme jede Zeitung 
gern auf, aud Räfonnements, wenn fie gut gejchrieben jeien, dafür hätten fie ihr weißes 
Papier mitunter zur Dispofition geftellt; aber jede Zeitung, für deren Inhalt die Regierung 
verantwortlich jein jollte, müßte die Sangweiligfeit eines Staatsanzeigers annehmen. Die 
atholifche Zeitung Germania habe wiederholt ihre Solidarität mit der bayrijchen Preſſe be— 
zeichnet und ausdrücklich erflärt, daß fie fie als Vertreter ihrer Richtung anerfenne. (Abg. 
Reichensperger: Nicht anerkenne!) Es ſolle ihm lieb fein, das zu leſen; er glaube auch, daß 
in der neueren Zeit eine gewiſſe mildere Auffaffung, die er an anderen Orten, nur nicht in 
diefer Fraktion fpüre, ihren Weg gefunden habe. Aber das Uebereinſtimmen der verſchiedenen 
Preßorgane, der innere Zufammenhang bis zu den im Auslande, 3. B. in Genf, erjcheinen- 
den hinaus, habe den Eindruck vervollftändigt, daß die Mobilmahung in feinem für Die 
Regierung freundlihen Sinn erfolgt fei, und die Regierung müfje fich eben mehren. 

„Es ift der ernfte Wille der Regierung, und ich glaube, aufrichtig kann niemand daran zweifeln 
daß jede Konfeffion, und vor allen Dingen diefe jo angejehene und durch ihre Volfszahl große fatholifche, 
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innerhalb dieſes Staates ſich in aller Freiheit bewegen ſolle. Daß fie außerhalb ihres Gebietes eine 
Herrſchaft ausübe, das können wir in der Tat nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt mehr auf 
dem Gebiete für die Eroberung der hierarchiſchen Beftrebungen, als auf dem Gebiete der Verteidigung. 
An der Altkatholikenfrage ift eine Kollifion zwiſchen dem kirchlichen Rechte, wie es ſich heraus- 
gebildet hat, und der augenblidlich beftehenden Staatsgeſetzgebung rechtlich unvermeidbar gemejen. Dieje 
KRolifion zu löſen in ſchicklicher Weile, betrachte ich als die Aufgabe einer weiteren Gejeggebung, deren 
der neue Kultusminifter ſich mit Vorliebe und Beichleunigung annehmen wird. Dogmatiſche Streitigs 
feiten über die Wandlungen oder Deffarationen, welche innerhalb des Dogmas der fatholiihen Kirche 
vorgegangen jein jollen, zu beginnen, liegt der Regierung ſehr fern und muß ihr fernliegen. Jedes 
Dogma, aud das von uns nicht geglaubte, welches joundjo viele Millionen Landsleute teilen, muß 
für ihre Mitbürger und für die Regierung jedenfalls Heilig ſein.“ 

Aber den geiftlichen Behörden könne man den Anſpruch auf die Ausübung eines Teiles 
der Staatsgewalt nicht einräumen. Von der Regierung eines paritätiichen Staates fünne 
man auc, nicht verlangen, fie ſolle Tonfeffionell auftreten nad irgend einer Richtung Hin. 
Konfefjionell fünne eine Regierung als jolhe nur auftreten, wenn fie eine StaatSreligion habe, die 
wir nicht haben. Der Vorredner wolle dem jubjtituieren fünf bis ſechs Staatsreligionen, von 
denen jede ihre ftaatliche Geltung und Berechtigung haben joll, nämlich eine ziffernmäßige 
Beteiligung nach Maßgabe einer genauen, durd) das ſtatiſtiſche Bureau zu ermittelnden Volks⸗ 
zählung, wobei außerdem noch feitgeftellt werden müßte, ob alle Katholiken ihrerjeit3 mit dieſer 
Quotifierung im Staat einverjtanden jeien. Und er beftreite, daß die Herren, die hier der 
Staatsregierung gegenübertreten, die Mehrheit ihrer eigenen Glaubensgenofjen auf ihrer 
Seite hätten; das beftreite er und gewärtige den Beweis. 


Nach dem Minifterpräfidenten gelangte noch Graf Bethufy-Huc zum Wort. Als— 
dann wurde unter Ablehnung eines Vertagungsantrages jofort Windthorjt das Wort 
erteilt. Er gab die Verfiherung ab, daß er und feine Freunde zu jeder Stunde bereit 
jeien, alles zu tun, um den Frieden herzustellen, denn der Streit ſchade vor allem dem Vater- 
lande. Die Streitenden würden ſchwerlich zu einem objektiven Urteile darüber fommen, wer 
den Streit begonnen habe. Der Minifterpräfident habe gejagt, er habe die Bildung der 
Fraktion, der Nedner angehöre, als eine Mobilmahung zur Bekämpfung des Staates an- 

geſehen. 

„Wenn der Herr Miniſterpräſident annimmt, daß jede Bekämpfung ſeiner Maßregeln und ſeiner 
Politik ein Kampf gegen den Staat iſt, dann hat er vielleicht in dieſem oder jenem Punkte recht; aber, 
m. H., ich bin jo frei, anzunehmen, dab es noch nicht richtig iſt, daß der Herr Miniſter— 
präſident der Staat jei. Ich kann ein eifriger Anhänger des Staates und des Vaterlandes 
jein und doch mid in meinem innerften Gewiſſen genötigt finden, viele Maßregeln zu befänpfen, und 
zwar energiſch zu befämpfen, welche der Herr Minifterpräfident einzuleiten für gut finde. Das ift in 
allen Staaten jo gewejen, und es ift vor allem in England jo gewejen, und fein Minifter in England 
hat e8 noch gewagt, zu jagen, wenn man feine Maßregeln bekämpft, dann befämpfe man den Staat!" 


Mit allem Nachdrucke wendet ſich Windthorft gegen die Behauptung des Reichskanzlers, 
das Zentrum ſei eine fonfeffionelle Fraktion. Wenn e8 id finde, daß für die 
nad jeinem und feiner Freunde Dafürhalten rihtigen Staatsgrundjäge die Katholiken in 
größerer Anzahl einträten als andere, dann liege das daran, daß die Katholifen in der Auf— 
faſſung politijcher Fragen von humaneren Vorderſätzen ausgehen. Aber e8 fei gar nicht richtig, 
daß die Grundfäße der Zentrumsfraftion lediglid von Katholifen gebilligt 
werden. „Es ift eine jehr große Zahl von Proteftanten (Aha!), eine jehr große Zahl von 
Proteftanten, m. 9., größer, als Sie heute glauben, für diefe Grundfäße, und es wird ſich 
im Laufe der Zeit zeigen, daß ich nicht unrecht habe. Warten Sie nur, die Zentrumsfraktion 
wählt von Tag zu Tag (Oho! Heiterkeit), und fie wächſt namentlich auf dem proteftantifchen 
Gebiet — id) jage Ihmen das mit voller Ueberzeugung —, bei Ihnen von der nationallibe- 
ralen Partei allerdings nicht.“ 
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Die Worte der Anerkennung ſeitens des Minifterpräfidenten lehnte er als unverdient, 
die Worte des Tadels als unbegründet ab. Bon Leidenfchaftlichkeit in parlamentariſcher 
Debatte wiſſe er fich frei, fein Puls ſchlage ſechzig Schläge jebt wie außer dem Parlamente. 
(Heiterkeit) Er wolle e8 ruhig der Beurteilung der Lejer feiner Rede und der des Herrn 
Minifterpräfidenten überlafjen, wo ihrer Anficht nach die meiften Pulsſchläge waren. Er frage 
den Minifterpräfidenten, wo die Fraktion des Zentrums irgendwie agreſſiv geweſen jei. Sie 
habe im Neichstage mehr als einmal im entſcheidenden Momente für die Regierung gejtimmt, 
fie habe das auch hier im Haufe getan. Wenn aber die Regierung von reits in jo bedenf- 
lich raſchem Tempo nad) links rüde, wie das jetzt der Fall ſei, dann jei es nicht jedermanns 
Sache, ſo raſch umzurutſchen und auf der Stelle nach links zu gehen, während man bisher 
rechts zu gehen gewohnt war. 

Ein beſonderes Gewicht legte Windthorſt darauf, zu konſtatieren, der Miniſterpräſident 
habe unbedingt die Herrſchaft der Majorität proklamiert. Mit der Majorität muß 
ich gehen, habe er geſagt, deshalb muß ich aus der Majorität die Miniſter nehmen. 

Was die Preſſe anbelange, ſo habe das vom Miniſter genannte Blatt ſich gegen 
Auslaſſungen unpatriotiſcher Natur ſehr energiſch verwahrt, aber keine Partei im Hauſe über— 
nehme die Verantwortung für alles das, was die Blätter ihrer Partei ſagten. Auch die 
Fraktion des Zentrums habe kein von ihr ſelbſt inſpieriertes Blatt, und diejenigen Blätter, 
welche die Beſtrebungen der Zentrumspartei teilten, würden ſich ſelbſt zu rechtfertigen wiſſen. 
Ueber den Ton in der Preſſe dürfe ſich kein Menſch wundern; wenn die bezahlte Preſſe 
einen ſolch ſcheußlichen Ton anſchlage, ſei es verzeihlich, wenn auch andere Blätter dann und 
wann aus der Rolle fielen. Der Miniſterpräſident habe neulich wie Graf Eulenburg geſagt: 
„Oh, mit dieſen Blättern haben wir gar nichts zu tun, die ſtehen auf eigenen Beinen, wir 
geben ihnen nur dann und wann einen kleinen Brief oder ein Paket mit auf die Reife.“ 
Er antworte dem Herrn Minifter: „Wer reine Hände hat und fie behalten will, der befördert 
feine Briefe und Pakete nicht mit dem Düngerwagen.“ 

Der Minifterpräfident habe der Zentrumsfraftion einen bejonderen Vorwurf daraus 
gemacht, daß feine Fleine Perſon zu ihr gehöre. Den daraus erfolgten Tadel müſſe er 
ganz entjchieden zurückweiſen. 

„Wenn ich nicht jo leicht twie andere die Vergangenheit vergefje und vergefjen fann, jo werde ich - 
das hier jederzeit offen und ehrlich geitehen; ich habe das zu jeder Stunde auch gejtanden, und darüber 
ift, fan niemand im Zweifel fein. Nur nicht vergeffen, was man einft geliebt! Dann aber jage ich, 
ich ftehe hier auf dem Boden der Verfaffung, und im Reiche ftehe ich auf dem Boden der Reichsver- 
faffung; wenn ich daftehe und nach meiner beten Weije kämpfe für das, was ich für recht halte, jo hat 
fein Minifter, auch ein Fürft nicht, das Necht, irgend einen Zweifel gegen mich zu erheben.” 

Was die Ausführung des Minifters bezüglih der Paritätsverhältnilfe anbelange, 
fo habe niemand verlangt, daß bis in die Dezimalbrüche hinein die Sache geordnet werden 
ſolle; man verlange nur, daß nicht aus den Mißverhältnijfen der Angeftellten im Lande zu 
der Bevölkerungszahl Har die Zurücdjeßung der Katholifen hervorgehe. Der Herr 
Minifter habe gejagt, er fünne die Leute nicht aus dem Zentrum nehmen. Allerdings bei der 
Stimmung, die für dasjelbe herrſche, müfje jeder, der in das Zentrum eintrete, jede Ausficht 
auf Beförderung fahren laſſen. Er billige das nicht, betrachte es aber im Augenblid als 
eine Wohltat, da niemand jebt jelbitfüchtige Motive beim Zentrum vorausfegen fünne. Aber 
es gäbe Katholifen auch außerhalb der Fraktion des Zentrums, warum würden die nicht be= 
fördert? Ungmeifelhaft hätten auch andere Konfefjionen das Recht auf Berüdjihtigung, und 
in den vergangenen Seffionen hätte er mit feinen Freunden wiederholt die Stimme erhoben, 
daß den Siraeliten ihr Recht werden müſſe. 

Die angebliche Verbindung nad Genf und wo fonft noch hin erinnere lebhaft an die 
Auslaſſungen der Blätter des Minifters, das Zentrum fei mit der Internationale und weiß 
Gott mit wen jonjt noch in Verbindung. Demgegenüber ftelle er furz und bündig feit, daß 
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ihm von allen behaupteten Verbindungen nicht befannt jei. Die Genfer Korrefpondenz ') 
babe er bis zur. Stunde nicht ein einziges Mal gejehen. Uebrigens würde das Zentrum 
jederzeit bereit fein, fi aufzulöfen und in die anderen Fraktionen überzutreten, wenn eine 
derjelben ein annehmbares Programm aufſtelle. Redner ſchließt dann mit dem Sape: 

„a, im Intereſſe des Friedens würde das Zentrum noch weiter gehen: Wenn die brennenden 
Beſchwerden der Katholiken endlich bejeitigt find, wenn der Angriff, der konzentriſch auf die katholiſche 
Kirche gemacht ift, nachgelaffen hat, dann wird das Zentrum fich jehr gern auflöfen, weil es in der Tat 
der Ruhe bedarf, die der nun ſchon jo lange dauernde Kampf täglih mehr wünſchenswert madt. So 
lange aber diejer Angriff dauert, und zwar dauert unter den Aufpizien der Regierung, fo lange wird 
das Zentrum auf jeinem Plage jein — nie agreſſiv, immer verteidigend, aber mit Energie 
verteidigend!“ ; 

Dieje Debatte erregte die Gemüter im ganzen DVaterlande. Ein jo ſcharfer Ton war 
jeit den Tagen der Konfliftszeit nicht mehr vernommen worden. „Was wird noch fommen?“ 
fragten die Katholiken in Preußen. Nur eine Beruhigung durften fie aus dem Gange der 
Berhandlungen jhöpfen: in Windthorft war der Zenirumspartei ein Führer entitanden, der 
vor dem mächtigen Reichskanzler nicht zurückzuweichen entſchloſſen war und deſſen Geſchicklichkeit 
und Schlagfertigfeit feiner Energie gleichfam. 

Das jollten die folgenden Tage noch glänzender erweijen. 


24. Das Schulauffichtsgejebß. 


Bei den Beratungen über das hannoverihe Schulgeſetz hatte Windthorſt die Rechte 
der Kirche auf die Schule ebenfo geſchickt wie energiſch verteidigt. Seine damalige Stellung- 
nahme ließ feinen Zweifel darüber, daß er auch dem neueſten Verſuch, den kirchlichen Or— 
ganen die Aufficht über die Schulen gänzlich) zu entziehen und in die Hände des Staates zu 
legen, mit demjelben Nachdruck entgegentreten werde. Aus den parlamentarijchen Kämpfen 
der letzten Tage war weiterhin deutlich erfennbar geworden, daß er dem Reichskanzler an 
ftaatsmännifchem Weitblid wie an Echlagfertigfeit mindejtens ebenbürtig, an unerſchütterlicher 
Ruhe und Kaltblütigkeit aber weit überlegen war. Um jo mehr war man auf den Zufammen- 
jtoß der beiden großen Gegner bei dem Schulauffichtsgejege geſpannt. 

Am 8. Februar 1872 eröffnete P. Reihensperger die Beratungen mit einer groß 
angelegten Rede. Ihm folgte Virchow. Unterdeſſen hatte das Rollen eines Wagens in 
der Einfahrt des Abgeordnetenhauſes das Erſcheinen des Fürften Bismarck angekündigt. 
Präfident v. Fordenbed ließ die eleftrijche Hausflingel ipielen, und dur die gellenden 
Glodenzeihen aufmerfjam gemacht, eilten die Abgeordneten aus allen Räumen des Haujes in 
den Sitzungsſaal. Auch auf der Hournaliftentribüne wirkte der Ruf: „Bismard fommt!“ 
wie ein eleftrifcher Schlag. Eiligft beorderten die Leiter der parlamentarijchen Korreipondenzen 
ihre gewandteften Berichterftatter auf die porderften Pläße und gaben das Stichwort aus: 
„Seht möglichſt wörtlich!“ Aller Erwartungen waren auf das höchſte gejpannt,”) 


1) Die Genfer Korrejpondenz war ein in deutſcher und franzöſiſcher Sprache dreimal 
wöchentlich ausgegebenes Organ, das an hervorragende, für die Unabhängigkeit des Heiligen Stuhles 
tätige Katholiken verjandt wurde. Es verzeichnete alle Vorgänge und Kundgebungen in den verſchiedenen 
Ländern, die auf die Angelegenheiten des Heiligen Vaters Bezug hatten. Dieſe Korreſpondenz ging auch 
den katholiſchen Zeitungen regelmäßig zu. Da fie wahllos und kritiklos alle ihre zugehenden Mittei⸗ 
lungen wiedergab, ſo lief naturgemäß manche — ja mancher bedenkliche Artikel mit unter. 

Biſchof von Ketteler, Bd. III, ©. 137. 
— — — war es vergönnt, dieſer und einigen ſpäteren Verhandlungen im Abgeordneten⸗ 
haus und im Reichstage auf der Journaliftentribüne beizumohnen. 
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Der Reichskanzler hatte fi) an den vorhergehenden Tagen eine ftarfe Blöße gegeben. 
Wie eine Entjhuldigung für die Gegenwart und eine Art Verteidigung für die Zufunft hatte 
es geffungen, als er die Notwendigkeit für die Regierung betonte, ihre Politif der fie unter- 
ftügenden Mehrheit der Volfsvertretung anzupafjen. Gegen dieje wunde Stelle richtete 
Windthorft feinen ſchärfſten Angriff. Anfänglich Teife und faſt zaghaft redend, bezeichnete 
er die Tage der Gegenwart al3 überaus wichtig, da fie einen Wendepunft in der inneren 
Entwidelung Preußens und Deutfchlands bildeten, wie er einjchneidender und ereigniöpoller 
zu feiner Zeit ftattgefunden habe. Dann holte er zum wuchtigen Schlage aus: „Die deut⸗ 
ſchen Staaten beruhten bis jetzt weſentlich auf dem monarchiſch-chriſtlichen Prinzip. 
Dieſes Prinzip hat ſie aus allen Stürmen im Innern und von außen unverſehrt hervor— 
gehen laſſen und Deutſchland zu einer Macht entfaltet, der die ganze Welt nicht gewachſen iſt.“ 

Dem ftellte er das jüngft von Bismarck geſprochene Wort gegenüber, „daß die Re— 
gierung ihre Kraft und Richtung entnehme aus der Mehrheit diefes Haufes, und daß fie 
danach ihre Perfonen und ihre Maßnahmen wählen müfje“. — Wenn das richtig jei, dann 
falle der Schwerpunft der Staatsgewalt von jet in das Parlament. (Brapo! 
links.) „Die Herren rufen »Bravo«, die anderen jehweigen, und id) antworte, daß wir Die 
Erfahrung darüber ſprechen laſſen wollen, ob Deutſchland, auf der Mehrheit der Parlamente 
beruhend, das dauernd erhalten wird, was ed, auf dem monarchiſchen Prinzip ruhend, er— 
rungen bat.” 

Fürft Bismard war durch diefe Worte heftig erregt worden. Mit beiden nervös 
zitternden Händen das vor ihm jtehende Glas erfafjend, tranf er Haftig mehrmals hinter— 
einander. 

Windthorſt fuhr indes unter lautlofer Stille des Haujes fort. Das chrijtliche 
Prinzip betätigt ſich in der religidjen, in der chriftlichfonfefjionellen Erziehung des deutjchen 
Volkes. Die Kirche hat in Deutſchland die Schule gegründet und in ihr das Wolf zu der 
Bildung Hinaufgebracht, auf welcher es fich befindet. Heute meint man, der Staat jei im— 
ftande, die Kirche zu erſetzen und beſſer das zu leiften, was bisher die Kirche geleiftet. Des- 
halb will man die Kirche einfach) aus der Schule Hinauswerfen, ohne mit einer Silbe zu 
jagen, wer die Stelle der Kirche in der Schule einnehmen folle. 

„Erziehung ift nicht möglih ohne Religion, die Grundfäge der Neligion müſſen alles durch— 
dringen. Wirft man die Kirche aus der Schule hinaus, wer wird den Religionsunterricht übernehmen? 
Hat der Staat dafür ein Verftändnis, hat er die Organe? Wenn Site das glauben, würde ich zunächft 
den neuen Staatsfatehismus von Jhnen mir erbitten müffen. Ein Staat, der jeiner Natur nad) weder 
die Befähigung noch die Organe hat, den Religionsunterricht zu erteilen, wird, wenn er die Kirche 
hinausweift, wie das hier grundjäglich gefehieht, notwendig ein konfeffionslofer, ein durchaus religions- 
Lofer, ein heibnifcher Staat. Er wird ein Staat ohne Gott, oder er wird jelbjt Gott hier auf diejer 
Erde. Ob daS deutſche Volk damit zufrieden fein wird, darüber habe ich meine Zweifel. Ich werde feft- 
halten an dem monarhijh-Hriftlichen Prinzip im Staate. Selbſt wenn die Mehrheit oder die die 
Geſchäfte führenden Minifter anders beſchließen jollten, werde ich für das Prinzip kämpfen, folange mir 
das Leben gefriftet iſt und jomweit die Gejege es mir geftatten. 

Was nun den Gejegentwurf jelbjt anbetrifft, jo Habe ich in früherer Zeit viele Geſetzentwürfe ge- 
jehen, und hier werden wir feit Jahren damit überflutet, aber nie habe ich einen Gefegentwurf gejehen, 
der jo unflar, jo unvollftändig in jeiner Konzeption und jo deplorabel (kläglich) in der Be— 
gründung gewejen wäre, wie diefer e8 ift. Der Entwurf ftellt die Alleinaufjiht des Staates 
feit und jagt nichts davon, welchen Inhalt an Recht und Befugniſſen die mit der Aufficht betrauten 
Männer haben jolfen, jagt nichts von der Qualifikation, die der ſtaatliche Schulinſpektor haben ſoll, 
nichts, ob nach dem Artikel 24 der Verfaſſung bei der Auswahl diefer Schulinjpeftoren die konfeſſionellen 
Verhältniſſe berücfichtigt werden müſſen. Der Entwurf enthält nichts darüber, wie er ſich zu den 
übrigen Beftimmungen der Verfaffung verhält, insbefondere zu dem Artikel 20: »Die Wiſſenſchaft und 
ihre Lehre ift freie. Er enthält nichts von dem Verhältniſſe zu den Beftimmungen über die Unterricht3- 
freiheit, über das Recht der Eltern, für den Unterricht der Kinder felbft zu forgen. Die Berfaffung 
fennt nicht einen Schulzwang in dem Sinne, daß beftimmte, vom Staate gemachte Schulen bejucht werden 
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müſſen; in der Verfafjung heißt es nur, daß Eltern und deren Stellvertreter ihre Kinder nicht ohne 
den Unterricht lafjen dürfen, welcher für die Öffentliche Volksſchule vorgejchrieben ift. Ebenſowenig ent 
hält er etwas, wie jein Verhältnis fich geftalten joll zu dem Artikel 24. 

Wenn man diejes Gejeg der Regierung bemillige, werde man daS in der Verfaffung verfprochene 
Unterrichtsgejeg niemals befommen. Und wozu wolle man jest die Schulauffiht ändern, da doc 
unjere Schulen unter dem bisherigen Syftem anerkannt gut jeien?“ ! 

Zum Schlufje wies Windthorft hin auf die große Anzahl der Petitionen, welche um 
Ablehnung des Entwurfes erſuchen. Wenn aber troßdem der Entwurf zum Geſetz gemacht 
werde, dann werde er mit aller Energie, mit aller Kraft auf die Verwirklichung der 
Unterrihtsfreiheit dringen. Wenn der Abgeordnete Virchow glaube, daß die Unter- 
rihtsfreiheit die Freiheit der Ignoranz ſei, dann irre er ſehr. In Belgien jeien gerade die 
Schüler der Schulen, welche aus der Unterrichtsfreiheit Hervorgegangen, diejenigen, welche bei 
den Staatzprüfungen die beiten Zeugnifje davontragen. 

„Wenn das Unglüd will, daß diejes Geje angenommen werde, Tiegt vielleicht darin eine Kom— 
penjation und ein Troft, daß dann die Unterrichtsfreiheit gegeben werden muß. Borläufig 
jedoch bitte ich Sie, halten Sie feſt an dem, was in Preußen jetzt beftehendes Recht ift, halten Sie feft 
an der gemeinjamen Arbeit von Staat und Kirche in den Schulen, wie fie bisher ge= 
ordnet war, ſchützen Sie auch in den neuen Provinzen die dort in diefer Hinficht gegebenen Verhältniſſe. 
Die Schulen find dort vortrefflih, und niemand wird ihnen irgendwie nachweiſen, daß fie zurüdftehen 
gegen die in Altpreußen. Es ift uns in allen neuen Provinzen, wie zu anderer Zeit MWeftfalen, Rhein— 
land, Schlefien verſprochen worden, daß dieje Berechtigungen in Kirche und Schule aufrecht erhalten 
werden jollen, das haben die Fürften diejes Landes in den Befigergreifungspatenten erflärt. Löſen 
Sie das Wort diefer Fürften ein und laffen Sie die Schule, wie fie tft." 

MWindthorfts Hieb hatte getroffen. Der Reichskanzlher empfand die Wucht des 
Schlages um jo jehmerzlicher, als er die Nichtigkeit der Ausführungen feines Gegners nicht 
bejtreiten fonnte und doch nicht zugeben durfte. Darum mählte er das Mittel, das ihm in 
jo vielen Fällen zum Siege verholfen, indem er die Schwäche feiner Stellung durd) dejto 
ſchärfere perjönliche Angriffe zu verdeden ſuchte. Zunächſt machte er dem Abgeordneten 
Reichensperger ein ironijches Kompliment, indem er fein Bedauern darüber ausſprach, bei 
jeiner Rede nicht zugegen gewejen zu fein; derjelbe fünne ihm zwar nicht mehr jagen, als 
er nicht ſchon wife, doch von Zeit zu Zeit höre er den Herrn Abgeordneten gern. Dann 
fuhr er, gegen Windthorft fi) wendend, in gereiztem Tone fort: 

„Ich kann dasjelbe leider nicht jagen von jeinem Sraftionsgenofjen, der nad ihm geſprochen 
hat, weil ich bei diefem Herrn eine zu ausgebildete und durch eine zu gute Schule gegangene Geſchick⸗ 
lichkeit finde, die Worte, die ich und andere geſprochen haben, ſich ſo zurechtzulegen, wie es gerade zu 
ſeinem augenblicklichen Zwecke paßt, und dieſe Beiſpiele ſo häufig und ſo ineinander verwachſen find, daß 
es wirklich ſchwer jein würde, den einzelnen unter ihnen nachzuſpüren. Ich erlaube mir bier nur eine 
Verwahrung einzulegen gegen die Stellung, die der Herr Abgeordnete mir in einem gewiſſen Gegen- 
fage zudem monardijhen Prinzip, zu dem Prinzip der Majoritäts herrſchaft hat geben wollen. 
Ich habe meine langjährigen Proben im Dienſte des monarchiſchen Prinzips in Preußen gegeben, dem 
Herrn Abgeoroneten fteht diejes, wie ich hoffe, noch bevor.” 

In perfönlicher Bemerfung antwortete Windthorft: 

„Wenn der Herr Minifterpräfident mich ungern Hört, jo habe ich daS zu bedauern, ih kann nur 
jagen, daß ic) meine Reden nicht für ihn einrichte und daß ich fie halte für diejes H aus. Wenn er 
behauptet, ich hätte dieſes oder jenes anders gedeutet oder anders gedreht — ſo habe ich ihn verftanden — 
dann muß ich erwarten, daß mir nahgemiejen wird, mo das geſchehen ih. Wenn ich aus der 
Aeußerung über die Notwendigkeit der Majorität Folgerungen gezogen, jo darf ich den Herrn Miniſterpräſi⸗ 
denten daran erinnern, daß er am 30. und 31. Januar das Prinzip der parlamentariſchen Majorität klar 
und beſtimmt und unumwunden ausgeſprochen hat. (Sehr richtig! rechts.) Die daraus fi) ergebenden dol⸗ 
gerungen zu ziehen, war gar nicht ſchwer, und dabei war auch keine Verdrehung nötig. Ich habe dieſe 
Folgerungen, wie ich wiederhole, nur gezogen für das hieſige Haus. Uebrigens glaube ich, daß man 
ganz lange dem monarchiſchen Prinzip dienen und doch über Nacht, ohne es zu merken, von dieſem Wege 


abkommen kann.“ 


Hüsgen, Windthorſt. 8 
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Diefer Kleine Wortkampf perfönlicher Bemerkungen war nur das Vorjpiel zu einem 
gewaltigen Duell, das am anderen Tage vor ſich gehen follte. Bei dieſer Gelegenheit 
zeigte ſich erſt deutlich, wie ſchwer ſich der Reichskanzler von den Ausführungen Windthorits 
getroffen fühlte und wie wenig feine bisherige Verteidigung ihn ſelbſt befriedigt hatte. 


25. Das parlamentarifche Duell zwiſchen Windthorft und 
Bismard. 


Mit ſcharfer Logik ging am folgenden Tage, 9. Februar 1872, der fonjervative Ab- 
geordnete Stroffer dem Entwurfe des Schulaufſichtsgeſetzes zu Leibe, wobei es 
an heftigen Auseinanderſetzungen mit der liberalen Partei nicht fehlte. Namentlich wies er 
die linke Seite des Hauſes darauf hin, daß ſie bezüglich der Oppoſition gegen die Staats— 
regierung dem Zentrum nur ja keine Vorwürfe machen dürfe, da ſie unter einem gläſernen 
Dache wohne. Aus der Mitte der Zentrumsfraktion habe er Aeußerungen der Art wie vom 
„Kainszeichen des Eidbruches an der Stirn eines Miniſters“ noch nicht gehört. Auch jei das 
Zentrum noch nicht der Regierung gegenübergeftanden mit der Erklärung: „Diefem Miniftes 
rium feinen Pfennig!” 

Nach einer wenig belangreihen Antwort des Miniſters Falk ergriff Fürſt Bismard 
das Wort. Mit beißender Ironie antwortete er dem Abgeordneten Strofjer, er möge ja wohl 
die Dinge beffer fennen als die Staatsregierung. Das Bedürfnis, eine Frage zu übertreiben, 
liege ja naturgemäß im Intereſſe jedes Gegners einer Vorlage. Die Zahl der eingelaufenen 
Petitionen zeige die bereits vorhandene Tonfeflionelle Spannung. Es jei das ein für den 
Staat unerquidlicher Zuftand. Die königliche Staatsregierung habe das Verlangen, in fon- 
feffionellen Sachen zum vollen Frieden zu fommen und jei entjchlofien, einer jo zahlreichen 
Kategorie von Mitbürgern, wie die Breußen Fatholifcher Konfeffion, volle Befriedigung 
zu gewähren. Er halte aud) die heutige Gelegenheit für geeignet, weiter mit der Unter- 
fuhung ſich zu beſchäftigen, woher diefer unbegreifliche fampfartige Zuftand komme, während 
man früher das Befriedigende der Zuftände der katholiſchen Kirche in Preußen nicht genug 
babe rühmen fünnen. 

„Sch habe neulich mein Erftaunen darüber ausgeſprochen, daß ſich auf einen rein politiſchen 
Gebiet eine konfeſſionelle Fraktion gebildet habe, indeſſen, ich würde es noch als einen Vorteil betrachten, 
wenn dieſe Fraktion wirklich eine ganz rein konfeſſionelle geblieben wäre, wenn ſie nicht zerſetzt worden 
wäre mit anderen Beſtrebungen, wenn ſie ſich nicht belaſtet hätte mit der Prozeßführung für 
Elemente und Beſtrebungen, die der friedlichen Aufgabe, die jede Kirche und auch die katholiſche hat, 
vollſtändig fremd ſind. Zu den Aufgaben der katholiſchen wie jeder chriſtlichen Kirche gehört die Pflege 
des Friedens und eines geſicherten Rechtszuſtandes des Landes, wo ſie beſteht. Das beſtreiten Sie auch 
nicht, ſelbſt der Herr Abgeordnete Dr. Windthorft gibt eine zuſtimmende Kopfbewegung, aber deshalb 
wäre e8 meines Erachtens Ihre Aufgabe gewejen, ſich von dem Einfluffe ſolcher Faktoren fernzuhalten, 
deren Element der Kampf ift, deren Zukunft allein im Kampfe, ſowie in der Unficherheit der jetigen 
Zuftände liegt. Diefe Elemente des Streites, mit der Sie die Mifjion des Friedens, die Ihnen obliegt, 
erjchwert haben, find mehrere. Einmal das erfte davon ift meines Erachtens die Wahl Ihres »gejchäfts- 
führenden Mitgliedes«, melches ſich auf die Majorität der Fraktion fügt, gewöhnlich im Namen ver 
Fraktion zu ſprechen pflegt und ihr den Namen hauptjächlich gegeben hat. Es beitand, ehe die Zentrums 
fraftion ſich bildete, eine Fraktion, die man als Fraktion Meppen bezeichnete; fie beitand, ſoviel ich 
mich erinnere, aus einem Abgeordneten, einem großen General ohne Armee. Indeſſen wie Wallenftein 
ift e8 ihm gelungen, eine Armee aus der Erde zu ftampfen und fi damit zu umgeben. Sind die Inter: 
effen des Führers und der Armee nun identiſch? Das ift die Frage, die ich zu erwägen geben möchte, 
oder kämpft diefe Armee im Vertrauen auf die Gejchieflichkeit ihres Führers vielleiht doch unter feiner 
Leitung für Zwecke, die nicht die ihrigen bilven? 


ee 
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„Der Herr Abgeordnete Dr. Windthorft ift mir zuerft in meinem Leben befannt geworden als 
treuer Anhänger des Königs Georg V., und ich habe den Vorzug gehabt, mit ihm in diefer Eigenſchaft 
Verhandlungen über die intimeren Angelegenheiten Seiner Majeftät des Königs Georg zu führen. ch 
habe bisher nicht wahrgenommen, daß er diefer durch feine ganze Vergangenheit begründeten Anhänglic- 
feit an einen nicht mehr regierenden Fürften und deffen Sache ſchon entjagt hätte. Seine politiſche 
Haltung ſteht an ſich mit der Annahme, zu der viele geneigt ſein möchten, daß ſein Herz noch heute an 
jenem Monarchen hängt, nicht notwendig im Widerſpruche. Der Herr Abgeordnete beteiligt ſich viel an 
den Debatten, aber das Oel ſeiner Worte iſt nicht von der Sorte, die Wunden heilt, ſondern von der, 
die Flammen nährt, Flammen des Zornes. Ich habe ſelten gehört, daß der Herr Abgeordnete zu über⸗ 
reden oder zu verſöhnen bemüht war, vielleicht gegen ſeinen Willen, oder ich will mich objektiver aus— 
drücken: jeine Reden waren jelten geeignet, zur Verjöhnung zu führen, wohl aber häufig von der Be- 
ſchaffenheit, daß, wenn fie außerhalb diejer Räume bekannt werden, fie einen beunruhigenden und befremd- 
lichen Eindruf auf die Gemüter weniger urteilsfähiger Leute machen können; fie können den Eindruck 
maden, als ob bier auch von der Regierung des Königs aus dem Haufe Hohenzollern Dinge beftritten 
und befämpft würden, die ganz jelbftverftändlich find. Sie werden mir alle recht geben, daß wir mit— 
unter erjtaunt find, daß der Herr Abgeordnete Windthorft eine zweifelloſe, bis zur Gemeinplägigfeit 
zmweifelloje Wahrheit ganz bejonders energijch betont, als müſſe er und nur er dafür eintreten und als 
ob alle Übrigen, namentlich die gegneriſche Partei und die Regierung, fie beftritten. (Heiterfeit.) Außer: 
halb des Haufes, im Wolfe, macht es nun den Eindrud, als wenn jo ruchlofe Leute in der Regierung 
unjeres Königs jäßen, daß fie ganz natürliche und ganz zweifellofe Dinge beftritten, als wenn hier wirk— 
li eine Regierung ſäße, die den heidnifchen Staat anftrebe. Hier liegt ein Geſetz vor mit der Unter 
ſchrift Seiner Majeftät des Königs, wohl erwogen und genehmigt von allen Behörden des Staates. Den— 
jenigen, welche die Reden des Herrn Abgeordneten Windthorft — ich weiß nicht, ob noch für Meppen — 
leſen, wird das jehr wohl den Eindruck machen, als jei diejes Gejeg nun wirklich dazu beftimmt, das 
Heidentum bei uns einzuführen — der gemeine Mann hat nicht den Beruf und auch nicht die Fähigkeit, 
das zu prüfen —, als jolfe Hiermit wirklich mit des Königs aus dem Haufe Hohenzollern Unterjchrift 
ein Staat ohne Gott eingeführt werden, als feien der Herr Abgeoronete für Meppen und die GSeinigen 
hier noch die alleinigen Verteidiger Gottes. Der Gott, an den ich glaube, möge mich davor bewahren, 
daß der Herr Abgeordnete für Meppen je die Dispofition über die Spendung feiner Gnade für mic) haben 
fönnte (Heiterkeit), ich) würde daber nicht gut wegfommen ... 

„Der Herr Abgeordnete Hat angedeutet, es fünne jemand jehr wohl jahrelang Noyalift jein und 
dann plöglich zum Parlamentarismus abfallen. Ja, m. H., in diejen allgemeinen Andeutungen — er 
hat mich nicht bejonders genannt, und mit dem, was ich weiter fage, meine ich ihn auch nicht bejonders 
— aber jolche allgemeine Sätze, von denen das Publifum nachher glaubt, deren Wahrheit würde hier 
beftritten, Yafjen fih in Menge aufftellen. Wenn ih 3. B. jagen wollte: Es fommt vor, daß die 
bitterften Feinde einer beftimmten Monardie fi unter der Masfe der Sympathie an den Monarchen zu 
drängen und ihm einen Nat perfönlich aufzudrängen fuchen, der der Monarchie im höchſten Grade gefähr- 
lich ift, jo würde ich ja weit entfernt fein, einen hier im Haus Anmwejenden oder einen Barteigenofjen 
des Herrn Abgeordneten für Meppen zu meinen (Große Erregung); aber es ift ein Satz, der in der 
Allgemeinheit, in der ich ihm aufftellte, nicht ganz unrichtig ift. Der Herr Abgeordnete war in der 
Oeffentlicgfeit und bei der königlichen Regierung in dem Ruf eines refoluten und unverföhnlicen Gegners 
der königlichen Regierung, wie fie jegt ift, und der jegigen Einrichtungen im preußiſchen Staate; dieſen 
Ruf hatte er, als die Zentrumsfraktion, der ich den Beruf des Friedens deduzieren möchte, ſich ihm 
unterordnete. 

„Ich glaube, m. H. vom Zentrum, Sie werden zum Frieden mit dem Staate leichter gelangen, 
wenn Sie ſich der welfiſchen Führung entziehen und wenn Sie in Ihre Mitte namentlich 
welfiſche Proteſtanten nicht aufnehmen, die gar nichts mit Ihnen gemein haben, als das 
Bedürfnis, oder ich will ſagen, die gar nichts mit Ihnen gemein haben, wohl aber das Bedürfnis 
haben, daß in unſerem friedlichen Lande Streit entſtehe, denn die welfiſchen Hoffnungen können nur ges 
lingen, wenn Streit und Umfturz herrſcht. Sie find außerordentlich vermindert, nachdem der franzöfiiche 
Krieg, auf den früher von einigen Mitgliedern der Partei gehofft und hingewieſen wurde, nachdem der 
einftweilen abgetan ift und zu unjerem Vorteil abgetan iſt ...“ 


Fürft Bismard gibt einen Auszug aus einem jchlefifchen Blatte, das aus der Zeit der Wahl: 
fämpfe zwifchen dem Geiftlihen Nate Müller in Berlin und dem Herzoge von Ratibor ſtammt, wendet 
ſich dann gegen die Beſtrebungen des polniſchen Adels und klagt, daß im allgemeinen die 
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katholiſche Geiftlichkeit — auch deutfcher Zunge — die Beſtrebungen des polnijchen Adels, ſich vom Deutſchen 
Reich und der preußiſchen Monarchie zu löſen, das alte Polen in jeinen früheren Grenzen wiederherzu: 
ftelfen, begünftigt, mit Wohlmollen behandelt und, ſoweit es ohne Verlegung der Strafgefete geſchehen 
kann, gefördert habe. „Und das ift einer der empfindlichen Punkte, in denen der Kampf von jeiten der 
fatholifchen Kirche gegen die Staatsregierung zuerft eröffnet worden ift und bei der jeder Minifter, der 
ſich feiner Verantwortlichfeit bewußt ift, dahin jehen muß, daß der Staat in Zufunft davor bewahrt wird. 

„Nachdem ich nun zur katholiſchen Oppofition geſprochen habe und, wie ich glaube, nicht polemiſch, 
ſondern friedfertig geſprochen habe — ich bitte Sie, m. H., legen Sie meinen Wendungen keine ironiſchen 
Bedeutungen bei — habe ich den aufrichtigen Wunſch, mit Ihnen zum Frieden zu kommen, ſobald Sie 
es mir irgend möglich machen. Das wird Ihnen und uns aber viel leichter ſein, wenn Sie ſich von 
alle dem löſen, was dieſen Frieden erſchwert, ohne mit der Stellung der katholiſchen Kirche in Preußen 
und Deutſchland in einem notwendigen Zuſammenhange zu ſtehen.“ 

Der Neihsfanzler wandte fih nun an die Gegner der Gejeßesvorlage auf kon— 
ſervativer Seite und warnte fie, der Regierung nicht möglichft viele Feſſeln anzulegen; „auch 
wenn eine andere Regierung kommt, wird dieſe Regierung in Preußen nie ſo beſchaffen ſein, 
daß ſie mit dem Staate nun abfährt in die gottloſe und heidniſche Welt, wie der Herr Ab— 
geordnete Windthorſt uns geſchildert hat. Sie wird immer eine monarchiſche Regierung bleiben 
müſſen.“ Dann fährt er drohend fort: 

„Stellte ſich aber die künftige Regierung zu weit auf die liberale Seite, ſo wiſſen Sie aus der 
Erinnerung, daß mit wenig Auflöſungen weitgehende Aenderungen herbeigeführt werden 
können. Wir haben hier Zeiten gehabt, wo infolge von ein bis zweien Auflöſungen die ſehr ſtarke und 
die Majorität habende konſervative Partei auf elf bis zwölf Mitglieder reduziert wurde, weil der Wind, 
der von der Regierung ausging, die Segel nach der anderen Seite hin blähte.“ 


Dieſe im Abgeordnetenhauſe bisher unerhörten Angriffe machten einen ungeheuren Ein— 
druck, ſo daß die Fortſetzung der Debatte unter der Erregung des Augenblickes litt. Gneiſt, 
der nach Bismarck das Wort erhielt, meinte, er habe ſich eigentlich mit dem Abgeordneten 
für Meppen auseinanderſetzen wollen, wolle aber dieſen Streit beiſeite laſſen, da Dr. Windt— 
horjt der Ruhe und Vorbereitung zu einer Replik bedürfe. (Windthorft: Nein, nein!) Es 
folgten noch als Redner der Pole Wierzbinfty und Graf Bethufy-Huc, worauf die Vertagung 
der Debatte bejchlofjen wurde. 

Vorher hatte Bräfident v. Forckenbeck durdh einen der Schriftführer den Abgeordneten 
Windthorſt wiſſen lafjen, daß er bei feiner Erwiderung ſich feinerlei Schranken zu ziehen 
braude; er, der PBräfident, werde ihn nicht unterbrechen. 

Windthorſt erhielt nun das Wort zu einer perfönliden Bemerfung, 
wohl der umfangreichften, die jemals in einem Parlamente gehalten wurde. Er führte aus: 

„Geſtern und heute ift ein jolches Uebermaß von perſönlichen Angriffen, und zwar in einer Hef- 
tigkeit, Die ich nicht verftehe, gegen mich gerichtet worden, daß ich in der Tat anfange zu glauben, ich 
befige eine Bedeutung, vom der ich bisher nichts geträumt habe. (Heiterfeit.) M. H., ih bin nichts 
und ich kann nichts; Ste aber jeheinen in der Tat etwas aus mir machen zu wollen. Heute bejchäftige 
ih mich nur mit den Angriffen, welche der Herr Minifterpräfident gegen mich richten zu müfjen geglaubt 
hat. Ich qualifiziere dieſe Angriffe nicht, ich unterftehe unbedingt der disfretionären Gewalt des Präfidenten. 
Sn bezug auf die Minifter ift dieje disfretionäre Gewalt befanntlich nicht völlig klar. Deshalb find die 
Waffen nicht völlig gleich, man fünnte dieſe Ungleichheit noch weiter verfolgen, inzwischen, ich trete auch 
jo vor feinem zurüd. 

„Der Herr Minifterpräfivent hat mi) verdächtigen wollen, um, wie er fi) ausdrückt, jo 
meine Loslöſung vom Zentrum herbeizuführen. Er ſpricht damit nur aus, was jeine Jour- 
nale implieite bereit3 verfündigt haben. Der geehrte Herr fragt mich, ob ich noch die Anhänglicfeit an 
die hannoverſche Königsfamilie bemahre, welche ich gezeigt habe bei den Verhandlungen, welche ich mit 
ihm zu führen die Ehre hatte. Ich antworte dem Herrn Minifterpräfidenten, daß diefe Anhänglichfeit 
voll und ganz fortdauert; fie wird fortvauern bis in mein Grab, und nichts in der Welt, auch) 
nicht der gewaltige Minifter Deutjchlands, wird mich darin irre machen. Aber, m. 9., ich bin eingevenf 
de8 Satzes der Heiligen Schrift: »Du jollft untertan jein der Obrigfeit, die Gewalt über dich hat,« und 
in Befolgung dieſer Vorſchrift der Heiligen Schrift glaube ich meine Untertanenpflicht nach beftem Willen 
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und Gewiſſen bisher gelibt zu haben. Ich ſtehe — das habe ich wiederholt gejagt — voll und ganz 
auf dem Boden der Berfafjung. 

„Ich interpretiere die Verfaffung wie jeder andere Untertan der Krone, und wenn ih hier im 
Haufe bin und mich an den Verhandlungen beteilige, mehr, als der Herr Minifterpräfident e8 zu wünfchen 
ſcheint, ſo tue ich daS in Erfüllung einer Pflicht, die mir von meinen Wählern auferlegt worden ift und 
in deren Erfüllung fein Minifter den Abgeordneten in irgend einer Weiſe zu beeinträchtigen das 
Recht hat. (Bravo, jehr gut!) 

„Dann aber wird mir in allerlei verftecten Wendungen diplomatiicher Art gleichſam angeveutet, 
als ob ich in der Zentrumsfrattion Pläne verfolge, die nicht ausgeſprochen jeien. Ich möchte wiſſen, 
was den Herrn Miniſterpräſidenten zu ſolchen Aeußerungen veranlaſſen kann. Es ſind überreichliche 
Mittel zu Gebote, eine weitverzweigte Geheimpolizei zu unterhalten, und ich denke, wenn mir irgendwo 
und irgendwie etwas zur Laſt fiele, ſo würde das wohl ſchon irgendwo und irgendwie zutage gekommen 
ſein. Wenn ſolche Verdächtigungen erlaubt ſind, wenn man damit die Wirkſamkeit eines Abgeordneten 
einſchüchtern will, dann glaube ich, find wir ſehr nahe an einem Terrorismus, der das freie 
Wort unterdrüdt. (Bravo, fehr wahr!) 

„sh meinesteils — davon dürfen Sie verfichert jein — würde nicht unter diefem Drud 
erliegen. Uber es ift doch etwas in der parlamentarifchen Gejchichte noch nicht Dageweſenes, dak ein 
Mann von diefer Bedeutung beinahe eine Stunde verwendet hat, um mich perjünlich anzugreifen. 
(Sehr wahr!) 

„Wenn der Herr Minifterpräfident dann gejagt hat, ich habe ihm vorgeworfen, daß er das 
monarchiſche Prinzip verlaffe, jo will ich heute darüber nit mit ihm ftreiten, inwiefern der Gang feiner 
großen Staatsaftionen das monarchiſche Prinzip geftärkt hat. Aber das möchte ich dem geehrten Herrn 
do jagen: Im Glücde dem monardiichen Prinzip nahe zu ftehen, tft nicht ſchwer, ſchwerer ift es im 
Unglüde. Daneben jage ich dem verehrten Herren: Auferlegte Untertanenpflicht ift ſchwerer zu 
erfüllen als angeborene, und weder der geehrte Herr, noch die unter feiner Direktion ftehende Regierung 
tun wohl daran, den Hannoveranern die Erfüllung des auferlegten Gehorſams jo zu erjchweren, 
wie er es mir gegenüber hier getan hat und wie es in Hannover alle Tage gejchieht. (Oh! oh! Linke.) 
Da der verehrte Herr Minifterpräfivent diefen Angriff gegen mich zur Motivierung des zur Beratung 
vorliegenden Geſetzes gebraucht Hat, jo nehme ich an, daß mein Verhältnis hier im Haufe ein Grund 
zu dieſem Gejegentwurf ift. Sonft würde ich die Ideen-Aſſoziation mir nicht Mar machen können, aus 
welcher die Yeußerungen des verehrten Herrn gegen mich hervorgegangen find. Wenn das der Fall ift, 
fo erkläre ich meinesteild, daß ich fofort aus der Zentrumsfraktion treten will, wenn der 
verehrte Herr den Anfang der Verſöhnung damit macht, diefen Gejegentwurf, den ich veranlaßt haben 
fol, zurüdzuziehen. . . .* 

Windthorſt ſchloß: 

„Schließlich aber kann ich nicht umhin, mein tiefſtes Bedauern auszuſprechen über dieſen 
Zwiſchenfall. Ich bin mir bewußt, ihn nicht veranlaßt zu haben, und ich gäbe viel darum, ihn ganz 
beſeitigen zu können. 

„Auch mir liegt nichts näher als der dringende Wunſch, daß Frieden ſein möge; auch 
mir liegt nichts näher als der Wunſch, mich insbeſondere wegen der Intereſſen, die ich vertrete, mit dem 
Herrn Miniſterpräſidenten verſtändigen zu können. Ich weiß ſehr wohl, daß aus dem Verhältnis eines 
Gegenſatzes ſchwerlich gedeihliche Reſultate entſtehen können. Deshalb werde ich meinesteils immer offen 
und klar dem Herrn Miniſterpräſidenten, wo immer er mir Gelegenheit dazu gibt, ſagen, was ich 
wünſche, und wie nach meiner Anſicht zum Frieden zu gelangen iſt. Ich würde ſehr glücklich ſein, wenn 
ich in dieſer Weiſe beitragen könnte, eine Verſtändigung herbeizuführen, die in dieſem Augenblicke leider 
nicht beſteht.“ — 

Die Bemerkung Windthorſts bezüglich der Diſziplinargewalt gegenüber dem Miniſter 
veranlaßte Forckenbeck zu einer Verwahrung, in der er bemerfte, er halte die disfretionäre 
Gewalt des Präfidenten gegenüber dem Miniftertijh als eine klare feit, wie fie jämtliche 
Präfidenten des Preußijchen Abgeordnetenhaufes feit Exiftenz der Verfaſſung behauptet haben. 
Aber er wolle nicht jede ſcharfe Aeußerung als unparlamentariſch ſchulmeiſtern. 

Fürſt Bismarck konſtatierte demgegenüber, daß er die Anſicht des Präfidenten nicht 
teile, aber wohlgemeinten Erinnerungen fi) gern fügen werde, ohne dem König und feinen 
Minijtern das Prinzip zu vergeben, das er berührt habe. 
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Forckenbeck erwiderte, er wolle den Streit über die Gewalt des Präſidenten nicht 
weiter verfolgen und begnüge ſich mit der Rechtsverwahrung, die er ausgeſprochen. In einem 
Brief an ſeine Gattin bemerkte von Forckenbeck darüber: 


„Meine Verwahrung hinſichtlich der Präſidialrechte hat eine doppelte Bedeutung oder vielmehr 
eine dreifache. Einmal wies ſie die Inſinuationen Windthorſts zurück, daß der Abgeordnete recht⸗ und 
ſchutlos gegenüber einem mächtigen Miniſter ſei. Bismarck wurde daran erinnert, daß ein Wächter da 
ſei. Er war in ſolcher Aufregung, daß eine ſolche Erinnerung gut war. Sie hat mir für den 
nächſten Tag genutzt. Der Welt wollte ich endlich abgewöhnen, daß ſie bei jedem einigermaßen ſcharfen 
Angriffe fragt: »Warum ſchreitet der Präſident nicht ein?« Das Haus iſt ganz zufrieden mit mir.“ 

Dem Abgeordneten Windthorſt erwiderte Fürſt Bismarck mit einem ſcharfen Seiten— 
hieb auf die entgegenkommende Haltung des Präſidenten: 

„Dem Herrn Abgeordneten Windthorſt habe ich auf ſeine die perſönliche Bemerkung recht weit 
ausdehnende Ausführung nichts zu erwidern, nur dringend die Bitte zu wiederholen, daß er ſich und 
ſeine Beſtrebungen von der Fraktion, die er jetzt führt, trennt. Kann er einen anderen Preis dafür 
finden, fiber den wir ung verftändigen fünnen, jo unterſchätze ich jeinen Einfluß nicht, und wenn ich nur 
gewiß wäre, daß die Trennung nicht bloß eine formale, jondern eine dDurchgreifende wäre, fo fönnte ic) 
ein recht hohes Opfer dafür bringen. Im übrigen will ich nur erwähnen, daß ich meines Erachtens 
weder verdächtigt noch beſchuldigt habe. Ich Habe mich, glaube ich, im ganzen mit einer Sanftmut aus: 
gedrückt, neben der die Aeußerungen des Herrn Vorredners doch noch eher den Charakter des Terroris⸗ 
mus gegen meine Redefreiheit haben, wie umgekehrt.“ 


Für den angegriffenen Windthorſt trat am anderen Tage (10. Februar 1872) bei der 
Fortſetzung der Schulaufſichtsdebatte Frhr. von Mallinckrodt in die Schranken. Zu— 
nächſt betonte er ebenſo ſcharf, wie früher Windthorſt, den politiſchen, nichtkonfeſ— 
ſionellen Charakter der Zentrumsfraktion. 


„Sie werden ſich alle erinnern, m. H., vor wenigen Tagen hat der Herr Miniſterpräſident ſich 
bemüht, den Beweis zu ſühren, daß das Zentrum eine konfeſſionelle Partei ſei, und wenn es not— 
wendig wäre, daS Gedächtnis in diefer Beziehung zu ftärfen, dann würde ich die betreffenden Aeußerungen 
aus der Provinzialforrefpondenz reproduzieren können, worin fie Aufnahme gefunden haben. Nun ver 
gleichen Sie den geftrigen Ausruf: »Ja, konfeſſionelle Fraktion, wären Sie doch nur fonfeiftonell, aber 
Sie find belaftet mit fremden Elementen!« Und da find ung denn die fremden Elemente vorgeführt. 
In erfter Linie der Herr Abgeordnete für Meppen als gejehäftsführendes Mitglied des Zentrums. (Fürft 
Bismard tritt ein.) Ich werde zunächſt das tatfächliche Verhältnis berichtigen müfjen. Die Wahre 
heit ift, daß das Zentrum gar fein gejchäftsführendes Mitglied, gar feine Spige, die in einem Mit 
gliede befteht, hat; es hat einen Vorſtand, der aus acht Mitgliedern befteht, und eines dieſer Mitglieder 
ift der Herr Abgeordnete für Meppen. Es befteht dort keinerlei Unterordnung, feinerlei Recht des Vor— 
figenden. Ich kann en passant hinzufügen, daß zufällig der Herr Abgeordnete für Meppen feineswegs 
dasjenige Mitglied ift, das in den Fraftionsfigungen gewöhnlich den Vorfit zu führen pflegt; es befteht 
auch feine Solidarität unter den verjehiedenen Mitgliedern der Fraktion in Beziehung auf ihre Abſtim— 
mung, im Gegenteil, e3 ift Grundſatz, ftatutenmäßiger Grundſatz volftändiger Freiheit der Abjtimmung; 
aljo auch eine Verantwortlichkeit für etwaige extravagante Abftimmung oder Neußerung einzelner Mit: 
glieder Liegt feineswegs der Gejamtfraktion auf. Wir haben allerdings beftimmte Prinzipien, die von 
uns allen als maßgebend anerkannt find, und ich habe erſt vor wenigen Tagen die Ehre gehabt, Ihnen 
diefe Prinzipien vorzuführen. 

„Der Herr Minifterpräfivent hat dann den Abgeordneten für Meppen mit Wallenftein verglichen, 
der im Handumdrehen ſich eine Armee geſchaffen, und hat eine Reihe von Klagepunkten daran gehangen, 
um endlich zu dem Nate zu kommen: »Machen Sie ſich 108 von diefem Element.« Er hat uns den 
Frieden geboten unter der Bedingung der Losmachung von diefem Elemente. Nun, dabei find zwei 
beteiligt. Zunächſt der Herr Abgeordnete für Meppen — deſſen Anwalt brauche ich nicht zu fein — 
der hat fich geftern geäußert — dann aber das Zentrum ſelbſt, und in deſſen Namen jpreche ih. Wir 
wünſchen den Frieden jo aufrichtig wie jemand; wenn man uns aber den Frieden bietet unter der Bes 
dingung, daß mir ein einziges Mitglied, auch nur einen unferer Kampfgenoffen preisgeben und aus— 
liefern, daS halten wir für eine Beleidigung! (Beifall rechts und im Zentrum.) Und eine ſolche PBropo= 
fitton, die weifen wir ohne alles Bedenken jofort und entſchieden ab. (Bravo! rechts und im Zentrum.) 
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Die Verſuchung, m. 9., ift nicht ftarf genug, damit wir ihr unterliegen. Wir find ftolz darauf, in 
unferer Mitte ein jo hervorragendes Mitglied zu haben wie den Abgeordneten für Meppen. (Bravo!) 
M. H., man hat eine Perle anneftiert, und wir haben die Perle in die richtige Faſſung 
aebracht (Sehr gut! im Zentrum und große, anhaltende Heiterkeit), und glauben Sie nicht, daß dieſer 
unſer Geſchmack jo vereinzelt jet im Lande. Laſſen Sie fich verfichert jein, daß es wenige Namen gibt, 
die in weiten Kreiſen, auch der altpreußijchen Provinzen, jo populär find mie der Name des Abge— 
oroneten für Meppen.” (Sehr wahr im Zentrum! Bewegung.) 


Sofort nah Schluß der Rede Mallindrodts erhob ſich Fürſt Bismard zur Erwide- 
rung, indem er u. a. bemerkte: 


„Der Herr Abgeoronete für Meppen ragt in jeiner Fraktion an Begabung, an politijhem 
Blicke jo ungewöhnlich hervor, daß er jederzeit fich ficher weiß, wohin die Führung gerichtet ift und 
welches Ziel erftrebt wird. Ich will wünfchen, daß diejes auch allen feinen Kollegen immer klar wird. 
Ich habe durch meine geftrigen Ausführungen verfucht, das meinige zur Aufklärung der Situation bei« 
zutragen, und ich freue mich, daß mir das in gewiſſem Maße gelungen ift; die Schlußerflärung des 
Heren Abgeoroneten für Meppen geftern hat mir dazu verholfen und die Nede des Herrn Vorredners 
auch. Er nannte den Herrn Abgeordneten für Meppen jeine Perle, ich teile diejes in jeinem Sinne 
volftändig; für mich aber hängt der Wert einer Perle jehr von ihrer Farbe ab, ich bin darin etwas 
wähleriſch. (Heiterfeit.) 

„Der Herr Abgeordnete hat mir ferner in den Mund gelegt, ich hätte als Bedingung für den 
Frieden das Ausſcheiden eines Mitgliedes geftellt. Nein, ich habe Bedingungen gar nicht geftellt, ich 
habe bloß verjucht, uns gegenfeitig den Dienft zu erweifen, daß mir die Situation Elarlegen, und ic) 
habe Ihnen gejagt, wir würden den für den Staat erforderlichen Frieden zwiſchen der geiftlichen Geſetz- 
gebung der Fatholifchen Kirche und der meltlichen des Staates Teichter herbeiführen fönnen, wenn Gie 
fich von all den heterogenen Elementen frei halten wollten, deren Träger Sie jest vielleicht unwillkürlich 
geworden find. Sie find in die eigentümliche Tage geraten, daß fich eine Anzahl ftaatsfeindlider 
Elemente, die den preußischen Staat zum Teil ſogar offen negieren, an Sie anſchließt, vielleicht in 
der Vorausfegung, die ja vieleicht unberechtigt ift, daß auf diefem Wege der Staat am wirkſamſten 
geihädigt werden könne. Aber die Tatjache ift die, daß Sie gewöhnlich zufammenftimmen mit Ele⸗ 
menten, die ſich ganz offen gegen den Beſtand des preußifchen Staates erklärt Haben, und deren einzelne 
unter Ihnen Aufnahme gefunden haben. Die Meinung, ob der Herr Abgeordnete für Meppen noch 
heute mit ſeinen Sympathien in einem anderen Lager als dem preußiſchen ſei, habe ich geſtern nur als 
eine zweifelhafte hingeſtellt. Ich habe den Herrn Abgeordneten nicht zu der Partei der Welfen an und 
für ſich gezählt, ich habe nur geſagt, er hätte uns im Zweifel gelaſſen, ob er ſich von ſolchen Beſtre— 
bungen bereits losgeſagt habe. Er hat dieſen Zweifel nachher vollſtändig und zu meiner Befriedigung 
gehoben.“ 


Weiterhin bemerkte Fürſt Bismarck, er habe nur hervorgehoben, daß katholiſche Geiſt⸗ 
liche, und nicht bloß polniſchen Urſprungs, ſich mit den nationalpolniſchen Beſtrebungen des 
pohniſchen Adels verbinden, um die Entwicklung des Unterrichts der deutſchen Sprache 
zu hemmen, und fie haben darin Bundesgenofjen gefunden an einer ziemlich hohen 
Stelle, die er als zu perſönlich nicht bezeichnen wolle. In allen Ländern ſei die Geiftlichkeit, 
auch die römisch-fatholifche, eine nationale — nur Deutjchland made eine Ausnahme. 

„Wir haben ein jehr eflatantes Beijpiel unter anderem erlebt während der Friedensverhand— 
lungen, wo Ee. Heiligfeit der Papft den franzöſiſchen Biihöfen ausprüdlich und durch das Organ eines 
beftimmten Biſchofs, das ich bezeichnen fann, empfahl, für den Frieden tätig zu fein. Der Papit, jo 
monarchiſch auch die Kirche jet organifiert ift, fand aber hier fein Gehör, der franzöftihe Patriot über- 
wog den franzdfijchen Geiftlichen in den beteiligten Perſonen. Wir haben ähnliches in Spanien und 
anderwärts. Nur in Deutjchland ganz allein, da ift die eigentümliche Erſcheinung, daß die Geiſtlich— 
feit einen mehr internationalen Charakter hat. Ihr liegt die katholiſche Kirche, auch wenn fie fi 
der Entwicklung Deutſchlands auf der Bafis fremder Nationen entgegenftellt, näher am Herzen als die 
Entwicklung des Deutſchen Reiches, womit ich nicht jagen will, daß ihr dieſe Entwidlung fern läge, 
aber daS andere fteht ihr näher. (Abg. Windthorft: Beweife!) Beleidigung kann ich darin nicht finden. 
(Rufe vom Zentrum und redts: Beweife!) Ah, m. H., greifen Sie doch in Ihren eigenen Buſen.“ 
(Andauernde Heiterkeit.) 
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In einer perfönlichen Bemerkung beſchränkte Windthorft fi auf einen Sat: 

„Ich bin gegen meinen Wunſch der Gegenftand der Erörterung geweſen, ich hätte gern das Hin 
und Her über mich ergehen laſſen. Wenn aber in der Erwiderung des Herrn Minifterpräfidenten An- 
Hänge waren, als ob die Vorwürfe, die mir gemacht find, noch nicht völlig widerlegt jeien, jo muß id) 
mich auch heute ganz auf das beziehen, was ich geftern gejagt habe und was id in jedem Sab aufrecht 
erhalte. Uebrigens hat mich der Herr Abg. dv. Mallindrodt der Mühe überhoben, noch etwas meiteres 
hinzuzufügen.“ 

Der Angriff des Reichskanzlers war erfolgreich abgejhlagen. Seine Abfiht, Windt- 
horft vom Zentrum zu trennen, war vollftändig vereitelt; er hatte vielmehr das Gegenteil 
bewirkt. Windthorfts Name hatte eine Bedeutung erlangt, von der diejer jelbit wenige Tage 
vorher ſich nichts hätte träumen laſſen. Der Mann, der umerhört heftige perjönliche Angriffe 
fo fühl, jo überlegen und erfolgreich abgewehrt hatte, war mit einem Schlag in den Mittel- 
punft der politifhen Aufmerffamfeit gerüdt und hatte ohne weiteres in jeiner Fraktion eine 
Autorität errungen, die ihm ein unbedingtes Uebergewicht ſicherte. Von diefem Tag ab 
ftand Windthorjts Führerſchaft in der Zentrumspartei unbeftritten feit. 


26. Ein konfiszierter Windthorjtbrief. 


„Ein Attentat auf den Reichskanzler!“ So wurde Ende Februar 1872 von 
Berlin aus an alle Zeitungen de3 Inlandes und Auslandes telegraphiert. Man Hatte in 
Berlin einen fiebenundzwanzigjährigen Menjchen verhaftet, der angeblich ein Attentat auf den 
Fürſten Bismard beabfichtigt haben follte. Der Pflegefohn des Küſters Weſterwelle bei 
St. Hedwig in Berlin war Apotheker geweſen, hatte bei den päpftlichen Truppen gedient 
und zuleßt beim Domherrn von Kozmian zu Poſen gewohnt. Vor feiner Abreife nad) Berlin 
follte er geäußert haben: „In Berlin wird es jebt anders werden!” Auch fand man bei 
feiner Berhaftung in feinem Beſitz ein Piftol, deſſen Zündloch allerdings bis zum Laufe mit 
Roft angefüllt war, jo daß die Gebrauchsfähigfeit völlig ausgefchloffen war. Grund genug 
zu einer hochnotpeinlichen Unterfuhung, die allerdings nah einigen Wochen die gänzliche 
Unschuld des DVerhafteten erwies und nur den Witblättern reichlihen Stoff lieferte. 


Ernft war dabei nur eins. Ein liberales ſchleſiſches Blatt ſprach offen aus: „E3 Hat 
ſich herausgeftellt, daß das Attentat als Schlußtableau vor der Abftimmung im Herrenhaufe 
über das Schulaufſichtsgeſetz gewünſcht und beitellt war, durch die Ungefchielichkeit der Offi— 
ziöfen aber jet Schon in Szene gejeßt worden ift.” Gleichwohl tat der Vorfall feine Dienfte. 
Bei dem Domherrn von Kozmian war nämlich Hausfuhung gehalten und ein Brief 
dorgefunden worden, der dem Fürſten Bismard Beranlaffung bot, am 6. März im Herren- 
hauſe bei Beratung des Schulauffihtsgejeßes fi über den Wert der zahlreichen gegen den 
Entwurf eingegangenen Petitionen zu äußern wie folgt: 


„sn allen katholiſchen Bezirken ift e8... außerordentlich leicht, Petitionen zuftande zu bringen, aber 
noch viel leichter in den polnischen Bezirken; jo leicht... daß zur Zeit des Neichstages die Petitionen für Seine 
Heiligkeit den Papft von den deutſchen Mitgliedern des Zentrums nach Bedürfnis beftellt und abbeftellt wurden. 
Es hat mir nämlich eine neuerliche polizeiliche Beichlagnahme von Papieren einige Briefe zu Geficht 
gebracht, von welchen die Polizei notwendig hielt, die höchften Behörden in Kenntnis zu jegen, um ihnen 
Leitfaden und Anfnüpfungspunfte bei etwa jpäteren Unterfuchungen auf anderem Felde zu geben. Es 
fand ſich darunter ein Brief eines hervorragenden Mitgliedes der Zentrumspartei an einen hochgeftefften 
und neuerdings viel genannten Kanonikus, Priefter in Pofen, in dem, mern ich mich xecht erinnere, 
— wurde: »Schicken Sie uns jet feine Petitionen mehr an den Reichstag«“ uſw. (Stenogr. Bericht 

. 203.) 
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Merkwürdigerweife erjchien diejfer Brief am 14. März wörtlich abgedrudt in der 
Kölniſchen Zeitung. Er war von Windthorjt gefchrieben, aber nicht an den Domherrn 
von Kozmian, jondern an Rittergutsbefiter von Haza, einen Schwager von Schorlemers, 
gerichtet und lautete wie folgt: 

„Berlin, 4. Mai 1871. 

Em. Hochwohlgeboren 

beeile ich mich auf das joeben eingelaufene Schreiben zu erwidern, daß ich die Einreihung von Petitionen 
für den Heiligen Vater an den Reichstag zurzeit für inopportun halten muß. Der Reichstag hat bei 
der Adreßdebatte die Intervention für den Heiligen Stuhl mit vollem Bemwußtjein und mit Flar aus— 
geiprochener Abfichtlichfeit abgelehnt. Deshalb würde mit Sicherheit anzunehmen fein, daß man über 
die Petition zur Tagesordnung übergehen würde. Damit wäre die Pofition nur noch mehr geihwädht. 
Bom Reichstag ift für den Heiligen Vater abjolut nichts zu erwarten. Nur eine recht feindjelige 
Stimmung würde bei erneuerter Beratung ſich Luft machen. Auch von den Regierungen ift meines 
Erachtens eine pofitive Einwirkung nicht zu erwarten. Ich habe zu feiner Zeit daran geglaubt. Alle 
Redensarten, die man etwa für eine entgegenftehende Anficht anführen könnte, halte ich für eitel Dunſt. 
Nichtsdeftoweniger halte ich dafür, daß das katholiſche Volk nicht aufhören joll, feinen Wünſchen für die 
MWiederheritellung der weltlichen Herrichaft des Papftes immer von neuem Ausdruck zu geben. Erreicht 
man dadurd eine pofitive Einwirkung der Regierung von Deutſchland auch nicht, jo zwingt man diejelbe 
do, dann, wenn die fatholiichen Mächte Europas eine diplomatifhe Intervention einleiten 
jollten — und ich glaube, daß dieje wenigftens früher oder jpäter zu erwarten ift — wenigſtens nicht 
entgegenzumirfen. Deshalb bin ich der Meinung, man jolle zurzeit Petitionen an den Reichstag nicht 
einreichen, aber nicht aufhören, ohne Unterlaß in periodijcher Reihenfolge Petitionen an die Regierungen 
gelangen zu laſſen. Diejelben werden meo voto am beiten dvireft an die Fürſten gerichtet. 

Der Herr Biſchof von Mainz ift nicht hier, fondern im feine Heimat abgereift. Ob und warn 
er wieder hierher zurüdfehrt, weiß ich nicht. 

Mit vollfommener Hochachtung Ew. Hochmohlgeboren ergebeniter 

Windthorft." 

63 war ein unerhörter Bruch des Briefgeheimnijjes, daß ein Privatbrief, 
der noch dazu als ein untrennbarer Teil von Unterfudungsaften betrachtet werden mußte, 
ſelbſt wenn die Unterfudhung eine Komödie war, in die Oeffentlichkeit gelangen fonnte gegen 
den Willen des Empfängers wie des Abjenders. 

Das Zentrum interpellierte jofort wegen dieſes Mißbrauches den Minifter des Inneren 
im Abgeordnetenhaufe. Dieſer beantwortete die Interpellation dahin, „der Minijterpräfident 
habe auf diejen Brief einen beſonderen Wert gelegt, weil deſſen Inhalt die Stellung der 
politifeereligiöfen Partei des Briefitellers charakteriſtiſch Tennzeichne, und Abfchriften davon 
an die Vertreter Deutſchlands im Auslande und an die Vertreter Preußens in Deutichland- 
gelangen laſſen“. Kühl ablehnend fügte er hinzu: „Wie der Brief in die Kölnische Zeitung 
gefommen fei, wife er nicht; er habe auch fein Intereſſe daran, das zu unterſuchen, dag fei 
Sache derer, die an der Nichtveröffentlihung ein Interefje gehabt hätten.“ 

Das Vorgehen Bismards und die Stellungnahme des Minifterd des Inneren ift um 
jo weniger verſtändlich, als der Brief für den politifhden Scharfblid Windthorit3 das 
befte Zeugnis ablegt und die Bismarchſche Politik in ihrer ganzen Zmeideutigfeit Fennzeichnet.. 

Mit Recht gab Windthorft dem Minifter des Inneren auf feine merfwürdigen Aus-- 
führungen zur Antwort: „Das Vorgehen der Königlichen Staatäregierung harakterifiert jehr 
ar und beftimmt die Stellung, welche der Herr Minifterpräfident einnehmen zu müfjen 
glaubt gegenüber diefer großen Frage, welche die Welt bewegt, und infofern kann id) e3 nur 
für ein Glück erachten, daß ich die unſchuldige Urſache geweſen bin, diefe Politif Flar 
und offen vor der ganzen Welt darzulegen.“ Die Auslieferung feines Briefes an die 
politiſche Behörde jei aber durchaus unftatthaft. Wenn derfelbe etwas friminell Strafbares- 
enthielte, jo hätte man ihn ohne weiteres vor Gericht ftellen müflen. Was die Intervention 
zugunften der weltlichen Herrſchaft des Papftes anlange, jo habe er entfernt nicht ſich der: 
Anficht hingeben wollen und Tönnen, daß dazu ein kriegeriſches Einfchreiten nötig wäre. Die 
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Herſtellung der meltlichen Herrichaft des Papftes könnte auf diplomatiſchem Wege erreicht 
werden, wenn der Herr Bundeskanzler in diefer Millionen Katholiken betreffenden Angelegenheit 
diefelbe Energie entwideln wollte, die er für die rumänischen Aktien entwidelt habe. Der 
Brief enthalte Tediglich Privates und nichts Strafbares, darum jei es abjolut unzuläfjig, 
ihn überhaupt zu befchlagnahmen, da er mit dem Attentate, das ftattgefunden haben jolle, 
gar nichts zu Schaffen habe. Aber ſelbſt wenn die Mitteilung des Briefes an die politijche 
Behörde zuläfjig gewejen fei, dann fei diefe wiederum nicht berechtigt gewejen, daraus öffent- 
ihe Meinung zu machen. Einen jolden Brief in die Deffentlichfeit zu bringen, jei etwas 
Unerhörtes, und er glaube, in feinem Kulturftaat Europas könne ein Geitenjtüc für diejes 
Verfahren gefunden werden. 

Die Schlußwendung des Minijters führte Windthorjt treffend mit den Worten ab: 
„Ein Intereffe für mid), den Brief. nicht zu veröffentlichen, liegt abjolut nicht vor. Ich 
erfenne e3 dankbar an, daß ein gutes Geſchick die Veröffentlihung des Briefes herbeigeführt 
hat, denn diefe Veröffentlihung hat ein= für allemal dem leiſen Verfuche der Verdächtigung 
ein Ende gemacht.” Scherzend fügte er hinzu, man habe ihn jogar gefragt, wie er es 
eigentfih angefangen habe, es fertig zu bringen, daß diejer Brief in die Deffentlichfeit 
gefommen fei. 

Es fand ſich im Abgeordnetenhaufe niemand, der auch nur den Verſuch machte, dem 
Minifter des Innern beizufpringen. Damit war das Vorgehen der Regierung auf das 
ſchärfſte verurteilt. 

Ein intereffantes Schlaglicht auf die Ziwede, die man mit der Beichlagnahme der 
Papiere verfolgte, werfen die Uebertreibungen über deren Tragweite und Gefährlichkeit, 
wie fie in diplomatischen Kreifen in Umlauf gebracht wurden. Obſchon fich durch die Ver- 
Öffentlihung die völlige Harmloſigkeit der Schriftſtücke herausftellte, weiß doch Fürft Hohen- 
lohe in jeinen Denfwürdigfeiten von ihnen zu jagen: „Soviel ſteht feit, daß Fürft Bismard 
den Kampf mit Rom aufnehmen und durchführen will. Er macht fi) feine Illuſionen 
über die Tragweite des Kampfes, aber er hat feinen Entſchluß gefaßt. Arnim wird eine 
»Kriegserklärung« nah Rom bringen. Es jcheint, daß die fompromittierenden 
Papiere, die man bei den Jejuiten in Poſen gefunden hat, dem Faß den Boden 
ausgejählagen haben. Es ijt wichtig, daß man aud) Briefe von Windthorft an Kozmian 
gefunden hat, in welchen der erjtere den Polen VBerhaltungsmaßregeln in der Schulfrage ufw. 
gegeben hat.“ (Denfw. II, ©. 77.) £ 


27. Die Ernennung des Kardinals Hohenlohe zum Botfchafter 
beim Heiligen Stuhl. 


Einen bemerkenswerten Schritt auf den vielverichlungenen Pfaden der Bis marckſchen 
Diplomatie bildet die Ernennung des Kardinals Prinzen Guſtav Adolf von Hohenlohe- 
Schillingsfürſt (geb. 1823, feit 1866 Kardinalpriefter) zum Botſchafter beim Heiligen Stuhl. 
Offenbar jchwebte dem Kanzler dabei die Erinnerung an die franzöfiihen Kardinäle unter 
Ludwig XIV. vor, die ſich mehr als die allmächtigen Minifter des Königs, denn als Kicchen- 
fürften im Dienfte der Kirche und des Heiligen Siuhles fühlten. 

Die Ernennung ftellt fih als ein Stüd echt Bismardjcher Staatsfunft dar. Der 
Erfolg mochte fein, wie immer er wollte: jedes Ergebnis war geeignet, feine Zwecke zu fördern. 
Nahm der Heilige Stuhl feinen Botſchafter an, jo befaß Bismard in diejem einen ergebenen 
Vertreter preußifcher Interefjen beim Papfte;') lehnte Pius IX. ihn ab — und auf dieſe 





') Man vergleiche den Brief des Kardinals an Bismard vom 5. März 1876, in dem der Kar— 
dinal als Zuträger des Kanzlers eine unrähmliche Roffe jpielt (Anhang zu Ged. u. Erinn. II. ©. 483). 
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Möglichkeit jchien die Art der Ernennung berechnet — jo war ein willfommener Streitfall 
geichaffen, der im Kriege gegen die Kirche ſich vortrefflich verwerten ließ. Darin bejtand ja 
überhaupt die Meifterfchaft Bismarckſcher Staatsfunit, feine Schritte jo einzurichten, daß der 
Gegner möglichſt in die Rolle des Angreifers gedrängt wurde. 

Der deutſche Gefhäftsträger beim Heiligen Stuhle Hatte die Mitteilung von der Er- 
nennung des Kardinals Hohenlohe mit der Bemerfung begleitet: „Kardinal Fürft Hohenlohe 
Hat fi) mit Rückſicht auf feine priefterlihe Stellung vorbehalten, eine Erklärung des Papſtes 
darüber, ob jeine Perſon als Botjchafter 
Str. Heiligkeit genehm fei, jelbjt zu er- 
bitten.“ Indes beeilte ſich der Kardinal 
nit, in Rom zu erſcheinen, und doch 
drängte acht Tage fpäter der deutjche 
Gejchäftsträger auf eine Antwort. Der 
päpftliche Staatzfefretär Kardinal An= 
tonelli machte ihn auf diejen Umjtand 
aufmerfjam und gab zugleich) die Erklä— 
rung ab: „Seine Heiligfeit jei für den 
Gedanken Seiner Majeftät des Kaijers 
und Königs wohlempfänglich, bedauere 
aber, einen Kardinal der heiligen rö— 
miſchen Kirche ſchon wegen der augenblid- 
lichen Verhältniffe des Heiligen Stuhles 
zur Annahme eines jo delifaten und wich— 
tigen Amtes nicht autorifieren zu fünnen.“ 

Die Antwort datiert vom 2. Mai 
1872. Am 14. Mai brachte Bennigjen 
gelegentlich der Etatsberatung des Aus— 
wärtigen Amtes im Reichstage bei der 
Poſition „Geſandtſchaft beim päpftlichen 
Stuhle“ die Botjchafterfrage zur Sprache, 
und es entjpann ſich ein Frage- und 
Antwortſpiel zwiſchen Bennigſen und 





Bismarck, das vorher gut vorbereitet Giacomo Kardinal Antonelli 
war, wie Windthorſt ironiſch feſtſtellte, (geb. 1806, geſt. 6. November 1876). 
denn ſchon vor Beginn der Sitzung hatte Staatsjefretär Pins’ IX. von 1848—1876. 


ein Eingeweihter ihm verraten: „Heute 
wird etwas Erheblidhes vorfommen.“ 

Bennigſen nannte die Ablehnung des Kardinals Hohenlohe ſeitens des Heiligen Stuhles 
geradezu eine „Beſchimpfung des deutfchen Kaijers“. Fürft Bismarck hielt eine Staatsrede, 
in der alle Töne beweglicher Klage über die mangelhafte Information des Papſtes in deutjchen 
Angelegenheiten infolge einfeitiger Darftellung bis zu Yautem Unmillen über die durch die 
Ablehnung durchkreuzte wohlwollende Abficht des Monarchen durchklangen, und die ich bis 
zu der gereizten und auf den Effekt berechneten Drohung fteigerten: „Seien Sie außer Sorge, 
nah Ganojja gehen wir nicht, weder förperlich noch geiftig!" 

Windthorſt gab jofort die treffende Antwort. Er bezeichnete es als ungewöhnlich, 
daß man ohne Vorlegung von Aftenjtücen und ohme die andere Seite zu hören hier über 
jo wichtige Dinge voreilig urteile. Man habe dem Kardinal Antonelli gelagt, Hohenlohe 
werde ſelbſt fi in Rom erfundigen, ob bie Annahme des Poſtens dem Heiligen Vater 
genehm fei; er fei aber nicht gegangen. Und doch fei das unerläßlich geweſen, weil doch der 
Papſt der Dienftherr des Kardinals ſei. Gewiß fei es das erjtemal, daß man verjucht habe, 
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den Diener eines fremden Herrn zu feinem Diener zu machen. Mit Recht hob Windthorft 
hervor, daß gegen allen Brauch und trotz der beim Ausmärtigen Amte gebotenen Ber- 
ſchwiegenheit die Sache in die Oeffentlichfeit gebradht fei und nun vor aller Welt ver- 
handelt werde. 

Bismard antwortete gereizt, er fei an diefer Deffentlichfeit unbeteiligt; Windthorft 
werde wohl mehr davon willen, wie die Dinge befannt geworden jeien, und würde vor Gericht 
ein wohlwiſſender Zeuge fein. 

Diefen Hieb parierte Windthorft mit der ungemein feinen Wendung: „Wenn über die 
Trage, wie das Geheimnis der Alten 
verlegt worden ift, eine Unterſuchung 
eingeleitet wird, wird es mir jehr 
willfommen fein, al® Zeuge ver- 
nommen zu werden. Ich werde die 
Ehre haben, dem Herrn Reichs— 
fanzler bei der DVernehmung zu 
begegnen.” 

Der Reichskanzler mochte ſelbſt 
fühlen, daß dieſe Verhandlung nicht 
zu feinen Gunften ausgejhlagen war. 
Er blieb an den folgenden Tagen 
im Reichſtage jtummer Zuhörer und 
nahm aus Geſundheitsrückſichten einen 
großen Urlaub, wie er dies ſtets zu 
tun pflegte, wenn er einen großen 
Aerger gehabt Hatte. 

Unrichtig ift die gefliſſentlich 
verbreitete Angabe, Fürſt Bismarck 
jet während der folgenden Jeſuiten— 
debatte in Berlin nicht anweſend 
gewejen. Allerdings überließ er Die 
Vertretung des Jeſuitengeſetzes dem 
Abgeordneten Wagener; aber er 
war während der Verhandlungen 

Rudolf von Bennigfer am 15. und 16. Mai im Reichstage, 
(geb. 1824, geft. 7. Auguft 1902). beglückwünſchte am Schluffe der 
SE Btinattnln, Ib 0 10 Sehen Schunk mefen De Gueii mit rem Künde 
Abgeordnetenhauſes. 1888 bis 1897 Oberpräfident ne neten Dr. Gneiſt mit einem Hände⸗ 
druck und verweilte eine Zeitlang 
mit ihm im Geſpräche, nachdem ſich 

der Saal bereits geleert hatte. Exit zwei Tage ſpäter verließ er Berlin. 





28. Das Sefuitengefeß. 


Schon einmal, im Jahr 1848, hatte die deutjche Nation der Welt das traurige Schau= 
jpiel geboten, daß fie in blindem Parteihaß ihren Bürgern das Recht mit ungerechtem Maße 
zuwog. Die Nationalverfammlung hatte feierlich die Grundrechte der deutſchen Nation feit- 
geftellt und verfündet; fie hatte jedermann die perfönliche Freiheit und das Recht zugefichert, 
im Baterlande zu Yeben und zu atmen, felbft dem Frevler gegen Recht und Geſetz. Nur den 
Jeſuiten hatte fie das Grundrecht der Heimat im Vaterlande verfagt. Diefe follten auf 
ewige Zeiten vom deutjchen Boden veriviefen werden. 
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Dasselbe Schaufpiel jollte fih im faum begründeten neuen Reiche wiederholen. Man 
rühmte fi, einen NRedtsftaat aufzubauen, und wies jedem das Recht zu, Feinerlei Strafe 
ausgeſetzt zu fein ohne Richterſpruch und rechtskräftiges Urteil. Nur die Väter der Gefellfhaft 
Jeſu wurden rechtlos erflärt und ohne Rechtsſchutz und ohne Richterfprud) der Polizeiwillkür 
ausgeliefert. 

Aus allen Teilen Deutſchlands waren beim erjten Deutſchen Reichstage zahlreiche Peti- 
tionen für und gegen den Jefuitenorden eingelaufen. Die gegen den Orden gerichteten Peti- 
tionen waren von Proteftanten unterzeichnet, denen ſich ein winziger Bruchteil von Katholiken 
zugejellt Hatte. Dagegen hatten Taufende und Abertaufende Katholifen, „Männer aller Stände, 
von den vornehmiten bis zum geringſten, Männer in öffentlichen Aemtern und Stellungen 
aus allen Staaten und Gegenden des Neiches für die Jefuiten Zeugnis abgelegt. Hat es je 
nad Qualität und Quantität gewichtige Petitionen gegeben, jo waren e3 dieſe“. 

Am 15. Mai 1872 gelangte das Vorjpiel zum Trauerfpiele der Jejuitenausweilung zur 
Aufführung. Die Petitionskommiſſion hatte die verjhiedenen für und gegen den Jeſuiten— 
orden eingegangenen Petitionen beraten und mit einer wenn auch ſchwachen Mehrheit einen 
Antrag dahin angenommen, die Petitionen dem Neichsfanzler „zur Berückſichtigung zu über- 
weiſen und dem Reichstage möglichjt bald einen Gefegentwurf vorzulegen, durch welchen 
die Niederlaffung von Mitgliedern der Geſellſchaft Jeſu und verwandter Kongregationen 
unter Strafe geftellt wird“. 

Der Gejegentwurf war erftaunlich raſch vorbereitet und wurde bereit3 einen Monat 
fpäter zur Beratung vorgelegt. Der Bundesbevollmächtigte, Präfident Friedberg, be- 
gründete ihn und beſchwichtigte die Befürchtung, als wolle man der katholiſchen Kirche eine 
Kränfung zufügen, mit dem Sabe: „Nichts liegt uns ferner, als der Gedanfe einer Feind⸗ 
ſeligkeit gegen die katholiſche Kirche, denn wir wollen uns nicht den Orden der Jeſuiten mit 
der katholiſchen Kirche identifizieren laſſen.“ Der Abgeordnete Wagener dagegen hielt nach 
dem pommerſchen Grundſatze: „Man ſoll ſich ſelten in der Höflichkeit, niemals in der Grob— 
heit übertreffen laſſen,“ eine äußerſt heftige Rede, die lediglich eine Wiedergabe all der An— 
ſchuldigungen und Verleumdungen war, mit der die liberale Preſſe in jenen Tagen die Jeſuiten 
und die Orden überhaupt überhäuft hatte. Drohend wandte er ſich zum Zentrum: „Das 
Reich ift im Kriegszuftande mit Rom; auf dem Vatikaniſchen Konzil ift ung der Krieg er- 
klärt, und die das getan haben, ftellen an uns das Anfinnen, fie für unfere beiten Freunde 
zu halten. Wir fühlen die ſchwere Bedeutung bes Konfliftes und müſſen dahin wirken, daß 
der Staat alle diefe Gebiete jelbjtändig regelt und mit ihnen nur verhandeltan 
der Hand des Strafredtes!“ 

Die Antwort auf diefe Herausforderung erfolgte jofort in bündigjter Form und ohne 
Einſchränkung. „Der Abgeordnete Wagener hat,” jo erflärtte Windthorft, „wiederholt 
und in leidenjhaftliher Form zu erfennen gegeben, daß es fi) gegen ung und gegen den 
größten Teil des katholiſchen Volkes um einen Krieg bis aufs Meſſer handelt. Wir 
unſererſeit wünſchen den Frieden; wir wollen dem Kaiſer geben, was des Kaiſers 
iſt, und Gott, was Gottes iſt. Wenn Sie uns aber unter allen Umſtänden den Krieg er— 
klären, gut, ſo ſollen Sie ihn haben; dann ſagen Sie aber nicht, daß wir ihn an— 
gefangen haben, ſondern Sie!“ 

Mit aller Klarheit und Beſtimmtheit ſprach ſich Windthorſt bei dieſer Gelegenheit 
über den Zweck und die Ziele des begonnenen Kampfes aus: 

„Als Oeſterreich niedergeworfen, als Frankreich niedergeworfen, da wurde — wie auch der Herr 
Reichskanzler angedeutet — auf der uns gegenüberſtehenden Seite von einem proteſtantiſchen 
Kaiſertum geſprochen, von dem Siege des Proteſtantismus und dem endlichen Austrag und Boll 
endungder Reformation... Da famen die Kanoniften und führten aus, daß die preußtjche 
Berfaffung zu weit gegangen jei, daß man umfehren müfje — videatur Hinſchius, videatur Dove in 
feiner Zeitſchrift und feinem Kirchenrechte. Selbft proteſtantiſche Räte, die ich zum erftenmal 
in Berlin fennen gelernt habe, geben unter dieſen Umftänden zu: Wenn die Katholiken nieht auf ihrer 
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Hut find, wenn fie fich nicht feſt zuſammenſchließen und ihre Kirche vertreten, jo wird das ganze Ver⸗ 
faſſungsrecht, was zu Nutzen der Kirche bis jetzt erreicht ift, über Bord geworfen werden. Als die Dinge 
jo bedrohlich fich geftalteten, erft Dann find wir zufammengetreten zur gemeinjamen Abwehr des 
Gemitters, das ſich über uns entladen ſollte ... 

„Es handelt fih um einen Kampf gegen die fatholiiche Kirche auf Leben und Tod. (Mein! rechts 
und links.) Es handelt fih darum, m. H.; man will, nachdem die Bewegung des Altfatholizismus im 
Sande verlaufen ift oder allernächſt verlaufen wird, jegt von oben herab die Nationalkirche zurechtbauen, 
man will die KRatholifen DeutjhlandE vom päpftliden Stuhle trennen. 
Man will fie unter die Polizeiknute des Staates bringen, man will dann, weil man doch noch zmweifelt, 
ob daS bezeichnete Vorhaben vollfommen gelingt, im nächjften Konklave das Bapjttum entweder 
vernichten oder verfäljden. 

Mit Bezug auf die gegen die Jeſuiten vorgebrachten Beſchuldigungen ſtellt Windthorft 
feſt, daß man feinerlei Tatjahen und Beweiſe vorgebradht habe. Man werde vielmehr vor 
Deutjhland, vor Europa, vor der Welt das traurige Beiſpiel aufführen, daß eine prote- 
ſtantiſche Majorität die fatholifche Minorität überftimmt, und zwar überftimmt 
in einer Sade, die die Proteftanten gar nicht angehe. 

„Die Maßregel, welche uns vorgejchlagen ift, ift eine Maßregel der Gewalt unter dem 
erborgten Mantel des Geſetzes. Sie ift nicht auf deutſchem Boden gewachſen, fie ift entlehnt 
dem Vorgehen der Pariſer Kommune; die Barifer Kommune hat die Jeſuiten einfach erſchoſſen. Mir ift 
es jehr zweifelhaft, welche Strafe jehwerer ift: der Tod oder die ewige Verbannung vom heiligen Boden 
des Baterlandes ... Die ſämtlichen Kommifjarien der Staatsregierung, des Juftizminifters, des Minifters 
des Innern und des Kultus haben im preußiichen Abgeoronetenhaus erflärt, daß die Jeſuiten ſich inner— 
halb der Geſetze bewegt haben, daß fie fein Vorwurf trifft, und diefe follen jegt mit einem Male ſtaats— 
gefährlich jein! 

„Es Handelt fi hier um etwa zweihundert Menſchen. Dieje haben nichts als das Evan- 
gelium und die Waffen des Geiftes. Fürchten Sie diefe zweihundert Menjchen? Fürchten Sie das Evan- 
gelium? Oder fürchten Sie die Waffen des Geiftes? Ein Staat von vierzig Millionen, von einer Milfion 
Soldaten, von einer Legion Poliziften geheimer und öffentlicher Ordnung, der ift bejorgt wegen der 
Tätigfeit don zweihundert Jefuiten, deren erfte Aufgabe es ift, zu lehren, daß man der Autorität ge= 
horchen muß .... Unter allen diefen Umftänden bitte ich Sie, daS Geſetz einer Kommiſſion zu über- 
weiſen, damit diefe genau und ficher prüft, tie eigentlich die Dinge liegen. Sollte diefer Antrag nicht 
angenommen werden, jo bitte ih Sie, das Geſetz ohne weiteres abzulehnen und fich nicht zu Gehülfen 
zu machen eines modernen Pombals.“ 

Einzelne Mitglieder der liberalen Partei waren mit dem geplanten Vorgehen gegen die 
Jeſuiten, das einen vollftändigen Brud mit der Auffaffung vom modernen Rechtsſtaate be- 
deutete, durchaus nicht einverftanden. Lasker erflärte ausdrüdlih: „Die Wahrung des 
Rechtsweges, auch die Wahrung deſſen, was zur Sitte geworden in allen zivilijierten Staaten, 
daß überall, wo die Verfolgung eines Bürgers ftattfinden folle, Rehtsgarantien nötig 
jeien, gehört zu den höchſten Staatsaufgaben, die wir nicht außer acht laſſen dürfen.” Aus 
demjelben Grunde ſchloß er ſich mit einigen wenigen Mitgliedern der nationalliberalen und der 
Vortjhrittspartei bei der Abftimmung dem Zentrum an. Das Geſetz wurde am 19. Juni 1872 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen. 


29. Kreisordnung und Minifterverfchiebungen. 


Fürſt Bismard gehörte zu den Staatsmännern, die alle Dinge auf den Grad ihrer 
augenblidlichen Brauchbarfeit prüfen, und die ohne eine Spur von Reſpekt das ehrwürdigite 
Alte rückſichtslos in Trümmer ſchlagen, wenn es ihnen hinderlich in den Meg tritt. Wie hätte 
dem Staatsmanne, dem „ganz Europa nicht imponierte“ und dem „der Deutſche Reichstag 
nicht imponierte“, ein ſtörriſches Herrenhaus imponieren können? Beim Schulaufſichtsgeſetze 
hatten ihm die Konſervativen im Herrenhauſe ſchweren Aerger bereitet; durch ihre Haltung 
bei der Kreisordnung hatten fie es gänzlich mit ihm verdorben. 


29. Kreisordnung und Minifterverichiebungen. 127 


Die Staatsregierung hatte bereit? Ende 1871 dem Abgeordnetenhaufe den Entwurf 
einer Kreisordnung für die dftlichen Provinzen vorgelegt, nachdem ein früherer Eulenburgjcher 
Entwurf zurücgezogen worden war. In dem neuen Entwurfe war die Selbftverwaltung er— 
weitert und der Grund zu einer wirflihen Verwaltungsgerichtsbarfeit gelegt. Obſchon die 
fonjervative Partei im Abgeordnetenhaus an manden Beitimmungen, z. B. der Aufhebung 
der gutsherrlichen Polizeigewalt, Anftoß nahm, fam doch eine Einigung zuftande, jo daß das 
Geje am 23. März 1872 mit 256 gegen 64 Stimmen angenommen wurde. 

Das Herrenhaus bezeigte jedoch) feine Luft, jebt noch in die Beratung des Geſetzes 
einzutreten. Da nun beim Beginn einer neuen Seſſion die in der vorigen Seſſion nicht fertig 
geftellten Gefege ganz von neuem wieder beraten werden müffen, jo blieb, wenn die lang- 
wierigen Arbeiten des Abgeordnetenhaufes nicht verloren fein jollten, nicht anderes übrig, als 
die Seflion nicht zu jehließen, fondern nur zu vertagen, um dann im Herbit in ber fortge- 
ſetzten Seſſion die Kreisordnung im Herrenhaus unter Dad und Fach zu bringen. 

Im Abgeordnetenhaus erftattete Dr. Friedenthal Bericht über dieſen Vorſchlag. 
Dabei fonnte er es ſich nicht verfagen, an die Adreſſe der Minderheit einige Feine Bosheiten 
zu rihten. Windthorft wies ihn darauf Hin, daß das nicht die richtige Art jei, den 
Frieden und den gedeihfichen Abſchluß des Werkes herbeizuführen. Mit dem Bertagungs- 
antrage erffärte er ſich einverftanden und ſchloß mit den ernften Worten: „Bir alle wünſchen 
fo energifch wie der Herr Berichterftatter, daß das hochwichtige Werk der Kreisordnung zuftande 
fommt, aber es fann nur dann zuftande fommen, wenn wir ernfthaft an dem Ausgleiche der 
Meinungen arbeiten, nicht, wenn wir die Parteien angreifen.“ 

Die Vertagung wurde beſchloſſen. Als aber im Herbfte die Beratungen wieder auf- 
genommen wurden, zeigten die Konfervativen des Herrenhaufes fi) wenig geneigt, den libe— 
ralen Gedanken des Gejehes zuzuftimmen und auf die bisherigen gutsherrlichen Vorrechte zu 
verzichten. Die gutsherrliche Polizei wurde beibehalten und die Beitimmung durchgeſetzt, daß 
der Landrat aus der Zahl der größeren Grundbefiger zu wählen jei. Eigentlich) hatte nun 
niemand mehr rechte Freude an dem Werfe. Den Korjervativen war es immer noch in feinen 
Grundzügen zu Yiberal, und die Liberalen waren mit den fonjervativen Aenderungen nicht 
einverftanden. Deshalb wurde am Schlufje die Vorlage mit 145 gegen 18 Stimmen abgelehnt. 
Dagegen nahm man einen Antrag an, Die Regierung möge einen Gefegentwurf mit Normativ— 
beftimmungen zu einer Kreisordnung für die ganze Monarchie vorlegen, der den einzelnen 
Provinzen ihre berechtigten Eigentümlidjfeiten laſſe. 

Die Regierung beantwortete den Antrag mit Schließung der Seſſion am 1. November. 
Zugleich berief fie den Landtag zu einer neuen Sefjion auf den 12. November ein. 


Fürſt Bismarck war aufs höchſte gereizt. Die MWiderfeglichfeit der Konfervativen in der 
Frage der Kreigordnung hatte dag Maß jeines Zornes zum Ueberlaufen gebracht. Er jann 
auf eine durdgreifende Neform des Herrenhanjes. Dabei ſchwebte ihm eine Art 
von Staatsrat vor, der vom Könige zu ernennen fein würde. Bor allem jollte die Verord— 
nung Friedrich Wilhelms IV. vom Jahr 1854 aufgehoben werden, die den provinziellen 
Grafenverbänden, den elf Familienverbänden, dem alten und befeftigten Grundbeſitz und 29 
(inzwifchen auf 42 angewachjenen) Städten das Recht der Vertretung im Herrenhaufe verliehen 
hatte. Damit würde für die Kreisordnung die Bahn frei und aud für die fommenden firden= 
politifchen Geſetzesvorlagen jegliche Schwierigfeit aus dem Wege geräumt fein. Indes war 
damals Bismard nod) nicht der allgewaltige Minifter, der Widerſpruch im Minifterrate nicht 
vertrug und „mit Bomben und Granaten“ dreinfuhr, wenn er aus Varzin Tam. Die Minifter 
Eufenburg, Selchow und Itzenplitz wollten von der Bismarckſchen Nadifalfur bezüglich des 
Herrenhaufes nichts wiſſen, glaubten vielmehr mit dem milderen Mittel einer Vermehrung 
des Herrenhaufes durch Berufung geeigneter neuer Mitglieder, einem jogenannten Pairsſchub, 


auszukommen. 
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Bismard forderte von Varzin aus die jofortige Herrenhausreform in feinem Sinn und 
ſprach fi gegen die Zweckmäßigkeit eines Pairsſchubes aus. Aber im Minifterium trat nur 
Roon auf feine Seite; alle anderen Minifter waren für den BPairsjhub. Am 30. November 
ernannte der König 25 neue Herrenhausmitglieder. Bismard war unterlegen. 

Mit tiefem Groll im Herzen reichte er am 20. Dezember 1872 fein Geſuch um Ent- 
hebung vom Präfidium des Staatsminifteriums beim König ein, der „schweren Herzens“, wie 
er in einem Briefe vom 1. Januar dem Fürften Bismarck verficherte, dem Geſuche nachgab 
und das Präfidium dem Kriegminifter v. Roon übertrug. 

Diefe Veränderung rief in den Kreifen der Tiberalen Parteien im erſten Augenblid 
eine wicht geringe Beftürzung hervor, weil man nicht wußte, wohin nun der Weg gehen würde 
Im Abgeordnetenhaufe drang Lasker darauf, zu erfahren, was die in der Minifterverän- 
derung vollzogenen Schritte bedeuten und ob fie etwa „eine Hemmung auf derjenigen Bahn 
fein follten, die bisher unter vielen Hinderniffen bejchritten jei”. Der Minifler des Innern, 
Graf zu Eufenburg, beeilte fi, eine beruhigende Erflärung abzugeben, die den Rücktritt des 
Reichskanzlers mit dem Uebermaße der Geſchäfte begründete, die ihm ala Reichäfanzler, 
Minifterpräfident und Auswärtigen Minifter oblagen. In der Sache — verfidherte er — jei 
nichts geändert, und man tue gut, Befürdtungen und Beunruhigungen zurüdzudrängen. Das 
Minifterium werde forfahren, in dem Sinne zu wirken, wie das Minifterium Bismard es 
für nötig erachtet habe. 

Gleichwohl glaubte Virchow in der Perfönlichkeit des Herrn dv. Roon, der jchon ein- 
mal ein Keil gewejen jei in einem liberalen Minifterium, die Möglichkeit zu erbliden, es 
könne jetzt ähnlich gehen. „Es Handelt ſich“ — fagte er — „nicht um die Frage des Feu— 
dalismus allein, es Handelt fih um die Frage des Ultramontanismus. Ich ver- 
lange, daß die Regierung jage, was fie will, um bemefjen zu können, ob man dieje Regierung 
als eine freundliche oder als eine feindliche zu betrachten Hat.“ 


MWindthorft goß am 7. Januar 1873 die Schale feines Spotteg über die beun— 
ruhigten Gemüter aus. 

„Ich weiß nicht, ob es vielleicht daran Yiegt, daß e& heute im Hauje auffallend dunfel ift, jeden- 
falls bin ich durch all die Erklärungen, die Hier gegeben find, gar nicht erleuchtet. Die Veränderungen, 
die im Minifterium jtattgefunden, haben mich vollfommen falt gelaffen, haben mich nad feiner Richtung 
hin bewegt, denn ich habe mir jelbjt gejagt, was der Herr Minifter des Innern eben gejagt hat: Es 
bleibt alles beim alten... . Die Beunruhigung der Herren Virchow und Lasker könnte vielleicht 
‚einige Erklärung finden in dem Datum der Veränderungen, welche ftattgefunden haben. Der 21. Dezember 
ift der Tag der Sonnenwende, und man könnte denfen, es wäre eine Wendung eingetreten, um endlich 
aus den düfteren Jrrgängen unferer inneren Politik herauszufommen. Dieje Furcht ſcheint die Herren 
zu beherrjchen. Indes der 21. Dezember ift auch der Gedächtnistag des Apoftels Thomas des Ziweiflers 
(Heiterkeit), und darum, m. H., ſage ich Ihnen, darin liegt für Sie ein jehr großer Troft; denn es 
bleibt der Zweifel begründet, ob wirklich die Wendung, welche ich übrigens begrüßen würde, eintreten 
wird oder eingetreten ift. Endlich aber ift vielleicht für alle noch ein Troft in dem 21. Dezember, der 
21. Dezember ift nämlich der fürzefte Tag, m. 9. (miederholte Heiterkeit). Ich will wünſchen, daß die 
Neubildung diejes Minifteriums nicht jo etwas von diefem fürzeften Tag an ſich trägt." 

Im übrigen erhob Windthorſt ſchwere ftantsrechtliche Bedenken. Man müſſe ernſtlich 
erwägen, wie eigentlih daS Staatäminifterium zu fomponieren jei, und welde 
Stellung darin der Präfident einzunehmen habe, man könnte jonft nad) den Erfahrungen 
mit dem Pairsſchub unter Umftänden erleben, nod einen Minifterfchub zu befommen. Man 
habe es für zuläflig erachtet, in das GStaatsminifterium für viele und die wichtigften Dinge 
den StaatSminifter Delbrüd zu ſchicken, deſſen Aufgabe in feiner Weiſe definiert fei, der 
niemals ins Abgeordnetenhaus fomme, von deſſen Tätigkeit und Verantwortlichfeit die Abge- 
ordneten gar nichts wiſſen. Dann wird der Vorſitz im Minifterium geändert, heute jage ung 
die Provinzialforrefpondenz, der leere Minifterjefel Bismard3 werde fortfahren, das Präſidium 
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zu führen, übermorgen bringe man einen neuen Minifterpräfidenten (v. Roon), mit einem 
Adlatus, von dem man wieder nicht wiſſe, wie deſſen Stellung im Staatsminifterium fei, 
wie die Verantwortlichfeit deffen, von dem er der Adlatus fei, zu feiner Verantwortlichkeit 
fi) verhalte, ob er ganz für das Minifterium des Krieges einträte oder ob die Verant- 
mortlichfeit beim Grafen dv. Roon bleibe. Darum ſei es Zeit, die organijche Einrichtung des 
Staatsminijteriums ins Auge zu faſſen und ſich darüber Har zu werden, ob wir in der Hin- 
fiht Anträge zu jtellen haben. Auch das Verhältnis des preußiſchen Staatsminifteriums zur 
Leitung und Regierung des Reiches jei unflar. Nachdem uns jet der Mann, der im Reiche 
die Leitung habe, hier zum größten Teil in feiner Verantwortlichfeit entrüct fei, mülje man 
volle Klarheit gewinnen. Uebrigens könne fi Herr Dr. Virchow beruhigen, er werde nod) 
Gelegenheit genug haben, kirchliche Reden zu halten. 


Diefe Debatte zeigt vielleicht deutlicher noch als ſelbſt die heftigen Firchenpolitifchen 
Auseinanderjegungen, wie der Kulturfampf die liberale Partei gegen alle anderen Geſichts— 
punkte blind gemacht hatte. Gewiß waren die von Windthorjt erhobenen ſtaatsrechtlichen Be— 
denfen jo ſchwerwiegender Art, daß fie bei wirklich liberal gefinnten Politifern ernſte Berüd- 
fihtigung hätten finden müſſen. Diefelben Männer aber, die in der Konfliktszeit jeden Buch— 
ftaben der Verfaſſung eiferfüchtig gehütet hatten, gingen jetzt über die wichtigſten Verfaſſungs— 
fragen leichten Herzens zur Tagesordnung über, nur um defto jchneller zum Ziel: Entred- 
tung und Entmündigung der Fatholifchen Kirche und ihrer Organe, zu gelangen. 


30. Die Vorlage der Maigeſetze im Preußifchen Landtage. 


Die Thronrede, mit der am 12. November 1872 die neue Seſſion des Preußiſchen 
Landtages eröffnet wurde, enthielt furz und gejhäftsmäßig die Ankündigung: Es würden 
Borlagen gemacht werden, welche beftimmt jeien, die Beziehungen des Staates zu den Keli- 
gionsgeſellſchaften nad) verjhiedenen Richtungen hin arzuftellen. Acht Tage jpäter legte der 
Kultusminifter Falk einen Entwurf „über die Grenzen des Rechts zum Gebraude kirch— 
licher Strafen und Zucdhtmittel” dem Haufe vor. In den parlamentarifchen Kreiſen erzählte 
man fi, der König zögere, die übrigen Entwürfe qutzuheißen. 


Da trat ein Ereignis ein, das ſich in der Hand eines rüdjichtslofen Staatgmannes 
wie Bismard im Kampfe gegen die fatholifche Kirche vortrefflich verwerten ließ. In jeiner 
Weihbnahtsallofution (vgl. den folgenden Abjhnitt) Hatte Papſt Pius IX. mit 
Beziehung auf Deutjhland das Wort ausgejproden: Männer, welche die katholiſche Religion 
nicht einmal fännten, maßten fi) an, die Glaubensſätze und Rechte der Kirche abzugrenzen; 
dabei ſcheuten fie ſich nicht, die Schuld den Katholiken zuzujchieben, weil dieje fich weigerten, 
die Staatsgeſetze den heiligen Geſetzen Gottes und der Kirche vorzuziehen. 


Sofort erhob fi in der firchenfeindlichen Prefje ein Sturm der Entrüftung. Man 
wollte in der päpftlichen Ansprache eine Ehrenkränkung des Kaiſers und eine unverzeihliche 
Beleidigung der deutjhen Nation finden. Die Zeitungen der Zentrumspartei, welche die An— 
ſprache veröffentlichten, wurden beſchlagnahmt, und man redete in offiziöfen Blättern davon, 
daß das Vorgehen des Papſtes „die Unverſchämtheit Benedettis gegen den Kaiſer weit über- 
boten habe“. Und doch war in der päpftlichen Anſprache der Kaiſer gar nicht erwähnt, und 
fein Wort deutete auf feine Berfon hin. „Seit wann ijt es denn zuläſſig,“ fragte Mallindrodt 
im Abgeordnetenhaufe, „daß ein Tadel der Regierung und der öffentlichen Zuftände als ein 
Tadel des Staatsoberhauptes angejehen wird?“ 


Hüsgen, Windthorft. 9 
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Fürft Bismarck wies den Minifter des Innern an, Strafanträge gegen die Zeitungen 
zu ftelfen, welche die päpftliche Anfprache veröffentlichen würden. Den lebten Beamten der 
deutſchen Botjchaft in Rom beorderte er, ohne Verzug und ohne ſich beim Papfte zu verab- 
ichieden, nad) Berlin zurüd. Das Ziel war erreicht. Der Kaijer erteilte nunmehr die Er— 
mächtigung, auch die übrigen Geſetzesvorlagen dem Landtage zu übergeben. 


Am 9. Januar. 1873 überreichte der Kultusminifter perſönlich die Gejege im Abge⸗ 
ordnetenhaus und ſuchte ſie in längerer Rede zu rechtfertigen. Die vier Geſetze bildeten 
ein organiſches Syſtem. Der erſte Entwurf handelte von den Grenzen des Rechtes zum Ge— 
brauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel. Danach ſollte es verboten ſein, Straf» und Zucht⸗ 
mittel anzudrohen, welche nicht dem rein religiöfen Gebiet angehören, auch follte die Ver— 
hängung und Verkündung eines Straf- und Zuchtmittels wegen Vornahme einer Handlung, 
zu welcher die Staatsgeſetze oder rechtmäßig erlafjene obrigfeitliche Anordnung verpflichten, 
unzuläflig fein. 

Der zweite Entwurf handelte von der Vorbildung und Anftellung der Geiftlihen. Er 
ftellte Vorfchriften über die Vorbildung von Geiftlichen auf und ordnete ein ſtaatliches Examen 
an, in welchem diefe Vorbildung darzutun ſei. Ohne dieſes Eramen folle feiner zu einem 
geiftlichen Amte zugelaffen werden. Außerdem wurde dem Staat in bezug auf bie Anftellung 
und Verſetzung von Geiftlihen ein Einſpruchsrecht vorbehalten. Die Belegung von Pfarr⸗ 
ſtellen ſollte innerhalb eines Jahres geſchehen, im anderen Falle durch hohe Geldſtrafe 
erzwungen werden können. 


Das dritte Geſetz ſtellte bezüglich der kirchlichen Diſziplinargewalt feſt, daß nur deutſche 
Behörden und auch dieſe nur in einem ganz beſtimmten Umfange die Diſziplinargewalt aus— 
üben dürfen. Es ſollte ein königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten gebildet 
werden, an den die Berufung gegen die von der kirchlichen Behörde verhängten Strafen 
jederzeit ſtattfinden konnte. Der Gerichtshof ſollte, ohne an poſitive Beweisregeln gebunden 
zu ſein, nach freier Ueberzeugung entſcheiden, und zwar endgültig. 


Der letzte Entwurf handelte vom Austritt aus der Kirche und regelte die geſetzliche 
Austretungsbefugnis in möglichſt erleichterter Form. 


Daß es ſich bei dieſen Geſetzen nicht nur darum handelte, „die Beziehungen des 
Staates zur Kirche klarzuſtellen“, wie es in der Thronrede hieß, daß es vielmehr auf einen 
vollſtändigen Bruch mit der Vergangenheit abgeſehen war, konnte auch der Miniſter 
nicht leugnen. Auch darüber war er ſich klar, daß ein ſolcher Bruch ſchwere Kämpfe zur 
Folge haben würde, in welche aber die Staatsregierung „nach ernſter Prüfung vor Gott 
und vor ſich ſelbſt“ einzutreten entſchloſſen fei. 


Die Regierung fand in diefem Kampfe die Unterftüßung der jämtlichen Parteien von 
linf3 bis recht3 mit wenigen Ausnahmen, und es war einer der konſequenteſten Gegner der 
Hriftlihen Weltanfhauung, der Fortichrittler Prof. Virchow, der in der Sitzung vom 
17. Januar 1873 für diefen Kampf die Bezeihnung „Kulturkampf“ erfand. 


Die liberale Mehrheit des Abgeordnetenhaufes wollte feine Zeit verlieren, um die 
Früchte ihrer Anftrengungen unter Dach und Fach zu bringen. Bereit? am 16. Januar 
begann die erjte Beratung des Gejekentwurfes über die Vorbildung und Anftellung der 
Geiltlihen. Tags zuvor Hatte Windthorft gebeten, das Geſetz noch nicht auf die Tagesord- 
nung zu bringen, weil die Begründung fo vieljeitig ſei und vielfadh Bezug nehme auf 
Aktenſtücke, welche jo ſchnell herbeizufchaffen faum möglich ſei; wenigſtens möge man die 
Zeit gönnen, welche notwendig fei, um die Motive zu leſen. Gleichwohl war mit 144 gegen 
118 Stimmen beſchloſſen worden, mit der fofortigen Beratung des Geſetzes zu beginnen. 


Am zweiten Tage der Debatte erhielt Windthorft das Wort. 
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Man habe ihm gejagt, cr möge fich nicht anftrengen, e8 hilfe ja doch nichts. Dann wolle er 
doch mwenigitens don diejer Stelle aus in das Land Hineinrufen, wie die Sache ftehe. Die Tribüne diejes 
Haufes ſei jetzt der einzige Punkt, auf der die Rede nicht beſchränkt werde. Nach der Nüdfehr aus den 
Serien hätten fi große Veränderungen in den hohen Regionen unjeres Regimentes zugetragen. An— 
fänglih habe man nicht gewußt, was eigentlich die treibende Urſache der Krifis geweſen jei, jett habe 
man einen näheren Einbli gewonnen dur einen unzweifelhaft injpirierten Artikel der Kölniſchen 
Zeitung. Danach habe man ſich geeinigt, die Regierung ſolle die Kircheng eſetze, wie geſchehen, vor— 
legen; dagegen habe die Liberale Partei eine Vermehrung des Militäretats veriprochen. „Mit 
anderen Worten: Die liberalen Parteien ftimmten den reaftionärften Maßnahmen zu, bloß um diefe 
Gejege durchzubringen. Als in der erften Chriftenverfolgung dann und wann daS Volk murrte, wenn 
unangenehme kaiſerliche Maßregeln erſchienen, dann eröffnete man die etwas nachgelaffene Berfolgung 
von neuem und warf den wilden Tieren einige Chriften vor. (Heiterfeit.) Mir jeheint, daß diefe Methode, 
freilich in etwas anderer Geftalt — vielleicht hat der Abgeordnete don Kardorff die Güte, zu jagen: 
Das kommt noch —, fich heutzutage wiederholt, und daß man jegliche Unzufriedenheit im politifchen 
Leben dadurch auszugleichen jucht, daß man den Katholiken einen Hieb verſetzt.“ . . . Eine größere 
Tyrannei, wie in diejen Gejegentwürfen angebahnt werde, habe faum zu einer Zeit in der Kirchen- 
geſchichte beſtanden, die reine nadte Gewalt, wie fie in den erften drei Jahrhunderten und wie fie 
in Rußland jegt dann und wann erblickt werde, ſei erträglicher. Die Lage, in welcher ſich die Kirchen— 
gewalt und die Staatsgewalt in einer Hand befinden, ſei unerträglich für daS bürgerliche Gewiſſen mie 
für die bürgerliche Freiheit. Der Kultusminifter habe Har ausgeſprochen, daß das Erziehungsweſen ver 
waltet werden jolle nach jeiner individuellen Perjönlichfeit — da habe man den unfehlbaren 
Kultusminifter in Preußen! Virchow habe in der Entwidlung des Papfttums eine Staatsgefahr 
erblidt. Dunder habe allerdings anerfannt, daß unfere Erziehung und Kultur durch das Papfttum 
geworden jei, aber Hinzugefügt: „Aber wenn der Sohn mündig ift, jo fann er fich nicht mehr nach der 
Mutter richten, ja, er begräbt fie." Ich antworte dem Herrn Dunder: Doch erft dann, wenn fie tot ift 
(Heiterkeit), und tot ift die Kirche zu unser aller Glüd nicht, wir fünnen fie alſo nicht begraben wollen. 

Die drei übrigen Gejegentwürfe wurden in der Generaldisfuffion an zwei Tagen 
erledigt, wobei nur drei Redner der Zentrumsfraktion zum Wort gelangten. Auch die fon- 
jervative Partei wollte jih von dem Feldzuge gegen die fatholifche Kirche nicht ausschließen. 
Namens jeiner Freunde erklärt dv. MWedell-Uhlingsdorf, jie würden „die Staatsmacht im 
Kampfe gegen die Kirchenmacht“ unterftüßen. Sämtliche Entwürfe gingen fodann an eine 
Kommifjion zur Vorberatung. 

Die Kommifjion war bemüht, wenigjtens diejenigen Beltimmungen, welche dem dis- 
fretionären Ermefjen der Regierung Tür und Tor öffneten, beftimmter und enger zu fafjen. 
Aber e3 blieb immer noch ſoviel Willfür zurüd, daß die Kölnische Zeitung nicht umhin 
tonnte, die Mehrheit des Abgeordnetenhaufes zu warnen, nit an Stelle der „Priefter- 
dejpotie” die „Bureaufratie und den Dejpotismus des Oberpräfidenten” zu feßen. 

Bon der Tätigkeit der Kommiſſion entwirft Aug. Reihensperger in feinen Tage- 
büchern ein anjchauliches Bild. Er bedauert, daß die Verhandlungen nicht öffentlich feien, 
denn „die dortigen Vorfommniffe find harakteriftiicher als die Debatten im Haufe, da lebtere 
fi) weit weniger frei bewegen fünnen. Es muß einen eigentümlidhen Eindrud machen, wenn 
18 nichtfatholiiche Abgeordnete mit drei gleichfalls protejtantischen Negierungsfommifjaren 
an der zeitgemäßen Neform der fatholiihen Kirche und des DVerhältnifjes derfelben. zum 
Staat arbeiten. Die Minorität ſchwankt durchweg zwifchen fünf bis fieben Stimmen, unter 
welden fi) die Stimmen der beiden Zentrumsmitglieder befinden“. Reichensperger meinte, 
für den Fall, dag die Mlinorität bei den demnächitigen Debatten in der Kammer ebenfo 
ausdauernd ihren Standpunft vertrete, dürften, vom Beginne der Debatten gerechnet, noch 
Wochen vergehen, bevor die Gejegentwürfe an das Herrenhaus gelangten. Das lag aber 
durchaus nit im Intereffe der Mehrheit. Sie hatte ja die Macht der Stimmen und war 
entſchloſſen, rücjihtslos davon Gebraud zu maden. 

Deshalb war fie bei der zweiten Leſung der kirchenpolitiſchen Geſetze darauf bedacht, 
eingehende. Debatten, wenn nötig, durch Schlußanträge zu verhindern. Der Kultuaminifter 
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hielt fich fern und überließ die Verteidigung der einzelnen Paragraphen feinen Kommillaren. 
Man erzählte ſich im Abgeordnetenhaus, er habe fih im vertrauten Kreije geäußert, Die 
Situngen im Abgeordnetenhaufe feien ſchließlich langweilig geworden, da nur nod) von 
einer Seite, und das ganz ausfichtslos, geredet werde. Es gäbe nur etwas Spaß, wenn 
Mallinkrodt feine Kommifjare zerzaufe. Man ließ das Zentrum reden, ohne zu antworten, 
und wenn anftandshalber einige Redner zu Wort gefommen waren, endigte man die Debatte 
durd) einen Schlußantrag. 

Da Windthorft gern an letzter Stelle ſprach, um auf die Angriffe der vorher 
gehenden Redner zu antworten, jo war er bei diejer Taktik der Mehrheit meift zum Schweigen 
verurteilt. Um jo wuchtiger trafen die Hiebe, wenn es ihm gelang, zum Wort zu fommen. 
U. a. wies er ebenfo geſchickt wie fraftvoll die Angriffe auf die Knabenjeminare und Kon— 
difte, namentlic) auf das Konvift in Hildesheim zurüd. Bei diefer Gelegenheit war es, wo 
Abg. Windtgorft (Dortmund) unter Heiterfeit des Haufes aus jeines Onkels frühefter Jugend 
farifierend erzählte. 

Mit aller Entſchiedenheit wandte ſich Windthorft gegen das ftaatlihe Einſpruchsrecht. 
Das ganze Erziehungswejen der Geiftlichfeit ſei in die Willfür des Kultusminifters gelegt. 
Es genüge nicht, willfährige oder richtiger willenlofe, der Staatsgewalt unbedingt unter 
worfene Geiftliche zu fihern, darum müfje die Anftellung ebenfalls in die Hände des Staates 
gelegt werden, nicht allein die erfte, jondern auch jede fernere Anftellung. Der Willfür des 
Minifters jei dadurd ein Spielraum gegeben, daß er am lebten Ende über die Anftellung 
jedes Geiftlichen nach freiem Belieben entjcheide. Das fei für beide Kirchen gleihmäßig un- 
erträglich, weil e3 die Möglichkeit gäbe, nad) den individuellen Anjhauungen des Minifters 
die Anftellung in beiden Kirchen zu beforgen. Für die fatholifche Kirche jei das noch bejon- 
ders unerträglich, weil der jeweilige Kultusminifter in diefem Land evangeliſcher Kon- 
feffion fein werde bis zu dem Moment, wo ein hohes Diktum eingelöft werde, daß „ein 
Iſraelit dazu am Ende am geeignetiten jei“. 

„Den Auftrag, die Völker. in den Grundſätzen des Chriftentums zu unterrichten, hat nicht der 
Staat befommen, diejen Auftrag befamen die Apoftel, arme Fiſcher und nicht aus den Ständen hervor: _ 
gegangen, welche man heute für die Pflanzftätte der Geiftlichen angejehen wiſſen will; jetzt will der 
Staat für feinen Kultusminifter die Miſſion in Anſpruch nehmen, welche der Stifter der gejamten 
hriftlichen Kirche den Apofteln gegeben hat. Das ift eine Ufurpation, wie ſie bis dahin in der 
Geſchichte nicht vorgefommen tft.“ 

Mit ganz bejonderem Nachdrucke beteiligte fih Windthorft an den Debatten über 
die Einrichtung eines Königliden Gerichtshofes für firhlihe Angelegenheiten. 
In diefem Gerichtshof erblickte er ein Mittel, die Subordinationsverhältniffe in den kirch— 
lichen Stellen zu zerftören. Cine wunderliche Stellung erhalte in dem Zujammenhange diejer 
Gefege der Oberpräfident. 1. Er leitet und bejtimmt die Ausbildung der Geiftlihen. 2. Er 
fontrolliert die Anftellungen. 3. Er macht die Anklage. 4. Er tritt ein für Diejenigen, 
welche verlegt fein fünnten, auch gegen deren Willen. Gegen ein jolches bureaufratijches 
Willkürweſen fünne man nicht energijch genug vorgehen, und darauf müſſe man namentlich 
diejenigen Herren, welche die Yiberalen Grundfäße zu vertreten vorgeben, aufmerfjam machen, 
welche bejondere Figur aus diefem Oberpräfidenten gemacht werde. Diejer Gejegentwurf 
jei ein Stück Anklageprozeß, ein Stüd Verhandlungsprozeß und ein Stüd Inquifition, für 
den man fein anderes Wort finden könne als Prozeßgang der Willkür Ein Jurift 
fönne einzelne Beitimmungen diejes Gejeges unmöglich gemacht haben, und für einen Juriſten 
jeten diefelben abſolut unannehmbar. Bezüglich des Bilchofsparagraphen, wonach die Bijchöfe, 
menn fie durch den Staatsgerichtshof entlaffen find, erjeßt werden müſſen, bemerkt er: 
„Glauben Sie denn im Ernfte, daß e3 der Staatägewalt zuftehen kann, das kanoniſch 
geordnete Verhältnis über die Bejegung der Biſchofsſtühle, die Frage, wann diefelben erledigt 
find und wann nicht, und was in foldhen Fällen gejhehen ſoll, durch Strafgejege feſtſtellen 
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zu können? Glauben die Herren im Ernte, daß die Fatholifche Kirche fich ſolch einem Geſetze 
fügen kann? Das würde von ihr verlangen heißen, daß ſie ihr Todesurteil ſelbſt unter— 
ſchreibt. Das tut keine Kirche. Hinrichten können Sie die katholiſche Kirche, aber ſie richtet 
ſich nicht ſelbſt hin.“ Wie der Gerichtshof konſtituiert ſei, könne er leicht nichts anderes 
werden als eine bequeme Handhabe in der Hand der jeweiligen Gewalt, die den Mantel der 
Gerechtigkeit umhänge, um die dürren Gebeine der phyſiſchen Gewalt zu bedecken. „Schließlich 
entſcheidet der Gerichtshof endgültig mit Ausſchluß jeder weiteren Berufung. Das iſt 
etwas Ungeheuerliches, und ich muß jagen, daß ich e3 kaum für möglich gehalten hätte, daß 
man einen folden Vorſchlag hätte hierher gelangen Yafjen können.” 

Auch diejes Geſetz wurde mit der befannten Mehrheit angenommen. Am 20. März 1873 
begann die dritte Beratung des Gejeßes betreffend Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen. 
Bei diefer Gelegenheit erinnerte Dr. von Gerlach den Reichskanzler an feine Jugend und 
die liberale Partei an ihre Vergangenheit. Es machte erſichtlich einen gewaltigen Eindrud 
auf das Haus, als der alte proteftantifche Vorfämpfer der konſervativen Partei, der Verfaſſer 
der berühmten „Rundfchauen“ in der Sreuzzeitung, feine Stimme gegen die geplante Ver— 
gewaltigung der Katholiken erhob. „etzt heißt es Polizei vorne, Polizei hinten, Polizei 
links, Polizei rechts, Minifterialenticheidungen, ein Spezialgerichtshof ohne Berufungen. Sind 
das jene hochherzigen Liberalen von 1848, die faum vor dem Throne ftille ftanden? . Gibt 
es denn für die Linfe feine Geiftesfämpfe mehr? Nur PVolizei, Geld- und Selangniährefen 
auf dem Gebiete des Glaubens und des Geiftes?“ 

Faſt ohne mejentlihe Debatten wurden auch in dritter Sale die Gef ſetzentwürfe 
angenommen. 

Im Herrenhauſe führten die kirchenpolitiſchen Spanne zu heftigen een wurden 
aber mit einigen Aenderungen aud) da genehmigt. Dieje Veränderungen machten eine aber= 
malige Beratung im Abgeordnetenhauje notwendig, die am 9. Mai 1873 erfolgte. 

Eine Bemerfung des Kultusminifters, daS Zentrum möge der Worte eines feiner 
Redner in Zufunft eingedenf fein, daß e3 die gejeglichjte Fraktion fei, veranlaßte Windt- 
horjt, die Stellung des Zentrums und der Bgm Bevölkerung gegenüber den kirchen— 
politiihen Maßnahmen genau zu prägilieren. 

„Ich bin nicht zweifelhaft darüber, daß die See rufe alle die Mittel, welche fie fich durch 
die Geſetze ſchafft, anwenden wird, um ihre Intention zur Ausführung zu bringen. Die Stellung, welche 
wir dagegen zu nehmen haben, iſt unzweifelhaft gegeben. Wir werden niemals etwas Ungeſetz— 
liches tun, um dieſen Intentionen entgegenzutreten. An dem Tage, wo die Katholiken ſich verführen 
ließen, irgendwie die Geſetze zu übertreten, würden fie den Sieg, der ſchon ſehr nahe iſt (Heiterfeit 
links; Sehr wahr! im Zentrum), m. H., der ſchon jehr nahe ift, weil es anfängt, in den 
Geiftern zu dämmern, auf das alleräußerfte und allerbedenflichite gefährden. Sch kenne auf 
der Gegenjeite Männer, die nichts jehnlicher wünjchen, als daß die Katholifen irgendwelche ungejegliche 
Mittel ergreifen — aber e8 gibt einen durdaus berechtigten paſſiven Widerftand, und, m. 9., 
diefen müſſen, diefen werden und diefen imollen wir üben. An diefem paſſiven Widerftande 
wird früher oder ſpäter alles das zerjchellen, was in diejen Geſetzen beabfichtigt wird. Gebe Gott, daß 
das Vaterland dabei feinen Schaden leide!“ 

Ueberaus bezeichnend für die Stimmung und den Geift jener Kulturfampfsperiode ift 
die fich überftürzende Haft, mit der man diefe Waffen gegen die Fatholiiche Kirche ſchmiedete. 
- Am 9. Mai 1873 fand die Schlußabftimmung im Abgeordnetenhanfe ftatt; am 11., 12., 
13. und 14. Mai erhielten die Geſetze die königliche Unterfehrift, und bereit? am folgenden 
Tage, 15. Mai, wurden fie durch BVeröffentlihung im Geſetzblatt in Kraft geſetzt. Da traf 
in der Tat das Wort Windthorft3 zu: „Bei und macht man heutzutage Gejeke in rajcherer 
Weiſe, wie ſonſt die Semmeln gebaden werden.“ 

Die Schlußberatung, Sanktion und Veröffentlichung. diefer vier kirchenpolitiſchen 
Geſetze fielen in den Maimonat, weshalb fie für die Folge den Namen „Maigeſetze“ 
erhielten. 
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Am Tage nach Vorlage der Kirchengefeße interpellierte v. Mallindrodt den Minifter 
de3 Innern wegen feines Erlafjes, in weldem bie Oberpräfidenten angewiefen waren, Die 
Veröffentlihung der Weihnachtsanſprache des Papftes zu verhindern und mit Beſchlagnahme 
gegen diejenigen Blätter vorzugehen, welche die Anſprache trotzdem veröfſentlichen würden. 
Das Zentrum ſah in dieſer Maßnahme einen Verſtoß gegen den 8 27 der Verfaſſung und 
gegen das Preßgeſetz. v. Mallindrodt geißelte mit unerbittlicher Logit das Vorgehen des 
Minifters. Diefer gab zu, der Erlaß jei allerdings ergangen; er habe jedoch nur bezwedt, 
die Anſprache, die nach Anficht der Regierung Berleumdungen enthalte, zum Gegenjtand 
eines Rechtsſpruches zu machen; er habe nur eine Art Avertifjement Hinzugefügt, in der 
wohlwollenden Abficht, die Zeitungsredaftionen beizeiten zu warnen. Endlih gab er zu, 
daß die Anregung vom Auswärtigen Amt ausgegangen jei, dem e& „darauf anfam, 
gerichtlich feitftellen zu Yaffen, daß die Alfofution Verleumdungen enthalte, welche gegen den 
Urheber verfolgbar wären, wenn es eine Jurisdiftion gäbe, welcher derjelbe unterworfen wäre“. 

Alle Parteien waren in der Verurteilung des minifteriellen Vorgehens einmütig. Der 
fortfegrittliche Abgeordnete WindthHorft (Dortmund) nannte e3 „lächerlich und tragifomijch“ 
und fand, daß der Reichskanzler troß feiner fonftigen diplomatijchen Geſchicklichkeit ſich in 
dieſem Falle ſchwer geirrt habe. Dann erging ſich der genannte Abgeordnete in maßloſen 
Angriffen gegen den Papſt, bezeichnete deſſen Anſprache als „Ausgeburt eines leidenſchaft— 
lichen Haſſes und einer kindiſchen Torheit, die nur für die fanatiſierte Geiſtlichkeit, den ebenſo 
bornierten Adel und für den guten, ſüßen, lieben, dummen Bauer berechnet ſei“. Lasker 
verfiel in denſelben Ton. Nach ſeiner Auffaſſung war v. Mallinckrodts Rede „das Predigen 
von Aufruhr gegen Geſetz und Staat“. Mit dem Zentrum ſei kein Friede möglich, denn 
ſeine Grundſätze ſeien mit dem Staatsgedanken unverträglich. 

Windthorſt ging mit dem Miniſter unerbittlich ins Gericht. Zunächſt ſtellte er die 
Ueberſetzung des lateiniſchen Textes der Anſprache richtig und gab dieſer damit ein ganz 
anderes Geſicht. Dann machte er auf den Widerſpruch aufmerkſam, der zwiſchen den heutigen 
Worten des Miniſters und dem Erlaß ſelbſt beſtehe. Heute erkläre der Miniſter, der Erlaß 
ſei vom Auswärtigen Amt angeregt worden, damit durch ein gerichtliches Erkenntnis feit- 
geſtellt werde, daß Verleumdungen in der Anſprache enthalten ſeien. Etwas ganz 
anderes habe in dem Erlaſſe geſtanden. In dieſem habe man die Veröffentlichung 
der Anſprache durch Drohungen zu verhindern geſucht. Wenn man einen Ausſpruch 
der Gerichte wünſchte, wie in aller Welt komme man dazu, eine Warnung zu erlaſſen, durch 
welche gerade dieſer Zweck vereitelt werden mußte? Das Richtige ſei, man habe nicht gewollt, 
daß die Worte des Heiligen Vaters in allen Hütten deutſcher Katholiken geleſen würden. 

Allerdings ſei es ſehr unangenehm für die Regierung, daß die Wahrheit von einer Stelle aus— 
geſprochen werde, die Widerhall findet über den Erdfreis, und wenn er (Redner) ſonſt au 
nicht die volle Verehrung für das Oberhaupt der katholiſchen Kirche hätte, ja, wenn er außerhalb der 
katholiſchen Kirche ftände, würde er ſich freuen, daß es eine Stelle gibt, von der aus Hohen und 
Niedrigen ohne Unterfchied von Zeit zu Zeit die ungeſchminkte Wahrheit gejagt wird. „Der 
Papft, den Sie ſchon fo oft tot gejagt haben und im bezug auf welchen uns immer verfündet wird, es 
feien die legten Tage des Papſttums gefommen, der lebt und wird leben und die Wahrheit verkünden, 
wenn alles das, was jetzt gepriejen wird, längft zu Staub geworden ift und wir ſelbſt aud. (Ob, oh! 
links.) Verlaſſen Sie ſich darauf, der Herr Abgeordnete für Dortmund mit ſeinen Freunden wird das 
Papſttum nicht ſtürzen. (Sehr wahr! Heiterkeit.) . .. Ich komme jetzt auf einige Aeußerungen meines 
verehrten Freundes aus Dortmund (Heiterfeit), meines Freundes und Vetters, denn wenn wir auch noch 
jo verjchiedener Meinung find, die Verwandtichaft leugne ich nicht. (Heiterkeit) Der verehrte Herr 
Abgeordnete verkündet mit großer Emphafe: »Wir wollen die Freiheit für alle,« wenn wir die Freiheit 
geihaffen haben, dann werden wir auch mit euch verhandeln können, helfen Sie uns aljo, die Freiheit 
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au begründen. Ich wünſche auch die Freiheit für alle, volftändig und ganz! Ich mwiederhole nur, was 
ich oft geſagt habe: Wollen Sie ehrlich und feſt die Freiheit der Kirche, ſo wie ſie uns in Amerika, 
wie ſie uns in England vorliegt? Und ich frage den Herrn Abgeordneten für Dortmund: Wünſcht er 
dieſe Freiheit, ſo werden unſere Namen nebeneinander ſtehen. Aber, m. H., Sie wollen nicht die Frei— 
heit! Sie wollen nichts anderes als Knechtung, Sie wollen die Kirche, die katholiſche Kirche wie die pro— 
teſtantiſche Kirche, einfach zu Polizeianſtalten machen.“ ... 

Nachdem er die Geiſtlichkeit gegen den Vorwurf des Fanatismus, den Adel gegen den 
Vorwurf der Borniertheit in Schutz genommen und für die Bauern die Bezeichnung „dumm“ 
entſchieden abgewehrt, wandte er ſich gegen den Abgeordneten Engelcken, der, „ein unbekanntes 
Etwas“, die Loge verteidigt habe. Die Loge ſei nach ihren eigenen Behauptungen eine 
geheime Vereinigung mit geheimem Treiben. Mitteilungen einzelner Angehöriger 
würden von anderen als unrichtig bezeichnet. Um Klarheit zu bekommen, wäre es richtig, 
daß die Loge einfach unter das Vereinsgeſetz geſtellt und bei jeder Verſammlung ein obrig— 
feitliches Organ zugelafjen werde. Dann könne Har und beftimmt mitgeteilt werden, was 
die Herren in der Loge treiben. 

„Einige, die mir jehr befreundet find, haben mir gejagt: »Wir tun in der Tat nichts mehr, als 
daß wir dann und warn zufammen recht gut efjen und trinken, auch ein Iuftiges Lied fingen, was fann 
euch daS wehe tun?« Ein anderer jagte mir: »Es ift an fi die Freimaurerloge ein ganz 
unſchuldiges Ding, aber es ift ein Gefäß, in welches die befannten oder unbefannten Leiter zu gegebener 
Zeit doch ganz bedenkliche Eingüffe machen können; deshalb ift die Loge fo ungefährlich nicht.e Andere 
haben Mitteilungen gemacht, die ganz außerordentlich erjchredend find, und wir haben hervorragende 
Mitglieder der Loge namentlich auf dem Gebiete der Tirchlichen Bewegung in den Proteftantenvereinen 
reden gehört, und in einer Weile reden gehört, daß ich jagen muß: Wäre dieje Rede der Gedanke der 
Vreimaurer, dann fieht es allerdings recht ſchlimm aus. Ich bemerfe nach diefem allem nochmals: 
Mir ift die Loge hauptjächlich deshalb bevenklich, meil fie ſih im Dunkel hält. Sage man offen und 
ar, wie die Sachen ftehen, und e& wird niemand einen Zweifel mehr hegen.“ 

Endlich erwiderte er Lafer, der Mallindrodt bejchuldigt habe, Aufruhr gepredigt zu 
haben: 

„Sch habe von Aufruhr nichts gehört, ich habe mich auch nicht aufgerührt gefühlt. (Heiterfeit.) 
. ..Ich habe nichts gehört als die Wahrheit. Wenn der Kollege v. Mallindrodt in feiner präzijen 
Art die Wahrheit ar und beftimmt ausſpricht und fie deshalb jehr ftarf zum Bewußtſein fommt, dann 
it das allerdings ein Vorzug, der Herrn v. Mallinckrodt eigen ifl.“ 

Sodann wandte er fi) gegen die Bemerkung des Minifters, es handele fih darum, 
die nationale Erziehung der Geiſtlichen zu fördern. 

„Was ift denn nationale Erziehung? Wenn national und nationalliberal gleich find, 
dann allerdings ift ein großer Teil der fatholifchen wie der proteftantifchen Geiftlichen nicht national, 
ebenjowenig wie ein großer Teil unjerer Minifter es nicht ift. National ift die Liebe zum heimatlichen 
Herde, zu den Inftitutionen und den Menjchen, in denen und mit denen man aufgewachſen ift. Die 
erſte nationale Pflicht ift demnad) die Verteidigung des heiligen Bodens des Vaterlandes gegen jeden 
Angriff; aber es ift nicht national, wenn man glaubt, daß nur nad) einer bejtimmten Yafjon, etwa 
nach dem Ideengang des jeweiligen Kultusminifters, man Gott anbeten joll. 

Sobald es fih um Fragen der Religion handelt, hört die Nationalität auf. Das Chriftentum 
ift nicht gefommen, um alfein den Nationalliberalen gepredigt zu werden, dann wäre es Überhaupt nicht 
gefommen, denn Sie wollen es doch nicht Hören, jondern um allen Nationen gepredigt zu werden. Keine Kirche, 
die nicht abdanken will, kann diefe Univerjalität von fi) abweijen. Die katholiſche wie die proteftantifche iſt 
in ihrer Tendenz univerfell, und zur Verfaſſung der katholiſchen Kirche gehört die Autorität des Papftes. An 
dem müffen wir fefthalten, und wenn wir darum gejholten werden, mir jeien nicht national, jo weile 
ich ſolchen Vorwurf zurüf und erkläre Ihnen, das himmliſche Vaterland wird mir doch 
immer höher ftehen, als daS hier auf Erden. 

Dann hat der Herr Abgeoronete Lasfer mit befonderer Kraft die Staatsomnipotenz betont 
und die unzweifelhafte Souveränetät des Staatsgeſetzes. Es ſei unzuläfjig, meinte er, wenn in der 
Allokution ftehe, daß die Gebote Gottes höher ſeien als die irdiſche Macht. M. H., der Kaiſer Nero 
verordnete, daß man fein Leibpferd als Gott anbeten jolle; der Katjer Nero war der omnipotente Staat, 
den Sie anftreben. Iſt es in der Ordnung, das zu tun? Sie haben noch nicht irgendein Leibpferd 
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zur Anbetung präfentiert. (Abg. dv. Kardorff: Das kommt nod !) Der Herr Abgeorbnete v. Kardorff 
ſagt, das kommt noch. Ich bin allen Ernſtes der Meinung, daß Sie nach gewiſſen Seiten hin eine 
Abgötterei treiben, jedenfalls meine ich, daß es recht viele Geſetze gibt und noch mehr gegeben werden 
ſollen, die tief in das innerfte Wefen der Gewiſſen eingreifen. Bei ſolchen Gejegen wird aller= 
dings für einen Staatsbürger die Lage unendlich ſchwer. Er wird bis auf das äußerfte ver Nutorität des Geſetzes 
folgen, aber es gibt Grenzen, über die hinaus es nicht geht. Glauben Sie denn, m. H., daß Sie 
unter allen Umſtänden jedem Gebote gehorchen würden? Sehen Sie, es iſt unmöglich, den Satz der 
unbedingten Geltung jedes Staatsgeſetzes in ſolcher Allgemeinheit hinzuſtellen. So wenig wie die erſten 
Chriſten der erſten Jahrhunderte den ungerechten Geſetzen der heidniſchen Omnipotenz ſich gefügt und die⸗ 
ſelben befolgt haben, ebenſowenig werden und können die Chriſten der Gegenwart ungerechte, die Gewiſſen 
verletzende Geſetze der heutigen Omnipotenz befolgen. Wenn Sie das dennoch verlangen, dann verlangen 
Sie etwas moraliſch Unmögliches, etwas, was mit der wahren Freiheit unvereinbar iſt; und 
wenn Sie immer ſagen, Sie wollen den Rechtsſtaat gewinnen, ſo frage ich Sie, wie das ein Rechtsſtaat 
ſein kann, in dem moraliſch unmögliche Forderungen geſtellt werden. Der Staat iſt nicht omnipotent, 
er hat ſeinen beſtimmten, feſten Kreis. Wo er dieſen Kreis, dieſe Kompetenz überſchreitet, wenn er in 
das Gebiet anderer eindringt, da fängt die Macht und Gewalt an, und dieſer leiſtet man im gejeß- 
licher Weije Widerftand.” 


32. Die „Deklaration“ der Verfaſſung. 


Schon bei der Vorlage der kirchenpolitiſchen Gejegentwürfe hatte der Kultusminifter 
darauf aufmerffam gemacht, daß diejelben wohl eine „Ergänzung“ der Verfaffung erfordern 
dürften. Die vorberatende Kommiſſion fand ebenfalls, daß die vier Vorlagen im Widerſpruche 
ftänden mit den Beitimmungen der Verfafjung, welche der Kirche die volle Selbitändigfeit 
ſichern. Sie ſchlug deshalb vor, den Artifel 15 dahin zu ergänzen: Die Selbitändigfeit der 
Kirche bleibe beftehen, aber dieſe müffe „ven Staatsgeſetzen unterworfen bleiben“. 
Dem Artikel 18 jei der Zuſatz anzufügen: „Im übrigen regelt das Geſetz die Befugnifje des 
Staates hinfihtlich der Vorbildung, Anftellung und Entlafjung der Geijtlihen und Religions- 
diener und ftellt die Grenzen der kirchlichen Dilziplinargemwalt feit.“ 

Berichterftatter der Kommifjion war Profefjor Gneiſt, der feine lange Verteidigung 
der Verfafjungsänderung am 31. Januar 1873 mit den Worten jchloß: „Wenn das MWerf 
Gottes Werk ift, jo wird es bejtehen, wenn es Menſchenwerk ift, jo wird es untergehen!“ 

MWindthorft Fennzeichnete in jeiner Erwiderung diefen Sat als „etwas beinahe 
Blasphemiſches“ und meinte, man könne jich beruhigen, da8 Werk ſei lediglih Menſchenwerk. 

„Es it ein Baumerf, bei welchem Fürſt Bismard der Bauherr, der Vorftand des Kultus— 
minifteriums der Baumeister, der Herr Berichterftatter der Oberarbeiter, der die Riffe anfertigt, 
und der Profeſſor Friedberg in Leipzig der Handlanger ift. (Heiterkeit) Wir fünnen uns aljo be= 
ruhigen, denn zurzeit ift noch feiner diefer Herren unter die Götter verjegt worden und deshalb ihr Werf 
nur menschlichen Ursprungs." Die vorgefchlagene Aenderung des Artikels 15 hebe die im eigenen 
Rechte begründete GSelbftändigfeit der Kirche prinzipiell auf. Nach Anficht ver Mehrheit jet 
der Staat berufen, alle Lebensregeln und alle Bewegungen des Menichen in feinen Bereich zu ziehen, den 
Körper, den Geift und die Seele. Er allein ordne alles, er allein mache Geſetze. Das kann ich nicht 
anerfennen. 

„Innerhalb ihres Gebietes ift die Kirche jo ſouverän wie der Staat, und jeder Verſuch, diejes zu 
leugnen, leugnet die wahren Grumdfäge des Staats- und Grundrechtes. Nun ift e8 Har, daß bei dem 
Nebeneinandergehen der Aufgaben des Staates, in denen diefer jouverän ift, und der Aufgaben der 
Kirchen, in welchen dieſe fouverän find, Grenzgebiete liegen, welche in einen Konflikt geraten fünnen. 
Der Kampf, der dur die Jahrhunderte geführt worden ift, bezeichnet eben diefen Grenzftreit. Bald hat 
der Staat überwogen, bald hat die Kirche überwogen: fie find beide nicht immer in der richtigen Linie 
geblieben. Es fommt nun darauf an, da jest angeblich wieder eine Verſchiebung der Grenze ftattgefunden 
haben ſoll — ic leugne das, aber die Kanoniften des Herrn Kultusminifters behaupten das Gegenteil 
— jo ſcheint allerdings die große Aufgabe geftellt zu fein, von der uns Herr v. Bennigjen jagte, daß 
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nur der deutjhe Geift fie Löfen könne, nämlich die, durch eine jogenannte ſyſtematiſche Gejegebung dieſes 
Grenzgebiet feſtzuſeten. M. H.! Jeder Grenzftreit hat ein Ende, wenn ich meinen Nachbar totjchlage ; 
und diefer große ſyſtematiſche Verſuch, der jet gemacht wird, daS Grenzgebiet zu oronen, bejteht in der 
Tat in dem Verſuche, daß der Staat die Kirche vernichten will, daß er fie auflöjen will in 
ein Polizeiinſtitut. Auf diefe Weife aber fann man diejen Grenzſtreit nicht bejeitigen. Unjere Vorfahren 
haben in den früheren Jahrhunderten dieſen Grenzitreit immer durch wechſelſeitige VBerftändigung 
ausgeglichen. Es ift dieje Verftändigung immer dann von jelbft eingetreten, wenn die traurigften Ber- 
hältnifje porangegangen waren, wenn Kriege, wie der dreißigjährige, ftattgefunden haben. Wir follten 
uns an das Beiſpiel unjerer Vorfahren wenden, wir jollten auch jet, wenn wirklich das Örenzgebiet ge= 
fährdet ift, verjuchen, mit den Kirchen uns zu verftändigen.” 

Statt deſſen Habe man eine Wagenladung von Gejegen hierhergebracdht, ohne irgend 
ein Organ der Kirche zu hören, nicht die katholiſchen Biſchöfe, nicht den proteftantifchen Ober- 
firchenrat, der ſich mit Recht darüber beſchwere. Wenn man aber diefe Körperjhaft nicht 
einmal mehr hören wolle, dann jehe es jehr furios aus im Lande. 

„Sch weiß, daß man mir jagen wird, ein ſolcher Verſuch der Verftändigung jei ausfichtslos; man. 
müſſe die Kirchengewalten erft »mürbe« machen — das find Ausdrüde, die ich in Gänſefüßchen zu be 
zeichnen bitte, denn fie haben einen hohen Urjprung — man müfje die Kirchengemaltigen erjt »mürbe 
madene, fie müfjen erft »>zu Kreuze kriechen«« — zwei Gänfefüßden! — erſt dann würde man zur 
VBerftändigung kommen können. Das Anftreben der Verftändigung auf ſolchen Wegen bedeutet mindeftens 
fein Wohlwollen für die Kirche, ſondern nur den unerfättlihen Durft nah Vermehrung der 
Gewalt. Mid hält aber — obwohl ich weiß, daß derartige Anſchauungen, wie ich fie für die Gänſe— 
füßschen bezeichnet habe, ftattfinden — doc nicht ab, darauf hinzumeijen, daß es zweckmäßig wäre, noch 
jeßt an dem Verfud einer ſolchen Verftändigung zu arbeiten. Die Bafis ift und bleibt der Artikel 15 
der Berfaffung in der Auffaffung des Minifters dv. Ladenberg und in der Auffafjung, wie derjelbe in der 
Rechtspraris Preußens ausgeführt worden ift bis zum Juni 1871." 

Ein ganz bejonderes Interefje erhielt die Debatte dadurch, daß nad) Windthorſt der 
Abgeordnete Dr. Petri dag Wort erhielt und zum Schluffe feiner Rede „im Namen feiner 
altkatholiſchen Gefinnungsgenofjen“ aus dem offiziellen Bericht über die Verhandlungen des 
zweiten Altfatholitenfongrefjes zu Köln eine Stelle aus einer Rebe des Profeſſors 
v. Schulte in Prag wiedergab mit folgendem Wortlaut: 

„Ich kann Ihnen jagen, daß vor zwei Jahren ein Chef der Ultramontanen im Reichstage jagte: 
»Lieber Freund, echauffieren Sie ſich doch nicht jo jehr, der Unfinn von dem Dogma wird doch nicht 
publiziert werden fünnen,« und dieſer Leiter der Ultramontanen it in Köln fehr befannt. Und ein 
anderer erflärte mir Ende Juni 1870, der bedeutendfte Chef der Ultramontanen im Reichstage, Herr 
MWindthorit-Meppen: »Wenn das Dogma proflamiert wird, jo werde ich in ſechs Wochen erfommuniziert 
(Große Heiterkeit), das kann ich nicht glauben und glaube ih auch nicht.e Ich könnte auch noch an eine 
Verſammlung erinnern, die hier zu Zeiten des Zollparlamentes kurz vor dem Konzile getagt hat uſw.“ 

In einer perjönlihen Bemerfung antwortete Windthorft: 

„Der Herr Abgeordnete Petri hat es für zuläfiig gehalten, Weußerungen, die nicht hier im 
Haufe vorgefommen find, zu zitieren. Ob das richtig ft, überlafje ich dem Urteile des Haufes. (Oh! 
Oh! links.) Mein Gott, ic) habe Ihnen ja das Urteil überlaffen, find Sie mit dem Verfahren einver- 
ftanden, fo ift es ja gut. (Große Heiterkeit.) Der Herr Abgeordnete Hat eine Aeußerung vorgelejen, die 
der Herr Profefjor Ritter v. Schulte in Bonn, wie ich jeßt annehme, wirklich gemacht hat, da der 
Herr Petri in der Lage ift, die Authentizität diefer Aeußerung zu bezeugen. Wenn ih mid) nun über 
dieſe Aeußerung des Herrn v. Schulte erkläre, fo gejchieht e& in der Vorausſetzung, daß das, was der 
Herr Abgeordnete Petri gejagt hat, wirklich dasjenige if, mas Herr dv. Schulte gejagt hat. Ich habe 
allerdings, ich meine im Juni 1870, mit Herrn v. Schulte in Prag in freunpfchaftlicher Weiſe mid 
unterhalten, wie ich das öfter getan habe; ich verdanfe diefer freundfchaftlihen Unterhaltung ſowohl mie 
den Schriften des Herrn v. Schulte große Belehrung. Daß aber Herr v. Schulte ſich berechtigt gehalten 
hat, aus einer Privatunterhaltung öffentlich Mitteilungen zu machen, tft mir überraſchend, es ſcheint das 
mit den Gewohnheiten der Herren zujammenzuhängen, die fih Altkatholifen nennen, denn dieje 
machen alle Augenblicke jolche Indisfretionen. (Sehr richtig! im Zentrum. Oho! links.) Ich habe dabei 
zu bedauern, daß Herr v. Schulte meine Unterhaltung nicht richtig aufgefaßt oder nicht richtig behalten 
hat. Ich habe damals gegen Herrn v. Schulte mich dahin geäußert, daß ich die Erklärung des in Frage 
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befindlichen Dogmas für nicht opportun erachte. (Hört! links.) Ich kannte meine Pappenheimer. 
(Geiterkeit.) Ich kannte die Stimmung in Deutſchland, ich kannte die Stimmung auf den Univerfitäten, 
ich kannte die Stimmungen in den verjehiedenen ſtändiſchen Verfammlungen, und vor allem auch die 
Stimmungen bei den Regierungen. Ich habe darum Herrn v. Schulte gegenüber mid dahin ausgejprochen, 
daß ich wünfche, er möge den Einfluß, den er habe, geltend machen, daß dieſe Opportunitätsgründe 
jorgfältigft erwogen werden. Darauf hat Herr v. Schulte mir gejagt, daß eine Verſammlung > ich 
weiß nicht mehr wo — bevorſtehe; er werde auf dieſer Verſammlung in der bezeichneten Richtung wirken, 
wie er es auch bisher getan habe. Es kam in Frage, ob es angemeſſen, öffentliche Erklärungen zu geben. 
Dabei habe ich bemerkt — nad) meiner Erinnerung natürlich, denn ich pflege fein Tagebuch zu führen 
über das, worüber ich mich mit einem Freund unterhalte —, es müſſe bei derartigen öffentlichen Erklä— 
rungen vermieden werden, über merita causa, über das Dogma jelbft ih zu äußern; denn wenn man 
merita causa betreffende Erklärungen gebe, welche im Widerſpruche mit dem ftehen, mas das Konzil 
etwa erflären würde, jo werde man in den Fall fommen, zu widerrufen oder erfommuniziert zu werden, 
und zwar in fürzefter Frift. (Hört! links.) Nun bin ich der Meinung, daß diejes etwas ganz anderes 
it, als was Herr v. Schulte aufgefaßt hat. Ich bin übrigens der Meinung, daß ich damals denjelben 
Standpunkt feftgehalten habe mwie in den Verhandlungen in Berlin, die Herr Petri außerdem noch an- 
geführt Hat. Die Erklärung, die damals in Berlin verfaßt worden ift und welche zu Händen der Biſchöfe 
fam, ift abgedrucft in den Hiſtoriſch-politiſchen Blättern. Jeder, der ſich dafür interefjiert, kann fie da— 
ſelbſt leſen. Darin wird ebenfalls nur die Opportunität in Trage geftellt, in der Sache jelbit, Über den 
Inhalt des Dogmas, habe ih damals ein feftes Urteil nicht geäußert. Dazu bin ich nicht Theologe 
genug und hatte notwendig, mich darüber erft zu unterrichten. Ich habe, nahdem das Konzil ge— 
jproden, für mid als Katholif die Meberzeugung, daß das, was dasjelbe geſprochen hat, die wahre 
und rihtige Lehre der fatholifhen Kirche iſt. Ich werde daran feftgalten und mich in feiner 
Weiſe beirren laſſen. Das ift dasjenige, was über die angeregte Rede des Herrn v. Schulte in meiner 
Erinnerung liegt.“ 

Der Abgeordnete Auguft Reihensperger erklärte, fein Name ſei zwar nicht 
genannt, aber die Aeußerung des Herrn v. Schulte jei auch in Köln auf feine Perjon be= 
zogen worden. Er freue fi, hier die Gelegenheit zu finden zu der Exrflärung, daß die 
Aeußerung, ſoweit fie feine Perjon betreffe, durchaus unwahr jei. 

Im weiteren Verlaufe der Debatte gab der fortjchrittliche Abgeordnete Dunder zu, 
daß gerade die Ausbildung der Geiftlichen die innerfte Angelegenheit jeder Religionzgejellichaft 
jei, daß feiner der Stifter des Chriftentums den hier in Ausſicht geftellten Bildungsgang 
durchgemacht habe und die vorgejchriebene Staatsprüfung habe beitehen können. Gleichwohl 
ward am 4. Februar 1873 die Verfaffungsänderung in namentlicher Abjtimmung mit 245 
gegen 110 Stimmen angenommen. 

Die Verteidigung des Artikels 18 der preußifchen Verfaffung führte abermals Windt- 
horjt in die Schranfen. Er hatte gehofft, daß nach den Erörterungen, die ftattgefunden, 
nad) dem Eindrude, den diefe Vorlagen im Pande bei Katholiken wie bei Evangelifchen ge- 
macht, die Regierung Veranlaffung gehabt hätte, ihre Arbeit no) einmal nachzuſehen, denn es 
müfje „doch jedem flar geworden fein, daß mit der Annahme diefer Berfafjungsänderungen 
und mit der Annahme der wejentlichiten Grundſätze der Negierungsvorlage ein Kampf ent= 
brennen werde, deſſen Ende feiner abzufehen imftande jei“. Er wies nochmals auf die alt- 
deutſchen Grundſätze Hin, die durch die ganze Geſchichte deutjcher Kirchenentwicklung gehen, 
daß jede Konfeffion ihre Sache ſelbſt und allein beforgen möge. Seht wolle die proteftantifche 
Majorität unter dem Namen des Staates für alle Verhältniffe der katholiſchen Kirche Geſetze 
machen, diefer „Staat“, der in der Majorität getragen werde von Proteftanten, der fih der 
evangelijhe Staat nennt, jolle ausgeftattet werden mit Befugnifjen, welche es möglich machen, 
jelbft in das Dogma hineinzugehen . . . Ein berühmtes Mitglied unferes Haufes habe an 
einer anderen Stelle bereits gejagt, es ſei gar nicht möglich, vor dem Dogma ſtillzuſtehen. 
Er ſchließt: „M. H.! Ich bedaure das, wollen Sie den Frieden nicht, ich kann es nicht 
ändern: verſuchen Sie dann, was Sie können. Aber das ſage ich Ihnen: Beugen laſſen 
wir uns nicht!“ 
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In der dritten Lejung kam MWindthorft nicht mehr zum Worte. Die Annahme der 
Verfafjungsänderung erfolgte mit 228. gegen 108 Stimmen. Sie war. nur das Vorſpiel zu 
einer ernfteren Szene, zu der gänzlichen Aufhebung der Verfaffungsartifel. 

Noch ehe die Vorlage das Herrenhaus pafjiert hatte, jeßte man die Beratung der 
Kirchengefegentwürfe fort. Vergebens ftellte Windthorft den Antrag, die Beratung aufzu- 
ſchieben bis nad) Veröffentlihung der DVerfaflungsänderung — die Mehrheit drängte zur 
Entſcheidung. 

Bei Beratung der Verfaſſungsänderung im Herrenhauſe machte u. a. Fürſt Bismarck 
die ſeltſame Bemerkung, erft die Bildung des Zentrums habe die Negierung genötigt, „den 
Waffenſtillſtand, wie er 1848 in den Verfaſſungsartikeln vorbereitet war, zu kündigen und 
einen neuen modus vivendi zwiſchen der weltlichen und der prieſterlichen Gewalt hinzuſtellen“. 

Worauf ihm der Konfervative v. Manteuffel die prompte Antwort gab: Er be- 
daure, daß der „jonft jo helle Blick Bismards in diefer Angelegenheit einigermaßen getrübt 
gemwejen jei” ... „Was tun denn die Herren der Zentrumspartei? Wir haben ja vor ein 
paar Jahren ein Geſetz bejhlojjen, daß man über Neußerungen von diefer Tribüne gar nicht 
einmal zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden fünnte. Wenn die Herren aljo ihre 
Meinung ausſprechen und kämpfen, jo fann man jid) mit ihnen ftreiten, zanfen, man kann 
fi über fie ärgern, aber daß man deshalb neue Gejege macht, die Verfaſſung ändert, ift mir 
doch etwas frappant.” 


33. Windthorfts Notpreßgeſetz im Reichstage. 


So jehr Hatte der Kulturfampf die Geifter verwirrt, daß fait alle Geſetzesvorlagen 
darauf geprüft wurden, wieweit fie Betrebungen der Mehrheit zu fördern und die politiiche 
Bewegung der „Ultramontanen“ einzuengen geeignet jein fönnten. Zudem war das Macht- 
gefühl des leitenden Staatsmannes fo gejteigert, daß er faum noch Widerſpruch zu ertragen 
vermochte. Demgegenüber hielt Windthorft es für angebradht, immer wieder die Liberalen 
an ihre Vergangenheit zu erinnern und um fo lauter und nachdrücklicher für die Volfsrechte 
einzutreten, je mehr dieje von ihren früheren DVerteidigern im Stiche gelafjen wurden. 

Anfangs 1873 hatten die liberalen Parteien im Reichstage ben Entwurf eines 
Reichspreßgeſetzes vorgelegt, der vom Abgeordneten Biedermann verfaßt und von den 
deutfhen Zournaliftentagen in Breslau und München gebilligt war. Der Entwurf wurde 
am 19. März 1873 in erfter Leſung beraten und fand im ganzen die Zuftimmung des Reichs⸗ 
tages. Während der Kommiſſionsberatungen verhielt ſich die Regierung ſchweigend, und nur 
am Schluß erklärte der Kommiſſar des Bundesrates, die Regierungen könnten ſich unter ge— 
wiſſen Bedingungen wohl auf ein Preßgeſetz einlaſſen, doch könne der Bundesrat feine Zuſage 
machen, daß ein ſolches nod in gegenmwärtiger Sefjion zuftande fomme. 

Fürft Bismard hatte den Wunſch geäußert, an der zweiten Beratung des Kommiſſions⸗ 
entwurfes teilzunehmen, weshalb die Debatte auf den 29. Mai feſtgeſetzt wurde. Fürſt Bigmard 
gab alsdann die Erklärung ab: Erſt heute habe die preußijche Regierung dem Bundesrat 
einen Preßgefegentwurf vorgelegt; mit Rückſicht darauf müſſe er um Ausjegung der Weiter⸗ 
beratung des Kommiffionsberichtes auf etwa vierzehn Tage bitten, um dann den vom Bundes- 
rate durchberatenen Entwurf vorlegen zu fünnen. 

Die vierzehn Tage vergingen, aber vom Bundesrate ging fein Entwurf ein. Was aber 
in den öffentlichen Blättern davon verlautete, verhieß wenig Gutes. Namentlich erregten die 
dehnbaren drafonifchen Beſtimmungen Anftoß, die etwaige Entgleifungen bei Erörterungen 
über die Grundlagen der ftaatlichen Ordnung oder die Verhältniffe der bürgerlichen Geſellſchaft 
mit zwei Jahren Gefängnis bedrohten. Angeſichts der vorgerüdten Zeit und der Anzahl der 
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nod zu erledigenden zum Teil umfangreihen Vorlagen fand anfangs Juni unter Zuziehung 
des Präfidenten des Neichsfanzleramtes, v. Delbrüd, eine Verftändigung der hervorragenden 
Parteiführer des Neichstages ftatt darüber, welche Vorlagen noch durchberaten und melde 
zurüdfgeftellt werden jollten. Delbrüd verzichtete auf das Reichsmilitärgeſetz, der Reichstag 
auf das Preßgejeb. 

Diefe abermalige Verzögerung einer alfeitig als dringend erkannten Notwendigkeit, 
die deutjche Preſſe von den drüdendften Feſſeln zu befreien, wollte Windthorſt nicht 
gefallen. Zugleich bot fi ihm hier eine Gelegenheit, die Liberalen Parteien an ihr altes 
Programm zu erinnern. Er brachte den Antrag auf Erlaß eines Notpreßgejeges ein, das 
aus dem Biedermannjchen Entwurf die beiden mejentlichiten Beftimmungen zur Bejeitigung 
der bisherigen Mißftände, die Aufhebung des Zeitungsftempels und der Kautionen, heraus— 
griff. Die Mehrheit beftand darauf, daß unter diefen Umftänden auch der ganze Bieder- 
mannſche Entwurf auf die Tagesordnung komme. Demnad) ftand auf der Tagesordnung des 
15. Juni die erfte Beratung des Windthorftichen Notpreßgejeges und die zweite Beratung 
des Biedermannſchen Entwurfs. 

MWindthorft nahm für feinen Entwurf den Vorrang in Anſpruch. In feinen Aus— 
führungen ftreifte er auch den in Ausficht geftellten preußifchen Entwurf und bezeichnete 
diefen als einen jolhen, den jedermann als einen verunglüdten betrachte. 

Das brachte den Reichskanzler Fürften Bismard in Harniſch, um jo mehr, als er 
in der Wiederaufnahme der Beratung über den Preßgefegentwurf einen Bruch der Ab- 
machungen erblidte, zu denen er die kaiſerliche Zuftimmung nicht leicht hatte erlangen können. 
Er machte darüber dem Reichstag in heftigen Worten Vorwürfe. E3 fei für den Kaifer nicht 
angenehm, daß auf die Beratung des Militärgefees nicht ein gleiches Gewicht gelegt werde 
wie auf diejenigen, die fidh gerade im Widerſpruche mit den Abfichten der verbündeten Re— 
gierungen befänden. Dieje lebte Aeußerung führte zu einer erregten Auseinanderjegung 
zwiſchen dem Neichsfanzler und dem Abg. Lasker. Lebterer meinte, „man fünnte es dem 
Reichstage nicht verübeln, wenn er aud) einmal über Anträge beriete, in denen von den 
Rechten des Volkes die Rede ſei“. Das bezeichnete Fürft Bismard als „Reden aus ver- 
gangener Zeit, die er berechtigt fei, deflamatorifche zu nennen, aus einer Zeit nämlid), 
wo jeder, der etwas borzubringen hatte, was gerade feiner Stellung, jeinem Bedürfniffe, 
jeinen politiihen Anfichten entſprach, ſich ausſchließlich die Stellung als Volfsvertreter und 
als Bolt vindizierte”. Zum Volf gehöre er auch und der Kaifer, nicht allein die Herren, 
die traditionell liberal genannt würden, aber nicht immer Yiberal feien. Er verbat es ſich aus— 
drüdlih, den Namen „Vol“ monopolifieren zu wollen und ihn davon auszuſchließen. Es 
liege eine jubverfive (wühleriſche) Tendenz darin, die eigenen Beltrebungen als volfstümliche 
und die der Regierung als etwas Volksfeindliches oder dem Volke Gleichgültiges darzuftellen, 
die er von dem Herrn Abgeordneten und feiner Fraktion in feiner Weife erwartet hätte. 

Windthorſt gab feiner Verwunderung darüber Ausdrud, daß die Erörterungen 
einen ſolchen Wärmegrad erreicht hätten. Wenn ein Volksvertreter nicht einmal mehr zu einer 
ſolchen Aeußerung berechtigt fei, wie fie der Reichskanzler gerügt habe, dann würde e8 richtiger 
fein, wenn wir glei die Boutique jchlöffen. Alle Teile ſeien damit einverftanden, daß man 
der Preſſe das Wenige wohl gewähren fünne, was er verlange; darum jolle man dur) Ans 
nahme jeines Antrages für die ideellen Güter des Volles — von dem er niemanden aus— 
nehme, wie er unter Heiterfeit des Haufes hinzufügte — Sorge tragen und der Preſſe Dant- 
barfeit erweilen für ihre patriotifche Haltung in ſchweren Zeiten. 

Die nationalliberale Partei war nicht wenig überrafcht von der Schärfe, mit der der 
Reichskanzler gegen fie vorging. Bennigſen madte einen Verſuch, die erregten Gemüter 
zu beſchwichtigen. Es wollte ihm nicht gelingen! Laster beftritt, dem Kanzler je in jeinem 
Leben die Berechtigung geboten zu haben, ihn in fo erregter Weife abzufanzeln. Bismarck 
erwiderte abermals bitter und verlegend. Lasker ſchreie zwar niemals überlaut, aber er babe 
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Die Gewohnheit und das große Geſchick, feine Pfeile jo zuzufpigen, daß fie — er wolle nicht 
jagen ein Gift, aber einen ätenden Saft mit ſich führten. ... Den Ton Windthorft3 habe 
er nicht gereizt gefunden, wogegen er den Ton Laskers gereizt gefunden habe. 

Lasker jhlimmer ala der jhlimme Windthorft! Nach einer folhen Rüge ſeitens des 
erzürnten Reichskanzlers war nicht daran zu denfen, daß man den Windthorftjhen Antrag 
noch in weitere parlamentarifhe Behandlung nahm. Wer hätte fi nochmals einer ſolchen 
„Abkanzelung“ ausjegen mögen! Windthorft aber hatte fein Ziel vollauf erreicht. E3 war nun= 
mehr vor aller Welt Hargeftellt, wie wenig Schuß das Volk für feine Rechte und feine berech— 
tigten Forderungen von den Männern zu erwarten hatte, die ehemals fo freifinnig und 
volfsfreundlich ſich gebärdet hatten, und anderſeits wußte jet jedermann im Volke, wo bie 
eigentlichen Freunde und Verteidiger feiner Nechte und feiner Freiheiten zu finden jeien. 

Die nächſten Wahlen ſchon brachten die Früchte diefer Ausfaat zur üppigen Entfaltung 
und Reife. 

Eine andere Anregung des Zentrums, die Preſſe betreffend, hatte einen beſſeren Er— 
folg. Ein Antrag des Abg. Bernards wegen Aufhebung des die Prefje außerordentlich 
belaftenden Zeitungsftempels wurde am 3. Dezember 1873 im Reichstage verhandelt. 
Bezeichnend war wiederum der Umftand, daß die Debatte fich weniger um den eigentlichen 
Kern des Antrages bewegte, als vielmehr um die Anſchauungen der Zentrumspartei und bie 
Einrihtungen der katholiſchen Kirche. Vom Papſt und vom Syllabus war mehr die Rede, 
als von den Bedürfniffen der Preſſe. Die Regierung wich einer beftimmten Stellungnahme 
aus; fie habe, wie Windthorjt unbarmderzig fpottete, von Varzin (mo Bismard weilte) noch 
feine Weifung erhalten, wie fie über den Antrag zu denfen habe. Bemerfenswert war die 
Offenheit, mit der der Führer der Fortſchrittspartei, Abg. Prof. Virchow, zugab, daß Die 
Mehrheit fi den Anträgen der Zentrumspartei gegenüber nur deshalb ablehnend verhalte, 
weil fie eben von diejer Partei eingebradht würden. 

„Daß gerade Sie, aus deren Händen das Minifterium etwas weniger gern noch als aus irgend 
einer anderen vielleicht ein ſolches Gejeg annimmt (Unruhe), ſich als die eigentlichen Darbringer des 
Geſchenkes vor der Nation vorftellen, das war, glaube ich, nicht ganz politiſch Flug, wenn Sie die Ab⸗ 
figt hatten, das Geſetz unter Dad und Fach zu bringen. (Heiterkeit. Stimmen: Ah nein!) M. H.! Es 
liegt mir wirklich nichts an dem Uxheber; wenn Sie es durchſetzen, wollen wir Ihnen ewig dankbar 
bleiben. (Große Heiterkeit.) Ich will Ihnen das hier feierlich erklären: Es liegt uns gar nichts daran, 
ob wir over ob Sie das Geſetz eingebracht haben. Es tut mir nur leid, daß Sie eine Sache, für die 
eine jo große Majorität oder vieleicht Einjtimmigfeit zu haben if, an ſchwärzen. (Große Heiterkeit.) 
Sie bringen ihr den Makel bei, daß eine der Regierung feindliche Partei dieje Sache benußt, um damit 
Propaganda im Volke zu machen." 

Das war wenigftens offen gefproden. Damit war aber auch das Verhalten der Mehr: 
heit für alle Zufunft verurteilt. 

Die Kommiffionsberatung wurde abgelehnt und das Haus trat jofort in die zweite 
Beratung ein, die wiederum von Windthorft eingeleitet wurde. Gr danfte dem Abgeord- 
neten Virchow für den Nat, man hätte einem Befannten aus einer anderen Fraftion die 
Einbringung des Antrages überlafjen follen, und gab der Hoffnung Ausdrud, daß der Herr 
Ahgeordnete für verfehiedene feiner Wünſche ein offenes Ohr haben werde. Vorläufig glaube 
er no, daß die Regierung über den Parteien ftehe und nach objeftiver Beleuchtung der 
Anträge prüfe und ohne Rückſicht auf denjenigen, welcher fie eingebracht Habe. „Wenn das 
ander wäre — und der Herr Abgeordnete ſcheint das beinahe zu glauben —, dann wären 
wir freilich in eine jehr mißlihe Lage in unferen öffentlichen Dingen gefommen, und ic) 
Hatte eigentlich erwartet, daß von feiten des Miniftertijhes eine derartige Annahme würde 
als unmdglid bezeichnet werden.“ 

Indes der Miniftertijch blieb ftumm. In namentlicher Abftimmung wurde der Antrag mit 
352 gegen 6 Stimmen, unter ihnen Graf zu Eulenburg und Dr. Falf, angenommen. Damit 
war für die Entwicklung der Prefje aller Parteien eine jehr wejentliche Erleichterung geſchaffen. 
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Die Vorgänge im Reich und in Preußen hatten aud die Harmlofeften und Schwer- 
fälligften unter den Katholifen aus ihrer Ruhe aufgejchredt. Unter ungemein reger Teil- 
nahme vollzogen fi) die Urwahlen zum Preußifchen Abgeordnetenhaus am 28. Dftober 1873. 
Die Abgeordnnetenwahlen am 4. November ergaben einen glänzenden Erfolg der Zentrums— 
partei. Statt der bisherigen 60 Mitglieder erjchienen 89 in Berlin. Alle bewährten Wort- 
führer waren wiedergewählt; auch die beiden Proteftanten Brüel und von Gerlad) hatten 
fie) wieder eingefunden. Nur Auguft Neichensperger jah fi) aus Gefundheitsrücjichten zu 
feiern genötigt. 

Dem Zentrum ftand eine ebenfo gefchloffene Mehrheit gegenüber, was jich jofort bei 
der Präfidentenwahl bemerkbar machte. Obſchon die Fraktion ihrer Stärfe nad Anſpruch 
auf einen Präfidentenfig machen durfte, wählte man in das Präfidium einen Nationallibe= 
ralen, einen Fortſchrittler und einen Freifonjervativen. 

Am 12. November trat das Abgeordnetenhaus zufammen. Windthorft hatte jeinen 
Veldzugsplan fertig. Daß er früher aufftand als die anderen, follte ſich abermals zeigen. 
Die Mehrheit des Haufes jah ſich plößli) vor eine Reihe von Anträgen geftellt und zu 
Debatten gezwungen, denen fie nicht ausweichen fonnte, ohne ihre ganze Vergangenheit zu 
verleugnen und ohne Mißtrauen und Unzufriedenheit weithin im Lande hervorzurufen. Die 
Frage der Minifterveränderung, an die früher Lasker nur leife gerührt hatte, rollte Windt- 
horſt ſchon am 22. November in voller Breite auf. Am 26. November folgte ein Angriff 
auf das veraltete Dreiflafjenwahlregt, und unmittelbar darauf errang das Zentrum mit einem 
Antrag auf Abſchaffung des Zeitungsftempels einen vollen Sieg. 

„Es läßt ſich nicht leugnen,” fchrieb ein Parlamentarier der Augsb. Allg. Zeitung am 
23. November aus Berlin, „daß die Taftif des Zentrums im Abgeordnetenhaus eine gejchictte 
iſt. Es gelingt derfelben nicht bloß, die liberalen Fraktionen, die ſich ſcheuen, aus ſchwarzer 
Hand eine freiheitlihe Gabe anzunehmen, in Verlegenheit zu bringen, jondern au das 
Intereſſe des außerhalb des Parlamentes ftehenden Publikums zu erweden.“ 

Der Ausfall der Landtagswahlen mochte es dem Fürften Bismard rätlich erſcheinen 
lafjen, nunmehr wieder perſönlich an der Spike des preußiſchen Minifteriums zu erjcheinen. 
Unter dem 9. November 1873 fand daher eine umfangreiche Aenderung im Minifterium 
ftatt. v. Roon ſchied aus dem Staatsdienfte gänzlich aus; das Präfidium des GStaats- 
minijteriums übernahm Bismard wieder; als PVizepräfident des Staatsminifteriums follte 
indes Finanzminifter Camphaufen die Geſchäfte führen. Das war eine Neuerung von großer 
Bedeutung. Es handelte fi hier um eine weittragende ſtaatsrechtliche Prinzipienfrage: um 
die Abgrenzung des Wirfungsfreijes des Präfidenten und PVizepräfidenten des Staatsmini- 
ſteriums und ihrer DVerantwortlichfeit gegenüber der Volfsvertretung: 

Windthorft machte diefe Frage zum Gegenftand einer befonderen Interpellation, 
die am 22. November zur Verhandlung gelangte. Er erinnerte daran, daß in Eonftitutionellen 
Staaten es Brauch fei, bei jo wichtigen Veränderungen in der höchſten Landesverwaltung 
der Volfsvertretung Mitteilung über die Bedeutung des Wechjels zu machen. Das Inter- 
mezzo vom 21. Dezember 1872 mußte notwendig von furzer Dauer fein; er babe ja ſchon 
darauf aufmerfjam gemacht, daß dieſe Minifterveränderung gerade am fürzeften Tage des 
Jahres publiziert worden ſei. Nun fei nod ein Vizepräfident des Staatsminifteriums 
ernannt worden, und man wilje nicht, was diefe neue Stelle im Staatsminifterium bedeute. 
In deutſchen Zeitungen jei nicht viel darüber zu finden geweſen; in englifhen Zeitungen 
habe man erklärt, daß diefe Neueinrichtung der größte Sieg fei, den der verehrte Herr 
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Minifterpräfident bis jet gewonnen habe. Die Verfafjung beftimme, daß die Minifter ver- 
antwortlich ſeien, und jtelle in Ausficht, daß nach der Richtung ein befonderes Gefeh erlafjen 
werden jolle. Er fei mit Rönne der Anficht, es fei dringend wünſchenswert, endlich die im 
$ 110 der Verfaſſung angezogene Organifation der oberen Verwaltung vorzunehmen. Es 
Habe den Anjchein, als ob man jeßt nicht mehr einem verantwortlihen Staats minifterium 
als Kollegium, jondern einem einzelnen Manne gegenüberftehe, der um jo mächtiger, 
um jo entjeheidender ſei, weil er zu der Stellung im Staatsminifterium an ſich noch das 
ganze Schwergewicht des Kanzlers des Deutjchen Reiches in die Wagfchale legen fünne. Am 
25. Januar habe der Minifterpräfident auf eine Anregung Lasfers hin ausgeführt, fein 
Rücktritt jei eigentlich ohne große Bedeutung, da er ala Reichskanzler doch noch maßgebend 
jein müſſe und fein werde. In feinem Teile der Welt habe jemals eine ſolche Machtfülle in 
der Hand eines einzelnen Minifters gelegen. Er wolle nicht unterfuchen, wieviel davon auf 
die Perjon des verehrten Herrn Minifterpräfidenten falle, er habe lediglich die Stellung vor 
Augen; lediglich aus ſachlichen Gründen habe er geglaubt, den vorliegenden Gegenjtand zur 
Sprade bringen zu müfjen. „Wollen“ — jo ſchloß er feine Ausführungen — „die mini- 
fteriellen Parteien dieſes Hauſes (Oho! links. Sehr gut! im Zentrum. Heiterkeit), weil 
dieje Interpellation ausgegangen iſt von einem Mitgliede der Zentrumdfraktion, darüber 
hinmweggehen, ich bin e3 zufrieden. Ich Habe meine Pflicht getan, indem ich hier vor dem 
Sande fonftatiert Habe, von welch immenjer Bedeutung der Gegenftand ift.“ 

Die Antwort des Finanzminifter®s Gamphaufen war bedeutungslos. Cr beitritt, 
daß die Angelegenheit überhaupt eine große Bedeutung Habe; fie jei lediglich formaler Natur 
und als ein Internum des Staatsminiſteriums zu betrachten. Es ei ferner ein Irrtum, als 
ob das Staatsminifterium aufgehört habe, als Kollegium zu fungieren; e3 werde als Kolle= 
gium nad) wie vor feine Beihlüffe fallen. 

Bei Beiprehung der Interpellation bemerfte Windthorft, die Antwort habe er buch— 
jtäblih jo erwartet. Cie weiche ‚aber mejentlih ab von den Mitteilungen der amtlichen 
Provinzialforrefpondenz. Wenn es fi bloß um gejhäftliche Verhältniſſe handele, würde un- 
möglich behauptet werden fünnen, daß der Herr Minifterpräfident befreit fein joll von der 
Verantwortung für die mannigfahen befonderen Aufgaben des Minifteriums. Dieje beab= 
ſichtigte Befreiung von der Verantwortlichfeit berühre das Verhältnis der Miniſter unter fich 
und zur Volksvertretung, insbejondere das Verhältnis der Verantwortlicfeit auf Grund der 
Verfaſſung auf das bedenklichfte. Auch erfenne er nicht an, daß die Art und Weiſe, wie die 
Leitung der Dinge im Staatsminifterium geordnet würde, ein bloßes Internum des Staat3- 
minifteriums jei. Bei Einführung der Neichsverwaltung habe der verjtorbene Abgeoronete 
T weiten die Einrichtung eines Reichsminifteriums beantragt. Schon damals fei der jebige 
Minifterpräfident entgegengefegter Meinung geweſen. Damals fei der Jdeengang der gemwejen, 
daß eigentlich nur ein leitender und beftimmender Minifter fein müffe und daß die anderen 
Herren mehr oder weniger Unterjtaatsfefretäre jein fünnten. 

„Wirklich haben wir im Deutjhen Reihe nur einen Minifter, den Reichskanzler, der 
allein für alles verantwortlich ift: für das Zivil, für das Militär, für die Marine; denn der Kriegs— 
minifter, der Marineminifter uſw. find in der Tat gar nichts anderes als vortragende Räte des Herrn 
Reichskanzlers. Der Minifterpräfident glaubt, ein ähnliches Verhältnis jei am gedeihlichiten auch für die 
Verhältniffe des preußiichen Staates. Im vorigen Jahre hat es fich ſchon darum gehandelt, und meil 
der Minifterpräfident damals das nicht erreichen fonnte, was er jeht erreicht hat, ift das Intermezzo 
eingetreten, defien Ende wir am 9. November erlebt haben. Die engliſchen Zeitungen, die jehr gut unter= 
richtet zu fein pflegen, jagen geradezu, das fei ein Meiſterſchachzug des Herrn Minifterpräfidenten geweſen, 
jo fi einftweilen zurücdzuziehen, um nun vollfommen ſiegreich vorzudringen.“ 

Man könne freilich, ſo ſchloß Windthorſt, geſchäftsordnungsmäßig den Herrn Miniſter 
nicht bewegen, ſich weiter über die Sache zu äußern. Er behalte ſich vor, auf Grund des 
8 110 der Verfaſſung einen Antrag einzubringen auf Erlaß eines Organiſationsgeſetzes für 
das Staatsminijterium. 
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In der liberalen Partei überwog der Aerger über das raſche und geſchickte VBordringen 
de3 Zentrums. Dr. Braun (Waldenburg) glaubte ji mit einem Scherz abzufinden, indem 
er ironifeh die Interpellation einen Aft der Eourtoifie nannte, mit der der Interpellant dieſe 
Neugeitaltung des Staatsminifteriums begrüßt habe. Birdhom erfannte mit voller Offenheit 
an, daß, objektiv gejprochen, er ganz auf der Seite des Snterpellanten ftehe; e3 jei ihm aud) 
ganz gleichgültig, ob der Antrag aus ſchwarzen oder weißen Händen fomme, aber — meinte 
er — in diefem Augenblid uns beſonders zu bejchweren, hätten wir am allerwenigiten Ber- 
anlafjung. Er fei gern bereit, dem Zentrum beizuftehen, nur jei e8 unmöglich, bei der Kürze 
der Zeit alle diefe guten Dinge zuftande zu bringen. Sarkaſtiſch fügte er hinzu, er bitte um 
eine gewiffe Schonung, denn die Abgeordneten jeien auch Menjchen, und allzuviel könnten 
fie in einer Seffion nicht Teiften. Prompt erwiderte ihm Windthorft unter ſchallender Heiter- 
feit de8 Haufes: „Wir werden uns fo einrichten, daß ber preußiſche Fortſchritt mit- 
kommen kann!“ 
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Vorerſt aber war dem preußiſchen Fortſchritte noch keine Ruhe gegönnt. Schon am 
26. November 1873 ftand ein Antrag Windthorſt auf Aufhebung der Dreiklaſſen— 
wahl in Preußen zur Tagesordnung, den der Antragiteller eingehend begründete. 


Es ſei zwar beinahe unmöglid, ein Wahlfyftem aufzuftellen, das abjtraft und allge 
mein als das richtige erfannt werde. Wenn e3 möglich wäre, ein altdeutjches jtändijches 
Wahlrecht zu geben, jo wäre dies das Belte; aber fein Staat habe feit langer Zeit alle 
ftändifchen Elemente entjchiedener und Tonjequenter befämpft und vernichtet, als Preußen. 
Der letzte Reft jei in der Kreisordnung begraben, und was etwa noch zurüdgeblieben jein 
jollte, würden die Herren Vertrauensmänner der liberalen Partei dem Minifter bei der Vor— 
beratung der Vrovinzialordnung wohl unter den Fingern mwegziehen. Das Dreiklaſſenſyſtem 
jei nad) dem einjtimmigen Urteil aller eine Karifatur. 


Bismark habe es am 28. März 1867 das widerfinnigfte und elendejte Wahlgejet 
genannt, das irgend ausgedacht worden war. Die Konfervativen v. Blanfenburg und 
Wagner hätten ſich ähnlich geäußert, Wagner nicht mit Unrecht gefragt, ob ein Grenadier 
von Königgräß, der zufällig nicht ſoviel Steuern zahlen könne, nicht ſoviel wiege ala wie ein 
Spezereihändler, der zufällig reich geworden jei. Die preußifche Staatsregierung habe beim 
feligen Bundestage im April 1848 erflärt, das allgemeine direfte Wahlrecht jei fonjervativer 
als irgend ein anderes, jedenfall3 als das Dreiklafienwahlreht. Die Väter der national: 
liberalen Partei, die Herren des Nationalvereing, hätten ſtets auf das Reichswahlgeſetz von 
Frankfurt als Mufter Hingewiejen. Und haben nicht die Yortjehrittgmänner immer das 
allgemeine Wahlrecht verlangt und ihren Wählern verſprochen? Alſo Konfervative, Regierung, 
Nationalliberale, Fortſchritt, alles einig big zu dem Augenblid, wo es praftijch werden folle. 
Virchow meine, das Zentrum jei anderer Meinung gewejen. Er möge doc jagen, wo das 
Ausdruck gefunden habe. 


„Was mich betrifft, jo kann ich verfichern, und wenn der Herr Abgeordnete — da ich alt bin, 
fterbe ich eher — demnächſt meine Memoiren zu leſen die Gefälligkeit haben würde, jo wird der verehrte 
Herr finden, daß ich zu einer Zeit Schon auf das allgemeine Wahlrecht hingewiejen habe, wo er wahr- 
jcheinlich davon noch nicht geträumt hat.” Man wolle angeblih der höheren Bildung bei der 
Klafjenwahl eine Bevorzugung geben. „Wie ich die Verhältniffe der Gegenwart anjehe, jo bin ich der 
Meinung, daß in den Wählern der dritten Klaſſe mehr Rechtſinn herrſcht als in dem der zweiten und 
erften. Ste halten mehr als die anderen Klaſſen feit an dem überlieferten gejchichtlichen Verhältnis, 
und fie find nad meiner Heberzeugung im großen und ganzen fonjervativer als die Männer des Geldes. 
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Das deftruftinfte Element der Welt ift das Geld, und der Verſuch, das allgemeine Wahlrecht 
dureh den Geldbeutel zu forrigieren, ift der allerbedenflichite, den man maden kann. Die Klafien, 
bei welchen dieſes deftruftive Element vorzugsweiſe zu Haufe ift, find am meiften angefreffen von ven 
Ideen des modernen heidnijchen Staates, und ich kann es weder Hug noch fonjervativ, noch überhaupt 
verftändig politifch halten, den Schwerpunkt der ftantlichen Verhältniſſe in diefe Klaſſen zu legen.“ 

„Eine Einwendung, die gegen meinen Antrag gebraucht werden kann, ift die joziale Frage, 
welche heute die Welt bewegt, viel mehr und viel tiefer, als e8 hier anfcheinend bemerft wird. Wenigitens 
kommt e8 mir vor, als ob man über die Katholifenhete, die jeht ftattfindet, die foziale Frage vergefien 
will, daß man fie dadurch vergejjen maden will. Ich fehe die joziale Frage für furchtbar 
ernſt an, und ich glaube, daß es jehr viel wichtiger wäre, ung damit gründlich zu bejchäftigen, als daß 
wir alle Tage Kirchen und Schulpolitif treiben. Ich beflage auf das tieffte die vielen Verirrungen, 
welche auf diefem jozialen Gebiete beftehen, ich beflage insbeſondere auch die vielen Beiden von 
Irreligiofität, melde fi) damit vermifchen. Aber fragen wir ung recht ernithaft, Haben wir in 
Beziehung auf diefe Frage unjere Pflicht getan? Damit diefe Frage gründlich erörtert und wir täglich 
daran erinnert werden, wird es mir ganz recht fein, wenn einige Bänke der Nationalliberalen bejegt 
werden mit Männern, die fi mit diefer Frage bejchäftigen. (Hört, Hört! links. Sehr wahr! im 
Zentrum.) ; 

Ih Halte dafür, daß es in allen Staatswejen im höchſten Grade bedenklich ift, wenn ein großer 
Teil der Geſellſchaft außerhalb der beratenden Körper ſteht. Ich halte nichts bedenklicher, als wenn ein 
großer Bruchteil der Geſellſchaft gleihjfam auf ver Straße debattiert. Gewöhnen wir die Leute, 
daß fie innerhalb der Regeln, innerhalb der Gejege mit uns debattieren, dann find wir imftande, ihnen 
das Irrige, das Verwerfliche vieler Anſchauungen zu beweifen; da wo fie recht haben, werden fie uns 
belehren fünnen. Uebrigens habe ich gar feine Furcht. Es wird ebenfowenig, wie es im Neichstage 
der Ball ift, im Abgeordnetenhaufe, wenn dasjelbe nach dem vorgejchlagenen Wahlreglement gewählt ift, 
ein Uebermaß von den betreffenden Perfonen erjcheinen. Unter allen Umftänden will ih — daraus 
made ih fein Hehl — die ganze bürgerliche Gejeljhaft in dem Rahmen des Fonftitutionellen Lebens 
zu ruhiger, gejeglicher Debatte und Verfolgung ihrer Anfichten zulaffen und vereinigen.” 

Im weiteren entwidelt Redner die Aenderung feiner früheren Anficht bezüglich der 
geheimen Abjtimmung. Der Antrag fomme jetzt ſchon, weil das gegenwärtige Abgeordneten- 
haus jehr leicht in den Kinderjahren jterben fünne. Gegen die Negierung fünne er nicht 
gerichtet fein, weil dieje fich ja früher für diefes Wahlſyſtem eingejegt habe. Andere hielten 
den Antrag für einen Verſuch, die Liberalen Parteien zu jpalten. Das fei doch ausgeſchloſſen. 
„Halten Sie den Antrag für gut, jo jtimmen Gie bei, halten Sie ihn für jchledht, jo geben 
Sie Ihre Gründe an und flimmen dagegen!” Endlich jage man: der Antrag bietet ein 
Gehen? aus einer Hand, aus der wir nichts annehmen fünnen. (Sehr richtig! links.) 

„Ich bin jo voll Wohlwollen für Sie (Heiterkeit), daß, wenn ich Ihnen ein Gefchent machen 
tönnte, ich es gewiß täte, aber ich will im Gegenteil mir von Ihnen eins ausbitten. Aber wenn die 
Preſſe unter Anführung der offiziöfen Organe täglich dazu aufreizt, an fich berechtigte und geſunde An- 
träge, wenn fie von einer einzelnen unlieben ‘Partei ausgehen, nicht jahlih zu erörtern, fondern 
einfah abzulehnen, fo ift diefe Weife des Vorgehens Findlich, kindiſch, närriſch. Das preußiſche 
Volk hat uns hierhergejfandt, um alles, was hier vorgelegt wird, ruhig und unparteiijch zu prüfen und 
dann ſachlich zu entſcheiden; nicht danach, was dieje over jene Partei als ſolche darüber denkt, auch 
nicht danach, ob dieſe oder jene Partei e3 bringt. Weder die Berfaffung, noch die Geſchäftsordnung 
fennt Parteien. Wir find hier alle für daS ganze Land, und wie ich von jedem von Ihnen 
einen Antrag in Ruhe und jachlich erörtern, bejprechen und abjtimmen will, jo denfe ich, find 
Sie verpflichtet, das auch in bezug auf die Anträge zu tun, melche ich Ihnen bringe, und wenn 
die Blätter eine ſolche Pflicht Teugnen, jo beweijen fie wiederum, daß fie das Abe des kon— 
ftitutionellen Syftems nicht verftehen, daß ihre Redakteure Lohnjchreiber, aber feine Publiziften ‚find. 
Ich weiß, daß man vielfach Beratungen gehalten hat, wie man dem unbequemen Knaben, der in diejem 
Antrage fih präjentiert, am fürzeften, am raſcheſten und am gragidjeften den Hals brechen könne. 
(Heiterfeit.) Ich jage Ihnen, der Antrag hat bereits jeine Pflicht getan. Ich kenne die Methode der 
Engländer, welche nicht glauben, daß an dem Tage gleich, an welchem ein Antrag eingebracht wird, 
er auch durchgeführt wird. Ich ſage Ihnen, dieſer Antrag wird durchgehen, wenn Sie ihn auch auf 
ſechs Monate verſchieben.“ 


Hüsgen, Windthorſt. 10 
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Die Yiberalen Parteien waren in nicht geringer Verlegenheit. Laster hielt eine 
lange Rede voll ärgerliher Ausführungen über alle möglichen Dinge, nur nicht über das 
Wahlrecht. Im einem Augenblide voller Arbeit fomme man mit einer Unterhaltung über 
das Syftem des beften Wahlrechtes. Die Yiberale Mehrheit wolle den Antrag nicht ablehnen, 
aber um höflich und zuvorfommend zu fein, ihn auf ſechs Monate zurücftellen. Mit Recht 
ertiderte v. Mallindrodt: „Das war eine ziemlich lange Entichuldigungsrede. Den 
Faden zu verfolgen, ift nicht leicht, denn die Bewegungen eines Jrrlichtes fennen feinen 
Faden. Der Herr Abgeordnete hat fi) ſoviel hin und her bewegt, von der konſervativen 
Partei zur Yiberafen, vom Kirchenkonflikt zu hiſtoriſchen Reminifzenzen und Allianzbemühungen, 
und was der Dinge mehr find; es ſchien mir daraus die Neigung ſtark hervorzugehen, Die 
Aufmerkſamkeit von dem eigentlichen Gegenftande möglichſt geſchickt abzulenfen.“ 

Virchow erging fi in langen Erörterungen über den Syllabus, Gewiſſens— 
freiheit uſw. 

Windthorſt rechnete gründlich mit allen ab. Sarkaſtiſch bemerkte er unter anderem: 
Die liberale Partei wolle ihre individuellen Anſchauungen erit dem Staat aufdrängen und 
dann folle der Staat jedem Individuum dieſe Heberzeugung wenn nicht einprägen, einprügeln. 
Das fei deren Gewifjenzfreiheit! Ueberhaupt gehöre die ganze Erörterung über Die kirchliche 
Frage nicht in die Wahlrechtsfrage. Die Gegner hätten diefe Kuliffe nur aufgejchlagen, um 
dahinter zu verſchwinden. Diefe Methode ſähen mir heute und würden fie noch öfter jehen. 
Den Gegenftand vertagen, heiße ihn für immer von der Tagesordnung diejer Sejjion ent- 
fernen. „Wollen Sie” — fo ſchloß er — „den Antrag nicht oder zur Zeit nicht, jo lehnen 
Sie ihn ab; das Volk wird in jedem alle begreifen, was Sie wollen und was Sie tun. 
Nachdem im Reiche das allgemeine Wahlfyitem eingeführt ift, ift die Sache unaufhaltfam im 
Rollen — und, m. H., Sie werden fie nicht aufhalten. Darum iſt e8 ein hochfonjervativer 
und, wie ich glaube, jehr richtiger politifcher Grundfag, das zur rechten Zeit und frei— 
willig in Ruhe zu tun, wozu man fonft zu unbequemer Zeit gezwungen werden fünnte.“ 

Die PVertagung auf ſechs Monate wurde gleichwohl mit 271 Stimmen gegen 94 


beſchloſſen. 


36. Die Maßregelung der Landräte. 


Bei der Etatsberatung am 9. Januar 1873 rügte Abg. dv. Wedell-Vehlingsdorf, 
daß der Minifter des Innern einige Landräte, die gegen die Kreisordnung gejtimmt hatten, 
vor die Wahl geftellt hatte, ihr Mandat niederzulegen oder zu gewärtigen, daß fie zur Dis⸗ 
poſition geſtellt würden. Ein Mitglied der konſervativen Fraktion habe tatſächlich ſein 
Mandat deshalb niedergelegt. 

Miniſter Graf zu Eulenburg ſtellte fi) anfangs verwundert und meinte, ein Fönig- 
licher Beamter müffe fi) bei jeder wichtigen Abftimmung die Frage vorlegen, ob er der Ab⸗ 
ftimmung ſich enthalten, fein Mandat niederlegen oder gewärtig jein wolle, zur Dispofition 
geftellt zu werden. Dieſe perſönliche Auffaſſung habe er einigen von den Herren, die ihrer 
Ueberzeugung nach gegen das Gefeh ftimmen zu müffen in der Lage waren, bei Gelegenheit 
vertraulich fundgegeben. Die Freiheit werde man aud der Staatsregierung wohl geben 
müffen, Beamte, die nicht nur gegen das Geſetz geftimmt, fondern aud durch ihr Verhalten 
der Negierung die Ueberzeugung beigebracht hätten, daß fie an die Ausführung der Gejebe 
nicht mit der Meberzeugung gehen werden, welche die Regierung fordern könne, zur Dis— 
pofition zu jtellen. 

Diefe Auffaſſung der Abgeordnetenpflicht brachte den Abgeordneten Laster in Harniſch. 
Es bedeute doch etwas ganz anderes, wenn ein Minifter fi jo einem abhängigen Beamten 
gegenüber äußere, als wenn zwei Privatmänner fi) unterhielten. Dann wäre es am beiten, 
jolhe abhängige Beamte glei) von der Wahl auszuſchließen. 
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Windthorſt meinte, die Beamten, die hier gegen die Kreisordnung geſtimmt hätten, 
ſeien gerade gut geeignet, ſie zur Ausführung zu bringen, weil man eine Sache viel gründ— 
licher ſtudieren müſſe, wenn man dagegen, als wenn man dafür ſei. Er habe dies aus 
eigener Erfahrung gelernt, als es ſich noch um ſchwierigere Dinge gehandelt habe, als um 
die Einführung einer Kreisordnung. Es ſei nicht leicht zu jagen, wie in jedem Falle ein 
Beamter ſich benehmen und wie ein Minifter fi) benehmen folle; der Beamte müfje in jedem 
Valle taftvoll handeln, aber in der Abftimmung müſſe er frei fein, und «8 dürfe ihm da 
weder privatim noch longa manu oder wie immer zu erfennen gegeben werden: „Deiner 
Abjtimmung wegen wirft du gemaßregelt.” Deshalb bedauere er, daß man gegen einen jo 
verdienten Beamten, wie der Oberpräfident von Sachſen (der ebenfalls zur Dispofition geftellt 
worden war) in diefer Weife vorgegangen ſei. Er freue fi), daß jebt der Minifter zu erfennen 
gegeben habe: „Den Landräten, die gegen die Kreisordnung gejtimmt, wird nichts gejchehen.“ 

dv. Wedell-Vehlingsdorf gab fidh zufrieden. Es ſei zwar ſchwierig, feitzuftellen, 
ob ein Minifter amtlich oder nichtamtlich ſpreche, es genüge ihm aber, vor dem Lande kon— 
ſtatieren zu können, daß der Minifter alle Handlungen in diefer Angelegenheit als nich t— 
amtlich bezeichnet habe. 

Es zeigte ſich aber einige Monate fpäter, daß die Sache keineswegs fo harmlos war, 
mie der Minifter fie darzuftellen ſuchte. Bei den Neuwahlen zum Abgeordnetenhaus im 
Herbit 1873 wurde die fonfervative Fraktion nahezu vernichtet. In einzelnen Wahl- 
bezirfen waren ungeheuerliche Wahlbeeinfluffungen von feiten der Beamten vorgefommen. 
Die Verhandlungen über die Wahl der Staatsminifter Achenbad) und Delbrüd in Köslin 
ergaben ganz unerhörte MWahlbeeinflufjungen. 

Mit ſcharfen Worten verurteilte Windthorft bei diefer Verhandlung jede Art von 
Wahlbeeinflufjung. Ihm jei es gar nicht zweifelhaft gemejen, daß nad den vom 
Minifterpräfidenten im Herrenhaus und im Abgeordnetenhaus abgegebenen Erklärungen die 
funjervative Partei zerftäuben werde, wenn der Minifterpräfident dies beſchloſſen habe. Dieſer 
habe den Konjervativen rund heraus erklärt: „Ihr jeid gewählt durch den Einfluß der 
Regierung und wenn Ihr gegen die Regierung auftretet, werdet Ihr jehen, wo Ihr bleibt.“ 
Man habe das deutlich erfannt aus den Maßregeln gegen diejenigen Konfervativen, welche 
e3 gewagt hatten, in der Kreisordnung anderer Meinung zu jein, als die Regierung. Der 
Oberpräfident von Sachen ſei zur Dispofition gejtellt worden unmittelbar nach feinem Votum 
im Herrenhaus. Im Abgeordnetenhaufe habe der Minifter die Befürchtung, es folle eine 
ganze Reihe von Landräten bejeitigt werden, zurückgewieſen, und er (Windthorft) habe das 
Vazit gezogen, daß den Herren nichts weiter gejchehen folle. Dennoch feien die Herren 
v. Wödtfe und dv. Gottberg (Gegenfandidat des Minijters Achenbach) zur Dispofition geftellt 
worden, und zwar furz vor den Wahlen. 

„Das war deutlicher noch al die Unterrevung bei Kaffee und Zigarre. Das anerfannte Organ 
der Regierung, die Provinzialforreipondenz, ift dann in einer Weife vorgegangen, daß man darüber er= 
ftaunt fein fonnte. Daran follen fi alle ein Beifpiel nehmen, die heute die Gunft der Regierung ge— 
nießen. Sit es unter ſolchen Umftänden denkbar, dag man auf Mannesmut noch rechnen Tann bei 
Männern, die von der Regierung auf irgend eine Weiſe abhängig find? Wohin find wir denn in Preußen 
gefommen? Es ift ratfam, einmal Elarzulegen, ob das Wort des Fürſten Bismarck wahr ift, daß, wenn 
die Negierung die Konjervativen nicht will, fie nicht kommen werden.” 


37. Der Antrag Reichensperger auf Rückkehr zur früheren 
Kircdhenpolitif. 


In der Thronrede, mit der am 12. November 1873 der neue Preußiſche Landtag er- 
öffnet wurde, waren neue firchenpolitifche Maßnahmen angekündigt. Demgegenüber glaubte 
da3 Zentrum nochmals die Gefahren der eingefchlagenen Wege betonen zu müſſen und brachte 
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in diefem Sinne zwei Anträge ein. Peter Neichensperger beantragte die Rückkehr zu den in 
Kangjähriger Vergangenheit bewährten Grundfägen der Kirchenpolitik; Mallindrodt verlangte 
einfah Aufhebung der Maigejehe. 

Augenjcheintich verfolgte Windthorjt dabei den Zwed, möglichſt weite Kreife über 
die Tragweite der kirchenpolitiſchen Abfichten der Regierung und deren Gefahren aufzuklären. 
Möglich, daß auch die Abficht mitjpielte, das katholiſche Volk aufmerfjam darauf zu machen, 
daß auch für den nächſten Neihstag das Zentrum eine Verſtärkung erfahren müſſe, mweil je 
die Neihstagswahlen auf den 10. Januar 1874 ausgeſchrieben waren. 


Beide Anträge wurden mit höhnifchem Lachen aufgenommen und entſprechend behandelt. 
Am 10. Dezember fand die Beratung des Reichenspergerſchen Antrages ftatt. Kultusminifter 
Falk erflärte gerade heraus, freilich habe früher Frieden geherrſcht; er habe aber darin be= 
ftanden, daß der Staat der Kirche unterworfen gewejen jei und immer nachgegeben habe. 
Die Katholiſche Abteilung fei nad) dem Willen der Biſchöfe zufammengejegt worden und habe 
ftets für die Kirche, nie für den Staat entjchieden, und wenn ein Minifter die Sade anders 
aufgefaßt habe als die Abteilung, dann habe die einfach die Entjheidung jo lange hinaus— 
gehoben und „reproducatur nad) drei Monaten“ verfügt, bis ein Mann wie v. Mühler 
Minifter geworden, der dann die gewünfchte Entjcheidung gegeben habe. Die Biſchöfe klagte 
er an, fie leifteten nicht paffiven, jondern aktiven Widerftand, denn fie ftellten nad) wie vor 
ihre Geiftlichen geſetzwidrig an und verpflichteten fie zu gejegwidrigen Amtshandlungen. Die 
Regierung — erklärte er nachdrücklich — fei fi) bewußt, daß c& der emfigen Aufmerfjamfeit, 
der regften Energie, vor allem der geduldigften und zäheften Ausdauer bedürfe, wenn fie vor— 
wärts fommen wolle. Zu einem Nüdzuge werde ſich feine preußifche Regierung verftehen. 
Auch fei die Staatsregierung nicht der Meinung, daß fie ihr Ziel mit bloßen Repreſſiogeſetzen, 
wie den Maigejeben, erreichen werde. Sie fei auf das ernſteſte befliffen, neue Vorlagen vor- 
zubereiten und werde bald den Beweis davon liefern. 

Dr. Kräßig) ftellte dem Minifter gegenüber feit, daß zu feiner Zeit und zur Zeit 
feines Amtsvorgängers in der Katholifchen Abteilung alle Angelegenheiten ſachlich und nad) 
Lage der Gejehe erwogen und danach gewiſſenhaft die Beſcheide erteilt worden jeien, und 
zwar unter Zuftimmung des Herrn Chefs, dem die Sachen vorgetragen worden jeien. 


Windthorſt blieb dem Minifter und feiner Gefolgihaft die Antwort nicht jchuldig. 
Der liberalen Partei führte er vor Augen, daß fie jtatt der Freiheit für die Tatholiiche wie 
für alfe Kirchen nichts habe als den Korporalftod, als die Polizei. Daß man jetzt mit Halt 
die Diskuſſion Habe jchliegen und ihn nicht mehr zum Worte habe fommen laſſen wollen, 
beweiſe am beiten, daß man nicht der ruhigen Ueberlegung des Verjtandes, jondern den 
Impulfen einer leidenjchaftlihen Erregung folge. Er verwahrte fi gegen den Vorwurf, 
das Zentrum befomme jeine Weifungen von Rom und verjündige fi) bei Befolgung 
diefer Weifungen an dem Geiſte der Nation. 

„Wir befommen in diefen Dingen feinerlet Anweiſung, Feineriei Weijung von Rom, 
als die, daß wir auf kirchlichem Gebiete der Autorität folgen, die wir in der Kirche als ſolche anerkennen, 
daß wir aber in allen weltlichen Dingen der Obrigfeit vollftändig und ganz zu gehorchen haben. Wenn 
wir in kirchlichen Dingen, in Fragen des Gewiſſens uns nicht mehr beim Oberhaupt unjerer Kirche zu 
unterrichten juchen, müſſen wir aufhören, Katholifen zu fein, und ich denke, daß wir mit der Erlaubnis 
des Herrn Kultusminifters auf Grund der beftehenden Verträge, auf Grund der Patente der preußifchen 
Könige unjere Exiſtenz noch ein wenig fortführen dürfen.” 

1) Geheimrat Krägig war von 1866 —1871 Minifterialdireftor im preußischen Kultusminiftertum 
und als jolcher betraut mit der Leitung der jogenannten Katholiſchen Abteilung vesjelben. Bei 
deren Auflöfung 1871 wurde er zur Dispofition geftellt und übernahm von 1871—1873 ein Mandat 
(Zentrum) für Reichstag und Landtag. Später wurde er Kameraldireftor des Grafen Schaffgetih in 
Hermsdorf in Schlefien. Geftorben 18837. 
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Der Kultusminifter berufe fi) auf das Geſetz; in einer anderen Gefchichte hieße es 
auch: „Wir haben ein Geſetz, und danach muß er fterben.“ Der Minifter möge erwägen: 

„Wir jagen, daß diefe Geſetze gegen unjer Gewiſſen find, darum können wir fie nicht 
befolgen, und wir bitten deshalb auf dem gejeglichtten Wege der Welt, man möge die Gejege befeitigen, 
weil unfer Gewiſſen bedrängt if. Der Minifter hat dafür die Antwort, er wolle das Geſetz noch ver— 
Ihärfen. Deswegen werden wir nicht aufhören zu bitten, hier, außerhalb des Haujes, wo immer wir 
fönnen: Nehmt die Geſetze zurüc, die unfer Gewiſſen bevrüden. Tun Sie das nicht, jo werden wir den 
Gejegen den pafjiven Widerftand entgegenjegen und entgegenfegen müffen, wie e8 die exften Chriften auch 
getan haben, denn das jage ich Ihnen, die Vernichtung unferer Kirche werden wir niemals unterjchreiben. ” 

Energiſch nahm er die Biſchöfe in Schuß gegen den Ton, den der Minifter ihnen 
gegenüber anzufchlagen belichte. 

„Man jolle die Männer hochachten, die im Begriffe find, ihre Aemter niederzulegen, entweder 
freiwillig oder, wenn fie das ablehnen, infolge eines Nichterfpruches, und wenn fie dann hinausgemiejen 
werden jollen, aus dem Land ihrer Heimat oder gar in den Kerker zu wandern haben. Weberzeugungen, 
für die das geduldet wird, die müffen doch tief wurzeln, und jedermann, der für feine Heberzeugung, und 
wäre ſie verfehrt, ſolches duldet, ſollte die höchſte Achtung aller rechtſchaffenen Menjchen haben und ge= 
fichert fein gegen eine Sprache, wie wir fie gehört haben.“ 

Der Minifter habe gemeint, der Klerus jei abhängig, fünne ſich nicht bewegen. 

„Nun, Herr Minifter, Sie haben ja den Klerus frei gemacht, er ift vollſtändig emanzipiert von 
den Biihöfen, er kann gegen jeve Maßregel an den Gerichtshof appellieren, und doch regt er ſich nicht 
und ſteht freiwillig zu feinen Biſchöäfen. Das ift der Beweis, daß der Klerus aus freier Ueberzeugung 
handelt und auf einem anderen Boden fteht als die Mietlinge. Und. wenn Biſchof, Klerus und das 
fatholiiche Volk jo einmütig zufammenftehen, dann jollte fich jeder ruhige und bejonnene Staatsmann 
fragen: »Wie ift das möglich?«e Durch das Fatholifche Volk Deutſchlands geht das Bewußtſein, daß die 
höchften Intereffen, welche der Menjch hat, in Gefahr ſeien. Das Volk will feine Religion behalten, will 
die Kirche behalten, wie fie ift, und der Staat kann jehr wohl dabei beftehen.“ 


Wie in aller Welt aber fünne es einem Minifter einfallen, einer Abteilung Vorwürfe 
zu maden, die nichts tat, ala dem Minifter vorarbeiten? Die Verantwortlichfeit fei 
immer beim Minifter, und wenn der Minifter glaube, e3 jei eine bedenflihe Sade, daß Ab- 
teilungen eines Minifteriums aus Leuten einer gewiſſen Konfefjion zufammengefekt werden, 
dann richte er an den Minijter die Frage: 

„Was jollen die Katholiken jagen, wenn dag ganze Staatsminifterium, wenn 
der Kultusminifter mit allen feinen Räten — mit wenigen Ausnahmen, die nicht in Betracht fommen 
— proteftantijcd find, und wenn dieſe und reglementieren wollen !* 

Windthorft verdarb aud dem Minifter die Freude, feinen Getreuen eine angenehme 
Ueberraſchung zu bereiten: 

„Der Minifter hat noch neue Gejege in Ausficht geftellt, es jcheint beinahe, als ob er fih noch 
mit uns darüber vereinigen wolle, wie vafante Bifhofsftellen befegt werden müſſen. 
Wahrſcheinlich find ſchon einige neme Bilhöfe auf Lager. Darüber mag er aber Har fein, die Biſchöfe 
und Priefter, die er etwa zu jenden beabfichtigen follte, werden von den Gemeinden nicht angenommen. 
Ferner ſoll es mich nicht wundern, wenn wir heute noch mit dem Coup jehließen, daß die Zivilehe 
angezeigt wird. Uns tut das nichts mehr, aber der evangelischen Kirche wird es ſehr wehe tun. Ich 
habe mir erlaubt, das furz zu erwähnen, weil ich den Coup ein Klein wenig abjehwächen wollte. (Heiter- 
feit.) Der Minifter hat gemeint, man fünne nicht zurücdfehren auf dem Wege, den man eben erft be 
jehritten habe; aber der Weg ift ein Irrweg, und je jchnelfer man umfehrt, defto beſſer. KReichensperger 
hat beantragt, daß man auf das bewährte Syftem Friedrich Wilhelms IV. zurückkehre. Das ift nichts 
Ungeheuerliches, denn in einem preußiſchen Abgeordnetenhaufe zu verlangen, die Grundjäße diefes Königs 
wieder zur Geltung zu bringen, kann weder ungejeglich noch unangebracht fein. Ich halte diefes Syſtem 
des Zujammengehens zwiſchen Staat und Kirche für das einzig Richtige und einzig Heilfame. In dem 
Zuftande der Polizeiwirtichaft, wie er jest befteht, Tann die Sache unmöglich bleiben. Wir wollen den 
Brieden; wollen Sie ihn nicht, nun, wir fönnen es dann nicht ändern. Wir werden dann im paffiven 
MWiderftande beharren und — ſiegen!“ 
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38. Das Zivilftandsgeieß. 


Der „Coup“, deſſen Wirfung Windthorft abſchwächen wollte, erfolgte noch in derjelben 
Sikung vom 10. Dezember 1873. Kultusminifter Falk legte in der Tat das Ziviljtandg- 
gejeß vor. Er begründete es mit der Notwendigkeit, „mißleitete Menjchen vor Gefahren und 
Nachteilen zu bewahren“, da der Staat die von maigejeßwidrig angeftellten und amtierenden 
Geiftlichen gejchloffenen Ehen ohne bürgerliche Wirkungen ließ. 

Der einzige Streitpunft für die Mehrheitsparteien war der Artifel 6, der die Regierungs⸗ 
präſidenten ermächtigte, auch Geiſtliche zu Standesbeamten zu beſtellen. In der zweiten Leſung 
ſchloß man die Geiſtlichen vom Eheſchließungsamt aus. Windthorſt ſchlug vor, eigene Be— 
amten dafür anzuſtellen, auf die Koſten komme es ja in der heutigen Zeit nicht an, wenn 
man nur „ſein Mütchen an der Kirche kühlen könne“. Mallinckrodt dagegen bot eine Wette 
an, daß die Mehrheit bei der dritten Leſung ihre eigenen Beſchlüſſe wieder umſtoßen würde, 
was denn auch unter Heiterkeit des Hauſes tatſächlich erfolgte. 

Windthorſt hatte dem Gedanken Ausdruck gegeben, nach den mit dem Schulaufſichts⸗ 
geſetze gemachten Erfahrungen ſei die Wahrſcheinlichkeit vorhanden, daß in den katholiſchen 
Gebieten oder in gemiſchten Gegenden die Eheſchließung und Regiſterführung in die Hände 
proteſtantiſcher oder anderer Geiſtlichen gelegt, in den proteſtantiſchen Gegenden, in Pommern 
uſw., dagegen ſich nichts ändern werde. Auch aus einem anderen Grunde hielt er Die Geiſt⸗ 
lichen für ungeeignet zur Führung der Regiſter und zur Ausübung der zivilamtlichen Tätig— 
keit, weil es nämlich notwendig ſei, genau zu unterſcheiden, wie weit die Eheſchließung ein 
reiner Zivilakt ſei, und wo der kirchliche Akt beginne. Ein Uebergang des einen Aktes in 
den anderen und Vermengen ſei zum DVerderben. 

Auch in der dritten Lefung ſprach ſich Windthorft energijh dahin aus, da man zur 
Abſchließung einer Zivilehe unter feinen Umftänden Geiftliche heranziehen jolle. 

„Das verlange ich, damit das Inftitut der Zivilehe als ſolches rein und vollftändig dafteht; das 
verlange ich, damit jeder Mann im Volke weiß, daß und wo eine Zivilehe in Frage iſt ... Wie kann 
man es fich denn möglich denfen, daß ein Geiftlicher ſich Herbeiließe, die Zivileheſchließung zu vermitteln 
von Leuten, die in feiner Art zu ihm gehören? ... . Glauben Sie, daß die Gemeinden es begreifen, 
wenn der Paſtor Leute kopuliert, die nad) der Ueberzeugung der Leute nicht kopuliert werden fönnen? 
.... Die Leute dürfen nicht gezwungen werden, Akte diefer Art, die jo zarter Natur find, jo vielfach 
mit Gewiffensverhältniffen, mit Familienverhältnifien zufammenhängen, vor Geiftlichen anberer Konfeſ⸗ 
ſionen auszuführen.“ 

Die Bedenken Windthorſts wurden in den Wind geſchlagen. Das Herrenhaus nahm 
einige für das Weſen des Geſetzes unerhebliche Veränderungen vor und mit dieſen wurde. es 
ſchließlich auch vom Abgeordnetenhauſe genehmigt. 

Mit ſchwerem Herzen gab der König feine Zuſtimmung. Am 8. Mai 1874 ſchrieb 
er an Roon: „Ich habe ſchwere Tage durchlebt. Das Ehegeſetz, über das ich denke wie Sie, 
iſt mir nicht möglich zu hemmen, da auch Fürſt Bismarck fi für dasjelbe entſchied, obgleich 
ich trotz meiner Hinfälligfeit noch zweimal dagegen jchrieb und auf die fafultative Ehe hin⸗ 
wies, vergeblich.“ (Roon, Denkwürdigkeiten, S. 408.) 

Mit unübertrefflichem Spotte geißelte Windthorſt gelegentlich die übereilte Geſetz— 
fabrikation. Den Antrag, das Zivilſtandsgeſetz auch im Rheinlande zur Durchführung zu 
bringen, befämpfte er, weil das dort geltende Necht weit befjer fei. 

„Iſt denn dieſes Geſetz fo vollftändig gelungen? Wir haben gejucht wie nad einer Nadel, wie 
wir die Standesbeamten befommen könnten, und unſer Suchen ift nicht glüclich belohnt worden. Wir 
haben geftern das merkwürdige Schaufpiel erlebt, daß die Frage: Wann ift die Ehe geichloffen? mit 
einem Male volftändig anders beantwortet wurde, als der Entwurf beantwortet hatte. Wir haben einen 
Beſchluß gefaßt, wonach die Ehe jet ein reiner »Literalfontrafts ift. Wir haben die merfwürbigen Bes 
Ichlüffe gefaßt, daß es im eriten Paragraphen heißt: Die beiden Leute werden gefragt, ob fie fich heiraten 
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wollen, und nachdem fie es bejaht, erflärt der Bürgermeifter, der Schulmeifter oder wer jonft herbeigeholt 
werden wird, zu diefem jchönen Akt: »Ich erkläre euch nunmehr zu Ehegatten im Namen des Geſetzes«; 
aber wehe dem, der das glaubt (Heiterkeit), denn am Schluffe des folgenden Paragraphen fteht: Erft 
wenn der Vorgang in das Negifter eingetragen ift, hat die Ehe bürgerliche Wirkfamfeit. Nun find beide 
Akte, der Aft der Erklärung und der Akt der Negiftereintragung, getrennt, wie Yeicht könnte ein Zwifchen- 
raum zwijchen diejen beiden Akten eintreten, ein Vakuum, das die allerbedenklichften rechtlichen Folgen 
haben könnte. (Heiterfeit.) Ich meine, daß das eine Art der Gejeggebung tft, die wirklich zu denken gibt 
und die auf das NhHeinland zu übertragen ich jehr beflimmt abraten muß.“ 


39. Heue Kirchengefeße. 


Die allzu ſchnelle Gejegesfabrifation machte fih auch bei den Maigejegen bemerkbar. 
Es jtellten fi) alsbald Rüden und Unklarheiten heraus, die verfchiedentlich abweichende 
Erfenntnifje der Gerichte zur Folge hatten. Der Kultusminifter brachte deshalb, wie in der 
Thronrede angedeutet, mehrere Gejegentwürfe ein. Der erfte enthielt eine „Deklaration des 
Geſetzes über die Anzeigepflicht“. Danad) follte jede Uebertragung eines geiftlichen 
Amtes ftrafbar fein, wenn dem Oberpräfidenten nicht vorher die geſetzlich vorgeſchriebene An— 
zeige gemacht wäre; jede geiftliche, auch die rein priefterlihe Amtshandlung follte jtrafbar 
fein, wenn der Geiftliche nicht den Nachweis Tiefern fünnte, daß er zur Vornahme diefer 
Handlung unter Beobachtung des Gejehes berufen wäre. 

Man hatte es fo eilig, daß man eine Kommiffionsberatung für überflüflig hielt und 
die weiteren Verhandlungen gleid) im Plenum des Haujes vornahm. 

Abg. Wehrenpfennig beantragte noch eine Verfhärfung des Gejehes durch mehrere 
Zufabartifel, wonad) den Patronen das Recht zuerfannt wurde, ein „erledigtes geijtliches 
Amt jelbftändig zu beſetzen“; und falls fie in einer beftimmten Friſt davon feinen Gebraud) 
gemacht hätten, diejelbe Befugnis auf die Gemeinden übergehen jollte. 

Windthorſt machte auf diefe neue Methode aufmerfjam, ohne weitere Förmlichkeiten 
Gefege zu fabrizieren. Wenn die Wehrenpfennigjchen Anträge von der Regierung in Form 
eines Geſetzes eingebracht worden wären, jo hätten fie geſchäftsordnungsmäßig behandelt 
werden müfjen und dann nicht jo ſchnell erledigt werden fünnen. Wie man die Verfaſſung 
ummerfe, jo werfe man jeßt die Gejchäftsordnung um und defretiere einfach die Beſchlüſſe, 
und zwar gejchehe das von einer proteſtantiſchen Mehrheit gegenüber einer Tatholifchen 
Minderheit. Unmutig jebte er hinzu: „Das find feine Gefebe, das find Gewaltmaßregeln in 
Form von Geſetzen; das find Defrete, die einfeitig gemacht werden fünnen, weil Sie die 
Mehrheit haben!“ 

Den Schwerpunkt des Geſetzes jah er in der Bemerfung des Minifters: das religiöfe 
Bedürfnis werde in den Gemeinden ſchon wirkſam werden und Befriedigung verlangen; ins 
folge dieſes Bedürfniffes werde man zu Wahlen fommen. Durch dieſen Ausſpruch ſei ein 
fleiner Einblid in die Apothefe verjtattet worden. Welche jchweren Folgen dieſes Vorgehen 
haben fünne, wies er an einem Beifpiele ſchlagend nad. Wenn diefes religiöfe Bedürfnis 
des Kultusminifter8 fi) in einer Gemeinde geltend machen und dadurd zum Ausdrud 
fommen follte, daß man anftatt eines chriftlichen Geiftlichen einen jüdiſchen Geiſtlichen 
wählen würde, ſo würde das durchaus zuläſſig ſein in einer Gemeinde, die katholiſch 
wählen ſollte. 

„Der Abg. Bruel hat bereits den Beweis geliefert, daß nad) dieſem Gejeg eine proteftantijche 
Gemeinde einen katholiſchen Geiftlichen wählen fönnte, darum gehe ich jegt noch einen Schritt weiter, 
damit e8 Ihnen recht zum Bewußtjein fomme, was Sie tun wollen. Der Staat fann ja nad) den Mai- 
geſetzen nicht das Bekenntnis prüfen, jondern hat nur die allgemeine Bildung und den Umftand zu 
prüfen, ob der betreffende Kandidat drei Jahre ftudiert hat. Es kann dabei gar nicht gehindert werden, 
daß ein dem Glauben der Gemeinde fernftehender Geiftlicher gewählt wird." 
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Das zweite Geſetz betraf die Verwaltung „erledigter katholiſcher Bistümer”. 
Mindthorft nannte die Beftimmung des Entwurfs, welche im Falle der „Abjegung“ eines 
Biſchofs deſſen Verwaltungsbefugniffe auf einen ftaatlichen Kommiſſar überträgt, den erften 
Schritt zur Konfisfation des Kirchenvermögen?. 

„Sch habe” — bemerkte er — „eine ziemlich ausgebreitete freiwillige juriftiihe Praris; jeitdem 
diefe Gefegesvorlage befannt geworden ift, muß ich ein gut Teil meiner Zeit mid) mit der Frage 
beſchäftigen, wie man zu. milden Zwecken ein Vermögen vermachen kann, ohne daß es dieſem 
Moloch »Staat« mit ſeinen Kommiſſaren in die Hände fällt. (Heiterkeit) Es iſt ein ganz offenbarer 
Vertrauensbruch für afle, die Vermächtniſſe an ven biſchöflichen Stuhl gemacht haben, welche dem pflicht- 
mäßigen Ermeffen des Biſchofs unterliegen follen, wenn man ihre Vermächtniſſe jest in fremde 
Hände gibt.” 

Auf die Bemerfung des Abg. Gneift, das Vermögen falle ja nicht in die Hände 
eines Räubers, fondern eines Regierungsfommifjars, gab Windthorft. die feine und treffende 
Antwort: 

„Als in Hildesheim durch Preußen die Säkularifation durchgeführt wurde, hat man die Privat- 
ftiftungen mit eingezogen, obſchon man in Hannover nicht der. Meinung war, daß ſolche Privatitiftungen 
eingezogen werden könnten — eine Heine Iluftration zum gefälligen Gebrauche des Herrn Gneift. Einem 
Vikar liegt die Pflicht auf, 150 Mefjen aus einer Stiftung zu leſen. Die Regierung will aber troß 
aller Aufforderungen aus dem eingezogenen Kloftervermögen die Mittel nit hergeben, die zur 
Erfüllung diejer Pflicht nötig find.” 

Beide Vorlagen wurden mit der gewohnten Mehrheit angenommen. 


[N 


Im Deutjchen Reichstage lagen nad) den Wahlen vom 10. Januar 1874 die Partei= 
verhältnilfe einigermaßen günftiger als im Preußifchen Abgeordnetenhaufe. Das Zentrum 
verfügte über 94 Stimmen. Die Konjervativen waren auf 21 gejunfen. Die Treifonjer- 
vativen hatten ſich mit 33 ziemlich behauptet. Die freifinnigen Stimmen hatten fi) auf 49 
vermehrt. Ueber 30 Stimmen zählte die Gruppe der Polen und Proteitler. 

Die Natiovnalliberalen waren in einer Stärfe von 150 Mitgliedern vertreten. 
Sie jtellten die Verbindung zwiſchen der Linken und der freieren Nuancierung der Konjer- 
vativen und der Deutjchen ReichSpartei dar. Aus dem Grunde fonnten fie als ein ge= 
ſchloſſenes und in fi) gleichartiges Parteigebilde nicht gelten, vielmehr waren in ihr freier 
gefinnte und völlig gouvernementale Elemente gemiſcht. Es war ein offene® Geheimnis, daß 
Bismard dahin ftrebte, den Abg. Lasfer zu ifolieren und den Einfluß des gejchmeidigen 
Bennigſen in der Partei möglichſt zu ftärfen. Windthorft ſuchte diefe Beſtrebungen zu benutzen, 
um im gleichen Strome zu fegeln. Gelang es ihm, die nationalliberale Partei zu trennen, 
jo war für das Zentrum eine Mehrheitsbildung durd) Vereinigung mit dem rechten 
Flügel ſowohl als mit dem linken je nad) Lage der Dinge möglich. Damit wäre zugleich die 
Möglichkeit gegeben, auf der Bahn der Ausnahmegejege Halt zu machen. 

Die erſte Gelegenheit zur Anwendung diejer Taktif bot die Militärvorlage, welche 
den Zweck verfolgte, die Feſtſetzung der Heeresftärfe dauernd dem Einfluffe des Reichstages 
zu entziehen. Schon 1871, als es fi) darum handelte, ein Proviforium für drei Jahre zu 
Ihaffen, hatte die Hälfte der Nationalliberalen unter Laster gegen die andere Hälfte unter 
Bennigjen geftimmt. Nunmehr, wo es fi) um eine dauernde Beeinträchtigung des Budget- 
rechtes handelte, Fonnte man auf einen noch ftärkeren Widerftand in der nationalliberalen 
Partei rechnen. Es gelang indes dem gewandten Bennigfen, nach wiederholten Beiprehungen 
mit Bismard, in einer Konferenz der Fraftionsführer die widerftrebenden Elemente davon 
zu überzeugen, daß ein Bruch mit dem Reichskanzler die Regierung zweifellos nötigen werde, 
bei den Konjervativen und dem Zentrum ihre Stüße zu fuchen. Miquel brachte jogar vom 
Krankenbette Bismards die Erklärung des Kanzlers mit: er fünne bei feinem Gejundheit3- 
zuftande diefen neuen Konflikt mit dem Deutjchen Volke nicht durchführen. Da fidh eine feite 
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liberale Mehrheit um ihn nicht gebildet habe, jo müfle er abgehen imd dem Kaifer 
taten, einen fonjervativen Reihsfanzler zu wählen, der Frieden mit dem Papſte 
Ihließe und fo aus. der Tonfervativen und klerikalen Partei eine Mehrheit bilde. Das 
jei jein fefter Entſchluß und nicht etwa eine leere Drohung! Das half. 


Das Ergebnis war, daß Lasfer in niedergejchlagener Stimmung an einen Freund in 
der Yortjchrittspartei die Mitteilung richtete, „die Linke feiner Partei fei zu einem Kleinen 
Fähnlein zufammengefchmolzen“, das nicht dazu ausreichte, eine Mehrheit mit Zentrum, Fort— 
Ihritt und der Polengruppe zur Verwerfung der Militärvorlage herzuftellen. Bennigjen 
triumpbierte. Er hatte, wie er am 15. April im Reichstage mit einem Anfluge von Ironie 
erklärte, nicht umfonft in Hannover zu Windthorfts Füßen in der parlamentarifchen Schule 
gejeffen. Allerdings hatte er ein Stüd parlamentarifcher Taftif gelernt, aber das wichtige 
Moment vergejien, daß man jeine Feldzugspläne nicht durch ruhmrediges Prahlen vorzeitig, 
verraten darf, vielmehr ſtill verſchwiegen durchzuführen verſuchen muß. 

sn der Hitze ließ er fi) zu dem unvorfichtigen Bekenntnis hinreißen, daß der eigent- 
liche Beweggrund zur Nachgiebigfeit der nationalliberalen Partei nicht in der Frage des 
Militärgefeges beruhe, in den Gründen, die für und gegen den Militäretat vorgebradht 
würden, jondern im kirchenpolitiſchen Kampf, in der gefamten Lage der inneren 
Politil. Der müßte ein Tor fein, meinte er, der nicht erfennen wollte, daß bei der Beur— 
teilung der gefamten Lage, „in dem Augenblide, wo ein ernfter und großer Kampf uns 
bewegt“, das Heraufbeſchwören einer neuen Krifis ebenſo verderblid und unflug gemejen 
wäre für die Regierung, als für die nationale Majorität im Reichstage, die bis dahin eng, 
zujammengehalten hatte. 

Das war ein unfluges Wort. Für den Augenblid mochte es befhmwichtigend wirken, 
aber auf die Dauer mußte das Verſchachern von Volksrechten gegen Ausnahmegejege in der 
Partei Bedenfen erregen und die Wähler kopfſcheu machen. 

Bennigjen war der Sieger. Windthorft war unterlegen, aber er hielt bereit3 die Trümpfe 
in der Hand für das Endjpiel. 

Mit der Annahme des Kompromiffes in der Militärfrage feitens der nationalliberalen 
Partei war auch das Schickſal des Entwurfs über die Reichsacht entjchieden: das jogen. 
Internierungsgejek, welches die Internierung oder Ausweifung von Geiſtlichen zu— 
ließ, die nad) der „Entlafjung aus dem Amte“ noch irgend eine Amtshandlung vornehmen 
würden. Am Tage nad) der Auseinanderfegung zwiſchen Windthorft und dv. Bennigjen, 
21. April 1874, begann die Beratung im Neichstage. Bennigfen hatte vorher eine Beſpre— 
hung beim Neichsfanzler über die Behandlung des Entwurfs nachgeſucht und bereitwilligit 
erhalten. Fürſt Bismard hatte feinem VBertrauten Bucher erklärt, daß ihm an diefem Geſetze 
mehr liege al3 am Militärgefege. (v. Schulte, Erinnerungen I, ©. 243.) 

Auch dieſes Geſetz wurde ohne Kommiffionsberatung in drei Sitzungen erledigt. 
Windthorft rügte dies in ſcharfen Worten. Der Reichstag habe nichts als die magere Vor— 
lage erhalten. Alles zur Beurteilung Notwendige müffe er fi) aus anderen Quellen beſchaffen. 
Er ſelbſt habe, obſchon er die Maigejege durchgemacht, um fi zu unterrichten, ſich in die 
Bibliothek des Abgeordnetenhanfes jegen müſſen. Die Mehrheit des Reichstages, in welcher 
doch Leute aus aller Welt fiten, habe freilid) alles gewußt; es habe ja in der National= 
zeitung geftanden. Das ſei eine Methode, die der würdigen Behandlung folder Gegenftände 
nicht entſpräche. Das Geſetz nannte er die Herftellung der Reich sacht, mit dem Unter- 
ichiede, daß der Geächtete nicht von jedem totgejehlagen werden dürfte. Es fei eine Gewalt— 
maßregel mit dem erborgten Kleid eines Geſetzes. . . . „Die Gewalt wird da= 
durch nicht geändert, daß man fie im Gefet einjchließt, daß man fie in Gejegesform gibt — 
fie ift und bleibt Gewalt. — Alles, was Sie hier unternehmen, iſt die reinste, purfte 
nadtejte Gewalt.“ 
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40. Das Kullmannſche Attentat. 


Am 13. Juli 1874 feuchte der Telegraph die politijche Welt, durch eine aufregende 
Nachricht aus der ſommerlichen Ruhe auf. Der Reichsfanzler Fürft Bismard, der eben in 
Kiffingen feine Badekur begonnen hatte, wurde bei einer Ausfahrt dur) einen Otreif- 
ſchuß an der Hand verwundet. Wenige Stunden nachher wußte der offiziöfe Telegraph ſchon 
zu melden: „Nach feititehenden Ermittlungen wurde das Attentat durch den Böttcher— 
geſellen Kullmann verübt. Derſelbe iſt Mitglied des katholiſchen Geſellenvereins in Salz- 
wedel und wurde mehrfach in verdächtigem Verkehre mit einem katholiſchen Prieſter geſehen.“ 
Die Nordd. Allg. Ztg. fügte hinzu, der Täter ſei ein Rheinländer. 

Am Abende des Tages hielt Bismarck von dem Altan ſeiner Wohnung eine Anſprache 
an das Volk, in der er u. a. ſagte, die Abſicht habe nicht feiner Perſon, ſondern der 
von ihm vertretenen Sache gegolten. Mit diefen Worten hatte er — mie bie ihm 
ergebene Preſſe verficherte — der Tat erft die rechte Bedeutung gegeben. Die offizidje 
Preſſe nahm den Grundton auf und jang die Melodie weiter: „Die Kugel von Kifjingen, 
die für die Stirne des Fürften beftimmt geweſen, ſei zurüdgeprallt und habe das Herz des 
Papſttums in Deutjchland getroffen.” Die halbamtlihe Prov.-Rorr. erklärte in gejperrter 
Schrift: „Der Frevel Kullmanns feheint dazu berufen, die öffentlihe Meinung über den 
Geift des Ultramontanismus vollends aufzuflären und dem deutjhen Volfe zu offenbaren, 
welch unverföhnliher Haß gegen die nationale Politif und deren Träger im römijchen 
Lager gärt.“ 

Vielleicht niemals find in kurzer Zeit jo viele Unmwahrheiten unter dem Anſcheine ver= 
bürgter und zwar eidlich verbürgter Tatjahen in die Welt hinausgeftreut worden, als dies 
in jenen Tagen feitens der offiziöfen Preſſe, namentlich ſeitens der Nordd. Allg. Ztg. geſchah. 
Gerade dieſes Blatt überbot ſich in aufreizenden Mitteilungen, die ji) jpäter ausnahmslos 
ala erfunden erwiejen. Nach der Darftellung diejes Blattes war es zeugeneidlich feſt— 
gejtellt, daß mehrere fatholifche Priefter, deren einzelne mit Namen genannt wurden, an dem 
Attentate beteiligt waren; der eine habe fi) vor der Tat mit dem Mörder verjtändigt, der 
andere ihm Zeichen gegeben, ein dritter den Wagen aufgehalten, vier jeien im ganzen be= 
teiligt gemejen ufjw. Daran wurde die Folgerung geknüpft: „Nicht der Prieſter ift der 
Mitſchuldige, der abſichtlich oder unabfihtlih die Pferde des Wagens aufhielt, um dem 
Mörder das Zielen zu fichern, jondern die Priefterfchaft, welche durch Wort und Schrift 
und Beilpiel auf dem Wege des Verbrechens vorgegangen ift.“ 

Die Prov.-Korr. gab das Stichwort aus: „Für die Regierung wird der Mordverſuch 
ein dringender Anlaß, den Quellen, aus welden der Fanatismus ungebildeter Fatholifcher 
Volkskreiſe immer neue Nahrung ſchöpft und ſchließlich bis zum Verbrechen des Meuchel- 
mordes getrieben wird, näherzutreten.“ 

Damit niemand im Zweifel ſei, welche Quellen darunter zu verjtehen feien, wies die 
Nordd. Allg. Ztg. recht deutlich auf das „Treiben in den katholiſchen Vereinen und Konven- 
tifen“ hin, „deren Mitglied der Verbrecher jei“. Man wußte nun, wen der nächſte Schlag 
gelten jollte. Freilich erwieſen fi) bei der Unterfuhung ale Marmnadrichten als falſch und 
erfunden, und e3 war ergößlich, zu jehen, wie die Sfala der Abkühlung ebenfo jchnell bis 
zum Nullpunfte der Ernüchterung ſank, wie fie vorher bis zum Siedepumfte Teidenjchaftlicher 
Erhitzung gejtiegen war. Nach Beendigung der Schwurgerichtsverhandlungen gegen den Atten- 
täter am 29. Oktober mußte jogar die Köln. Ztg. zugeben: „Es Hat fi mit völliger 
Sicherheit herausgeftellt, daß die Tat des Verbrechers lediglich jeine eigene ift 
und daß die von zwei entgegengejebten Seiten vereinzelt aufgetauchten gehäfjigen Bartei- 
beihuldigungen allen und jeden Grundes entbehren.“ 
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Uber der Zwed der Hetze war erreicht. Bereits zwei Tage nad) dem Attentat, und zwar 
noch bevor die Unterfuhung irgend welche Ergebnifje feitgejtellt hatte, erließen die Minifter 
des Innern und der Juſtiz ſcharfe Weifungen gegen die katholiſche Prejje und die 
Vereine Eine Reihe von Vereinen wurde geſchloſſen und die fatholiihe Preſſe jah fi) 
einer Aufmerkjamfeit ausgeſetzt, die endloje Prozeſſe und empfindliche Beitrafungen zur 
Folge hatte. „Wäre die Sahe nicht jo furchtbar ernſt“ — bemerften die Dresdener 
Nachrichten troden — „man möchte Schiller traveitieren: Diefer Kullmann ſchoß Euch ſehr 
gelegen!“ 

An demjelben Tage, an welchem die Schwurgerichtäverhandlungen gegen den Ber: 
brecher Kullmann begannen, wurde der Deutjche Reichstag eröffnet. Gleich die erſten Ver— 
handlungen zeigten eine Verihärfung der Parteigegenſätze. Bei der Debatte über die Beur- 
Yaubung verjchiedener inhaftierter Reichstagsabgeordneten für die Dauer der Seffion wurden 
ſcharfe Hiebe gewechſelt. Windthorft wies auf die Unmafje von Geiftlichen Hin, welde 
men den Gefängniffen zugeführt habe und bemerfte ſpöttiſch, mit deutlicher Anjpielung auf 
den Arnimprozeß,‘) daß jebt auch deutjche Botſchafter nicht mehr gefichert erjchienen. So 
ſei es gar leicht möglich, daß ein großer Teil des Neichstages in die Gefängnifie gerate, ja, 
es jei zweifelhaft, ob ſelbſt die Nationalfiberalen ganz ficher davor jeien. Es werde nicht 
lange mehr dauern, daß nur noch diejenigen falonfähig jeien, welde im Gefängnifje 
geſeſſen hätten. Höhniſch erwiderte Bismard: „Solche Reden, wie von Liebknecht und 
MWindthorft, jeien ja außerordentlich lehrreich und hätten uns feit lange gefehlt.“ 

Als gar Reihensperger auf die Verwirrung hinwies, die entjtehen müßte, wenn 
man Biſchöfe ins Gefängnis bringe, weil fie um des Gewifjens willen gemiljen Gejegen 
nicht Folge leiften fünnten, da braufte der Kanzler auf: 

„Das Gewiſſen eines jeden Deutjchen hat eine gleiche Berechtigung. Ich kann ein Gemifjen aus 
der Zentrumspartei nicht höher anichlagen, als ein Gewiſſen aus der fozialdemofratijhen. Der Herr 
Liebknecht und feine Genofjen vertreten auch nichts weiter als die Heberzeugung, daß die jegigen Geſetze 
ihrem Gewiſſen nad unrichtig find. Sie ftehen dabei genau auf derjelben gleichen Baſis mit der Zen⸗ 
trumspolitik. Ich wollte Sie nur bitten, ſich dieſer Gleichheit mit den Sozialdemokraten vollſtändig 
bewußt zu werden bis in die höchſten Inſtanzen Ihrer Partei hinauf!“ 

Die Klagen der Elſaß-Lothringer wies Bismarck ſchroff ab. Man habe dieſe 
Landesteile lediglich im Reichsintereſſe Deutſchland einverleibt. Die Herren verfolgten nur 
ihr Kirchturmsintereſſe, das ſie in der Vergangenheit nach Paris, in der Gegenwart nach 
Rom weiſe. Mit einer deutlichen Anſpielung auf das Zentrum im Reichstage fuhr er fort: 
„Ein Parlament, welches ſeine Inſpirationen hauptſächlich dem franzöſiſchen und römiſchen 
Intereſſe entnehmen würde, könnte nicht beſtehen ohne einen dauernden Konflikt zwiſchen 
dieſem Parlament und der Reichsregierung.“ Windthorſt gab ihm die Antwort, die Kunſt, 
neue Länder zu regieren, ſei in Berlin noch nicht recht heimiſch geworden. Der ſchlechteſte 
Kolonialminiſter in England würde niemals eine neu eroberte Provinz ſo behandeln, wie 
Elſaß-Lothringen jetzt behandelt werde. 


Der deutſche Botſchafter in Paris, Graf Harry v. Arnim, war wegen unbequemer Ver— 
öffentlichungen gegen die Bismarckſche Politik abberufen, dann wegen Beiſeiteſchaffung und Unterſchlagung 
amtlicher Urkunden in Anklagezuſtand verjegt, verhaftet, aber gegen eine Kaution von 100000 Mark 
aus der Haft wieder entlaffen worden. Das Berliner Stadtgericht erfannte ihn der Urkundenunter- 
ichlagung und des Amtsvergehens nicht ſchuldig, verurteilte ihm aber wegen Vergehens gegen die öffent— 
liche Ordnung am 19. Dezember 1874 zu einer Gefängnisftrafe von drei Monaten. In zweiter Inftanz 
hob das Kammergericht das Urteil auf, erfannte am 24. Juni 1875 den Angeklagten der vorjäglichen 
Beifeitefhaffung amtlicher Urkunden ſchuldig und verurteilte ihm zu neun Monaten Gefängnis, ſprach 
ihn dagegen von der Unterjchlagung und dem Vergehen gegen die öffentliche Ordnung frei. Die von 
Arnim gegen das Urteil eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde wies das Obertribunal durch Urteil vom 
20. Oktober 1875 zurüd. 
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Zur gewaltigen Entladung aber fam e3 erjt in der Sitzung vom 4. Dezember 1874, 
die fich zu einer der ſtürmiſchſten geftaltete, welche der Reichstag je erlebt hat. Die erſten 
geſchäftlichen Mitteilungen erregten ſchon einiges Aufſehen, denn es befand ſich darunter ein 
Schreiben des Reichskanzlers, nach welchem die bisherige Budgetpoſition für den Unterhalt 
einer Geſandtſchaft des Reiches beim Hl. Stuhle zurüdgezogen wurde. Ein leb- 
haftes: „Hört! Hört!” aus dem Zentrum begleitete dieſe überrafchende Mitteilung. 

Dann folgte die wohlbegründete Beſchwerde A. Reichenspergers über die amtliche 
Wahritatiftit, in welcher da3 Zentrum bald als „ultramontane“, bald ala „klerikale“ Partei 
bezeichnet, ja ſogar von „klerikalen Wählern“ eines „ultramontanen Abgeordneten“ die Rede 
war. Geringſchätzig warf v. Kardorff die Bemerkung bin, dieſe Ausführungen Reichens— 
pergers ſeien „keine Priſe Tabak wert“, wofür er ſich eine Rüge vom Präſidenten gefallen 
laſſen mußte. 

Da wurde mit einem Male die Szene belebter. Der aus ſeinen geiſtvollen Artikeln 
in den Hiſt. Pol. Blättern bekannte Publiziſt Dr. Jörg hatte die Kühnheit, den Reichs— 
kanzler auf ſeinem eigenſten Gebiete, der auswärtigen Politik, zu kritiſieren. Gleich zu Beginn 
der Rede ſchob Fürſt Bismarck die Schriftſtücke, an denen er gerade arbeitete, beiſeite. 
Anfangs ſchien es ihn beinahe zu beluſtigen, als der Redner die Frage aufwarf, ob und wie 
der in der Reichsverfaſſung vorgeſehene „Diplomatifche Ausſchuß“ des Bundesrates in Wirk— 
jamfeit getreten jei? Bald aber merkte man dem Kanzler die fteigende Erregung an, als 
Jörg das perſönhiche Regiment Bismards einer fharfen Kritif unterzog und die 
Miperfolge der letzten Zeit auf die jprunghaften Einfälle des Reichskanzlers zurückführte. Ganz 
leife und gewifjermaßen nur im Vorübergehen ftreifte er bei diefer Gelegenheit aud) das 
Kiffinger Attentat, indem er bemerkte: „In den Tagen, al3 aus Anlaß der Freveltat eines 
halbverrüdten Menſchen in Kifjingen ein guter Teil der deutichen Denkernation nahezu in3 
Delirieren geraten war, ift die ſpaniſche Interventionsfrage vom Himmel gefallen.“ 

Das war mehr, als der Kanzler zu ertragen vermochte. Sofort nah Schluß der 
Rede Zörgs erhob er ſich zur Antwort. Bei den erften Sätzen war die Stimme und Hal- 
tung überlegen und ruhig, aber aus den ſcharfen und ſpitzen Wendungen gegen die Perſon 
des DVorredners, die natürlih von der Mehrheit mit Heiterfeit begleitet wurden, Hang der 
verhaltene Groll heraus. Aber im Laufe der Rede fteigerte fi die Erregung zufehends ; 
IHließlih richtete er feine Angriffe gegen das ganze Zentrum, und bei Erwähnung des 
Kiffinger Attentates ſchleuderte er in unregelmäßigen Süßen, die ſich bruchſtückweiſe von feinen 
Lippen rangen, der ganzen Zentrumspartei den Bormwurf der Mitfhuld an dem 
Attentat ins Geficht: 

„Mögen Sie fi) losſagen von diefem Mörder, wie Sie wollen, er hängt fih an Ihre Rod: 
Ihöße feft, er nennt Sie feine Fraktion . . . Der Mann hat bet der einzigen Unterredung, die ich 
mit ihm hatte, wo ich ihn fragte: wenn Sie mich nicht gefannt haben, warum haben Sie mich denn , 
umbringen wollen? — darauf hat er mir geantwortet: »Wegen der Slirchengefege in Deutſchland . . .« 
Und dann hat er noch gejagt: »Sie haben meine Fraktion beleidigt!« (Große Heiterfeit.) Ich jagte, 
welches ift denn Ihre Fraktion? Darauf hat er mir vor Zeugen gejagt: »Die Zentrumsfraftion im 
Reichstage.« (Heiterkeit. Pfui! aus der Zentrumsfraktion.) 3a, m. 9. (nad) dem Zentrum), verftoßen 
Sie den Mann, wie Sie wollen! Ex hängt ſich doch an Ihre Rockſchöße!“ 

Der Sturm der Erregung, der nun folgte, ift nicht zu bejchreiben. Hans Blum 
Ihilderte die Szene aus eigener Anfchauung im Daheim: „Die Abgeordneten und die 
Bundesräte hatten ſich erhoben und ein Sturm von widerftreitenden Rufen braufte minutenlang 
durch den Saal, während der Präfident machtlos die Glode ſchwenkte. Daß fie ertönte, 
fonnte man nur aus den Iebhaften Armbewegungen Fordenbeds fchließen. Es hörte fie 
niemand.“ Der ftenographifche Bericht gibt die Zwiſchenrufe wie folgt wieder: „Pfui! aus 
dem Zentrum. Stürmifches, andauerndes Bravo links und rechts, unter wiederholten Pfui— 
tufen aus dem Zentrum. Glode des Präfidenten.” Der Tumult und die Aufregung war fo 
groß, daß Yordenbed bereits feinen Hut hatte bereititellen Yaffen, um die Sitzung aufzuheben. 
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Nachdem der Lärm fi etwas gelegt hatte, erklärte Fordenbek den Ausdrud Pfui 
als nit parlamentarijch, worauf Bismard auffprang, erregt und blaß, und auarief: 
„Pfui ift ein Ausdrud des Ekels und der Beratung! Glauben Sie nicht, m. H., daß mir 
dieſe Gefühle fernliegen, aber ich bin zu anjtändig, fie auszufprehen!” Darauf brach der 
Lärm don neuem: los. Mehrere übereifrige Mitglieder der Linken zeigten mit dem Finger 
auf den in der zweiten Banf des Zentrums fitenden Abgeordneten Grafen Ballejtrem 
unter dem Rufe: „Der ift es gewejen! Der hat Pfui gerufen!” Die Aufregung jteigerte 
ſich abermals bis zum finnverwirrenden 
Lärm, gegen den die gellende Glode des 
BVräfidenten faum auffommen fonnte. 

Nachdem endlich mit großer Mühe 
die Ruhe wieder leidlich Hergejtellt war, 
erhielt Windthorft das Wort. Mit 
einer Ruhe, die wohltätig abjtad) gegen 
die Erregung der legten Viertelſtunde, 
aber auch mit jehneidenderSchärfe Friti- 
fierte er die Antwort des Reichskanzlers 
auf die Jörgſche Anfrage und wies Die 
Unterftellung zurüd, als ob diejer die 
Abſicht gehabt habe, eine Mißſtimmung 
gegen das bayrijche Minijterium her— 
porzurufen. Es ſei das die ganz üblid) 
gewordene Methode, die der Meijter 
wie feine Gehilfen nad) Umftänden 
gleihmäßig gebrauchten. Das Zentrum 
werde ſich dadurch allerdings nicht ab⸗ 
halten laſſen, unrichtige Maßnahmen 
der Regierung oder ihrer Vertreter 
energiſch zu rügen. Das Zentrum 
halte es aber nicht für ſeine 
Aufgabe, die Schleppe des Herrn 
Staatskanzlers zu tragen. 

Was den Fall des unglüdlichen Franz Graf v. Balleftrem, Plawniowitz (Schlefien) 





Kullmann anlange, jo hätte er erwartet, (geb. 5. September 1834, geft. 23. Dezember 1910). 
daß der Reichskanzler jedenfalls mit Mitglied des Deutſchen Reichstages von 1874 bis 1906. 
größerer Rücfitnahme darüber ges TE Gacıern au Weandenfein, von 1890.68 1836. 


ſprochen hätte. Den Verbrecher und Erſter Vizepräſident des Deutſchen Reichstags von 1890 bis 1898. 
feine Freveltat verurteilte er auf das PBräfident des Deutjchen Reichstags von 1898 bis 1906. 
ſtrengſte; ebenfo entjchieden aber wandte 
er fich gegen den Verſuch, die Tat eines ſolchen Menjchen in irgendwelche urfächliche Verbindung 
zu bringen mit bejtimmten Parteien, je mit bejtimmten Perjönlicfeiten. Freilich ſei jofort 
in Kiſſingen vom Altan herunter eine darauf gerichtete Parole proklamiert worden, und die 
offiziöſe Preſſe Habe das Wort, das man dort nicht vollfommen ausfprechen wollte, zu finden 
gewußt. „Die Tat Kullmanns war ſchändlich, aber ſchändlich war auch das Benehmen der 
offiziöfen Preſſe.“ £ 

Der Reichskanzler habe über eine Unterredung berichtet, die er mit dem Verbrecher 
unmittelbar nad der Tat gehabt habe. Ein ſolches Verhör jei gegen alles Prozeßrecht. 
Welcher Kriminalift habe je gehört, daß der Verletzte die Inquifition Yeite? Und wenn der 
Verbrecher nun in der erften Aufregung nad) folder Tat Antworten gegeben habe, von denen 
man heute zum erften Male Höre, die aud in dem Prozeſſe nit verlefen 
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worden feien, fo frage er, was könne das denn bedeuten, was jo ein Menſch in ſolchem 
Verhöre ſage? Verbrecher ſuchten immer Ausflüchte. Dem verſtorbenen Mallinckrodt habe 
man nach einer Verhandlung im Abgeordnetenhaus aus Leipzig einen Strick geſchickt mit der 
Beſtimmung, recht bald davon Gebrauch zu machen. Er ſelbſt habe aus verſchiedenen 
Städten, ſogar aus Petersburg, die allerdrohendſten Briefe bekommen. „Glauben Sie denn, 
m. 9., daß der verſtorbene Mallinckrodt und ich dieſe Ungebühr den Parteien zurechnen 
möchten, die uns gegenüberftehen ?* fügte Windthorft mit feinem Spotte hinzu. 

Unbegreiflich erſcheint es uns heute, daß eine jo ſchwere Beleidigung einer großen 
Anzahl von Mitgliedern des Neichstages, wie die vom Kanzler dem Zentrum ins Geſicht 
gejchleuderte Anklage, der Rüge des Präfidenten entgehen konnte. Mit unnadhahmlicher 
Feinheit wußte Windthorft diefe Unterlafjung nachzuholen und zugleich einen leifen Tadel 
für den Präſidenten indireft hinzuzufügen. 

„Der Herr Reichskanzler,“ ſagte er, „hat diefe Angelegenheit Hineingezogen und behandelt in 
einer Art, wie es nie hätte geſchehen ſollen. Ich will ihm das nachjehen. (Große Heiterkeit.) Ich weiß 
nicht, was an diefer Weußerung lächerlich ift. Hier im Haufe Haben wir keinerlei Dijziplin 
über die Aeußerungen des Herrn Neichsfanzlers. Wenn auf den Angriff des Herrn NReichsfanzlers dann 
ein Redner zum Worte kommt, fo feheint mir, daß diejer vollfommen berechtigt ift, von feinem Stand= 
punft aus die Handlungsweife des Herrn Reichskanzlers zu beleuchten.” 

Hier unterbrah ihn der Präjident, um feftzuftellen, daß feiner Anfiht nach der 
Reichskanzler „die Würde der Verhandlungen nicht angegriffen habe”, jonjt würde er Die 
Mittel gefunden haben, die Würde des Reichetages zu wahren. Windthorjt vermied es, 
in der kritiſchen Iſolierung, in der ſich augenblicklich das Zentrum befand, dieſe ſchwächliche 
Haltung des Präſidenten, nicht ſehen zu wollen, was ihm unbequem war, direkt zu tadeln. 
Er fuhr mit köſtlicher Ironie fort: „Ich freue mid), diefe Anfiht vom Präfiventen zu hören. 
Ich glaube nicht zu irren, wenn der frühere Präſident geäußert Hat, gegen die Mitglieder der 
Regierung habe er feine...” Der Präfident fühlte wohl, wie fein Windthorjt den Gegen- 
ſatz zwiſchen feinen Worten und feinem Handeln durch die Gegenüberjtellung des jebigen und 
des früheren Präfidenten heraushob. Er ließ ihn den Sat nicht vollenden, erjuchte ihn 
vielmehr, den früheren Präfidenten „hier einer Kritif nicht zu unterwerfen“. — „Das ift 
feine Kritik,“ berichtigte ihn Windthorft und jehte dann feine vornehme Rüge des unerhörten 
Borganges fort: „Alfo ich jehe dem Herrn Reichskanzler das nad, weil ich allerdings glaube, 
daß er in Erinnerung de3 damaligen Vorganges und erregt durch die Debatte und durd) 
den Vortrag des Herrn Vorredner3 zu dieſen Neußerungen ſich hat hinreißen 
laſſen.“ Bedeutungsvoll ſchloß er feine Rede mit der Wendung: „Uebrigens denfe ich, 
daß wir wohl tun, jebt diefen Gegenftand zu verlaffen und in Ruhe und Frieden dag. 
Weitere zu verhandeln. (Unruhe) Wenn die Herren nicht in Ruhe und Frieden verhandeln 
mollen, nun, fo werden Sie mid) auch zu jeder anderen Verhandlungsweiſe bereit finden.“ 

In den Kreiſen der nationalliberalen Fraktion hatte man die Schwäche der Bismarckſchen 
Pofition nicht verfannt. Lasker glaubte dem Kanzler zu Hilfe fommen zu müfjen. In 
polternden Wendungen warf er dem Zentrum vor, e& hehe das Ausland zum Kriege, indem 
es die Negierung Deutſchlands der Anreizung zum Kriege bejhuldige, und er müſſe diejes 
Vorgehen „brandmarfen als ein Verbrechen gegen das Vaterland“. Dafür ward ihm ein 
berechtigter Ordnungsruf des Präfidenten zuteil, von dem ein Jahr ſpäter Bismard bemerkte, 
er habe Lasker „nur herzlich dazu gratulieren fünnen“. Windthorft entgegnete ihm, die 
Bolfsvertretung habe das Necht und die Pflicht, zu rügen, wenn die auswärtigen Angelegen- 
heiten jo geführt würden, daß ein Krieg entftehen müſſe. Er beforge, daß die Art und 
Weiſe, wie wir uns überall einmifchten, geeignet fei, gegen uns eine Koalition herbei— 
zuführen. Dieſe Koalition wolle er nit. Er wünſche für das Vaterland Frieden und Ge— 
deihen. Und wenn ihm nicht mehr gejtattet fein jolle, hier dafür zu wirken, wenn man eine 
ſolche Pflichterfüllung denunziere als etwas, was unzuläflig jei gegenüber dem Auslande, 
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dann müſſe er gejtehen, daß ein joldher Vorwurf beweife, wie wir erjt in den Anfängen 
aller parlamentarifchen Verhandlung jeien. „Gehen Sie dod) nad) England und jehen Sie, 
wie in fritifchen Augenbliden Varlamentsmitglieder ſprechen. Ich werde mir niemals nehmen 
laſſen, überall und immer zu jagen: diefe Politik führt uns in den Krieg, und deshalb 
will ich jie laut verurteilen.“ 

Wie wirkungsvoll die überlegene Ruhe und Sadlichkeit Windthorſts von der leiden— 
ihaftlihen Erregung des Fürften Bismard abſtach, beweift die Bemerfung des nationale 
liberalen Profeffors Dr. Befeler, er habe das Gefühl, diefe Sache dürfe „im Haufe nicht 
jo ausgehen mit einer falten, fajt höhnenden letzten Replik des Herrn Windthorft“. Freilich 
vermochte diefer Redner erft recht nicht die für den Reichskanzler verlorene Poſition zu retten. 


41. Kirchliche Permögensverwaltung. 


Das Kullmannſche Attentat und die daran gefnüpften Erörterungen hatten die Partei— 
gegenfäbe bis zur leidenſchaftlichen Erbitterung gefteigert. Dazu fam eine Kundgebung des 
Papſtes Pins IX. vom 5. Februar 1875 (Enzyklika Quod nunguam), wonach „allen, die es 
anging, und der ganzen fatholifchen Welt offen und rüchaltlos kundgetan wurde, daß die 
firchenpolitifchen Gejege ungültig in ſich feien (has leges irritas esse), weil biejelben 
der göttlichen Einrihtung der Kirche ſchlechthin widerſprächen“. Die- 
jenigen Priefter, die unter dem Schutze diefer Geſetze entgegen den kanoniſchen Beitimmungen 
in ein kirchliches Amt eindringen würden, erklärte der Papſt als „rechtlich und tatſächlich der 
größeren Exfommunifation verfallen“. Zugleich wurden die Gläubigen ermahnt, „daß fie von 
dem Gottesdienfte folcher Priefter fich fern halten, au) von ihnen die Saframente nicht emp— 
fangen und des Umgangs und Verkehrs mit ihnen ſich enthalten mödten“. 

Damit waren die firhenpofitifchen Gefege zur Unwirkſamkeit verurteilt, denn es war 
für die Katholifen endgültig und unwiderruflich unmöglich geworden, fi) ihnen zu fügen. 

Der Reichskanzler plante in der erften Erbitterung einen „wirkſameren Schuß gegen 
päpftliche Uebergriffe in die ftaatsrehtlihen Einrichtungen anderer Länder“, etiwa durch ander- 
weite Gejtaltung des italienischen Garantiegejeges. Indes ftieß er bei der italienischen Regierung 
auf eine höffiche Ablehnung. Anfangs Mai erklärte der italienifche Minifterpräfident in der 
Kammer: „Wir fünnen uns in eine Kirchenpolitif wie die deutjche nicht hineinmwerfen, weil 
das Volksgewiſſen nicht dafür ift, und wir ſchon deshalb unfere Rechnung nicht dabei finden.“ 

Um jo jhärfere Maßnahmen wurden in Preußen vorbereitet. Im Januar jehon hatte 
die Regierung dem Abgeordnetenhaus einen Gefegentwurf vorgelegt, der die Verwaltung 
des Vermögens in den katholiſchen Kirchengemeinden neu regeln follte. Der Entwurf 
räumte den Gemeinden eine größere Beteiligung an der Vermögensverwaltung ein, die durch 
gewählte Organe ausgeübt werden ſollte. Das geiftliche Element wurde in den Hintergrund 
geihoben und den Organen der Staatsregierung die lebte Entſcheidung zugewiejen. „Eine 
eigentliche Säfularifierung des firhlihen Vermögens und eine Demokratifierung der Kirchen— 
verwaltung“ nannte es Neichensperger. Windthorſt bemerkte mit Recht, der Entwurf 
verfolge die Tendenz, das Kirchenvermögen in die Hand von Minoritäten der Gemeinde zu 
bringen. Er wies nad, daß bie Beftimmungen desfelben die Säfularijation und in ihrer 
Meiterentwiclung die Konfisfation bedeuteten. Bei einem folhen Vorgehen ſei auch das 
PVrivateigentum in Preußen nicht mehr ficher. 

Die liberale Mehrheit in der Kommiſſion hatte noch einzelne Beftimmungen eingeſchoben, 
durch die das Geſetz nod) verschärft wurde. Unter anderem hatte fie die lächerliche Beſtimmung 
aufgenommen, daß auch von Privatperfonen zu kirchlichen Zwecken vorgenommene Kollekten 
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zum Kirchenvermögen gehören jollten. Weiterhin hatte die Kommiljion den Pfarrer grund- 
ſätzlich von dem Vorfig im Kirchenvorftand ausgeſchloſſen. Unter dem Beifalle der Regierung 
erklärte Windthorft diefe Beſtimmung als „etwas Unzuläfjiges und Unnatürlihes“, aber die 
Mehrheit entfchied dennoch für den Ausſchluß. Dagegen lehnte fie den Tächerlichen Zuſatz 
über die Privatfolleften ab. Die Kommiſſion hatte auch ſolche Rechte den neuen Organen 
e zugewiejen, die über die Vermögensver— 
twaltung hinaus innere kirchliche Anord— 

FE nungen betrafen, 3. B. die Einrichtung 
der Gottesdienftordnung. Die Regierung 

" " bezeichnete dieſe Dinge als „Kleinigfeiten“, 

um die man fi) nicht zu fümmern habe. 
Der Abgeordnete Brüel meinte, das hieße 
mit anderen Worten: „Wir fünnen nicht 
beitreiten, daß wir Unrecht tun; das Un— 
recht ijt aber zu flein, als daß mir es 
beachten jollten.“ Aber dem einen jei das 
zertretene Recht zu groß, was dem anderen 
zu Hein erſchiene. Windthorſt fprang 
ihm bei: „Ohne weiteres derartige in 
das innere greifende Befugnifje Organen 
zu übergeben, die für das äußere Ver— 
hältnis beftimmt find, ift unzuläſſig, 
unnatürlid und unredt.“ Die 
Ausführungen der Redner des Zentrums 
wurden von den Gegnern mit Hohn auf- 
genommen; namentlih mißbrauchte der 
Berichterftatter Dr. Gneift jeine Stellung, 
die ihm das letzte Wort einräumte, zu 
Aeußerungen gegen Perſonen und Par- 
teien, daß Windthorft ſich diefen Miß- 
braud unter ausdrücklicher Zuftimmung 
des Präfidenten zu verbitten gezwungen 
jah. Die in dem am 1. Mai 1875 ange- 
nommenen Gejege zutage tretende „Ober— 








Pius Papft IX. vormundſchaft“ des Staates nötigte jelbft 
Geb. 1792. Gewählt im Konflave vom 16. Juni 1846. dem altfatholifchen Fortſchrittler Welter 
Geft. 7. Febr. 1878. das Zugeftändnis ab, „die kirchenpolitiſche 


Geſetzgebung habe einen jo polizeilichen 
Charakter angenommen, daß es einem 
freiheitlich gefinnten Mann entjchieden bange werden müſſe“. 

Und dod wollte jowohl die Regierung als die Parlamentsmehrheit diejes Geſetz als 
ein Friedenswerk betrachtet wiſſen! Wie mochte erſt ein Geſetz ausfchauen, das offen und 
ausgejprochenermaßen zur Verſchärfung des Kampfes dienen jolte? Auch davon erhielten die 
preußifchen Katholiken alsbald eine Probe. 


42. Das Brotforbgejeß. 


Wenige Tage nad) der Veröffentlichung der päpftlichen Enzyflifa legte die Regierung 
dem Landtage das fogenannte Brotforbgefet vor, deſſen Zweck war: die Fatholifche 
Geiſtlichkeit durch Entziehung der Einkünfte zur Unterwerfung unter die Maigefege zu zwingen 
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Es ermädhtigte die Staatsregierung, „ſämtliche für die Bistümer, die zu denfelben gehörigen 
Anftalten und die Geiftlichen beftimmten Leiftungen aus Staatsmitteln einzuftellen“. Der 
Staatsregierung war es überlaffen, bei jedem Geiftlichen zu zahlen oder zu fperren, wieder 
zu zahlen und wieder zu ſperren, je nachdem fie dafür erachtet, daß der Betreffende „durch 
Handlungen die Abfiht an den Tag lege, die Geſetze des Staates zu befolgen“ oder nicht. 
Eine größere oder auch nur annähernd fo große Summe disfretionärer Vollmachten ift noch 
nie in einem „Rechtsſtaat“ in die Hände der Regierung gelegt worden! 

sm Abgeordnetenhaufe rief der Entwurf heftige Debatten hervor. Die Mehrheit ließ 
fh auf Kommifjionsberatung nicht ein, Sondern erledigte daS Gejeh jofort im Plenum. Am 
16. März 1875 fand die erfte, am 18. März die zweite, am 6. April die dritte Leſung ftatt 
und am 22. April erſchien das Geſetz im Staatsanzeiger. 

Auch Fürft Bismard beteiligte ſich mehrfach an den Erörterungen. Dem alten v. & erlad), 
der an den Bibelſatz: „Man fol Gott mehr gehordhen als den Menſchen“ erinnert hatte, er= 
widerte er: Der Satz, um den es ſich hier handele, jei nit, man jolle Gott mehr dienen 
als den Menſchen, fondern die Frage ſei: Sol man dem Papſte mehr dienen als dem König? 
Auch diefes Geſetz — meinte er — würde vielleicht feinen praftifchen Erfolg haben; der 
Papit und die Jejuiten feien viel zu reich, als daß es ihnen auf dieſe feine Summe an= 
fommen könne. Der Bapft fei jehr reich, der Jeſuitenorden fei noch zehnfach reicher, jo daß 
der Papſt die Hülfsmittel des italienifchen Garantievertrages gar nicht brauche. Bon der 
Geldentziehung erwarte er feinen Erfolg, aber es jei Pflicht, die Unabhängigkeit unferes 
Staates und der Nation gegen fremden Einfluß zu ſchützen, indem wir die geiftige Freiheit 
gegen Unterdrüdung durch den Jefuitenorden und durch einen jefuitifchen Bapft licher jtellten. 
„Dafür kämpfen wir mit Gott für König und Vaterland!“ ſchloß er pathetiich feine Be— 
merfungen. 

Bei der Fortſetzung der Debatte rechnete Windthorft gründlich mit dem Reichs— 
fanzler ab. Er hielt e& für bezeichnend, daß die Abftimmung über den $ 2, der das Ziel 
und den Zwed des Gejebes enthalte, gerade am 18. März ftattfinde. Der 18. März fei 
ein denfwürdiger Tag in der Gejchichte Deutfhlands. Die Grundſätze, die er publiziert habe, 
würden von vielen Seiten energijch befämpft; aber die Grundſätze, melde am 18. März 1848 
publiziert jeien, jeien reaftionär gegen den Grundjaß, der in $2 publiziert werden folle. 
Wenn der Staat omnipotent fei, und man unbedingt alle feine Geſetze befolgen müffe, dann 
fomme es nur darauf an, wer das Heft in Händen habe. Denn dieſer werde die Gejebe 
diftieren und alle Diejenigen, welche daS diftierte Geſetz nicht befolgen, niederwerfen. 

„Heute regiert in Preußen und Deutſchland der Fürft Bismard; vielleicht regiert über nicht lange 
Zeit Dr. Hafenclever.') (Heiterfeit.) Ich glaube, daß der Yegtere mehr Chancen hat al3 die Geheimrats- 
fraftion der Nationalliberalen. Wenn nun diefer Mann den Staat regiert und die Gejege diktiert, fo 
würden Sie bei Annahme des Prinzips des unbedingten Gehorjams ihm folgen müffen. Es wäre nicht 
zum erftenmal, daß ſolche Grundſätze, wie die Sozialdemokratie fie proflamiert, zur Herrſchaft fommen. 
Wir haben das in der franzdfifchen Revolution und in anderen Revolutionen gejehen.“ 

Redner beweilt dann aus dem Buche des preußifchen Kronjyndifus Profeffor Hermann 
Schulz in Breslau über preußiiches Staatsreht die Berehtigung des paſſiven 
MWiderftandes. Es heißt in diefem Buche: 

„Wenn der Staat und feine Gejege nicht bloß mohlerworbene Rechte kränken, jondern befehlen, 
wa3 gegen die Gebote des Sittengejeges und der Religion verftößt, jo tjt für den einzelnen Verweigerung 
des Gehorjams — pafjiver Widerftand — eine hohe Pflicht, über deren Befolgung der einzelne feinen 
anderen Nichter anerfennt als fein eigenes Gewiſſen. Freilich gejchieht diefe Verweigerung des Gehorſams 


1) Hajenclever war Schriftiteller in Halle und jozialdemofratifcher Neichstagsabgeordneter für 
Altona. Irrtumlich bezeichnet ihn Windthorſt hier als Doktor. Dr. Hafenclever war Sanitätsrat in 
Düfjeldorf, Hatte ſich den Altfatholifen angejchloffen und mußte jein Mandat für Malmedy-Schleiden- 
Montjoie bereits 1874 an das Zentrumsmitglied Rentner Franſſen (Köln) abgeben. 
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auf eigene Gefahr des Individuums, indem ber Staat Zwangsmittel und Strafen anwenden fann, um 
jedem feiner Geſetze die Ausführung zu ſichern. Dennod) muß man im Sinne chriſtlich-germaniſcher 
Lebensauffaſſung dem antiken Staatsabſolutis mus gegenüber grundſätzlich anerkennen, daß 
Fälle vorkommen können, die es dem einzelnen zur Pflicht machen, den Geſetzen des Staates, der ſeine 
Grenze überſchreitet, den Gehorſam zu verweigern, ſelbſt auf die Gefahr hin, Märtyrer ſeiner Ueber⸗ 
zeugung zu werden.“ 

Genau dieſer Fall — fährt Windthorſt fort — ſei hier zutreffend. Die Regierung aber verlange 
die Erklärung unbedingten Gehorſams. Es ſei etwas Horrendes, eine ſolche Erklärung von den Geiſt⸗ 
lichen zu verlangen, die der Staatsgewalt in dieſer Art abſolut nicht unterſtehen, und ſelbſt mit rück⸗ 
wirkender Kraft von denen zu verlangen, die bereits angeſtellt ſeien. Man wolle die Erklärung erzwingen 
durch Entziehung des Unterhaltes, man wolle die Feſtung nehmen durch Hunger. Der Miniſterpräſident 
meine, ſehr wirkſam werde das Geſetz nicht ſein. Der Papſt und vor allem die Jeſuiten hätten ſo 
unendlich viel Geld, daß ſie das leicht erſetzen könnten, was hier entzogen werde. Woher der Herr 
Minifterpräfident ſeine Nachrichten habe, wiſſe er nicht; er habe bis jet nicht gewußt, daß der Minifter- 
präfivent der Finanzminifter des Papftes und der Jeſuiten fei. (Große Heiterfeit.) Aber leider habe der 
Minifterpräfident nicht recht. Weder der Papit noch die Jeſuiten hätten die nötigen Mittel, das zu er- 
ſetzen, was hier entzogen werden ſolle. „In Rom depoffediert man die Fürften nicht, verträgt ſich nicht 
mit ihnen, um hiernächft ihnen das Vermögen wegzunehmen!“ Das katholiſche Volk werde jeine Geift- 
Yichen nicht aushungern laſſen. Aber wenn der Minifterpräfident jelbft jage, das Geſetz werde wegen 
andermeit vorhandener Mittel feine Wirkung haben, wie könne er dann das Gefeg rechtfertigen? Zudem 
ſeien die Leiftungen, um die es fich handele, ſolche, zu melden der Staat abjolut verpfligtet jet. 
Die Einhaltung diefer Leiftungen ftelle einen direkten Bertragsbrud dar. Jedes vom Kulturfampfe nicht 
angefrefjene Gericht würde unzweifelhaft für die Vertragsnatur entſcheiden. 


Er ſchloß ſeine bedeutſame Rede mit dem Satz: „Uebrigens könnte man leicht zu einem fried- 
lichen Verhältniſſe gelangen, wenn man mit den gegebenen Autoritäten ſich verſtändigen wollte. 
Ob das im Intereſſe des Staates liegt, will ich heute nicht erörtern. Von unſerer Seite würde jegliches 
geſchehen, was möglich if, um den Frieden im Wege der Berftändigung herbei- 
zuführen. (Hört! Hört!) Wenn man aber die Verftändigung mit den gegebenen Autoritäten nicht 
will und glaubt, daß es auf diefem Wege der Gewalt weitergehen folle, jo bleibt uns alferdings nichts 
anderes übrig, als nad) der Xehre des Profefjor Schulz fort und fort zu handeln und in Gebuld zu er— 
warten, bis man an höchſter Stelle ſich erinnert, daß aud die Ratholifen 
gandesfinder ſind.“ 


Windthorſts ſcharf zugeipiste Pfeile hatten getroffen: der Reichskanzler erhob 
ſich Sofort zur Antwort. Auf den Kern der Ausführungen ging er nicht ein, juchte vielmehr 
durch ironiſche Bemerkungen die Aufmerffamfeit auf Nebenpunfte zu leiten, jo daß man jagen 
muß: niemals iſt Bismard ſchwächer in der Polemik geweſen als am 18. März 1875. 


Was die Kenntnis der Gejege anlange — führte er aus — jo wolle er mit Windthorft nicht 
wetteifern. Etwas anderes aber jei es, praftifche Politik zu treiben. Das behaupte er ſeinerſeits befjer 
zu verftehen als der Vorredner, er würde vielmehr jeden Staat bedauern, dem es bejchteden wäre, bon 
dem Herrn Vorredner vegiert zu werden. Die Herren aus Hannover hätten ja die Erfahrung gemacht. 
Es jei des Staates nicht würdig, feine erklärten Feinde gegen fich jelbft zu beſolden; es jei vielmehr 
Anftandspflicht des Staates, diefe Gelder zu behalten. Das jei auch im Intereſſe der Kirche, denn dieje 
ziehe fich in den Hetzkaplänen eine Gefellfehaft groß, mit der fie in ruhigen Zeiten ihre Not haben 
würde. Die jungen, ehrgeizigen Streber, die bei dem jegigen Verfahren ihre vorgeſetzten Biſchöfe ein— 
ſchüchtern, wollten nicht immer Hebfapläne bleiben und Zeitungen ſchreiben, fie wollten Biſchof werden. 
Der Staat habe durch den Kampf in bezug auf Gejchloffenheit viel gewonnen. Mit der Zeit würden 
zwei große Parteien eriftieren, eine, die den Staat negiere und befämpfe, und eine andere große Majorität 
der dem Staat anhänglichen, achtbaren, patriotifh gefinnten Leute. Der Staat werde ftärfer und mäch— 
tiger aus diefem Kampfe hervorgehen. Den Gedanfen an eine Berftändigung wies der Kanzler mit 
beißendem Hohne von fich mit den Worten: „Was aus dem Staate würde, wenn wir den Kampf aufs 
gäben, wenn wir jet die Bahn beträten, die der Herr Vorredner in leijer dipfomatijcher Andeutung — 
gewiß ift er ein befjerer Diplomat, als ich Jurift bin — in leiſer diplomatijcher Andeutung uns emp- 
fahl, das kann ich nicht beurteilen; denn unfere Aufgabe ift es nicht, dergleichen Wege zu ſuchen; wer 
ung braucht, weiß ung zu finden, wir genügen unjeren Zweden durd uns ſelbſt.“ Was die Angaben 
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über das Vermögen des Bapftes und der Jeſuiten anlange, jo erfahre man eine Menge 
Dinge, wenn man 25 Jahre in politischen Geſchäften zugebradht habe; wenn er den Jeſuitenorden 
zur Einfommenfteuer einjchägen folle, jo würde er ihn auf etwa 250 bis 280 Millionen Taler, aljo 
zirka eine Milliarde Franken, im Kapital einjhägen. Das Vermögen des Papftes erreiche diefe 
Ziffer zwar nicht, ſei aber groß genug, den Papſt die Beihilfe der italienifchen Regierung verſchmähen 
zu laffen. Die juriftiihen Ausführungen des Vorredners überlaffe er den befjeren Suriften, wozu er 
namentlich den Herrn Kultusminifter rechne; nur die Tragweite des Majeftätsvorbehaltes, der dabei ge= 
macht jei, berühre fein Reſſort. Die höhere Majeftätspflicht jei ver Schutz des Nechtes und die Nieder- 
haltung des Verbrechens, ſoweit e8 durch Aufruhr begangen werden fünne. Majeftätspflicht jei es, Gelder 
auf Koften der Steuerpflichtigen oder aus dem Staatsfäckel überhaupt nicht zu zahlen, jobald fie weſent— 
lich dazu dienten, die Kräfte zu unterhalten und zu ernähren, die einftweilen zur Unterwühlung, dem— 
nächſt möglicherweife zum Umfturz und offenen Angriff auf die Fundamente des Staates und des bürger- 
lichen Friedens benugt würden. 


Das grobe Geſchütz der letzten Säge war offenbar darauf berechnet, die unmiderleg- 
lichen Rechtsausführungen Windthorfts zu übertönen. Leider gelangte diefer nicht mehr zu 
einer Antwort, weil ein Schlußantrag fie ihm abſchnitt. Die von Bismard felbft in fo 
höhniſchem Ton aufgeworfene Frage, wer hier der befjere Diplomat war, hat inzwifchen die 
Geſchichte beantwortet, und Windthorft hat feine Veranlafjung, mit diefer Antwort unzufrieden 
zu jein! 
Bei der dritten Beratung des Gejehes fand Windthorft Gelegenheit, den ein- 
gehenden Nachweis zu führen, daß nach dem Geift und dem Wortlaute der Staatsverträge 
die jet einzubehaltenden Leitungen auf vertragsmäßigen Berpflichtungen beruhten. Er wies 
weiterhin nad), daß die Regierung ſelbſt dies noch vor furzem anerfannt habe und daß für 
einzelne dieſer Leiltungen, 3. B. in Hildesheim, hypothekariſche Sicherheit geftellt ſei. Jetzt 
mit einem Male durch alle diefe Verpflichtungen einen Strich zu machen, das jei no) nicht 
vorgefommen und in der ganzen Kirchengejchichte nicht erhört! Auf eine Bemerfung des 
Abg. v. Kardorff, man jolle den Minifter Falk und den Fürften Bismarck mit Angriffen 
verſchonen, weil deren Minifterjchaft doch eine dauernde fei, gab Windthorſt die bezeichnende 
Antwort: 

„Auf den Minifter Dr. Falk kommt es uns gar nicht an, der ift nicht3 anderes als das Werf- 
zeug des Fürften Bismard. Was Fürft Bismarck will, das tut der Minifter Dr. Falf, nicht 
mehr und nicht weniger. Der Fürſt Bismark ift der einzige und alleinige Träger der 
jegigen Politik; er allein Hat fie inauguriert und erreicht damit ungeheuere Zwede, namentlich auch 
den Zweck, daß alle ihm unbedingte Heerfolge leiften, der Kollege Dr. Virchow an der Spike. Er erreicht 
damit ferner den Zweck der äußerften Reaktion, denn heute fehon haben wir wieder von dem Kollegen 
Dr. Gneiſt gehört, daß die Preßfreiheit und das Vereinsrecht jo mißbraucht werden, da — 
die Forderung liegt auf der Hand — notwendig eine Ginjhränfung eintreten muß. Nichtsdeftomeniger 
jage ich Ihnen, daß e& uns vollfommen klar ift, daß der Fürſt Bismard bleibt, jo lange er jelbft 
will; daß wir gar nicht daran denken, ihn zu entfernen. (Große Heiterkeit.) M. H., es haben jchon 
fleinere Minoritäten gewaltige Minifter geftürzt. Wir würden dies aber nicht wollen, wenn wir es 
fönnten, denn ich jage Ihnen, der Fürft Bismard ift der einzige Mann, der möglicherweije den 
Frieden wieder herfiellen fann und wieder herftellen wird an dem Tage, wo er fi) Überzeugt, daß 
er auf dem falſchen Wege ift. (Heiterfeit.) Und diefe Ueberzeugung wird ihm kommen, glauben Sie 
mir das, m. H., wenn auch nicht ſchon heute Zweifel bei ihm vorhanden wärer.“ 


Die Wucht der Windthorſtſchen Beweisführung war jo überwältigend, daß weder Die 
Mehrheitsparteien noch der Minifter Falk eine Entgegnung verjuchten. Lebterer griff, um 
feine Verlegenheit zu verbergen, eine nebenjächliche Aeußerung über die Schulinjpeftoren auf. 
Ueber das Geſetz und die ſchlagenden Einwürfe Windthorjt3 fein Wort! 

Die Abgg. Dr. Wehrenpfennig und Jung hatten dem Regierungsentwurfe noch 
einzelne verjchärfende Bejtimmungen hinzugefügt. Windthorft fennzeichnete dieſe Tätigfeit 
mit der fpöttifchen Bemerkung, aus der indes die tiefjte Erbitterung hervorflang: ) 
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„Wenn es auf diefem Wege weitergeht, werden wir nächſtens von den beiden Abgeordneten ein 
Geſetz vorgefchlagen bekommen, welches heißt: »Jeder katholiſche Geiſtliche, welcher die Geſetze, welche die 
Abgeordneten Dr. Wehrenpfennig und Jung gegeben haben und noch geben werden, nicht ohne weiteres 
befolgen will, iſt verbannt und darf von keinem ein Stück Brot annehmen, und derjenige, der geneigt 
wäre, ihm ſolches zu geben, wird an Leib und Leben geftraft. Alle diejenigen, die das Zeughaus jeinerzeit 
geftürmt haben, find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt.«" 


43. Das Ordensgeieß. 


Nachdem das drafonifche Brotkorbgeſetz unter Dad und Fach gebracht war, legte Die 
Regierung dem Landtag ein nicht minder herzloſes Geſetz vor: das Geſetz über Die 
Orden und ordensähnliden Kongregationen der katholiſchen Kirde. 

Die Kaiferin Augufta hatte allen ihren Einfluß aufgeboten, um die Vorlage zu 
verhindern. Eine längere Zeit hindurch weigerte ſich Kaiſer Wilhelm, feine Genehmigung zu 
erteilen. Endlich erlag er dem Drängen feiner Ratgeber. Es gelang dem dringenden 
Bitten der Kaiferin nur, die Barmderzigen Schweftern von der Vertreibung auszuſchließen. 
Den Ausſchlag gab hierbei der Kriegsminiſter v. Kameke durch den Ausſpruch: „Ohne die 
Barmherzigen Schweſtern kann ich feinen Krieg führen“. 

Triumphierend ſchreibt v. Bennigjen feiner Frau unter dem 30. April 1875: „Eben 
jagt mir der KRultusminifter Falk, der Kaiſer habe telegraphiich jeine Genehmigung zum 
Kloftergefeß erteilt — Aufhebung aller männlichen und weiblichen Klöjter und Orden mit 
einer Frift für Schulorden und einer Zulaſſung auf jederzeitigen Widerruf für die Barm— 
herzigen Schweftern. Das ift die ftärffte und wirfjamjte Maßregel gegen die Ultra- 
montanen. Sie verlieren auf einen Coup die Refultate der Arbeit von 30 
Jahren.“ 

Die Vorlage ward am 1. Mai 1875 eingebracht, am 7. Mai gelangte fie zur Ver— 
handlung. Vergebens beantragte Windthorft für die zweite Beratung eine bejondere Sitzung 
anzuberaumen; die Mehrheit Iehnte dies einfach ab. In der Generaldiskufjion gelangten 
zwei Mitglieder des Zentrums zum Worte; der Kultusminifter hielt eine jehr lange Rede 
und verjchiedene Mitglieder des Hauſes nahmen zu feiner Unterjtügung das Wort, dann 
wurde Schluß gemacht und fofort begann die zweite Beratung. „Es iſt nötig, dieſen rapiden 
Gang der Leidenjchaft zu bezeichnen, damit die Zukunft und die Geſchichte wenigſtens wilje, 
wie e3 hergegangen iſt!“ rief Windthorft unmutig aus. 

Und wie hatte die Regierung dieſen jo tief einſchneidenden Entwurf motiviert? Im 
wejentlichen nahmen die Motive Bezug auf eine im amtlichen Auftrage des Kultusminiſters 
von Profeſſor Hinſchius verfaßte Schrift, die daher der Miniſter als „amtliche Denkſchrift“ 
ausdrücklich bezeichnete. Dem Hauſe war dieſe Schrift nicht mitgeteilt. Wer von den Ab— 
geordneten ſie zu ſtudieren Luſt hatte, mußte ſie erſt anſchaffen. Den meiſten mochte freilich 
ihre Abneigung gegen alles, was ein Ordenskleid trug, Motiv genug ſein! 

„Wenn in anderen Parlamenten Fragen dieſer gewichtigen Art vorkommen, dann werden nicht 
allein von der Regierung die offiziellen Aktenſtücke klar und vollſtändig vorgelegt, ſondern es wird eine 
Kommiſſion niedergeſetzt, in welcher beide Teile ihre Stimme haben, und nach Maßgabe der durch un— 
parteiiſche Unterſuchung gewonnenen Reſultate werden die Beſchlüſſe empfohlen und gefaßt. Hier iſt das 
Geſchäft der Vorbereitung und Vorberatung lediglich einer einzigen Perſon überlaſſen worden, dem 
Profeſſor Hinſchius. Was für Berichte ſind es, aus denen der Herr Dr. Hinſchius, der eigentliche 
Regierungskommiſſar, geſchöpft hat? Die Berichte find uns nicht vorgelegt, es find weder die Orte 
genannt, aus denen fie gefomnten find, noch die Perjonen, welche fie erjtattet haben. Die Berichte find 
eben erftattet von Männern, die in Vorurteilen befangen und im Kulturkampf auf eine Höhe gelangt 
find, wo fte nicht mehr Klar jehen fünnen ..... Ich habe deshalb fein Bedenken, zu jagen, daß, objektiv 
genommen, diejes Buch nichts anderes ift, als eine tendenziöje Parteischrift. Auf dieje einjeitige tendenziöſe 
PBarteijchrift joll das Parlament des preußifchen Staates jeine Beichlüffe fallen! So etwas wäre in 
England unmöglich gewejen, darüber bin ich feinen Augenblick zweifelhaft.“ 


43. Das Ordensgeſetz. 165 

Genau nad) diefer Schilderung Windthorfts war die Vorlage zuftande gefommen. Mit 
beredtigtem Sarkasmus Hagte er: 

„Wir gehen einfach, den Hinſchius unterm Arm, auf dem Herzen und aufdem Ge— 
wiſſen, vorwärts und vertreiben jo viele Taufende unjerer Mitbürger und Mitbürgerinnen aus Ver— 
hältniffen, die fie geichaffen haben, in die fie gebracht worden find während der Gejeke, die dag Eingehen 
jolder Verhältniſſe geftatteten und zwar das unter der vollften, klarſten Zuftimmung und 
Zulaſſung der Königliden Regierung.” 

Die geiftlihen Genofjenjchaften waren als ſolche durch die Verfaffung fichergeftellt. 
Das Obertribunal hatte in einem Erkenntnis ausdrüclich anerfannt, daß die befchränfenden 
Beſtimmungen des Landrechts gegenüber diefen geiftlichen Geſellſchaften nicht Platz greifen 
könnten. Eine fünfundzwanzigjährige Staatspraxis hatte diefelbe Anſchauung unter allen 
wechjelnden Minifterien feftgehalten, ohne jemals MWiderjpru bei den Wächtern der Ver— 
fajjungsurfunde, den Kammern zu finden. Ihren prägnanteften Ausdrud fand aber dieſe 
Nechts- und Verfafjungsüberzeugung in dem Bericht Über den Moabiter Klofterfturm. 
Die Vertreter der drei beteiligten Minifterien, der Juftiz, des Innern und des Kultus, ver- 
traten in den Kommifjionsberatungen den Standpuntt, daß den Mitgliedern der geiftlichen 
Orden durch die Verfaſſung das freie Vereinigungsregt garantiert fei, und der Juftizminifter 
fügte hinzu: es ſei unbefangener Betrachtung der einjchlägigen Gefeße und Verhandlungen 
über die Verfafjung nicht möglich, einen entgegengejegten Standpunft einzunehmen. Diefe 
Erklärungen waren im Staatsminifterium auf das jorgfältigite beraten und redigiert worden 
und alle Staatsminifter ohne Ausnahme hatten ſich einverjtanden erklärt. 

Nun fommt fünf Jahre fpäter eine Vorlage, die genau den entgegengejegten Stand- 
punft einnimmt und die gemacht ift unter dem Präfidium desſelben Minijterpräfidenten 
v. Bismard, unter der Mitbeteiligung desfelben Juſtizminiſters Leonhardt und unter Mit- 
beteifigung desjelben Minifters des Innern Graf zu Eulenburg. Und für diefen Wechſel 
der Rechtsüberzeugung hatte der „Zurift“ Dr. Falk nur den Grund anzuführen: „Die 
Staatsregierung ſei dur den Ernft der Verhältnifje genötigt, ih die Frage vorzulegen, 
ob denn die Bedeutung, melde den in Betracht fommenden Verfaſſungsartikeln dur) lange 
Zeit beigemeſſen wurde, in der Tat die richtige ſei. Die Erklärungen der drei Miniſter— 
vertreter ſeien im Jahre 1869 abgegeben worden und die Staatsregierung ſei zur Beant— 
wortung der von ihm hervorgehobenen Frage erſt nach jener Zeit gekommen.“ Jämmerlicher 
und ſchwächlicher iſt wohl noch niemals vorher und nachher ein Wechſel der Ueberzeugung 
zu begründen verſucht worden! 

Treffend geißelte Windthorſt am 7. Mai 1875 dieſe verunglückte Verteidigung einer 
unhaltbaren Stellung: 

„Wenn daS preußiiche Volk fieht, daß die Minifter heute beftimmt diefe und morgen ebenjo 
beſtimmt die entgegengeſetzte Anficht über die Bedeutung einer Verfafjungsbeftimmung geben, dann weiß 
ich nicht, wo das Vertrauen bleiben joll, und, m. 9., wenn der Juftizminifter des Landes durch feinen 
Kommiffarius, der jest Vizepräfident des Obertribunals ift, erklären läßt, eine unbefangene Beurteilung 
der Sache lafje nichts anderes zu, als das Anerfenntnis, daß der Artikel 30 auch die kirchlichen Ordens— 
vereine ſchütze, heute aber das Gegenteil jagt, dann weiß ich nicht, wie es mit der Juſtiz ausſieht.“ 

Ebenſo ſchlagend widerlegte Windthorſt die übrigen vom Miniſter und den Partei— 
rednern vorgebrachten Scheingründe. Der Miniſter ſagt, der Stand des großen Kampfes 
zwiſchen Staat und Kirche erfordert die Beſeitigung der Orden. Aber nirgend iſt nach— 
gewieſen, daß die Orden und ordensähnlichen Kongregationen in irgend einer Weiſe an dieſem 
Kampfe ſich beteiligt hätten, weiter als jeder Katholik. Wenn das ein Grund für die Ver— 
nichtung der Orden und Kongregationen iſt, dann iſt auch der Grund gegeben, die ſämt— 
lichen acht Millionen Katholifen aus Preußen zu vertreiben, wie die Hugenotten aus Frank— 
reich vertrieben worden find. Ich bin feſt überzeugt, es wäre ein Antrag darauf ſchon im 
Haufe, wenn es nicht eben acht Millionen wären, die in Frage find, und die Armee doc) 
etwa3 dünner werde, wenn dieſe acht Millionen weg find. 
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r Weiterhin machte er auf die Verdienfte der Orden um die Wiljenfchaft aufmerkſam. 
Der berühmte englische Geſchichtsſchreiber Gibbon jage: der eine Benediktinerorden habe mehr für 
die, Wiſſenſchaft getan, als die beiden Univerfitäten Oxford und Cambridge, und er babe 
fein Bedenken zuzufügen, er habe mehr getan dafür, als alle deutjchen Univerfitäten. 

Der Minifter Habe nun ein großes Paradepferd aus dem Stalle geholt, eine angeb- 
fiche Rede des badiſchen Hofrates v. Buß, in welcher der Hoffnung Ausdrud gegeben wird, 
daß es Oefterreich gelingen werde, nad) Niederwerfung Preußens den Proteftantismus zur 
Unterwerfung unter den Papft zu zwingen und daß ein Ne von Orden in Norddeutichland 
nötig jei, um dieſes Ziel vorzubereiten. 

„Sch weiß nicht“ — entgegnete Windthorft — „ob der Hofrat Buß eine jolhe Rede gehalten 
hat. Hat er fie gehalten, jo hat er eine jehr einfältige Nede gehalten. (Zwijchenruf des Abg. Wehren- 
pfennig.) Nein, Herr Abg. Wehrenpfennig, der Hofrat Buß durfte es nicht allein Öffentlih nicht 
jagen, er durfte es überhaupt nicht jagen, er durfte es nad) meiner Ueberzeugung nicht einmal denfen. 
Denn der Grundirrtum, der in diefem angeblichen Vortrage liegt, ift-der, daß darin verfannt wird, 
daß nur und allein mit den Waffen des Geiftes und der Wiſſenſchaft der Kampf aus— 
gefochten werden muß, der zwiſchen den verſchiedenen Kirchen ftattfindet. Wer diejes Grundprinzip 
verlegt drüben und hüben, der verlegt den Rechtsbeſtand in Deutiehland, den Beftand, auf welchem 
allein dag Leben nebeneinanderftehender Konfeſſionen möglich iſt.“ 

Beller und eindringlicher hätte die Verirrung des Kulturkampfes nicht gekennzeichnet 
werden können, als in diefen Worten. Am Schluffe feiner wirfungsvollen Rede nahm ſich 
MWindthorft dann noch ganz befonders der Frauenorden an: 

„Wenn Sie wirklich etwas Staatsgefährliches nachweiſen könnten, jo wäre ja möglicherweije 
an die Männer- Orden zu denken gewejen, daran zu denken gewejen, im Beziehung auf dieje bejondere 
Maßregeln zu treffen, obwohl ich diefelben vollfommen unnötig, vollfommen überflüffig und un= 
gerecht halten würde. Aber daß nun auch eine jo große Zahl von Frauen, die in den bejtehenden 
Verhältniffen ihr Glüc und ihre Befriedigung gefunden haben, aus diejen Verhältniffen Hinausgeworfen 
werden ſoll in dieje ungewiſſe Zukunft hinein, m. H., das ift nicht ritterlich, das ift barbariſch!“ 

Einst Hatte Fürft Bismard in der Kammer das Wort geſprochen: „Es kann nicht die 
Aufgabe der Gefebgebung fein, zu ignorieren, was dem Bolfe heilig if.“ Mit 
dem Ordensgejeh hatte man dem Volfsempfinden die tiefjte Wunde gejhlagen. Im Namen 
der Kultur hatte man die Waijen, die Kranfen, die Elenden ihrer unerſetzlichen Hülfe beraubt 
und die hriftliche Barmherzigkeit unter Polizeiaufficht geſtellt. Das konnte man weithin im 
Sande nicht verzeihen und nicht vergeſſen — das fteigerte die Erbitterung auf den Höhepunft! 
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Schon feit Beginn der irhenpolitifchen Debatten war es von den Vätern und Freunden 
der kirchenpolitiſchen Gefebe unangenehm empfunden worden, daß ſich die Katholifen immer 
wieder auf die Verfafjung als den Grundpfeiler der Tirhlichen Freiheit und Selbitändigfeit 
beriefen und auf diefem unverrückbaren Punkte den Hebel anſetzten, um die Bemweisführung 
der Gegner umzuwerfen. Das Flickſtück zum Artikel 15 und 18, die jogenannte Deklaration, 
hatte daran einiges geändert, aber der Grundcharakter der Berfaffungsbeitimmungen war 
doch geblieben. In liberalen Kreifen, auch in den fortichrittlichen, waren die Sinne vom 
Kulturfampfe dermaßen verwirrt, daß man die frühere Hochachtung vor der Umverleglichkeit 
der Verfaffung total verloren hatte. Konnte fi) doch Virchow im Abgeordnetenhaus am 
17. Januar 1873 zu der Aeußerung verfteigen, die Verfafjung fei ſchon zu häufig verlegt 
und durchlöchert, daß fie feine bejondere Rückſicht verdiene. 

Der leitende Staatsmann war in einem Zuftande der Erregung, der, ihn jede hemmende 
Schranke rückſichtslos niederbrechen ließ. Wer feine gemwalttätige Natur Tannte, wußte gut 
genug, daß er vor der Verfaffung nicht Halt machen würde. Schon im Norddeutichen Reichs— 
tage hatte er eine Probe feiner unerbittlihen Rückſichtsloſigkeit gegeben, als er dort am 
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23. Mai 1870 direft ausſprach: „Wir haben nicht links, nicht rechts gejehen, ob mir 
jemandem wehe täten in feiner teuerften Ueberzeugung, und die Berechtigung 
gefunden, hart zu fein und mit eifernem Schritte zu germalmen, mas der Her- 
jtellung der deutjhen Nation in ihrer Herrlichkeit und Macht entgegenftand.” Wie hätte er 
e3 ertragen fünnen, einer Macht fi) gegenüber zu fehen, an deren unüberwindlichem pafjiven 
Widerſtand all feine Gewaltmittel zerbrachen ? 

„Das Blut trat ihm an die Augenränder” — jo erzählt Graf Andraſſy von einer Unter- 
redung mit Bismarck am 19. Oftober 1873 — „wie er auf den Papſt zu fprechen kam. Seine Worte, 
die er jonft zu wählen, zu juchen ſchien, überftürzten ſich in Ausfällen, die geradezu wie Verwünſchungen 
fangen. Er nannte den Heiligen Vater eine Gefahr für alle Länder und Throne, einen Revolutionär 
und Anarhiften, den ganz Europa befämpfen müffe, wenn noch ein Fürft auf feinem Throne ficher fein 
wolle. Ich konnte nicht umhin, bei mandem Worte verwundert aufzubliden, aber das eiferte ihn nur 
an, noch jtärfere Worte zu ſuchen . ..“ „Ich kann mir nicht vorstellen,” fügt Andraſſy bei, „daß 
Bismard in die ſem Kampfe, den er mit jolcher Leidenſchaft, ja mit Raferei führt, fiegreich jein werde.” 

Im Herrenhaufe war e3 ihm gelungen, durd) den Appell an das proteftantische Bewußt- 
jein die Proteftanten für das Brotforbgejeß zu gewinnen. Dem Treibern v. Maltzahn, 
der ſich freute, endlich ein Gejeß vor fich zu haben, das „nur die fatholifche Kirche treffe und 
die evangelifche beijeite lafje“, hatte er die Hand gereicht mit hHerzlicher Freude darüber, 
„endlich ein freies, fröhliches Bekenntnis zu unferem Evangelium der Reformation gehört zu 
haben“. Den Proteftanten hatte er das „Schredbild der katholiſchen Revolution” vor Augen 
geführt und von der „dur das Bapfttum bedrohten und gefährdeten Seligfeit” geſprochen. 
„Folge ih dem Papſte, jo geht für mich die Seligfeit verloren!” Und den immer nod) reni= 
tenten Abgeordneten v. Kleiſt-Retzow hatte er gemahnt, nicht zu vergeljen, daß der Bapit 
der „Feind des Evangeliums ijt, der für uns unglüdliche evangelifche Ehriften nur den Zorn 
der Bertilgung bat, ... der Teind des Evangeliums und in weiterer Konjequenz des 
preußiihen Staates“! 


Zwei Tage nachher, am 16. April 1875, begannen die Debatten über den einzigen 
verhängnisvollen Paragraphen: „Die Artikel 15, 16 und 18 der Verfajjungsurfunde vom 
31. Januar 1850 find aufgehoben.“ 

Dieje Verfaffungsartifel hatten folgenden Wortlaut (die Zufäße der jogenannten Dekla— 
ration find durch Sperrdrud kenntlich gemacht): 

Art 15. Die evangeliiche und die römiſch-katholiſche Kirche ſowie jede andere Religionsgejellihaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig, bleibt aber den Staatsgejegen und der 
gejeglih geordneten Aufjiht des Staates unterworfen. Mit der gleiten Maß— 
gabe bleibt jede Religionsgemeinſchaft im Beſitz und Genuß der für ihre Kultus-, Unter— 
richts⸗ und Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds. 

Art. 16. Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren Oberen iſt ungehindert. Die Bekannt— 
machungen kirchlicher Anordnungen find nur denjenigen Beſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen 
Beröffentlichungen unterliegen. 

Art. 18. Das Ernennungs:, Vorſchlags-, Wahl- und Beſtätigungsrecht bei Bejegung kirchlicher 
Stellen ift, ſoweit es dem Staate zufteht und nicht auf dem Patronat oder bejonderen Rechtstiteln be— 
ruht, aufgehoben. Auf Anftellung von Geiftlihen beim Militär oder an öffentlichen Anftalten findet dieje 
Beftimmung feine Anwendung. Im übrigen regelt das Gejeg die Befugnifje des Staates 
hinfihtli der Vorbildung, Anftellung und Entlafjung der Geiftlihden und Reli— 
gionsdiener und ftellt die Grenzen der firdliden Diſziplinargewalt feft. 

Mit nervöfer Haft ſchritten die Führer der Mehrheit zur Tat. Die erſte und zweite 
Beratung wurde auf einen Tag angeſetzt. Vergebens hatte Windthorjt dem widerjprochen 
und gebeten, wenigfteng die Würde der Verhandlungen zu bewahren und nit den Schein 
auf fi) zu laden, „als wollte man die Verfafjung oder doc weſentliche Bejtimmungen der— 
jelben im Galopp umftoßen“. Es ſchien, ala ob ein Teil der Abgeordneten die Ver— 
handlung al3 eine Art Henferarbeit empfunden hätte, von der man fi) nicht fehnell genug 
befreien könnte. 
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Geradezu dürftig war die Begründung der Vorlage ſeitens des Kultusminifters Dr. 
Falk. Die Zentrumspartei und ihre Preffe im Lande beriefe ſich fortgefegt darauf, daß 
die kirchenpolitiſchen Geſetze mit der DVerfaffung nicht vereinbar jeien. Mit diejer immer 
wiederholten Behauptung trage man Beuntuhigung und Verwirrung in das Land hinein. 
Darum ſei es angebracht, die einfchlägigen Artikel der Verfaſſung gänzlich aufzuheben! 

Eine bequeme Art ſicherlich, Verfafjungsbedenfen aus der Welt zu jhaffen! Freilich) 
wird man jede Geſetzesverletzung unmöglich mahen, wenn man die Geſetze jelbjt aufgebt; 
aber daran dürften eigentlich wohl nur die Verbrecher ihre Freude haben. 

Auf die Frage, wie ſich dies mit der Rechtsordnung und der Rechtsficherheit verträgt, 
blieb Dr. Falk die Antwort Shuldig, und die Frage: Was wird aus der Staatsordnung, 
wenn man ihr das Fundament ftüchweife ausbricht? hatte fi) der Staatsmann Yalf offenbar 
gar nicht einmal vorgelegt. 

Nicht glücklicher war Fürft Bismard in feiner Begründung. Das Mittel, das im 
Herrenhaufe fo treffliche Dienfte geleiftet, hielt er auch für das Abgeordnetenhaus geeignet, 
Nur trug er hier die Farben nod) Fräftiger auf. Seine Rede war einzig darauf berechnet, 
durch maßloſe Uebertreibung und phantaftiiche Unterftellung die proteftantiichen Inſtinkte zu 
entfejjeln. 

„Der unfehlbare Papſt ift e8, der den Staat bedroht; der Papft jchneidet aus den meltlichen 
Rechten fih aus, was ihm gefällt, und der König und der Staat behalten, was übrig bleibt.“ Die 
Kirche ift der Staat im Staat, „an deſſen Spige der Papſt mit autofratijhen Rechten fteht und eine 
geichloffene Partei zu feiner Verfügung hat, die wählt und abftimmt nach jeinem Willen“. „Der Papſt 
erflärt amtlich unſere Gejege für null und nichtig, erhebt Steuern, umſpannt uns mit einem Nege von 
Vereinen und Kongregationen — furzum, es gibt niemanden im preußiſchen Staate, der jo mächtig wäre 
wie diefer Ausländer, deſſen Machtfülle kaum zu ertragen wäre, wenn fie einem Inländer verliehen 
wäre." „Wenn der Bapft bei uns zur vollen Herrichaft gelangte, jo müßten wir Proteitanten entweder 
das Opfer unjeres Glaubens bringen, oder unſer Vermögen würde fonfisziert, wie es billig iſt.“ Der 
Papſt würde „in der dogmatiihen Notwendigkeit fein, uns als Ketzer zu vertilgen durch Teuer und 
Schwert”. Die Regierung fann nicht Frieden haben, „jolange nicht die Gejeggebung von den Fehl— 
ftellen gereinigt ift, durch die fie jeit 1848 in übel angebrachtem Vertrauen auf das Billigfeit- 
gefühl auf der anderen Seite ſtellenweiſe unwirkſam gemacht worden tft“. 

Diejer leidenſchaftliche Appell an den proteftantifchen Fanatismus wurde noch gejteigert 
dur die Art des Vortrages. Bei Erwähnung der angeblichen Wirkungen des Vatikanums 
verjchärfte Bismard die Wirkjamfeit feiner Worte, indem er einen Augenblick innehielt und 
dann zuſetzte: „M. H.! Ih made eine Pauſe.“ Mehrfach auch rief er die Heiterfeit des 
Hauſes dadurch hervor, daß er abfihtli von der Schaffung des „Oberfirchenrates — id) 
verwechjle da3 immer — der Katholischen Abteilung“ redete. 


Windthorft war bei der erſten und zweiten Beratung nicht zu Worte gekommen. 
Die dritte Beratung eröffnete er am 19. April mit einer gewaltigen Rede, die ihn wieder ala 
Parlamentarier und Staatsmann erften Ranges zeigt. Wie ein Seher, deſſen Auge Ver— 
gangenheit und Zufunft umfjpannt, ragt er in diefer Debatte aus dem Parlamente hervor, 
weit über die Mitglieder des Staatsminifteriums hinaus, weit über den allmächtigen Reichs— 
fanzler, dem er die Linien feiner künftigen Politif mit feften Strichen Har und beſtimmt vor— 
zeichnet. Kein bedeutjamer Moment bleibt unbeadhtet, fein Einwurf unmiderlegt; mit allen 
Gegnern wird gründlich abgerechnet. 

Zunächſt wandte er ſich mit aller Schärfe gegen die gejchäftliche Behandlung der An— 
gelegenheit: 

„Die Vorlage ift ihrem Inhalt und der Tendenz wegen, aus ver fie hervorgegangen und die fie 
verfolgt, von jo hervorragender Bedeutung, wie faum je eine dem Haufe vorgelegt worden ift. Ich kann 
mein Bedauern nicht unterdrüden, daß eine ſolche Vorlage mit einer gewiffen Uebereilung behandelt 
wird. Der Antrag, die erſte Beratung von der zweiten zu trennen, ift abgelehnt, auch der Antrag auf 
Vorberatung in einer Kommiſſion ift abgelehnt. Nachdem am erſten Tage von zehn Uhr morgens bis 
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vier Uhr nahmittags eine ernfte und eingehende Diskuffion ftattgefunden, der Minifter Falk wie auch 
der Minifterpräfident wiederholt das Wort ergriffen und Erklärungen abgegeben hatten, welche weithin 
tragen, hat man es jogar notwendig gefunden, die zweite Beratung in jo jpäter Stunde zu forcieren und 
dadurch zu bewirken, daß fie fih nur auf eine Abftimmung beichränft hat. So leicht jcheinen die Be- 
ftimmungen der Verfaffung jest zu wiegen, und doch find die Paragraphen, deren Aenderung die Regie- 
tung beantragt, jo wichtig, daß wichtigere Beftimmungen in der ganzen Verfaffung nicht enthalten find.“ 
Sodann entwidelte er die Geſchichte der Religionsfämpfe in Deutihland von der Reformation ab bie 
in das neungehnte Jahrhundert und vom Reichsdeputationshauptſchluſſe bis zur Exploſion des Jahres 1848. 


Der Kultusminifter,. die verjchiedenen Redner, der Minifterpräfident hätten jeder neue Motive an- 
gegeben, und aus den verjchiedenartigften Anſchauungen und der Mannigfaltigfeit der zum Teil ſich wider 
ſprechenden Ausführungen habe man ein klares, beftimmt ausgejprochenes Motiv nicht vorgefunden. 


„Hiernach komme ich zu den Argumentationen des Mannes, auf den es in der Tat allein 
anfommt. Es wird mir gejagt, er fei nicht anweſend. Ich Habe das tief zu bedauern, ic) würde 
einen großen Wert darauf gelegt haben, mit dem verehrten Heren hier vor Deutjchland mich zu unter- 
halten. Ich habe aber nicht die Macht, ihn heranzuziehen, Das erfte Argument des Herrn Minifter- 
präfidenten war, daß das Vatikanum eine volle Veränderung herbeigeführt habe und daß wegen diefer 
Veränderung der Artikel 15 fallen müffe. Wenn ich die verjchiedenen Aeußerungen, die der Herr Minifter- 
präfivent in früherer Zeit, jowohl vor ein paar Tagen im Herrenhaus und nun hier gemacht hat, ver- 
gleiche, jo muß ich geftehen, daß ich wirklich anfange zu glauben, der verehrte Minifterpräfivent habe das 
Vatikanum noch gar nicht gelejen." Der Minifterpräfident habe dem Grafen Brühl gegenüber hervorgehoben, - 
daß der Papft auch unfehlbar erklärt jei in bezug auf die rein wifjenjchaftlichen Gebiete, in den Lehren: 
der Naturwiffenjchaften, des Völkerrechtes uſp. Der Papft ſei dur das Unfehlbarkeitsdpogma nicht frei 
von Sünde erklärt, er jei und bleibe auch nad dem Konzilsbeſchluß unzweifelhaft ein fündiger Menſch 
wie wir alle, dagegen habe das Konzil gejagt, nach der Lehre der Kirche wäre der Papft, wenn er über 
Glaubens- und Sittenlehren ex cathedra jpreche, unfehlbar in feinem Ausſpruch über diefe Materien 
— nit aus jeinem menſchlichen Wiffen und feiner menſchlichen Autorität, ſondern fraft göttlichen Bei— 
ftandes. (Oho!/und Heiterkeit Iinfs.) „Nun, m. H., da ſteckt gerade die Hauptquelle aller Mißverſtänd— 
niffe, daß uns der Glaube an die göttliche Weltregierung allmählich zu ſchwinden beginnt.“ 


Es fann alſo in dem Batifanum unmöglich ein Grund liegen, irgend etwas an den Staatsgeſetzen 
zu Ändern. Dann hat der Herr Minifterpräfident gemeint, wejentlic habe fich auch die Sache geändert 
gegenüber der Zeit, wo dieje Artifel erlaffen, dadurch, daß ſich eine konfeſſionelle Partei hier im Haus 
und im Reichötage gebildet habe. ine mwejentlich Tonfefjionelle Bartei eriftierte gerade zu der Zeit, als 
dieſe Artikel gemacht wurden. Sie hat eine Zeitlang fortgevauert, und zwar bier im Haufe, folange es 
notwendig war, die Nechte der Kirche gegenüber dem Staate geltend zu machen, die Ausführung der 
Berfaffungsbeftimmungen zu ſichern. Als die Arbeit jo ziemlich beendet war, Yöfte die Partei fi von 
felber auf und entitand erft da wieder, als man von neuem anfing, die Kirche anzugreifen. Die Ver— 
änderungen jeit 1866, der Klofterfturm von 1870 find das Wetterleuchten gewejen, aus dem man er- 
jehen, daß ein Gewitter im Anzuge ſei. Das hat uns veranlaßt, uns zu fammeln, nicht aber aß 
eine fonfejjionelle Partei, fondern als eine Partei, in welcher jeder Aufnahme finden Tann, der 
die unveränderlichen Rechte beider Kirchen zu vertreten ſich entichließen Tann, und in welcher deshalb auch 
eine Reihe der waderften Proteftanten ihren Sit hat (Ruf: Eine Reihe von zwei Perſonen), von Prote— 
ftanten, die jeden anderen von Ihnen, was den Proteftantismus anbetrifft, auf die Menfur fordern. Es 
kann aljo aus der Bildung der Zentrumöfraftion irgend welche Veränderung der Dinge nicht entnommen: 
werden, auch daraus nicht, daß angeblich dieje Fraktion auf Befehl des Papftes votiere, wie es ausgedrückt 
worden if. M. H., ich fann verfichern, daß ich in meinem ganzen parlamentarichen Leben — und das 
dauert bereit3 über 26 Jahre — niemals auch nur die geringfte Mitteilung vom 
Papſte befommen habe über das, was ich in politischen Dingen zu tun hätte, und es ift ein abjoluter 
Irrtum, wenn man glaubt, daß wir unfere Aktionen in irgend einer Art mit dem Papfte beredeten. Wir 
handeln fort und fort nad) unferer eigenen Weberzeugung, und ſelbſt die Bijchöfe Deutſchlands haben 
auf unſer Tun und auf unſere Entſchlüſſe nicht den geringſten Einfluß. Nun hat der Miniſterpräſident 
gemeint, dann wären wir ja antipapiſtiſch und wir müßten als ſolche denunziert werden. Ich muß ge⸗ 
ſtehen, mit der Logik kann ein ſolcher Ausdruck ſchwerlich in Harmonie gebracht werden, aber vielleicht 
mit den Gewohnheiten, die allmählich dem Herrn Miniſter eigen werden. Er ſcheint zu glauben, daß. 
jeder, der nicht nach feinem Befehle Handelt, wider ihn jei. Das glaubt der Papft nicht. (Heiterfeit.) 
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Wie wenig Übrigens die Kurie geneigt ift, irgend melden Einfluß zu üben, hat ſich bei dem 
Verſuche, den der Neichsfanzler gemacht hat, eine Einwirfung auf uns in Rom zu er⸗ 
wirken, gezeigt. Ich muß darauf zurückkommen, weil der Herr Miniſterpräſident in ſeiner Antwort, 
die er dem Herrn Kollegen v. Schorlemer gegeben hat, die Sache nach meiner Auffaſſung nicht akten⸗ 
mäßig vorgetragen hat. Der Herr Reichskanzler ſchickte feinen Geſandten, den Herren v. Taufffirhen, zu 
dem Kardinal Antonelli und beſchwerte fich über das Verhalten der Zentrumspartei. Ver Kardinal Hat 
ſich geäußert in einer Art, welche dem Herrn v. Taufffirchen Veranlaſſung geben fonnte, zu glauben, daB 
in einem einzelnen Punkt allerdings eine Mißbilligung ftattfände. Was nun der Herr v. Taufffirchen 
dem Herrn Minifterpräfidenten berichtet hat, weiß ich nicht und wird vielleicht auch wohl erit nad einem 
zweiten Arnimſchen Prozeſſe zutage fommen. Jedenfalls ift diefe Aeußerung Beranlaffung für uns ges 
wejen, nicht beim Papite, jondern beim Kardinal Antonelli anfragen zu lafjen, wie ſich die Sache ver— 
halte, und da antwortete der Kardinal Antonelli dem Biſchofe Ketteler von Mainz — es find die des⸗ 
falffigen Aftenftüce gedruckt, und ich will fie jedem, der es wünſcht, zeigen, denn ich habe fie vor mir —, 
daß er gejagt habe, er habe aus öffentlichen Mitteilungen und durch die Yeußerung des Herrn v. Tauffkirchen 
die Anſicht gewonnen, die Zentrumsfraktion habe verlangt, daß für die weltliche Herrſchaft 
des Papſtes eingetreten werde. Einen derartigen Antrag aber halte er für verfrüht. 

Nun aber hat die Zentrumsfraktion einen ſolchen Antrag niemals geſtellt, und ich betone 
das um jo mehr, als «8 allmählich zur ausgemachten Sache zu werden jcheint, daß ein ſolcher Antrag 
doch geftellt ſei, jelbft der Profefjor Geffcken hat dieſe falſche Tatjache urgiert. Es wurde von der Majo⸗ 
rität im Reichstag eine Adreſſe vorgelegt, in welcher unzweideutig ausgeſprochen wurde, daß unter feinen 
Umſtänden und niemals in anderen Staatsangelegenheiten interveniert werden ſolle. Dieſem Satz, 
an ſich ein Unding, find wir entgegengetreten, weiler ein Unding war und auch die Eventualität 
eines Einfchreitens für den Papft unmöglich machte. Aber ein Antrag auf irgend welches Eingreifen in 
die dortigen Verhältniffe ift von uns niemals gemacht worden. Was der Kardinal für verfrüht erklärte, 
ft aljo gar nit eingetreten und die ganze Angelegenheit deshalb ohne jegliches Gewicht. 
Darum glaube ich, daß in der Tat die nichtkonfeffionelle Zentrumsfraftion eine Veränderung nicht herbei— 
geführt hat gegen den Zuftand, der eriftierte, als man die hier fraglichen Paragraphen machte. 

Nun aber komme ich, glaube ich, zu dem wichtigften Argumente, welches der Herr Minifterpräfident 
gebraucht Hat hier und — als nterpretationsmaterial muß ich das anführen — im Herrenhaufe. Der 
Herr Minifterpräfident hat im Herrenhaufe, nachher auch hier, wenn allerdings hier in viel gemäßigterer 
Form, ausgejprochen, der Bapft jei ein Feind des Evangeliums und deshalb ein Yeind ded 
proteſtantiſchen Staates, er bedrohe die Seligfeit des evangelifchen Chriften. Er hat uns hier gejagt, daB 
ein Dogma der fatholiichen Kirche die Vertilgung der Keber geböte. M. H., der Herr Minifterpräfivent 
hat freilich im Herrenhaufe gejagt, er jage das mehr als Privatmann wie als Minifter. (Zuruf linke: 
als Mitglied des Haujes.) — Ja, als Mitglied des Haufes. Hier hat er joldhe Klauſel nicht gebraucht. 
Ich will feinen Kommentar zu diejen Sätzen geben, fie jprechen von jelbft. Diejelben find vollfommen 
unbegründet. Der Bapft ift fein Feind des Evangeliums, er ift fein Feind des preußischen Staates. Er 
hat das während der Negierungszeit Friedrich Wilhelms IT. und IV. und aud in der Zeit bis zum 
Beginne des Kulturfampfes hinlänglich bewieſen, und der Herr Minifterpräfident ſelbſt hat noch in jeinent 
Schreiben an den Grafen Frankenberg jehr klar und beftimmt ausgejprochen, wie unzweifelhaft der Papſt 
jeine Sympathien für den Raifer und Deutichland ausgejprochen habe. Leſen Ste gefälligft diejen Brief durch. 

Wie der Papft die Seligfeit eines evangelijchen Chriften bedrohen könne, verftehe ich gar nicht. 
Meines Willens nehmen die evangelifhen Chriften ohne Ausnahme den Primat des Papftes gar nicht 
an. Sie erkennen feinerlei Autorität desjelben über fih an. Ich weiß aljo gar nicht, wie der Papſt auf 
ihre Seligfeit einwirken fünnte. Es ift freilich richtig, daß der Papſt und alle Katholifen annehmen, 
daß die Lehre der evangeliſchen Kirche ein Irrtum fei (Ruf links: Ketzer), nein, Ketzer nicht, denn ein 
Ketzer iſt der, welcher wider befjeres Willen der Wahrheit widerftrebt. Wenn Sie wider befjeres Willen, 
aljo obwohl Sie glauben, daß die katholiſche Kirche recht hat, es doch nicht befennen wollen, dann find 
Sie Ketzer. Alſo der Papft mit allen Katholiten nimmt an, daß die Proteftanten im Glauben irren. 
Aber die Proteftanten ohne Ausnahme nehmen an, daß die Katholiken im Glauben irren. (Sehr richtig! 
int.) Ste tun alfo ganz genau dasſelbe, was der Papſt und wir tun. Ich weiß 
deshalb gar nicht, was dieje Verjchiedenheit der Auffafjung mit einer Bedrohung der Seligfeit des einen 
oder anderen zu tun hat. Es ift wahr, daß der Papft und alle Katholiken glauben, es ſei richtig, durch 
Belehrung, durch wiſſenſchaftliche Arbeit die Proteftanten zu überzeugen, daß ſie unrecht haben. Ganz 
dasjelbe tun au die Proteftanten, und wenn fie e8 nicht tun, tun fie nicht ihre Pflicht, denn jeder— 
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mann joll dahin wirfen, daß die don ihm erfannte Wahrheit auch von anderen erfannt wird, und ich 
meinesteils bin und werde zu jeder Zeit bereit ſein, Belehrungen meiner proteſtantiſchen Freunde das 
willigſte Gehör zu leihen. Ob ſie mich überzeugen, iſt freilich eine andere Frage. (GHeiterkeit.) Ich werde 
nicht aufhören, wo ſich eine pafjende Gelegenheit findet, auch meine Grundſätze darzulegen, und erwarte 
dann, welchen Erfolg das bei Ihnen hat. Das ift die Methode, nad) der wir die Ketzer, wie Sie be- 
haupten, vertilgen wollen. ch denke, das wäre eine durchaus richtige Methode.“ 

‚Weiterhin führt Redner aus, daß in früheren Zeiten weltliche Regenten und Staaten, 
aud die protejtantifchen Regierungen, nämlich) in der Pfalz und in Genf, andere Mittel an— 
gewandt hätten, und fährt fort: 

„Sch meine deshalb, e8 wäre Zeit, daß man derartige Weußerungen, wie der Herr Minifterpräfident 
fie hier gemacht hat, nicht ferner macht, weil fie vollfommen unbegründet find. Dann aber erlauben 
Sie mir die Frage: »Wie fommt der erfte Ratgeber der Krone in einem Lande von paritätijcher Bevöl- 
ferung dazu, in öffentlicher Verſammlung eine folche Rede zu halten? Wie kommt der Herr Minifter- 
präfident, der zu gleicher Zeit Neichsfanzler ift, dazu, eine ſolche Rede zu halten vor ganz Deutſchland, 
wo verbündete katholiſche Fürften find, die den Glauben teilen, den wir hier verteidigen, und wo der er= 
heblichſte Teil des jüdlichen Deutjchland unjeren Glauben teilt? Kann das deutjche Einheit gründen, 
fann das deutſche Einheit ſchaffen, kann das deutſche Einheit fördern ?«“ 

Der Minifterpräfivent Habe gejagt, er wünjche den Frieden und wolle ihn herbeiführen, und zwar 
mit dem PBapfte, weil er mit dem Zentrum und den Bilhöfen nicht paftieren fünne; daS Zentrum jet 
zu hartnädig. Wenn das voller Ernſt ſei, dann fei das nur im höchſten Grad erfreulih. Der Herr 
Minifterpräfident habe recht, wenn er glaube, mit dem Zentrum und den Bilhöfen nicht paftieren zu 
fönnen. Die Vertretung der Kirche dem Staate gegenüber jei nicht das Zentrum, am wenigſten das 
Zentrum, es jeien auch die Biſchöfe nicht, diefe Vertretung gebühre dem Papfte. Leider habe der Minifter- 
präfivent hinzugeſetzt, er wolle diejen Frieden erſt machen, wenn die fraglichen Artikel befeitigt und ſon— 
flige Auswüchfe noch geregelt ſeien. Das jei gerade, als wenn der Herr Minifterpräfident gejagt hätte: 
Erſt werde ich die katholiſche Kirche mit allen Mitteln binden und fnebeln, und wenn ich ihr das Atmen 
beinahe unmöglich gemacht habe, werde ich ſehen, ob der Papft mich davon dispenſiert, den legten Ruck 
zu tun (Heiterfeit), ob er num nicht Konzeſſionen machen will. um den Frieden herbeizuführen. Das jei 
ungefähr, wie der Präfident eines Appellationsgerichtes im Herrenhaufe gejagt hat: Wir ftellen allerdings 
die Geiftlichen vor die Alternative des Hungerns und des Meineides, aber wir müſſen das iun, um einen 
Druck auszuüben nad) der Stelle, von der allein die Ausgleihung erfolgen kann und die dieje Ausgleihung 
ohne Zmeifel machen fann, weil fie eben alles kann. Es fei interejjant gewejen, eine ſolche Aeußerung 
aus dem Mund eines Präfivdenten eines Gerichtes zu hören. Schöne Rechtsgründe! Be 

Weiterhin bemerft Windthorft, e8 ſei im höchſten Grade notwendig und wünſchenswert, den Frieden 
herbeizuführen, und er nehme — vielleicht mit Unrecht — an, daß der Fürft Neichsfanzler zu den be— 
ſprochenen tiefbetrüibenden Neußerungen ſich habe hinreißen laffen in der Bewegung des Augenblides und 
insbejondere der Freude, unter den Konſervativen im Herrenhaus einige verlorene Söhne wiederzufinden 
(Heiterkeit). Daß der Herr Minifterpräfivent in der Tat an den Frieden denke, das wolle er feithalten 
und darüber alles andere, was er gejagt habe, vergeſſen. 

„Der Friede ift unzweifelhaft zu jhaffen, er ift zu ſchaffen auf doppeltem 
Wege. Einmal aur dem forrefteften Weg, in ver Tat mit der Kurie zu verhandeln." (Ruf: Das wäre 
ein Kanofia!) „Das ift fein Kanoſſa, und man jollte, wo vom Frieden die Rede ift, nicht durch 
ſolche Phrajen und Schlagwörter beweifen, daß man den Frieden nicht will." Die Baſis einer ſolchen 
Verftändigung würde liegen in einer jorgfältigen Revifion der Maigejege. Geffcken habe in dieſer Richtung 
ſehr beachtenswerte Momente gegeben. Wolle man diefen Weg nicht, den er für den allerkorrekteſten halte, 
dann jcheine e8 wirklich, „daß der Friede nur erreicht werben fünne, indem man die begonnene Tren: 
nung des Staates vonder Kirche Fonjequent und nach allen Richtungen hin durchführe“. 

Windthorſt jhließt mit den Worten: „Wir werden ung tröften müſſen und in Geduld ausharren, 
vor allem vor jeglicher Verſuchung zur Abneigung gegen unfere Mitehriften uns verwahren, und unter 
allen Umftänden uns fernhalten von jeder Verſuchung zu irgendwelchem aktiven Vorgehen gegen die Ge— 
ſetze. Es würde unzweifelhaft vielen eine große Freude fein, wenn wir aus dem pafjiven Widerftand uns 
herausreißen ließen. Nur in dem geduldigen Ausharren im pafjiven Widerftande liegt unjere Kraft, aber 
eine unbefiegbare Kraft. Und wenn die Paragraphen der Verfaffung fallen jollten, ein anderer Paragraph 
bleibt beftehen, und dieſer Heißt: Du bift Petrus, und auf diejen Felſen werde ic) meine Kirche bauen, 
und die Pforten der Hölle werden fie nicht überwältigen.“ A 
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Wer im Kulturkampfe lediglich eine Bereicherung der Geſetzſammlung durd eine Reihe 
zum Teil drafonifcher firchenpolitifcher Gefege und eine Summe von Berwaltungsmaßnahmen 
gegen die Fatholifche Kirche, ihre Einrichtungen und ihre Diener ſehen wollte, würde in einem 
gewaltigen Irrtum befangen fein. Was man mit dem Namen „Kulturfampf” bezeichnet, das 
war die Mobilmahung des konfeſſionellen Gegenjages gegen den Katholizismus, die Auf- 
bietung der Staatägewalt in ihren höheren und niederen Organen, der Aufwand aller Macht— 
mittel, die Bildung und Beſitz gewähren, gegen alles, was katholiſch hieß oder mit der katho— 
liſchen Kirche nahe oder auch nur entfernt zufammenhing. 

Wie eine vergiftende Atmojphäre, wie eine Art Krankheit lag es in jenen Tagen über 
unserem PVaterlande. Katholif und Reichsfeind, fatholiih und vaterlandalos, ultramontan 
und vaterlandafeindfich, Zentrumsanhänger und Gegner jeder Kulturbeftrebung waren nad 
Yandläufiger Auffaffung gleichwerte Begriffe. Es gehörte gemwifjermaßen zum guten Tone, den 
Katholiken ihre politiſche und gejelfchaftlihe Minderwertigfeit möglichjt deutlich zum Ausdrude 
zu bringen und ihnen im öffentlihen und privaten Leben die Gleichberedhtigung abzuſprechen. 
63 galt — wie der Abgeordnete Hänel am 12. Januar 1882 im Reichstage jagte, als 
man ſich diefer Zuftände zu ſchämen begann — „ala notwendig, forreft und patriotiſch, ja, 
jogar um in höherer Gejellichaft zuläfjig zu fein, als Bedingung, dag man fulturfämpfte. 
Da mußte man mit Entjchiedenheit allen Anforderungen, welche die Regierung und die Kon— 
jervativen in bezug auf die Kirchengefeßgebung erhoben, blindlings folgen, ſonſt war man 
immerhin politifh etwas anrüchig.“ Wobei man aber nicht vergefjen darf, daß Fortſchritt 
und Nationalliberale e8 mitunter noch ärger trieben al3 die Konfervativen. 

Die Eonfeffionellen und politischen Gegenfäße waren jo groß, daß ein klaffender 
Rip durd) die Gejellihaft ging, der Spaltung und Zwietracht bis in den Schoß der Familien 
hineintrug. Ein überzeugungstreuer Katholif galt tatſächlich nur ala ein Bürger zweiter Klaſſe. 
Sa, ſelbſt die katholiſchen Männer, die ſich der Zentrumspartei nicht anſchloſſen, vielmehr in 
den Reihen der Gegner politifh ihre Stellung nahmen, wurden nicht für voll angefehen und 
begegneten einem gewiſſen Mißtrauen, wenn fie nicht durd) ganz befondere Rüdfichtslofigfeit 
im Kampfe gegen ihre Glaubensgenofjen ſich augzeichneten. 

Namentlich in den Eleineren und mittleren Städten waren die Katholifen aus den ge- 
ſellſchaftlichen Kreifen und vom freundſchaftlichen Verkehre mit Nichtkatholifen nahezu aus— 
geſchaltet. Sogar die geſchäftlichen Beziehungen wurden durch das politiihe Parteiprogramm 
und die fonfeffionelle Frage beeinflußt. 

Nach Beendigung der Kölner Stadtratswahlen der dritten Abteilung wurde im Stadt- 
anzeiger der Kölnifchen Zeitung anfangs November 1877 eine Aufforderung erlaſſen, „man 
möge ſich die für die ultramontanen Kandidaten abftimmenden Geſchäftsleute genau 
merfen“. Alſo eine gejchäftliche Boykottierung! In anderen Städten, jo in M.Gladbad und 
Düffeldorf, wurden fogenannte „f Hwarze Liften“ gedrudt und in den Kreifen der liberalen 
Varteigenofjen verbreitet, in der Abficht, dadurch auf die „ultramontanen“ Geſchäftsinhaber 
einen Drud auszuüben oder fie feitens der liberalen Kundſchaft boykottieren zu lafjen. Wenn 
gar politiiche oder fommunale Wahlen die Leidenschaften nod) mehr aufgewühlt hatten, war die 
Entlafjung von Arbeitern und Privatbeamten, die ihrer Ueberzeugung nad) für Zentrums= 
fandidaten ihre Stimme abgegeben hatten, durchaus feine Seltenheit. Am 25. September 1882 
jagte Windthorjt in einer Wählerverfammlung zu Krefeld u. a.: „Es hat mich mit innigem 
Schmerz erfüllt, ala ich früher ſchon und heute wieder vernahm, daß es hier Yabrikherren ge= 
geben hat — hoffentlich gibt's deren heute nicht mehr —, welche ihre Arbeiter wegen freier 
Ausübung des Wahlrechts materiell bedrüct, ja aus dem Dienft entlaffen und wenigftens 
momentan brotlos gemacht haben. Das erahte ih für eine Shmad!“ 
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Daß die mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten der unteren Kategorien von 
der höheren Stelle bei öffentlichen Wahlen auf ihre Abjtimmung geprüft wurden, fand jelbit 
die Mehrheit des Abgeorbnetenhaufes ganz in der Ordnung. 

Wie Hoch und heiß in ſolchen Wahlfämpfen bei politifchen und noch mehr bei Gemeinde- 
wahlen das Teuer des fonfefjionellen Hafjes aufloderte, läßt fi in unjeren Tagen faum 
mehr begreifen. Wurde doch vom Düfjeldorfer liberalen Wahlkomitee das Ergebnis der Land— 
tagswahl, bei welcher dank einer geradezu raffinierten Wahlfreisgeometrie der Zentrumspartei 
zwei Mandate entrijfen und der liberalen 
Partei überliefert worden waren, dem 
Reichgfanzler mit den Worten telegra- 
phiert: „Ein Schöner Wahlkreis ift dem 
VBaterlande wiedererobert!" Ueber 
amtlide und private Wahlbeeinfluffungen 
willen die Akten der Wahlprüfungsfom- 
mifjion aus jenen Tagen geradezu un- 
glaublihe Dinge zu erzählen. 

Was ſich jelbjt in katholiſchen Ge— 
genden namentlich die unteren Beamten 
den Katholiken gegenüber erlaubten, hält 
man heute kaum noch für möglich. Wer 
die Zeitungsberichte jener Zeit einer 
Durchſicht unterwirft, wird auf eine 
ſeltſame Ausbeute kommen. Nur ein— 
zelne Fälle beſchäftigten die Volksver— 
tretung. Ein beſonders aufſehenerre— 
gender Fall wurde im Februar 1876 im 
Abgeordnetenhauſe zur Sprache gebracht. 
Der Kölner Polizeikommiſſar Kloſe 
war abends nach neun Uhr im Kloſter 
der dortigen Vinzentinerinnen erſchienen, 
als die Schweſtern bereits zu Bette 
gegangen waren, und hatte die Oberin 
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das Sittlichfeitägefühl der Klojterfrau auf 
das empfindlichjte verlegen mußten. An | 
einem anderen Abende war er in Begleitung feines Hundes wenige Minuten vor neun Uhr 
im Kloſter der Karmelitefjen erjhienen und hatte den Hinweis auf die jpäte Stunde mit der 
Drohung erwidert, er werde ſich den Einlaß erzwingen, wenn man ihm denjelben nicht gut- 
willig gewähre. Die ftellvertretende Oberin hatte er genötigt, bei den Verhandlungen den 
Schleier abzulegen, und ihm, nachdem er eine Reihe taftlojer Fragen geftellt hatte, ein Glas 
Mein vorzufeen, wobei er mit feinem vierfüßigen Begleiter bis 10/2 Uhr ſitzen blieb. 

Der Minifter des Innern wußte auf die Beſchwerde über ſolche Ausjchreitungen am 
24. Februar 1876 nur zu erwidern, man habe ihm aus Köln gejchrieben, der Mann ſei ein 
„Büffel erfter Klaſſe“, das habe er bewiejen, jei aber im Grund ein guter Kerl, der feine 
Pflicht tue und nur zumeilen eine Ungeſchicklichkeit begehe. Weiter entjchuldigte der Minifter 
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den Beamten damit, derfelbe ſei in Köln ganz beſonders verhaßt, weil er bei der Verhaftung 
des Erzbiſchofs ) tätig gewefen fei und ſich „dabei jet und couragds benommen“ habe. 

Diefe gleichgültige Art, über einen jo fchreienden Mißbraud) der Amtsgewalt hinweg— 
zugehen, fonnte das Zentrum nicht ruhig hinnehmen. Mit jcharfen Worten geißelte Wind t- 
horft das Benehmen des Kommiſſars. Er nannte es unbegreiflih, daß man ſolche „Büffel“ 
im Dienfte habe. Er erhebe feine Beſchwerde dagegen, daß man einen Beamten, gegen den 
ein Auffchrei des Gefühls von allen Parteien in Köln ftattgefunden habe, doc noch während 
fieben Monaten habe wirken Yafjen und daß. der Mann noch heute da wirfe. Nach den Er- 
Härungen des Minifters wünſche er die Entfernung des Mannes übrigens nicht einmal; er 
möge dort für Köln und für alle, die Köln berühren, ein fteter Zeuge fein für das, was in 
Preußen möglich ſei. Und als am anderen Tag über die offiziöje Preffe verhandelt wurde, 
richtete Windthorjt an den Minifter die Bitte, doch dafür zu ſorgen, daß in die Ausſchnitt— 
jammlung, die täglich für Se. Majeftät den Kaifer angefertigt werde, aud die Verhandlungen 
über den „Büffel“ in Köln und über die Vorgänge in Münfter aufgenommen würden. 

Seltjame Dinge waren nämlich in derjelben Situng aud) aus der weitfäliichen Haupt- 
jtadt berichtet worden. Die dortige Regierung hatte den Magiftratsmitgliedern vou 
Münjter eine Ordnungzftrafe von neunzig Marf auferlegt, weil fie dem Bijchofe von Mainz, 
der in Münfter geboren war, aus Anlaß feines 25jährigen Jubelfeites ein Glückwunſch— 
Ihreiben gejandt hatten. Als Grund der Strafe war angegeben: der Erlaß diejer Adreſſe 
und die Art und Weiſe, wie in derjelben die Anerkennung der DVerdienjte und die Wirkſam— 
feit des Biſchofes ausgejprochen werde, jei eine regierungsfeindliche, mit der amtlichen Stellung 
nicht vereinbare Demonftration. Der Minifter des Innern gab am 22. Februar 1876 zu, 
daß er von dieſem Vorgehen der Regierung in Münfter peinlich berührt jei, und bei den 
Mehrheitsparteien des Haufes ſelbſt Hatte es einen jo unangenehmen Eindrud gemacht, daß 
der Abgeordnete Miguel nicht anftand, die Erklärung abzugeben, jede Partei habe das 
dringende Intereſſe, den Kampf, der hier geführt werde, nicht ausarten zu laſſen in der Ver— 
gewaltigung der einen Partei durch die andere. 

Windthorſt ließ ſich die Gelegenheit nicht entgehen, die Einmütigfeit des Verdam— 
mungsurteiles fejtzuftellen, und bemerkte weiter, e3 habe auf ihn einen angenehmen Eindrud 
gemacht, daß auch der Miniſter es als peinlich empfunden habe, im diefem alle nicht dasjenige 
tun zu dürfen, was er nad) jeinem inneren Gefühl eigentlich tun zu follen geglaubt habe. 
Freilich — jo fügte Windthorft mit bitterem Sarfasmus hinzu — im jogenannten Rultur= 
fampfe jeien die Miniſter ja ſolidariſch, und er wolle feinem Minifter raten, von der gezogenen 
Linie abzumeichen, denn dann würden feine Stunden gezählt jein bei dem Herrn, der das 
Zünglein der Wage halte. 

Nicht einmal die Rechtſprechung, deren Unabhängigkeit bis dahin Preußens Stolz 
gewejen war, blieb vom Kulturfampfe ganz unberührt. Der Juftizminifter hatte die Ober- 
ſtaatsanwälte unterm 15. Juli 1874 durch eine bejondere Verfügung angewiejen, den Blättern 
der Zentrumspartei eine erhöhte Aufmerffamfeit zuzumenden und mit Beichlagnahme und An— 
klage überall da vorzugehen, wo der Tatbeftand einer ftrafbaren Handlung zu finden jei. 


', Erzbiſchof Paulus Melchers war wegen Uebertretung der Maigejege angeklagt, zu Geld— 
ftrafen verurteilt, gepfändet und am 31. März 1874, in der Karwoche, nach Erbrechung der Tür des. 
Erzbiichöflichen Palais durch einen vom Kommiſſar Kloſe herbeigeholten Schloffer verhaftet und unter 
Anwendung von Gewalt ins Gefängnis am Klingelpüg abgeführt worden. „Erzbiihof Paulus ward 
ziifchen den Auswurf der Menjchheit, zwifchen verbrecheriiches Gefindel im Kölner Arreithaus eingejperrt 
und al3 »Paulus Melchers, Strohflehter« in das Anftaltsbuch eingetragen!" (Dr. B. Melchers, 
Zur Erinnerung, Köln 1885, Bachem, ©. 13.) Der Erzbiichof verblieb ſechs volle Monate, bis zum 
9. Oftober jenes Jahres, in Haft. Gleich nach feiner Entlafjung wurden über ihm neue; Geldftrafen im 
Gejamtbetrage von 29500 Talern verhängt. Am 13. Dezember 1875 ſchied er von feiner Erzdiözefe und 
von der deutſchen Heimat und begab ſich nad) Holland, bis ihn Papſt Pius IX. 1885 ins Kardinals— 
foffegium nad) Rom berief. 
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Welchen Erfolg eine ſolche Aufforderung an eine Behörde haben mußte, die ohnehin gewiljer- 
maßen von Amts wegen geneigt ift, Handlungen ftrafbar zu finden, läßt fi) denken. Die 
Preßprozeife gegen die „ultramontane” Preſſe mehrten fih in auffälligiter Weile, und 
die untergeordneten Organe der Yuftiz und der Polizei ließen ſich in vielen Fällen offenbare 
Gejegesverlegungen bei Beihlagnahmen und Hausjuhungen zuſchulden fommen. Selbjt liberale 
Blätter geftanden ein, daß auf ſolche Weife alle Preßfreiheit vernichtet werden fünne. In 
manden Fällen wurden die Blätter 
der Zentrumspartei für Artifel be— 
ſtraft, die in den Yiberalen Blättern 
desfelben Ortes jtraflos zum Abdrude 
gelangt waren. Der Abgeordnete 
Dr. Lieber ftellte das am 23. Fe— 
. bruar 1875 im Abgeordnetenhaus 
ausdrüclich feit und rügte das Vor— 
gehen der Gerichte in feiner tem 
peramentvollen Art. Die amtlichen 
Blätter reizten die Gemüter in einer 
Weiſe auf, die nur darüber erjtaunen 
Yajje, daß das in der bayrijchen 
Kammer gefallene Wort: „Mit den 
Ultramontanen unterhandelt man 
nit, man jhlägt ihnen die Köpfe 
ein!“ noch nicht in die Tat überjet 
jei; gleichwohl habe man bisher dieje 
Aufreizungen unbehelligt gelafjen. 
Windthorſt nahm Gelegen- 
heit, dem YJuftizminifter ein ernſtes 
Wort zu jagen. Ganz bejonders 
tadelte er, daß der Minijter es unter- 
laſſen habe, die gerügte Uebertreibung 
feines Erlafjes zu überwachen. Die 





Staatsanwaltihaften, die gegen: ge Dr. Ernft Maria Kieber 
ſetzwidrige Anordnungen ber Unter- (geb. 1838, geft 31. März 1902 zu Camberg). 
behörden nicht eingejchritten ſeien, Mitglied des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes ſeit 1870, 
Hätten entweder ihre Pflicht nicht des Deutichen Reichstags jeit 1871. 


2 Nach Windthorſts Tode Führer der Zentrumsfraktion 
getan oder geſchlafen, und das jei 


auch eine Pflichtverleung. Das 

einfeitige Vorgehen der Juſtizverwaltung jei auch erfennbar in der auffalenden Art und 
Weiſe, wie mitunter die Gerichte zuſammengeſetzt würden. Wenn man übrigens die Verur- 
teilungen und deren Begründung leſe, werde einem oft furios zumute in bezug auf die Frage, 
was rechtens jei. 

Zumeilen trat die Anſchauung, daß die Katholiken nicht mit demjelben Maße des 
Rechtes gemefjen zu werden verdienten, jogar im Adgeordnetenhaufe zutage. Bei Gelegenheit 
einer Wahlprüfungsdebatte am 16. Dezember 1873 ſprach der freifonfervative Graf v. 
Winkingerode offen aus, er fünne einem Sate de3 betreffenden Kommiſſionsberichtes, in 
welhem „ausdrüdlic die Benugung amtlicher Organe zur Veröffentlihung von Wahlbeein- 
fluſſungsartikeln mißbilfigt werde“, nicht zuftimmen. 5 

Gegen eine ſolche Auffafjung erhob Windthorft energiichen Proteſt. Die Regierung 
müffe unter allen Umftänden unparteiifch jein! Windthorft unterließ nicht, jeinem Erſtaunen 
darüber Ausdruck zu geben, daß der Abgeordnete in ſolcher Weiſe Partei nehme für ein 
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Verfahren, das von allen: Parteien auf das entjchiedenfte mißbilligt werden müſſe. Der 
Abgeordnete Kette glaubte jeinem freifonjervativen Fraftionsgenofjen beifpringen zu jollen. 
Dabei entjehlüpfte ihm das Geftändnis, auch er habe gegen diefen Sat geſtimmt aus dem 
Grunde, weil er fage, „einer politifchen Partei hier im Haufe, die ihren Schwerpunkt außer- 
halb Deutjchlands habe, könne er nicht das Necht zugeftehen, mit demjelben Maße gemefjen 
zu werden, mit dem er die übrigen Parteien mefje“. 

Sofort nagelte Windthorſt diefen Ausſpruch feit: „Soweit find wir alfo gefommen, 
daß bier im Haus ausdrücklich proflamiert wird, ein Teil dieſes Haujes dürfe nicht mit 
demjelben Mae der Gerechtigkeit gemefjen werden! Ich wiederhole bloß diejes Wort; ich 
füge nichts hinzu, ich überlaffe e8 jedem Mann im Lande, zu beurteilen, was bei diejem 
Zuftande herausfommen kann.“ 

Dieſe ernften Worte riefen einen jenjationellen Eindrud hervor, den Lasker vergebens 
abzuſchwächen fi bemühte. Ein großer Teil des Haufes empfand tief das Beſchämende des 
Vorfalles. Windthorft (Bielefeld) erflärte fi im Namen der ganzen Fortfchrittspartei 
gegen die Auffafjung des Abgeordneten Kette. Sogar die eigene Fraktion ließ ihm im Stiche, 
denn auch der freifonfervative Landrat und jpätere Minifter Dr. Friedenthal gab für 
jeine Partei die beftimmte Erklärung ab: „Wir wollen alle Parteien und alle Staats- 
angehörigen mit demfelben Maße meſſen.“ Im unmittelbaren Anſchluß an diefe Erörterung 
brachte der Fortſchrittler Windthorft den Antrag ein, die Benugung amtlicher Publikations— 
organe zu Wahlbeeinflufjungsartifein ausdrüdlich zu mißbilligen. Die Abftimmung war auf 
Antrag Windthorft-Meppen eine namentlihe und ergab für den Antrag eine Mehrheit von 
296 gegen 31 Stimmen. Aber es war und blieb überaus beſchämend, daß eine ſolche 
Erörterung in der Volfsvertretung überhaupt möglich gewejen war. 


Einen Monat jpäter verfuchte der fortfchrittliche Abg. Klöppel abermals einen Anlauf 
gegen die Gleichſtellung der politifhen Parteien. In ebenfo gehäffigen wie gewundenen 
Wendungen führte er aus (16. Jan. 1876, St. B. S. 628): 

„Ich habe namens der liberalen Partei gegen die Gleichberechtigung zu proteſtieren, welche man 
den Wahlbeſtrebungen der Ultramontanen mit den unſerigen zuteil werden läßt. Wir ſind der Meinung, 
daß alle politiſchen Parteien unbedingt mit demſelben Maße gemeſſen werden müſſen; aber, meine 
Herren, wir können dieſe unbedingte Gleichheit doch nicht dahin ausdehnen, daß eine Partei, welche nicht 
wie wir darauf eingeht, für Verfaſſung und Recht einzutreten, ſondern Verfaſſung und Geſetz zu unter— 
graben, überall unter dieſelben Geſichtspunkte mit uns geſtellt werden dürfte.“ 

Freilich war das, was ein ungeſchicktes Mitglied taktlos ausgeplaudert hatte, nichts 
anderes, als was draußen und ſelbſt im Hauſe praktiſch längſt in Uebung war. Die Geſetze 
wurden gemacht oder abgelehnt lediglich unter dem Geſichtspunkt, ob ſie mehr den Katholiken 
oder der liberalen Mehrheit zugute kommen würden. Jahrelang wurde die Einführung der 
Selbſtverwaltungsgeſetze in den weſtlichen Provinzen verzögert, weil die National— 
fiberalen im Rheinlande befürchteten, die Wahlen zu den Kommunal=, Kreis- und Provinzial- 
vertretungen möchten eine Mehrheit zugunften der Katholifen ergeben. Der ehrliche Yort- 
IHrittler Abg. Berger (Mitten) dedte am 11. Februar 1875 dieſes Komplott in ergößlicher 
Weiſe auf. 

„Schon bei der erften Lejung der Kreisordnung am 20. Oftober 1869 (die nicht Gefeg wurde) 
war uns das Verjprechen gegeben worden, die Kreisordnung auch auf die weftlichen Provinzen auszudehnen, 
und da den Bertretern der weſtlichen Provinzen die Zeit ſchon zu lang geworden war, ergriffen fie jelbft 
die Initiative und brachten einen Entwurf in das Haus ein, und e8 waren Männer, die die Verhält 
nifje ganz genau fannten, der fonjervativen, der freifonfervativen, der nationalliberalen Partei angehörig, 
welche die Regierung aufforderten, endlich mit ver Vorlage vorzugehen. Man erreichte auch, daß ſich 
die Regierung mit Eifer der Arbeit unterzog. Die Entwürfe waren bereit ausgearbeitet und der Ent: 
wurf einer Kreisordnung für die Provinz Weftfalen und die Rheinprovinz, der Entwurf einer Lande 
gemeindeordnnng für die Provinzen Weitfalen, Hefien-Nafjau und die Rheinprovinz und einer Städte- 
ordnung für diefelben Provinzen wurde ausgearbeitet. (Redner zeigt ein Drudftüd.) Das alles ift 
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gedrudt in diefem Jahre bei W. Möfer in Berlin. Ich bin auf die alferloyalite Weije in Beſitz diejer 
drei intereffanten Entwürfe gefommen, ich habe mich direft an den Herrn Minifter des Innern gewandt, 
und diejer hat die Güte gehabt, fie mir privatim zuftellen zu Yaffen mit dem Wunde, fie zu jefretieren. 
Nachdem aber die angeblichen Entwürfe durch mehrere Zeitungen publiziert worden find, brauche ich 
feinen Anftand weiter zu nehmen und darf fie wenigſtens im Driginal Yhnen vorzeigen. Wer dieje 
Entwürfe lieſt, wird fie für durchaus verftändige, mäßige und weiſe Geſetze erachten.” 

Abg. Berger erzählte nun weiter, Herr v. Sybel, damals Profeſſor in Bonn, habe 
1874 in Bonn einen ſogenannten Deutſchen Verein gegründet, um alle „antiklerikalen 
Elemente der Rheinprovinz zufammenzufaffen und im Kampfe gegen die dortige Flerifale 
Majorität nüglich zu verwenden”. In der vorliegenden Frage habe er fie aber keineswegs 
nützlich verwandt. Wie er ihm ſelbſt geſtanden habe, ſei es ihm gelungen, den Verein bis 
auf ein paar Mitglieder zu überzeugen, daß der Erlaß einer Kreis- und Gemeindeordnung 
unter den gegenwärtigen Verhältnifjen für die Nheinprovinz ein wahres Uebel fei. v. Sybel 
habe ji dann leider mit Erfolg an die Staatäregierung gewandt. Dem Fürften Bismard 
jolle gejagt worden jein, das Hleinfte reichstreue Kind der Aheinprovinz würde Bravo rufen, 
jobald e3 befannt würde, daß die Entwürfe nicht vorgelegt werden würden. Dem Kultug- 
minijter jolle gejagt worden fein, daS von ihm bearbeitete hochwichtige Unterrichtsgefeh würde 
unbedingt nicht eingeführt werden fünnen, wenn die Kreisordnung in der Nheinprovinz 
Geſetz würde. Das Größte aber habe v. Sybel geleiftet, indem er erklärte, man fünne die 
Kreisordnung zehnmal eher in der Provinz Poſen als in der Nheinprovinz einführen! Bis 
dahin hätte man geglaubt, daß die Rheinprovinz den übrigen Provinzen politiſch voraus 
wäre. „Ließe ih wohl ein größerer Triumph für das Zentrum denken, als wenn man 
lediglich aus Furcht vor ihm diejes an fich nützliche und als notwendig erfannte Geſetz im 
beiten Teile des Staates nicht einführt? Eines größeren Erfolges könnte ſich Herr Windthorjt 
nicht rühmen, als defjen, wenn er al3 Bremfer an unferem Reformwagen tätig fein könnte,“ 
Ihloß Berger unter großer Heiterfeit des Haufes. 

v. Sybel gab die Tatjadhen unummwunden zu. Er habe, „um unjere Provinz vor 
dem Unheile diefer Entwürfe zu bewahren,“ mit den führenden Abgeordneten, mit v. Bennigfen, 
Dr. Wehrenpfennig und Lasfer in diefem Sinne Briefwechjel gepflogen. Auch gab er zu, 
mit anderen rheinijchen Abgeordneten darüber mit dem Fürften Bismarck und mit dem 
Kultusminifter verhandelt zu haben. Uebrigens hatte er ſchon am Tage vorher (Abg.-Haus, 
10. Febr. 1875) die Einführung der Verwaltungsreform in den meftlichen Provinzen mit 
Rückſicht auf die Parteiverhältniffe al3 unmöglich bezeichnet. 

Auch noch ein anderes Geftändnis aus dv. Sybel3 Munde hatte die Gemüter erregt: 

„Ich ſpreche es ganz entjchieven aus, gerade die liberalen Parteien am Rhein empfinden in ihrer 
großen Mehrzahl die Mebelftände des Neihsmwahlgejeges, des gleihen allgemeinen 
Stimmredtes. (Aha! im Zentrum.) Ya, m. H., wir freuen uns, daß jo vortreffliche Kandidaten 
des allgemeinen Stimmrechts ſich im Reichstage zufammenfinden, aber Sie werden es un& nicht verübeln, 
wenn ich hier offen ausſpreche, daß e3 mir lieber wäre, wenn nicht Sie, jondern wir auf den betreffenden 
Sigen jäßen. Die Einführung der Selbftverwaltung ift eine Verfehtebung der bisherigen Machtverhält 
niffe im Staat, eine Ueberlieferung der Machtmittel in die Hände des Volfes. Uni jo begreiflicher ift 
es, wenn in den weitlichen Provinzen unter diefem Gefichtspunfte die Machtfrage ins Auge gefaßt wird.” 

An energifchen Protejten gegen eine ſolche Behandlung politiſch und wirtſchaftlich fo 
hoch entwickelter Zandesteile fehlte es nit. P. Reichensperger erinnerte „an das echt 
töniglihe Wort Friedrich Wilhelms III.“ bei der Bejibergreifung der Rheinprovinz: „Die 
Rheinprovinz ift deutjches Urland; fie ift die Vormauer der Freiheit, der Selbjtändigfeit des 
Baterlandes.” Virchow ging noch einen Schritt weiter. Er bezeichnete diefe Art der 
Behandlung eines alten Kulturlandes — das ſei e& doch unzweifelhaft — als ein ſtarkes 
Stück und ſtellte den Antrag: die Staatsregierung aufzufordern, noch in dieſer Seſſion eine 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialordnung für die Rheinlande und Weſtfalen vorzulegen. 
Der Antrag wurde mit 292 gegen 28 Stimmen angenommen. 


Hüsgen, Windthorſt. 12 
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Trotz diefer fait allgemeinen Verurteilung des v. Sybelſchen Standpunftes befämpjte 
v. Sybel ein Jahr jpäter abermals bie Ausdehnung der Kreisordnung auf die Rheinlande 
mit Nücfiht auf die „ultramontane Bevölkerung”, weil die Kreistage dann lediglich in 
ultramontane Hände fommen, und weil der Provinzialverband eine „Zweidrittelmehrheit vom 
gründfichften Schwarz“ zeigen würde. Die ichlagende Antwort gab ihm Windthorft mit 
den Worten: v. Sybels Rede fei ein ewiges Denkmal für die Anſchauung eines freien 
Mannes, d. h. der ſich jo nenne, der 
Mitglied der nationalliberalen Partei 
fei und an der Spitze der Archive ſtehe, 
weil er angeblich Geſchichte jchreibe. 
Durch die Agitation des v. Sybel— 
ichen „Deutſchen Vereins“ im Rhein— 
Yande wurden die politifhen und gejell- 
ihaftlihen Gegenſätze nod) bedeutend 
verschärft. Die Beamten waren einer 
fortgefeßten Beobachtung durch bezahlte 
Spione ausgejegt, und jede mildere 
Handhabung der Kulturfampfgejege 
wurde ihnen als ſtrafbare Läſſigkeit 
ausgelegt. „Die Organe der Ver— 
waltung des Kultus und des Innern 
führen den Kampf mit den verwerf— 
lichſten Mitteln der Partei,“ ſtellte Abg. 
Jul. Bachem am 6. Februar 1877 
im Abgeordnetenhauſe feſt. Kurzum, 
Parlament, Regierung und Parteien 
vereinigten ſich in dem Beſtreben, die 
Katholiken als läſtige Fremdlinge zu 
behandeln. Wohl hat in jenen Tagen 
manchen katholiſchen Mann das harte 
Wort ſchwer bedrückt, das der Celler 
Gerichtspräſident Mayer am 15. April 
1875 im Herrenhaus ausſprach: „er 
I fime dem katholiſchen Grafen Brühl 
! Al. Varka2 —— darin bei, die Folge der Geſetze werde 
die ſein, daß dem Katholiken, der 
feſthalten wolle an ſeinen Grundſätzen, 





Dr. Jul. Bachem, Juſtizrat in Köln. 


Geb. 1845. — 

Mitglied des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes von 1876 ſchließlich nur die Wahl bleibe, das 
bie 1891. Bun ebattion ber Kölniichen VoLt8- Land zu verlafen, oder die Sade zum 
eitung let . . ı= 
Herausgeber de3 Staatälerifons der Görres-Geſellſchaft. offenbaren Kriege zwijchen den Parteien 


zu bringen.“ 
Weſſen fich die Katholifen verjahen, 
mag das Wort WindtHorfts im 
anderen Haufe des Landtags aus berjelben Zeit (7. Mai 1875) dartun: „Ich bin überzeugt, 
es wäre ein Antrag auf Vertreibung der fämtlichen Katholifen aus Deutjchland bereits hier im 
Haufe, wenn es nicht eben acht Millionen wären, die in Frage find, und die Armee etwas 
dünner würde, wenn dieſe acht Millionen weg find.“ „Die fatholifche Bevölkerung Tebt 
unter dem Eindrude, wir ftehen unter einer Fremdherrſchaft,“ konſtatierte am 6. Februar 1877 
v. Schorlemer, und angefihts der Behandlung, die die Katholifen allenthalben in 
Preußen erfuhren, drängten fi) in der Situng vom 9. Februar 1877 die herben Worte 
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auf Windthorjts Lippen: „Will der Minifter einen anderen Weg gehen, fo bin ich bereit, 
mit ihm zu gehen — doch ich nehme die Offerte zurüd — einem Ultramontanen reiht man 
die Hände nicht.“ } 

Großes Aufjehen verurfadhten die an die angeblihen Marpinger „Muttergottes- 
erjheinungen“ (anfangs Juli 1876) anfnüpfenden Vorgänge. Drei Kinder aus dem 
genannten Saardorfe wollten wiederholt im Härtelmalde die Muttergottes erblickt haben. 
Ihre Iebhaften Schilderungen, welche ſich ſpäter ala auf Autoſuggeſtion beruhend herausgeftellt 
haben, fanden in der durch die FirchenpoYitifche Bedrängnis flarf erregten Bevölferung leichten 
Glauben; an den angeblichen Orte der Erſcheinung ftrömten bald große Menſchenmaſſen 
betend zuſammen. Da der biſchöfliche Stuhl von Trier verwaiſt war, konnte die kirchliche 
Behörde nicht eingreifen. Von militäriſchem Aufgebot unterſtützte polizeiliche Maßnahmen 
gegen die Gemeinde führten zur Einbringung eines Zentrumsantrages im Preußiſchen Ab— 
geordnetenhaus, über den am 16. Januar 1878 verhandelt wurde, Gegen 21 BPerfonen, 
darunter mehrere Geiftliche, wurde anderſeits von der Negierung mit gewaltigen Apparat 
- (ungefähr 200 Belaftungszeugen) ein Prozeß wegen Betrugs, Landfriedensbruchs und MWider- 
ftandes gegen die Staatsgewalt angeftrengt. Angefichts der Ausnutzung diefer Vorgänge 
gegen die Katholifen und gegen die Zentrumspartei veranlaßte Windthorft den Abg. 
Julius Bachem, damals Wdvofat in Köln, die Verteidigung mit zu übernehmen, um gewiſſer⸗ 
maßen die Intereſſen der Partei in dem Monſtreprozeß zu wahren, was aud) mit durd= 
Ihlagendem Erfolge geſchah. Sämtliche Angeklagte wurden vom Saarbrüder Zuchtpolizeigericht, 
deſſen Verhandlungen in 20 Sitzungen vom 3. bis 15. März 1879 dauerten, freigefprochen, 
unter ſchwerer Bloßftellung des aus Berlin nad) Marpingen gejandten Kriminalfommiffars 
Frhr. v. Meerjcheidt-Hülleffiem. Die Oberprofuratur verzichtete auf eine ausfichtslofe Berufung. 

Und der Erfolg diefer ganzen Kulturfampfspolitit® Was konnte er anders fein, als 
Ruinen und Verfall! Das Rechtsbewußtſein der Bevölkerung war in Verwirrung geraten, 
der Geredhtigfeitsfinn abgeltumpft. Die freiheitlihe Entfaltung des Staatswefens in Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung war gehemmt und zurückgedrängt. „Sie können nicht verfennen,“ 
erinnerte Frhr. v. Schorlemer die linke Seite des Ahgeordnetenhaufes, „daß im Laufe 
des Kulturkampfes nicht bloß eine erhebliche Anzahl Verfaſſungsparagraphen gefallen ſind, 
welche die Freiheit des Religionsbekenntniſſes, die kirchliche Freiheit ſchützten, ſondern daß 
auch die bürgerliche Freiheit Schaden gelitten hat, und daß wir uns mehr in der Richtung 
der Einſchränkung der bürgerlichen Freiheit bewegen als in der einer freiheitlichen Entwicklung“. 

Weit mehr noch hatte der katholiſche Volksteil zu beklagen. Ihm waren die Früchte 
jahrzehntelanger Kulturarbeit verloren gegangen. Blühende Schulen wurden vernichtet; zahl- 
reiche mwohltätig wirkende Anftalten und caritative Stiftungen waren zum Abjterben verurteilt, 
weil die fie verwaltenden Orden auf dem Boden des Vaterlandes nicht mehr geduldet wurden, 

Die ſchlimmſte Einbuße aber hatte die Regierung jelbjt erlitten. Das unjchäßbare 
Kapital an Vertrauen, das fi) langſam im fatholifchen Volfe gefammelt hatte, war unmwieder- 
bringlich verloren. Was fie dafür eingetaufeht hatte, war jämmerlic gering. Und von 
dem Ziele, das Tatholiiche Bolt „von Rom“ abmwendig zu machen, war fie weiter entfernt 
als je. In feiner freimütigen Art zog v. Schorlemer die Kulturfampfsbilan; am 8. März 
1876 in den Süßen: 2 

„Was ift nun in der Zeit, die der Kulturfampf dauert, erreicht worden? Ich weiß wohl, daß 
man regierungsfeitig und fiberalerfeits darauf rechnet, im Kulturfampf zu fiegen, wenn erft eine 
andere Generation herangewachjen fein wird. Ja, m. H., den Kulturfampf müffen Sie mit uns 
und allenfalls mit unferen Söhnen, die ſich hoffentlich ver Väter würdig zeigen 
werden, ausfehten. Ich frage meiter: wo find nad fünfjähriger Dauer des Kulturfampfes die 
Millionen fatholiicher Untertanen, auf die man fi) berufen hat im Kampfe gegen Rom? Einige hundert 
oder taufend Staatsfatholifen, einige wenige abtrünnige PBriefter, einige taujend Alt- 
fatholifen — das ift die ganze Geſchichte. Und welcher Regierungsunterftügung, welcher Regierungs- 
hülfe und Protektion hat es bedurft, um dieje großzuziehen!“ 
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Den ſchwierigſten Stand hatten die fatholifchen Beamten. Man verlangte von ihnen 
nichts mehr und nichts weniger, als daß fie die Beſtimmungen der Geſetze und die Weijungen 
der Regierung nicht nur gewiſſenhaft und pünktlich, fondern auch gern und „aus Ueber⸗ 
zeugung“ ausführen ſollten. v. Mallinckrodt wies einmal auf das Widerſinnige einer 
ſolchen Forderung hin mit den Worten: „Wie viele Beamte gibt es, die Regierungen haben 
dienen müſſen, welche ganz entgegengeſetzte Richtungen verfolgten. Und nun bitte 
ich Sie, ſo ein armer Beamter ſoll nicht nur jedesmal gehorchen, ſondern er ſoll jedesmal 
ſeine Ueberzeugung wechſeln! Wenn heute ein Miniſterium geſtürzt wird, dann ſollen morgen 
alle Beamte des Landes überzeugt ſein, daß das Miniſterium von morgen das Rechte tut. 
Denken Sie fid) diefe — ja, diefe wahnjinnige Zumutung, die man dem ganzen Beamten- 
ſtande macht!“ 

Das Bedenklichſte aber war, daß die Regierung bei dieſem Vorgehen unterſtützt, ja, 
gedrängt wurde von den Parteien, die ſich „liberale“ zu nennen den Mut hatten. Die 
führenden Geijter der nationalliberalen Partei vd. Sybel und Dr. Wehrenpfennig 
überboten fi) in der Denunziation derjenigen Beamten, die ihnen „als Ultramontane” ganz 
befonders verhaßt waren und ihren fulturfämpferifehen Beftrebungen im Lande im Wege 
ftanden. Dr. Wehrenpfennig machte es der Regierung förmlich zum Vorwurfe, daß jie nicht 
eifrig genug darauf bedacht ſei, das Beamtentum in Preußen von allen „ultramontanen 
Elementen“ zu jäubern. Seine Ausführungen bezeichnen wohl den Höhepunft der Ver— 
wirrung, welche der unjelige Kulturfampf in den Köpfen angerichtet hatte. Er ſchloß eine 
Nede bei der dritten Beratung über die Aufhebung der Verfaſſungsartikel am 19. April 1875 
im Abgeordnetenhaufe mit den Süßen: 

„Ich Schließe jeßt, indem ich an die Staatsregierung eine dringende Bitte richte. Sie wird 
zugeben müſſen, daß das Haus der Abgeoroneten im patriotiihen Sinn allen Schritten gefolgt ift, welche 
ihm die Staatsregierung als notwendig zur fiegreihen Führung dieſes kirchlichen Kampfes bezeichnete. 
Die Staatsregierung wird nicht leugnen fünnen, daß bei manchem dieſer Schritte von einzelnen Parteien 
oder Barteimitgliedern eine erhebliche Selbftüberwindung geübt werden mußte und geübt worden ift im 
Anterefje der Einheit und der Macht des Staates. Aus diejem Berfahren der Volfsvertretung folgt, 
glaube ih, für uns doppelt das Recht, daß wir num aud fragen können, ob die Verwaltung ihrerjeits 
gleichen Schritt hält mit der Geſetzgebung, die uns die Staatregierung zumutet. (Sehr richtig links.) 
Es ift ja far, daß, wenn die Organe der Verwaltung jelbft von ultramontaner Gefinnung erfüllt find, 
die Wirkung dieſer Gejege abgejhwächt werden muß, und daß dies die Folge hat, daß dann wieder 
neue ftärfere, gejegeberijche Akte notwendig werden, die wir uns jparen fünnen mit einer fonjequent und 
energifch zufammenmwirkenden Verwaltung. M. 9.! Diejes Haus hat ſicherlich nicht die Abjicht, ein= 
zugreifen in die Rechte der Exekutive. Diejes Haus hat aber das Recht, zu beurteilen das Zuſammen— 
wirfen unjerer inneren Politik im Gejeggebung und Verwaltung. M. H.! Wenn Tatjadhen vorliegen, 
wie wir ſie in den letzten Wochen erfahren haben, wenn e8 z. B. möglich ift, daß ein Ultramontaner 
unter der bejonderen Empfehlung des Oberpräfidenten zu dem wichtigen Amte des Landesdireftors 
einer Provinz vorgeſchlagen; wenn e8 möglich, daß ein Landrat zum Oberbürgermeifter » einer 
großen Stadt gewählt wird und daß man ihm nicht beftätigen kann wegen jeiner ultramontanen Ge⸗ 
ſinnung, ihn, der bisher Landrat war, ich weiß nicht, ob er es nicht noch jetzt it; wenn es möglich 
ift, meine Herren, wie unfere rheiniſchen Kollegen uns täglich verfichern, daß ungefähr ein 
Dritteil, mindeftens ein Viertteil der Landräte der Nheinprovinz ultramontan jind — dann, m. 9., 
fönnen Sie ung nicht verdenken, wenn ung jener Ausſpruch eines Landrates einfällt, den neulich, wenn 
ich nicht iere, der Herr Kultusminifter ſelbſt zitierte: Was joll ich für einen Reſpekt vor einer Regierung 
haben, die einen Mann wie mich nicht einmal vom Amt entfernt! M. H., wir find die legten, die 
eine Verfolgung der Gefinnung anraten werden. (Lachen im Zentrum.) Gegenüber dem Herrn Abgeord- 
neten v. Schorlemer, der neulich ung vorwarf, daß wir bereitS die Beamten jeiner Konfeſſion aus den 
Aemtern entfernen wollten, proteftiere ich heftig, proteftiere ich und bemerfe, daß Hier nicht die Rede tft 
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von katholiſchen Beamten, jondern e8 ift die Nede von ultramontanen Beamten. (Lachen im 
Yentrum.) Und der Begriff „ultramontaner Beamter” ift jehr Har: das find folde Beamte, die e8 
wirflih als rechtmäßig anerkennen, daß die Biſchöfe und der Mlerus ſich außerhalb der Geſetze des 
Staates ftellen, die deshalb möglichft wenig den Anoronungen ihrer oberen Behörden gegen den Klerus 
folgen, weil fie den Widerftand als rechtmäßig anerkennen. Mit Beamten aber, m. 9., die nicht alle 
Energie aufbieten, ohne gehemmt zu jein durch irrtümliche kirchliche Ueberzeugung, die nicht alfe Energie 
aufbieten gegenüber der Geſetzloſigkeit, mit ſolchen Beamten kann in jo ernfter Zeit wie heute nicht mehr 
regiert werden. (Sehr richtig linke.) Ich rufe daher den Herrn Minifter zu: Wir haben unfere 
Schuldigkeit getan, wir tun fie auch heute 
— tun Sie jegt die Ihre!“ (Xeb- 
haftes Bravo links. Zifchen im Zentrum.) 

Mit diejer öffentlichen Aufforde- 
rung zur Ausmerzung des Beamten- 
tums wetteiferten die privaten Be— 
mühungen. Herr v. Bennigjen ſchämt 
ſich nicht, in einem Geburtstagsbrief 
an jeine Frau am 10. April 1875 
u. a. zu ſchreiben: 


„Bismarck hat mid) heute fprechen 
wollen, weil jet endlich mit den Ultra= 
montanen wirklich Ernft gemacht werben 
ol... Den Entwurf wegen Aufhebung 
Jämtlider Klöfter und Orden, 
männlicher und weiblicher, mit alleiniger 
Ausnahmebefugnis für die Regierung, die 
Barmherzigen Schweftern und andere Orden 
auf Widerruf fortbeftehen zu laſſen, zu 
unterzeichnen, macht der Kaijer aber doch 
noch Schmwierigleiten, Hinter denen Die 
Kaiſerin wieder ſteckt. Sch habe heute Bis- 
mark bei Tiſch und nad Tiſch übrigens 
wiederholt auf das dringendſte aufgefor- 
dert, endlich Eulenburg zu zwingen, alle 
die unfähigen oder geradezu klerikal ge— 
finnten höheren Beamten, Präfidenten, 
Regierungsräte und Landräte am Rhein 





Felix Sreiherr von Ko. 


und in Weitfalen zu bejeitigen oder (Geb. 1825, geft. 26. Mai 1896.) 

doch in proteftantifhe Gegenden Mitglied des Nordd. Reichstags 1868 bis 1870, des Preußiſchen 
zu verjegen, welde fortwährend alle Abgeordnetenhauſes 1870 bis 1876 und 1890 bis 1896. 
unjere geſetzlichen Maßregeln illuſoriſch Gründer des Mainzer Vereins der deutſchen Katholiken (1872) 


und des Kaniſius-Vereins (1879). 


und die Bevölferung immer noch an dem 
Gründer und erjter Vorſitzender des Rheinischen Bauern Vereins. 


Ernfte der Aktion zweifeln machen. Bis— 
mare hat das aud) auf das beftimmtefte 
in Ausficht geſtellt.“ 

Die Regierung war nur zu gern bereit, noch nadzuholen, was fie bisher etwa ver- 
fäumt hatte. Es ließe fih eine lange Reihe interefjanter Fälle von Maßregelungen 
fatholifher Beamten zufammenftelen. Schon vor 1870 hatte die Regierung den katho— 
liſchen Beamten gegenüber fich mißtrauiſch gezeigt. Der ausgezeichnete Regierungspräfident 
v. Mafjenbah in Düffeldorf wurde in jchroffer Weiſe zur Dispofition geftellt, weil fein 
Auftreten nicht energifh genug ſei, bei den Wahlen den NRegierungseinfluß geltend 
zu maden, um dem Negiment des Präfidenten v. Kühlwetter Plab zu machen, dem 
u.a. Herm. dv. Mallindrodt zum Opfer fiel, der als Regierungsrat bis 1872 in 
Düffeldorf gemwirft hatte. Gleichzeitig wurde Landrat Felix Frhr. dv. Lo& infolge einer 
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Denunziation zur Dispofition gejtellt. Nachdem er 1877 wegen Majeftätsbeleidigung zu 
einer fünfmonatlichen Feſtungsſtrafe verurteilt war, wobei jeine Stellung als Präfident des 
Mainzer Katholikenvereins als ſtrafſchärfend hingeſtellt wurde, erfolgte ſeine endgültige Ent— 
laſſung aus dem Staatsdienſt. 

Aber es war nicht einmal nötig, „ultramontan“ zu ſein, um mißfällig zu werden. 


Der Landrat dv. Eerde in Geldern wurde zur Dispofition geſtellt und durch den 
Proteftanten dv. Coſſel erjebt, obſchon er bei den Katholiken als jo regierungsfreundlid) galt, 
daß die Zentrumspartei in Kempen-Geldern es ablehnte, ihm ein Mandat zu übertragen. 
Der freitonfervative Landrat Devens in Cleve war 1870 gegen den Zentrumsfandidaten 
Dr. Krebs gewählt worden, und zwar mit Hülfe der Geiftlichfeit, weil er verſprochen hatte, 
gegen das Schulauffichtsgejeg zu ftimmen. Er hielt fein Verſprechen troß der Daumſchrauben, 
die Fürft Bismard ihm anfeßte; dafür wurde er gegen feinen Willen nad) Saarlouis verſetzt. 

Mitunter genügte eine Denunziation in der Preſſe zur Maßregelung. Als die Ger- 
mania einen Erlaß des Düffeldorfer Negierungepräfidenten v. Ende veröffentlicht hatte, in 
welchem die Behörden angewiefen wurden, die Abftimmung der Lehrer bei den politijchen 
Wahlen zu kontrollieren, jchrieb die Düfjeld. Ztg.: „Wenn nicht alles trügt, ift der »Hoch— 
geborene« Herr, an den der Erlaß gerichtet ift, der durch feine ultramontane Gejinnung 
befannte hiefige Landrat Graf Spee.“ Acht Tage jpäter wurde Graf Spee zur Dispolition 
geitellt. Vorher wurde der Kreisſekretär verjeßt, und zwar wegen feiner „ultramontanen 
Gefinnung“. Im Abgeordnetenhaufe juchte Kultusminifter Falf das Verfahren zu recht— 
fertigen, indem er ausführte, der Landrat habe die Verfügung abſchriftlich „an den durdaus 
die Auffafjung der Zentrumspartei teilenden Kreisfhulinjpeftor gejandt, und aus deſſen 
Arbeitszimmer jei jofort eine Abjchrift an die Germania gelangt”. Mallindrodt machte den 
Minifter darauf aufmerfjam, daß daraus dem Landrate fein Vorwurf gemacht werden dürfe, 
daß er die Verfügung dem FKreisfchulinspeftor mitgeteilt habe, denn dazu fei er verpflichtet 
gemwejen, wenn die Verfügung überhaupt einen Sinn haben follte. Mit vollem Rechte fügte 
er ‚hinzu: „Wenn feine anderen Gründe vorliegen, trifft die Regierung der begründete Vor- 
wurf, daß fie eine durchaus ungerechte Maßregel getroffen hat. Iſt der Landrat der Hüter 
de3 Arbeitätiiches jeines Schulinſpektors?“ 

Eine Denunziation des Bielefelder Wächter, im Haufe eines weitfäliichen Landrates 
jei eine Ergebenheitsadreffe an den Biſchof Martin von Paderborn zur Unterfchrift vorgelegt 
worden, genügte zur Maßregelung diejes Beamten. 

Der Landrat von Lüdinghaufen, Frhr. Ignaz vd. Landsberg: Steinfurt, wurde zur 
Dispofition geftellt, weil er 1871 fi) dem Zentrum angejchlofjen hatte. Won feiner Befähigung 
gibt jedenfalls der Umjtand vollgültiges Zeugnis ab, daß der Minifter des Innern ihm ſ. Zt. 
nadhjagte, er habe daS Patent zum Dberpräfidenten in der Tajche gehabt. 

Der Beigeordnete Dr. Fackeldey in Emmerid) wurde als Beigeordneter nicht mehr 
betätigt, weil er, angeblich als Mitglied des Zentrums, reichsfeindliche Tendenz verfolgte. 

Was den von MWehrenpfennig direkt denungierten Grafen Villers anlangt, jo war 
diejer Bizepräfident der Regierung zu Koblenz; zeitweilig hatte er auch die Gejchäfte des 
Oberpräfidenten der Rheinprovinz geführt. Er murde dann als Regierungspräfident nad) 
Frankfurt a. d. Oder verjeßt. Als ihm 1875 auf Empfehlung des Oberpräfidenten der 
Nheinprovinz, der feine Tüchtigfeit zu ſchätzen wußte, die neu gejchaffene Stelle eines Landes— 
direftor3 der Rheinprovinz angetragen wurde, verweigerte man ihm die Erlaubnis zur An- 
nahme derjelben. Nach jeinem Tode rühmte die Sreuzzeitung feine echt konſervative 
Gefinnung: „Er vertrat aus voller, in den erjten Jugendjahren bereit3 von den Eltern 
empfangener Ueberzeugung das göttliche Recht der Obrigkeit, den chriftlihen Staat, die 
Legitimität, die gejchichtliche Ordnung, das monarchiſche Prinzip.” In der Frankfurter 
Stellung betätigte er jeine Gejchäftsfenntnifje und jeinen Pflichteifer glänzend. „Alle Bedenten, 
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welche bei jeiner Ernennung laut wurden gegen einen fatholifchen Präfidenten eines vor- 
wiegend evangelijchen Regierungsbezirkes, verſchwanden jofort nach feinem Erfcheinen dureh 
jeine alle Gegenfäge milde ausgleichende Perſönlichkeit.“ Gleichwohl war Graf PVillers ala 
Leiter eines Selbſtverwaltungskörpers in einer vorwiegend katholiſchen Provinz, der er 
heimatlich angehörte, unmöglich erachtet worden! 

Der vom Abg. Wehrenpfennig erwähnte Landrat war der von der Aachener Stadt- 
verordnetenverfammlung zum Oberbürgermeifter von Aachen gewählte Landrat Janſſen 
von Heinsberg. Ihm wurde infolge der 
Wehrenpfennigſchen „Anregung“ nicht nur 
die Betätigung verjagt, ſondern aud) die 
weitere amtliche Tätigfeit unterbunden 
durch ſofortige Zurdispofitionftellung. Bei 
Beratung der Selbſtverwaltungsgeſetze im 
Abgeordnetenhauje war er jpäter jo oft 
und entſchieden auf Seite der Regierung 
zu finden, daß Windthorjt darauf hinwies, 
wie jonderbar e3 jei, wenn die Regierung 
jelbjt jo gouvernemental gefinnte Männer 
nur deshalb aus der Verwaltung entferne, 
weil fie zufällig katholiſch ſeien. Später 
beffeidete Janſſen jahrelang das wichtige 
und einflußreiche Amt eines Vorſitzenden 
des Provinzialausſchuſſes der Rheinpro— 
vinz. 

Eine unmittelbare Folge der Einwir: 
fung v. Bennigjens auf Bismard war die 
Nichtbeitätigung deszum Bürgermeiſter von 
Emmeric gewählten Rentner3 Ferdinand 
Rehrmann. Ende 1874 war diejer zum 
Bürgermeifter von Emmerich gewählt wor- 
den. Der damalige Regierungspräfident 
Freiherr dv. Ende fand gegen die Wahl 
nichts zu erinnern und hat ihm bei 
gelegentlihem Zujammentreffen die Mit- 
teilung gemacht, die Bejtätigung ftehe 
unmittelbar bevor. Da traten Mitglieder 
der liberalen Partei in Emmerich) in Aftion 
und ließen durch den Vorjteher des offi— 





Keopold Kaufmann. 
(Geb. 1821, geit. 27. Febr. 1898.) 
Oberbürgermeifter von Bonn 1851 bis 1874. 


ziöfen Preßbureaus, Dr. Aegidi, beim Mitglied des Preuß. — 1876 dis 1888. 
| Mitgründer und erjter Seneraljefretär der Görres— 
Reichskanzler Vorftellungen maden, daß Seienthaft, 


Hr. Rehrmann wegen feiner „ultramon= 

tanen Gefinnung“ als Bürgermeilter von 

Emmerich) nicht in Betracht fommen dürfe. Der Minifter des Innern wies darauf den Regierungs= 
präfidenten v. Ende an, Rehrmann die Betätigung zu verfagen. Die nationalliberale Neben- 
regierung erwies ſich ftärfer, als die Rücfiht auf Wahrung der Selbjtverwaltung. 

Am auffälligiten trat die Tatholifenfeindlihe Auffaſſung der Negierungskreije jener 
Tage in dem Falle des Oberbürgermeiftert® Leop. Kaufmann von Bonn zutage, den 
MWindthorft zum Gegenftand einer Interpellation im Abgeordnetenhauſe machte. Die Regierung 
in Köln hatte dem bereit3 feit 24 Jahren im Amte befindlichen und mit Stimmeneinheit 
auf-die Dauer von 12 Jahren wiedergewählten Oberbürgermeifter Kaufmann in Bonn ein 
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Neffript des Minifteriums des Innern vorgelegt, wonach er zu einer Erklärung über feine 
Stellung zu dem gegenwärtigen Kampfe des Staates mit der Kirche veranlaßt werben follte. 
Unter anderem wurde ihm die Frage vorgelegt, ob er die Notwendigkeit des Kampfes und 
die Gerechtigkeit der deshalb erlafjenen Gejehe anerfenne. Der Oberbürgermeifter äußerte 
feine Anficht dahin, er perſönlich erachte die Maigeſetze nicht für zweckmäßig und fürchte, daß 
fie fi) für den Staat verderbliher erweifen würden als für die Kirche; allein im Amte 
werde er von feiner perfönlichen Auffafjung abjehen und die Gejebe pflihtmäßig ausführen, 
jolange dies ihm nicht mit feiner Ehre und mit feiner Ueberzeugung in Konflift bringe. 
Diefe Auslaſſung wurde von dem Oberregierungsrat v. Guionneau in Köln nicht für genügend 
erachtet; er Iegte deshalb dem Oberbürgermeifter die Frage vor, ob er aus eigenem Antrieb 
es über ſich gewinnen könne, bei der Regierung den Antrag zu ftellen, einen (mit Namen 
bezeichneten) Pfarrer aus dem Schulvorftande zu entlaffen, wenn ſich derjelbe ſtaatsfeindlich 
benehmen würde. Der Oberbürgermeifter Kaufmann erklärte, er würde feinen Anftand 
nehmen, gegen den Pfarrer vorzugehen, falls dieſer das Geſetz verfeßen würde. Hierauf 
jtellte der Oberregierungsrat die weitere Frage, ob er dies dann „aud) gern tun“ würde? 
Auf diefe Frage wurde die Antwort abgelehnt. Der Wahl wurde dann ohne Angabe der 
Gründe 1875 die Betätigung verfagt. Windthorft richtete an die Staatsregierung Die 
Frage, ob ihr diefes Verfahren befannt ſei, ob fie e3 veranlaßt habe, ob e& von ihr gebilligt 
werde und welches die Gründe für die Nichtbeftätigung fein? Der Minifter des Innern, 
Graf zu Eulenburg, gab die lakoniſche Antwort: „Die Regierung lehnt die Beantwortung 
der Interpellation ab.” Bei nächfter Gelegenheit bemerkte Windthorft darauf: „Wenn die 
fommunale Selbftändigfeit auf das äußerfte gefährdet ift, wenn man einen Schlag dagegen 
führt, wie er härter nicht fein fann und im Abgeordnetenhaufe wird dann darüber eine 
Anterpellation eingebraht, dann jagt der Minifter: Ich antworte nicht! Nun, die Antwort 
war eine ſehr beredte; fie enthielt die Betätigung der von mir behaupteten Tatjahen und 
den Ausdrud des Willens, fortzufahren auf dem betretenen Wege.“ 

In der nationalliberalen Preſſe fand das Vorgehen der Partei und der Regierung 
Biligung und Unterftüßung. Die Nationalzeitung 3. B. ſchrieb im Dezember 1873: „Weil 
die Partei Rom über das Vaterland ftellt, ift fie feine gleihberehtigte, darum muß 
die Vertretung des Staates rückſichtslos gegen jo gefinnte Beamte vorgehen, damit fie nicht 
den Feind am eigenen Bufen großzieht. . . . Das Thema ließe fi) nod weiter verfolgen, 
indem man die Frage aufmwerfen könnte, wie denn klerikale Landräte noch ferner eine Mög- 
Hichfeit find, und wie klerikale Richter ihr Amt verfehen können? ... Sollte auch wirklich 
einmal ein klerikaler Lehrer aus feiner klerikalen Umgebung in eine frifchere Atmojphäre ver= 
jet werden, jo würde man ihm ſelbſt und der ihm anvertrauten Jugend nur nüßen.“ 


47. Bismards Umtehr. 


Mit dem Geſetze vom 7. Juni 1876 über die ftaatlichen Auffichtsrechte bei der Ver— 
mögensverwaltung fatholifcher Diözefen war die eigentlihe Kulturkampf-Geſetzgebung 
abgejchlofjen. Wenn jebt der Reichskanzler die Bilanz feiner bisherigen Kirchenpolitif 
30g, dann ergab fich für ihn ein unerfreulies Bild. 

Der Traum einer von Rom unabhängigen „Nationalfirhe deutſcher Katholifen”, der 
mit Hülfe des jogen. Altfatholizismus verwirklicht werden jollte, war zerronnen. Die alt= 
fatholifhe Bewegung hatte troß der Begünftigung durch Gejeggebung und Verwaltung 
im fatholiichen Volfe feinen Boden gefaßt. Auch die Hoffnung, das fatholiiche Volk würde 
in den verwailten Gemeinden an Stelle der maigeſetzlich behinderten Priefter „ſtaatstreue“ 
Geiſtliche wählen, war gründlich enttäufcht worden. In ganz Preußen hatte fi} nicht eine 
einzige Gemeinde gefunden, die von den Befugniffen des Gejehes Gebrauch gemacht hätte. 
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Die beabfichtigte Trennung der fatholifhen Laien vom päpftlihen Stuhle war nicht einge= 
treten, vielmehr war das fatholifche Volf mit dem gemaßregelten Klerus, den ftaatlih „ab= 
geſetzten“ Biſchöfen und dem Papft aufs innigfte verbunden. Im diefer durch die Schläge 
des Kulturfampfes feſt zufammengejchmiedeten Einheit wurzelte im wejentlichen die politifche 
Zentrumspartei, die Fürft Bismard hatte zertrümmern wollen, fejter, fraftvoller und wider- 
ſtandsfähiger als je. 

Dazu kam no ein anderer Mißerfolg, der den Kanzler ernſtlich um die Zufunft des 
Reiches bejorgt machen mußte. Unter dem Einfluffe der Fiberalen Doktrin vom „freien Spiel 
der mirtjchaftlichen Kräfte“ hatte man die letzten ſchützenden Zollſchranken nieder- 
gerijjen und damit die Landwirtichaft ſowie die noch junge, vom Milliardenfegen befruchtete 
deutſche Snduftrie dem überlegenen Wettbewerbe des Auslandes überliefert. Die Folge waren 
Ihmerzliche Verlufte an Anlagefapital und ein empfindlicher Niedergang des gefamten wirt 
Ihaftlihen Lebens, der fich in Gewerbe, Handel und Induftrie bemerfbar machte. Bismard 
hatte dieſe Entwicklung mit Beforgnis verfolgt. Ihn befümmerte aud) die politifche Seite. 
Deutſchlands Machtſtellung fam in Frage, wenn die Verarmung Fortſchritte machte. „Es ift 
nicht bloß der letzte Soldat, der den Krieg entjcheidet, jondern auch der lebte Taler,” bemerkte 
einmal Abg. dv. Kardorff im Bismarckſchen Gedanfengange. 

Für einen NRealpolitifer wie Bismard, dem feine politifche Lehrmeinung und. fein 
Parteiprogramm imponierte, der vielmehr feine Volitit nad) dem praftifchen Bedürfnis und 
nad) den Lehren der Erfahrung einrichtete, war es Kar, daß mit einer jo unheilvoll wirkenden 
Wirtſchaftspolitik möglichſt bald gebrochen werden mußte. Der Zuftimmung des 
Kaiſers durfte er gewiß jein. Der Herricher war der Yiberalen Wirtſchaft längft müde und 
jehnte fi nad) einer fonjervativen Regierung. Die Schwierigfeit lag nur darin, daß ſowohl 
die Refjortfollegen im Minifterium wie die führende Partei im Parlament auf das Yiberale 
Dogma vom Freihandel eingeſchworen waren. Tür neue Jdeen waren neue Männer nötig, 
und jelbjt wenn man fie fand, lag immer noch die Gefahr vor, daß die liberalen Parteien 
dem Kanzler auf dem neuen Wege die Gefolgjchaft verfagen würden. Indes ſchreckte ihn 
diefe Gefahr nit. Er traute fi) die Kraft zu, die nationalliberale Partei in feinem Sinne 
zu erziehen und fie dahin zu bringen, daß fie ihre Parteigrundjäge der politiihen Not— 
wendigfeit anzupaffen oder zu opfern lerne. 

Langſam und vorfihtig begann der Reichsfanzler den Gedanken an die Umfehr von 
den Wegen der bisherigen Wirtjhaftspolitif befannt zu geben. Die erfte Andeutung fiel 
gegen Ende 1874 auf einem feiner parlamentarifchen Abende, die allmählich fich zu einer 
Art Heinen Hausparlaments entwidelt hatten. Einigen feiner Vertrauten deutete er an, daß 
er ſich mit großen wirtſchaftlichen Reformgedanfen trage. Leider, flagte er, fehle es ihm unter 
jeinen Mitarbeitern an Männern mit jehöpferifhen Ideen, die ihn unterftügen könnten. Man 
durfte ſich alfo auf kommende Aenderungen im Minifterium gefaßt machen. Aber niemand 
wußte etwas Sicheres. Ende 1875 zeigte fi) das Ziel der neuen Richtung etwas deutlicher 
in der Art, wie Bismard fid) des Mannes entledigte, der unter allen Miniftern der klarſte 
und entjchiedenfte Vertreter der Yiberalen Wirtfchaftspolitif in Preußen und im Reiche war, 
des Reichskanzleramts-Präſidenten Delbrüd. Ganz unvermittelt warf er in feinem Haus— 
parlament in auffehenerregender Weije den Gedanken auf, daß man an den Erwerb jänt- 
Vier Eifenbahnen für das Reich denfen müffe. Gleichzeitig wies er auf die Ueberlaſtung 
des Neichefanzleramts hin und erörterte defjen Zerlegung in eine Anzahl jelbjtändiger Reichs— 
ämter al3 eine unabweisbare Aufgabe der nächſten Zufunft. Das werde allerdings nicht ohne 
eine „Verkleinerung“ Delbrüds abgehen. Bismark wußte, daß er damit Delbrüd an der 
empfindlichften Stelle getroffen hatte. Diefer war feinerzeit der Vermittler geweſen, der bie 
deutfhen Höfe zur Annahme der Reichsverfafjung bewogen hatte. Er hatte ihnen die for= 
melle Zuficherung erteilt, daß die darin gezogenen Grenzen zwijchen Einzelftaaten und Reid) 
auf das unverbrüdjlichfte eingehalten und gegen jeden Angriff zum Nachteil der Einzeljtaaten 
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verteidigt werden würden. MS ehrlicher Mann fonnte er demnach die Reichseiſenbahn-Idee 
unmöglich vertreten. Delbrüd war feinfühlig genug, den Wink des Kanzlers zu verftehen : 
er nahm feinen Abſchied und wurde durch den gewandten heſſiſchen Minijterpräfidenten 
Hofmann erjeht. ER F 

Zu derſelben Zeit machte der Kanzler weitere Andeutungen über ſeine fünftige Politik. 
Er trage ſich mit großen und weittragenden Plänen für die künftige innere Politit und 
werde bei Ausführung derſelben die Unterſtützung der bisherigen loyalen Mehrheit nicht ent- 
behren fünnen. Es würde ihm deshalb ganz recht jein, wenn ber rechte Flügel der nationales 
liberalen Partei oder auch die Freifonfervativen bei den Wahlen eine Verſtärkung erlangten. 
Es fei ihm lieb, wenn diefe Anfichten allgemein befannt würden. 

" MWindthorft hatte diefe Anzeichen eines beginnenden Umſchwunges ber Bismarckſchen 
Politik in ihrer ganzen Bedeutung erfaßt. Jetzt kam für ihn der Augenblick, wo es ihm 
gelingen konnte, das Zentrum aus der bisherigen Abwehrſtellung zur poſitiven Mit— 
arbeit zu führen. Eine auf den Grundſätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit aufgebaute 
Wirtihaftspolitif gehörte zu den bedeutfamften Forderungen des Zentrumsprogramms. Auf 
diefem Gebiete fonnte die Partei fich kraftvoll und führend betätigen. Somit erwuchs jetzt 
MWindthorft die Gelegenheit, feine Befähigung als Führer einer großen geſchloſſenen Partei 
zu erweiſen. 

Der Weg zu feinem Ziele war mit Schwierigfeiten aller Art verrammelt. Noch jtand 
das Zentrum im Parlament völlig allein und war von allen anderen Parteien gleich) 
gemieden. Aus „geſchwärzten Händen“ wollte niemand Anregungen und Hülfe entgegen- 
nehmen. Der Kulturfampf hatte zwiſchen den Konfefjionen eine abgrundtiefe Kluft von Miß- 
trauen und Abneigung aufgerifjen, die faum überbrüdbar erjchien. 

Der Reihsfanzler ftand dem Zentrum jo ablehnend gegenüber wie nur möglid). 
Er mochte fi) immerhin nicht der Erfenntnis verſchließen, daß eine Partei, die jo Fräftig zu 
widerftehen vermöge, aud) eine zuverläffige Stüße für eine in ihrem Sinne geführte Politif 
jein müffe. Er wußte aber auch nur zu gut, daß das Zentrum unter Windthorft3 Führung 
fi) niemals bedingungslos und blind ihm unterordnen würde. Schon aus diejem Grunde 
ſchied es aus feiner politifchen Rechnung völlig aus. Er ſuchte vielmehr eine Mehrheit im 
Reichstag, in der — mie die offiziöfe Provinzial-Korreſpondenz (10. April 1878) ſich aus: 
drüdte — „Ronfervative und Liberale in der Unterftüßung einer wahrhaft energifchen und 
nationalen Regierung entſchloſſen zuſammengehen“. Zu diefem Zwede galt es, den linken 
Flügel der Nationalliberalen, der aus den fonjequenteren, fortſchrittlichen Elementen gebildet 
wurde, von der Partei abzufprengen und den verbleibenden größeren Teil unter v. Bennigjens 
Führung als Kerntruppe der ihm unbedingt ergebenen Mehrheit einzureihen. Darauf jehen 
wir in der Tolge das heikejte Bemühen des Kanzlers gerichtet. 

Windthorſts Taftif verfolgte demgemäß ein zweifaches Ziel: nad) der einen Seite 
die Bildung einer willenlos ergebenen Regierungspartei fonjervativsliberaler Färbung mög— 
Kihft zu verhindern, und anderjeit3 das Zentrum einig und gejchloffen zu halten bis zu dem 
Augenblide, wo der Kanzler gezwungen fein würde, feine Unterftüßung zu ſuchen. Das 
leßtere mußte um jo eher und vollitändiger eintreten, je befjer das erjtere gelang. 

So begann ein überaus interejantes Schadhfpiel, in dem die beiden Meifter diploma= 
tifher Kunſt und politifcher Taktif ihre ganze Geſchicklichkeit einjekten. Der Parlamentarier 
Windthorſt war es, der den mächtigen Staatsmann Bismard endlich zwang, fi) auf dem 
Gebiete der Wirtjhaftspolitif feiner Hülfe zu bedienen, und der ihn dann auf kirchenpoli— 
tiſchem Gebiete Zug um Zug von einer Pofition auf die andere zurücddrängte, bis vor 
beendigter Partie der Kanzler leider das Schlachtfeld verlaſſen mußte. 

Windthorit jah Far, daß der Schwerpunft feiner Tätigfeit fortan im Reichstage 
Tiegen müſſe. Bald bot fi ihm auch Gelegenheit zu einem bedeutjamen Vorftoße. Von den 
notleidenden Induſtrien war die Eifeninduftrie augenblidlih am meiften gefährdet. 
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Windthorft hatte mit den Vertretern der theinijch-weitfälifchen Induftriebezirke, den Abge- 
ordneten Löwe, Berger, Hammader u. a., ftetS eifrigen Verkehr unterhalten. Er war von 
den ſchweren Sorgen der weitlichen Eijenhüttenleute genau unterrichtet. „Da, wo der Märker 
Eiſen redt“, erzählten ausgeblajene Hochöfen und ftilfiegende Walzwerfe von verlorenen 
Millionen und einem befflagenswerten wirtſchaftlichen Notjtand. Einzelne Gemeinden ſeufzten 
unter unerträglichen Laſten. Zuſchläge von 300 Prozent der Staatsſteuer als Gemeindeſteuer 
bildeten die Regel; Zuſchläge von 400—500 Prozent waren nicht ſelten. Durch zahlreiche 
Petitionen gedrängt, raffte fi) die Negierung zu einem Verſuch auf, dem weiteren Nieder 
gange der Eifeninduftrie einen Riegel vorzufchieben. Sie legte gegen Ende 1876 dem Reichs— 
tag einen Geſetzentwurf vor, der die heimiſche Eifeninduftrie gegen die Konkurrenz ſolcher 
Erzeugnifje des Auslandes, die durch Ausfuhrprämien begünftigt würden, mit Hülfe eines 
Ausgleihszolles ſchützen ſollte. Windthorft brachte im Anſchluſſe daran den Antrag ein, die 
für den 1. Januar 1877 vorgejehene Aufhebung der Eifenzölfe überhaupt noch weiter 
hinauszujchieben. 

Bei der Beratung der NRegierungsvorlage gab Finanzminifter Camphaujen die Er- 
Härung ab, die Regierung halte entjchieden an dem Fortfalle der Eijenzölle feft. Der Reichs— 
fanzler deutete dagegen ganz leife an, daß er nicht grundfäßlid) einer Verlängerung des 
Zolles abgeneigt ſei. Jedenfalls ſchob er die volle Verantwortlichfeit für die augenblicliche 
Handelspolitif dem Nefjortminifter zu. Windthorſts feinem Ohre war diefe Wendung nicht 
entgangen. Sofort hakte er an denjelben Pflock an: „Ich bin erfreut geweſen, aus der 
Aeußerung de3 Herrn Reichsfanzlers geftern herauslefen zu dürfen, daß, wenn der Reichstag 
diefen Antrag annähme, er nicht widerfprechen würde.“ Gleichzeitig aber bedeutete er dem 
Reichsfanzler ganz unummunden, er jei und bleibe die einzige verantwortlide Perſon 
der Reihepolitif; die Verantwortung treffe ihn allein, wenn die Dinge ſich jo weiter ent= 
wickelten wie bisher. 

Der Regierungsantrag wurde an eine Kommifjion verwiejen, in der er ein jtilles 
Begräbnis fand. Den Windthorftihen Antrag lehnte die Mehrheit -- darunter 106 National- 
liberale — höhniſch ab. 


Bon der Tragweite des Windthorjtichen Antrages Hatte die nationalliberale Partei 
feine Ahnung. Schultheß meint in feinem Gejchichtsfalender naiv: der Antrag jei „offenbar 
nur darauf berechnet, die Wahlagitation der Ultramontanen am Rhein und in Weitfalen zu 
unterftügen“. Für Windthorft bedeutete er den Beginn einer planvoll angelegten und weit 
ausgreifenden politifchen Aktion. Er follte dem Fürften Bismard die Unfruchtbarkeit 
des Nationalliberalismus auf wirtſchaftlichem Gebiete flar vor Augen führen; 
er jollte ihm weiterhin zeigen, daß die Wege des Zentrums mit den Bahnen feiner, des 
Kanzlers, Wirtichaftspolitif parallel liefen, und daß es nur von dem Kanzler abhinge, den 
Punkt zu finden, wo fie fi) zum fruchtbaren Zufammenwirfen vereinigen könnten. Erft 
mehrere Jahre jpäter, als die Früchte feiner ftillen Arbeit reif in Windthorfts Schoß fielen, 
ging dv. Bennigjen über die Bedeutung des Windthorftihen Vorgehens ein Licht auf. „Hätten 
wir damals vorausgeſehen“ — Hlagte er am 5. Mai 1879 im Reichstage — „was die 
Aufhebung der Eifenzölle für eine Wirkung haben würde auf die ganze Konftellation der 
wirtſchaftlichen Interefjenbewegung, wahrlid, dann würde man gewiß einen ſolchen Schritt 
unterlaffen haben. Es find gewiß viele unter ung, ſelbſt ſolche, die den freihändferijchen 
Standpunkt vertreten, welche Großes darum geben würden, wenn dieſer Schritt von damals, 
von 1876 auf 1877, ungejchehen gemacht werden könnte!“ 


Windthorft blieb aud) in diefer Frage feiner alten Taktik treu, feine Gelegenheit vor— 
beigehen zu laſſen, ohne erneute Anträge zu ftellen. Als am 1. Januar 1877 der letzte Reit 
der Eifenzölle gefallen war, brachte die Regierung abermals einen Entwurf ein, der die Ein- 
führung von Ausgleihszöllen forderte. Auch diefer wurde mit großer Mehrheit abgelehnt. 
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Nun beantragte Windthorft, wenigſtens die zahlreichen Petitionen, die den Schuß der 
heimiſchen Industrie forderten, der Regierung zur Kenntnisnahme zu übermeijen 
— mit demfelben Mißerfolgel Aber der Unermüdliche hatte noch einen Pfeil im Köcher. 
In derjelden Situng ftand ein Antrag Varnbülers auf der Tagesordnung, der eine Unter— 
ſuchung über die mißliche Lage der deutſchen Induftrie und Landwirtichaft forderte. Die 
Stunde war fehon weit vorgerüdt, das Haus fichtlich ermüdet. Da beantragte Windthorit, 
diefen Antrag von der Tagesordnung abzujegen. Derjelbe jei „einer der bedeutungsvolliten, 
welcher gejtellt werden fünne”, und angeſichts der Notlage der Gewerbe dürfe der Reichstag 
aud „nicht den Schein auf fich Ienfen, eine fo wichtige Sache über das Knie brechen“ zu 
wollen, indem er die Beratung in jo fpäter Stunde beginne. Die Vertagung erfolgte; Windt- 
horſts Abſicht, durch feine Begründung des PVertagungsantrages die Bedeutung des Varn— 
bülerfhen Antrages in das rechte Licht zu ftellen, war erreicht. Der ganze Vorgang war um 
jo bedeutfamer, als gerade im Augenblide vorher ein nationalliberaler Abgeordneter, v. Benda, 
entrüftet dagegen Einfprud) erhoben hatte, daß jein Name unter dem Antrage VBarnbüler jtehe; 
er werde gegen den Antrag ftimmen. 

Mit klugem Vorbedacht juchte Windthorft auch außerhalb des Zentrums Stüßpunfte 
für jein taftifches Vorgehen. Schon Ende 1874 hatte fich im Neichstag eine Fleine Gruppe 
von Dertretern weſtlicher Induſtriebezirke gebildet, die fjpäter zu der großen „Freien 
volfsmwirtjhaftliden Vereinigung“ anwuchs. Anfänglid) gehörte Windthorft ihr 
noch nicht an. Daß er ihr aber nicht fernftand, beweiſt fein Eijenzollantrag. Vielmehr Tiegt 
die Annahme nahe, daß er ihre Bildung nicht unmejentlich beeinflußt hat, denn mehrfach 
ſuchte er jpäter Gelegenheit, gerade die Bedeutung der Zentrumsgruppe in der wirtſchaftlichen 
Bereinigung ftarf in den Vordergrund zu rücden. 

Der Reichskanzler nahm anjcheinend von den Windthorſtſchen Beftrebungen feine Notiz. 
Sein unabläfjiges Bemühen war darauf gerichtet, eine Mehrheit mit Hülfe der national- 
liberalen Partei zu bilden und zu dem Zwecke dieſe in feinem Sinne zu einer bedingungalos 
minifteriellen Partei zu erziehen. Den eriten Erfolg feiner Erziehungsmethode erzielte er bei 
den Juſtizgeſetzen. Zwei Jahre hatte der Reichstag über die umfangreihen Vorlagen 
beraten. As man am Schluß angefommen mar, jebte der Bundesrat einer Reihe von 
Beitimmungen ftarfen Widerftand entgegen. Es hatte den Anfchein, als follte die Arbeit 
zweier Jahre erfolglos fein! Im letzten Augenblide Yegte Bismard den Nationalliberalen ein 
Kompromiß vor, das al3 das äußerfte Zugeftändnis der Regierungen aufzufaffen ſei. Unter 
dem ehernen Willen des Kanzlers brach die Widerftandskraft der Nationalliberalen zufammen. 
Der Kompetenzkonflift wurde wieder hergeftellt, die Gefchworenengerichte für Preßvergehen 
wurden geſtrichen, der Zeugniszwang für die Prefje aufrecht erhalten. „Konzeſſionen“ — 
jagte Windthorft — „welche nichts anders find, als die Senkung der Fahne auf allen Ge- 
bieten der Freiheit und des Rechts." Mit beihämender Refignation Yegt die nationalliberale 
Partei in ihrer „Anfprache an das deutſche Volk“, in der fie ihr Verhalten zu rechtfertigen ſucht, 
das Gejtändnis ab: „Nur einige auf die Prefje bezügliche Beftimmungen bleiben beanftandet, 
aber auch in dieſer Beziehung ift wenigftens fein Nücjchritt gemadht.“ So genügjam waren 
die Männer geworden, die durch „Einheit zur Freiheit“ gewollt hatten, daß fie ſich freuten, 
wenn fie wenigjtens „feinen Rückſchritt“ zu verzeichnen hatten! 

Fürſt Bismarck rieb fi) die Hände. Seine Provinzial-Korrefpondenz meldete trium- 
phierend: „Mit diefem Verhalten der nationalliberalen Partei ift die fonftitutionelle Irrlehre 
von der Machtvollkommenheit des Parlaments endgültig abgetan.“ 

Die Neuwahlen zum Reichstage vom 10. Januar 1877 waren vor allem den Konſer⸗ 
vativen günſtig, die ſich inzwiſchen mit Bismarck ausgeſöhnt hatten und mit einem von ihm 
gebilligten neuen Programm unter dem Namen „Deutſch-konſervative Partei“ auftraten. Die 
Nationalliberalen verloren 25 Sike, bildeten indes noch immer die ftärffte Partei des Reichs— 
tages mit 127 Mitgliedern. Die Zentrumspartei erſchien um einige Stimmen verftärkt. Bei 
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diejer Gejtaltung der PBarteiverhältniffe war die nationalliberale Partei immer nod) die Haupt- 
truppe der Bismardihen Majorität. Um jie noch feiter an fih und feine Pläne zu fefjeln, 
dachte Bismard jogar daran, ihren Führer v. Bennigfen in das Minifterium zu nehmen. Zuvor 
verſuchte er ji abermals eines unbequemen Miniſters zu entledigen. Dem Marineminifter 
v. Stoſch traute er den Ehrgeiz zu, ich bei. einem etwaigen Thronwechſel als den künftigen 
Reichskanzler zu betrachten. v. Stoſch jtand in hohem Anfehen beim Kaifer und genoß vor 
allem das volle Vertrauen des Kronprinzen. Bei der tadellojen Geihäftsführung des Minifters 
war ihm amtlich nicht beizufommen. Deshalb verjuchte es der Reichgfanzler mit dem bei 
ihm beliebten Mittel parlamentarifher Brüsfierung. In der Situng vom 10. März 1877 
beſchuldigte er ganz unvermittelt den Marineminifter des Mangels an Mut bei der Ber- 
tretung feiner Vorlagen gegenüber der Fortſchrittspartei. dv. Stoſch reichte infolgedefjen jein 
Abjchiedsgefuh ein, aber der Kaifer lehnte es rundweg ab. Nun entwidelte ji) aus der 
Minifterkrifis eine Kanzlerfrijis; Bismard forderte jeinerjeit3 den Abjchied. Auch diefen 
verweigerte der Kaiſer. Als trogdem Bismard auf feinem Geſuche beftand, ſchrieb Kaiſer Wilhelm 
das berühmte „Niemals!“ an den Rand des Geſuches und erteilte dem Kanzler einen Ur- 
laub auf unbejtimmte Zeit „zur Herftellung feiner angegriffenen Gejundheit“. Der Kanzler 
ſtand ſomit feſter als je und hatte jelt freies Feld für jeine Pläne. 

Das Schreiben des Reichskanzlers an den Reichstag, in dem er mitteilte, daß der 
Präfident des Neichsfanzleramtes ihn in den inneren Angelegenheiten de3 Reiches und Staat3= 
jefretär v. Bülow in den auswärtigen vertreten werde, gab Gelegenheit zu einer Neichstags- 
debatte, die ſich zu einer bedeutſamen politifchen Aktion geſtaltete. Die Nationalliberalen 
Hänel und dv. Bennigfen gaben ihrer Befriedigung darüber Ausdrud, daß der Kanzler, der 
für das Reich unentbehrlich fei, durd) Gewährung eines Urlaubs die Möglichkeit erlangt 
habe, feine Gefundheit zu Fräftigen. Bennigſen nahm dann die Gelegenheit wahr, Andeu- 
tungen über Bismards Pläne zu maden, die ihm diefer zur vertraulichen Wiedergabe an 
feine Fraktionsgenoſſen mitgeteilt hatte. Danach ſollte in Bälde das Reichsfinanzamt mit 
dem preußifchen Finanzminifterium vereinigt werden, jo daß dann Der preußiſche Finanz⸗ 
miniſter der geborene Präſident des Reichsſchatzamtes ſein würde. Aus der Art und Weiſe, 
wie ihm Bismarck dieſe Eröffnung gemacht hatte, durfte Bennigſen entnehmen, daß er für 
dieſen Poſten auserſehen ſei. 

Die Ausführungen Windthorſts zur Stellvertretungsfrage ſtellen ein Meiſterſtück feiner 
Diplomatie dar. Die Worte ſind ſo ſorgfältig gewählt und im Stenogramm fo gewiſſen— 
haft unterftriden, daß fie den Kanzler nicht reizen, aber ihm deutlich zu verjtehen geben, wie 
gut Redner das Spiel durchſchaut, das Bismard mit dem Kaiſer, nit Bennigjen und mit 
dem Reichstage treibt. 

„Es ift gewiß nicht meine Abficht, einem abwejenden und kranken Manne gegenüber eine 
Polemik zu eröffnen.” Aber der Vorredner Bennigjen habe des Guten etwas viel getan. Es wäre 
ſchlecht um das Reich beftellt, wenn es von der Exiſtenz eines einzelnen Mannes abhinge. Die deutjchen 
Fürften und der Reichstag genügten unter allen Umftänden, das Deutjche Reich gegen alle Gefahr 
zu ſchützen. Gr bedauere, daß der Neichskanzler durch feine Gejundheitsumftände genötigt jet, 
einftweilen von den Geſchäften zurüdzutreten. Aber er ſelbſt werde ſich jagen: das Reid 
ann auch ohne mich beftehen. Darüber, ob der Rücktritt des Kanzlers wünjchenswert fei, habe 
er fi) nicht zu äußern. Er perſönlich wünſche ihn, namentlich mit Bezug auf den Kulturfampf, nicht, 
denn der Kanzler habe durch fein ganzes öffentliches Verhalten gezeigt, daß er mehr als andere geeignet 
fei, dann, wenn er den Frieden nötig habe, ihn in großen Zügen zu jhaffen. „Ich habe fein 
Bedenken, zu jagen, daß, wenn ich jemals eine Verhandlung über Beendigung des Kulturfampfes zu 
führen hätte, ich fie Tieber mit dem Fürften Bismard führte, als mit der preußiſchen Bureaufratie.“ 
Bennigjen habe die friedliche Tendenz der auswärtigen Politik gerühmt, und „da er ſehr unterrichtet zu 
jein pflege”, wolle er, Redner, annehmen, daß eine friedliche Politif wirklich vorherrſche. „Was die 
innere Politif des Reichskanzlers betrifft, jo halte ich dafür, daß auf den meiften Gebieten der 
inneren Politik Deutjhlands eine gründliche Umfehr notwendig tft. Ich habe die 
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Ueberzeugung, daß die Notwendigkeit dieſer Umfehr auch dem Herrn Neichöfanzler Har geworden ſein 
wird, und daß nicht zum geringften Teil dieſe Erkenntnis und daneben die Unzulänglichfeit der zur Zeit 
vorhandenen Mittel ihn bewogen haben werden, einftweilen zur Ausführung diefer Umfehr fih Ruhe zu 
verſchaffen.“ Weiterhin warnt Windthorft, die von Bennigſen angedeutete anderweite Ausgeftaltung des 
Reihsfinanzamtes nicht ganz jo harmlos aufzunehmen, tie diefer fie darftelle. Auch er Halte einen 
Ausbau der Reichsverfafjung durch Reichsminiſterien wohl für möglich und fei bereit, dazu mitzumirfen, 
aber nur unter der Bedingung, daß gleichzeitig die Garantien für die Selbftändigfeit der Bundesstaaten 
geihaffen würden. „Die Zukunftspolitik des Herrn v. Bennigſen wird alſo nicht jo einfah und glatt 
zur Wirklichkeit gebracht werden fönnen, wie der verehrte Herr es anjcheinend geglaubt hat.“ 

Eleganter und deutlicher zugleich hätte Windthorjt dem Reichskanzler faum dartun. 
fönnen, wie Elar er deſſen ganze Gefundheitsfomddie durchſchaute, daß er mit ihm eine durch— 
greifende Umfehr von den verfahrenen Wegen der inneren Politik für nötig erachtete, eine 
jolhe aber mit Bennigien und deſſen Weggenofjen für unausführbar hielt. 


In der Einjfamfeit feines pommerfchen Gutes Varzin hatte Fürft Bismard Zeit und 
Muße, feine Pläne ausreifen zu laſſen. Ihm fchwebte ein dreifadhes Ziel vor Augen: eine 
verfafjungsmäßig geordnete Stellvertretung des Neichsfanzlers, eine anderweite Abgrenzung 
der Reichsämter und deren Verfnüpfung mit preußifchen Minifterien und endlich die Finanz— 
und Steuerreform. Um die nationalliberale Partei möglichſt feſt an fi zu fetten, fnüpfte 
er Verhandlungen mit Bennigjen behufs Eintritt in das preußiſche Minifterium an. „Ic 
hatte den aufrihtigen Wunſch, ihn zu überreden, daß er zu mir in das Schiff jpringe und 
mir beim Steuern helfe; ic) läge am Landungsplag und wartete auf fein Einfteigen,“ jagt 
Bismard jelbjt über dieje Verhandlungen in jeinen Gedanken und Erinnerungen. Anfangs 
ſcheint er die Frage wirklich ernft behandelt zu haben. Aber bald mußte er ſich überzeugen, 
daß die Minifterfandidatur Bennigfens an dem Widerſpruche des Kaifers ſcheitern würde. 
Eine Tagebuchnotiz des Chefs der Neichsfanzlei, Dr. Thiedemann, vom 6. Mai 1877 be- 
fundet: „AS der Fürſt dem Kaifer den Vorſchlag machte, Bennigjen zum Minifter des 
Innern zu machen, hat der Kaiſer ihn angejehen, ala ob er mit einem Uebergejchnappten 
ſpräche.“ Gleichwohl ſetzte der Kanzler die Verhandlungen mit Bennigjen ruhig weiter fort 
und trieb auf diefe Weife mit dem nationalliberalen Führer ein graufames Spiel. Diefer 
hielt in loyaler Weiſe feine Fraktionsgenofjen Lasker, v. Fordenbet und v. Stauffenberg 
vertraulih auf dem Laufenden und führte die Verhandlungen mit deren Einverftändnis- 
weiter. Als Bedingung für feinen Eintritt in das Minifterium forderte er zwei weitere 
Minifterpoften für Fordenbet und Stauffenberg ſowie die Schaffung von Tonftitutionellen 
Garantien gegenüber der geplanten Finanzreform im Reiche. Der Kanzler ließ ihn in dem 
Glauben, daß die Annahme dieſer Bedingungen wohl möglich ei. Bennigjen fühlte ſich 
jeiner Sache jo fiher, daß er nad) der erften Unterredung auf einem Bankett in Hannover 
die Lojung ausgab von der Notwendigkeit der „goudernementalen Initiative” der national= 
liberalen Partei. Ya als er auf eine neue Einladung Bismard3 vom 17, Dezember 1877 
din ih um Weihnachten abermals nad Varzin begab, Tieß er im Hannoverjchen Courier 
in bejtimmtefter Form von dem bevorftehenden Eintritte parlamentarijcher Politiker in das 
Minifterium reden. Selbſt dann noch hielt Bismard ihn im Dunkeln, als der Kaiſer in 
einem ungnädigen Schreiben an den Kanzler unzweideutig erklärt hatte, daß er den Eintritt 
v. Bennigjens in das Minifterium nicht mit Vertrauen begrüßen fünne, und Bismard ſelbſt 
eingeſtehen mußte, daß „durch dieſen Vorgang jede weitere Verhandlung mit Bennigſen ſich 
von ſelbſt verbot“. 


Die nationalliberalen Führer waren endlich des Hinhaltens müde. Sie wollten willen, 
was fie von Bismard zu erwarten hatten. Am Tage der NReichstagseröffnung, 6. Februar 
1873, bielten fie eine vertrauliche Beſprechung ab, in der bejchlofjen wurde, durch eine Inter— 
pellation über die äußere und innere Politik die Lage zu Hären. Kiberale und Konfervative 
brachten eine Interpellation über die orientafifhen Angelegenheiten ein. Bennigjen ließ den 
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Kanzler von feiner Abſicht verftändigen und erhielt deſſen Informationen durch den Staats— 
jefretär v. Bülow. In diefem Augenblicke fam die Interpellation allerdings dem Kanzler 
wenig gelegen. Er hatte Gründe gewichtiger Art, die Entſcheidung über die Gejtaltung der 
inneren Politik noch Hinauszufchieben. Vor allem mußte ihm daran liegen, abzuwarten, wie 
nad) dem Tode des Vapftes Pius IX. (7. Februar 1878) die Dinge in Rom ſich entwideln würden. 

Niemand kannte die dilatorijchen Wünſche des Reichskanzlers befjer als Windthorft, 
der darauf jeine Stellungnahme einrichtete. 

Mit ironiſcher Genugtuung ſtellte er bei Beſprechung der Interpellation feft, daß die national= 
liberale Partei den Augenblid für gefommen erachte, nun auch die auswärtige Politif im Neichstage zu 
beiprechen, was man bisher dem Zentrum als Verbrechen angerechnet habe. Und da diejes Vorgehen 
nicht ohne vorherige Genehmigung erfolgt ſei, jo dürfe er darauf jchließen, daß auch die maßgebende 
Stelle damit einverftanden jet. Darin liege ein Fortſchritt, und nachdem jo das Necht des Neichstages 
anerfannt jei, behalte er fi) vor, zu gelegener Etunde fleißig davon Gebrauch zu machen. Noch unan= 
genehmer mochte e8 dem Kanzler in die Ohren fingen, als Windthorft fortfuhr: Eine andere Folge 
der Interpellation jet die, daß fich anjcheinend auch die „große Partei zujammengefunden habe, die als 
Grundlage einer kräftigen NReichspolitif jo lange gejucht worden ſei“. Allerdings befenne er, daß ihm 
der verbindende Uebergang von rechts nach links nicht recht Har geworden ſei. Speziell an die Adreſſe 
des Reichsfanzlers ift dann noch der beftimmte Sat; gerichtet: „Wir jehen hier alle Parteien vereint bis 
auf meine politiihen Freunde und mich, die man zu fragen feine Beranlafjung gehabt hat. Wir find 
darüber gar nicht betrübt, wir find zu jehr gewöhnt an eigenes, jelbftändiges, klar begrenztes 
Handeln.” 

Gereizt antwortete der Kanzler, die Behauptung, die Interpellation ſei beftellt oder genehmigt, 
jei eine Unmwahrheit. Wenn jeine Meinung eingeholt worden wäre, würde er geraten haben, fie zu ver— 
ſchieben. Im übrigen war feine Rede voll ausgejuchter Bosheiten gegen Windthorft, der jo rückſichtslos 
des Ranzlers Karten aufgededt hatte. Windthorft erwiderte in einer perjönlichen Bemerkung jehr 
ruhig: „Wenn der verehrte Herr Reichskanzler auf meine Aeußerung mit einer gewiſſen Heftigfeit ant- 
mwortete, die auch perjönfiche Richtung nahm, jo will ich mich mit den Worten tröjten: C’est la verite, 
qui blesse.* (Die Wahrheit tut meh.) 

Etwas Harer geftaltete fi) die Lage bei der am 22. Februar erfolgten Beratung über 
den inzwifchen vom Finanzminifter Camphaufen vorgelegten Entwurf eines Tabakſteuer— 
geſetzes. Die nationalliberale Partei benutzte diefen Anlaß, ſich für eine umfafjende Steuer= 
reform, unter Wahrung der fonftitutionellen Rechte im Rei) und in den Einzelitaaten und 
unter Schaffung eines verantwortlichen Reichsfinanzminiſters, auszuſprechen. Bon fonjervativer 
Seite wurde — vielleicht nicht ohme beftimmte Abſicht — der Gedanke an das Monopol 
in die Debatte geworfen. Als nun Camphaufen fi nochmals abweijend über das Monopol 
ausließ, erhob ſich plötzlich der Reichskanzler, um ſich mit einer gewiſſen gejuchten Schärfe 
als Anhänger des Tabafmonopols zu befennen und vom Reichstag eine Erklärung darüber 
zu verlangen, ob er „dieſes letzte ideale Ziel, daS er für das Reich in feinem Leben noch 
erreichen möchte, zu erreichen Hoffnung habe oder nicht”. Ein echt Bismarckſcher Streich, der 
den Hlaffenden Riß zwiſchen dem Kanzler und jeinem Finanzminijter vor der ganzen Welt 
offen zeigte! Einen „äußerft fpannenden und dramatiſchen Vorgang“ nannte Lasker die 
Szene am folgenden Tage. 

Sie wurde aber noch überboten durch die weitere Entwicklung des Dramas. Minifter 
Gamphaufen bewies nämlich durch Verleſung eines Schriftſtückes aus dem vergangenen Jahre, 
daß er ſchon damals die Monopolidee befürwortet habe, worauf Bismard fi mit großer 
Befriedigung eines Sinned mit ihm erflärte. Nun brauche man ſich nicht voneinander zu 
trennen, wie er befürchtet habe, denn, fagte er, „zwiſchen diefer Auffaffung des Herrn 
Minifters und der meinigen ift ein Unterſchied nicht vorhanden, und es liegt deshalb nicht 
der Moment einer Trennung unferer Bahnen, fondern nur die Hoffnung bor, daß unfere 
Wege vielleicht noch weiter zufammengehen können, als ich vor Jahren habe vorausſehen 
können“. Camphauſen vergoß Tränen der Rührung. Anſcheinend war der Riß zwiſchen 
Finanzminiſter und Kanzler wieder zuſammengeflickt, aber es ſchien nur ſo. 
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Windthorſt hatte die Taktik des Kanzlers durchſchaut. 

Wenn Lasker die geſtrige Verhandlung dramatiſch genannt habe, jo ſei die heutige noch drama— 
tiſcher. Er zweifle, ob jemals in einem Parlament und vor der Deffentlichkeit die inneren Verhältniffe 
einer Regierung alſo zutage gelegt worden feien, wie heute hier. „Ob die Szene, die wir heute hier 
erlebt, eine Szene der Verföhnung war, ift mir noch etwas zweifelhaft geblieben. Es jcheint dabei noch 
ein Heiner Hafen vorhanden zu fein.” Mit feftem Griffe zog Windthorft dann den Schleier weg, der 
über den Berhandlungen zwiſchen Bennigjen und Bismarck immer noch ſchwebte. Offenbar jeien wir an 
einem interefjanten Moment unferes öffentlichen Lebens angelangt. Seit Monaten handele es ſich um 
die „gouvernementale Initiative“ der Majoritätspartei. Nun jei die Majorität gebildet aus den National- 
Tiberalen, dem Bortjhritt und den Konfervativen mit ihren Anhängjeln. An der Spite ftehe Herr 
v. Bennigjen. Das Programm des Neichsfanzlers und das des Minifters GCamphaufen habe man 
gehört; jetzt ſei es recht intereffant, das Programm zu hören, das die zur Initiative allein berufenen 
Majoritätsherren ihrerjeitS vorzulegen hätten, Sie hätten aber ein ſolches Programm nicht vorgelegt. 
Deshalb werde es wohl am richtigften fein, bei den alten Herren einftweilen zu bleiben und dieje 
da zu befämpfen, wo fie feiner Meinung nad) vom rechten Weg abirrten. 

Windthorft hatte richtig gejehen. Camphauſen war in eine gejchict gelegte Falle 
gegangen. Dur jein Bekenntnis zum Tabafamonopol hatte er bei der nationalliberalen 
Partei den Boden unter den Füßen verloren. „Die Meberzeugung, daß er bei ihr das Maß 
des Vertrauens der Unterftüung, auf welches er bei der Durchführung feiner ſchwierigen 
Aufgaben reinen mußte, nicht mehr finde, bejtimmte ihn vor allem, treu feinen oft ausge— 
ſprochenen Grundfäßen, aus dem Amte zu ſcheiden,“ rief ihm die offizidfe Provinzial-Korre- 
jpondenz am 27. März 1878 zum Abſchied nad. Und wie hat Gamphaujen die Tränen 
bereut, die er in der Sikung vom 23. Februar vergoffen hatte! Genau drei Jahre nachher, 
am 17. Februar 1881, jchleuderte er dem Fürften Bismard, der ihm vorgeworfen, daß er 
die Finanzen als Minifter heruntergemwirtichaftet habe, im Herrenhaufe mit Genugtuung die 
Bemerkung ins Antlitz: „In einem Punkte ftimme ic) mit dem Fürſten Bismard überein, 
das ijt die Freude, daß wir nicht mehr genötigt find, miteinander zu wirfen.“ 

Noch ein anderes Ergebnis hatte das Drama vom 23. Februar 1878. Das Bekenntnis 
zum Monopol feitens des Kanzlers teilte zugleich eine Direkte Abſage an die liberale 
Wirtjhaftspolitif dar. Bennigfen bedachte ic) feinen Augenblid, die Konjequenz zu 
ziehen. Noch in derſelben Sitzung ging er zum Kanzler, um ihm mitzuteilen, daß er die 
Verhandlungen über feinen Eintritt in das Minifterium als abgebrochen betrachte. Mit echt 
Bismarckſcher Verfehlagenheit verſchwieg ihm diefer „auch dann nod, daß ihm jede Möglich- 
keit, mit ihm zu verhandeln, durch den Kaifer ſchon jeit Neujahr abgejhnitten war“. 

Und der Grund diefer plößlichen ſcharfen Abſage an die Nationalliberalen? Er lag, 
wie früher bereitS angedeutet, auf firdenpolitifhem Gebiete. Papſt Pius IX. war 
am 7. Februar geftorben. Schon früher halte Bismard auf die Möglichkeit hingewieſen, 
mit einem verjöhnlihen Nachfolger auf dem päpftlichen Stuhle Frieden zu finden. Mit 
begreiflicher Spannung jah er deshalb der Wahl diejes Nachfolgers entgegen. Am 20. Februar 
wurde Papſt Leo XIII. gewählt, der noch an demjelben Tag ein Schreiben an Kaijer 
Wilhelm richtete und mit der Anzeige feines Negierungsantritts einen Appell an defjen 
hochherzige Gefinnung behufs Herbeiführung des Friedens für feine fatholiichen Untertanen 
verband. Mit diefer Wendung eröffnete fi) dem Kanzler eine völlig neue Ausficht, der 
inneren Berhältniffe Herr zu werden. Das päpftlihe Schreiben mußte am 22. Februar zur 
Kenntnis des Kanzler gelangt fein, und das bejtimmte feine plötzliche Schwenfung an dem- 
jelben Tage. Die alte Idee, auf dem Umweg über Rom fi das Zentrum dienjtbar 
zu machen, tauchte vor feinen Augen wieder auf. Gelang ihm dies, dann fonnte er die eine 
Partei gegen die andere ausfpielen. Zwei Eijen im Feuer — das Rebengelement Bismarckſcher 
Politik! Die Möglichkeit einer ſolchen Wendung hatte er ſchon im Sommer 1876 v. Benda 
gegenüber angedeutet: Wenn die nationalliberale Partei in das Schlepptau der Fortſchritts— 
partei gerate, werde ein ſpezifiſch konſervatives Minifterium die Folge fein, das feine Majorität 
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in der Bereinigung aller nad) rechts ftehenden Elemente — das Zentrum nicht ausge— 
ſchloſſen — ſuchen müſſe. Wie ſehr man nunmehr in den Regierungskreiſen mit einer 
baldigen Wendung der Kirchenpolitik rechnete, zeigt die Rede des Miniſters Grafen 
Eulenburg bei der Kaiſergeburtstagfeier, in der es u. a. hieß: „Wenn die Anzeichen nicht 
trügen, geht auch im Innern des Landes ein beklagenswerter Zwieſpalt einem friedlichen 
Ende entgegen.“ 

Auch Windthorſt war über die Vorgänge in Rom genau unterrichtet. Er unterhielt 
einen regelmäßigen Briefwechjel mit den maßgebenden kirchlichen Kreifen über alle Vorgänge 
auf kirchenpolitiſchen Gebiete. Die neueſte Wendung fonnte ihm um fo weniger fremd 
geblieben jein, als ja die Zentrumspartei das lebhafteſte Intereſſe an der Perfon des 
künftigen Papſtes und feinem Regierungsprogramm haben mußte. Mit feiner feinen Kombi- 
nationägabe vermochte er ji) in den Gedanfengang des Kanzler hineinzuverjegen und dem— 
gemäß jeine Taftif einzurichten. Eins hatte er dabei vor ihm voraus: der Kanzler war auf 
das Abwarten angewiefen, während Windthorft Handeln konnte. Eine Beeinfluffung 
jeiner politiſchen Aktionzfreiheit von Rom aus, die das Ziel des Kanzlers war, befürchtete 
der Zentrumsführer nicht. Demnach fonnte er die Verſuche des Kanzler, durch Rom auf das 
Zentrum einzuwirfen, in aller Ruhe abwarten, während er durch immer erneute Anträge die 
firhenpolitiiche Aktion des Papftes zu unterftüßen in der Lage war. 

Bismarcks Abſage an die Nationalliberalen hatte in der Partei die Neigung 
zur Oppofition naturgemäß verjtärft. „Es war Feuer im Dache!“ Der Kanzler fonnte aber 
die nationalliberalen Stimmen für das Zuftandefommen des Gtellvertretungsgejeges nicht 
entbehren. Darum verhandelte er wiederum eifrig mit Bennigjen und Forckenbeck. Mit 
Bennigjen begann er jogar das Minifterfpiel von neuem. Er jtellte ihm vor: Minifter 
würden nicht auf ewig gemadt. Was heute nicht möglich geweſen, fünne jpäter einmal fein. 
Auf Forckenbeck juchte er durd) die Drohung einzumwirfen, er werde nötigenfalls den Reichstag 
auflöfen und ohne diejen regieren. Er habe ja die Militärfonventionen, die jeien für die 
Machtitellung des Reiches ausreichend. Die Provinzial-Korreſpondenz wies darauf hin, daß 
die Löſung des Gegenjaßes zwifchen dem Kanzler und der nationalliberalen Partei bei der 
Beratung über die Stellvertretungsporlage gefucht werden müſſe. Die Parteiftellungen, um 
die es fich dabei handele, feien „für die gefamte innere Entwicklung von entjeheidender Bedeutung“. 

Die Vorlage fam am 5. März zur Verhandlung. Sie ſah einen Vizekanzler für 
den gejamten Umfang der Gejchäftsführung des Reichskanzlers und eine rejjortmäßige Ver— 
tretung für die in eigener und unmittelbarer Verwaltung des Reiches befindlichen Amtszweige vor. 

Die BundesratS-Vertreter von Bayern und Württemberg benußten die Gelegenheit, ganz im 
Windthorſtſchen Sinne die Einführung von verantwortlichen Reichsminiſtern als eine verfafjungswidrige 
Beeinträchtigung des Bundesrat3 abzuweiſen. Im übrigen äußerten fie ſich zuftimmend. 

MWindthorft war weniger vertrauengjelig. Er wies nad, daß die Vorlage eigentlich nur ein weit 
geöffnetes Tor für Neichsminifterien wäre. Genau dasjelbe hätten v. Bennigſen und Lasker im 
fonftituierenden Neichstage verlangt. Der Neichsfanzler felbft habe damals mit ſchlagenden Gründen 
nachgewieſen, daß eine ſolche Maßnahme ſich als Veeinträchtigung der Souveränetätsrechte der Einzel— 
ftaaten darftelle. Man jolle wenigftens die Stellvertreter aus den einzelnen Bundesftaaten nehmen, tie 
man in Amerifa die Minifter aus den verjchiedenen Bundesftaaten nehme, damit der föderative Gedanfe 
zur vollen Geltung fomme. Hänel fnüpfte an die Vorlage weitgehende Erwartungen. Er glaubte in 
ihr das Gelingen jener Verhandlungen zwiſchen einem hervorragenden Barteimann und dem Reichskanzler 
begrüßen zu jolfen, als den Uebergang zu einem Syftem, das die Vertrauensmänner der Krone aus 
den Vertrauensmännern der Mehrheit der Volfsvertretung wählt. Bennigjen war zurücdhaltender und 
beſchäftigte ſich insbeſondere mit der Ausgeftaltung des Reichsfinanzamtes. Fürſt Bismard wies die 
nationalfiberalen Hoffnungen mit jehneidendem Hohn zurüd. Er machte ſich luſtig über die „taten 
durftigen Herzen, die gerade feine weiteren anregenden Aufgaben haben, - als im Winter im Barlament 
das Volk zu vertreten und im Sommer notwendigerweife in eine gewifje Unruhe fommen, daß etwas 
gejchehen müſſe“. 13 

Hüsgen, WindtHorft. 
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Diefe Abjage wurde noch verſchärft im Verlaufe der Debatte an den folgenden Tagen. 

Windthorft machte den Verjuch, die Lage gründlich zu Hlären. Er hielt den Nationalliberalen 
ihre Frontveränderung vor. Bisher hätten fie für Reichsminiſter, für Reſſortchefs mit follegialer Ver— 
faſſung geſchwärmt; heute legten fie denjenigen Zuftand, den fie früher als unhaltbares Chaos, als Ver- 
wirrung erklärt hätten, gejeglich für immer feft. Laster habe geftern gejagt, die Vorlage hänge mit 
ganz bejonderen politischen Erwägungen zufammen. (Ruf: Das iſt uneidhtig!) „Sch habe ihn jo ver- 
ftanden.. . . und wenn e8 Lasfer nicht gejagt haben jollte, jo will ich es gejagt haben." (Große Heiterkeit.) 
Die Konfervativen irrten fi gründlich, wenn fie glaubten, daß die Forderung fonftitutioneller 
Garantien und die jonftigen von den Liberalen Herren aufgeftellten Forderungen ein Hindernis dauernder 
Art für deren Eintritt ins Minifterium feien. Man müfje fih vielmehr auf den Eintritt von Männern 
aus der liberalen Partei ins Miniftertum gefaßt halten. „SH meinesteils bin längjt darauf gefaßt, 
und ic Tann nicht leugnen, daß ich mit gewiſſer Ungeduld dem Zeitpunkt entgegenjehe, wo fich dies 
verwirklicht, denn ich bin leider älter als ich wünjche. Ich muß hoffen, daß die Entwicklung nicht zu 
langjam geht. Dieſe Phaje muß notwendig durchgemacht werben. Vielleicht ſchlägt fie zum Guten aus, 
und dann werde ich mich freuen, oder fie fehlägt zum weniger Guten aus, dann werde ih mi der 
Sache wegen vielleicht noch mehr freuen, der Berjonen wegen aber ſehr betrübt fein.” 

Nach Lage der Verhältniffe mußte Bismard dieſe Windthorftihen Ausführungen als übermütigen 
Spott auffaffen. Sein ganzer Grimm ergoß ſich über Lasfer. Am vorhergehenden Tage hatte er dieſem 
den Vorwurf gemacht, er halte die Zerfahrenheit in der Regierung für fein deal. Laster verſuchte, 
den Vorwurf als auf einem Mißverftändnis beruhend zurüdzumeifen. Da polterte der Kanzler los: 
Gerade Lasker habe ihm durch jeine Tätigkeit feine Aufgaben in höherem Maß erſchwert als irgendein 
anderes Mitglied im Haufe. „Er tut es“ — fügte er höhnend bei — „bin ich überzeugt, mit wohl 
wollenden patriotijchen Abfichten. Wenn irgend etwas das Zufammengehen in ſchwierigen Sachen ver— 
fümmern fann, jo ift es der fittlich belehrende und ftrafende Pathos an der unrichtigen Stelle.“ 

Nach Annahme des Stellvertretungsgejeßes vollzogen ſich die. unvermeidlich gemordenen 
Beränderungen im Minifterium in raſcher Folge. Am 19. März wurde das Abſchiedsgeſuch 
Camphauſens genehmigt. Am 25. März erhielt der Handelsminifter Achenbach jeine Ent- 
Yaffung. Graf Stolberg wurde zum PVizefanzler, Hobrecht) zum Yinanzminifter, 
Maybach zum Handelsminifter ernannt. 

Bisher waren alle Bemühungen Bismard3, die nationalliberale Partei dem Einfluſſe 
des fortfchrittlichen Flügels unter Laster und Stauffenberg zu entziehen, erfolglos geblieben. 
Vergebens hatte er durch die offiziöfe Preſſe die nationalliberale Partei mahnen laſſen: „Die 
Abgeordneten der liberalen Fraktion find auf den Namen Bismard gewählt. Auf 
der Fähigkeit, ihn zu unterftügen, beruht ihr Mandat. Die Nation in ihrer Mehrheit will 
den Ranzler an der Spibe der Gejchäfte fehen, umgeben von Miniftern und Parlamenten, 
die fein verantwortungsvolles Amt nicht erſchweren, ſondern erleichtern und ihm wirflide 
Stüßen find.” Die Mahnung war unbeachtet verhallt. Das Minifterfpiel mit Bennigjen 
hatte auf beiden Seiten Mißſtimmung zurüdgelajfen. Bennigjen ſtehe zu jehr unter dem 
Einfluffe Laskers und der Fraktion, grollte der Reichskanzler, was tue man in einem 
Minifterium, wenn man durch Fraftionsbejhlüffe gebunden feit Der Unmut des Kanzlers 
richtete ih nunmehr nicht nur gegen den linken Flügel allein, fondern gegen die ganze 
nationalliberafe Bartei. „Biegen oder brechen!“ war jebt die Loſung. 

Das Attentat Hödels auf Kaijer Wilhelm am 11. Mai 1878 gab ihm Gelegen- 
heit, daS Rezept zu erproben. Aus Anlaß des AttentatS wurde dem Neichätage ein Gefeh- 
entwurf vorgelegt, der jharfe Maßnahmen gegen die Sozialdemofratie vorjah 


1) Hobrecht gehörte zwar auch zur nationalfiberalen Partei, doch war jeine Minifterfandivatur 
feineswegs als ein Zugeſtändnis an dieſe aufzufafen. Sie war nur eine Art Verlegenheitsfandidatur, 
meil ſich fein anderer repräfentabler Finanzminifter finden ließ. Es war vorher jchon mit verjchievenen 
Perjonen verhandelt worden, wenn auch Poſchinger die damals umlaufende Verſion, Hobrecht jet der 
achte Kandidat, dem das Yinanzminifterium angeboten worden jei, als „alberne Erfindung“ bezeichnet, 
die „ven Zweck gehabt Habe, Bismards Finanzpolitik lächerlich zu machen“. (Poſch. a. a. ©. I, ©. 140. 
Bol. auch Erinnerungen an Bismard, Neue Folge, von Frhr. dv. Mittnacht, S. 12 ff.) 
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und ſich über die Schranken der Verfaſſung hinwegſetzte. Die Nationalliberalen machten 
vergebliche Verſuche, ihre Bedenken gegen den Entwurf beim Kanzler zur Geltung zu bringen. 
Dieſer beftand darauf, daß das Geſetz unter allen Umftänden durchgebracht werden müffe. 
Die nationalliberale Partei hatte ſelbſt die Ueberzeugung gewonnen, daß das Geſetz mehr 
eine Belajtungsprobe für fie, als ein Schlag gegen die Sozialdemofratie fein jolle. Sie 
beſchloß in ihrer Fraktionsſitzung einftimmig, die Vorlage abzulehnen. 

Bennigfen begründete die Ablehnung im Reichstag in einer langen Rede, die darin gipfelte, 
man fönne jo weitgehende diktatoriſche Vollmachten nur einer Regierung übertragen, zu der man volles 
Vertrauen habe. In Preußen aber herriche die Minifterkrifis in Permanenz. Drei Minifter jeien 
gegangen; jeßt rede man jogar von einem Wechſel im Kultusminifterium. MWindthorft erwiderte 
treffend, das Zentrum ftehe ſolchen Veränderungen fühl gegenüber. Es habe daran fein perjönliches 
Intereſſe. Der einzige Minifter fei ja doch der Reichsfanzler. Er ſei eg rechtlich im Reiche, 
tatjählich in Preußen. Wie fünne man denn ein großes Intereſſe daran haben, welche Stellvertreter 
er jich wähle? Mit großem Geſchick griff dann Windthorft einen Ausſpruch des Präfidenten des Reichs— 
Tanzleramts Hofmann auf. Diefer hatte ih dahin geäußert: „Die ſozialdemokratiſche Idee werden wir 
durch irgendwelche geſetzgeberiſche Zwangsmaßregeln nicht ausrotten. Dazu gehören allerdings geiſtige 
Kampfesmittel, und dieſe Mittel liegen in der Hand derjenigen Mächte im Staate, denen die 
Erziehung des Volkes obliegt. Dem ſozialdemokratiſchen Gedanken entgegenzutreten, dag it 
zunächft Aufgabe der Kirche. (Bewegung) Ich bin ganz überrajcht, daß diefe einfache Wahrheit im 
Haufe ein gewiſſes Aufjehen macht. (Ruf: Mit Recht!) Ja, meine Herren, der Schaden, den die Sozial— 
demofratie dem Volke zufügt, liegt auf religiöfem Gebiete.“ (Sehr richtig!) Daher müfje die Kirche 
in Verbindung mit der Schule dahin wirken, die Jugend nicht bloß zu unterrichten, jondern aud zu 
erziehen, indem fie der Erziehung eine religiöje und fittliche Grundlage gebe. 

Sofort legte Windthorft diejes Geftändnis feft, um feine Konjequenzen daraus zu ziehen. 
Zum erften Male jeit Jahren jet von der Minifterbant dag Wort Religion ausgefprochen worden. 
Wo die Kirche frei walte, ſuche die Sozialdemokratie vergebens ihre Lehren zu verbreiten. Alſo weg 
mit dem Kulturfampf, damit wir alle gemeinjam uns lediglih den Aufgaben des 
Staates wieder zuwenden fünnen! Wenn unter Verzicht auf den vergeblichen Verſuch, die jeit 
Sahrtaufenden ftreitige Grenzlinie zwiſchen Staat und Kirche zu finden, durch Vergleich die früheren 
friedlichen Beziehungen wieder hergeftellt jeien, würde man die Sozialiften zurüdwerfen auh ohne 
Ausnahmegejege. 

Diesmal blieben die Nationalliberalen fe. Mit dem Zentrum verwarfen fie das 
Ausnahmegejeh. Nur Treitſchke ftimmte dafür, und Gneift enthielt ih der Abjtimmung. 
Der Reichskanzler nahm die Unbotmäßigfeit der Nationalliberalen ſcheinbar gleichgültig hin. 
Er hatte Zeit zu warten. Der Reichstag ging ja in die Ferien. Da fiel ihm ſchon nad) 
einer Woche infolge des zweiten Mordanfalles auf den Kaifer (Attentat des Dr. No- 
biling, 2. Juni 1878), wie Prof. Onden fi) ausdrüdt, „eine Gelegenheit in den Schoß, 
wie fie jelbjt jeine dämoniſche Taftif nicht wirffamer hätte erfinnen können“, um die National- 
liberalen in das Joch der Regierung zu zwingen. „Seht habe ich die Kerle, die National- 
liberalen!“ war jein erjtes Wort, als er die telegraphiiche Nachricht von dem Attentat erhielt. 
Sofort wurde der Reichstag aufgelöft, und num ſetzte Bismard alle Hebel in Bewegung, um 
die nationalliberale Partei von allen fortjchrittlichen Elementen und Neigungen zu reinigen. 

Für die Neuwahlen zum Reichstage verfaßte er als Weiſung an die Behörden ſelbſt 
eine Denkſchrift, deren Wortlaut er ein um das andere Mal umarbeitete, bis er die 
richtige ſcharfe Faſſung gefunden hatte. Den Nationalliberalen wurde darin vor Augen 
geführt, daß die poſitive ftaatlihe Wirkfamfeit, zu der fie berufen fchienen, deshalb bisher 
nicht zur fruchtbaren Entwidlung habe fommen fünnen, weil in ihr unter national- 
liberaler Maske forticrittlide Elemente tätig jeien, die bisher die Leitung am ſich zu 
reißen gewußt hätten. Wenn es der Partei nicht gelinge, ſich der Herrſchaft dieſer fort- 
jhrittlichen Elemente zu entziehen, jo werde die Regierung auf die Gemeinjchaft mit ihr 
verzichten. Zur Duchführung einer heilſamen Wirtſchaftspolitik fei der Verſuch gemacht 
worden, unter Heranziehung der bejonnenen Elemente der liberalen Partei eine Mehrheit 
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auf breiter Baſis im vorigen Reichstage zu gewinnen. Nachdem dieſer Verſuch unter dem 
beherrjchenden Einfluß des Sraftionswejens geicheitert jei, bejtände die Hoffnung auf Ver— 
wirffihung jener Abfichten nunmehr auf der Iebendigen Betätigung des Volfes bei den 
Wahlen. Denjelben Gedanken jprah Mitte Auguft 1878 Bismard in Kiffingen dem Abg. 
v. Benda gegenüber aus. Wenn er aud) die Abficht, auf das Zentrum ſich zu fügen, weit 
von fid) wies, jo ließ er Doch) durchblicken, daß eine hartnädige Oppofition der National- 
Yiberalen ihn möglicherweife doch zum Zentrum drängen fönne. v. Benda berichtet 
darüber an Bennigfen, der Kanzler hoffe auf das fefte Zuſammenhalten der drei regierungs⸗ 
freundlichen Parteien und wünſche, daß ein paar Dutzend Nationalliberale ausſchieden, die 
in den Fortſchritt gehörten. Den Einwurf v. Bendas, dak dann die Mehrheit zweifelhaft 
werden fünne, wollte er nicht gelten laſſen. „Im übrigen, jagte er ihm dreimal, fei ihm 
dag Fraktionsweſen, konſervativ oder liberal, völlig gleichgültig, heute mehr als je. Er gehe 
feinen Weg, wer mit ihm gehe, ſei fein Freund, wer wider ihn gehe, jei jein Feind bis 
zur Vernichtung.“ Ja, Bismards Vertrauter, Dr. Lucius, redete Bennigſen nod) im Juli 1878 
zu, er möge fi vom linken Flügel zurücziehen, indem er die Möglicfeit einer erneuten 
Minifterfandidatur andeutete. 

Die Neuwahlen zum Reichstage vom 30. Juli 1878 ergaben einen ftarfen Rückgang 
der Nationalliberalen und eine Stärkung der konſervativen Parteien. Somit zerfiel der neue 
Reichstag in drei faft gleich ftarfe Gruppen: Konjervative (115), Nationalliberale (98) und 
Zentrum mit Hojpitanten (108). 

Dem auf den 9. September zu einer außerordentlichen Sejjion einberufenen Reichs— 
tage legte die Regierung den Entwurf eines Ausnahmegejeges gegen die Sozial— 
demofratie vor, der fi von feinem Vorgänger wenig unterjchied. 

Bismard zeigte den Nationalliberalen feine freundlicfte Miene und entwarf ihnen ein rofiges 
Zufunftsbild von Macht und Einfluß. Die Regierung könne fi nur auf die fieben Zehntel verlafien, 
die von den Nationalliberalen und den beiden fonjervativen Fraktionen gebildet würden. „Mein Be⸗ 
ſtreben“ — ſchmeichelte er — „geht über dieſe Vorlage hinaus dahin, womöglich aus den drei Fraktionen 
Konſervative, Reichspartei, Nationalliberale) eine feſte ſich gegenſeitig in allen Teilen vertrauende Phalanx 
zu bilden, die imſtande iſt, allen Stürmen, denen unſer Reich ausgeſetzt iſt, Widerſtand zu leiſten.“ Nur 
zu gern ſchlug v. Bennigſen in die dargereichte Hand ein. Er gab ſeiner Freude darüber Ausdruck, daß 
der Kanzler in ſo offener und unumwundener Weiſe die Gleichberechtigung der Liberalen und Konſervativen 
anerkannt habe. Beim Wahlkampfe habe man faſt den Eindruck gewinnen können, als ob ein ſtarker 
Bruch zwiſchen der Regierung und der liberalen Partei erfolgt ſei. Das ſei etwas unvorſichtig geweſen, 
meint Bennigſen mit ſchonendem Tadel, und das dürfe nicht mehr vorkommen. Seine Stellung zum 
Gefege lief ungefähr auf den Sat hinaus: die anderen Parteien haben ihre Stellung gemwechjelt, warum 
ſoll die nationalliberale Partei nicht noch einen Schritt weiter gehen? 

Das Zentrum hatte durch Frhrn. dv. Frandenftein eine Erffärung abgeben lafjen, 
die die firchenfeindlihe und revolutionäre Agitation der Sozialdemofraten verurteilt, ein 
Ausnahmegefeß aber, das neben den verwerflichen auch die berechtigten Beſtrebungen trifft 
und die Nechtsficherheit der Staatsbürger in Trage ftellt, durchaus ablehnt. Einer Erweiterung 
der ftrafrechtlichen Beftimmungen gegen jtrafbare Ausschreitungen jei e8 nicht entgegen, könne 
fi) aber der Ueberzeugung nicht verſchließen, daß zugleich pofitive Maßnahmen nötig jeien, 
zur Abhülfe unleugbar vorhandener Mißſtände. 

Ohne Bedenken überließ das Zentrum den Nationalliberalen das „Verdienſt“, das 
Ausnahmegejeh gegen die Sozialdemokratie fertig zu ftellen. 

j Windthorft goß einiges Wafler in den ſchäumenden Wein der nationalliberalen Begeifterung. 
Bennigjen habe mit großer Geſchicklichkeit den Verſuch gemacht, jeine Umkehr zu rechtfertigen und man 
habe das jogar jehr ftaatsmännifch gefunden. Allerdings wenn es daS Genie eines Staatsmannes jei, 
im Mai nein und im Oktober ja zu jagen, dann jei die Leiftung Bennigjens eine jehr ſtaatsmänniſche 
geweſen. Nach den Vorgängen, die fi in ver legten Sigung zwiſchen dem Kanzler und Bennigjen 
abgejpielt hätten, jehe er jehr erheblichen Veränderungen in der Regierung entgegen. Einige hätten die 
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Rede Bennigjens aufgefaßt als eine Kandivatenrede zum Minifteramt, er aber habe fie aufgefakt als 
den wenig gelungenen Verſuch, aus der Taufe zu heben eine „Fraktion Bismarck sans phrase” mit 
der Erlaubnis, daß die Teilnehmer diefer Traktion in bejonderen Kompanien gejtellt bleiben unter 
felbftändiger Führung des Herren v. Hellvorff, des Herrn v. Kardorff und des Herrn v. Bennigjen. Un 
Lasker richtet er die ernfte Trage: Wo ift der Rechtsftant geblieben, für den Sie bisher eingetreten find? 
Dem Reichsfanzler, der das Zentrum der reinen Negation beſchuldigt hatte, entgegnet er, die Yentrums- 
fraftion jet auf dem Gebiete der Bekämpfung der Sozialdemofratie zuerft pofitiv vorgegangen, man habe 
aber ihre Leiftung beifeite geſchoben. Der Borwurf der bloßen Negation jei deshalb abſolut falſch. 
„Ih fordere den Herrn Reichskanzler und jeine drei Kompanien auf, mir nachzuweiſen, daß fie in 
irgend welcher gleichen Weiſe pofitiv tätig gemwejen find. Seien Sie verfichert, wir würden weit lieber 
mit der Regierung gehen als gegen fie; einmal ift das unendlich viel bequemer, weil die Regierung 
uns dann vieles Denfen und Arbeiten abnähme und dann ift e8 auch viel profitabler; aber jolange die 
Regierung auf Wegen wandelt, die wir für ververblich halten, folange im Deutſchen Reich an die 
fünfzehn Milfionen Menjchen ihres Glaubens wegen verfolgt werden (Wiederholter lebhafter Widerſpruch, 
Bravo im Zentrum) . . . ihres Glaubens wegen verfolgt werden (Wiederholter Widerſpruch) . . . ich 
wollte gerne diejes da capo, damit die Lage recht Har wird, jo lange fünnen wir die Regierung nicht 
unterftügen. Wir find nicht Gegner einer Regierung, die muß jein, aber wir find aus dem an— 
gegebenen Grunde Gegner diejer Regierung.” 

Noch einmal nahm Windthorft das Wort nach einer Nede des Konjervativen v. Kleiſt-Retzow, 
um recht eindringlich den Konjervativen ins Gewiffen zu reden. Seit mehr als zehn Jahren hätten 
wir eigentlich nichts gejehen als auflöjende Tendenzen und die gejetliche Etablierung des Liberalismus 
in allen Burgen. Das Zentrum ſei die einzige fonjervative Partei im Haufe. Konjervativ heißt, Die 
gegebenen berechtigten Inftitutionen in Staat und Kirche fonfervieren, nicht eine Regierung mit einer 
Allgewalt ausrüften, in der fie dieſe Inftitutionen je nad ihrem Belieben modifizieren kann und darf. 
„Das legte wollen Sie, daS erſte wollen wir; da liegt der Unterjchied, und jo lange Sie KRonjervatismus 
und Polizeiwirtſchaft fonfundieren, ift an einen Bund mit Ihnen allerdings nicht zu denken.” Herr 
v. Bennigjen habe gejagt, und der Kanzler habe dazu gejchwiegen, er habe nie geglaubt, daß Fürſt 
Bismarck reaftionär werden würde in Staat und Kirche. Die Worte jeien für ihn die bedeutungsvolliten 
gewejen. „Sch aber jage im Gegenjag zu v. Bennigfen, wenn der Fürft Bismard nicht entjehlofjen iſt, 
gründlich und feſt Umkehr zu halten und reaktionär zu werden in Staat und Kirche, dann wird niemals 
etwas Geſundes entſtehen.“ Um die Wirkung dieſer direkt an die Adreſſe des Kanzlers gerichteten pro— 
grammatiſchen Worte zu erhöhen, wiederholte Windthorſt ſie in noch eindringlicherer Weiſe: „Ich habe 
geſagt, Fürft Bismarck muß reaftionär werden in Staat und Kirche. Nicht in dem pulgären 
Sinne des Wortes, vielmehr in dem Sinne, daß er mehr alS bisher es nad) meiner ernftlichen Ueber— 
zeugung der Fall geweſen ift, für das Recht eintritt, das Necht wieder mehr zur Baſis jeiner Politik 
macht und nicht die Gewalt und die Polizei, und daß er neben dem Rechte des Staates 
das Recht der Kirche ſchützt ... Uebrigens wiederhole ich hier, ich verwechſele niemals »fonjervativ« 
mit »PBolizeiwillfüre und »Willfürherrichaft der Regierunge. In dem Sinne, wie ich es eben ausgeführt 
habe, ftehen wir- zur fonjervativen Partei, aber niemals, ich jage es nochmals, gehen wir mit der 
Polizeiwillkur.“ Mit eindrudsvoller, ebenfalls auf den Kanzler berecpneter Beftimmtheit betont er dann 
noch, es jei jeitens der Herren Lasfer und dv. Karborff ein unfruchtbares Beginnen, Zwietracht in die 
Zentrumsfraftion bringen zu wollen. „Die Zentrumsfrattion ift einig, geſchloſſen und feit und 
wird aus diefen Debatten nur gefräftigter hervorgehen.“ 

Die Nationalliberalen beugten fi) dem eijernen Willen des Kanzlerd. Das Geſetz 
gelangte gegen das Zentrum zur Annahme. 

Was hatte nun Windthorſt mit feiner bisherigen Taktik erreicht? Die Frage drängt 
ſich jet in den Vordergrund. Anfcheinend war jeine politiſche Aftion mißglüdt. Unter 
dem gewaltigen Drucke des Bismarckſchen Willens hatte ji die Bismarckſche große 
Partei tatfächlich gebildet. Die „drei Kompanien“ waren auf Kommando eingejchmwentt, 
um das Sozialijtengefeg zuftande zu bringen. Doc die Mehrheitsgruppen waren in ihren 
Grundanſchauungen weit voneinander geſchieden und deshalb war diefe Mehrheit nicht lebens— 
fähig. Sogar innerhalb der nationalliberalen Partei ſelbſt gab es verſchiedene Anſchauungen. 
Nur widerwillig hatte ſich der linke Flügel dem Zwange gefügt und für das Ausnahmegeſetz 
geſtimmt. Wie hat Lasker einige Zeit ſpäter die Stunde verflucht, in der er dieſen Akt 
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moralifcher Selbftentleibung vollzogen hatte! Wie jämmerlic mußte die Einigkeit zerſchellen, 
wenn die Strömung der Bismardjchen Wirtichaftspofitif das Grunddogma des liberalen 
Programms, den Freihandel, in feinen Strudel zog! 

Auf die Konfervativen hatte die Windthorftihe Taktik fruchtbar eingemirft. "Sie hatte 
bei ihmen die Erfenntnis wachgerufen und gefeftigt, daß fie lange Jahre nur Fronarbeit 
geleiftet hatten im Dienjte des Liberalismus. In einem führenden fonfervativen Blatte fand 
fi in jenen Tagen das Gejtändnis: 

„Der Liberalismus ift duch die fulturfämpferiihe und mancheſterliche Geſetzgebung, die ihm 
behufs feiner Dienftbarmadhung verabfolgt wurde, jo verwildert und ausgeartet, daß die fonjervative 
Partei, ohne ſich ſelbſt moralifch aufzugeben, jegt mit diefem Liberalismus unmöglich mehr eine politiſche 
Produftive-Affoziation eingehen, daß heißt, wie es dann tatjächlic wäre, fich zu prinzipienmwidriger Aus— 
nußung mit ihm zuſammenſpannen laſſen fann.” 

Diefe Schärfung des fonjervativen Gewiſſens war unbeftreitbar Windthorits 
Wert. Was aber ebenjo wichtig war, zwiſchen Zentrum und Sonfervativen hatten ſich 
Fäden gemeinjamer politijher Anſchauung angejponnen, die ſich mit der Zeit zu 
feften brauchbaren Bindemitteln zu entwideln verſprachen. 

Doch das Hauptergebnis der Windthorftihen Taktik lag im Zentrum jelbjt. Die 
anfänglich nur durch gemeinsame religiöfe Grundanſchauung innerhalb eines weiten politijchen 
Rahmens zufammengehaltene Partei hatte fi allmählich zu einer feitgefügten Einheit aus- 
geftaltet, die auch die naturgemäßen Gegenſätze individueller Anſchauungen und Standes- 
intereffen ihrer einzelnen Elemente in fi) zu verarbeiten und zum Ausgleich zu bringen 
wußte. Im Gegenfa zur nationalliberalen Partei war das Zentrum eine gejchlojjene 
Körperſchaft mit ganz bejtimmten Zielen und unverrüdbaren politiſchen Grundjägen. Nur 
eine ſolche Partei fonnte dem Fürften Bismard imponieren, bei dem das Do ut des immer 
im Hintergrunde ftand. Einem Lafjalle gegenüber mochte er verächtlich fragen: Was kannſt 
du armer Teufel bieten? Windthorjt hatte dem Kanzler in der Tat etwas zu bieten. Dabei 
hatte er zugleich für die notwendige Klarheit in allen fünftigen Beziehungen gejorgt. Eine 
willenloſe Gefolgjhaft würde dag Zentrum niemals leiften. Es würde niemals 
darauf verzichten, wirtichaftliche wie politifhe Maßnahmen darauf zu prüfen, ob fie mit den 
verfafjungsmäßigen Grundlagen des Reiches und den Rechtsgarantien der Verfaſſung vereinbar 
feien. Eine Regierung mit einer willenlos ergebenen Mehrheit hielt Windthorjt für Die 
widerlichjte Form des Abjolutismus. In einer programmatifchen Nede, die er vor den Neu— 
wahlen am 28. Juli 1878 in einer großen Wählerverfammlung in Mainz hielt, prägte er 
den Standpunkt des Zentrums zur Bismardjchen Politif in den folgenden Sätzen aus: 

„Noch fei nicht volftändig die Richtung zu überjehen, in welcher die neue Wendung der Bis— 
marckſchen Politik fich bewegen würde. Allein in hohem Grade ſei zu befürchten, daß, wenn die Regierung 
die nötige Majorität finden würde, der Abſolutismus in der ganzen Leitung der inneren Verhältniſſe 
des Neiches obenauf fommen werde! Nichts aber ſei jehlimmer, als ein mit einem gewiſſen Scheine 
von Konftitutionalismus verbrämter Ablolutismus! Einem jolhen Zustande ſei jelbft der reine Abjolu= 
tismus vorzuziehen, bei welchem von vornherein für das Volk jede Teilnahme an den Akten der Regierung, 
und darum auch jede Verantwortung für diejelbe wegfalle! Er glaube auch nicht, daß das deutjche 
Volk auf die Dauer einen ſolchen abfolutiftiichen Schein-Ronftitutionalismus ertragen würde! Gerade 
darum aber jei es jo wichtig, daß Männer in den Reichstag geſchickt witrden, welche Einficht, Feſtigkeit 
und Mut bejäßen, die unveräußerlichen Nechte und Freiheiten des Volkes zu vertreten und das Reich 
vor einem abjolutiftiihen Schein-Konftitutionalismus zu bewahren.“ 

Auch nachdem Bismard endlich gezwungen mar, ſich der Hülfe des Zentrums zur 
Berwirklihung feiner wirtichaftlichen Pläne zu bedienen, hielt Windthorft den Gedanken 
lebendig, daß die Zufunft des Zentrums nur dann gefichert erjcheine, wenn es an jeinem 
Programm und feinen Grundfäßen unverbrühli und gejchloffen feſthalte. Bei den Vor- 
bereitung3arbeiten für die Wahlen zum preußischen Abgeordnetenhaufe hielt er am 3. Auguft 
1879 in Koblenz eine Programmrede, in der er mit aller Beitimmtheit erklärte: 
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„Wir haben ſtets die Regierung unterftüßt, wo es zu unſerer Meberzeugung jtimmte; wir werden 
das aud ferner tun. Wo unjere Ueberzeugung uns andere Wege weiſt, werden wir auch in Zulunft 
denfelben zähen Widerftand Yeiften wie früher. Wir tun alles ganz, wir unterftüßen, wo 
wir fönnen, wir widerftreben, wo wir müſſen.“ 

Daß es bei einer ſolchen mannhaften PVolitif nicht an gelegentlichen Zuſammenſtößen 
mit dem jelbjtherrlihen und eigenwilligen Reichskanzler fehlen würde, war begreiflich. 


48. Der Zolltarif. 


Bevor die außerordentliche Tagung des Reichstages zu Ende geführt war, erhielt der 
Reichskanzler für feine wirtihaftlihen Neformpläne eine willfommene Unterftügung. Aus 87 
Zentrumsmitgliedern, 36 Sonjervativen, 39 Freifonfervativen, 27 Nationalliberalen und 
Mitgliedern Heinerer Fraktionen hatte fi), wie bereits erwähnt, die Freie volkswirt— 
Ihaftlihe Vereinigung gebildet — jpäter furzweg als „die 204* bezeichnet. Diejelbe 
gab am 17. Oftober 1878 eine Erklärung ab, daß fie angeſichts der Handelspolitif der 
Nachbarſtaaten und mit Rückſicht auf die Mängel des deutſchen Zolltarifs eine Reform des 
Vegteren für notwendig halte und für eine ſolche einzutreten entjchlofjen jei. 

Der Reichskanzler nahm die Anregung diefer Gruppe, die ja die Mehrheit des Reichs⸗ 
tages repräſentierte, gern entgegen. Am 12. Dezember beantragte er beim Bundesrate die 
Einjegung einer Kommiffion zur Reviſion des Zolltarif3 unter dem Vorſitze v. Varnbülers. 
Er ſelbſt ſtellte in dem ſogenannten Dezemberbriefe vom 15. Dezember 1878 die Leitjäße 
für die Arbeiten diefer Kommiffion feft. Als Zweck der Zolltarifrevifion jtellte er feit: 
1. Nicht Vermehrung, jondern Reform der Steuern; Dedung unvermeidlicher Laſten nit 
durch direkte, ſondern durd Ausbau der weniger drüdenden indireften Steuern. 2. Zoll 
pflichtigfeit aller über die Grenze eingehenden Gegenftände, mit Ausnahme der für die In— 
duftrie umentbehrlihen Rohſtoffe, die in Deutſchland gar nicht oder nur in ungenügender 
Quantität oder Qualität erzeugt werden fönnen. 3. Autonomer Zolltarif ohne Rückſicht auf 
etwaige Gegenmwehr des Auslandes. 4. Eijenbahntarifreform Hand in Hand mit der Revifion 
der Grenzzölle. 5. Erſt nad) Schaffung eines Zolliyitems, das die gejamte inländijche Pro— 
duftion der ausländifchen gegenüber in eine möglichft günftige Lage bringt, fann an weitere 
Verhandlungen über Tarifverträge mit Ausficht auf Erfolg gedacht werden. 

Diefen Grundfägen entjprechen die Vorlagen, die im Sehruar 1879 der Tarifkom— 
mifjion zugingen. Die Thronrede, mit der am 12. Yebruar 1879 der Neihätag eröffnet 
wurde, ftellte eine fürmliche Abjage an die bisherige Wirtjhaftspolitif dar. Der 
Uebergang von der früheren Schubzollpolitif zum Freihandel erfuhr eine harte Verurteilung: 
„Ich vermag nicht zu erfennen, daß tatfähliche Erfolge dieſer Wandlung unſerer Zollpolitif 
zur Seite geftanden haben.“ Die notwendige Schlußfolgerung ergab ſich von ſelbſt: Rück— 
fehr zu den „bewährten Grundjägen“, die man 1865 verlaffen Habe. 

Wie manche hervorragende Politifer Fonfervativer und Yiberaler Richtung hatte auch 
Windthorft früher für Freihandel gejhwärmt. Aus diefer Anjhauung heraus war er im 
Juni 1873 mit feinen Fraftionsgenofjen unter denen gewefen, die die Anträge auf Aufhebung 
des Eiſenzolles unterftüßten. Aber er hatte ſehr bald ſich überzeugt, daß bei diejer Politik 
nichts Gutes herausfam. Aus diefem Grunde war er 1876 mit feinem Antrag auf Siſt ie— 
rung der gänzlichen Aufhebung der Eijenzölle herauägetreten. 

Anfangs April gelangte die neue Zolltarifoorlage an den Reichstag. Sie follte die 
Reichseinnahmen um 176 Millionen Mark vermehren. Dabei jollten die bisherigen Zölle 
auf Nahrungs- und Genußmittel um 53 Millionen, die auf andere Gegenftände um 50 
Millionen erhöht werden. 
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Noch immer wehrte fich der Reichskanzler gegen den Gedanken, die Zentrumspartei zur 
Mehrheitsbildung heranzuziehen, obſchon das ftarfe Webergewicht des Zentrums in ber Freien 
volkswirtſchaftlichen Vereinigung eine anderweite Entſchließung nicht gerade “leicht machte. 
Immer noch glaubte er an die Möglichkeit, durch Unterhandlungen mit den’ Nationalliberalen 
die zur Mehrheitsbildung erforderliche Stimmenzagl aufzubringen. Am 26. Februar 1879 
fegte er den Nationalliberalen auf einem jeiner parlamentariſchen Abende dringend ans Herz, 
daß fie ſich in ihren Reden nicht feitlegen und ein ſpäteres Kompromiß -unmöglid) maden 
jollten. Er fügte bedeutungsvoll hinzu, er bedauere, daß er jo häufig bei den Parteien, 
denen er freundlich jei, feine Unterftüßung finde und fie daher anderswo ſuchen müjfe. 
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Einer der wenigen eigenhändigen Briefe Windthorfts 
vom 22. März 1879. 


Vergebens! Ye näher die Entjcheidung über die Finanzreform heranrüdte, deſto mehr 
loderte ji der Zufammenhang der nationalliberalen Partei. Was Bismard lange Zeit hin- 
durch mit jo heißem Bemühen erjtrebt hatte, vollzog fi) nun unter der Wirfung des wirt- 
ſchaftlichen Gegenſatzes zwiſchen Freihandel und Schutzzoll: die Abjprengung von einigen 
Dutzend fortjchrittlicher gefinnten Mitgliedern der nationalliberalen Partei. 

Am 2. Mai begann die erfte Beratung des Entwurfs betr. den Zolltarif. Mühſam 
und langweilig ſchleppte ſich die Erörterung viele Tage lang hin in lauter wiſſenſchaftlich 
theoretiſchen Auseinanderſetzungen über Schutzzoll und Freihandel. Da gab es plötzlich am 
3. Mai eine politiſche Ueberraſchung. Windthorſt erſchien zum erſten Male als Gaſt 


% 
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auf dem parlamentarijchen Abende des Reichskanzlers. Bismarck empfing ihn mit ausge— 
fuchter Liebenswürdigfeit und verwidelte ihn eine halbe Stunde lang in ein eifriges Geipräd). 
Neugierig drängten ſich nachher die Abgeordneten um die „Eleine Erzellenz”, um den Inhalt 
der Unterredung zu erfahren. Windthorft antwortete auf alle Fragen lächelnd mit dem viel= 
deutigen Wort: Extra centrum nulla salus! Außerhalb des Zentrums fein Heil! 


Erft am ſechſten Verhandlungstage fam Windthorſt zu Wort. Er hatte feinen leichten 
Stand. Durd eine fünftägige, mitunter jehr eintönige Verhandlung über den an ſich— 
trockenen Gegenitand war das Haus ermüdet. Zudem war am legten Tag eine heftige 
Auseinanderjegung zwiſchen Bismard und feinem früheren Günftlinge Lasker erfolgt, worauf 
MWindthorft unmittelbar das Wort erhielt. Einem anderen Redner würde es wohl ſchwer 
geworden fein, fi unter diefen Umftänden nod) Gehör zu verſchaffen, aber es dauerte nur 
einen Augenblid, bis ihm die ungeteilte Aufmerkſamkeit des Haufes zugewandt war. Und e3 
war nicht wenig, was er in diefem Augenblide zu jagen hatte, in dem eine Wendung der 
gejamten inneren Politik ſich vorbereitete. 


Die extremen Freihändler Hatten ſich die Gelegenheit nicht entgehen laſſen, ihm jeine 
freihändlerifchen Yeußerungen von 1873 porzuhalten. Ihnen ermiderte er, er halte dieſe 
Aeußerungen auch heute noch aufrecht; aber es gäbe auf dieſem Gebiet überhaupt in ſich 
abgeſchloſſene Grundſätze nicht, vielmehr komme es bei der Handelspolitik wie bei der Zoll⸗ 
politik auf die jeweiligen Umſtände an. Wenn man die Handels- und Zollpolitif nad einem 
abftraften Begriff einrichten wolle, würde man unter allen Umftänden fehlgreifen. Der Ges 
danfe des freien Handels werde durch ſchwere wirtihaftliche Erſchütterungen immer unter= 
brochen werden, die einen Schuß zur Kräftigung der Wirtſchaft erforderten. In einem 
ſolchen Stadium befänden wir uns jebt, und darım müſſe man der Induftrie einen 
Shut gewähren, damit fie erjtarfen und den Wettfampf mit den anderen Nationen wieder 
mit Erfolg aufnehmen könne. Aud) darüber ſolle man ſich nicht täuschen, daß wir allein. 
unfere Tore nicht der Ueberſchwemmung der unfere Induftrie vernichtenden Waren öffnen 
fönnten, wenn alle Nationen um uns herum ihußzöllmerifche Tendenzen verfolgten. Uebrigens 
—_  pemerfte er ſcherzend — freue er fi, daß die Herren jo jorgfältig jeine Reden nach⸗ 
läſen; vielleicht hätten ſie bei der Gelegenheit auch ſonſt noch etwas gelernt. 


Mit Dank nahm er das Anerkenntnis Bambergers entgegen, der erklärt hatte: Die 
eigentliche Bedeutung der neueſten Politik beſtehe darin, daß der Reichskanzler, der nach ſeiner 
Angabe früher über drei Kompanien verfügt habe, jetzt eine vierte erhalten habe, die des 
Zentrums. Nach Erklärung der 204, in denen das Zentrum die Mehrheit bilde, ſei es für 
ihn kein Zweifel, daß das Zentrum von jetzt ab die Kerntruppe des Reichskanzlers ſein 
werde. Bamberger hatte wörtlich hinzugefügt: „In Sachen der Zollpolitik hat der Herr 
Reichskanzler Ihre Prinzipien akzeptiert. Das Zentrum iſt immer in ſeiner Mehrheit ſchutz⸗ 
zöllneriſch geſinnt geweſen. Sie werden alſo zugeben, daß ich mit voller Loyalität anerkenne, 
ich ſähe überhaupt bis jetzt nicht ein, daß Sie zum Keichstanzler übergegangen wären; im 
Gegenteil, ih habe Die Empfindung, daß der Herr NReihstanzler zu Ihnen über=- 
gegangen iſt.“ 

Windthorft legte diejes Geftändnis feft. Danach werde wohl niemand mehr glauben, 
daß die Politik des Zentrums von Verhandlungen mit der Regierung beeinflußt fei. Den 
Standpunkt des Zentrums zeichnete er (am 8.Mai 1879) Har und unzweideutig in folgenden 
Sägen: 

„Wir haben dieſe Politit ſchon früher gegen die Regierung vertreten. Vor Jahren hat das 
Zentrum eine Umfehr in der Wirtihaftspolitit verlangt, ift aber auf das entichiedenfte zurüd= 
gewiejen worden. Wiederholt ift die Fortdauer des Eiſenzolles beantragt worden, doch der Antrag ift an der 
Baifivität der Regierung geicheitert. Endlich ift die Grflärung der 204 wejentlid von un getragen, 
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und diefe Erklärung datiert von früher als die Wendung der Regierung. Wir find deshalb, ich wieder- 
bole e3, vollberechtigt in der Priorität, und e8 wird ung niemand vormwerfen, daß das, mas fir immer 
erftrebten, was wir in unferem Wahlprogramm publizierten, was wir vor dem ganzen deutſchen Wolfe 
bei den Wahlen verteidigt haben, daß wir uns das erſt von anderer Seite aufoftroyieren lafjen. Herr 
Bamberger hat ung als „die Kerntruppe des Herrn Reichskanzlers“ bezeichnet. Sch wollte, daß er die 
Wahrheit geſprochen, denn es fönnte ung nichts angenehmer jein, al3 ſtets an der Seite des Herrn 
Reichskanzlers zu Fechten. Aber die Freunde des Herrn Kollegen Bamberger können ſich beruhigen: wenn 
fie nicht ſelbſt ihre Stellung zu dem Herrn Neichöfanzler verderben, was anfcheinend im Werk ift 
(Heiterkeit), wir werden unferjeit3 fchwerlih in die Lage fommen, ihren Platß einzunehmen. Solange 
der Jammer des Volkes fortdauert, unjere Biſchöfe im Auslande gehalten werden, über 
taufend Pfarreien verwaiſt find, die Verrichtung des Gebetes und des Gottesdienstes und die 
Spendung der Saframente mit Strafe bedroht und verfolgt wird: dann werden Sie begreifen, daß wir 
jolden Verhältniffen gegenüber die Pofition innehalten müſſen, welche wir bisher eingenommen haben, 
und das wird mit derjelben Energie gejchehen bis zu dem Zeitpunfte, wo Abhilfe gejchaffen ift. Das 
chließt nicht aus, daß wir mit Befriedigung jehen, daß ein Gebiet vorliegt, auf welchem wir wenigſtens 
teilweife den Herrn Neichefanzler mit aller Energie unterftügen fünnen. Ich hoffe, daß der Herr Reichs— 
Tanzler daraus entnehmen wird, wie wenig e3 richtig war, uns als Gegner de3 Reiches zu betrachten. 
Ich hoffe ferner, er möge fi von den Bureaus in firchlichen Dingen emanzipieren, wie er ſich in wirt- 
Ihaftlichen emanzipiert hat, und die Zentrumspartei ın die Lage bringen, die Regierung abjolut und 
überall zu unterflügen, während fie jeßt nit unterftüßen kann, wa3 ihre heiligften und 
teuerften Interejjen vernichtet. Das ift die Stellung der Zentrumsfraktion, die fie immer ein= 
‚genommen hat. Sie ift feine Partei, die Oppofition macht quand m&me oder à outrance; fie unter= 
fügt ‚die Regierung immer da, wo es ihrer Heberzeugung entſpricht; fie unterftügt die Regierung jelbit 
dann, wenn es ihrer Ueberzeugung nicht ganz entjpricht, wenn e3 ſich um mejentliche Grundlagen des 
Staates handelt. Sie wird ‚niemals ihre bejonderen Beſchwerden, ihren bejonderen Zweck verfolgen, 
wenn es ji handelt um den Thron, um das Vaterland und um die vitaliten Intereſſen 
der Nation.” 


Eingehend behandelte dann Windthorft die Finanzzölle Keine Regierungsform 
jei teurer als die fonftitutionelle, weil fein einzelner Mann ganz allein mit feinem Kopfe für 
die gemachten Ausgaben einftehe. Darum dürfe man nur das zur Dedung des Bedürfnifjes 
Notwendige bewilligen, weil von dem Ueberſchuſſe ſchwerlich eimas an die Einzelftaaten 
fommen werde. Was im Reichstage 3. B. für Preußen erworben werde, müfje auf dem 
Wege zum Dönhofeplate (wo das Abgeordnetenhaus lag) notwendig das Kriegsminifterium 
{auf der Leipzigerftraße) pajjieren, und er fürchte, das werde einen ſchweren Tranfitzoll ver- 
langen und von dem Ueberjchuffe nicht viel an den Dönhofsplah gelangen laſſen. Zudem 
jei es zweifelhaft, ob man dort von dem Reſte den richtigen Gebraud; machen werde. Dort 
gäbe es zwei bedenfliche Pofitionen: die eine, etwa zehn bis zwölf Millionen für ein neues 
Unterrihtsgejeg. Der Kollege Nidert jage, es würden ja dreißig. „Sa, ich habe mit 
Zalern gerechnet. (Große Heiterkeit.) Ich geftehe offen zu meinem Bedauern, freilich aus 
den Händen, aus denen uns jeßt ein Unterrichtsgejeß gemacht werden könnte, kann ich feines 
akzeptieren; ich verwerfe es, obwohl ich es noch nicht kenne (Große Heiterkeit), weil ich weiß, 
unter welchen Tendenzen es gearbeitet wird. ch will deshalb aus dem Mark des 
Volkes feine Einnahmen ſchaffen, melde für ein Unterrichtsgeſetz verwendet 
werden dürften, welches nad) meiner Anjiht das Volk in feinen Fundamenten er- 
jhüttern wird.“ 

Die andere Poſition don ganz unmeßbarer Bedeutung, fuhr er fort, fei die Ber- 
faatlihung der Eifenbahnen. Man müſſe nad diejer Richtung Sicherungen erhalten, 
bevor man ji überhaupt auf die Bewilligung von Finanzzölfen einlaffen fünne. Endlich 
müſſe man aud Garantien haben, daß das Bewilligungsreht des Reihstages 
night geſchmälert werde. Cine Volfsvertretung ohne Bewilligungsrecht für die Einnahmen 


und für die Ausgaben jei im Grunde machtlos, und machtlos dürfe der Reichstag fi) unter 
feiner Bedingung machen. 
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Diefe Windthorſtſchen Darlegungen erregten nicht geringe® Aufjehen. v. Bennigjen 
erfannte die Gefahr, daß der Reichsfanzler durch Heranziehung des Zentrums die National- 
Yiberalen ausſchalten könnte, nur zu gut. Er wußte, daß es dann mit der Macht und dem 
Anjehen der Partei für immer vorbei fein würde. Er fonnte indes den Zerfall der Partei 
nicht aufhalten. Was feinerzeit Abg. v. Benda dem Kanzler gegenüber als möglich hin= 
geftellt Hatte, trat wirklich ein. Der nach) Abjprengung der freihändleriſchen Elemente ver— 
bleibende Reſt der nationalliberalen 
Partei reichte zur Mehrheitsbildung 
nit aus. 

Am 20. Mai legte Hr. d. Forcken— 
bed das Präfivium des Reichstages 
nieder, weil er mit der Mehrheit nicht 
mehr im Einflange fei. Ihm folgte der 
Vizepräfident Frhr. v. Stauffen- 
berg. Die Neuwahlergab für die erjte 
Stelleden Konferpativenv.Seydemwiß, 
für die zweite das Zentrumsmitglied 
Frhrn. zu Frandenftein. 

„Das Kennzeichen der parlamen= 
tariſchen Lage” nannte der Reichskanzler 
dieje Wahl. Am 22. Mai teilte er dem 
Fürften Hohenlohe mit, er jei gewillt, 
die Nationalliberalen fallen zu laſſen 
und die Hilfe des Zentrums zu 
nehmen. 

Noch gab Bennigjen das Spiel 
nicht verloren. Er hoffte, durch die 
Sicherung konftitutioneller Garantien 
auch die nad) links neigenden Elemente 
feiner Fraktion zu gewinnen. Noch Mitte 
Juni verhandelte er mit dem Reichs— 





fanzler, aber Windthorft hatte ihm Georg Arbogaft 
mit überlegener Tattif bereit3 den Weg Sreiherr von und zu Srandenftein 
verlegt. Er hatte eine Formel ge— (geb, 1825, geft. 22. Ian. 1890). 


unden, die das Neid) finanziell un- 
j a d td Vorfigender der Zentrumsfraktion des Reichstags von 1876 bis 1890. 
abhängig machte, das Budgetrecht des Grfter Vizepräfident des Deutichen Reichstags von 1879 bis 1887. 


Neichstages ausreichend wahrte und Nach ihm benennt fich die ſog. Frandenfteiniche Alaufel 
auch die Selbftändigfeit der Einzel- vom 20. Juni 1879. (Vergl. ©. 208.) 

ftaaten und damit den föderativen 

Charakter des Neiches ficherte: Die 

jogen. Franckenſteinſche Klaujel. Damit hatte er zugleich den Nationakliberalen die 
Zuftimmung unmöglich gemacht. Sie beſtimmte: 


„Derjenige Betrag der Zölle und der Tabakſteuer, der 130 Millionen Mark 
in einem Jahr überfteigt, ift den einzelnen Bundesstaaten nad) Maßgabe der 
Benölferung, womit fie zu den Matrifularbeiträgen herangezogen werden, zu über- 
weijen.” 


Am 20. Juni 1879 einigte fi) der Reichskanzler mit Windthorft über die Annahme 
der Franckenſteinſchen Klauſel und feßte mit dem Aufgebote feiner ganzen Autorität die Zus 
ftimmung feiner Minifterfollegen durd). 
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Daß die Nationalliberalen bei der Wichtigfeit und Tragweite des Antrages Yranden- 
ftein Scharfe Kritif an den Kommiffionsbejchlüffen üben würden, war vorauszujehen, um jo- 
mehr, al3 die neugeichaffene Lage „eine grelle Beleuchtung gefunden hatte durch den Rück— 
tritt dreier den Liberalen bejonders genehmer Minifter: Hobrecht, Friedenthal und Falk“, 
wie dv. Bennigfen grollend feſtſtellte. Dr. Befeler ließ fi) fogar fortreißen, die Finanz— 
politif der Negierung als „unchriftlich, fulturfeindlih und unvernünftig“ und die Annahme 
des Antrages Frandenftein als „Durchführung einer legislativen Anarchie“ zu bezeichnen. 


Das war dem Reichskanzler zuviel. Spöttiſch wandte er fi an die linke Seite 
des Haufes mit der Frage: Welche Vorjchläge fie denn eigentlich zu machen wüßten, um der 
vorhandenen Finanzfalamität abzuhelfen? Die nationalliberale Partei möge für die Zukunft 
größere Bejheidenheit üben. Eine Partei, welde Einfluß auf die Regierung haben. 
wolle, müfje die Negierung unterjtüßen, aber nicht fie regieren wollen. Eingehend begründete 
dann Fürft Bismard am 9. Juli 1879 die Schwenfung feiner Politif und erwähnte dabei 
aud feine Stellung zur Kirhenpolitif. 


„&3 kam der ſchwere Kampf, den ein augenblicliches Hochglühen der taufendjährigen Streitfrage 
zwiſchen Staat und Kirche, zwiſchen Kaifer und Papſt veranlaßte, einer Streitfrage, die in unferer 
Geſchichte feit taujend Jahren jederzeit gelegen hat... ... Ich habe in diefem Konflift gefämpft mit ver 
Lebhaftigfeit, die mir, wie ich hoffe, in allen Sachen, wo «3 fi) meinem Bewußtjein nah um das Wohl 
meines DBaterlandes und um die Rechte meines Königs handelt, folange ich Iebe, eigentümlich bleiben 
wird. Aber ih muß auch hier jagen: ich halte Konflikte wohl unter Umftänden für tapfer durchzu— 
fämpfen, aber nie eine für die Dauer zu erftrebende Inftitution, und wenn ſich Mittel und Wege finden, 
die Schärfe der Gegenjäge zu mildern, ohne daß man an die Prinzipien der eigentlichen Streitfrage 
rührt, wenn man ſich gegenjeitig fennen und durch gemeinjames Arbeiten an einem gemeinfamen und 
hohen Zweck fich gegenjeitig achten lernt — So liegt es doch wahrlich nicht in meiner Berechtigung, als 
Minifter jolhe Wege zu verſchließen und von der Hand zu weiſen.“ 

Ueber den Antrag Frandenftein bemerfte der Reichskanzler: 

„Bisher ift daS Reich ein Yäftiger Koftgänger bei den einzelnen Staaten gewejen, ein mahnender 
Gläubiger, während es der freigebige Verſorger der einzelnen Staaten fein müßte bei richtiger Benutzung 
der Quellen, zu welchen der Schlüffel durch die Verfafjung in die Hände des Reiches gelegt ift. Diefer 
freigebige Verforger wird das Reich durch die Annahme des Frandenfteinichen Antrages, der fi von 
dem früher in der Kommilfion vorgelegten Bennigjenfchen nur dadurch unterjcheidet, daß man ven 
Einzelftaaten ein höheres Maß von Autonomie in der Verwendung des ihnen Zugeftandenen überläßt.“ 


Unmittelbar nad) dem Reichskanzler erhielt Windthorft das Wort, und zwar als 
Vraftionsredner, nit als Berichterftatter. Er jtellte ausdrücklich feit, daß die Zentrums- 
politif fi) ganz genau im Rahmen ihres Programms halte, wie e8 nad) vorgängiger Bera- 
tung in der Fraktion am 8. Mai im Reichstage von ihm entwicfelt worden fei. Diefes 
Programm jei ohne Rückſicht auf irgend eine Partei im Reichstag und auf die Regierung 
aufgeftellt, und er höre heute mit Befriedigung, daß aud) die Regierung ihm beigetreten fei. 
In allen Blättern erzähle man, und aud) Herr dv. Bennigjen habe diplomatifch, aber deutlich 
zu verſtehen gegeben, dem Zentrum fein „große Konzefjionen im Rulturfampfe“ 
dafür gemadt worden. Demgegenüber erflärte WindtHorft rund und beftimmt: 


„Es ift in bezug auf die Beendigung des Kulturkampfes von feiner Seite irgend etwas 
verſprochen oder nur in Ausſicht geftellt. Es ift von uns auch feinerlei derartiges Verſprechen 
oder Inausſichtſtellen begehrt worden. Wir ſind in bezug auf die Fragen des Kulturkampfes der Mei— 
nung, daß die Ideen, die wir dort verfolgen, ſo erhaben über alles Irdiſche ſind, daß wir ſie mit dieſem 
Irdiſchen nicht vermengen. . .. Ich erkläre alſo nochmals, es iſt uns nichts verſprochen und nichts in 
Ausſicht geſtellt worden. Was wir tun, tun wir aus den in der Sache liegenden Gründen 
und aus keinem anderen Grunde. Ich ſage dies endlich auch deshalb, weil man mir geſagt hat, wir 
würden ſchließlich düpiert werden. (Große Heiterkeit) M. H., wenn wir Verſprechungen hätten, oder 
wenn uns etwas in Ausſicht geſtellt wäre im Kulturkampfe, wäre es ja objektiv möglich, daß wir 
düpiert würden, aber wenn wir jolche Verfprechungen und Ausfichten nicht haben, jo können wir auch 
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nicht düpiert werden. Uebrigens will ich Ihnen jagen, wer mich düpieren will, der muß ein bißchen 
früh aufftehen! (Allgemeine ſtürmiſche Heiterkeit.) Daraus folgt nicht, daß Die Zogif der 
Tatſachen aud aufanderen Gebieten ji geltend maden wird. 

Es war eine fable convenue, ung jederzeit als Neichsfeinde hinzuftellen, als Menichen voll Bos⸗ 
heit und Hinterlift. . . . Wir haben gejagt: Wartet und richtet ung nad) unjeren Taten. Es fam der 
Zeitpunkt, wo die Yiberale Wirtſchaft banferott gemacht Hatte. Das Reich hatte ein jährliches Defizit 
und die Einzelftanten waren nahe daran, liquidieren zu müſſen. Da traten wir nun ein als Liquida— 
toren des Konkurſes. So liegt die Sade. Darnach wird ſich niemand mehr finden fünnen, der 
behaupten dürfte, daß wir reichsfeindlich find, daß wir feinen Patriotismus haben. Die 
beiten Freunde pflegen die zu fein, welche in der Not helfen. Das Neih war in Not und die Einzel: 
ftaaten waren e8 auch, und wir bewähren uns aljo als wahre Freunde auch des Reiches. 

Die Vorlagen, welche ung gemacht find, teilen ſich in die, melde die wirtſchaftlichen Zölle, und 
in die, welche die Finanzzölle genannt werden können. Die erfien find von uns unterjtügt, weil man 
den Schuß der nationalen Arbeit gegen die Konkurrenz des Auslandes geboten hielt. Die Finanzzölle 
werden jehr ermäßigt von uns bemilligt, eben wegen der Notlage, in welcher Neich und Einzelftanten 
fich befinden. Im anderen Falle wären neue direfte Steuern aufzubringen, was nad der 
Meinung aller unausführbar ift. Aber wir machen feine Laft, jondern wir ſchaffen nur die 
Mittel, die Laſten, welche uns jegt ſchon dräden, zu bejeitigen. Ohne die Annahme des 
Franckenſteinſchen Antrages werde ich aber zu allem Nein lagen.“ 

Der Antrag Frandenftein wurde ſchließlich mit 211 gegen 122 Stimmen angenommen. 

Mit einem Schlag erſchien die politifhe Lage verändert. Drei liberale 
Minifter, unter ihnen der Kulturfampfsminijter Dr. Salt, verfhwanden. Das Zentrum 
hatte in der Perjon des Frhrn. zu Franckenſtein als Vizepräfidenten die ihm gebührende 
und bisher aus Kulturfampfshaß vorenthaltene Vertretung im Präſidium des Reichstages 
erhalten, in dem es die ftärfite Traktion bildete. So begann die „Logik der Tatſachen“ zu 
wirfen, wie Windthorft es vorausgejagt hatte. 

Wie beftürzt Bennigſen über diefe Wendung war jagt er in einem Briefe vom 
27. Zuni 1879 an feine Frau: 

„Hier ift im Moment eine unglüdliche Aufregung und Konfufion in allen Kreijen, Parlament, 
Minifter und Bureaufratie, nachdem Bismark am vorigen Sonntag, 22. Juni, beichlofjen hat, die Zoll 
und Finanzgejege in einer Kombination von Konjervativen und Ultramontanen zum Abſchluß zu bringen. 
Ich kenne doch die hiefige Situation und Bismarck jeit Jahren jo gut wie irgend jemand, frage mich 
‚aber noch immer vergebens, weshalb er dies tut, unter unerhörten politiſchen Konzeffionen an das Zen⸗ 
trum, durch welche er zugleich allem in das Geſicht ſchlägt, was er ſelbſt noch vor ſechs Wochen und 
jeit Jahren häufig öffentlich im Reichstag in den denkbar ftärfften Worten geäußert hat." 


49. Die erjten Sriedensanzeichen. 


Die Bismardjche Kirchenpolitik hatte Bisher nur denjenigen Freude bereitet, denen jede 
Beeinträchtigung Firchlichen Lebens und Wirkens willfommen ift. Staat und Kirche litten 
‚gleich ſchwer. Die Kirche blutete aus taufend Wunden, der Staat verlor an Autorität und 
innerer Kraft. „Es ift zweifellos, der Kulturfampf und die Art und Weiſe, wie er geführt 
worden ift, hat zur Schädigung ber Autorität des Staates ebenſoviel und vielleicht noch 
mehr beigetragen, als bie jozialdemofratifche Agitation!” beftätigte im Neichstage der Präſident 
de Reichskanzleramtes, Hofmann, am 24. Mai 1878. 

In der Tat war der Yachende Dritte im Streite die Sozialdemofratie. Ihre 
Reihen wuchſen in demſelben Maße, wie die Pfarreien verwaiſten und die Seelſorge brach— 
gelegt wurde. Mit tiefem Schmerze ſahen dies die Oberhirten der Kirche, mit wachſendem 
Bedenken die einſichtigeren Staatsmänner. Von Kaiſer Wilhelm J. erging die bekannte 
Mahnung, man müſſe im Volke die Religion erhalten und fräftigen. Dazu kam, 
daß die Erfolglofigfeit des ftantlichen Machtaufgebotes gegenüber der katholiſchen Kirche täglich 
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Hlarer zutage trat. Aus der fonfervativen Partei hörte man das Geftändnis: „Die Mai— 
gejege haben zu einem gedeihlichen Ende nicht geführt. Es find Fehler gemadt. Die Regie— 
rung ſelbſt gefteht e8 nun ein.“ Die alten Schlagworte von den „Uebergriffen der Hierarchie“, 
von der „Gefährdung des Deutjchen Reiches durch die römiſche Kirche”, von der „Reichs— 
feindlichfeit der Katholifen“ ufw. waren verbraudt und wurden nur in der hödjiten Hitze 
eines Wahlfampfes gelegentlich 
noch bermertet. 

Nah dem Hinſcheiden 
Pius' IX. (geſt. 7. Febr. 1878) 
hatte der neue Papſt Leo XII. 
gleich bei Beginn jeiner Regie— 
rung unterm 20. Februar 1878. 
Veranlaſſung genommen, die 
Beziehungen zum Deutſchen 

Kaiſer wieder anzufnüpfen und 
für deſſen fatholijche Untertanen 
feine Hochherzigfeit anzurufen. 
Die Antwort des Kaiſers vom 
24. März, die vom Fürjten Bis— 
mard gegengezeichnet war, trug 
bei aller Höflichfeit der Form 
noch den Charakter ftarrer Un— 
beugjamfeit, indem fie an der 
Auffaffung feithielt, es jei Sache 
des Bapites, die deutſchen Katho— 
liken zum Gehorſam gegen die 
Staatsgeſetze anzuhalten. Der 
Papſt ließ ſich indes durch dieſe 
Kühle nicht abſchrecken. Er rich— 
tete unter dem 17. April 1878 
einen zweiten Brief nad) Berlin, 
in welchem er feiner Freude über 
die verjöhnliche Gefinnung 
des Kaiſers Ausdrud gab und 
verjicherte, die Katholiken würden 
gern allen Geſetzen gehorchen, die 
nichts gegen die Sakungen der 
römiſch-katholiſchen Kirche ent- 

Papſt Ceo XII. hielten. 
Geb. 1810, geft. 20. Juli 1903.) Noch bevor auf diefen Brief 
ee ae ea eine Antwort aus Berlin einge- 
gangen war, erfolgten in fur- 
zen Zwifchenräumen die beiden 

Attentate vom 11. Mai (Hödel) und 2. Juni 1878 (Dr. Nobiling). Bei beiden Gelegenheiten 

bezeugte der Papſt feine Teilnahme durch ein Telegramm an den Kaifer. Die Antwort auf 

das Teßte, die zugleich eine Antwort auf das Schreiben vom 17. April!) enthielt, gab im 
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) Das päpftliche Schreiben vom 17. April ift leider bisher nicht zur Veröffentlichung gelangt. 
Man kann feinen Inhalt nur in allgemeinen Umriffen aus der Antwort erkennen. Und doch wäre e3 
höchſt interefjant, zu wiſſen, in welcher Weile der Bapft dem „Derlangen, die Gefege Preußens nad) den 
Satungen der römiſch-katholiſchen Kirche abzuändern”, Ausdrud gegeben hat. 
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Namen des ſchwer verwundeten Kaifers der Kronprinz am 10. Juni. Er lehnte es ab, dem 
„Verlangen, die Verfaffung und die Geſetze Preußens nad) den Sabungen der. römijch- 
fatholifchen Kirche abzuändern”, nachzukommen; dagegen gab er der Hoffnung Ausdrud, daß 
da, wo eine grundfäßliche Verftändigung nicht erreichbar fei, doch verſöhnliche Gefinnung 
beider Teile auch für Preußen „den Weg zum Frieden eröffnen werde, der anderen Staaten 
niemal3 verjhloffen war“. Auch diejer 
Brief enthielt weit mehr Ablehnung als 
Entgegenfommen. Aber e8 war wenigitens 
von beiden Seiten die Neigung zur 
Anbahnung von Verhandlungen bezeugt 
worden. 

Dem erjten Schritte folgte nun bald 
der zweite. Fürſt Bismard ſuchte und 
fand Gelegenheit, mit dem päpftlichen 
Nuntius Majella in Münden Ber- 
bandlungen anzufnüpfen, die in Kiſſingen 
während des Badeaufenthaltes des Reichs— 
fanzlers 1878 gepflogen, im Sommer 1879 
mit dem Protonuntius, jpäterem Kardinal 
Jacobini, in Rifjingen, 1880 in Gajtein 
und jpäter in Wien mit dem deutjchen 
Botihafter Prinzen Reuß fortgejeht 
wurden. Damit begann eines jener 
langwierigen diplomatijchen Schadjipiele, 
in denen der Reichskanzler Meifter war. 
Nur in einem hatte er fich verrechnet: 
daß nämlich Dogmen und Einrichtungen 
der katholiſchen Kirche feine Schachfiguren 
find, die man beliebig verjchieben oder 
im Notfall auch ganz preisgeben Tann, 
jondern unverrüdbare Wahrheiten und 
Anordnungen göttlichen Urjprunges. 

Fürft Bismard verfolgte auch bei 
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dieſen Verhandlungen vor allem poli— 
tiſche Ziele. Mehr als die Beſeitigung 
maigeſetzlicher Härten galt ihm das Ein— 
ſchwenken des Zentrums in die Regierungs- 
armee. Darum zieht fi) durd) alle Ver— 
handlungen der eine Gedanke, der Papſt 
möge zuerft die Oppofition des 
Zentrums breden und die Partei 
für die Politik der Regierung, d. h. des 
Neichsfanzlers, gewinnen. In mancherlei 
Wendungen fommt diefe Forderung immer 


£odovico Kardinal Jacobini. 


(Geb. 1832, geft. 27. Februar 1887.) 
Staatsjefretär unter Papft Seo XIII. von 1880 bis 1887. 


Führte als päpftlicher Nuntius in Wien in den Jahren 1879 
und 1880 mit vem ihm beigegebenen Dr. Reuß, PBrofefjor des 
Kivchenrecht3 am Trierer Seminar (jegigen Generalvifar 
dajelbit), die Verhandlungen zurBeilegung Des Kulturfampfes 
mit der preußiichen Regierung, bertreten Durch den deutjchen 
Botjchafter Prinzen Neuß in Wien, und durch perjdnliche 
Beiprechungen mit dem Fürften Bismarck 1880 in Gajtein. 
Belonders befannt geworden durch die jog. Jaecobiniſche 
Note vom 3. und 20. Jan. im Septennatsjahr 1887, durch 
welche Bapjt Leo XII. zugunften Dev Militärvorlage eintrat. 


wieder zum Borjchein, ja, das Verhalten der Zentrumspartei in verſchiedenen Fragen wird 


geradezu als ein Hindernis für den Fortgang der Verhandlungen dargeftellt. 


Auch gefällt ſich 


Bismarck noch immer darin, das Zentrum als eine konfeſſionelle Partei, als die „römiſch-katholiſche 
Fraktion“ darzuſtellen, obſchon durch die Tatſachen der Erfahrung, wie durch die übereinſtimmende 
Erklärung der Führer des Zentrums der politiſche Charakter der Partei erwieſen worden war. 
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„Die Erklärung, daß der römische Stuhl keinen Einfluß auf das Zentrum beſitze, findet bet uns 
nicht Glauben." 4... zWas hilft uns die theoretische Parteinahme des römiſchen Stuhles ‚gegen die Sozia— 
Yiften, “wenn die -fathofifche- Fraktion, im Land unter lauter. Befennung ihrer Exgebung in den Willen 
des PBapftes in allen ihren Abftimmungen den Spzialiften öffentlich Beiftand leiſtet. ... Ein Wort 
vom Papft oder von den Biſchöfen auch nur der disfreteften Abmahnung würde, diejem unnatürlichen 
Bunde des Fatholiihen Adels und der Priefter mit den Sozialiften ein Ende machen. Solange jtatt 
defjen die Regierung in den Bafen ihrer Eriftenz durch die römiſch-katholiſche Fraktion befämpft wird, 
ift eine Nachgiebigfeit für die erftere ganz unmöglich.“ ') 

Dabei ſtellt ſich die intereffante Tatfache heraus, daß ſchon früher der Reichskanzler 
den Verſuch gemacht hatte, auf dem Ummeg über Rom Einfluß auf das Zentrum und 
jeine Abftimmungen zu gewinnen. Dies erhellt aus einer Stelle in dem Echreiben an den 
deutfchen Botichafter in Wien vom 5. Mai 1880: 

„Die Ableugnung. jedes Einflufjes auf die Zentrumspartei, welche eine erhebliche Anzahl von 

Brieftern enthält und zum größeren Teil unter priefterlichem Einflufje gewählt ift, ift uns beinahe 
zehn Jahre lang entgegengehalten worden. Die Hoffnung des Reichskanzlers auf einen 
günftigen Erfolg der Verhandlungen ift durch das Verhalten des Zentrums geſchwunden!“ 
Kurzum, alle Verhandlungen find von dem Gedanken beeinflußt, daß die Unter- 
werfung des Zentrums den Preis für den firchenpolitiihen Frieden bilden jolle. Denn 
„was hilft der meltlichen Regierung eine VBerftändigung, die den Papft zufriedenftellt, 
wenn er wirklich feinen Einfluß auf das Zentrum hat?“ fragte der Realpolitifer Bismarck 
geradezu. 

Eine weitere Schwierigkeit bereitete die Weigerung Biemards, die von Rom gewünjchte 
organijhe Reviſion der Maigeſetze zuzulajien. Nach feiner Abficht jollten Die 
Geſetze bejtehen bleiben, aber der Regierung Vollmacht gegeben werden, fie anzuwenden oder 
nicht, je nachdem das politifche Bedürfnis es erfordern würde. „Wenn man (in Rom) 
geglaubt hat, daß wir nicht bloß abrüften, ſondern unfere Waffen im Wege der Gejehgebung 
vernichten wollten, jo hat man uns eine große Torheit zugefraut ... .. Sch habe weder zu 
Maſella noch zu Jacobini jemals eine Silbe gejagt, welche dahin hätte gedeutet werden 
fönnen, daß wir in eine Reviſion bezw. Abſchaffung der Maigejege nad) Maßgabe der 
tlerifalen Forderungen willigen würden: friedliebende Praxis, erträglicher modus vivendi 
auf der Baſis beiderfeitiger Verträglichkeit ift alleg, was mir jemals erreihbar ſchien.“ So 
- Sautete die Jnftruftion an den Kaijerlichen Botjchafter in Wien. Aehnlich äußerte fich der 
Kanzler auf einer feiner parlamentarishen Spireen am 4. Mai 1880 dem Zentrumsmitglied 
Abgeordneten Bernards gegenüber: „Wir wollen die Möglichkeit, die Geſetze, welche den 
Schutz des Staates gegen Uebergriffe der Kirche bewirken, milde anzumenden oder ganz 
ruhen laſſen zu können. Wir. wollen die a Su dem Fechtboden niederlegen, 
aber weggeben- wollen "wir ie nicht.“ 


Zu wiederholten Malen hatte Windthorſt Hard hingewieſen, daß der Friede nicht 
durch einfeitiges Vorgehen der preußiſchen Regierung, jondern nur durch Verftändigung mit 
Rom erreicht werden: fünne. ‚Darum hatte er die Verhandlungen zwijchen Berlin und Rom 
ala eine erfreuliche Wendung zur, Anbahnung des Friedens begrüßt und nochmals die Er- 
Härung abgegeben, das Zentrum werde ich ſolchen Abmachungen willig fügen. „Was von 
jeiten de3 Heiligen Stuhles abgemacht wird, ift für uns unbedingt Geſetz.“ 

Aber der Kampfplatz, wo der Streit ſchließlich ausgefochten werden mußte, war und 
blieb doch das Parlament, das über die Geſetze entjcheidend mitzubeftimmen hat. Hier galt 
es nun, den Boden vorzubereiten, damit die Saat des Friedens Wurzel faſſen fönne, das 
wilde Kraut des Parteihaſſes und der fonfeflionellen Vorurteile wegzuräumen, damit fie aufs 
jprießen und gedeihen könne. Darum ließ Windthorft feine Gelegenheit vorübergehen, 


) Bismard an den Botſchafter Prinzen Neuß in Wien, 20. April 1880. 
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bie furchtbaren Schäden der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung dem Lande vor Augen zu führen. 
Die Debatten über den Kultusetat rollten immer breiter und tiefer das Bild der geiftlichen 
Not der preußiichen Katholiken auf. Und um den berechtigten Klagen Abhilfe zu jchaffen, 





Dr. Ludwig Windthorit. 
Nach einem Delbild von 9. Sinkel in Düfjeldorf aus dem Jahre 1880. 


brachte der unermüdliche Zentrumsführer immer wieder von neuem feine Anträge auf 
Abſchaffung der drüdendften Feſſeln firhlichen Lebens und Wirfens ein. Auf diefe Weije 
bahnte er langſam und fiher dem Gedanken an die Notwendigfeit einer Um- 
fehr von den Wegen des KRulturfampfes den Weg. Zugleich gaben ihm die Crörterungen 
über dieſe Anträge willlommene Gelegenheit, die Pläne und Abſichten der Regierung 


Hüsgen, Windthorft. - 14 
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klarzuſtellen und nötigenfalls einer Kritif zu unterziehen, und auf ſolche Art das Par- 
Iament wie das gefamte Volk für das Verftändnis richtiger Grundfäge in der Kirchenpolitif 
zu erziehen. 

Gleich nach dem zwiſchen Papſt, Kaifer und Kronprinz erfolgten Briefwechjel im 
Jahre 1878 brachte er im Abgeordnetenhaus Anträge ein auf MWiederherjtellung der 
aufgehobenen Verfaſſungsartikel und auf Sifjtierung des Ordensgeſetzes. Die Debatten 
über den letzteren Antrag führten am 11. Dezember 1878 zu überaus wichtigen Feſt— 
jtellungen. 

Kultusminifter Falk jah fi im Laufe derjelben veranlaßt, über den allgemeinen 
Stand des Kulturfampfes fih zu äußern. Er erwähnte den Briefwechjel zwiſchen Kaijer 
und Papſt und entwidelte dann fein Programm der disfretionären Vollmachten. Man jolle 
die grundfäßlichen Crörterungen vermeiden und über einzelne Fragen fi praftijch einigen 
unter Beifeitelaffung der prinzipiellen Gegenſätze. Dem Kultusminifter folle freie Hand 
gelafjen werden in der Handhabung der maigefeglichen Beitimmungen und ihrer Anwendung 
auf den einzelnen gegebenen Fall. 

Gegen diefe Politik der dDisfretionären Gewalt und der minijteriellen Willkür, 
die Bismard bei den Verhandlungen mit dem Heiligen Stuhle beharrlih und fonjequent 
weiter verfolgte, nahm Windthorſt den Kampf mit aller Energie und mit ſolchem taktiſchen 
Geſchick auf, daß ihm ein voller Erfolg zuteil wurde. 


Die DVerfiherung des Minifters, die Staatsregierung ſei von friedfertiger Gefinnung 
erfüllt, bezeichnete Windthorft nad) einem ſolchen Programm, wie es der Kultusminijter ent— 
widelt habe, als eine Phrafe. Wo man der Regierung in diefen Gejegen freie Hand gegeben 
habe, da jei fie immer in der denkbar jchärfiten .Weife vorgegangen. Man verweije hier 
im Haus auf die preußifche Tradition; die preußifche Tradition Habe man in diefem Kampfe 
fennen gelernt und fie laute: Kampf gegen Rom! Wenn aljo die preußifche Regierung die 
Maigejege bejtehen laſſen wolle, jo jei der Friede unmöglid. Der Minifter habe 
angedeutet, eine Reviſion fei unter gewiljen Garantien wohl möglid, und er habe eine 
ſtarke Andeutung gemacht, eine ſolche Garantie bejtehe darin, daß das Zentrum fi auf 
Gnade oder Ungnade ergebe. Dies veranlaffe ihn, einige deutlihe Erflärungen 
abzugeben. 

„Die erſte Erklärung, die ich abgebe und für welche ich die Zuftimmung nicht alfein meiner hier 
anmejenden Fraktionsgenoſſen, jondern der ſämtlichen Katholiken im Lande habe, ift die: wenn zwijchen 
der Staatöregierung und der Kurie eine Verftändigung erzielt ift, jo werden wir dieſe VBerftändigung 
mit einem wahren Tedeum begrüßen. Unbedingt und ganz werden wir uns ven betreffenden 
Abmahungen unterwerfen, jelbft dann, wenn wir glauben fünnten, e8 wären der SKonzeffionen an den 
Staat des lieben Friedens willen zu viele gemacht. Darüber joll fein Zweifel fein. Was dann unjere 
Haltung in politifhen Fragen betrifft, jo werden wir in diefer Hirfiht nad Maßgabe unjerer 
innerften, feften Ueberzeugung verfahren. Im voraus zu erklären, wie wir in jedem einzelnen 
Falle ſtimmen werden, wäre vermeffen, weil uns ja die einzelnen Fragen nicht vorliegen. Soviel aber 
müßte doc jedem vernünftigen Menjchen einleuchten, daß, wenn die unglücjeligen Kämpfe auf firchen- 
politiſchem Gebiete bejeitigt wären und wir die Gefühle zu einer gewiffen Ruhe hätten zurückführen 
fünnen, wenn wir einfähen, dab die Staatsgewalt WoHlwollen auch gegen die fatholiichen Untertanen 
hegt, daß wir dann da, wo ein Zweifel fein könnte, welche Haltung wir beobachtet hätten, gern geneigt 
jein würden, auf feiten der Staatsregierung zu ftehen. Aber, m. H., bei den Prinziptenfragen, 
bei ven Fragen freiheitlicher Staatsentwidlung werden Sie ung immer auf Seite derer 
ſehen, welde dieſe PBrinzipien vertreten, oder richtiger — denn ich jehe ſolche Vertreter 
nicht mehr (Heiterkeit) — wir werden fortfahren, die Fahne bürgerlich er Vreiheit auf dann 
hoch in den Lüften flattern zu lafjen, wenn wir einfam und allein fie tragen 
müſſen. (Heiterfeit.) Auf die Dauer würden wir ganz gewiß auch diejen Kampf fiegreich durchfechten. 
Ich will es dem ganzen deutſchen Volke zur Beurteilung anheimftelen, wo die Verteidiger bürgerlicher 


Freiheit find, und ob die Parteien, die fi) als Vertreter derjelben ausgeben, den Mut behalten werden, 
Farbe zu befennen, wenn es darauf anfommt.“ 
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Endlich legte Windthorft au das Verhältnis der Zentrumspartei zum päpit- 
lichen Stuhl in Rom dar. 

„In den fiebenjährigen Kämpfen, die wir hier durchzumachen gehabt haben, ift uns fortwährend 
vorgeworfen worden, wir befämen unjere Inftruftionen von Rom. ch habe mit allen meinen 
Freunden die Behauptung abjolut verneint und ich kann auch heute nur wiederholen, was ic) an einem 
diefer Kampfestage gejagt habe. Niemals ift mir audh nur der geringfte Wink von Rom 
über meine Haltung hier im Hauje zugefommen, und id bin überzeugt, daß das— 
jelbe auch bei meinen Kollegen zutrifft. Und ift es Ihnen denn jo ganz unbegreiflih, warum Die 
Kurie konſtant ablehnt, ſich irgendwie in die imneren politifhen Kämpfe eines Staates einzu— 
milden? M. H., wenn fie das täte, dann wäre ja der Vorwurf begründet, daß fie eine Mit- 
regierung in Staatlichen Angelegenheiten erftrebe. Dieje Mitregierung ftrebt fie jedod in 
feiner Weije an.” 

Seht behaupte man jogar: „Der Papſt ift friedliebend, aber ihr jeid Rebellen gegen 
den Papſt!“ Früher habe man dem Zentrum Kadavergehorjam vorgeworfen und jeht 
zeihe man es der Rebellion! „Hoffentlih“ — fügte er hinzu — „werden Sie bie 
Rebellen etwas gnädiger behandeln, als Sie die Kadaver behandelt haben.“ 

Wenn der Friede zwijchen Kirche und Regierung gefunden werde, dann würde Das 
Zentrum ſich freuen an diefem Tage wie an feinem zuvor, denn er jage in Uebereinftimmung 
mit dem Minifter: fein Menſch fünne Freude an diefem Kampfe haben. 

Mit diefen Feitftelungen, die den ſtaatsmänniſchen Blick Windthorſts und feine vor— 
bauende Vorficht glänzend erweifen, war den jpäteren Verfuchen des Reichskanzlers, die Aus— 
geftaltung der Kirchenpolitif auf der minifteriellen Willfür aufzubauen, von vornherein der 
Boden entzogen. As gleihwohl Fürſt Bismard es unternahm, die Politik der freien Hand 
und der disfretionären Vollmachten in Rom zur Anerfennung zu bringen und in Preußen 
gejeglich dauernd feitzulegen, erlitt er eine diplomatiſche und politijche Niederlage. 
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Die Verhandlungen mit Rom rüdten nur jehr langjam vom Flecke. Der Papſt 
benutzte jeden Anlaß, ſie zu fördern. In einem Schreiben vom 24. Februar 1880 an den 
Erzbiſchof Paulus Melchers von Köln erklärte er ſich ſogar bereit, zur Beſchleunigung der 
Wiederherſtellung des Friedens die Anzeigepflicht zu gewähren. Die preußiſche Regierung 
antwortete mit einem Staatsminiſterialbeſchluß, in welchem ſie erklärte, ſie werde, wenn die 
Anzeige praktiſch erfolgt ſei, vom Landtage Vollmachten erbitten, um in der Handhabung 
der Geſetze freie Hand zu behalten. 

Am 8. März 1880 ſtreifte Fürſt Bismarck auf ſeinem parlamentariſchen Abend die Ver— 
handlungen mit Rom. Er ſei überzeugt, daß Nom ſich mit der Zeit zu Zugeſtändniſſen verflehen 
werde, denen man dann vermutlich von deutjcher Seite mit gleicher Münze begegnen werde. 
‚Aber Kanofja-Münzen werden das unter feinen Umftänden fein; ſolche werden in Deutjch- 
Yand nicht gejchlagen. Darüber fann man ruhig jein.“ 

In Rom erregte der Minifterialbeiheid eine große Enttäuſchung. Wenn Die 
Regierung feine anderen Vorteile zugeftehen wolle, als den, der in disfretionären 
Gewalten liege, jo müſſe die Anfündigung der Anzeigepflicht als nicht geſchehen betrachtet 
werden. 

Auch gut! meinte der Kanzler gleichgültig in feiner Antwort vom 21. Mai an den 
Botfchafter Prinzen Reuß in Wien. Dann würde die Negierung „ihre Abfichten in der 
Gejeßgebung zu verwirffichen ſuchen, ohne Rüdficht auf die Kurie“. Dabei hatte er aber 
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außer acht gelafien, daß Windthorft diejen Weg bereit3 unpajjierbar gemacht hatte. Der 
Geſetzentwurf erjchien wirffih. Das Zentrum lehnte ihn einfah ab, nachdem nicht einmal 
Windthorſts Antrag, wenigften das Mefjelefen und Spenden der Saframente jtraffrei zu 
laffen, angenommen worden war. Bei den liberalen Parteien erregte der Gejegentwurf 
Unbehagen. Dem Fortfchritt erſchien die disfretionäre Gewalt als etwas Ungeheuerliches; 
die Nationalliberalen. jehredte die Möglichkeit, daß infolge dieſes Geſetzes ein „abgejeßter“ 
Biſchof wieder in jein Amt jollte ein= 
geführt werden. „Dann wäre e3 bejjer 
geweſen, ſolche Geſetze nie ins Leben zu 
rufen, und e3 wäre noch bejjer gemejen, 
den Kampf überhaupt nie anzufangen!” 
rief v. Bennigjen erregt am 26. Juni. 
- Mit der fnappen Mehrheit von vier 
Stimmen (206 gegen 202) fand das 
Gejeg Annahme. Unter den Gegnern 
befanden ſich neben dem Zentrum die 
Fortſchrittler und der größte Teil der 
Nationalliberalen — allerding® waren 
die Gründe der Ablehnung verjchieden. 
Das Geſetz befriedigte niemand; e3 ver— 
ftimmte in Rom, verwirrte die Parteien 
und brachte nad feiner Richtung Hin 
Nuten. Vielleicht niemals hat der Reichs— 
fanzler einen größeren taftijchen Fehler 
gemacht als mit diefem Geſetze. Daß 
Windthorft diefen Fehler gründlich aus— 
nüßen würde, verftand ſich von jelbit. 
Zwiſchen dem Fürjten Bismard und 
Windthorſt beftand die alte Spannung. 
Vorübergehend hatte fi) eine Annähe- 
rung der beiden Staatsmänner 
angebahnt. Bei Gelegenheit der Ver— 
A. a MM Ä handlungen über den Zolltarif 1879 
war Windthorft zum erjtenmal auf der 
z Ce Ihr 277 parlamentarifchen Samstags-Soiree des 
Reichskanzlers erſchienen. Dies hatte 
damals gewaltiges Aufſehen erregt und 





Bildnis au dem Anfang der achtziger Jahre. 


Die Unterjchrift ſtammt aus einem Briefe, den der Verewigte itrei i= 

am 29. September 1880 von der Katholifen-Berfammlung an hatte ber Tatſache weitreichende poli 

zu Munſter an die us der Kölniichen Volkszeitung tifche Folgen beigemeffen. Bon da ab war 
vichtete. R 5: 

Wenn er damals ruhig unterzeichnete, war jeine Hand— Windthorit öfters Saft des Reichskanzlers 

ſchrift noch Mar und deutlich. auf defjen parlamentarijchen Gefellihaften 


und wurde von ihm mit ganz bejon= 

derer Aufmerfjamfeit behandelt. Selbſt 
gelegentlihe Zufammenftöße im Warlament zwijchen dem Fürſten Bismard und der 
Zentrumspartei hatten den perjönlichen Verkehr nicht beeinflußt. Während der Winterjejlion 
1879/80 hatte das Zentrum mehrfach) Vorlagen der Regierung befämpft. Es Hatte geichloffen 
gegen die Militärvorlage und mit überwiegender Mehrheit gegen das Sozialiſten— 
gejeß geftimmt; die Samoavorlage (Unterftüßung der „Deutſchen Seehandelsgeſellſchaft“) 
und die vierjährige Legislaturperiode waren abgelehnt worden, das Reichsſtempel— 
abgaben= und das Münzgeſetz unerledigt geblieben. 
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Am Schluffe der in Rede jtehenden Sefjion hatte der Reichstag auf Windthorfts 
Antrag die Elbichiffahrtsakte (die Einbeziehung Hamburgs in die Einheit des Reichszoll— 
gebietes) in dritter Lefung an die Kommiflion zurüdverwiejen. In der Debatte über diefe 
Vorlage hatte Bismard am 8. Mai 1880 feinem Tangverhaltenen Grolle Luft gemacht. Seit 
ſechs Monaten habe das Zentrum im Reichstag und Landtag ausnahmslos gejchlofjen gegen 
die Regierung geftimmt. Es habe fi in feiner Stärke und Gejchloffenheit als einen 
„Belagerungsturm“ ertwiejen, „welcher der Regierung ununterbrochen fampfbereit und angriffe- 
bereit gegenüberftehe”. Dieje Haltung des Zentrums fei für ihn ein Barometer für das, 
was man ſchließlich vom römiſchen Stuhle zu erwarten habe. Angeſichts diefer „Unüber- 
windlichfeit des Zentrums“ müſſe fi) die liberale Partei die Frage vorlegen, ob fie jeinen 
Nachfolger — damit deutete er jeinen eventuellen Rüdtritt an — auf den Weg nad 
Kanoſſa bringen wolle, oder fich dazu entjchließe, „dem Zentrum Heeresfolge abjolut 
und für immer zu verjagen“. 

Der Reichskanzler hatte ſich jo in Hitze geredet, daß er nad) den letzten Worten eilig 
das Haus verließ. Windthorft ließ die ſchweren, gegen das Zentrum gerichteten Anflagen 
nicht unwiderſprochen. Er gab feinem Bedauern darüber Ausdruck, daß der Gejundheits- 
zuftand es dem Kanzler nicht geftatte, die Antwort auf einen fo ſchweren Angriff anzuhören. 
Er jparte ihm aber aud) den Vorwurf nicht: „Bei jolden Angriffen ift es Ritterjitte, 
die Antwort perfünlih in Empfang zu nehmen.“ 

Wie jehr das Zentrum der Regierung im Wege war, erhellt auch daraus, daß am 
18. Zuni im Abgeordnetenhaufe Minifter v. Puttkamer den Wunſch der Regierung zu 
erfennen gab, daß das Zentrum „allmählich verduften“ möge. 


In diefem Punkt allerdings war der Regierung und dem Reichskanzler eine arge Ent= 
täufchung beſchieden. Obſchon die halbamtliche Provinzialforrefponden; bei den folgenden 
Reichstagswahlen geradezu eine Volksabſtimmung für oder gegen Bismard herausforderte und 
die beftimmte Wahlparole ausgab: Entweder — oder! ergaben die Wahlen vom 27. Dftober 
1881 nicht nur feine Schwächung des Zentrums, jondern eine Niederlage der Regierungs- 
partei. Wie Neichensperger e8 ihnen vorausgefagt, waren die Nationalliberalen und die 
Freifonfervativen bei den Wahlen ſchlecht weggefommen. Die eriteren hatten die Hälfte ihrer 
Mandate eingebüßt und zählten nur mehr ein Drittel der Sitze, die fie zu Beginn ihrer 
parlamentarifchen Glanzperiode aufzuweifen hatten. Die Freifonjervativen teilten das Geſchick 
ihrer Freunde im Kulturkampf. Auch ſie waren auf die Hälfte ihres früheren Standes zu⸗ 
ſammengeſchmolzen. Das Zentrum hatte ſich als der einzig ruhende Pol in der Erſchei— 
nungen Flucht erwiefen: e3 hatte jeinen Beſitzſtand auf 98 Mandate gefteigert. 


Der Reichskanzler war ärgerlich. In der freifonfervativen Poſt wurde der demnächſtige 
Rücktritt Bismards in Ausficht geftellt und das Schredhild eines Reichskanzlers nad) 
dem Sinne der Zentrumspartei heraufbeſchworen. Daß der Artikel nicht ohne Wiſſen des 
Kanzlers veröffentlicht war, erwies eine Szene bei einem Diner, welches der Kanzler den in 
Berlin anmwejenden Bundesratsmitgliedern gab. Nachdem er in längeren Ausführungen jeine 
Abficht fundgegeben hatte, ſich auf jein Altenteil der auswärtigen Politif zurüdzuziehen und 
einem Vizekanzler die übrigen Gejchäfte anzuvertrauen, verabjchiedete er fi) von dem bay- 
riſchen Gefandten Grafen Lerchenfeld mit den Worten: „Bereiten Sie aljo Ihren Lands— 
mann von Frandenjtein darauf vor, daß ic demnächft in Unterhandlungen mit ihm 
treten werde!“ 

Indes war es Bismard damit ſchwerlich Ernft. Im Reichstag erjehien der angeblid) 
Kampfesmüde unternehmungsluftiger als je. Die Thronrede ftellte jogar die Fortführung 
der Steuerreform in Geftalt des Tabalmonopols in Ausfiht. Gleich bei den erſten 
Verhandlungen über den Etat des Auswärtigen Amtes ergriff Fürft Bismard mehrere Male 
das Wort zu einer Iebhaften Polemik mit den Tiberalen Parteien. Auf eine Anfrage Virchows 
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über die Stellung zur römischen Kurie ermwiderte er fühl: Die bisherigen Verhand⸗ 
lungen hätten keine Tragweite, die den Frageſteller beunruhigen könnten. Er hoffe, daß ein 
für beide Teile annehmbarer modus vivendi durch eine direkte Vertretung bei Rom möglich 
und nützlich ſei. Spöttiſch fügte er hinzu, wenn er aber vor die Wahl geſtellt würde zwiſchen 
einer Annäherung an das Zentrum oder den Fortſchritt, ſo würde er aus ſtaatsmänniſchen 
Gründen das Zentrum wählen als das kleinere Uebel. 

Wie wenig Bismarck die Haltung Windthorſts und deſſen Erfolg in der Hamburger 
Zollangelegenheit (Elbſchiffahrtsakte) vergeſſen hatte, bewies am 6. Dezember 1881 ein Artikel 
der Nordd. Allg. Zeitung, der ſich in überaus heftigen Angriffen gegen Windthorſt erging 
und dor dem Vorwurfe nicht zurücicheute, Windthorft „konſpiriere mit dem Auslande“. 
MWindthorft brachte die Angelegenheit in der Kommiffion für die Hamburger Angelegen- 
heit zur Sprache, und SFinanzminifter Bitter fonnte nicht umhin, anzuerkennen, daß 
Windthorſt mit feinem Worte Veranlaffung zu einem jolden Angriffe gegeben habe, daß 
vielmehr die Ausführungen des offiziöfen Blattes aller Wahrheit widerjprächen. Er jtellte 
eine Berichtigung in Ausfiht. Die Kommiſſion ging noch weiter, indem jie WindtHorit 
ermächtigte, die bezüglichen Protokolle zu veröffentlichen. Windthorft machte von diejer Er— 
mächtigung feinen Gebraud, obſchon die Nordd. Allg. Zeitung ihre wahrheitswidrigen Aus— 
Yafjungen nicht zurüdnahm. Die Ricgtigftellung fol im Sabe fertig geweſen jein, als die 
MWeifung eintraf, fie nicht zu veröffentlichen. Dagegen erſchien am 8. Dezember ein zweiter 
Artikel, der die früheren Beſchuldigungen noch ſchärfer wiederholte. Der erfte plumpe Ausfall 
des offiziöfen Blattes hatte den Erfolg, daß das Zentrum, einjchließlich des Frhrn. v. Schor— 
Yemer, der zum erften Male als Gaft bei Bismard zu erjcheinen beabjichtigte, von den par= 
lamentariſchen Abenden fernblieb. Die Konfervativen, die am 6. Dezember beim Reichsfanzler 
als Gäſte erjehienen, waren durch das Ausbleiben jämtlicher Zentrumsabgeordneten erjichtlic) 
peinlich berührt. Bismarck ſelbſt tat jehr unſchuldig und ſprach feine Verwunderung darüber 
aus, daß ein jo Hluger Herr und alter Politiker wie Windthorft einen Artikel jo tragijch 
nehmen und ſich fo darüber echauffieren fünne, wie man ihm berichtet habe. Er jelbit habe 
von dem Inhalte des Artikels erjt erfahren infolge des Aufjehens, den er verurjacht Habe. 
Daß der Neichsfanzler jehr betroffen war, bewies der Sat, den er hinzufügte: „Die Herren 
verfennen den Ernſt der Situation und leiſten der Sache auf ſolche Weile einen jchlechten 
Dienft.“ Auf die Bemerfung de3 Frhrn. v. Ow, daß der Artikel der Norddeutjchen wirklich) 
Unrictigfeiten enthalte, entgegnete der Fürſt: „Mag fein, dann hätten die Herren dur) 
Berufung auf das Preßgeſetz die Sache aufhellen oder richtigitellen laſſen jollen. Jedenfalls 
involviert das Vorgehen der Herren eine joziale Nücdjichtslofigfeit von unglaublicher Größe.“ 
Baul Lindau jchrieb tags nachher in der Köln. Zeitung: „Es erregte zur Zeit großes Auf- 
jehen, ala Windthorft zum erſten Male im Palais des Reichskanzlers erfchien, aber der Glanz, 
den die gejtrige Abwejenheit der »Perle von Meppen« verbreitet hat, überjtrahlt jenes erfte 
Auffhimmern doch beträchtlich.” 

Die Fäden zwiſchen Windthorft und Bismarck waren nun, wie e3 jhien, völlig ab— 
gerifjen. Auch der firhenpolitifche Friede fehien weiter hinausgerüdt als jemals. Aber es 
jhien nur jo. In den weiteren Maßnahmen des Neichsfanzler3 war ein bedeutfames Zurüd- 
meichen bemerkbar. Am 5. Dezember 1874 hatte er die Zurücziehung des Poſtens für die 
Bertretung des Neiches bei der Kurie damit begründet, es fei eine Anftandapflicht des Neiches, 
auch nicht den Schein auf fich zu laden, eine Macht anzuerkennen, welche die Auflehnung 
gegen die Geſetze als Pflicht ihrer Diener fordere, ohne daß dieſe unerfüllbaren Anſprüche 
zuvor in irgendeiner Weiſe gelöft jeien. Am 9. November 1881 — faum fieben Jahre 
jpäter — gab die Nordd. Allg. Zeitung die Abficht der Negierung fund, die Geſandtſchaft 
beim Papſt „aus freien Stüden“ wiederherzuftellen. In diejer lakoniſchen Bemerkung 
„aus freien Stüden“ lag aber nod) weit mehr, als der bloße Gegenjah gegen die Stellung 
vom Jahr 1874. 
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Nach) den bisherigen Verhandlungen mit Rom jollten die Zugejtändnifje wechjeljeitig 
und zwar Zug um Zug (pari passu) erfolgen. Der Heilige Vater hatte in dem erwähnten 
Brief an Erzbiſchof Melchers die Abſicht Fundgegeben, die Anzeigepfliht im Prinzip anzuer= 
fennen, Fürft Bismarck als Gegenleiftung für die praftiiche Ausführung der Anzeigepflicht 
die Wiederherftelung der diplomatifchen Beziehungen angeboten. Als aber Prinz Neuß mit- 
teilte, die Kurie werde faum geneigt fein, für den Vorteil regelmäßiger Beziehungen einen 
folhen Preis zu zahlen, entgegnete Bismark: „Dann werden mir darauf verzichten, diejelben 
nochmals anzubieten und darauf nit wieder zurüdfommen“ Nunmehr kam die 
Regierung „aus freien Stücken“ darauf zurüd; es jchien, als ob fie für ſich ſelbſt einen 
Borteil von der Einrichtung der Gejandtjchaft erhoffe. Der Kanzler betrieb die Angelegen- 
heit jogar mit ungewöhnlihem Eifer. Echon am 1. Februar 1882 ging von Schlözer 
nach Rom als defignierter Gejandter, ohne erjt die Genehmigung des neu in den Etat ein= 
geſetzten Poſtens abzuwarten. Dieje erfolgte erſt am 7. März, und zwar gegen die Stimmen 
der liberalen Fraktionen. 

Inzwiſchen verfäumte Windthorft feine Zeit. Zu Beginn der Landtagsſeſſion erſchien 
er mit einem neuen Antrage, der die Straffreiheit des Meſſeleſens und des 
Spendens der Sakramente forderte. Er hatte dieſem Antrag eine jorgfältige Zu- 
jammenftellung der vorhandenen und der fehlenden Seeljorgefräfte beigefügt. Dieje Ueber- 
ficht gemährte einen erjchredenden Einblid in das Uebermaß von jeeljorglicher Not, unter der 
die katholiſche Kirche in Preußen litt. Ungefähr 18 800 Seelforgeftellen, unter ihnen mehr 
ala 1100 Pfarrftellen, waren unbeſetzt. 601 Pfarreien mit ungefähr 650000 ©eelen waren 
ohne jeden Geiftlihen. 150 Pfarreien mit ungefähr 170 000 Seelen waren von der Seel— 
forge gänzlich ausgeſchloſſen. Ueber eineinhalb Millionen Katholiken entbehrten der regel- 
mäßigen Seeljorge, ein Zufland, der bei Fortdauer des Kampfes fi) von Monat zu Monat 
jteigern mußte. 

In wirfungsvoller Rede leitete Windthorft am 26. Januar 1881 im Abgeordneten- 
haufe die Beratung feines Antrages ein. Mit Recht jagt Julius Bahem in dem Windt: 
horjt gewidmeten Artifel des Staatslexikons der Görresgeſellſchaft: „Der Antrag Windthorft 
betreffend Straffreiheit des Saframentejpendens und des Mefjelefens war der archimedijche 
Punkt, von dem aus er den paragraphenreihen Bau der Maigejege aus den Angeln bob. 
Es gibt für die überlegene Taktik Windthorfts nichts Sharakteriftijcheres, als die Rede, welche 
er bei der erften Beratung bielt.” Einleitend bemerkte er: 

„Ich erſcheine Heute vor Ihnen nicht in irgendwelcher Abfiht des Streites, ich fomme im 
eminent friedfihem Sinn, um namens der ganzen fatholifchen Bevölkerung diejer Monarchie an Sie die 
Bitte zu richten, für Ihre fatholijchen Mitbürger in den Pfarreien, welche ganz oder teilweije verwaiſt 
find, eine Mafregel zu genehmigen, welche geeignet ift, den augenblicklich dringendften Notjtänden abzu= 
helfen. Ich verlange in dem gegenwärtigen Augenblice feine Aufebung der Maigeſetze; das Beltreben, 
diefes Ziel zu erreichen, muß neben diefem Antrage jeinen Fortgang nehmen. Die gegenwärtig von mir 
beantragte Maßregel ift eine lediglich durch die Not gebotene proviforifche, temporäre; das ganze Syitem 
der Maigejeggebung bleibt durch Dieje Maßregel unberührt. Der Antrag verlangt für die Spendung 
der Saframente und für die Darbringung des heiligen Meßopfers Straffreiheit. Der Antrag will, daß 
die Geiftlichen, welche nad) der Ordnung und Weifung ihrer Kirche die Saframente jpenden und das 
heilige Mekopfer darbringen, nicht ferner bon der Polizei und ven Staatsanwälten behelligt jein jollen. 
Der Antrag verlangt nicht mehr, als die einfachen, Haren und für jedermann verständlichen Worte 
jagen; er verlangt nicht mehr, ex verlangt aber allerdings auch nit weniger. Wir jehen feit 
dem Beſtande der Maigejege vor uns eine lange Reihe von Beftrafungen an Geld, an Gefängnis, an 
KRonfiszierung, an Zandesverweilung gegen Perjonen, deren ganzes Vergehen darin beitand, daß fie die 
heiligen Saframente gejpendet und das heilige Meßopfer dargebracht hatten. Wir hatten noch neuerlich 
hier vor uns das traurige Bild entfaltet gejehen, wo eine ganze Kompagnie Soldaten aufgeboten wurde, 
um einen armen Priefter zu verhaften, der daS Verbrechen begangen, einem Sterbenden das Saframent 
zu jpenden. Man muß unmittelbarer Zeuge diefer Vorgänge fein, um dies zu glauben ; man muß un= 
mittelbar ſich Überzeugen, daß die Eache ſich jo verhält, denn man würde ſonſt nicht annehmen fünnen, 
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daß jo etwas im neunzehnten Jahrhundert und in einem Staate möglich wäre, welder an der Spike 
der Zivilifation zu marjchieren den Anſpruch erhebt. Diefe Strafbeftimmungen und nichts anderes wünſche 
ich zur Zeit durch meinen Antrag zu bejeitigen in Beziehung auf die Spendung der Gaframente und 
die des heiligen Mekopfers.” 

Der Antrag wurde abgelehnt, aber er hatte klärend gewirkt. Aus dem Munde des 
Abgeordneten von Helldorf hörte der Minifter das Urteil: 

„Wenn ich bedenke, wie oft die Angehörigen eines Sterbenden auf einen Priefter vergeblich Hoffen, 
wie oft der Säugling in eine ftundenweit entfernte Kirche gebracht werden muß, um nad) römiſchem 
Ritus getauft zu werden, dann jage ih: Hier muß Wandel gejchaffen werden. Wenn Sie den katho— 
liſchen Priefter wegen des Meſſeleſens und des Spendens der Saframente beftrafen, dann drängen Sie 
unfer katholiſches Volk immer mehr in die Hände derienigen, die ihm jagen: Die Gejege haben nur die 
Beitimmung, Euren Glauben zu unterdrüden.“ 

MWindthorfts Methode begann Früchte zu bringen; es dämmerte ſchon in manchen 
Köpfen. 

Drei Wochen jpäter erfchien der unermüdliche Zentrumsführer wieder auf dem Plane 
mit dem neuen Antrage, das Sperrgeſetz aufzuheben. Niemand widerſprach, aber die 
gegnerifchen Parteien lehnten auch diejen Antrag ab. Darüber hatte Windthorft in feiner 
Begründung feinem Zweifel Raum gelajjen, daß die Katholifen niemals vor den Maigefehen 
fapitulieren würden. 

Mehr Glük hatte Windthorft im Reichstag. Am 12. Januar 1882 wurde die Auf- 
hebung des eines modernen Staates unmürdigen Ausmweifungsgejeges vom 4. Mai 
1874 mit großer Mehrheit bejchlojlen. Auch die Begründung dieſes Antrages war ein 
taktiſches Altmeifterftüd. 

„An die Männer wahrer Breiheit wende ich) mich, und ich frage Sie, ob e3 der freiheitlichen 
Auffaffung entjprechen Tann, wenn ein Menſch in ven wichtigſten Dingen der Polizeigewalt unrettbar 
überliefert ift und die Verhältniffe jo georonet find, daß ein Teil der Untertanen nicht den religidjen 
Pflichten nachkommen Tann. In allen freien Ländern begreift man gar nicht, wie es möglich ift, daß 
die denkende Nation der Deutjchen, freilich) nur in Preußen, folche Gejete hat ſchaffen können und auf- 
rechtzuerhalten beftrebt ift.“ 

Diefe Worte hatten getroffen. Es regte fi etwas wie Scham bei den Führern der 
einzelnen ‘Barteien. Geradezu ergöglih war es, wie fie einer nad) dem anderen die Ver— 
antwortung für den Kulturfampf ablehnten, jo daß der fortſchrittliche Profeſſor Hänel ver- 
wundert fragte: „Um Gottes willen, wo waren denn eigentlich zu damaliger Zeit die Kultur- 
fümpfer? Jetzt auf einmal will es niemand gewefen fein.“ Und der fonjervative Abg. 
Marcard Eonftatierte mit beißendem Spotte: „Die Partei der Linfen hat Gevatter geftanden 
zu dem Kinde Kulturfampf, jebt will niemand Vater dieſes Kindes fein.“ Freilich einige 
Zeit jpäter lehnte auch Fürft Bismard die Urheberſchaft ab, um fie mehr und mehr auf den 
Kultusminifter Falk und die liberalen Dränger abzujchieben. 

Inzwiſchen maren die im erjten Willfürgefeße der Negierung erteilten Vollmachten 
erloſchen. Die Regierung legte deshalb am 16. Januar 1882 einen neuen Entwurf vor, 
der im wejentlichen dem erjten nachgebildet war, auch die früher vom Abgeordnetenhaus ab- 
gelehnte Beitimmung über die Möglichkeit der Wiederberufung eines „abgeſetzten“ Bijchofes 
wieder enthielt. Den unverbefferlichen Hulturfämpfern brachte er noch zu viel, dem Zentrum 
zu wenig. In den Kommifjionsverhandlungen wurde indes eine Verftändigung zwischen den 
Konfervativen und dem Zentrum erzielt. Die disfretionären Gewalten der Regierung wurden 
beihränft, der Biihofsparagraph im Sinne des Zentrums Hargeftellt, jo daß aud) ein „ab- 
geſetzter“ Biſchof begnadigt werden und weiter amtieren könne, das fogenannte Rultureramen 
abgejchafft und das Inſtitut der jogenannten Staatspfarrer befeitigt. „Die Debatten 
in der Kommiſſion machen den Eindrud großer Verworrenheit, im Grunde weiß außer der 
ultramontanen Partei weder die Regierung noch irgendeine der anderen Parteien recht, was 
fie will,“ klagte eine liberale Stimme. 
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Die jo umgewandelte Vorlage wurde jhließlih vom Abgeordnetenhaus angenommen, 
obſchon Kultusminifter von Goßler einzelne Beſtimmungen direft als unannehmbar 
bezeichnet hatte. Das Herrenhaus trat den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhaufes mit einer 
unweſentlichen Aenderung bei. Unbeachtet verhallte der Warnruf des unverbefjerlichen Kultur— 
fümpfers Dr. Befeler, der in dem Geſetz eine Unterwerfung des Staates unter die Kirche 
jah und wehllagend hinzufügte: „Das ſtolze Staatsſchiff Preußen ftreicht feine Flagge vor 
dem Vatikan!“ 

Niemand war über ſolchen Umſchwung mehr erjtaunt als der Kultusminifter, der im. 
Abgeordnetenhaufe jagte: „Man befindet ſich wie in einem Traume, wenn man die Ver— 
Handlungen von heute und die vom Juni 1880 miteinander vergleicht. Wie haben ſich jeit 
jener Zeit die Verhältniffe im Landtage geändert!” Am 31. Mai erhielt daS Gejeh die 
fönigliche Unterfehrift. Mit vollem Rechte konnte N. Reihensperger in einem Privatbriefe 
ſchreiben: „Die kirchenpolitiſche Situation hat ſich entſchieden zum Beſſeren gewandt; zwar iſt— 
der Kulturkampf noch nicht zu Ende, aber er iſt gebrochen.“ 

Im Reichstage war der Kulturkampf entſchieden verurteilt worden. Im Landtage fand 
ſich feine kulturkämpferiſche Mehrheit mehr vor. Die Maigeſetzgebung war in weſentlichen 
Punkten durchlöchert und auf die Dauer unhaltbar geworden. Sie war, wie Bismarck ſich 
ſpäter ausdrückte, „ein Schutthaufen“. Hätte Windthorſt ſich einen größeren und 
ſchnelleren Erfolg ſeiner Taktik denken können? Der Reichskanzler mochte ſich eine ähnliche 
Frage vorlegen, denn ſein Haß gegen den erfolgreichen Zentrumsführer hatte fi wo 
möglich noch gefteigert, und er ließ feine Gelegenheit vorübergehen, ohme ihn recht deutlich 
zu bezeugen. 
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Die Staatäregierung hatte ſich durch die bisherigen Novellen eine Reihe kirchenpolitiſcher 
Vollmachten ausftellen Yafjen; aber fie beeilte ſich nicht, davon Gebraud) zu machen. Auch 
auf diefe paffive Weife follte ein Drud auf die Entſchließungen des päpftlichen Stuhles aus- 
geübt werden. Die Biſchöfe blieben verbannt; die Seeljorgenot wuchs. „Made man mit 
den Verhandlungen vorwärts, damit die Not ein Ende habe! . .. Die Not des katholiſchen 
Volkes jchreit zum Himmel!“ rief Windthorft am 26. Januar 1883 im Reichstag aus. 
Wiederum brachte er im Abgeordnetenhaufe den Antrag auf Freigebung des Mefjelejens und- 
des Saframentefpendens und Aufhebung des „Brotforbgejeßes‘ ein. Dafür mußte er ſich 
von der offiziöjen Nordd. Allg. Zeitung den Vorwurf gefallen laſſen: „Windthorft lebt nur 
vom Kampf und will denjelben um jeden Preis. Solange das Zentrum feiner Führung. 
folgt, fann deshalb die Regierung nicht auf Frieden reinen.“ 

Der Kultusminifter gab zu dem Antrag eine Erklärung ab, die Windthorjt mit vollem 
Grund als delphiſch, rätjelhaft, dilatorifch gemunden, ausweichend, orafelhaft und ver— 
klauſuliert bezeichnete. Das Abgeordnetenhaus verhielt ſich auch diesmal ablehnend, nahm 
aber eine Refolution des fonjervativen Abg. Althaus an, die eine „organische Reviſion 
der Maigeſetzgebung und insbeſondere Befeitigung der Beftimmungen forderte, infolge deren 
Geiftliche wegen Spendens ber Saframente und Meffelefens in Strafe gezogen werden“. 
Diesmal ftimmten für den Antrag Windthorſt aud eine Anzahl von Fortfegrittlern und: 
Sreifonfervativen, die früher immer nur ein Nein! gehabt hatten. Auch die Annahme des 
fonjervativen Antrages an ſich war ein Fortſchritt, deſſen Konſequenzen zu ziehen Windthorſt 
nicht unterließ. 

Am 5. Juni 18883 brachte die Regierung einen Geſetzentwurf ein, der einige Er— 
leichterungen in Ausſicht nahm, aber nichts weniger als eine organiſche Reviſion darjtellte. 
Nachdem in der Kommiſſion das Zentrum noch einige Verbeſſerungsanträge durchgeſetzt hatte, 
wurde dieſes Geſetz angenommen. 


218 51. Die Wendung im Kulturfampfe. 


Im Januar 1884 erſchien Windthorft wiederum mit feinen Anträgen. Da am 
1. April die Vollmachten des Geſetzes von 1882 abliefen, ohne daß die Gehaltsjperre ber 
Geiſtlichen in verfchiedenen Diözefen befeitigt war, wiederholte er jeinen Antrag betr. Die 
Aufhebung des Sperrgefeges. Auch zögerte er nit, in Gemäßheit der-Rejolution 
Althaus die Konjervativen beim Worte zu nehmen und einen Antrag auf organijde 
Nevifion der Maigejeße zu ftellen. Beide Anträge wurden abgelehnt, aber e& jtellte 
fich heraus, daß bei den Parteien die Abneigung gegen den Kulturfampf ftetig wuchs. 

Im Neiche beftand noch immer das gehäfjige Ausmweifungsgejeß, denn der Bundesrat 
hatte e8 abgelehnt, dem Aufhebungsbejchlufje 
des NeichStages beizutreten. Ein erneuerter 
Antrag Windthorft wurde mit der 
imponierenden Mehrheit von 248 gegen 
34 Stimmen angenommen. Als aud) jebt 
noch der Bundesrat jeine Zuſtimmung ver- 
lagte, erjchien der raftloje Zentrumsführer 
am. 20. November 1884 mit demjelben 
Antrage. 

Das führte den Neihsfanzler 
am 3. Dezember genannten Jahres jelbjt 
auf die Wahlſtatt des Barlamentes. Offenbar 
empfand er das Bedürfnis, feine Stellung 
zum Kulturfampfe flarzuftellen. „Der Bun- 
desrat werde fich nicht jo blamieren, jetzt 
den Antrag anzunehmen, und wenn man 
auch alle Monate ihn wieder einbringe,“ 
bemerfte er ſpöttiſch. Unter ſcharfer Polemik 
gegen das Zentrum erflärte er es für nötig, 
daß die Regierung den modus vivendi mit 
den Fatholijchen Untertanen am Rhein, in 
Weitfalen und Poſen in Rom ſuche und 
in Rom darüber unterhandle. Dann fuchte 
er jeinen Anteil am Kulturfampfe zu prä= 
ziſieren. Er ſei in den Kampf nur durd) 
die polniſche Seite der Frage hineingezogen 
} worden, weil ihm der überzeugende Beweis 

in der Wandelhalle des alten Neichstagsgebäudes. geliefert worden jei, daß die Geiftlichfeit in 

Weitpreußen polonifiert habe und daß dieje 

Tätigkeit ihren Ausgangspunkt in Berlin 
bei der unter dem Einflufje polniſcher Magnaten ftehenden damaligen fatholifhen Ab— 
teilung hatte. Deshalb habe er den Antrag geftellt, die Abteilung aufzuheben, und auf 
diefe Weife jei er in den Kampf hineingeraten. Die Sache fei in ihren erjten Anfängen im 
Jahre 1873 ohne feine Mitwirkung vollzogen worden; er jei damals weder Kultusminifter, 
noch Minijterpräfident, noch überhaupt imjtande geweſen, tätig zu fein. Minifterpräfident 
jet Graf Roon und er wegen Krankheit beurlaubt gewefen. 

Windthorſt erwiderte dem Neichsfanzler, der Bundesrat ſei niemand ander als 
Fürſt Bismarck. Sollte der Reichstag den Antrag nochmals annehmen, jo würde der Reichs⸗ 
kanzler ſich hoffentlich die Sache noch einmal überlegen. Dieſer erſtrebe eine abſolute 
Regierungsmehrheit; eine ſolche könne das Zentrum niemals werden, aber es unterſtütze die 
Regierung, wo und wie es könne. Er wolle nur an die mit dem Zentrum durchgeführte 
Schutzzollpolitik exinnern. 





Windthorſt im Jahre 1884 
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Fürſt Bismard entgegnete, am Ende jei ihm das jeßige Zentrum nod) lieber als 
Die ehemalige Fraktion Neichenzperger. Er erfenne nicht bloß die Difziplin, die Stärke, die 
Zuverläfigkeit, das Worthalten de& Zentrums, kurz und gut, eine Menge Vorzüge an, 
jondern er würde es im höchſten Grade beklagen, wenn es ji auflöfen würde, und 
dafür fei „ein kleiner Rückſtand von Kulturkampf“ nötig. Nochmals beftritt er den ihm 
zugefchriebenen Anteil am Kulturfampf und an den Maigejegen; er ſei über dieſelben ver— 
wundert und überrafeht geweſen. Nur für die Verfaſſungsänderung übernehme er die volle 
Verantwortung. 

So hatte denn aud der Neihsfanzler ji dom Kulturfampf losgejagt. Das 
Kampffeld war verlaffen und es war nur 
noch die Frage, unter welchen Bedingungen 
der Friede geſchloſſen werden ſolle. Für 
den Reichskanzler und fein Heergefolge war 
der Feldzug verloren — das mußte jeder 
zugeben, dem nicht der Parteihaß die Sinne 
verwirrt hatte. Zwar hatte die Regierung 
bisher tatjächlich nur nebenfächliche Dinge 
preisgegeben. Der Kern und das Prinzip 
der Maigejeggebung war unberührt, aber 
niemand fand fi), der diefe Zwingburg 
der Gewiſſen ernftlich zu verteidigen willen® 
gewefen wäre. Für den Fürſten Bismarck 
galt es nur noch, aus den Trümmern der 
zuſammenbrechenden kirchenpolitiſchen Ge— 
ſetzgebung zu retten, was ſich retten ließ. 
Das Zeugnis darf man ihm nicht verjagen, 
daß er diefen Rückzug mit befjerem Erfolge 
zu bemerfitelligen wußte, als den Beginn 
des Kampfes. 

Zunächſt juchte er den Einfluß Windt- 
horſts möglichft einzufchränfen und das Ab- 
geordnetenhaus mit feiner jelbftändigeren 
Stellung in die zweite Neihe zu rüden. 
Mitte Januar 1886 wurde plöblich fund, 
daß Biſchof Kopp von Fulda in das 





Windthorft im Neichstag. 


Herrenhaus berufen fei. „Ein Danaer- Nach einer Zeichnung des Abg. Aug. Lucius 


geſchenk“ nannte es damals die Kölniſche aus Sbene Syabre 883 


Volkszeitung, indem fie an Neußerungen 
des Kardinals v. Diepenbrod erinnerte, 
die ſich gegen die Teilnahme der Mitglieder des Epijfopates Preußens an den parlamentarischen 
Arbeiten und. Abjtimmungen des Landtages ausſprachen 

Vier Wochen ſpäter, am 15. Februar 1886, erſchien, und zwar diesmal zuerſt im 
Herrenhaus, ein kirchenpolitiſcher Geſetzentwurf, der mit dem Syſtem der diskretionären Gewalt 
brach und einige poſitive Erleichterungen für die katholiſche Kirche zugeſtand. U. a. ſollte 
das Kulturexamen fortfallen, der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten aufgehoben werden, 
die Errichtung von kirchlichen Seminarien zur Ausbildung der Geiſtlichen wieder geltattet 
werden. 

Mit Spannung hatte man allgemein der unter jo veränderten Verhältnifjen ent» 
ftandenen Vorlage entgegengejehen. Auch MWindthorft brannte vor Ungeduld, den neuen 
Kurs fennen zu Iernen. Gleichwohl Tieß er ſich nicht abhalten, jeiner Gattin zu ihrem 
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Stelle aus einem privatbriefe des Srhrn. Burahard von Schorlemer-Alft 


vom 12. Dezember 1885 


an feinen Freund Geheimrat Linhoff in Berlin. dv. Schorlemer gehörte damals dem Reichstage 
nicht mehr an. Ex ſpricht ſcherzhaft von „unſerer lieben kleinen Exzellenz“ und dem „Geſchäft 
des Ausgerbens“ der alten (Kulturfampfs-) Haut. (Vgl. ©. 82.) 
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Namenstag am 16. Februar den gewohnten Glückwunſch perjönlich zu überbringen. Am 15. 
abends, reifte er in die Heimat ab. Auf dem Bahnhof in Berlin wurde ihm ber erite Ab⸗— 
druc des eben fertig geftellten Entwurfes zugeftedt, den ihm ber Bureaudireftor des Abgeord- 
netenhaufes in zuvorfommender Weife zugefandt Hatte. Er mag etwas von den Qualen des 


Tantalus ausgeftanden haben, da er 
das intereſſante Schriftjtüd in jeiner 
Taſche wußte und bei der einbrechenden 
Dunfelheit doch nicht leſen konnte. 
Nad) der erjten Herzlichen Begrüßung 
der Seinen daheim zog er ji) mit 
jeinem Neffen, Mar Windthorft, auf 
fein Zimmer zurüd und ließ ſich den 
Entwurf vorlefen. Dann diftierte er 
eine Anzahl Briefe, die ji auf den 
Geſetzentwurf bezogen. Sein Urteil über 
die Vorlage Yautete jehr rejigniert. 
Er empfand fie als ein unglücliches 
Hemmnis auf der Bahn der bisher jo 
träftig und erfolgreich voranjchreitenden 
Politik der Zentrumspartei. „ Bismard 
war gerade jo weit, daß er die ganze 
Maigefebgebung über den Haufen 
geworfen hätte. Nun bot fih ihm 
das!“ 

Um die Vorlage für die Katholiken 
annehmbar zu machen, jtellte Biſchof 
Kopp verjchiedene Verbeſſerungsan— 
träge in der vorberatenden Kommifjion. 
Diefe gingen im wejentlichen dahin: 

1. Den von der Kommiljion ge= 
machten Zuſatz zu ſtreichen, daß als 
Leiter und Lehrer der den Univerſitäten 
gleich zu erachtenden kirchlichen Semi⸗ 
narien ſolche Perſonen nicht angeſtellt 
werden können, welche der Staat als 
minder genehm bezeichnet hat. 

2. An Stelle der die Berufung an 
den Staat regelnden Artikel einfach die 
Beſtimmung zu ſetzen: die Beſtimmun⸗ 
gen des Abſchnittes II des Geſetzes vom 
12.Mai 1873 über die Berufung an den 
Staat werden aufgehoben. — Im Falle 
des 837 im Gejebe vom 20. Zuni 1875 
findet nur noch Beſchwerde an den Mini⸗ 
fter der geiſtlichen Angelegenheiten ftatt. 
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Georg Kardinal Kopp. 
Geb. 1837. 


Biſchof von Fulda 1881 bis 1887. Fürſtbiſchof von Breslau 
feit 18897. Zum Kardinal erhoben 1893 durch Papft Leo XIII. 


Nachdem Fürft Bismarck die Verurteilung der Maigejeßgebung 
(£irchenpolitijche Gejege dom Mai 1873) rückhaltlos ausgeiprochen 
hatte, wurde das durch die „Kopp ihen Anträge" im 
Herrenhauie verbeſſerte Geieg vom 21. Mai 1886 das erfolgreiche 
Hülfsmittel zur Beilegung d. kirchenpolitiſchen Streits in Preußen. 


3, Im Zufaartifel 5, der das Lejen ſtiller Meſſen und das Spenden der Sterbe⸗ 
jaframente in Notfällen ftraflos macht, die Worte „in Notfällen” zu ftreichen. 

Indes, die Kommifjion verweigerte die Annahme diefer gewiß beſcheidenen Anträge, 
wenn nicht der Papit zuvor die Anzeigepflicht zugeftehe. 
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Und nun begann ein jeltfames Spiel, in welchem die Regierung und die ihr unbedingt 
ergebene Herrenhausfommiffion einen konzentriſchen Drud auf den Papſt und den Biſchof 
Kopp ausübten, bis endlich das Zugeftändnis der Anzeigepflicht erlangt war. 

Die Kommiffiongmitglieder hatten ſich zum ftrengen Stillſchweigen über die Vorgänge 
in der Kommiffion verpflichtet. In der Sitzung vom 10. März, die auf Wunſch des Biſchofs 
auf den Abend vertagt worden war, erklärte dieſer fich nicht in der Lage, die Bereitwilligfeit 
des PVapftes zur Geftattung der Anzeigepflicht feftzuftellen. Das einzige, was er in Ausficht 
ftellen könne, jei die Mitteilung der Namen derjenigen Geiftlihen, welche für die gegen- 
wärtig vafanten Stellen ernannt werden follten. Kultusminifter v. Goßler erflärte, 
ſich paffiv verhalten zu müflen. Die Kommiffion lehnte darauf die Anträge des Biſchofs ab. 

Am 27. März follte die Beratung der Kommiſſionsbeſchlüſſe im Herrenhauje jtatt- 
finden. Nun vollzog ſich ein im parlamentarifchen Leben wohl ohne Beijpiel dajtehender 
Vorgang. Ohne Debatte, wie auf Verabredung, wies das Haus den Kommifjionsbericht 
mit den Anträgen des Biſchofs, die die Kommiſſion ſchon einmal abgelehnt hatte, wiederum 
in die Kommifjion zurüd, mit Nüdfiht auf die hohe Bedeutung des Gegenftandes, wie 
Prinz zu Schönaich-Carolath furz erklärte, ohne aber — mie er vorjichtig hinzufügte — 
auch nur eine eventuelle Zuftimmung damit ausdrüden zu wollen. In MWirflichfeit erfolgte 
die Zurückweiſung, weil, wie der Berichterftatter Adams jpäter verriet — „zu erhoffen war, 
daß günjtigere Erklärungen eintreffen würden“. 

Am 26. März waren nämlich mehrere katholiſche Herrenhausmitglieder, drei aus der 
Kommiffion und zwei, die der Zentrumsfraktion des NReichstages angehörten, bei Bijchof 
Kopp verjammelt gewejen, um die Lage zu bejprechen. Alle waren davon überzeugt, daß 
die Anträge des Biſchofs feine Ausficht auf Annahme haben würden, wenn nicht die Anzeige= 
pfliht gewährt würde. In diefem Sinne richtete dann der Biſchof ein Telegramm nad 
Rom. An demjelben Tage aber hatte der Hl. Stuhl bereits eine Note erlafjen, in welcher 
der frühere Standpunft des PVapftes nochmals Har zum Ausdrud gebracht war, jo daß eine 
Antwort auf das bijhöflfihe Telegramm in zufagendem Sinne nicht erfolgte. Daraufhin 
verwarf die Herrenhauskommiſſion die Anträge des Bilhofs Kopp am 30. März abermals. 

Der Gejandte v. Schlözer wurde nunmehr zur Berichterjtattung von Rom nad 
Berlin berufen und dort angewiejen, der Kurie auch feinerfeitS telegraphijch mitzuteilen, daß 
ohne jofortige Bewilligung der ftändigen Anzeigepfliht die von der Kommiſſion wiederholt 
abgelehnten Anträge feine Ausfiht auf Annahme hätten. Am 5. April ließ der Kultus— 
minifter die Herrenhausfommijjion telegraphilch zufammenberufen, um ihr die Note des 
Kardinal® Jacobini vom 26. März mitzuteilen; er ſelbſt Ichnte- eine bejtimmte Stellung- 
nahme mit vielen geräuſchvollen Worten ab. 

Inzwiſchen hatte der Hl. Vater, dem von allen Seiten auf ihn einftürmenden Drängen 
nachgebend, unter dem 4. April eine Note erlaffen, in welcher er, „von dem peinlichen Exnite 
der Lage durhdrungen,“ die ſtändige Anzeige im Sinne der Note dom 26. März 
gewährte, jobald der Hl. Stuhl offiziell die Verfiherung erhalten habe, daß man in nächſter 
Zukunft eine vollftändige Reviſion der firchenpolitiichen Gejee unternehmen werde. 

Damit hatte die Regierung ihr Ziel, die Erlangung der Anzeigepflidt, 
erreicht. Das Herrenhaus nahm die Vorlage mit den Anträgen des Biſchofs Kopp an. 
Fürſt Bismard hielt bei den Beratungen eine lange Rede, in der er fich verjhiedener gegen 
Windthorſt gerichteter ironifcher Bemerkungen nicht enthalten konnte. Nach einem an die 
Adrefje des Papſtes Leo gerichteten Komplimente, das deſſen friedliebende Gefinnung im 
Gegenſatz zu dem kriegeriſchen Pius pries, bemerkte er: 

„Ich halte den Papſt für deutjchfreundlicher als das Zentrum. Der Bapft ift eben ein weiſer, 
gemäßigter und friedliebender Herr. Ob man das von allen Mitgliedern der Reichstagsmajorität ſagen 
kann, laſſe ich dahingeſtellt ſein. Der Papſt iſt außerdem nicht Welfe, er ift nicht Pole und iſt auch 
nicht deutſchfreiſinnig. Er hat auch keine Anlehnung mit der Sozialdemokratie. Kurz, alle die Einflüſſe, 
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die im Parlament die Situation fäljchen, finden in Rom nicht ftatt. Der Papit ift Katholif und nichts 
als Katholit. Dadurch werden ja eine Anzahl Schwierigkeiten an ich geboren, aber die Schwierigfeiten 
werden nicht kompliziert dur) das Bedürfnis der Anlehnung und des Empfanges und der Vergeltung. 
von Kiebesvienften anderer Parteien. Der Papft ift frei und repräfentiert die freie katholiſche Kirche ;- 
das Zentrum repräfentiert die katholiſche Kirche im Dienfte des Parlamentarismus und der Wahl: 
umtriebe. . . .“ 


Er werde auf diefem Wege, verficherte er, fortfahren, da er von der Meisheit und. 
Friedensliebe Leos XIII. mehr Erfolg für den inneren Frieden Deutjchlands erwarte, wie 
von Verhandlungen im Neichstag, und er wolle der Zentrumspartei, jo wie jie jeßt 
zujammengefeßt fei, nicht gegenübertreten, ohne den fatholiihen Preußen die Gewißheit 
- vorher zu geben, daß er im Einverftändniffe jei mit dem Papſte, der Hödften 
Autorität ihres Bekenntniſſes. 

Diefe Bemerfungen werfen ein ſcharfes Schlaglicht auf die Abfichten, welche der Fürſt 
Bismard verfolgte. Das Zentrum jollte unter allen Umftänden beim fatholiihen Volke als— 
der Hemmſchuh des kirchenpolitiſchen Friedens in Verruf gebracht und auf dieſe Weije gejprengt 
werden. Aus demjelben Grund entwidelte Bismard in der Fortführung der Verhandlungen. 
eine faſt fieberhafte Eile. 

Unter dem 23. April erging eine Note nad) Rom, die das vom Papſte verlangte 
Verſprechen einer weiteren Nevifion der Maigejehe enthielt. Dagegen follte Rom die Anzeiges 
pfliht nunmehr auch praftijch betätigen. Umgehend — unter dem 25. April — erfolgte 
ala Antwort eine Note Jacobinis, in welcher es hieß: es jei Abfiht des Papſtes, dab 
die Anzeige für die gegenwärtig vafanten Pfarreien ſchon von jetzt ab beginne, 
und daß fie ohne Zögern erfolge. 

Mit diefen Zugeftändniffen ausgerüftet, trat Bismard dem Abgeordnetenhauje gegen= 
über. Natürlich ſpielte er die erlangte Anzeigepflicht als beiten Trumpf auf. „IH möchte 
den Herrn Vorredner (den nationalliberalen Abg. v. Cuny) bitten, dieje einmalige faktiſche 
Anzeige nicht zu unterſchätzen; fie Liefert den klaren Beweis, daß die Kurie der Meinung it, 
daß fie ohne Schädigung der Kirche die Anzeigepflicht überhaupt Teiften kann, und was fie 
einmal leiften fann, wird fie aud) ohne Schädigung der Kirche immer und dauernd leijten 
fönnen.” Bismard nannte die Vorlage einen Verſuch, zum Frieden zu fommen. Er unter= 
nehme ihn im Vertrauen aud) „zu unferen katholiſchen Landsleuten, daß fie ehrlid die Hand. 
dazu bieten werden, auf dem Raume, welchen wir frei maden von dem Schutt, den die 
Maigeſetze darauf gelaffen haben — denn Trümmer find fie ja nur noch — den Friedens— 
tempel mit uns zu errichten und die Friedengeiche mit uns ehrlich) pflanzen, begießen und 
pflegen wollen“. Mit einer leifen Warnung nad) beiden Seiten Hin fügte er hinzu: „Führt 
ung das nicht zum Ziele, jo werden diejenigen, die das Heil des Staates und feine Sicher: 
heit nur im fortgefegten und erneuten Kampfe finden, ſobald fie eine parlamentarische Mehr- 
heit dazu aufbringen fönnen, ja jeden Tag in der Lage fein, eine ganz neue Auflage von 
Kirchengefegen, Kampfgeſetzen und Maigeſetzen zu machen; dann aber hoffe ich, daß ſie etwas 
politijcher und weniger juriſtiſch ausfallen wie die vorigen, die nur einen Liebhaberwert 
haben; einen wirklich faktiſchen Wert fann ich dem, was wir hier aufgeben, don meinem 
Standpunkt als Vertreter der preußifchen Regierung nicht beilegen.“ 

Damit hatte der Reichskanzler die Maigejehgebung in aller Yorm dor der Volksver— 
tretung abermals preiägegeben. 

Windthorft gab im Namen aller feiner Fraftionsgenofjen die Erffärung ab, daß fie 
die Vorlage annähmen. Die Bedenken, weldhe die Fraktion habe, wolle fie auf ſich beruhen 
laſſen und darum auch feine Abänderungsanträge ftelfen und in bie Diskuffion nicht weiter 
eintreten. Die Vorlage wurde darauf mit 259 gegen 109 Stimmen angenommen. Gegen 
fie jtimmten die Nationalliberalen und die größere Hälfte der Freifinnigen ſowie einige Frei— 
fonjervative. 
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Gewiß war es in den Berhältniffen begründet, daß Windthorſt nicht gleichgültig bei 
der Wahrnehmung bleiben fonnte, wie die Fäden, die er bisher jo meifterhaft gejponnen 
Hatte, nun von einer anderen Hand aufgenommen wurden. Auch mochte dem vorfichtigen 
StaatSmanne der neue Kurs, der die vollen Segel dem Winde des Bismarckſchen Wohl- 
wollens preisgab, nicht ganz unbedentlich erſcheinen. Namentlich konnte er ſich nicht verhehlen, 
daß die Anzeigepfliht in dem Umfang und unter den Bedingungen, wie jie gefordert 
und jchließlich zugeftanden wurde, eine gewiſſe Gefahr für die fünftige Geftaltung des 
Berhältnifjes zwifchen dem Staat und der fatholifchen Kirche in fi bergen fünne. Aber 
treu feinem Worte: Was man in Rom beſchließt, muß für das Zentrum in fird)- 
lihen Dingen Richtſchnur fein, ftellte er feine Bedenken zurück und trat ohne weiteres dem 
abgeſchloſſenen Uebereinfommen bei. 

Naturgemäß mußte er aud) den Spott jeiner Gegner und namentlich der offiziöfen 
Preßorgane über ſich ergehen laſſen, die triumphierend verfündeten, „die Fleine Exzellenz jei 
nun zwiſchen die Puffer der preußifchen und der vatifanischen Politif geraten und ein toter 
Mann geworden”. Er fonnte ihnen diefe Freude wohl gönnen in dem Bemwußtjein, daß das 
jeßt Erreichte die Frucht feiner fünfzehnjährigen mühevollen Arbeit war. Man 
ging daran, die Waffen zu zerbrechen, die man nur auf den Fechtboden hatte niederlegen 
wollen. Man begann, eine andere Grenzlinie für die Gebiete zu fuchen, auf denen Staat 
und Kirche ſich begegnen, obſchon noch vor kurzem jelbjt ein Minifter Puttfamer feierlich 
vor dem ganzen Lande die Erffärung abgegeben hatte: „Die wejentlichen Umriſſe für die 
Regierung des zwilchen dem Staat und der Kirche ftreitigen Gebietes find für Preußen un— 
widerruflih durch Die Gejeßgebung von 1873 bis 1875 gegeben.“ 

Aus dem Munde des Neichsfanzlers ſelbſt wurde endlich Windthorft die große Genug: 
tuung des Zugejtändniffes, daß der Grundgedanfe der Maigefegebung verfehlt jei. Man 
hatte einen nationalen Klerus ſchaffen wollen; man hatte den Mlerus unabhängig vom Papſte 
gemacht, ihn gegen die Dilziplinargewalt des Papſtes und der Bijchöfe fihergeftellt. Nun 
das Gejtändnis, daß dieſe Konfurrenz des Staates mit der Kurie total verfehlt und unwirk— 
jam und entbehrlich ſei! Und derjelbe Staatsmann, der „Gott zu dienen glaubte, indem er 
das Gemeinwejen von fremdem Geiftesdrude befreie und die Unabhängigkeit feines Volkes 
‚gegen römischen Drud jchüge”, und der es ala Pflicht erklärte, „die Geijtesfreiheit der 
deutjhen Nation gegen die Ränfe des römiſchen Jeſuitenordens und des Papftes zu ver- 
treten — derjelbe Staatsmann wendet ſich nach Rom, weil er beim Papft „mehr Friedeng- 
liebe zu finden ‚glaubt, als beim Parlament”. Vor einem Jahrzehnte hatte der Kanzler 
durch den Papſt „jeine Seligfeit bedroht“ gefehen und die „Ieife diplomatiſche Andeutung“ 
Windthorſts, es jei befjer, den Kampf aufzugeben und Verhandlungen mit Rom anzufnüpfen, 
mit den jtolzen Worten abgemwiefen: „Unjere Aufgabe ift es nicht, dergleichen Wege zu 
ſuchen; wer uns braucht, wird una finden; wir genügen unjeren Sweden durch ung ſelbſt!“ 
Damals höhnte Bismard. „Gewiß ift Windthorft ein befjerer Diplomat als ih.“ Heute 
erbrachte er den Beweis, daß er von Windthorft etwas gelernt hatte. Mit diefem Erfolge 
durfte Windthorft zufrieden fein. 
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Die preußifche Regierung löſte ihr Verfprehen, eine organische Revifion der 
Maigejete vorzunehmen, mit einer Vorlage ein, die am 22. Februar 1887 dem Landtage 
zuging. Sie wurde zunächſt dem Herrenhaufe vorgelegt, wohl aus denjelben Gründen, die 
bei Vorlage der lebten Novelle maßgebend gewejen waren. Im Vergleiche zu den bejtehenden 
gejeglichen Beitimmungen enthielt der Gejegentwurf erhebliche Fortſchritte, blieb aber weit 
hinter dem zurüd, was die fatholifche Bevölkerung von einer endgültigen Beilegung der 
Tichenpolitiihen Streitigkeiten erwartet hatte. 
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Windthorſt erftattete in der Fatholifchen Preſſe ein eingehendes Gutachten über die 
Vorlage, in welchem er deren Schwächen und Mängel aufdedte und einer ſcharfen Kritik 
unterzog. Daß er das Nichtige getroffen, beweift der Umftand, daß der preußifche Epijfopat 
in einer Eingabe vom 19. März an Papit Leo diejelben Bedenfen äußerte und namentlich 
gegen das von der Negierung beanjpruchte Einfpruchgrecht und die Beitimmungen über die 
Drden fi ausſprach. Auch der Kölner Erzbiſchof Krement betonte in einem bejonderen 
zweiten Schreiben vom 8. April im Namen des preußiichen Epijfopates die unermeßlichen 
Nachteile, welche namentlich aus einer 
ungebührlihen Ausdehnung des Ein- 
ſpruchsrechtes für die pflichttreuen 
und eifrigen Geijtlihen erwachſen 
müßten. Es würde dadurch ein Zu= 
ſtand herbeigeführt, der zuletzt zu einer 
Depravation der Geiftlichfeit führen 
müßte, indem mandje Priejter, um die 
Gunst der Behörde nicht zu verlieren, 
in Wahrung der firhlihen Rechte fi) 
fäumig und untätig erweifen würden. 

Im Herrenhaufe brachte aber- 
mals Biſchof Kopp eine Neihe von 
Abänderungsanträgen ein, welche die 
vornehmlichſten Bedenfen gegen den 
Gejetentwurf zu befeitigen bejtimmt 
waren. Es gelang ihm aud), einige 
derjelben zur Annahme zu bringen. 
Gleichwohl blieben noch Rüdjtände zur 
Unzufriedenheit genug übrig, und es 
war zweifelhaft, ob die Zentrums» 
fraktion einer jo gearteten endgültigen 
Reviſion ihre Zuftimmung würde geben 
fünnen. 

Während der Verhandlungen im 
Herrenhaufe war in befonderer Miffion ( 
Monfignore Galimberti in Berlin 
eingetroffen, um dem Kaijer zu jeinem — dat Inemend, 
neunzigſten Geburtätage die Glüd- 
wünsche des Papjtes zu überbringen. 





Seine Beiprehungen mit den preu= Philippus Kardinal Kremenf. 
ßiſchen Miniftern, dem Biſchofe von (Geb. 1819. Get. 6. Mai 1899.) 
Fulda und den Führern der Zentrums- Biichof von Ermland 1867 bis 1885. Grabiichof von Köln 1885 
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auf die Weiterentwicklung der Ange— 

fegenheit und die Entjchließungen der Beteiligten gewejen. Sicheres läßt ji darüber 
nichts jagen, weil die in Betracht fommenden Perſonen ftrengftes Stillſchweigen beobach— 
teten. Jedenfalls war die von der Köln. Zeitung wiedergegebene Unterredung ihres 
Berichterſtatters mit dem päpſtlichen Legaten, welche eine ungemein große Vertrauens— 
jeligfeit verrät, durchaus ungenau, weil fie mit den offiziellen Kundgebungen des 
Heiligen Vaters nicht übereinſtimmt. In genanntem Blatte hieß es nämlich u. a.: 
„Nach Anfiht des Heiligen Stuhles vollziehe ſich mit der Annahme der jetzigen 
kirchenpolitiſchen Novelle die Beendigung des Rulturfampfeg und der endgültige 
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Abſchluß des Friedens zwiſchen der Kurie und der preußijchen Regierung. = Selbit- 
redend ſei damit nicht gejagt, daß nunmehr durch die Gejeßgebung auch jämtliche Aener 
Wünſche erfüllt wären, die für die Entwicklung der Firchlichen Intereffen zu hegen jeien, 
und jo weiter. Da 

Meder die preußiichen Katholifen noch der Heilige Stuhl betrachteten die Beiriigung 
der nah Annahme der Vorlage verbleibenden Reſte der Maigeſetze als „Heinere Wünſche 
Darüber hatte auch der Biſchof von Fulda im Herrenhauſe feinen Zweifel gelaſſen, indem 
er ſagte: „Stimme ich für das Geſetz, ſo bringe ich mich in Gegenſatz zu einem großen 
Teile der katholiſchen Bevölkerung,“ weshalb ihm die Entſcheidung für oder gegen die Vor⸗ 
lage außerordentlich ſchwer falle. Und wie wenig der Papſt das Geſetz als endgültige Rege⸗ 
lung betrachtete, beweiſt ſein Schreiben an den Erzbiſchof von Köln vom 7. April 1887. 
Nach eingehender Prüfung der für und gegen den Gefegentwurf eingegangenen Erörterungen 
und Wünfhe und nad Einholung der Anficht des Kardinalsfollegiums entſchied ſich nämlich 
der Heilige Vater für die Annahme der Vorlage und gab in einem Schreiben an den Erʒ⸗ 
biſchof von Köln dieſer Meinung Ausdruck. In demſelben hieß es u. a.: „Wenn auch nicht 
alles erreicht iſt, was die Katholiken mit Recht wünſchen, ſo iſt doch manches feſtgeſtellt, wo— 
durch ihre Lage beſſer wird. . .. Hieraus erkennſt du leicht, daß von jenen harten Geſetzen 
joviel abgejchafft oder geändert wird, daß fie weniger jchwer zu ertragen fein werden.“ 
Weiterhin erklärte der Papft, er halte es für angezeigt, daß die Katholifen dem Entwurfe 
zuzuftimmen ſich nicht weigern möchten, da „das Geſetz, bejonders mit Rüdfiht auf die vom 
Herrenhaus angenommenen Anträge des Biihofs von Fulda, den Zugang zu dem jo 
lange und mühjam angeftrebten Frieden eröffne“. 

Genau in demjelben Sinne gab auch Windthorft bei der Beratung im Abgeord- 
netenhaus im Namen der Zentrumsfraktion folgende Erklärung ab: 

„Bon jeiten des Heiligen Stuhles, deſſen Kompetenz in Fragen des Kirchenregimentes zweifellos 
feitfteht, tft zu exfennen gegeben worden, daß die dom Herrenhaus angenonımene kirchenpolitiſche Vorlage 
mit Rüdficht auf die gegenwärtigen Verhältniffe toleriert werben könne, daß ferner diefe Vorlage den 
Zugang zu dem fo lange und mühjam angeftrebten Frieden eröffne, daß 
endlich, was inSbejondere die Frage des Einſpruches betrifft, zwiſchen dem Heiligen Stuhl und der 
preußiſchen Regierung augenblielich weitere Verhandlungen ftattfinden und der Heilige Vater dabei ſich 
bemühen werde, eine friedliche Vereinbarung darüber zu erzielen, wie das Einſpruchsrecht auszuüben ſei 
und welche Regel gelten jollte, wern zwiſchen dem Biſchof und dem Oberpräfidenten Mei: 
nungsverjchiedenheiten beftehen. Bezüglich der erwähnten Verhandlungen wird auf die beiderſeitigen 
Noten verwieſen und ausdrücklich bemerkt, daß letztere im weſentlichen die Auffaſſung des Biſchofs von 
Fulda über das Recht des Einſpruchs und die Gründe desſelben enthalten. Von dieſen Erwägungen 
geleitet, hat der Heilige Vater uns aufgefordert, für die Annahme der firdenpolitijden 
Vorlage, jo wie fie nach den Beichlüffen des Herrenhaufes fidh geftaltet hat, einzutreten. Den Hoff- 
nungen des Heiligen Vaters uns anjchließend und getreu jenem Standpunkte, den wir während des 
ganzen firchenpolitiichen Kampfes unausgefegt betont haben, werden wir dieſer Aufforderung Folge leiften. 
Falls wider Erwarten die don dem Herrenhaus angenommene Faſſung der Vorlage in irgendeinem 
Punkte zuungunften der firdliden Vreiheit verändert werden follte, jo würden wir 
uns genötigt jehen, gegen das Ganze zu ffimmen. Dem eben entwidelten Standpunfte gemäß 
erachten wir eine Kommifjionsberatung nicht für notwendig und würden eventuell gegen eine ſolche uns 
erklären. Diefe, wie gejagt, von meinen fämtlichen Fraktionsgenoſſen und mir einftimmig genehmigte 
Erklärung habe ich hiermit abgeben wollen. Ich füge in diefem Augenblicke diefer Erklärung nichts 
weiter hinzu, behalte mir aber vor, wenn der Lauf der Debatte es notwendig machen jollte, weiter mich 
zu äußern. Damit jchließe ich meinen Vortrag, dem ich nur den Wunſch Hinzufüge, daß das Werk zu 
einem gedeihlichen Abjchluffe komme und den Frieden anbahne, jo wie es der Heilige 
Bater wünſcht.“ 

Daß der Neichsfanzler die Abficht Windthorfts, die „Anbahnung des Friedens“ ſcharf 
zu betonen, wohl verjtanden hatte, geht aus der Stelle feiner Rede im Adgeordnetenhaufe 
hervor, in der er an die „nationale Fraktion“ die dringende Bitte richtete, „die Benutzung 
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diefes guten Elementes zum Friedensihlug — oder wie der Herr Abgeordnete Windthorit 
fih ausgedrüdt hat: zur Anbahnung des Friedens — das find Worte, über deren 
Bedeutung ich hier nicht ftreiten will — aber zur Herftellung eine modus vivendi 
den Weg im Moment nicht zu verjäumen und die Regierung nicht in die Unmöglichkeit zu 
fegen, ihn ihrerjeits zu benußen.“ 

Bei den fanatiihen Kulturfämpfern im Abgeordnetenhaufe ftieß der Entwurf auf leb— 
haften Widerftand, jo daß Fürft Bismard jchließlih aus dem Zuftandefommen des Geſetzes 
eine Kabinettäfrage zu machen ſich veranlaßt fand. „Seine politiiche Ehre jei für das Gejeh 
engagiert,“ — erflärte er — „und er fünne an einem Staatswejen nicht länger teilnehmen, 
das ihn fompromittiere.” Leichten Herzens warf er die Grundjäße, die bisher als not— 
wendige Sicherungen ftaatlicher Rechte mit aller Schärfe hingejtelt und feitgehalten worden 
waren, über Bord. Seine Privatmeinung gehe dahin, daß er nad) der Anzeigepflicht nichts 
frage. Eine Art von Wettlauf in der Beeinfluffung der angeftellten Geiftlihen mit dem 
Papfte zu unternehmen, halte er für ein verfehltes Beginnen. Die jchärffte Verurteilung der 
bisherigen Kirchenpolitit aber lag in der Antwort, die er dem Abgeordnelen Virchow gab 
auf die Frage, warum denn die Negierung bezüglich der Orden und anderer Dinge Konzeſ— 
fionen made: ; \ 

„Die Ratholiten verlangen das! Das ift ihre Sache, ihre Glaubensſache; fie glauben der Orden 
zu bedürfen, fie glauben anderer Konzefionen zu bedürfen — gut, ich habe nicht danach zu fragen, ob 
ich diejen Glauben teile oder für berechtigt halte. Mein Beſtreben in diejen Verhandlungen ift das 
gemwejen, die friedliebenden unter unjeren katholiſchen Mitbürgern zufrievenzuftellen. Wenn fie nun das 
zu ihrer Zufriedenheit Erforderliche bezeichnen, jo würde der Sache wenig gedient fein, wenn ich jagen 
wollte: Ihr irrt euch, daS braudt ihr nicht... ... Ich wenigftens muß dem Verjuch, unjere katholiſchen 
Landsleute gegen ihren Willen dauernd zu vergewaltigen, meine Mitwirkung 
verſagen.“ 

Wieviel Elend wäre vermieden worden, wenn man dieſe Geſichtspunkte anderthalb 
Jahrzehnte früher zur Geltung gebracht hätte! 

Ungemein lehrreich war auch das Geſtändnis des konſervativen Abg. v. Hülſen, der 
ſeine Zuſtimmung zur Vorlage mit folgenden Sätzen begründete: 

„. . . Der Kulturkampf, wie er jo genannt war worden, war falſch, war ein Unredt, 
ein Fehler. Er muß aus der Welt gejchafft werden. Die Gejeggebung ift wejentlih dem Wunjche 
des Liberalismus gefolgt. Yon unjerer Seite wurde jhon damals gejagt, daß infolge des Kampfes die 
Macht der katholiſchen Kirche nur wachſen werde, während die evangeliſche Kirche benachteiligt werde. 
Das ift jeßt eingetroffen. Es ift infolge des Kampfes die innere Kraft der katholiſchen Kirche erheblich 
ewachſen.“ 
an Geſetz wurde ſchließlich am 27. April 1887 mit 243 gegen 99 Stimmen ange- 
nommen. Schwerlich würde es einem anderen Staatsmann als dem Fürſten Bismard 
gelungen fein, in verhältnismäßig jo furzer Zeit eine Politik jo ungeheurer Widerjprüce 
durchzuſetzen in Verhältniffen, die die tiefiten und heiligiten Empfindungen des Volkes 
berührten. Mit Recht fonnte Dr. Jörg in den Hift.-Pol. Blättern fagen: „Man muß zu— 
geitehen, daß eine ſolche Erſcheinung in der parlamentarifchen Geſchichte einzig dafteht und 
ſtets vereinzelt bleiben wird. Kein anderer verantwortlicher Minifter ift denkbar, der die 
Pertretung einer ſolchen Umkehr nicht dem Nachfolger überlafjen und fi für immer in die 
tieffte Stille des Privatlebens hätte zurüdziehen müſſen. Nur Fürft Bismard fonnte das wagen.“ 

Troß aller Mahnungen zum Frieden und zur Verföhnlichfeit konnte auch bei dieſer 
Gelegenheit der Reichskanzler der Neigung nicht widerjtehen, an feinem alten Gegner Windt- 
Horft fich zu reiben umd ihn mit offenen und verftedten Bosheiten zu überhäufen. Eine 
Erwiderung auf diefe Angriffe erfolgte von feiten Windthorfts nicht. Diefer wollte offenbar 
den Gegenjat nicht verſchärfen, denn er hielt jeßt wie jpäter an der Anficht jet, Fürſt Bis— 
marc fei der einzige Staatsmann, dem e3 gelingen fünne, aud) die leßten Ueberbleibſel der 
traurigen Maigeſetzgebung aus der Welt zu ſchaffen. 
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Nicht ohme ſchwere innere Kämpfe konnte Windthorft fi) entſchließen, der legten Phaſe 
der firchenpofitifchen Aktion feine Hilfe zu leihen, deren entjheidende Leitung aus feiner 
bewährten Hand in andere Hände gelegt war. Einen ebenfo harafteriftiichen wie interefjanten 
Zwiſchenfall erzählt Prof. Martin Spahn im Hodland (1907, ©. 45): 

„Wohl hat Windthorft auch darauf noch gehofft, daß es ihm gelingen werde, Bismard bei dem 
Abbruch der Kulturfampfsgejege, der mit jedem Jahre ſchwerer aufgeſchoben werden fonnte, zur unver— 
ſehrten Wiederherftellung der preußiſchen Verfaſſung zu zwingen. Dabei indefjen trat ihm die Kurie in 
den Weg. Leo XII. hoffte damals binnen furzem durch Bismard die territoriale Stellung wiederzu— 
erlangen, die er für das Papfttum nötig hielt, und das bewog ihn, Bismarck meit über die früher 
gezogene Grenze entgegenzufommen. Onno Klopp hat mir bei einem Beſuch im Jahre 1896 erzählt, 
wie Windthorft zehn Jahre zuvor nach einer Verhandlung mit dem Nunzius Galimberti in demfelben 
Zimmer zu Hieging, in dem der hochbetagte welfiſche Hiftorifer mich empfing, von einem Weinframpf 
erſchüttert zuſammengebrochen ſei. Die römifche Diplomatie hatte ſich über feinen Kopf hinweg mit 
Berlin geeinigt und dabei verfafjungsmäßige Intereffen der deutjchen Nation begreiflicherweife nicht den 
Ausſchlag geben laſſen. Seitdem war an eine Herftellung der Verfaffung nicht mehr zu denken.“ 

Freilich Fannte Windthorft den damaligen Träger der preußiichen Politik befjer, als 
die römifchen Diplomaten. Nah allen den Erfahrungen, die man mit der Bismardjchen 
Politik bisher gemacht hatte, fonnte er nicht begreifen, wie man auf wohlmollende Redens— 
arten und unverbriefte, geſetzlich nicht feitgelegte Verſprechungen vertrauen mochte. In einer 
Unterredung mit einem befreundeten Gelehrten zeichnete er die Herrennatur des Reichskanzlers 
mit den jcharfen Worten: „Bismarck ift wie jo ein Junker in hohen Stiefeln. Was ihm 
in den Weg kommt, das tritt er am liebſten einfad) nieder. Wer von ſolch einer Regierung 
MWohlwollen für die Kirche erwartet, der täuſcht fih!" Ein Mann wie Bismard gehorcht 
nur der Notwendigkeit, der Staatsraifon. Durch Nachgiebigfeit war die nicht zu erlangen. 
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Die Frage der Heereöverwaltung hatte ſchon früher im preußifchen Abgeordnetenhaus 
einen harten Kampf zwijchen Regierung und Bolfsvertretung herbeigeführt. Erſt nad) den 
glüdlichen Kriegen von 1864 und 1866 war der Friede zwijchen diefen beiden Faktoren 
wiederhergeftellt worden. Beide Teile hatten ja ihre Abficht erreicht; die Negierung hatte 
ihre fchlagfertige Armee, der liberale Teil der Volksvertretung jah feine Hoffnung auf ein 
einiges Deutjhland unter Preußen? Führung erfüllt. Im fonftituierenden Norddeutichen 
Reichstage hatte die Frage der Heeresorganifation und des Bundeskriegsweſens abermals 
Meinungsverjciedenheiten zwiſchen der verbündeten Regierung und der Volfsvertretung herauf- 
beſchworen. Der Streit war durd) eine Art von Kompromiß beigelegt worden, wonach man 
den Militäretat für drei Jahre bewilligte. Windthorit hatte fih am 5. April 1867 dahin 
geäußert, daß nichts geſchehen dürfte, was einen Zweifel in die Wehrhaftigfeit Norddeutich- 
lands an irgendeiner Stelle hervorrufen fünnte. 

„In Beziehung auf das Ziel, eine tüchtige, jchlagfertige Armee, genügend, um die Autorität im 
Innern, genügend, um den Frieden nad außen Hin zu erzwingen, find wir einig, und werden daS immer 
bleiben. Die Meinungen gehen nur auseinander in Beziehung auf die Mittel... Es ift Streit 
darüber, auf wie lange, und in dieſer Hinficht weichen die Vorſchläge jehr voneinander ab. Der Vor— 
Ihlag der verbündeten Regierungen geht auf immer — andere Vorjehläge wollen ſechs Jahre; andere 
fünf Jahre, andere drei. In diefen Zahlen liegt eine gewiſſe Willfür, wie das bei allen Zahlenverhält- 
niffen der Fall ift, und ich glaube deshalb, daß an diefen Zahlen das Einverftändnis unmöglich ſcheitern 
werde. ... . Der Antrag, für den ich eintreten möchte, jagt, für die nächften drei Jahre ftehen die Be— 
mwilligungen feft, nad diefen drei Jahren müſſen unter allen Umftänden neue Vereinbarungen 
fattfinden. Wir find uns vollfommen bewußt, daß, wenn wir auf drei Jahre diefe Bewilligungen aus— 
ſprechen, es faſt unmöglich fein wird, jemals davon zurücdzufommen. Es wird dadurch kaum etwas 
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mehr erreicht, als für alle Teile das Bewußtfein, daß man fih dauernd und überall zu ver— 
tragen habe. Es kann das deshalb nicht erſchreckend fein, weil e& überhaupt dort, mo mehrere Ge— 
walten zufammenmirfen müffen, immer eintritt und im fonftitutionellen Leben ganz gewiß, denn es Tiegt 
darin der Angelpunft des fonftitutionellen Lebens.“ 

Diefen Punkt möglichſt unverrüdbar feitzuftelen, war Windthorfts Beſtreben. Deshalb 
war au in der Folge feine Abfiht immer darauf gerichtet, die notwendigen Bedürfniſſe 
für die Armee immer nur von Fall zu Fall mit der Regierung feftzuftelen und nur auf 
beftimmte Zeit, weil durch eine unbegrenzte Dauer des Militärbudget3 das Eonftitutionelle 
Recht der Volfsvertretung ſtark beeinträchtigt fein würde. Am Tiebften Hätte er gleich im 
Norddeutſchen Reichstage die jährliche VBudgetbewilligung gejehen. Anderjeits war er auch 
feinen Augenblid im Zweifel darüber, daß an eine Zurückſchraubung des Militäretats 
unter feinen Umftänden zu denken jei; und das ſprach er bei allen Verhandlungen über die 
Geftaltung des Neichäheeres offen aus. 

Am 1. Dezember 1871 bemwilligte der Deutjche Reichstag noch unter dem Eindrude der 
deutſchen Siege den dreijährigen „eifernen Militäretat“ mit 15% gegen 128 Stimmen. Das 
ganze Zentrum trat unter Windthorſts Führung für jährlihe Bewilligung ein. Die 
nationalliberale Bartei war gejpalten; 51 Mitglieder ftimmten für, 44, unter ihnen Laster, 
v. Stauffenberg und v. Fordenbed, gegen die Vorlage. 

Im Jahre 1874 wurde von feiten der verbündeten Regierungen der Verſuch erneuert, 
die Feftfekung bezüglich der Heeresftärfe dauernd dem Einfluffe des Reichstages zu ent- 
ziehen. Der 8 1 des dem Neichstage vorgelegten Militärgejegentwurfes beſtimmte: „Die 
Friedenspräfenzftärke des Heeres an Unteroffizieren und Mannſchaften beträgt bis zum Erlaß 
einer anderweitigen geſetzlichen Beſtimmung 401659 Mann. Die Einjährig- Freiwilligen 
fommen auf die Friedenspräfenzftärfe nicht in Anrechnung.“ 

Auch diesmal ftellte die Zentrumspartei den Antrag auf jährliche Bewilligung ; 
gleichzeitig wünfchte fie die Einführung der zweijährigen Dienftzeit. Diejer Antrag 
wurde mit 256 gegen 114 Stimmen abgelehnt. Von jeiten der nationalliberalen Partei 
wurde ein mit Bismard vorher vereinbarter Kompromißantrag vorgejchlagen, der dahin ging, 
die geforderte Präfenzziffer auf einen Zeitraum von ſieben Jahren zu bewilligen. 

Am 20. April wurde das Septennat mit 214 gegen 123 Stimmen angenommen. 
Die Nationalliberalen ftimmten geſchloſſen dafür, die Zentrumspartei geſchloſſen dagegen. 
Die Fortſchrittspartei war geteilt; ein Teil jtimmte für das Septennat und ſchied dann unter 
der Führung Loewes aus der Fortſchrittspartei aus. 


Der Kampf ermeuerte fid) im Jahre 1880, wo die Regierung ein neues Septennat 
und Erhöhung der Friedenspräfenzjtärfe auf 427274 Mann forderte. Diesmal gejellten 
fi der ablehnenden Minderheit noch die drei Nationalliberalen Bamberger, Lasker und 
vd. Forckenbeck zu. Das Geſetz wurde mit 186 gegen 128 Stimmen angenommen. 

Unter eigenartigen Verhältnifien vollzogen fi Die Verhandlungen über das am 
25. November 1886 vorgelegte Geſetz über die Friedenspräfenzftärfe des Reichsheeres, welches 
für ein weiteres Septennat 468409 Mann forderte. Inzwiſchen war nämlich eine 
Veränderung in den Parteien des Reichstages eingetreten. Die Wahlen von 1884 hatten 
die fogenannten Kartellparteien geſchwächt und die bisherigen Freunde des Septennat3 in 
die Minderheit gebradt. 

Diesmal hatte ſich der Reichskanzler einen bejonderen Bundesgenofien verjchrieben. 
Die preußifche Regierung war mit dem Papſt in Berhandfung getreten über eine Abänderung 
der kirchenpolitiſchen Gefeßgebung. Der Reichskanzler hatte ber römischen Kurie nahelegen 
laſſen, daß es dem Friedensſchluſſe ganz gewiß dienfich fein würde, wenn die Zentrumäfraftion 
ihre bisherige ſchroffe Haltung bezüglich der Forderungen für das Heerweſen aufgeben und 
der Regierung entgegenfommen würde. 
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Bei der erjten Beratung des Geſetzes im Reichſstag am 4. Dezember 1886 Hatte 
Mindthorft ſich diplomatiſch dahin ausgedrückt: 

„Die Regierung jagt, auf ſieben Jahre; die Parteien, die bisher geſprochen, haben verſchiedene 
Termine; im der Preffe hat die Frage der Zeit einen großen Raum ausgefüllt, nad meinem Dafür- 
halten zu Unrecht. Wenn die Regierung mit uns allen ein Abonnement jchließen wollte oder fünnte, 
wonach fie in einem gemwifjen Zeitraum feine Neuforderung machen würde, wir aber ein gemifjes 
Maß von Pflichten und Geld zu bemilligen hätten, jo daß weder der eine noch der andere von den ver— 
einbarten Beitimmungen ausweichen fünnte, dann ließe fich davon reden, und ich glaube, das Land 

würde dann fein jchlechtes Geſchäft machen.“ 

In der Kommifjion, die unter dem 
Vorſitze des Grafen Ballejtrem tagte, 
ging es heiß her. Das Schlußergebnis 
war die Ablehnung des Septennat3 und 
eines Teiles der Präjenzerhöhung Am 
11. Januar 1887 begannen die VBerhand- 
lungen im NReichtage. Fürft Bismard 
begründete die Notwendigfeit des Sep— 
tennat3 mit dem Hinweis auf die fran= 
zöſiſchen Zuſtände. Dort wurde gerade 
General Boulanger als Nationalheld 
und Mann der Revanche gefeiert, und der 
Reichskanzler glaubte darin ein bedenfliches 
Anzeichen für die wachjenden Revanche— 
gelüfte in Frankreich zu erblicken. Er jprad) 
mit wachjender Erregung und drohte, den 
Reichstag aufzuldfen, wenn er ihm nicht 
zu Willen fein werde. 

Windt horſt antwortete, er würde 
ganz getrojt und mohlgemut in die 
Wahlen gehen. Er flog: 

„Ich bitte die verbündeten Regierungen 
und in erjter Linie den Herrn Reichsfanzler, 
der bewieſen hat, daß er in ſchweren Momenten 
Mäßigung betätigen fann, und zwar eine 
Mäßigung, die jelbft gewonnene Lieblingsideen 
aufgeben läßt — ich bitte den Herrn Reichs- 
fanzler, nochmals zu überlegen, ob e8 wohlgetan 
Erſter Bizepräfident des Preußiſchen Abgeordnetenhaufes von ift, die Bewilligung des ganzen Geforderten in 
Vorſitzender der a Preußiſchen Abgeord- le dab — Drei Jahren — — 
netenhauſes als Nachfolger des Frhen. d. Schorlemer-Atft Prüfung möglich ift, ohne daß dabei irgend in 

bon 1890 bis 1903. Ausfiht genommen ift, daS jet Zugeftandene 

dann nicht wieder zu bewilligen, dieſe Bewilli- 

gung, jage ich, abzulehnen. Ich Könnte die 

Verantwortlichteit nicht tragen; mer fie übernehmen will, mag «8 tun. Das deutjche Volk aber ſoll 
wiſſen — ich wiederhole es nochmals: wir haben alles bewilligt, alles, jeden Mann, jeden 


Groſchen (Laden rechts; Bravo! im Zentrum) unter der Bedingung, daß wir in drei Jahren wieder 
prüfen. 





Dr. iur. Elemens Freiherr Heereman 
von Zuydwpf. 
(Geb. 1832, get. 23. März 1903.) 


„Ich habe feinen anderen als den fehr dringenden Wunſch, daß es noch in letzter Stunde gelingen 
möchte, uns auf der Baſis des von Herrn v. Stauffenberg eventuell geftellten Antrages vollſtändig zu 
einigen und dadurd der Welt ein Schauſpiel der Cinmütigfeit und Stärke zu geben, wie ich dies jo 
ſehr gewünfcht hätte. Damit vergibt ſich die Regierung nach meiner Anficht gar nichts, fie bringt die 
Verhältniffe der Armee in feinerlei ſchiefe Lage oder ing Schwanfen. Ich erfenne an, daß die Armee 
die wichtigfte Institution des Landes ift, daß ohne diejelbe die Rechtsordnung aufhört und daß 
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ohne die Armee dieje Rechtsordnung bei den Angriffen, welche von gewiſſen Seiten auf diejelbe gemacht 
werden, überhaupt nicht aufrechtzuerhalten wäre. Ob diejer mein Wunſch, mein wirklicher Herzens- 
wunſch, erfüllt wird, ich weiß es ja nicht, man kann es auch im voraus nicht wiſſen, denn Gott lenkt 
ja die Herzen der Fürften wie Waſſerbäche.“ 

Am 14. Januar gelangte der Antrag Stauffenberg, die volle Präfenzitärfe auf drei 
Jahre zu bewilligen, mit 186 gegen 154 Stimmen zur Annahme. Unmittelbar darauf erhob 
ſich der Reichskanzler, um eine Kaiferliche Botſchaft zu verlefen, welche die Auflöjung des 
Reichstages verfügte. Anfänglich war das Zentrum überrafcht. Windthorit hatte geglaubt, 
mit der Regierung zu einem Kompromiß gelangen zu fünnen, wonad) die Präſenzſtärke etiva 
auf fünf Jahre bewilligt werden fünne. Das aber glaubte er um der Aufredhterhaltung des 
konſtitutionellen Charakters der Verfaſſung wegen nicht zugeben zu dürfen, daß das Septennat 
abermals und dann wohl für immer feſtgelegt würde. 


Fürſt Bismarck fühlte ſich ſicher. Er glaubte diesmal ein Spiel in der Hand zu 
Haben, das auch Windthorſt nicht würde überbieten können. In leiſer Andeutung hatte er 
bei der Debatte darauf hingewiefen, daß dag Zentrum in Rom für feine Politik feine 
Biligung finden würde, und er Hoffe, daß die Wähler nod vor der Wahl darüber ins 
klare fommen würden. Der preußifche Gejandte v. Schlözer hatte nämlich bei der Weih- 
nadhtsgratulation dem Heiligen Vater Mitteilung von dem Wunjche Bismarcks gemacht, er 
möge auf das Zentrum einwirken, um es zur Annahme des Septennats zu 
beitimmen. Wie der franzöfiiche Botſchafter Graf Lefebvre de Behaine (LEon XII. et le 
Prince de Bismarck) mitteilte, jol der Nunzius Galimberti im dieſer Angelegenheit der 
Berater des Heiligen Vaters geweſen jein. 


Am 3. Januar 1887 hatte Kardinalſtaatsſekretär Jacobini an ben Mindener 
Nunzius di Pietro folgende Note zur Mitteilung an das Zentrum gerichtet : 

„Vertraulih. Aus meinem Telegramm vom 1. Januar haben Sie erjehen, daß allernächſtens 
der Entwurf zur ſchließlichen Revifion der preußiſchen kirchenpolitiſchen Gejeße vorgelegt werden wird. 
Man hat darüber ganz fürzlich formelle Zuficherungen gehabt, welche die früheren dem Heiligen Stuhle 
zugegangenen Nachrichten beftätigen. Ste können ſomit auch Herrn Windthorft in diefer Hinficht beruhigen 
und die Zweifel, welche derfelbe in jeinem Ihrem Testen geihägten Berichte beigefügten Schreiben aus- 
geiprochen hat, zerftreuen. Im Hinblick auf diefe nahe bevorftehende Reviſion der Kirchengejee, welche, 
wie Grund vorhanden ift anzunehmen, befriedigend ausfallen wird, wunſcht der Heilige Vater, daß das 
Zentrum die Vorlage des militäriſchen Septennats in jeder demjelben möglichen Weiſe begünftige. 
Es ift anderjeitS wohl befannt, daß die Regierung auf die Annahme diejes Geſetzes den größten Wert 
legt. Wenn e8 nun daher gelingen jollte, die Gefahr eines nahen Krieges zu befeitigen, 
jo würde das Zentrum fich jehr verdient gemacht haben um das Vaterland, um die Humanität, um Europa. 
Am entgegengejegten alle würde man nicht verfehlen, das feindfelige Verhalten des Zentrums als 
unpatriotijch zu betrachten, und die Auflöfung des Neichstages würde auch dem Zentrum nicht unerheb- 
liche Verlegenheiten und Unficherheiten bereiten. Durch die Zuftimmung des Zentrums zur Septennats- 
vorlage würde dagegen die Negierung den Katholiken wie aud dem Heiligen Stuhl immer geneigter 
werden. Auf die Fortdauer friedlicher und gegenfeitiger vertrauensvoller Beziehungen zu der Berliner 
Regierung legt der Heilige Stuhl feinen geringen Wert. Sie wollen daher die Führer des Zentrums 
lebhaft dafür interefjieren, daß fie ihren ganzen Einfluß bet ihren Kollegen anwenden, unter der ihnen 
erteilten Verſicherung, daß fie durch Zuftimmung zum Septennatsgejege dem Heiligen Vater eine große 
Freude bereiten, daß das für die Sache der Katholiken jehr vorteilhaft fein würde. Wenn dieſe letzteren 
auch infolge der neuen Militärgeſetze immerhin neuen Laſten und Beſchwerlichkeiten entgegengehen, ſo 
werden ſie anderſeits entſchädigt werden durch den vollſtändigen religiöſen Frieden, welcher doch das 
höchſte aller Güter iſt. 

Indem ich vorſtehende Betrachtungen Ihrem Takt und Ihrer Umſicht anvertraue, bin ich über— 
zeugt, daß Sie unter Berückſichtigung der in Betracht fommenden Perfonen und Umftände davon Gebrauch 
machen werden. 


Rom, 3. Januar 1887. * 
L. Kardinal Jacobini.“ 
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In der Umgebung des Papftes war man nicht jehr befriedigt von diefem Schritte. 
Papſt Leo bemerkte wohl mit Rüdficht darauf dem franzöfifchen Botſchafter: „Ich Tonnte 
nit ander3 handeln. Man hat mic gebeten, in dem Streit über das Septennat zu inter- 
benieren, indem man mir fagte, es liege eine Frage vor, welche die Erhaltung des 
Friedens berühre. Wie hätte ich mich da entziehen können? Wenn neue Bedrängnifje 
über die Kirche Deutſchlands fommen jollten, wird das die Schuld des Zentrums fein, weil 
es nicht verftanden hat, meine Abfichten zu begreifen.” Es waren, wie Lefebure de Behaine 
beftätigt, unter den Mitgliedern des Kardinalsfollegiums nicht wenige, die ein Wagnis darin 
jahen, daß der Heilige Vater zugunften des Fürften Bismard eine jo ſchwere Verantwortlich- 
feit übernähme, 


Der Nunzius teilte die Note ſelbſt der Fraktion nicht mit, ſchrieb vielmehr nur einige 
geilen an deren Vorfigenden, den Frhrn. zu Srandenftein, zur Mitteilung an Windt- 
horſt mit dem Erſuchen, er möge davon diskreten Gebrauch mahen: „Der Heilige 
Vater wünſche, daß das Zentrum für das Septennat ftimme, weil ihm die Zuficherung 
geworden jei, daß eine vollftändige Reviſion der Maigeſetze beabfichtigt jei und daß eine 
desfallfige Vorlage dem nächſten Preußijchen Sandtage gemacht werden ſolle.“ (Schultheß, 
Geſchichtskalender 1887, ©. 83.) 


Windthorft und Frhr. zu Frandenftein machten von der ihnen gewordenen 
Mitteilung nur inſoweit Gebrauch, als fie diejenigen Mitglieder der Zentrumäfraftion ver 
ſtändigten, welche der Militärlommiffion angehörten. Den übrigen Mitgliedern der Fraktion 
gegenüber glaubten fie die ihnen auferlegte Diskretion bewahren zu müſſen. Alle waren 
darin einig, daß das Zentrum in diefer lediglid politifhen Frage freie Hand habe 
und daß troß der Erinnerung des Heiligen Vaters ein Nachgeben in der Septennatsfrage 
im gegenwärtigen Augenblide für das Zentrum den Untergang bedeuten würde, 


Nicht ohne Grund Hatte Windthorft in feiner Rede vom 12. Januar auf die Not 
der Mrbeiterbevölferung hingemwiefen und daran erinnert, daß für das Wahstum der 
Sozialdemokratie nichts Beſſeres gejhehen könne, als die ftete und fortwährende Ver— 
mehrung des Militäretats. Die Sozialdemokratie wartete nur auf eine günftige Wahlparole, 
um mit Behagen das Erbe des Zentrums anzutreten. 


v. Frandenftein hatte die Mitteilung des Nunzius in einem eingehenden Schreiben 
bom 16. Januar 1887 beantwortet, das in dem Satze gipfelte: 


„Je n’ai pas besoin de dire que le Centre fut toujours heureux d’executer les ordres 
du Saint Siöge, lorsqu'il s’agissait des lois ecclösiastiques, mais je me suis permis d’scrire 
deja en 1880, quil &tait absolument impossible pour le Centre, d’obeir à des directives 
donndes pour des lois non ecclesiastiques. Selon moi il serait un malheur pour le Centre 
et une source de desagrements bien graves pour le Saint Siöge, si le Centre demandait, 
pour les lois, qui n’ont rien à faire avec les droits de notre Sainte Eglise, des instructions 
du Saint P£re.“ 

(„IH brauche nicht zu jagen, daß das Hentrum fich ftets glücklich ſchätzte, den Weifungen des 
Heiligen Stuhles nachzukommen, wenn e8 fi) um kirchliche Geſetze handelte. Ich habe mir aber ſchon 
im Jahre 1880 erlaubt, darauf aufmerkſam zu machen, daß es für das Zentrum unmöglich iſt, bei 
nicht kirchlichen Geſetzen vorgeſchriebenen Direktiven Folge zu geben. Nach meiner Anſicht würde es ein 
Unglüd für. das Zentrum und eine Quelle von Unzuträglicfeiten für den Heiligen Stuhl fein, wenn 
das Zentrum bei foldhen Geſetzen, welche die Rechte der Kirche nicht berühren, ſich Inftruftionen vom 
Heiligen Vater erbitten wollte") 


Am Schluffe feines Schreibens bat Frhr. d. Frandenftein um Mitteilung, ob etwa 
beim Heiligen Stuhle die Anficht obwalte, das fernere Beftehen des Zentrums ſei nicht mehr 
notwendig. In diefem Falle würden er und die meiften feiner Freunde ferner ein Mandat 
nit mehr annehmen. 


93. Der Militäretat und das Septennat. 233: 


Schon am 21. Januar erging von Rom aus die Antwort auf dies Schreiben, und 
zwar in einer zweiten an den Münchener Nunzius gerichteten Note des Kardinalitaat3- 
ſekretärs Jacobini: 

„Hohmwürdigfter Herr! Ich habe Ihr geſchätztes Schreiben vom 19. d. Mts. erhalten, mit 
welden Ew. Erzellenz; mir Abſchrift eines Ihnen von Herrn Baron v. Frandenftein zugegangenen 
Briefes überjenden. Während ich davon abjehe, die Gründe zu prüfen, mit welchen der Herr Baron 
fi bemüht, daS bei der Abftimmung über den Gejegentwurf betreffend das militärische Septennat vom 
Zentrum beobachtete Verfahren zu rechtfertigen, halte ich e8 für eine Sache von großer Dringlichkeit und 
Aktualität, die Aufmerkſamkeit dem anderen Teile feines Schreibens zuzumenden. Er wünſcht zu erfahren, 
ob der Heilige Stuhl glaube, daß die Eriftenz des Zentrums im Neichstage nicht mehr nolwendig, 
fei; in diefem Falle würde er zugleich mit der Mehrzahl jeiner Kollegen fein neues Mandat mehr an= 
nehmen. Er fügte hinzu, daß, wie von ihm jhon im Jahr 1880 erklärt worden fei, das Zentrum 
nicht Gehorjam leiſten fünne bei Gefegen über nit firhlihe Dinge und welde die Rechte der 
Kirhe nit berühren. Sie werden vor allem Sorge tragen, den Herrn Baron darüber zu 
beruhigen, daß der Heilige Stuhl beftändig die Verdienfte anerkennt, welche das Zentrum und feine 
Führer fih in der Verteidigung der fatholiihen Sache erworben haben. Darauf wollen Sie ihm im 
Namen des Heiligen Vaters die nachfolgenden Betrachtungen mitteilen, welche ſich auf jeine Anfragen 
beziehen. 

Die Aufgabe der Katholiken, die religiöjen Intereffen zu ſchützen, könne feineswegs als erſchöpft 
angejehen werden, indem in ihr eine bedingte und zeitweilige und daneben eine abjolute und dauernde - 
Seite anerfannt werden müffe Auf die vollftändige Abſchaffung der Kampfesgejete hinzuwirken, die 
richtige Auslegung der neuen Gejege zu verteidigen und ihre Ausführung zu überwachen — daS alles 
fordert jederzeit die Tätigfeit der KRatholifen im Reichstag. Außerdem muß man bedenfen, daß in einer 
Nation, die in religiöjer Hinficht gemischt ift und in welcher der Proteftantismus als StaatSreligion 
angejehen wird, Gelegenheit zu religiöjen Neibungen ſich findet, bei welchen die Katholiken berufen 
wären, ihre Gründe auf gejeglichem Wege zu verteidigen oder auch ihren Einfluß geltend zu machen, 
um ihre eigene Lage zu verbefjern. Auch darf man nicht unterlafjen, hervorzuheben, daß eine parla= 
mentariſche Vertretung der Katholiken, indem fie fih für die unerträgliche Lage interefjiert, die dem 
Oberhaupte der Kirche bereitet worden ift, günftige Gelegenheiten benugen könnte, um die Wünſche ihrer 
katholiſchen Landsleute zugunften des Heiligen Vaters auszudrüden und zur Geltung zu bringen. Weiter 
hin ift dem Zentrum, als politifche Partei betrachtet, immer volle Freiheit der Aktion 
gelaffen worden; als ſolche konnte es auch nicht jelbit direft die Interefen des Heiligen Stuhles ver: 
treten. Wenn in der Angelegenheit des SeptennatS der Heilige Vater geglaubt hat, dem Zentrum 
feinen Wunſch in diefer Hinficht fundgeben zu follen, jo ift das dem Umſtande zuzujchreiben, daß Be— 
ziehungen religiöfer und moralijcher Ordnung mit jener Angelegenheit verfnüpft waren. Bor allem gab: 
es triftige Gründe, zu glauben, daß die endliche Reviſion der Maigejege einen ftarfen Impuls und um: 
faſſende Verwirflihung von der Regierung erhalten würde, menn diejelbe durch die Haltung des Ben: 
trums bei deffen Ahftimmung für das Septennatsgejeh befriedigt worden wäre. In zweiter Linie hätte 
die Mitwirkung des Heiligen Stuhles zur Erhaltung des Friedens vermittelft des Zentrums notwendig 
die Berliner Regierung gegen ihn verpflichtet und daher mwohlwollender gegen das Zentrum und nadj= 
giebiger gegen die Katholiken ftimmen müfjen. Endlich hat der Heilige Stuhl bei der Erteilung des 
Rates hinfichtlich des Septennats geglaubt, daß ſich ihm eine neue Gelegenheit geboten babe, um ſich 
dem Deutjchen Kaifer und dem Fürſten Bismard gefällig zu erweifen. Uebrigens fann der Heilige 
Stuhl auch unter dem Gefichtspunfte der eigenen Intereſſen, welche mit den Intereſſen der Katholiten 
identiſch find, fich feine Gelegenheit entgehen laſſen, durch melde er das mächtige Deutjche Reich für eine 
Verbeſſerung jeiner Lage in Zukunft geneigt machen könnte. 

Die vorftehenden Reflexionen, welche die religiöjen und moraliſchen Beziehungen des Geſetzes über 
das Septennat vom Standpunkte des Heiligen Stuhles zufammenfafjen, hatten den Heiligen Bater 
beftimmt, feinen Wunſch dem Zentrum zu erkennen zu geben. Ew. ... . werden bei der Mitteilung des 
gegenwärtigen Schreibens, melches, ſowie mein letztes, den erhabenen Gedanken Seiner Heiligkeit 
wiedergibt, an den Herrn Baron von Brandenftein, ihn beauftragen, die Abgeordneten des Zentrums: 
davon in Kenntnis zu jeßen. 

Mit den Gefinnungen ausgezeichneter Hochachtung uſw. 


21. ar 1887. n 
Rom, Januar L. Kardinal Jacobini.“ 
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Auch dieje zweite Note gelangte nur zur Kenntnis der wenigen Mitglieder der Militär- 
fommiljton. 

Nach Auflöfung des Reichstages glaubte Fürft Bismarck mit Hilfe diejer beiden 
Altenjtücde das verhaßte Zentrum famt deſſen Führer vernichten oder doch bis zur Ohnmacht 
ſchwächen zu können. Die Wahlagitation ſetzte mit einer Schärfe ein, die man feit der erjten 
‚Kulturfampfszeit nicht mehr erlebt hatte. Da exit erwies fi), wie flug berechnet das Wort 
Windthorft3 war: „Glauben Sie mir: der Mann, der feinen Mann und feinen Groſchen 
verweigert, wird in der Wahlfampagne eine Rolle jpielen.“ 


Namentlich im Rheinlande gingen die Wogen der Wahlagitation hoch. ine Anzahl 
einflußreicher Katholiken in Hohen Stellungen erließ einen Aufruf zugunften der Septennat3- 
politif, und an manden Orten wurden ſolche hochangejehene Katholifen gegenüber den bi3- 
herigen Vertretern der Zentrumspartei al3 Kandidaten aufgeitellt. 

Auf den 6. Februar hatte die Nheinifche Zentrumspartei eine große allgemeine 
Wählerverfammlung im Gürzenichfaale zu Köln berufen. Windthorft follte auf 
diejem Parteitage die Hauptrede halten. Ahnungslos hatte er am 5. Februar mittags in 
‚Hannover den Zug beftiegen, um nad Köln zu fahren, als er die Zeitungsverfäufer auf dem 

Bahnhofe die Tagesneuigfeit ausrufen hörte: „Der Papſt für das Septennat! Der Papſt 
gegen das Zentrum!" Der Abg. Dr. Bod, der Windthorft begleitete, faufte Zeitungen und 
las ihm während der Fahrt die zweite Note Jacobinis vom 21. Januar vor, die erſt in der 
Wiener Politiſchen Korrefpondenz und nad) diefer von den Zeitungen am Rhein und in 
‚Hannover veröffentlicht worden war. Der Streich) war gut gezielt. Im erſten Augenblide 
fonnte ſelbſt Windthorft der Befürchtung ſich nicht erwehren, das katholiſche Volk könne am 
Zentrum irre werden und an feinen Führern zweifeln. 

Unvergeßlich wird den Kölner Freunden Windthorſts jener Abend des 5. Februar in 
der Erinnerung bleiben. Die „Heine Exzellenz“ war von wenigen Herren am Bahnhof in 
Köln abgeholt und zu feinem gewohnten Abfteigequartier im Hotel Ernft geleitet worden. 
Auf feinem Zimmer fand dann in ganz engem Kreis eine Beratung ftatt. „Windthorft 
ſaß,“ fo jchreibt mir ein Augenzeuge, „erft lange Zeit ftumm in Gedanfen verjunfen in der 
Sofaede; jeine Hand mit dem großen Siegelring am Zeigefinger über die Lehne hängend, 
jehe ich ihm noch wie heute vor mir. In dem Heinen Kreiſe herrſchte eine gedrücte Stim- 
mung. Jeder von ung fühlte den Ernft des Augenblids; jeder fühlte, wieviel davon ab- 
ding, wie der Führer ſich an diefem denfwürdigen Abend entjiheiden würde. Plötzlich wurde 
‚er munter: »Nun jagt mir mal, wie faßt Ihr denn hier die Sache auf?« wandte er ih an 
die Nächſtſitzenden. Damit fam die Erörterung in Fluß — und bald hatte fi die beruhigende 
‚Gewißheit der Uebereinftimmung der Auffafjungen ergeben.“ 

Im ganzen Rheinlande gab es an diefem Sonntage feinen politiſch gejchulten Men— 
jhen, der nicht voller Spannung der Kölner Berfammlung entgegengejehen hätte. Scharen⸗ 
weiſe ſtrömten die Maſſen zum Gürzenich. Vor dem Eingange ſtanden zu beiden Seiten 
Männer, welche Extrablätter der Köln. Zeitung mit der Note Jacobinis verteilten. 


„Als der Abg. Dr. Windthorft zur Tribüne hinaufgeleitet wurde, brach ein plöß- 
licher elementarer Begrüßungsjubel und ein begeiftertes, anhaltendes Hochrufen aus. Die 
vergnügte Miene des verehrten Zentrumsführers bewies, wie wohl ihm diejer Willlomm der 
Rheinländer tat,“ Heißt es im DVerfammlungsberichte der Köln. Volkszeitung (Nr. 37, 
Morgen-Ausgabe dom 7. Februar). Gleich nad) den erften Sätzen braufte der Beifall 
mächtig durch den weiten Saal und fteigerte fi) im weiteren Verlaufe der Rede zu begei- 
Herten Kumdgebungen und Huldigungen. Diefe Kölner Gürzenich-Rede vom 6. Februar 
1887 war in der Tat ein Meifterftüd, das die Partie zugunften des Zentrums ent- 
ſchied. Nach dem Stenogramm des genannten Blattes Yauteten Windthorfts Ausführungen 
wie folgt: 
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„Meine verehrten Freunde! Es ift mir zunächſt ein Bedürfnis, Ihnen für die begeifterte Teil 
nahme zu danken, welche Sie mir bei meinem Erſcheinen zuteil werden ließen. Es ift mir nicht leicht 
geworden, die Reife hierher zu machen, im Winter, bei meinem Alter, und außerdem war ich ja auch 
nicht ficher, ob nicht meine Anmejenheit in Berlin nod notwendiger gewejen wäre als meine Anmejen- 
heit hier. Denn wer weiß, welches neue Duett der Herr Reichfanzler und Graf Limburg jegt ein— 
ftudieren, um es vielleicht in meiner Abweſenheit zu fingen. (Große Heiterkeit.) Indes, ich wurde jo 
wiederholt und dringend erjucht, daß ich mich 
losgerifjen habe, und wenn es nad) dem Rheine 
geht, werde ich doch noch immer wieder lebendig! 
Heiterkeit.) 

Sie wollen ohne Zweifel über die Situation, 
in der wir ung befinden, einige Aeußerungen 
von mir vernehmen, und da habe ich für die 
Reihenfolge meiner Gedanken mir die Reihen- 
folge der Fragen notiert, welche bei meinem 
Erſcheinen in diejem und jenem Kreiſe gejtern 
abend und heute morgen an mich gerichtet 
worden find. Die erfte Frage war: »Was 
balten Sie von der Note, melde der 
Rardinal-Staatsjefretär Jacobint an den 
Nunzius in München gerichtet Hat?« Und die 
zweite Frage war: »Gibt’5 Krieg?« Sch 
will dieje beiden Tragen furz beantworten und 
daran die weiteren Erörterungen fnüpfen, welche 
ich heute hier darzulegen für zweckmäßig halte. 

Der Erlaß des Herrn Kardinal-Staatsſekre— 
tärs Jacobini enthält die Willensäußerungen 
unjeres geliebten Heiligen Vaters Leo XII. 
Mir werden ftet3 und namentlich in der gegen= 
mwärtigen Zeit jedes Wort, das von unjerem 
Heiligen Vater zu uns gelangt, mit voller Ehr- 
erbietung und freudigem Herzichlage begrüßen. 
(Bravo!) Es wären entartete Söhne, welchen 
das PVernehmen der Stimme ihres Vaters 
unbequem wäre. Unfere Gegner jheinen zu 
glauben, es läge darin für uns etwas wenig 
Tröftliches. Wir hören bereitS den Jubel an 
allen Eden, daß unjere bisherigen Beſtrebungen 





desavouiert jeien. Die, welche jo jubeln, Haben Dr. Peter Spahn. 

die Situation jehr ſchlecht begriffen. Wenn Geb. 1846. 

jemand Urſache hat, zu jubeln, dann find wir ed 

e8. (Bravo, jehr richtig!) Der Heilige Vater Mitglied des Neichstages jeit 1884. 
erkennt in diefem Erlaß an, daß die Zentrums Zweiter Vizepräfident des Reichstages 1895 bis 1898. 


wage: j Erſter Vizepräfident ſeit 1. Dezember 1909. 
partei fich in jehr hohem Maß um die Ber: 


teidigung der Rechte der Kirche verdient gemacht 

habe. (Bravo!) Ich denke, dieſes Zeugnis fann uns nur im höchſten Grad erfreulich und neuen Mut 
bringend fein. Der Heilige Vater ſpricht dann jeine Ueberzeugung aus, daß die Zentrumsfraktion auch 
jegt noch fortdauern und für die Folgezeit immer bejtehen müfje. (Hört, hört!) Können wir Beſſeres 
verlangen? (Rufe: Nein!) Der Heilige Vater hat diefe Antwort gegeben auf eine Anfrage des Vor⸗ 
ſitzenden der Zentrumsfraktion im Deutſchen Reichſtage, des Baron zu Franckenſtein, und der hatte 
gefragt, ob es dem Intereſſe der Kirche entſpräche, wenn unſere Mandate im Reichstage nicht fort— 
dauerlen: wir würden dann unſere Mandate nicht weiter fortjegen. Darauf antwortete der Heilige 
Bater offenbar klar und beitimmt: Nein! Er billigt alfo ſogar die Perſonen, die bisher in der 
Sraftion waren. (Lebhaftes Bravo!) Können wir einen befjeren Wahlaufruf mahen als den, 
welchen der Heilige Vater uns hat ſchreiben laſſen? (Lebhafter Beifall.) 
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Ich könnte meinen Vortrag hier Schließen und Sie auffordern: Wählet, wie der Heilige Vater 
es mill, wählet Männer, die da wiſſen, was nötig ift und immer nötig fein wird, wählet die Alten, 
denn fie haben es gut gemadt! (Stürmifcher, andauernder Beifall.) 

Sodann jpricht der Heilige Vater einen jehr wichtigen Grundſatz aus, nämlich den Grundfag, 
daß in Fragen weltliher Natur die Zentrumsfraftion, wie jeder Katholif, völlig frei und nad 
ihrer Ueberzeugung urteilen und ftimmen fann, und daß der Heilige Vater fih in dieje weltlichen 
Dinge nicht miſche. Diejen Grundjag müſſen wir unter allen Umftänden unverbrühlid feſt— 
halten; denn wenn wir ihn nicht fefthielten, würde das gejchehen, was die Freunde des Rulturfampfes 
jahraus, jahrein uns vorhalten, nämlich, daß wir lediglich nach dem Befinden der geiftlichen Oberen 
unjerer Kirche handelten. (Bravo, jehr richtig!) Wir hätten dann feine Selbftändigfeit. Und darum 
müffen wir uns über diefes Anerfenntnis des Heiligen Vaters freuen. Wir werden gegen jedermann 
jenen Grundjag unverbrühli für alle Zeiten fefthalten, denn es ift die Baſis unferer politijchen 
Eriften;. (Bravo!) 

Nun wenden unjere Gegner ein: Aber der Heilige Vater hat doch ausgeiprochen, daß in Bezie- 
bung auf daS Gejeg wegen der Präfenzitärke der Armee jeinen Wünſchen nicht entiprochen je. Meine 
Herren! Es ift allerdings nicht zu verfennen, daß der Heilige Vater gewünſcht hatte, daß das Geſetz 
angenommen werden möge. Cr führt aber in dem Erlaß diefen feinen Wunſch nicht zurüd auf den 
materiellen Gehalt der Vorlage, ſondern lediglich auf Zwectmäßigfeitsgründe vom Standpunkte diplo- 
matifher Erwägungen und Beziehungen, und er jpricht e8 deutlich genug aus, daß dieſe Erwägungen 
von jeinem Standpunkte gedacht und gemacht ſeien. Es ift unzweifelhaft, daß der Heilige Vater feine 
guten Gründe haben wird, diefen Wunſch realifiert zu jehen. Das bezweifle ich gar nicht, und ich meine, 
daß, wern e8 möglich gemejen wäre, wir ohne Zwang, aus freien Stüden dieſe Bewilligung hätten 
ausjpredhen ſollen. Aber nur, wenn's möglich geweſen wäre; denn Unmögliches kann niemand leiſten. 
(Sehr ridtig!) 

Es war aber nur möglich zuzuftimmen, wenn wir unfere eigene Eriftenz opferten. Es jollte 
unbejehens dem Bolfe, das uns gejandt, ein Maß von perfönlichen und Geldopfern auferlegt werden, 
melche ſchwer drüden und zu den jeßt vorhandenen Steuern faum noch ertragen werden fünnten. Da- 
neben hatte die Zentrumsfraftion zu jeder Zeit konftant in allen den verſchiedenen Stadien, mit aller 
ihr zu Gebote flehenden Macht dagegen gefämpft, die Militärlaften zu vermehren. In feinem Programm 
hat es dieje Aufgabe fortwährend anerkannt und die Verringerung der Militärlaften gegenüber der 
Auferlegung neuer Laften ausdrüdlich betont. Auf Grund diefes Programms ift die Zentrumsfraftion 
de Neichötages gewählt worden, und wenn wir aus anderen Rückſichten dieſes unjer Verſprechen 
nit gehalten hätten, jo würden wir uns des Vertrauens unferer Wähler beraubt haben. 
(Sehr richtig!) 

Die Zentrumsfraftion befteht Yediglih und allein auf dem Vertrauen des Volkes: feine andere 
Stüße fteht ihr zu Gebot, und fie ift deshalb mehr als irgendeine andere Fraktion imftande und genötigt, 
den Pulsſchlag des Volkes zu beachten. Und ic) meine, wenn, wie der Heilige Vater es ausdrücklich 
ausgeſprochen hat, die Zentrumsfraftion eine notwendige ift, für die Vergangenheit war und für die 
Zukunft fein wird, jo muß fie mit derjelben Sorgfalt auf diejen Pulsichlag ferner merken. Sch bin 
überzeugt, wenn wir dem Heiligen Vater unfere Gründe darlegen, daß er dann feinen treuen Söhnen 
nicht zürnen wird. Das ift fo hergebracht in der Familie, die feft und gut gegliedert ift, daß Vater 
und Söhne gemeinſchaftlich miteinander beraten, gemeinjhaftlih miteinander handeln. 

Wenn die Gegner glauben, daß der Heilige Vater das Zentrum ganz und gar verleugnet habe 
und mit uns nichts mehr zu tun haben wolle, dann haben fie den Erlaß nicht gelejen oder nicht ver— 
fanden; denn derjelbe hatte ven Hauptzweck, darzulegen, daß die Zentrumsfraftion nach) dem Willen des 
Heiligen Vaters und feinem Wunſche fortb eftehen müfje. (Bravo!) 

derner hat man behauptet, daß die Sache in der Abſtimmung anders gefommen jein. würde, 
wenn gewiſſe Mitteilungen iiber den Wunſch des Heiligen Vaters weiterverbreitet worden wären, als fie 
verbreitet worden find. Zunächſt ift es interefjant, zu finden, daß diefe Verbreitung immer zuerft von 
der Preſſe der Gegner verlangt wird, da diefe natürlich immer Neuigkeiten haben muß über alles, was 
gedacht und gejchrieben wird. Ich kann den Herren heute nur jagen — es wird die Zeit fommen, wo 
noch Detaillierteres darüber vorgelegt werden fann —, was an ung gefommen ift, ift uns mitgeteilt 
in der Form der äußerften Diskretion und Vertraulichkeit. (Hört! Hört!) Und wenn 
man davon etwas an Dritte mitteilen wollte, jo konnte man das nur unter Verlegung der gebotenen 
Diskretion. Solches aber mögen andere tun, Mitglieder des Zentrums können das nicht. (Lebhaftes Bravo!) 
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Ich weiß, denn e8 wurde mir fhon vorher in Berlin gejagt, es ſolle noch ganz bejonders über 
mich hergehen, man wolle mir zu Leibe rücken (Heiterkeit), weil ich mich einer Unterſchlagung 
ſchuldig gemadht habe. Was heißt Unterſchlagung? Es heißt, wenn man einem Berechtigten etwas 
nimmt und für fi) behält. Wer iſt der, der ein Necht hat, das zu willen, was ich unter Disfretion 
erfahren habe? Würde wohl die jo jehr geichäftige Tante hier vom Rheine, die Kölniſche Zeitung, 
geneigt jein, zu antworten, wenn ich fie frage, welche Depejche fie vom Kanzler oder von jeinen Beamten 
befommen hat in Beziehung auf das heutige Feſt? (Heiterkeit) Es ift das zwar jehr gleichgültig, 
aber e8 wäre vielleicht doch für unſere Neugierde interefjant, e8 zu willen. Wir hätten aber fein Recht, 
eine ſolche Frage zu ſtellen; wir achten das Geheimnis der Kölniſchen Zeitung, wenn fie überhaupt eins 
Hat (Heiterkeit), aber wir erwarten, daß man auch unjeres achtet. Es wird wohl, mwenn ich ins Abge- 
ordnetenhaus zurückkehre, die Sache noch einmal erörtert werden; dann werde ich vielleicht noch etwas 
weiter mich darüber äußern — vielleicht auch nicht. (Heiterkeit) Ich verſpreche in dieſer Hinſicht gar 
nichts. Ich meine aber, daß jeder fich doch jagen ſolle, wenn etwas da ift, was zu Unrecht verheimlicht 
wurde, jo hätten nur die ein Recht, ſich zu beflagen, melde die Mitteilung gemacht, aljo in diefem 
Falle der Heilige Vater und jeine Räte. Wir wollen abwarten, ob die uns angreifen. Eventuell aber 
Hätten vielleicht dieſes Recht auch die Mitglieder der Zentrumsfraltion. Wir wollen auch da abwarten, 
was die tun. Ich will nicht alles verraten, aber doc das andeuten: Mitglieder der Traktion wiſſen 
mehr über dieſes Kapitel, als gewiſſe Leute glauben. 

Nun no eine ernfthafte Bemerfung. Es ift jelbftverftännlih, daß der Erlaß, von dem ich 
geſprochen, in Rückſicht auf die Stelle, von der er kam und welche ung allen auf Erden die heiligfte tft, 
beim Zujfammentritt des Reichstages von der dann vorhandenen Traktion — jegt eriftiert fie nicht — 
jorgfältigft in Erwägung gezogen werden wird, und daß man in diefer Fraktion alles, was in 
bezug auf denjelben oder in der Folge desjelben zu geihehen hat, jorgfältig überlegen wird. Defien 
aber jeien Sie verfichert: die Fraftion wird bei diejen Beratungen von der tiefiten Ehrfurht und dem 
unerjhütterlihen Vertrauen zu Seiner Heiligkeit Papft Leo XIII. ſich leiten Lafjen, gleichzeitig aber 
auch unfere Selbftändigfeit in jeder Weiſe geltend machen und behaupten, wie ja zu unjerer Freude 
der Heilige Vater auch ausgejprochen Hat, daß es jo jein ſoll. Und wenn einft im Einzelfall ein 
Zweifel vorhanden fein follte, ob diejes oder jenes Gebiet kirchlicher oder rein weltlicher Natur 
ift, oder darüber, wie die beiden Gebiete ineinandergreifen, jo wird das im einzelnen Falle zu entjcheiden 
jein. Aber davon können Sie ſich überzeugt halten, und deſſen jeien Sie verfichert: die deutſchen Katho- 
liken werden immer zum Heiligen Vater ftehen als treue Söhne, wie es guten Katholiken geziemt; und 
das können Sie glauben: der Heilige Vater fennt die Tugenden des deutjchen Volkes und der deutjchen 
Männer und er würde e8 in feinem Fall übelnehmen, wenn deutſche Männer ein deutihes Wort 
zu ihm ſprechen. 

Dann aber noch eine Betrachtung allgemeiner Art zu diefer Situation. Während des ganzen 
Kulturfampfes entftand ein fürdhterliches Getdje jedesmal, wenn der Name des Heiligen Vaters genannt 
wurde. Es gab Leute, die zu jener Zeit ihre Seligfeit in Gefahr wähnten gegenüber den Aeußerungen 
des Heiligen Vaters. (Sehr wahr!) Wir hatten Gefege, welche die Kompetenz des Heiligen Vaters in 
den deutjhen Landen abjolut beftritten, welche durch Paragraphen herbeiführen wollten, daß die deutſchen 
Ratholiten vom Römiſchen Stuhle getrennt werden. Das find die kurioſen Gejegesmader in Berlin! 
Und heute rufen alfe nad dem Heiligen Vater. Er ift der alleinige Netter in der Not. Man 
will, wie wir vorhin bon Herrn Dr. Cardauns gehört haben, jogar von liberaler Seite den Herrn 
Erzbiſchof für die Wahl aufftellen. O jerum, jerum, jerum, o quae mutatio rerum! (Stürmijche 
Heiterkeit.) Das ift ein großes Rejultat. 

Ich behaupte heute hier am Rheinitrom, in Köln auf dem Gürzenich: es ift in diefem Jahr: 
Hundert noch fein Zeitpunft gewejen, wo die Autorität des Heiligen Vaters von aller Welt, 
von allem Volke, von klein und groß, jo anerkannt worden ift wie heute. Und das ift darum jo 
eigentümlich, weil man den Papit vernichten wollte. (Sehr richtig!) 

Wenn man nun jo die Autorität des Heiligen Vaters anerkennt, wenn man ihn heranruft, wenn 
es zwijchen den Nationen zum Kriege fommen ſoll, wie es zwijchen Spanien und Deutichland bevor— 
ftand, wenn man ihn zu Hilfe ruft in inneren Angelegenheiten — ſollen wir darauf nicht ftolz fein ? 
Ich möchte in Anerkennung und Freude über diejen Sieg des Papſttums hier öffentlich erklären, daß, 
wenn die verbündeten deutjchen Regierungen den Heiligen Bader zum Schiedsrichter in der Militär- 
vorlage und allem, was damit zufammenhängt, berufen jollten, ih gern bereit bin, im Reichstage 
Diefen Antrag zu unterftügen. Dann aber fommt nicht allein Herr dv. Schlöger zur Erflärung und zum 
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Worte, jondern au wir. Und da könnte ich denn gar leicht zeigen, daß Herr v. Schlözer die Sade 
doch in feinem Licht allein dargefteltt Hatte, und nicht auch in unferem. Deshalb will ic Herrn 
v. Schlözer feinen Vorwurf machen. (Heiterkeit) Es ift menſchlich, daß jeder die Dinge nad) jeiner 
Anſchauung darftellt. Wenn wir dies in der vorliegenden Sache au tun, dann wird der Heilige Vater 
jehen, was recht ift. Den Heiligen Vater als Schiedsrichter in diefer Sache zu wählen, das wollen wir 
allenthalben proflamieren, dafür Propaganda machen! 

Das ift, glaube ich, über diefen Erlaß für heute genug. 

Die zweite Frage, welche an mich gerichtet wurde, ift die: „Befommen wir Krieg?" Diele 
Frage vermag ich nicht zu beantworten, das fann nad) meinem Dafürhalten, wenn überhaupt ein Menſch 
dazu in der Lage ift, nur der Fürft Bismard. Nun hat aber Fürft Bismard, wie vorhin ſchon vom 
Herrn Kollegen Roederath dargelegt wurde, erklärt, daß irgendwelche Bejorgnis Rupland gegenüber 
nicht beftehe. Weiter auf unſer Verhältnis zu Rußland einzugehen, ift hier nicht erforderlich. Ich halte 
mich einfach an das Wort des Fürften Bismard. Nicht jo zuperfichtlih äußerte ſich Fürft Bismarck 
über unjere Beziehungen zu Frankreich, und ich will gern glauben, daß in Frankreich die Revandegelüfte 
noch nicht erftict find. Aber das glaube ich, nach den Ereigniffen von 1870 wird Frankreich uns nicht: 
angreifen, es müßte denn fein, daß e3 einen Bundesgenofjen hätte, und diefer Bundesgenofje könnte 
nur Rußland fein. Wenn nun Rußland uns feine Bejorgnifje einflößt, ſo kann nad) meiner Ueberzeugung 
auch Frankreich diefes nicht. Inzwischen ift es bei allen Verhältniffen, alſo auch bei internationalen 
Berhältniffen hergebracht und fann feinem verübelt werden, wenn jeder fein Pulver troden hält, damit 
man in der Stunde der Gefahr gerüftet dafteht und das Vaterland irgendwelchen Schaden nicht leidet. 
M. H.! Wir ftehen hier am Rhein, und ich bin feft überzeugt, daß Sie alle ohne Ausnahme mit mir 
darin einverftanden find: „Sie jollen ihn nit haben!“ (Lebhaftes Bravo!) 

Wir wollen alle mit derjelben Entjehiedenheit fefthalten an der Errungenſchaft des Frankfurter 
Friedens. Wenn wir genötigt werden, einem auswärtigen Feinde gegenüberzutreten, dann gibt es feine 
Perteien in Deutihland, alle werden vereint um die Fahne ſich ſcharen, weldhe unjer Kaiſer uns voran— 
tragen wird. Darüber fann ein Zweifel überhaupt nicht eriftieren. (Bravo!) Nun aber frage ih, wenn. 
die Sachen jo ftehen, wie ich vorhin auf Grund der Worte des Fürften Reichskanzlers ausführte, woher 
diefer unglaubliche Lärm, der alle Augenblide ertönt, der die Gefchäfte ins Stoden bringt und ſchwere 
Berlufte herbeiführt? Ich jage mit meinem Kollegen Herrn NRoederath, es ift ein frivoles Spiel, 
welches da getrieben wird, und es muß ernithaft erwogen werden, wie man derartige Ruheftörer zur 
Rechenſchaft ziehen fann. 

Es hängen dieje Dinge zum Teil zufammen mit der unglüdlihen Spekulation, zu welcher 
die Börſe fi) hergibt. Die Börfe ift für die Verfehrsverhältniffe ein notwendiges Inftitut, und ihre 
legitimen Geſchäfte jollen nicht beeinträchtigt werden. Wenn fie aber zur Spielhölle gemacht werden 
joll, dann muß man überlegen, wie man dem fteuert. 

Ich machte auf alles dieſes aufmerkſam, um nachzuweiſen, daß eine unmittelbare Kriegsgefahr 
uns wenigſtens nicht klargelegt iſt, und daß es Unrecht iſt, wenn die Frage der Militärvorlage mit den 
Kriegsausſichten in Zuſammenhang gebracht wird. Während der ganzen bisherigen Verhandlungen habe 
ih mir Mühe gegeben, in einer bejonderen Lage der öffentlichen Verhältniffe liegende Gründe zu finden, 
um leichter für die Militärvorlage ftimmen zu können. Ich habe deshalb wiederholt die Zuziehung der: 
Vertreter des Auswärtigen Amtes verlangt. Sie famen aber nicht, bis endlich der Herr Reichskanzler 
erſchien, was mir natürlich eine große Befriedigung war. Und als er erſchien, zerſtörte er alles Geflüſter 
und alles laute Geſchrei, daß die Vorlage gemacht würde wegen einer drohenden Kriegsgefahr. Sie iſt 
eben gemacht für das Ordinarium, um den ruſſiſchen und franzöſiſchen Einrichtungen ebenbürtig zu ſein, 
aber keineswegs, um einer augenblicklichen Kriegsgefahr zu begegnen. Und, m. 9., bei einem augen= 
blicklichen Kriege würde diefe Vorlage auch wenig helfen; denn fie wird erft wirkſam nad Jahren. . 
Alſo, die Behauptung, daß die, welche die Vorlage abgelehnt haben, das Vaterland wehrlos machten,. 
ift nad) den eigenen Ausführungen der Regierung eine durchaus haltlofe. Ich kann nicht genug davor: 
warnen, daß man fich durch derartige Vorfpiegelungen täuschen läßt. In gegenwärtiger Zeit ift es vor 
allem nötig, daß man einen falten Kopf behält. Die Aufregung, welche man erzeugt, führt zu un— 
überlegten Handlungen und zu Beichlüffen, die man nod) lange nachher bereuen wird. Ich bin nicht jo 
gar ängſtlich. Sollte es jemand einfallen, und anzugreifen, jo möge man wilfen, daß das deutiche Volk 
ſchon jegt ein Volk in Waffen ift, und dag zwei Millionen Krieger zum Schutze des Vaterlandes bereite 
gejtellt werden fünnen. Es ift aber ganz unmwahr, daß irgend etwas Außerordentliches vorliegt, was 
jofortige KriegSbereitichaft oder weitere Ausbildung der Wehrkraft verlangt. Nichtsdeftomeniger haben 


58. Der Militäretat und das Septennat. 23% 


wir in der Zentrumsfraftion, als der Herr Kriegsminifter und der Generalfelomarihall Moltte betonte, 
daß unjere Wehrfraft verftärkt werden müfje gegenüber der franzöfiihen und ruſſiſchen, vollftändig 
das bewilligt, was an Geld und Mannjchaften verlangt worden ift. Es war nicht leicht, das zu tun; 
denn es ift nicht leicht, noch meitere 41000 junge Leute aus den Geſchäften und den Familien heraus= 
zureißen, fie von den Eltern zu nehmen, deren Stüßen fie zum großen Teile find. Es ift nicht leicht, 
den jungen Mann aus jeiner Vorbereitung zu fernerer Tätigkeit herauszureißen, um ihn unter die 
Waffen zu rufen. Aber e8 ift ja eine traurige Tatſache, daß die Völfer noch immer nicht Frieden 
halten, jondern von Zeit zu Zeit mit den Waffen gegeneinander vorgehen, und jo haben wir, um das 
Baterland unter allen Umftänden in Sicherheit zu erhalten, jene Vorlage bewilligt. Wir haben dafür, 
daß wir daS getan‘haben, Ihre Indemnität nötig; denn darüber fann man nicht zweifeln, daß dies 
mit dem Wortlaute des Programms unvereinbar ift. Aber ich habe nicht gezmweifelt, daß dieje 
Indemnität uns gewährt werden wird, und Ihre heutigen Kundgebungen ſcheinen mir zu beweien, daß. 
ih mich nit geirrt habe. (Bravo!) 

Wenn wir nun jo bereit waren, dann, denke ih, war es doch wohl unjere Pflicht, vor allem 
nachzuſehen, ob nicht irgend etwas zu jparen fei, ob nicht irgend etwas getan werden könne, um die 
Laſt wenigftens in der Zufunft erträglicher zu machen. Da zeigte fih, nach den Erklärungen, welche 
uns gemacht wurden, die Möglichkeit, daß, wenn die Spannung in Europa nachgelaſſen hat, menigitens 
die Rückbildung der neuen fünfzehn Bataillone und des einen Bataillons für Sachſen ftatthaft jei. Um 
dies zu erreichen, und um zweitens dem nächſten Reichstage, der die Mittel bringen joll, das Geld, 
welches erforverlich ift, diefe neue Laſt zu tragen, die Möglichkeit zu gewähren, noch einmal zu prüfen, 
ob und was in einer befieren Zeit gefpart werden kann, haben wir geglaubt, daß es richtig jet, auf 
drei Jahre zu bewilligen — auf drei Jahre wird jeder Reichstag gewählt. Die Benilligung auf 
drei Jahre ausſprechen, heißt nicht, daß nun nad) drei Jahren die jämtlichen bewilligten Bataillone 
ohne weiteres wieder abgeſchafft werden ſollen, jondern das heißt, daß nach drei Jahren die Vorlage von 
neuem geprüft werven.joll. Da der Reichstag aus vernünftigen Menſchen befteht, Tann man doch wohl. 
glauben, daß er nah Ablauf von drei Jahren, wenn die Verhältniffe nicht geändert find, dasſelbe tun. 
wird, was der jegine Reichstag zu tun bereit war. (Sehr richtig!) 

Das war und ift die Bedeutung der drei Jahre, und ih fann bei allem Sinnen, was id) getan, 
nicht begreifen, weshalb die verbündeten Regierungen diefe Offerte nicht angenommen haben. Sie hätten 
damit alles erreicht, was fie wünſchten; es wäre all der Lärm, der jeßt eriftiert, die Zwietracht, die: 
gejät ift, nicht entftanden, und ich glaube, dabei hätten aud die verbündeten Regierungen fih gut 
geftanden. Aber man hatte es jo eilig, abzulehnen, daß man nicht einmal die zweite Leſung des Gejeges 
zu Ende fommen ließ, noch weniger die dritte abtwartete, welche nad) den Regeln der Geſchäftsordnung 
die ausſchlaggebende iſt, als man ſchon auflöſte. 

Wer kann in das Verborgene eines Menſchenherzens ſehen? Ich kann's nicht, und deſto mehr 
forſchte ich nach allen Seiten, was wohl außerdem noch im Spiele ſein könne und ob nicht die ganze 
Septennatsfrage dazu benutzt werden ſolle — was ich auch ſchon vorhin hervorgehoben habe — noch 
andere Zwecke zu erreichen. Ich habe für mich auch nicht den geringſten Zweifel, daß ein weſent⸗ 
licher Zwed der ift, eine blindgehorhende Mehrheit zu Ihaffen. (Sehr wahr!) Und wenn. 
das jein joll, dann muß das Zentrum unschädlich gemacht werden. Denn jolange das Zentrum exiſtiert, 
wird es, wenn es in der Mehrheit iſt, nicht zu beugen, und in der Minderheit nicht furchtſam zu machen 
ſein. Alſo weg mit dem Zentrum, das muß unter allen Umſtänden geſprengt werden, und vor: 
allem weg der böſe Welfe, der Windthorft! (Heiterkeit ) 

Wenn ich jo über Land fahre, wie ich hierher Fam, dann laſſe ic) mir die Zeitungen geben und 
von einem freundlihen Nachbar vorlefen — diesmal war Herr Dr. Bock von Aachen jo liebenswürdig. 
In den betreffenden Zeitungen fuhr man mit einer ſolchen Unbarmherzigkeit über das Zentrum und über: 
mich los, als wenn ich ſchon tot wäre. Die recht tapferen Menſchen pflegen einem Manne, wenn er 
tot ift, noch etwas anzuhängen, was fie, jolange er lebt, nicht riskieren durften. Aber, meine Herren, 
der alte WindtHorft lebt noch! (Begeifterte Zurufe.) Er tut den Leuten noch gar nicht den 
Gefallen, zu fterben (Bravo!), und ic verſpreche Ihnen, wir wollen nod einen Strauß zuſammen aus— 
fechten. Wenn man das Exerzieren im Feuer gelernt hat, wird man nicht jo leicht bange. 

Nun jagt man, die Militäreinritungen müßten vor allem Dauer haben, ſonſt hätten fie feinen 
Wert. Aber, meine Herren, fieben Jahre, ift das nicht aud) ein Zeitabjehnitt, ift das etwa Dauer? 
Schließen nicht die fieben Jahre auch alle die Nachteile ein, welche. man den drei Jahren zur Laſt legt? 
Es ift das eine Infonfequenz, die ih gar nicht verftehe. Waren denn die Leute, melde die preußiſche 
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Verfafjung gemacht haben, jo außerordentlich einfältig? Die hat ja nur eine Jahres-Bewilligung. Hat 
nicht unjere Flotte, ein weſentlicher Beftandteil unſerer Wehrkraft, die im nächften Kriege, vor dem uns 
Gott bewahren möge, eine ſchwere Rolle zum Schuß unferer Kolonien zu jpielen hat, hat die nicht auch 
eine Jahres-Bewilligung? Dann der große Generalftab der Armee — auf den fommt es doch iehr an 
im Kriege — wird nur auf ein Jahr bewilligt; die Eifenbahnbataillone ftehen nur auf ein Jahr. Und 
die fonftigen Bataillone ſollen nur notwendig auf fieben Jahre bewilligt werden müſſen? Das verstehe, 
wer fann! 

Wer fih näher über diefe Fragen unterrichten will, dem kann ich nur empfehlen, den Bericht zu 
leſen, welchen unfer Kollege Srhr.v Huene 
über die Verhandlungen der Militärfom- 
miffion des Reichötages verfaßt hat. Wer 
zu der Leſung diefes langen Berichtes nicht 
Zeit hat, der möge die Rede leſen, welche 
derjelbe Abgeordnete in Breslau gehalten 
hat. Keine Darftellung ift mehr geeignet, 
jo aufzuflären, wie dieje. Ich weiſe deshalb 
beſonders auf dieje beiden Arbeiten hin, 
weil der Verfafjer die drei letzten Kriege 
mitgemacht hat, weil er lange Zeit hindurch 
Mitglied des großen Generalftabes war 
und jedenfalls mehr davon verfteht als die 
Maulhelden, die vielfach in der gegnerischen 
Preſſe das Wort führen. 

Auf einen Umftand muß ich noch ganz 
beſonders aufmerfjam maden, nämlich daß 
der Reichstag nicht bloß gewählt wird, um 
die Militärvorlage zu erledigen. Er wird 
auf drei Jahre gewählt, um unjere ganzen 
gejeglichen Beftrebungen durchzuführen. 
Ale Pläne, die beſprochen werden, fommen 
vor den nächſten Reichstag, und der Auf- 
gaben, welche derjelbe zu löſen haben wird, 
ift eine große Zahl... . 

Und da frage ih: ob die Männer, 
welche hier im Rheinlande jetzt neu auf: 
geftelft werden, im Verhältniffe zu der alten 
Vertretung dur daS Zentrum, irgend 
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(Geb. 1837, geft. 13. März 1900.) etwas mehr tun werden. Nach ihrer Lage 


Major a. D., Mitglied des Preußiſchen Abgeordnetenhaufes und : ielei 
des Deutichen Reichstags von 1877 bis 1898, Vielfach ala werden Sie vielleicht nichts anderes tun 


A —— een m — tätia. können, als was die Regierung ſelbſt tut. 
ründer und erjter VBorfigender des efiichen Bauernvereins. N : ; 
I u] — He in era bon 1885 bis 1893, Dazu nd man fie aber nicht. B 
eitimmte, daß der au reußen entfallende Anteil aus den neuen Slandidaturen im Rheinlande, welche 
Setreide- und Viehzöllen abzüglich 15 Millionen Mark den h h R l — 
Kommunalverbänden für ihre eigenen Zwecke überwieſen wurde. Herr Dr. Cardauns bereits in jo trefflicher 


Weije fennzeichnete, find beinahe zu gejcheut 

und darum zu dumm. Man findet, daß 
in Rheinland die Erinnerungen an den Kulturfampf heute noch jo ſtark find, daß man die Leute aus 
der Loge jelbjt direkt noch nicht aufzuftellen wagt. Darum müſſen für diejes Mal die jogenannten 
ultramontanen Landräte und Beamten herhalten; dann heißt es: Die Herren ftellen fich voll und ganz 
auf den Boden des Zentrums, nur nicht in der Septennatsfrage. M. H.! Wenn das Zentrum bejeitigt 
ift, wo ift dann der Boden des Zentrums? Wenn diefe Herren, deren Perjönlichkeit ich gewiß in feiner 
Weije antaften will (ich kenne mehrere von ihnen, die ſehr ehrenwerte Leute find), wenn dieje Herren 
gewählt werden, jo würde dadurch, daß fie in das Zentrum nicht treten, das Zentrum geſchwächt, wenn 
nicht vernichtet werden; jene jelbft aber würden in alle Winde gehen — wahrſcheinlich meist zu den 
Vreifonjervativen, einige zu den Deutjehfonjervativen, einige würden zwiſchen diefen beiden Parteien ftehen 
und hin und her jchaufeln. Es iſt eben nichts Nechtes. Was es aber heißt, wenn die Katholiken ohne feften 
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Verband unter fi in den Parlamenten find, das haben wir in den Jahren vor der Zentrumsfraftion erfannt- 
Sie verſchwinden dann in der Maſſe und gelten nichts. Wenn wir nicht fompaft als ein Korps daftehen, 
feft und geſchloſſen, dann gelten wir auch nichts; denn wir find eine Minorität. Die Minoritäten können 
aber nur dann eine Bedeutung haben, wenn fie gejchloffen zufammenftehen. Und in diejes Korps gehören 
Leute, welhe jelbftändig und unabhängig find, und melde nicht nach oben und nad unten zu 
jehen brauchen. Wer ins Zentrum tritt, der muß auf die Vorteile dieſer Welt verzichten. Ueber unjerem 
Beratungszimmer follte ftehen: „Hier hört das Hoffen, alfo aud das Streben auf.“ Ein Zentrumsmann 
muß fih aus eigener Kraft und in eigener Kraft erhalten. Es iſt allerdings auch eine Luft, 
wenn man auf fich ſelbſt fteht. Das ift, gottlob, noch möglich in Deutjchland, ohne daß man an der 
Staatskrippe frißt. Und nun jehen Sie fih um, ob ſolche unabhängige Männer neu aufgeftellt find. 
Ich wiederhole es noch einmal: es find ehrenwerte Männer, ohne Zweifel au gute Katholiken: aber 
fie haben nit aus freier Wahl, jondern dem Zwange gehorchend, fich dazu verftehen müſſen, ſolche 
Kandidaturen anzunehmen. Sie jagen, fie wollen auf den Boden des Zentrums treten, aber fie wollen 
nicht ins Zentrum hinein; was habe ich von ſolchen Männern? Nein, m. 9., dieſes pfiffige Manöver 
wird in den Rheinlanden wohl begriffen werden, und ich bedauere nur, daß jo viele vortrefflihe Männer 
in fo mißliche Lage fih haben verjegt gejehen. Erlöfen wir fie aus dieſer Lage, indem wir fie nicht 
wählen, jondern bei Muttern lafjen. (Große Heiterkeit.) 


M. H.! Ich glaube, die Spekulationen, das Zentrum zu vernichten, wird man unjerjeit3 zunichte 
maden, und e8 wird ein Zentrum geben, wenn wir, die jet drin find, längft in den Gräbern liegen. 
Nah dem, was ich Heute jehe und höre, gebe ich mich der Zuverficht Hin, daß wir intaft aus diefem 
Höllenfampfe hervorgehen werden. Sollte das aber wider Erwarten nicht gejchehen, dann, meine Herren, 
jegen Sie der Zentrumsfraftion einen Stein zum Andenken, und ſchreiben Sie darauf: 


„Bon den Feinden nie bejiegt, 
Aber von den Freunden verlaſſen.“ 


(Stürmiſche Zurufe: Niemals! Niemals!) Alſo, meine Herren, von den Freunden nicht ver— 
laſſen? (Rufe: Nein!) Mit dieſer Zuverſicht ſcheide ich von Ihnen. Ich danke für die freundliche 
Aufnahme, die Sie mir gewährt haben; bewahren Sie mir ein gutes Andenken, ich will es auch tun. 
Und fo ſchwierig die Verhältnifje find, wenn wir treu find uns jelbft und der Sache, die wir vertreten, 
dann wird aud) Gott mit uns fein. Denn was wir vorzugsweije erjtreben, das ift Gottes Sache. Und 
nun zum Schluffe, meine Herren, möchte ich Sie bitten, daß Sie mir erlauben, den Gefühlen ver 
Loyalität Ausdrud zu geben, die jet mehr als jonft notwendig ift, und dieſe Gefühle gipfeln in dem 
Gedanken an Se. Heiligkeit Papſt Leo XIH. und Se. Majeftät unjeren Kaiſer Wilhelm. Ich fordere 
Sie auf, ein dreifach) donnerndes Hoch auszubringen auf Ce. Heiligkeit Papſt Leo XII. und Se. Majeftät 
Kaiſer Wilhelm! (Die Verſammlung jtimmte begeiftert ein.) 


M. H.! Ich habe noch einen Punkt hier zur Geltung zu bringen, den ich vorher nicht erwähnte, 
weil er ftreng genommen nicht zur Wahlagitation gehört und jo wichtig ift, daß ich ihn beſonders zum 
Gegenftand der Erörterung machen möchte. Der Heilige Vater Hat in dem Schreiben des Herrn Kar— 
dinals Sacobini einen ganz bejonderen Wert darauf gelegt, daß die Zentrumsfraftion feine Gelegenheit 
unbenugt laſſe, um für die befjere Lage des Heiligen Stuhles einzutreten. Wir wiffen alle, in 
welch ſchwere Bedrängnis der Heilige Vater durch die Neugeftaltung der Dinge in Italien gebracht 
worden tft. Wer irgend etwas der Gejchichte folgt in ihrem Laufe, kennt diefe unglüdliche Lage, und 
ich meine, daß die erjte große Verfammlung, welche nach diefen Worten des Heiligen Vaters tagt, die 
Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen darf, um von neuem vor der ganzen Welt zu bezeugen, daß ihr 
die ſchwierige Lage des Heiligen Vaters befannt ift, und daß fie ernfthaft für eine Verbefjerung einzu- 
treten jederzeit bereit und entjchloffen ift. M. H.! Wir haben das auf den Katholifenverfammlungen 
regelmäßig getan; mir werden damit fortfahren, und ich meine, daß auch jeht bei allen Wahlverſamm— 
Yungen, nachdem die Wahlfrage erledigt ift, auch diefer Punkt bejprochen werden fol. Ich freue mich, 
Ihnen mitteilen zu können, daß die Nejolution, die vorgejchlagen wird, auch in diefem Punkte mit unjer 
aller Anfichten übereinftimmt. Stimmen Sie diefer Rejolution bei und ſprechen Ste damit in aller 
Beftimmtheit aus, daß die Lage des Heiligen Vaters notwendig bald eine befjere werden muß." (Leb= 
haftes Bravo!) 


„Eine großartigere Parteitundgebung als die gejtrige hat das alte Tanzhaus der 
Kölner Geſchlechter in unferem Jahrhundert noch nicht gejehen — das war der Eindrud, 
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den die vielen Taufende gewonnen hatten, welche um “22 Uhr nachmittags den Gürzenich 
verließen,“ jo urteilte das eingangs genannte Blatt in jeinem Bericht über dieje denfwürdige 
Berjammlung. 

Windthorſts Wahlparole und Windthorſts Taftit bewährten ſich vortrefflid. Während 
alle Parteien, die in der Septennatsfrage dem Reichskanzler Widerſtand geleijtet hatten, 
erhebliche Einbuße erlitten, erhielt das Zentrum 240000 Stimmen mehr und zog mit 99 
Mitgliedern in den neuen Reichstag ein; doch war die Zahl feiner Hofpitanten von 11 auf 
3 herabgefunfen. Die gefamte Zentrumsfraftion war mit dem Verhalten Windthorft3 bezüg- 
lich der päpftlichen Schreiben einverftanden und gab diejer Billigung in der Fraftionsfigung 
vom 4. März 1887 durch einen einftimmigen Beſchluß Ausdrud. Windthorjt hatte 
auf der ganzen Linie gejiegt. 

Eine unerquickliche Erörterung fnüpfte fi jpäter an eine jcherzhafte Bemerkung an, 
die Windthorft beim Verlaffen der Rednertribüne auf dem Gürzenich gemacht haben fol. In 
einer Öffentlichen Nede erwähnte nämlich der frühere Zejuit Graf Paul Hoensbroech am 
13. Februar 1896: Windthorft habe damals ſich geäußert: „Da habe ich mid mit Gottes 
Hilfe wieder einmal wacker durchgelogen.“ Abgeſehen davon, daß die Rede nad ihrer An— 
lage und Durchführung zu dem Vorwurfe der Unwahrhaftigfeit feinen Raum bietet, fann 
aus diejer Nedensart, wenn fie wirklich gefallen it, ein Schluß auf Windthorſts Charafter 
und feine Wahrheitsliebe nicht gezogen werden. 

Die Hoensbroechſche Verdächtigung wurde bald darauf in einem liberalen Blatte, der 
Straßburger Poft, ſchlagend widerlegt. Das Blatt veröffentlichte nämlich eine Zujchrift eines 
proteftantijchen Profefjors, in der es u. a. heißt: 

„Sie werden es einem Gelegenheits-Mitarbeiter hoffentlich nicht verübeln, wenn er fi) auch ein- 
mal in politicis an Ihr Blatt wendet. Ich habe die Windthorftiche Bemerkung im Auge, die Graf 
Hoensbroech ausgebeutet hat, um gegen den Zentrumsführer noch nach deſſen Tode Sturm zu laufen. 
Ich bin weder Katholif noch ultramontan, aber ein Landsmann Windthorfts, in derjelben Stadt zur 
Schule gegangen und habe jahrelang in der Nähe jeines Wahlbezirks gelebt. Ich glaube aljo ungefähr 
gerade ebenfo zu jprechen, wie der Verftorbene geſprochen hat, und da kann ich erklären, daß die Redensart 
„ſich durchlügene im Hannoverjchen jehr oft gebraucht wird, wo man jonft »ſich durdfrejjen« 
oder ähnlich fagt; der Begriff »lügen« hat jein Spezifilum gänzlich eingebüßt. Wie oft 
habe ich jagen hören, wenn jemand gefragt wurde, der mit großen Schwierigkeiten irgendwelcher Art 
zu kämpfen hatte, wie es ihm ergangen fei: >Na, ich habe mich jo durchgelogen!« Statt einer Wolfe 
anderer Zeugen diene Grimma »Deutjches Wörterbuch«, worin es heißt (2, 1647): »durchlügen, nieder 
Yändifch dorleigen; in Niederdeutſchen als Nedensart für glückl ich davonkommen gebräuchlich«.“ 
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„Ich will die Schule fo wiedererfämpfen, wie fie in den alten und neuen Provinzen 
geordnet war bis zu dem Sculauffichtsgejege. Den status quo ante vor dem Schulauf- 
fichtägefeße will ich wiedererfämpfen, weiter gehe ih nit. . . . Wir verlangen gar nichts 
anderes, als die MWiederherftellung des Zuftandes, in dem wir uns unter der glorreichen 
Negierung Friedrich Wilhelms IV. befunden haben. Ein preußifcher König wird doch nicht 
ftaatsgefährlich handeln! Geben Sie und, was damals beftand, als diejer hohe Herr regiert 
hat, und wir jind vollfommen befriedigt.“ 

Das war mit furzen Worten das Programm Windthorits im Schulfampfe; darüber 
war er fih volfommen Kar, daß dieſer Kampf ernjt und folgenjchwer jein würde, denn 
die Schule ift das wichtigjte Kampfobjeft der einander feindlich gegenüberjtehenden Weltan- 
Ichauungen. 
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„Der Kampf um die Schule heißt einfach der Kampf um das Chriſtentum. Das iſt der Kampf 
um das Kreuz, und in dieſem Kampfe werden wir uns durch einen preußiſchen Miniſter nicht irre 
machen laſſen. Und was mehr iſt: in dieſem Kampfe hören auch die konfeſſionellen Unterſchiede auf, 
und jeder wahrhaft gläubige Proteſtant wird mit der ganzen Energie ſeines Wollens und Könnens auf 
unſere Seite treten. Die jetzige Schulpolitik, wie ſie hier und in der Welt überhaupt gemacht wird, die 
das Chriſtentum aus der Schule verdrängt, wird in dieſem Kampf unterliegen. Wolle Gott mir Kraft 
verleihen, in dieſem Kampfe fort und fort mitzuwirken!“ 

Wohl durfte Windthorſt erwarten, in dieſem Kampfe „den ganzen gläubigen Prote— 
ſtantismus auf ſeiner Seite zu finden“. Klingen nicht ſeine Worte wie ein verwandter Ton 
zu dem Bekenntniſſe, das wenige Monate nach Windthorſts Tode der Reichskanzler Graf 
Caprivi am 29. Januar 1892 im Abgeordnetenhaus in die Worte kleidete: Bei der Schul— 
frage handle es ſich „in letzter Inftanz nicht um evangeliſch und katholiſch, jondern es handle 
ih um Chriftentum und Atheismus“! 

Der Geift, der den Kulturfampf geboren hatte, war leider aud) an der Schule nicht 
gleichgültig vorübergegangen. Eine der erjten Taten des Miniſters Dr. Yalf war das Schul- 
auffichtögefeg dom Jahr 1872 geweſen. Dieſes Gejet Hatte das bis dahin geſetzlich aner- 
fannte Recht der kirchlichen Organe auf die Volksſchule aufgehoben und die Schulaufficht 
ftaatlihen Organen zugewiejen. Danach durften auch diejenigen Geiftlichen, denen nad) 
ftaatlichem Ermefjen die Auffiht übertragen wurde, nicht mehr als Diener und Beauftragte 
der Kirche handeln, fondern lediglich al8 Staatsbeamte gelten. 

Wie rückſichtslos der Kultusminifter diefe neue Auffaffung zur Geltung brachte, be= 
wiejen verjhiedene Vorgänge im Nheinlande, wo man u.a. einen Altfatholifen mit der Auf- 
ficht über katholiſche Schulen betraute. Die Beſchwerden der Katholifen wies der Minijter 
mit nod) jehärferen Entjcheidungen zurüd. Auch den Neligionsunterriht erklärte er für eine 
ſtaatliche Angelegenheit, deſſen Erteilung als Recht und Pfliht den angeftellten Lehrkräften 
der Schulen obliege. Die missio canonica — erflärte er weiter — jei al3 Bedingung der 
Erteilung des Religionsunterrichts in den öffentlichen Volksſchulen durch das Lehrerperjonal 
nieht erforderlih. Dieje Grundfäge brachte er auch zur praftifhen Durchführung. In zahle 
reichen Gemeinden wurde den Geifllihen der Zutritt zur Schule unterjagt und die weltlichen 
Lehrer wurden angemwiejen, den Neligionsunterricht zu erteilen, ohne Rückſicht darauf, ob fie 
die Firchliche Sendung bejaßen oder nicht. Dadurch entjtanden für die Lehrer ſchwere Ge- 
wiſſensbeſchwerden und für die Eltern ein umerträglicher Zwang. 

In energifchen Beſchwerden wandten ſich die Eltern in Rheinland und in Weitfalen 
an den Minifter wie an das Preußiſche Abgeordnetenhaus mit der Bitte, die nad) der Ver— 
fafjung in Artifel 24 gemährleiftete volle Freiheit in der Leitung und Erteilung des Reli— 
gionsunterrichtes zu ſchützen oder die in den Artikeln der Verfaſſung (20 und 22) bereits 
grundgelegte volle Unterrichtsfreiheit zu gewähren. Der Kultusminifter wies Dieje 
Beichwerden nicht nur fühl‘ ab, jondern verjchärfte die Lage noch dur) einen Erlaß vom 
18. Februar 1876, an deſſen Spitze die Sätze ftehen: 

1. Der jhulplanmäßige Religionsunterricht wird in der Volksſchule von den vom Staate dazu 
berufenen oder zugelafjenen Organen unter feiner Aufficht erteilt. 

2. Die Erteilung diejes Unterrichtes liegt in erfter Linie den an der Schule angeftellten Lehrern 
und Lehrerinnen ob, welche in der vorgejchriebenen Prüfung die Befähigung dafür nachgewieſen haben. 

Damit war auch der Religionsunterriht verftaatlicht, und der höchſte Gerichtshof des 
Sandes fam unterm 14. Juni 1877 zu einem Erkenntnis, in dem der Sat aufgejtellt war: 
es fei in Preußen Nechtens, daß die Erteilung des ihulplanmäßigen Neligionsunterrichtes in 
der Volksſchule den Lehrern und Lehrerinnen unabhängig von der kirchlichen Sendung über- 
tragen werde. 

Die Fatholifche Bevölkerung in Preußen war darüber um jo mehr beunruhigt, als ihr 
noch das Wort des Fürften Bismard im Gedächtniſſe haftete: „Er werde bei Fortjeßung des 
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kirchenpolitiſchen Kampfes den Angriff demnächſt mehr der Schulbildung als der Politik 
überlafjen.” Eine gewaltige Volksbewegung gab Zeugnis von dem Ernſt und dem Ber- 
ftändniffe, mit dem die fatholifchen Eltern der drohenden Gefahr für die Erziehung ihrer 
Finder zu begegnen gewillt waren. In Riefenverfammlungen vereinigten ſich die Katholiken 
in Schlefien, in Weitfalen, im Nheinlande zum Kampfe zur Verteidigung der Grundjäße, 
die auf dem Gebiete der Schulverwaltung nun ſchon in einer fünfundzwanzigjährigen Staats- 
praxis als verfafjungsmäßiges Recht anerfannt und ohne einen Laut des Widerjpruches ſeitens 
der Kammern gehandhabt worden waren. Mit den fatholiichen Laien ging der Klerus Hand 
in Hand, und allenthalben jehte der Widerftand gegen die Anfchauungen und Forderungen 
des Minifters mit gleihem Nachdruck ein. 


Diefe Bewegung im Lande fand ihren natürlichen Stüßpunft in der Volksvertretung. 
Das Zentrum des Abgeordnetenhaufes ließ feine Gelegenheit vorübergehen, ohne gegen die 
moderne Schulpofitif mit aller Entjchiedenheit Front zu machen. Wie Windthorſt bei der 
Beratung des Schulauffichtsgefeßes den Standpunkt der Katholifen und der gläubigen 
Proteftanten vertreten und das verfallungsmäßige Recht gegen die neue Auslegung der Ver— 
fafjung verteidigt hatte, jo war er auch weiterhin darauf bedadt, die Maßnahmen des 
Minifters Talk zu befämpfen und jeine Praxis als eine unhaltbare, unleidlihe und uner= 
trägliche zu erteilen. 


„Das jelbjtändige Necht der Kirche zur Mitwirkung in der Schule ift im Jahre 1872 durch das 
Schulauffihtsgejeg und 1876 durd den Erlak des Minifters Falk bejeitigt. Die Kirche ift aus ihrem 
Beſitze herausgeworfen, und man hat fie vor die Tür geftellt, die Tür wohlverſchloſſen haltend, bis der 
Beauftragte, der Einlaß begehrte, allen peinlichen Unterfuhungen unterworfen ift und endlid eine Ein: 
Yaßfarte gewonnen hat. Das war nach meiner Anficht eine revolutionäre Maßregel der allerbedenklichiten 
Art, und e3 wird diejelbe ihre Früchte tragen, wenn nicht Abhilfe gejchieht. Wir beantragen eine Modi- 
fifation des Schulauffichtsgefeges in Beziehung auf den Religionsunterricht. Wir können die alleinige 
Auffiht über denjelben dem Staate nicht gewähren, müfjen fie vielmehr der Kirche repindizieren, und 
wir verlangen Zurüdnahme des Crlafjes des Minifters Falk vom 18. Februar 1876. Jenes Gejet und 
diefer Erlaß find es, welche das ganze Unglüc herbeigeführt Haben, in dem wir uns befinden.” (Abg.-9. 
27. Februar 1889.) 


Eine einfache Folge der Falkſchen Anſchauung war die, daß der Minifter für den 
Staat die Berehtigung in Anſpruch nahm, auch die Bücher zu beftimmen, welche im Reli- 
gionsunterrichte zu gebrauchen ſeien. Das bedeutete nicht mehr und nicht weniger, als daß 
der Staat oder vielmehr der preußifche Kultusminifter in letzter Linie darüber zu entſcheiden 
hat, was im Katechismus ſtehen und gelehrt werden darf. 


„Ich muß ſagen,“ — bemerkte dazu Windthorſt in einer Polemik gegen Falk — „daß ich darin 
etwas ganz Unerträgliches finde. Der Miniſter jagt, daß er des Beifalls einer großen Zahl 
gewiß ſei, er habe ganz andere, radikal andere Anſchauungen wie ſeine Vorgänger. Ja, die Anſchau— 
ungen find radikal, das will ich nicht beftreiten. Bisher war es im monarchiſchen Staate Brauch und 
Sitte und Rechtens, daß man vorfihtig an die Vergangenheit anfnüpft; jolche fundamentale Umwäl— 
zungen find in einem monarchiſchen Staat etwas Unerhörtes. Der Mann hatte nicht unrecht, der mir 
vor kurzem fagte: Es jeheint, daß man in Preußen die Grundſätze der franzöſiſchen Revolution von oben 
her durchführt... .. Das ift die Tyrannei, daß man einen Schulzwang ausübt, die Finder beranzieht 
und fie nad) Lehrbüchern und durch Lehrer unterrichten will, deren Konfefjion der der Eltern widerjpricht. 
Dieje Tyrannei fann auf die Dauer unmöglich beftehen bleiben." (Abg.-9. 
12. Mär; 1875.) 


„Wie kann der Staat überhaupt nur den Verſuch machen wollen, den Religionsunterricht zu 
erteilen?" fragte er ein anderes Mal. „Er hat dazu von niemanden einen Auftrag, und er hat die 
Organe nicht, durch welche er es fünnte. Zudem fieht es doch fonderbar aus, wenn der Staat den 
Anfpruch erheben will, daß er zugleich katholiſchen Religionsunterricht, evangelifchen Religionsunterricht 
und jüdiichen Religionsunterricht erteilen will. Das find in der Tat Dinge, die unhaltbar find.” 
(Abg.-9. 15. Dezember 1880.) 
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Leider vermochten fih auch die Nachfolger Falks von diefer Anſchauung noch nicht 
freizumachen. Minifter v. Puttkamer betonte ausdrüdlich, daß der Falkſche Erlaß vom 
18. Februar 1876 nicht nur für die Katholifen Geltung habe, jondern auch für die Prote- 
ſtanten, und fein Nachfolger v. Goßler erflärte fi) jogar im Prinzip mit dem Minifter 
Falk in diefer Angelegenheit einverjtanden. Um fo jchärfer veructeilte Windthorft den 
Schulzwang, den er unter folchen Verhältnifjen für völlig unhaltbar hielt. Der Schulzwang 
ließe fih auf alle Fälle nur unter den Verhältniffen aufrechterhalten, wie fie zur Zeit waren, 
als er eingeführt wurde. Damal3 war geforgt für eine Schule, „die geleitet wurde unter 
gemeinjamer Beteiligung von Staat und Fire, und in welcher vor allem die Grundlage 
des Neligionsunterrichte® ganz und voll gefihert war. Dieje Bafis des Schulzwanges ift 
erſchüttert, tief erjchüttert, und ſolange wir nicht Har und beftimmt auf die Bafis zurüd- 
fommen, wie fie im preußiſchen Landrechte mehr oder minder ihren Ausdrud gefunden hat, 
jolange werden Sie jehen, daß der Schulzwang mehr und mehr feine Haltbarkeit verliert. 
Alſo wer den Schulzwang halten will, der habe auch die Güte, nicht bemäntelnd, begütigend, 
jchonend für die Behörden einzutreten, jondern mit Energie die Volfsrechte in diefem Punfte 
ganz und vollitändig aufrecht zu erhalten.” 

Uebrigens jtellte Windthorft den Beitrebungen des Minifters Falk, die Privatſchulen, 
namentlih die in Händen der geiftlihen Orden befindlichen, aufzuheben und die Kinder in 
die Staatsfchulen zu zwingen, den Sa entgegen, daß die DVerfafjung den jo überfpannten 
Schulzwang nicht fenne. 

„Wie fteht eg mit dem Einfluffe der Gemeinden, der Schulgemeinden und deren Laften? Da 
fragt es fich ganz beſonders — und das fcheint man allmählich ganz zu vergeffien — auch um die 
Unterrichtsfreiheit. »Der Unterricht und die Wiſſenſchaft find frei.ce Davon jpriht fein Menſch mehr. 
Auch die Herren von der Fortichrittspartei haben dieſen höchſt wichtigen Punkt ganz vergefien. Der 
Unterricht und die Wiſſenſchaft find auch bereits in das Staatseigentum gefommen und in die Staats- 
omnipotenz. Wir befigen in der Verfaffung feinen Schulzwang, fondern einen Unterridt3- 
zwang; anderſeits aber haben wir in der Verfafjung die Unterrihtsfreiheit und daneben die 
Staatsjhule. Hier find wir auf dem Wege, nur Staatzjchulen herzuftellen und fie mit allem 
Zwange zu umgeben, aber die Unterrichtsfreiheit wird gar nicht ausgeführt! Dadurch entziehen wir den 
Eltern den Unterricht und den Einfluß auf die Kinder und auch der Kirche die Einmwirfung, die fie haben 
muß.” (Abg.⸗H. 11. Mai 1886.) 

Es war nur eine Konfequenz der firchenpolitifchen und ſchulpolitiſchen Anſchauungen 
des Minifters Falk, wenn er die Ausbreitung der Simultanfhule zuungunften der fon= 
feffionellen Schulen möglichft begünftigte. In den Städten und Gemeinden mit konfeſſionell 
gemiſchter Bevölkerung, in denen die liberale Partei das Regiment hatte — und das war 
faſt durchweg der Fall —, machte man Anſtrengungen, die vorhandenen konfeſſionellen 
Schulen in Simultanſchulen zu verwandeln und neue Schulſyſteme nur als ſimultane zu 
errichten. Auch wurden an katholiſchen Schulen nichtkatholiſche Lehrer angeſtellt. Wo dies 
irgend anging und aus „unterrichtlichen und praktiſchen Geſichtspunkten“ ſich vertreten ließ, 
wurde die Zuſtimmung des Miniſters nicht verſagt. Harte Kämpfe in den Gemeinden waren 
die Folge, und eine Verſchärfung der politiſchen und konfeſſionellen Gegenſätze konnte nicht 
ausbleiben. Der konſervative Abgeordnete, der ſpätere Hofprediger Stöcker ſtellte Ende 
1879 im Abgeordnetenhauſe feſt, man habe zur Beruhigung einmal geſagt, ſeit 1870 ſeien 
nur 382 Schulen mit etwa 2049 Lehrern ſimultaniſiert worden; 60 habe man vorgefunden. 
Alſo „60 waren geſchaffen in der ganzen vorhergehenden preußiſchen Geſchichte, demnach in 
neun Jahren mehr als das Vierfache! Wenn man auf jede von dieſen Klaſſen, welche neu 
geſchaffen find, als Durchſchnitt "80 Kinder rechnet, jo find es mehr als 160 000 Kinder, 
welche jährlich in diefen Strom des Simultanifierens hineingerifjen find“. 

Unter Minifter v. Buttfamer und feinem Nachfolger v. Goßler wurde zwar bie Simultani- 
fierung eingeftellt, aber ganz verſchwanden die Simultanſchulen nicht. Zu verfchiedenen Malen erhob 
MWindthorft feine Stimme zugunften der Konfeſſionsſchule, wie fie in der Verfaſſung begründet ift. 
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„Ih habe die innerfte Weberzeugung, daß es unmöglich ift, in einer Volksſchule den Religions- 
unterricht und den Inhalt der übrigen Lehrgegenftände abjolut voneinander getrennt zu halten. Es 
wird bei den Xefebüchern, bei den Lejeinhalte, bei dem Vortrage der Gejchichte, bei allen Angelegen- 
heiten, die in der Schule vorkommen, die konfeffionelle Seite in irgendwelcher Art Anklang finden und 
Anklang finden müſſen, und ich behaupte — freilich ift das in Ihren Augen eine große Ketzerei —: 
ohne eine in der Konfeffion ſich ausiprechende feite religiöje Erziehung gibt es feine ordentliche 
Volksſchule.“ 


Die landläufigen Einwendungen, daß es doch keine konfeſſionelle Wiſſenſchaft gäbe, 
wies er u. a. am 28. Februar 1883 im Abgeordnetenhauſe ſcharf ab. 


„Der Herr Kollege Seyffardt aus Schleſien hat gefragt, ob es denn eine evangeliſche und eine 
fatholiiche Grammatik oder Algebra gebe. Nun, die Grammatif und die Algebra fann man an fic 
nicht fonfeffionell färben, aber die Lehrer, welche Algebra und Grammatik lehren, fünnen, während fie 
dieſe Diſziplin lehren jollten, allerlei Eurioje Dinge dazwijchen nıengen, und das ift es gerade, was jelbit 
auf diefem unzweifelhaft neutralen Gebiete die Simultanfchulen bedenflih madt. Wir haben ja Be— 
ſchwerden in diefer Hinficht im Weberfluffe ſchon erhalten. Aber die eigentlich pofitive Hriftliche Religion 
fann nur ausgejprochen und gelehrt werden in einer beftimmten Konfeffion, in einem beftimmten Bes 
fenntniffe. Diejes Bekenntnis ift aber für jede verſchiedene Kirche ein anderes und muß deshalb jeder 
voll und ganz erhalten werden. Man könnte jagen, das ift ja nun auch in der Simultanſchule in zwei nad 
Konfeffionen verjchiedenen Lehrftunden und Lehrftuben zu machen. Das ift e8 aber eben nicht, denn es ift neben 
der Lehre auch weiter nötig die Hebung der Lehre, und es muß der ganze Unterridt in allen 
Vähern ohne Ausnahme getragen werden von diefer in der betreffenden Konfefjion zum Aus- 
drude fommenden religiöjen Auffajjung. Und weil das in einer Simultanjchule nicht zu erreichen 
ift, fo find fie zu verurteilen. Sie werden unklare, verwafchene, allgemeine Gefühlsmenfchen bilden, 
aber Leute, die feft auf einem ordentlichen Boden ftehen, niemals. Und wenn der Herr Minifter v. Putte 
famer und jein Nachfolger in diefer Hinficht hie und da Wandel geſchaffen haben, jo verdienen fie dafür 
den Dank des Vaterlandes. Ich habe nur zu beflagen, daß die Beleitigung diefer Schulen jo langſam 
borangeht und daß man nicht generell das Prinzip ausſpricht: Die Simultanjhule, an ſich unzuläffig, 
muß überall befeitigt werden, wo nicht abjolute Hindernifje vorliegen.“ 


Wandel gejhaffen hatten die Nachfolger Falls infofern, als fie den Anſchauungen der 
Hriftlih gefinnten Bevölkerung ein größeres Verftändnis entgegenbrachten, aber an eine 
grundſätzliche Aenderung des bisherigen Kurſes war noch nicht zu denken. dv. Puttfamer 
jpann den Falkſchen Faden weiter, aber bei ihm war wenigitens das „Bedauern darüber 
vorhanden, daß zur Zeit die Mitwirkung der Fatholifchen Kirche bei der Pflege der Volksſchule 
nit in einem den wahren Interefien der Jugenderziehung entjprechenden Maße ftattfinde“. 
Sein Nachfolger v. Goßler faßte die Verwaltung der Schulangelegenheiten wiederum vom 
Standpunkte des preußiſchen Bureaufraten auf. Bon ihm durfte man eine durchgreifende 
Aenderung der bisherigen Schulpolitif nicht erwarten. Und doch war der Zuftand, der den 
Staat zum Religionslehrer machte und ihm freie Hand über die Lehrbücher und deren In— 
halt gab, unhaltbar. 


Aus diefem Grunde ging Windthorft mit einem felbftändigen Antrage vor, in 
welchem er zugleich die Grundjäge aufſtellte, die der Verfaffung und der alten preußifchen 
Ueberlieferung entſprachen. 


Am 14. Februar 1889 brachte er mit Unterftüßung des ganzen Zentrums dem Abge- 
orönetenhauje folgenden Antrag ein: 


„Das Haus der Abgeoroneten wolle beihließen: Die Königliche Staatsregierung aufzufordern, 
dem Landtage bafdigft den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, durch welches den Kirchen und ihren Or: 
ganen in betreff des veligiöfen Unterrichts in den Volksſchulen diejenigen Befugniſſe in vollem Umfange 
gewährt werden, welche die Verfafjungsurkunde im Artikel 24 denjelben durch den Sag: »Den religiöjen 
Unterricht in der Volksſchule Leiten die betreffenden Religionsgejellichaften« zugefichert hat und dabei, dem 


urjprünglichen Sinne diefer Zufiherung entſprechend, insbeſondere auf Feſtſtellung folgender Rechte Bedacht 
zu nehmen: 
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1. In das Amt eines Volksſchullehrers dürfen nur Perſonen berufen werden, gegen welche die 
Behörde in Firhlidhereligidjer Hinficht feine Einwendungen gemacht hat. Werden jpäter jolche 
Einwendungen erhoben, jo darf der Lehrer zur Erteilung des Religionsunterrichtes nicht weiter zuges 
laſſen werden. 


2. Diejenigen Organe zu beftimmen, welche in den einzelnen Vollsſchulen den Religions⸗ 
unterricht zu leiten berechtigt find, ſteht ausſchließlich den kirchlichen Obern zu. 


3. Das zur Reitung des Religionsunterrichtes berufene kirchliche Organ ift befugt, nad) 
eigenem Ermejjen den jhulplanmäßigen Neligionsunterricht jelbft zu erteilen oder dem Religions⸗ 
unterrichte des Lehrers beizuwohnen, in dieſen 
einzugreifen und für deſſen Erteilung den 
Lehrer mit Weiſungen zu verſehen, welche 
von legterem zu befolgen ſind. 

4. Die firhlichen Behörden beftimmen 
die für den Neligionsunterricht und die reli= 
giöſen Uebungen in der‘ Schule dienenden 
Lehr und Unterrichtsbücher, den Umfang und 
Inhalt des fhulplanmäßigen religiöjen Unter— 
richtsftoffes und deſſen Verteilung auf die 
einzelnen Klaſſen“ 

Man jollte glauben, dieſe Forderungen 
ſeien jo natürlich, fo ſelbſtverſtändlich, daß 
jedermann fie von vornherein zugeben und 
anerfennen müßte. Indes ergaben ſich bei 
der Verhandlung im Abgeordnetenhaufe 
die ſonderbarſten Anfichten. Der national- 
Yiberale Abg. v. Eynern betonte die Not- 
wendigfeit, daß der Religionsunterricht der 
Aufficht des Staates unterworfen werde. 
Der freifonfervative Abg. v. Kardorff 
erffärte, der evangelifhe Staat Preußen 
müffe von feinem Standpunfte Die 
Schulangelegenheiten ordnen, auch die 
der Katholifen. Selbſt der fonjervative 
Abg. Stöder nahm eine ausmweichende 
Haltung an und zog ſich hinter Ver⸗ 





faſſungsbedenken zurück, deren Haltloſig⸗ cudwig Windthorſt 

i i 2993 bru 1889 im Garten von Matthias Wieſe zu Werden a. d. Ruhr 
jet use raih a, . de Y & am 30. Auguſt 1889, nach der Rückkehr von der 86. Generals 
in ber gründlichiten Weiſe nachwies. verſammlung der Katholiken Deutſchlands zu Bochum. 


Einen augenblidlihen Erfolg hatte 
Windthorſt auch gar nicht erwartet. 


„Ich arbeite in jolchen Angelegenheiten in der Heberzeugung, daß ich etwas durchaus Notwendiges 
tue, und warte dann, ob Gott feinen Segen gibt. Ich bin dazu ermutigt durch eine Erfahrung, welche 
den meiften von Ihnen in Erinnerung fein wird: Während wir über die Maigeſetze diskutierten, brachte 
ich einen Antrag ein, daß in Preußen das Spenden der Saframente und das Meſſeleſen ftraflos jein 
möge. Diejer Antrag erhielt ungefähr denjelben Beifall bei Ihnen (rechts) oder bei denjenigen, die jeßt 
fo widerftreben, wie der heutige ihn erhält. Und doch ift der Sat heute bereits Geſetz, und diejenigen, 
welche widerftrebt haben, jhämen fi ihrer damaligen Oppofition! Alſo, m. 9., eine ſolche Ermutigung 
liegt für mich vor, und id ipreche heute in dem vollen Bewußtſein des gegenwärtigen Widerftandes und 
in der vollen Zuverſicht des demnächſtigen vollen Sieges." 


Aehnlich jagte er am 14. März 1890 im Abgeordnetenhaufe: 
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„Die richtigen Grundjäge werden meiftens da, wo fie zum erftenmal ausgejprochen werden, als 
lächerlich angejehen. Das ift auch die Erfahrung, die mich ermutigt, Ihnen meinen Schulantrag 
nächſtens wieder vorzubringen. (Lachen rechts.) Den haben Sie beladht, beladen ihn heute und werden 
ihn noch viele Jahre belahen und endlich annehmen — endlich konzedieren!“ (Große Heiterkeit.) 


Im Herbit 1890 erlebte Windthorft eine bittere Enttäufhung. Der Kultusminifter 
v. Goßler legte einen Schulgefetentwurf vor, der eigentlich nur die Falkſchen Ideen 
in die Form eines Geſetzes gegoffen hatte. Der v. Goßlerſche Gejegentwurf begründete die 
reine Simultanſchule. Nach feinen Beftimmungen war es ein Leichtes, jede noch bejtehende 
konfeſſionelle Schule in eine Simultanfchule umzuwandeln. Das eigene Recht der Kirche, an 
der Schulaufficht mitzuwirken, das der Kirche dur) das Schulauffichtsgefeß entzogen worden 
war, jollte nicht wiederhergeftellt werden. Der Religionsunterricht follte verftaatlicht werden ; 
zwar war eine beſchränkte Mitwirkung Firhlicher Organe vorgejehen, im weſentlichen aber 
liefen die Beftimmungen darauf hinaus, die bernunfte und verfafjungsmäßig der Kirche zu— 
fehenden Rechte jelbit in bezug auf den Neligionsunterricät vollftändig oder faft vollſtändig 
zu bejeitigen. Die Vorlage ftellte das Staatsjhulmonopo! gegen Wortlaut und Sinn 
der Verfaffung feit. 

Mit dem Feuereifer eines Jünglings nahm Windthorft den Kampf gegen diefen An— 
griff auf die chriſtliche Schule auf. Das Geſetz erklärte er (Abg.-H. 9. Dezember 1890) für 
unannehmbar. 5 

„Wir haben hier von Jahr zu Jahr gejehen, wie man bemüht war, das Staatsmonopol zu 
etablieren. Meine Freunde und ich haben dieje Tendenz auf Schritt und Tritt bekämpft. Darüber ift 
fein Zweifel: jeder muß den legten Groſchen anjegen, neue Schulen zu gründen neben den Staatsſchulen, 
mern diejes Gejeh Geltung befommt.“ 

Mit tiefer Beforgnis wies er die Konfervativen darauf Hin, daß der Entwurf dem 
jeweiligen Kultusminifter freie Hand gebe, und wer könne ihnen die Verfiherung bieten, daß 
nit aud) einmal ein jüdiſcher Kultusminifter in Preußen amtieren werde und vielleicht auch 
einmal ein katholiſcher. „Wollen Sie den TYieber haben — aus Gründen, die ich nicht 
fenne?“ Die Katholifen befänden fi) dem proteſtantiſchen Minifter und feinen proteftantifchen 
Räten und faft ausnahmslos proteftantiihen Unterbehörden gegenüber in einer bejorgnis= 
erregenden Lage. 

„Wenn diejes Geſetz zuftande fommt, dann ift der Kulturfampf von uns vergebens geführt 
worden; dann wird kraft der Schule, wie fie hier geihaffen wird, kraft der Eigenjchaft der Männer, 
die fie führen, beauffichtigen und leiten werden, die katholiſche Kirche dahin gebracht werden, wohin fie 
durch die Kulturfampfgejege hat gebracht werden ſollen. Und das fünnen und wollen wir nit 
‚ leiden. Mit Gottes Hilfe werden wir au diejen neuen Anfturm abſchlagen, und ich hoffe, daß alle 
billig und rechtlich Denkenden hier im Haus ung darin beiftehen werden.“ 


Mit welchem Eifer und mit welcher Energie der nahezu adhtzigjährige Parlamentarier 
ſich an den Arbeiten der Kommiffion zur Vorberatung des Entwurfs beteiligte, ſchilderte 
der freifonfervative Mbg. Dr. Arendt im Deutſchen Wochenblatt in den anerfennenden 
Worten: 


„sn den legten Wochen arbeitete ich mit Windthorft in der Kommiffion für das Volksſchulgeſetz. 
Die erſte Leſung des Geſetzes erforderte 29 Sitzungen, die meiſt (und zwar am ſpäten Abende) 3 bis 5 
Stunden währten. Windthorft war regelmäßig von Anfang bis Schluß anweſend, immer gejpannt auf- 
merfjam. Oft hielt er den Kopf mit beiden Händen geftügt auf den Tiſch — man glaubte, er 
Ihlummere, aber plöglic” bat er ums Wort und ſprach feft und klar, die Debatte beherrihend. Am 
Schluſſe der Sigungen fanden nicht ſelten heftige Geſchäftsordnungsdebatten ftatt; die Gegner des Geſetzes 
wollten die Beratungen möglichſt verlangſamen, die Anhänger ſie beſchleunigen. Windthorſt konnte dann 
ſehr erregt werden. »Wir ſind doch auch Menſchen,« ſagte er und erzählte, wie er von 9 Uhr morgens 
ab erft in der Fraktion und dann im Plenum gejeflen, wie er jpäter in den Reichstag geeilt und kaum 
eine Stunde nad) der Neichstagsfitung nun wieder hier in der Kommiſſion geſeſſen, die oft erſt nad 
1092 Uhr endete und meift drei Mbende in der Woche in Anſpruch nahm.” 
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Gopler fiel, und ihm nad jein Schulgefekentwurf. Windthorft erhielt die Nachricht 
von dem genehmigten Entlaſſungsgeſuche des Kultusminifters auf dem Sterbebett, auf dem 
er fi in feinen Vieberphantafien noch mit dem Volksſchulgeſetze beſchäftigte. Ein tragifches 
Geſchick fügte e8, daß gerade in den Tagen, wo — um mit der Kölnifchen Zeitung zu reden 
— das Zentrum gleihjam als Triumphator über die Trümmer des Volksſchulgeſetzes hin- 
wegſchritt, der umerjeßliche Führer ins Grab dahinſank. Wer vermag es auszudenfen, wie 
unter Windthorfts ficherer Führung das Schidjal des Zedligihen Schulgeſetzentwurfs ſich 


geftaltet haben würde! 
a 


Ueber die Volksſchule hinaus richtete Windthorft auch feinen Blid auf da8 höhere 
Unterrihtswejen. Gern zog er die höheren Bildungsanftalten, die Mädchenſchulen, die 
Gymnafien und vor allem die Univerfitäten in den Kreis feiner Fürforge und feiner parla- 
mentarifchen Erörterungen. 

Bei der Mädchenerziehung beflagte er die vielfach hervortretende Vernadjläffigung des 
erziehlichen Elementes zugunften der reinen Verftandesbildung ganz beſonders. Er tadelte 
es (Abg.-H. 28. Februar 1885) als einen Mangel im jebigen Schulmwejen, „daß eine Mafje 
von Kenntnifjen, die tabellarifch feitgefegt find, den Kindern in den Kopf gebracht werden, 
ohne daß fie es irgendwie verdauen können, daß dagegen an die Erziehung gar nicht gedacht 
wird. Das Notwendige wifjen, gut erzogen zu werden, in der Religion gefeftigt 
zu jein, das ift e3, was unjerem Volke nottut und was man von der Schule verlangen 
muß. Eine Mafje von gelehrten Dingen, die außerdem eine Menge von Objekten für den 
Unterricht nötig maden, find gar nicht erforderlich. Sobald die betreffenden Kinder, Mädchen 
und Knaben, die Schule verlaffen haben, wird alles Unverdaute über Bord geworfen. Einige 
Halbgebildete höchitens tragen es weiter fort und find dann die Pioniere der Unzufriedenheit, 
die jie in die ganze Bevölkerung werfen.” 

Aus diefem Grunde fpra er am 5. Februar 1884 dem Kultusminifter dv. Goßler 
feinen Danf aus, daß er die Ziele, bis zu denen die Mädchenbildung geführt werden folle, 
eingejhräntt habe. „Denn“ — jagte er — „das ift num eben nicht der Beruf der Frauen, 
daß fie an Gelehrfamfeit mit den Männern wetteifern, und mit Recht hat man in der Ge— 
jelichaft allgemein eine Abneigung gegen jeden »Blauftrumpf«, und deren wird jet eine zu 
große Zahl erzogen. Wenn wir aber mit Recht auf die körperliche Ausbildung der Yrau 
wie des Mannes bedacht fein müffen, jo ift und bleibt doc vor allem das Wichtigſte die 
Seelenbildung, die Bildung des Gemüts, und die fann bei einer Frau nur dann 
mit Erfolg geſchehen, wenn fie auf der Religion beruht.“ 

Eben deshalb beflagte er es mit Aug. Reichensperger, daß nad) den Plänen für die 
Töchterſchulen für die Religion verhältnismäßig jo wenig vorgejehen jei. 

Für den höheren Knabenunterricht und die Vorbereitung auf das afademijhe Studium 
galt Windthorft als einzig vollfommene Bildungsanftalt das Humaniftiide Gymnafium. 
Er ſelbſt hatte fih an dem. föftlichen Tranke klaſſiſcher Bildung gejättigt. Ihm hatten bie 
Alten die Schätze ihrer herrlichen Formenjchönheit und ihres Gedanfenreihtums geöffnet, und 
mit Stolz rühmte er fi}, feinen Sophoffes gelefen zu haben. Darum galt ihm das Studium 
der alten Sprachen als ein wejentliches, ja unentbehrliches Element der wiſſenſchaftlichen 
Bildung. Für das Lateinische wie für das Griechiſche verlangte er auf dem Gymnaſium 
den breiteften Raum. Dabei verfannte er die Wichtigkeit der Mathematik für die Schulung 
des Geiftes keineswegs; vielmehr hielt er fie gleich dem großen Denker Stuart Mill für eine 
ausgezeichnete Gymnaſtik des Geiftes, die ein logiſches Denken befördere. 


on 
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Einen breiten Raum nehmen in den parlamentarifchen Erörterungen Windthorſts über 
das Unterrichtsweſen die Univerſitäten ein. Im Laufe der Jahrhunderte hatte ſich an 
dieſen alten Bildungsſtätten allerlei Zopf angeſetzt, und die neuere Zeit hatte noch manche 
Mißſtände hinzugefügt. An den Univerſitäten war allmählich ein Cliquenweſen eingeriſſen, 
das ein verhängnisvolles Hemmnis für aufftrebende Talente bildete. Gegen diefen Ring, 
der nur die Vetternjchaft auffommen Yieß, richtete Windthorſt die jchärfjten Angriffe. „Die 
tüchtigften Männer, die nit in das jeweilig herrſchende Syftem paſſen, die nicht allerlei 
Müngel und Konnerionen hinter fi) haben, die fommen zu nichts!“ rief er entrüftet aus. 
Und als Virchow ihn aufforderte, Namen zu nennen, wies er diefes Anfinnen ab, weil es 
den mit Namen Bezeichneten erſt recht ſchlecht ergehen würde. Im Kultusminiſterium müſſe 
man endlich begreifen, welche Folgen es nach ſich ziehen müſſe, wenn die tüchtigen Kräfte, 
die nicht in das Syſtem zu paſſen ſchienen, genötigt würden, hinauszuwandern in andere 
Staaten und damit uns entzogen würden, oder verkümmern müßten in einem 2diährigen 
Privatdozententum. „Ich habe“ — fügte er hinzu — „eine ganz beſondere Affeltion für Die 
Privatdozenten, weil ſie es ſind, die mit jugendlicher Kraft die Dinge anfaſſen und die alten 
Profefforen von dem Einſchlafen abhalten. Ich begreife aber auch, daß die alten Profeſſoren, 
welche ja das Heft in der Hand haben, gegen dieſe Ruheſtörer nicht immer freundlich geſinnt 
ſind.“ (Abg.:9. 26. Febr. 1883.) 

Jede Einſeitigkeit und Einſchränkung der Lehrfreiheit erſchien ihm um ſo ſchlimmer 
und beklagenswerter bei dem Geiſte des Unglaubens, der im modernen Profeſſorentum ſpuke. 
Mit dem warmen Herzen eines tiefgläubigen Chriſten trat er mehrfach im Parlamente den 
vom materialiſtiſchen Unglauben erfüllten Profeſſoren entgegen und ſetzte mit unerbittlicher 
Schärfe der ſogenannten modernen Wiſſenſchaft die theologiſche Wiſſenſchaft und die kirchliche 
Auffaſſung gegenüber. Für ihn „liegt in der Kirche ein unverrückbarer, unzerſtörbarer, ewig 
geltender Offenbarungsinhalt, welcher nicht alteriert werden kann, und der der notwendige 
Regulator für alle die Reſultate iſt, welche eine ſich überhebende Wiſſenſchaft aufzuſtellen ver— 
ſucht. Seit den paar tauſend Jahren, die die Kirche beſteht, hat ſich immer der Dünkel der 
Wiſſenſchaft von neuem gegen ſie erhoben. Er hat oft großen Beifall gefunden, iſt aber 
immer geſcheitert an dieſen unumſtößlichen Wahrheiten der Kirche, die felſenfeſt gegründet ſteht 
auf dem Boden, auf den ihr göttlicher Stifter ſie geſtellt hat. Alſo nicht die Kirche hat ſich 
nach der Wiſſenſchaft zu richten, ſondern die Wiſſenſchaft hat ſich zu regulieren nach dieſen 
ewigen, unveränderlichen Geſetzen göttlicher Offenbarung und Inſtitution“. 


Mit Wärme und Ueberzeugungskraft trat er der Behauptung Virchows entgegen, die 
moſaiſche Schöpfungsgeſchichte ſei für die Aufrechterhaltung der Lehren des Chriſtentums 
keineswegs notwendig. 


„Wenn die moſaiſche Schöpfungslehre geleugnet wird, dann iſt das Chriſtentum in ſeiner Grund⸗ 
Lage angegriffen. Denn wenn nicht mehr feſtſteht, daß der Menſch das nach Gottes Ebenbild geſchaffene 
‚geiftige Weſen ift, welches für den Weg durchs Leben mit diefer leiblichen Hülfe bekleidet ift, wenn nicht 
mehr feftfteht, daß diefer Menſch im Paradieſe gejündigt und die Erbjünde auf das ganze Gejchlecht 
übertragen hat, dann ift von einer Erlöfung nicht mehr die Rede — und die Erlöfung ift ja doch der 
Mittelpunkt der ganzen chriſtlichen Wahrheit —, dann ift die Sehnfucht nad dem Erlöjer, welche vom 
Sündenfalle big zum Erjcheinen des Heilandes die Väter des Alten Bundes erfüllte, dann ift der Sammer, 
der durch die ganze alte Gejchichte, auch des Heidentums, hindurchklingt Über die verlorene Wahrheit und 
die verlorene Unschuld, unbegründet, dann ift die große Tat von Golgatha geleugnet! Dieſe pofitiven 
Sätze find für mich der mweientliche Inhalt des Chriftentums, nicht aber jener Keine Reſt von allgemeinen 
moraliſchen Lehren, welche der Kollege Virchow dem Chriftentum als Gehalt belafjen will, weil fein 
Seziermeſſer fie nicht erreichen Tann.” 


Anderjeits verlangte Windthorft volle Freiheit der Lehre auch für die katholiſche 


Kirche, Unterrichtsfreiheit im wahren Sinne, denn, jagte er am 28. November 1877 im Ab- 
geordnetenhaufe: 
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„Ich will nichts anderes, als daß die Männer aller Konfeffionen Gelegenheit haben, auf dem 
Gebiete der Wiſſenſchaft mit den Waffen der Wiſſenſchaft ihre Anſchauungen geltend zu machen. Andere 
Mittel anzuwenden zur Durchführung meiner Anfichten werde ich zu jeder Zeit verfchmähen. Nun habe 
ih für mich die Meberzeugung, daß wir Katholifen in feiner Weiſe den Kampf auf wiſſenſchaftlichem 
Gebiete zu ſcheuen haben. und die Herren, welche fich die Miene geben, mit einer gewiſſen Geringſchätzig- 
feit auf die katholiſche Wiſſenſchaft herabbliden zu dürfen, vergefien, daß fie das Licht, mit dem fie 
leuchten, angezündet haben an der Fackel katholiſcher Wiſſenſchaft. Die Herren aber trauen ihrer Wiljen- 
ſchaft nicht. Sie fürchten, in der offenen Konkurrenz nicht zu beftehen, und darum rufen fie die Gewalt 
an und jagen, wir wollen auf den Univerfitäten allein lehren. Ich meine, daß das ein verwerflicher 
Grundfag it. . . . Ich will jeglicher Meinung vollfommen Gelegenheit geben, fich überall geltend zu 
machen, au auf den Univerfitäten, in jeder Art, ih Schließe feinen aus; denn das, was vor der 
wirklichen wahren Wiſſenſchaft nicht befteht, ift nicht wert, daß es befteht. Aber die Gelegenheit, daß 
auch wir, daß auch unſere Gelehrten ihre Anfichten auf der Univerfität geltend machen können, die 
verlange ih kategoriſch. Und da die Erfahrung mir zeigt, daß fie auf deutſchen Univerfitäten 
nicht in der Art zugelaffen werden, wie wir e8 verlangen müfjen, jo jage ih: Gebt uns eine fatho- 
liſche Univerjität, dann wird der Wettkampf im Wiſſen ſich ja Harlegen, und wir wollen jehen, 
wer den Sieg davonträgt.“ 

Wie weit man in Preußen von einer ſolchen Auffaſſung noch entfernt war, zeigten die 
jährlichen Debatten über den Kultusetat in voller Deutlichfeit. Den Katholifen aber war 
Grund gegeben, fi) noch ganz beſonders zu beklagen. Der Kultugminifter Falk nahm für 
die Regierung das Recht in Anſpruch, einen Profefjor der Togmatif in der römijch-Fatho- 
lichen theologiſchen Fafultät zu ernennen, auch wenn die Firchlichen Behörden ihn als einen 
richtigen Lchrer nicht anerkennen könnten. So hatte er den Lehrfluhl der Dogmatik in 
Bonn mit einem altfatholifchen Profefjor bejekt gegen den Miderfpruch des Erzbiſchofs von 
Köln. Als die Angelegenheit bei der Beratung des Kultusetats zur Sprache kam, paffierte 
es dem Kultusminifter, daß ihm Unfenntnis der Aften feines Refforts nachgewieſen wurde. 
Er hatte nämlich den Profefjor Simar als ungeeignet für den Lehrſtuhl der Dogmatik 
bezeichnet, weil er Iediglih Moraltheologie Ichre. Der Minifter mußte ſich belehren laſſen, 
daß derjelbe Profeſſor ſchon zehn Jahre vorher zum Dozenten für ſyſtematiſche Theologie 
ernannt ſei und ſechs Jahre lang beinahe jedes Semeſter ein dogmatijches Kolleg gelejen 
habe. Schon 1868 habe die Fakultät ihn dem Minifter zur Beförderung als ordentlicher 
Profeffor vorgefhlagen, der Minifter aber Habe diejem Borfchlage nicht ftattgegeben. Auch 
habe Simar jahrelang den abgegangenen Lehrer der Dogmatik vertreten, alfo feine Befähi- 
gung dur die Tat erwiejen. Mit berechtigtem Sarkasmus bemerkte Windthorjt dem Kultus- 
minifter am 9. März 1875: „Wenn man nur das weiß, worüber man gerade lehrt, dann 
wüßte der Herr Minifter nichts, denn er lehrt über gar nit!” 8 zeige fi} hier wieder, 
daß es im Kultusminifterium an den Kenntnifjen fehle, welche bei der Behandlung diejer 
Dinge notwendig feien. Im übrigen zog er daraus den Schluß, daß es eine Forderung 
der Gerechtigkeit fei, daß für die Fatholiichen Angelegenheiten ein befonderer fatholijcher 
Kultusminifter ernannt werde. Die Löfung aller folder Konflikte erfannte Windthorft 
ſchließlich nur in der Durchführung der Unterrichtfreiheit. 

„Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre find frei, und wer fie angreift, ift mein Feind. Aber fie ift 
frei und nicht überliefert den monopolifierenden Univerfitäten, dem Monopol des Staates. Unſere Uni- 
verfitäten find Inftitute, auf welchen die Wiffenihaft in der Hand des Staates monopolifiert ift. Und 
das ift der Kardinalpunkt, um den es ſich handelt. Diejes Monopol muß fallen, unbedingt fallen, dann 
wird die Wiſſenſchaft frei. . . . Aus dem Labyrinth, in dem wir uns befinden, aus dem Chaos, welches 
ung zu verderben droht, gibt e8 nur einen Ausweg: Freie Kirche und freien Unterricht! Die 
Herren ſchweigen; jonft für die Freiheit begeiftert, aber für dieſe Freiheit find fie ftumm! . . . Sie 
jehen, ich Halte die Wiſſenſchaft und ihre Lehre jehr Hoch, ebenjo hoch wie Sie — aber — aber — 
frei! — frei! Sind die Herren vieleicht geneigt, bei dem Herrn Minifter mit uns zu beantragen, daß 
‚er ung geftatte, hier in Berlin neben der Staatsuniverfität ein ebenfo ftattliches Gebäude aufzuführen 
aber für eine freie Univerfität?" (Abg.-9. 26. Febr. 1883.) 
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„Die foziale Frage bewegt heute die Welt viel mehr und viel tiefer, als es hier an— 
jcheinend bemerkt wird. Wenigftens fommt es mir fo vor, al3 ob man über die Katholifen- 
hetze, die jeßt ftattfindet, die foziale Frage vergeſſen machen wolle. Ich ſehe die joziale 
Frage für furdtbar ernſt an, und id) glaube, daß e3 jehr viel wichtiger wäre, und damit 
gründlich zu beichäftigen, als daß wir alle Tage Kirchen- und Schulpolitif treiben.“ So 
mahnte Windthorft ſchon im Jahr 1873, indem er die bejonnenen Politifer aufforderte, ernjt= 
haft Gewifjenserforfhung zu halten, ob man fi) mit diefer Frage jo gründlich beichäftigt 
babe, wie es deren Wichtigkeit erforder. Was hätte aus dem Deutjchen Reiche werden 
fönnen, wenn man auf diefe Mahnung des erfahrenen Staatsmannes gehört hätte! Die 
allgemeine Begeifterung über die nationale Einigung, die Freude am Reiche drängte förmlich 
nad Betätigung, und der Staatsmann, der e3 veritanden hätte, alle die friſchen Kräfte nuß- 
bar zu machen für eine chriftlich-joziale Politik, hätte das fruchtbare Erdreich des jungen 
Reiches beitellen fünnen für eine reiche Ernte herrlichſter Früchte! 

Statt defjen trieb man unfruchtbaren, gehäffigen KRulturfampf. 

Dazu gejellte fih ein unfeliger Irrtum. Verblendet von dem trügeriſchen Irrlicht 
einer Lehre, die den höchſten Aufſchwung der Volfswirtihaft von dem freien Spiel und der 
ungehemmten Entfaltung aller wirtfchaftlichen Kräfte im Staat erhoffte, rifjen die Mehrheitse 
parteien alle Schranfen nieder, die eine vorfichtige Staatskunſt früherer Tage zum Schube 
der wirtſchaftlich ſchwächeren Kräfte gegen die Uebermacht des alles verjchlingenden und aufs 
faugenden Großfapital3 aufgerichtet hatte. 

Die Sozialdemokraten rieben ſich die Hände und ftimmten eifrig mit für alle die 
Freiheiten, für Gewerbefreiheit, ja jelbit für Zins- und Wucherfreiheit. Sie ftimmten mit 
„aus Bosheit” — wie v. Schweiber im Norddeutichen Neichstage (10. Oft. 1868) jagte —, 
„denn der eine Grundbeſitz muß zugrunde gehen und der Mittelftand muß verfchwinden, 
damit die eine Schar der Befibenden gegenüberftehe dem großen blutarmen Proletariat”, 
und die Ernte reif werde für die fozialdemofratiichen Schnitter. 

Die Zentrumspartei mußte diefer unheilvollen Entwicklung mit gebundenen Händen 
zujehen. Gern hätte fie in den erften Jahren ihrer Begründung hemmend und helfend in 
diejen Zerſetzungsprozeß eingegriffen, aber Windthorft riet aus guten Gründen ab, mit An— 
trägen vorzugehen, weil ſolche zur Zeit ſchon um deswillen mit Mißtrauen aufgenommen 
werden würden, weil Zentrumshände fie „geſchwärzt“ hätten, und weil ein ſolches Vorgehen 
die Iſolierung des Zentrums noch verjchärfen müſſe. Die Kirche frei zu machen, hielt er für 
den Augenblid für das Wichtigfte und auch für das Unentbehrlichſte, weil man ihrer zur 
Löſung der fozialen Aufgaben nicht entbehren fünne. Auf das Drängen eines Freundes, der 
es für geboten hielt, ſchon damals die Kräfte des Zentrums einzujegen für die Regelung der 
ſozialen Mißftände, antwortete er: 

„sm ganzen ift der herrjchende Kurs no durchaus mancheſterlich, teils aus Ueberzeugung, 
teils aus Intereſſe mancheſterlich. Wenn nun das Zentrum mit pofitiven Anträgen vorgehen würde, 
dann würde man da8 als Demagogie verjchreien, wie man ſogar einen Mann wie den Biſchof Ketteler 
mit jeinem warmen Herzen für den Staat wie für den Arbeiter, mit der roten Internationale in Ver: 
bindung bringt.) Man möge nur nicht glauben, daß eine ſolche Hetze fruchtlos ſei. Noch ift die 
Kulturkampfsglut ſtark genug auch in Beziehung auf die ſozialen Fragen, alles, mit Ausnahme der nur 

) Der nationalliberale Abgeordnete Bürgermeifter Fiſſcher von Augsburg hatte am 23. Nov. 
1871 dem Biſchofe dv. Ketteler unter Anführung einer Stelle aus deffen volkswirtſchaftlichen Schriften 
den Vorwurf gemacht, e8 ſei in ihnen „eine Spekulation auf die Aufreizung der Maſſen“ zu erbliden; 
aud hatte er bei diefer Gelegenheit „eine Verwandtſchaft zwifchen der international=flerifalen Bartei 
und der jozialdemofratifcheinternationalen Partei“ Fonftatieren zu müfjen geglaubt. (Sten. Ber. 
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wenig zahlreichen gläubigen proteſtantiſchen Konſervativen und der Sozialdemokraten, gegen das Zentrum 
zu einer großen Mehrheit zu vereinigen; ſelbſt bei vielen noch nicht ſozialdemokratiſchen proteſtantiſchen 
Arbeitern wird das jetzt gelingen, obgleich es ſich doch um Hilfe für die Arbeiter handelt. Kurz, ein 
poſitives ſozialpolitiſches Vorgehen des Zentrums jetzt ſchon würde zum Schaden der erſten und höchſten 
Aufgabe des Zentrums, des Schutzes von Religion und Kirche, die Iſolierung des Zentrums nur 
noch verſchärfen und ſtärken. Die Kirche frei zu machen, iſt aber auch für die ſozialen Aufgaben das 
zunächſt Wichtigſte, denn ſie iſt dabei unentbehrlich. Außerdem würde die jetzt in proteſtantiſchen Volks— 
kreiſen weithin noch beſtehende und mit Eifer genährte Aufregung und Abneigung gegen Katholizismus 
und Zentrum ſogar dazu benutzt werden, eine ſoziale Tätigkeit, welche das Zentrum vertreten würde, 
ſogar an ſich zu diskreditieren und einem Erfolge jener dadurch nur ſchaden. Sobald aber in dieſen 
Beziehungen die Lage beſſer iſt, muß ſofort ſozialpolitiſch vorgegangen werden, und ich werde ganz 
gewiß mit dabei ſein.“ 

Wie richtig Windthorſt mit dieſen Worten die Sachlage beurteilt hatte, ſollte ſich bald 
herausſtellen. Für den Augenblick war er um ſo eifriger bemüht, der Zukunft vorzuarbeiten, 
aufklärend zu wirken, falſchen Anſchauungen entgegenzutreten, Irrtümer zu berichtigen, kurzum 
für eine künftige ſozialpolitiſch erſprießliche Tätigkeit den Boden vorzubereiten. 

Wiederholt wies er auf die Notwendigkeit hin, ernſtlich das Studium der ſozialen 
Bewegung aufzunehmen. Im Reichstage wie im Landtage kam er immer wieder darauf 
zurück, daß es Pflicht aller Parteien ſei, ſich mit den ſozialen Problemen zu beſchäftigen, die 
von Tag zu Tag unerbittlicher ihre Löſung forderten. 

„Wir können den Sozialismus nicht beſſer bekämpfen, als indem wir uns recht ernſthaft be— 
mühen, ihn nachhaltig zu ſtudieren: in welchen Punkten haben denn die Herren von der Sozialdemokratie 
recht. (Ruf: Ketteler!) Ich bekenne mich ganz zu den Theorien des Herrn von Ketteler auf dieſem 
Gebiete... Ufo was Wahres in den Sätzen des Sozialismus liegt, jollen wir finden, zutage fördern, 
ins Leben einführen... . Daneben follen wir ulles tun, was denkbar ift, um den arbeitenden Klafjen 
zu Hülfe zu fommen. Damit nehmen wir den Sozialiften die Leute, die zu ihrer Armee angeworben 
werden wollen." (D. Reichstag 27. Jan. 1876.) 

„Haben wir in Beziehung auf dieſe Trage unfere Pflicht getan?“ fragte er mit nachdrücklichem 
Ernft. „Ich behaupte aus eigener Anſchauung, von der franzöſiſchen Grenze bis nad) Berlin eriftiert 
die Not. Ich bin der Meinung, daß man jeglichem Webel, jeglichem Unglüd mit großer Ruhe und mit 
offenen Augen entgegenjehen und in es hineinjehen fol, um gemeinfam zu überlegen, ob und was etwa 
geihehen kann, diefem Uebel abzuhelfen. Das ift die erfte Pflicht des Deutſchen Reichs— 
tages." (Wbg.-Haus 26. Nov. 1873, D. Reichstag 22. Nov. 1875.) 

Dabei verlangte Windthorft praktische Arbeit, feine Redensarten. 

„Nicht dadurch, daß wir fort und fort auf die Sozialdemofraten ſchimpfen, jondern daß wir 
endlich begreifen, wo daS Uebel liegt, und daß wir es im jeiner Orundlage zu befämpfen juchen, daß 
wir die berechtigten Forderungen befriedigen, werden wir fie befiegen können.“ 

Die verderblihen Wirkungen der mandjefterlichen Lehren und Grundſätze fennzeichnet 
er mit dem Sage: 

„Wenn jest der Sozialismus große Ernte hat, jo liegt das au in der Natur der Zeit, die 
freilich die Herren »vom Kapital« nicht begreifen. Ich gebrauche den Ausdrud abfihtlih und mit Be— 
wußtjein, weil der Herr Abgeordnete Bamberger fortwährend mit dem Kapital gegen allen andermweiten 
Beſitz angejchleudert hat." (D. Reichstag 27. San. 1876.) _ 

Nicht felten hatte Windthorft ſich dabei des Vorwurf zu erwehren, das Zentrum jei 
nicht ganz ohne Schuld an der Ausbreitung der Sozialdemofratie. Gedankenlos oder hie 
und da auch böswillig wurde die Phraje von dem „Bündniffe der roten und der ſchwarzen 








©. 477 fi.) Biſchof v. Ketteler blieb ihm die Antwort nicht ſchuldig, indem er unmittelbar darauf 
feftftelfte, daß der Abgeordnete Fiſcher einen aus dem Zufammenhange gerifjenen Gedanfen aus einer 
Kettelerjhen Schrift ganz und gar falſch wiedergegeben habe. Unter der Heiterkeit des Reichstages 
führte der Biſchof den Nachweis, daß die angeführte Stelle lediglich eine Erörterung und Begründung 
eines von der Nordd. Allg. Ztg. ausgeſprochenen Satzes fei, der Liberalismus führe in feiner letzten 
Konfequenz zum Sozialismus. (Sten. Ber. ©. 481.) 
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Internationale” in die Oeffentlichfeit geworfen. Dem begegnete Windthorft mit dem ſchla— 
genden Nachweife der eigentlichen Quellen der Sozialdemokratie. Den Nationalliberalen rief 
er ins Gewiſſen: 

„Darüber täuſchen Sie fih nicht: die Grundjäße, die Sie vertreten, find Die 
Urbafis aller fozialiftiijhen Lehren. Und wenn der Minifter heute eine Reihe von Pro— 
grammen und Aeußerungen der Sozialdemokraten vorgelefen hat, jo brauchen wir nur nachzuleſen, was 
in den Jahren 1848 und nachher von den Leuten ihrer Farbe vorgetragen worden ift. Ta war auch 
die Nepublif ganz klar und beftimmt; da waren alle die Forderungen, die vorhin als das Programm 
der Eozialdemofratie aufgeftellt worden find. Es haben in der Tat in aller Art und Weiſe die Lehren, 
die Sie verbreiten, insbefondere Ihre wirtſchaftlichen Theorien die Sozialdemofratie groß gemadt. Die 
Sozialdemokraten find die fonjequenten Kinder von Ihnen.” 

Auch unterließ er nicht, auf die fozialen Gefahren und Nachteile der faljhen Kirchen- 
und Schulpolitif Hinzumeifen, die alle Autorität untergrub und die Einrichtungen vernichtete 
oder feijelte, welche das Volk auf den Wegen der Ordnung feithielt. 

„Der Vorader für jede jozialdemofratifche Bewegung ift und bleibt es für ewige Zeiten, wenn 
man dem Volke die Neligiofität aus dem Herzen reißt. Das aber ift gejchehen, und die Regierung hat 
tüchtig mitgeholfen durch die Verfolgungen, die fie uns hat zuteil werden lafjen, und fie hat mitgeholfer: 
dureh die Art und Weife, wie fie die Schulverhältniffe eingerichtet hat, durch die Beſchränkungen, welche 
die Lehre der Neligion und die Uebung der Religion im Bolfe und in der Schule gefunden hat.“ 
(D. Reichstag 13. Febr. 1888.) 


Insbeſondere betonte Windthorft das fruchtbare ſoziale Wirfen der Kirde 
und die Kurzfichtigfeit einer Politik, die diefeg Wirken lahm lege, jo im Reichstag am 
24. Mai 1878: 

„Da, wo die Kirchen volle Freiheit des Wirkens haben, verjuchen die Sozialdemokraten ver= 
gebens, ihre Lehre. zu verbreiten. In ganz Rheinland und Weftfalen, in den Diftriften, wo eben die 
katholiſche Kirche fich frei bewegen fann, und wo e3 an Elementen für die Sozialdemokratie an fi nit 
fehlt, und desgleichen in Schlefien hat die Sozialdemokratie feinen Boden faſſen fünnen. Wenn man aber 
die Gemeinden ohne Geiftlichen läßt, wenn man die Geiftlichen aus der Schule treibt, wenn man die 
Orden über das Meer jagt, die es fi zur Aufgabe gemacht haben und es nad) ihrem ganzen Stand= 
punkte machen müſſen, menſchliches Elend zu lindern und die Kinder des geringen Volfes zu unterrichten, 
dann muß man fich nicht wundern, wenn jest aud) in dieſen Gegenden allerdings die Sozialdemokratie 
Zugang findet." 

Und an anderer Stelle (Reichätag 18. April 1877) ſagte er noch deutlicher: 

„Wenn Sie jelbjtgewählte Arbeiter hören wollen, namentlich von ver Hriftlich-jozialen Partei, 
wo Sie fie fo jehr zahlreich vertreten finden, in Ejjen, in Augsburg und an anderen Orten, dann 
werden Ihnen dieje Leute jagen, daß ein wirffamer Schuß ihnen in der bezeichneten Richtung nicht mehr 
gewährt wird, weil die Zivilehe das Fundament des religiös-fittlichen Lebens jehr ftark erſchüttere, weil 
die Breiheit, die Kinder taufen zu laſſen oder nicht, von vornherein einen ganz gewaltigen Riß in die 
religiös-ſittliche Anſchauung der Bevölferung made. Sie werden Ihnen jagen, daß die modernen Ten- 
denzen, die Religion aus der Echule zu weiſen, das fittlich-religiöje Leben der Arbeiterbevölferung ſchwer 
ihädigen. Die Arbeiter aus Witten an der Ruhr insbejondere werden Ihnen jagen, daß es bedenklich 
jet, wenn man einer geringen Minorität [von Altfatholifen] zuliebe den Arbeitern die Kirche entzieht, 
welche fie mit den Grofchen, die fie im Schweiße des Angefichtes verdient haben, ſich erbauten.“ 

Warnend rief er der Regierung und ihren freiwilligen Kommifjaren aus der national- 
liberalen Partei zu: 

„Die Stügen, die ihr hattet, Habt ihr mutwillig zerbrochen! Glauben Sie mir, e8 wird der 
Tag fommen, wo aud Sie es einfehen, und wo inäbejondere auch Herr Wehrenpfennig mit mir ein- 
jehen wird: Hätten wir nie diefen Weg bejehritten, dann wären wir vor dem roten Geſpenſt ficher 
geweſen!“ 

Nur zu bald erſchien das „rote Geſpenſt“ in erſchreckender Geſtalt. Die Reichstags⸗ 
wahlen vom 10. Januar. 1877 hatten eine Stimmenzahl von nahezu einer halben Million 
für die Sozialdemofratie ergeben. In der ſächſiſchen Nefidenzftadt wurde Bebel ge- 
wählt, und in der Reichshauptſtadt Berlin fielen zwei Mandate den Sozialdemokraten zu. 
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Nun glaubte Windthorft nicht länger mehr zögern zu dürfen. Er fannte den Charakter des 
leitenden Staatsmannes und den in den herrichenden Mehrheitsparteien waltenden Geift gut 
genug, um zu befürdten, daß man ber aufiteigenden Bewegung nicht mit einer gefunden 
Spzialpolitit, fondern mit Gewaltmaßregeln begegnen werde. AnderfeitS durfte das Zentrum 
der erftarkten jozialdemokratifchen Fraktion feinen Vorſprung Yafjen. Seine Taktik, früher 
aufzuftehen als der Gegner, follte ſich auch hier wieder bewähren. Zudem jchien e8, ala ob 
die Anſätze für eine fruchtbare Sozialpolitif endlich geſchaffen wären. In wirtichaftlichen 
Fragen hatte ſich eine Annäherung der Konjervativen an das Zentrum vollzogen, die zu einer 
baldigen Wendung in der Zollpolitit führte. Die Siedehibe des Rulturfampfes war ver— 
raucht, und wenn aud) hier und da bei den Gegnern nod) einmal die alte Leidenjchaftlichfeit 


aufflammte, jo war man doch im ganzen und großen 
des Streites müde. Jedenfalls glaubte Windthorit 
den Augenblid für gefommen, den Reichstag für die 
Behandlung der fozialen Probleme in Anſpruch zu 
nehmen. 

Schon der Wahlaufruf des Zentrums dom 
Herbfte 1876 Hatte ein Programm beftimmter jozial= 
politifeher Forderungen aufgeſtellt. Am 22. Tebruar 
wurde der Reichstag eröffnet, und Windthorft ließ 
nit einen Monat vorübergehen, ohne diejes Wort 
einzulöſen. Am Feſte des Arbeiterpatrons, des hl. Joſef, 
am 19. März 1877, brachte im Namen des Zentrums 
Graf von Galen zuerſt von allen Parteien den 
eriten Arbeiterfhußantrag ein. Derjelbe forderte 
den Reichskanzler auf, nod im Laufe diejes Sahres 
die bereit$ unternommene Enquete über die Lage des 
Handmwerker- und Arbeiterjtandes unter Mitwirkung 
freigemählter Vertreter desjelben zu vervollftändigen 
und auf der Grundlage des gewonnenen Materials 





1. 


dem Keichstage in der nächſten Seſſion den Serdinand Graf von Galen. 
Entwurf eines Gejeßes betreffend die Abände- (Geb.1831, geit.5. Jan. 1906 auf Burg Dinklage.) 


rung der Gewerbeordnung vom 21. Juli 1869 Mitglied d. Deutſch. Reichstags von 1874 bis 1908. 
Er brachte am 19. März 1877 den nach ihm be— 


unter Berückſichtigung folgender Punkte VOI= nannten Galenſchen Antrag ein, der die 
zulegen: a) Wirkſamer Schub des religidg- Sozialpolitit der Zentrumsfraftion einleitete. 
ſittlichen Lebens der gefamten arbeitenden 

Bevölkerung (Sonntagsruhe); b) Schuß und Hebung des Handwerferjtandes durch 
Einſchränkung der Gewerbefreiheit; Regelung des Verhältniſſes der Lehrlinge 
und Geſellen zu den Meiſtern; Förderung korporativer Verbände; ce) Erweiterung 
der geſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze der in Fabriken arbeitenden Perſonen; 
Normativbeftimmungen für die Fabrifordnungen ; Verbot der Beichäftigung jugendlicher 
Arbeiter unter 14 Jahren in den Yabrifen; Schub der Familie dur) Beſchränkung 
der Frauenarbeit in Fabriken; d) Einführung gewerblicher Schiedsgerihte unter Mit- 


wirkung freigemählter Vertreter der Arbeiter, e) Anderweite Regelung der gejeglichen 


- Beitimmungen über bie fonzefjionspflichtigen Gewerbe, insbefondere den Betrieb von 


11. 
IH. 


Gajt- und Schankwirtſchaften. 

eine Reviſion der geſetzlichen Beſtimmungen betr. die Freizügigkeit ſowie 

des Geſetzes, betr. Die Berbindlichfeit zum Schadenerjaß ꝛc., vom 7. Juli 1871, in 
bezug auf den Betrieb von Bergwerfen und gewerblichen Anlagen zu veranlafjen. 
Dem Antrage waren eingehende Motive beigegeben. 
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Bei den Mehrheitsparteien erregte der Antrag nicht geringes Erjtaunen. Er klang 
ihnen wie ein Märden aus längſt vergangener Zeit. Höhniſch fragte der nationalliberale 
MWortführer Lasker: „Wer von Ihnen wagt e3 heute, außer vielleicht der Antrag Galen, 
deſſen unergründliche Tiefe ich nicht ermefjen fann, wer wagt es, im Haufe heute anzuregen, 
daß wir dieje Narrheiten wieder einführen?“ Dem Abg. Wehrenpfennig 
erfhien der Antrag wie „ein Stück aus einer mittelalterlichen Chronif, beijpielsmweije eine 
Gefchichte der Franken und Burgunden”. Selbſt der Sozialiftenführer Bebel glaubte nicht 
zurüdbleiben zu dürfen und fragte jpottend, ob diefe „hriftlich-foziale Weltordnung aus der 
Zeit ftamme, wo Gregor VII. allmächtig herrjchte, oder wo Leo XI. die Ablaßgelder in Rom 
verfchwendete, aus der Zeit der Bauernfriege oder aus jener Epoche des Chrijtentums, wo 
die erften Chriften in fommuniftifher Gemeinfchaft gelebt hätten?“ Auch von jeiten der 
Regierung erfolgte eine halb ironifche, Halb höfliche Ablehnung. Der PBräfident des Reichs— 
fanzleramtes, Staatsminifter Hofmann, ſprach von dem „hohen Schwung der Ideen des 
Herrn Grafen Galen”, erflärte aber, mit feinem Antrage beim beiten Willen nichts anfangen 
zu fünnen. Er wifje nicht, wo die Forderung der Sonntagsruhe an Sonntagen und Feit- 
tagen in der Gefehgebung Pla finden jolle. 

Die Antwort auf die Auslaſſungen der verjchiedenen Redner hatte Windthorit 
übernommen. Er war zwar eben erjt von ſchwerer Krankheit genejen und ſchonungsbedürftig, 
aber er zögerte feinen Augenblid, fich diefer Aufgabe zu unterziehen, weil Schr. v. Schorlemer, 
der fie urſprünglich übernommen hatte, telegraphiih an das Kranfenlager feiner ſchwer er- 
Tranften Gattin berufen worden war. Windthorjt führte diefe Aufgabe mit feinem Tafte 
durch, indem er die einzelnen Angriffe mit jachlicher Schärfe, ohne jede perſönliche Schroffheit 
zurüdmwies und die Abficht des Zentrumsantrages gegen jedes Mikverftändnis klarſtellte. Er 
Schloß mit dem Worte, e3 werde nad) Durchführung der vom Zentrum verlangten Enquete 
wohl noch ſchwere Kämpfe Toften, aber er zweifele nicht daran, daß bei dem guten Willen 
der Parteien dasjenige erreicht werden würde, was in der Nevifion der bezüglichen Geſetze 
zum Heile des deutjchen Volkes erforderlich fei. Der Antrag wurde einer Kommifjion über- 
wiefen und in diejer endgültig begraben. 

Auch die Sozialdemofraten hatten drei Wochen jpäter als die Zentrumspartei ebenfalls 
einen Antrag eingebradt, der ſich inhaltlich in den meiften Punkten mit dem Antrage der 
Zentrumspartei dedte. Da ihre Zahl (12) zur felbjtändigen Einreihung eines Antrages 
nicht ausreichte, hatte Die Zentrumspartei ausgeholfen. Windthorft hatte diefen Antrag mit 
bejonderer Freude am 28. April 1877 begrüßt: 

„Es ift jehr nützlich, daß die Herren hier ihre Sachen vortragen und nit mehr auf den öffent- 
lichen Straßen und Plägen. Hier müfjen fie tonfret werden, und hier werden wir mit ihnen verhandeln 
fönnen. ... Ich nehme feinen Anftand zu erklären, daß kaum etwas während der gegenwärtigen Seſſion 
jo jehr meine Freude erregt hat, als der Antrag der Eozialdemofraten, weil die Herren jett endlich 
— a fommen mit beftimmten Vorjchlägen,. erörtert fie und gewährt, was zweckmäßig und richtig 

avon iſt.“ 

In der erwähnten Kommiſſion wurde dieſer ſozialdemokratiſche Antrag mit den übrigen 
der Regierung zur weiteren Veranlaſſung überwieſen, dagegen der Zentrumsantrag ausdrücklich 
davon ausgejchlojjen. 

Diejer Anfang der jozialpolitifchen Tätigfeit der Fraftion war wenig ermutigend. Aber 
Windthorjt veritand fi auf das Abwarten. Er wußte, daß feine Zeit fommen werde. Trotz 
der Behandlung, die die Regierung wie die Parteien dem Antrage hatten angedeihen laſſen, 
war die durch ihn gegebene Anregung nicht fruchtlos geblieben. Gleich im darauffolgenden 
Jahre 1878 legte die Regierung einen Geſetzentwurf betr. “die Abänderung der Gemerbe- 
ordnung jowie einen zweiten betr. die Gewerbegerichte vor, die Frhr. v. Hertling mit 
vollem Rechte als „die erfte Abſchlagszahlung auf die Forderung des Zentrums bezüglich der 
Arbeiterſchutzgeſetze“ bezeichnen durfte. Namentlich konnte er die ſchärfere Fafjung des 8 105 
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der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe als einen Fortſchritt im Sinne de8 Zentrums 
antrages rühmend hervorheben. In anderen Punkten dagegen waren die Forderungen des 
Zentrum3 mehr oder weniger unbeachtet geblieben. Daher erflärten die Wortführer des 
Zentrums im Neichstage wie in der Kommiſſion, daß fie ihre meitergehenden Wünſche in 
jelbftändigen Anträgen vorzubringen ſich vorbehielten. 

Windthorſt trat inshefondere für die Sonntagsruhe der Arbeiter mit warmen 
Worten ein; fie war ihm der Schlüfjel der Arbeiter- 
ſchutzgeſetzgebung. 

„Zu allem wollen Sie dem Arbeiter Freiheit ge— 
währen, nur nicht dazu, daß er in die Kirche gehe,“ rief er, 
den Mehrheitsparteien zu. „Was heißt es denn, es zuzulaſſen 
daß an den Sonntagen gearbeitet wird? Was heißt es 
anders, als die Arbeiter hindern, ihren religiöſen Pflichten 
nachzukommen? Der Herr Abg. Bamberger ſagte, es wäre 
ein Betreten des ſozialiſtiſchen Bodens, wenn man das Verbot 
der Sonntagsarbeit verlange. Nun, dann bin ich allerdings 
bereit, auf dieſen Boden zu treten, da ich meine, daß dann 
derjenige, der auf Sinai das Gebot der Sonntagsruhe an— 
geordnet hat, auch auf ſozialiſtiſchem Boden ſtand. (Zuruf: 
Ya gewiß, das tat er auh!) Wenn der Herr Kollege 
Bamberger mir zuruft, daß das allerdings ver Fall jei, dann 
würde ich mich freilich jehr getröftet fühlen, denn ich ſtände 
dann mit meinen Beitrebungen unter dem Schuße defjen, der 
mehr fann und mehr weiß, als wir alle hier." (D. Reiche- 
tag, 18. Mai 1878.) 

Den heftigften und hartnädigjten Widerjtand 
fanden die ſozialpolitiſchen Beſtrebungen des Zentrums 
in der Perſon des Reichskanzlers. Für den Arbeiter- 
Ihuß war Fürft Bismard nicht zu haben. Er war 
und blieb in der engherzigen Anfchauung befangen, daß ne 
jede Veränderung der Arbeitsbedingungen, namentlich) 
eine Berfürzung der Arbeitszeit durch Beihränfung Vi 





des Arbeitstages und Wegfall der Sonntagsarbeit den 

Wettbewerb der deutſchen Induftrie mit dem Auslande 

ungünftig beeinfluffen müffe. Zudem betradjtete er die Prof. Dr. Georg Schr. v. Kertling 
Sonntagsruhe wie die Beſchräntung der Frauen- und Welleng. Meiban ber serone Babern 
Kinderarbeit ala einen „Eingriff in dag Yamilienleben Geb.1843. Mitglied des Deutichen Reichstags 
der Arbeiter“. Diefe Anficht hat er feitgehalten bis J ja De änte 
zu feinem legten Atemzuge, erſt recht, nachdem fie die Aranbent der Shrres-Gefelieeft Teit. 1878. 
Haupturfache jeines Sturzes von der Höhe feiner poli= neh ee 
tifehen Allmacht geworden war. Auch das Programm vichtung der kath-theol. Fakultätin Straßburg. 
der fozialen Reform malte fi) ander3 im Kopfe des 

Yeitenden Staatgmannes als in den Gedanken Windthorft3 und der Zentrumspartei. 

Wie bei der Gründung des Reiches Fürft Bismard die Arbeiterichaft durch Gewährung 
des Allgemeinen Wahlrechtes an das Reich zu feſſeln und mit dem Reichsgedanken vertraut 
zu machen verfucht hatte, jo ſchwebte ihm jetzt Der Gedanke vor, durch eine ſtaatsſozialiſtiſche 
Fürſorge im großen Stil die Arbeiter für die Regierung zu gewinnen. Sein Plan ging 
dahin, jedem Arbeiter im Alter und im Falle der Invalidität einen feſten Anſpruch auf die 
Hülfe des Reiches geſetzlich zu ſichern, ohne daß er ſeinerſeits dafür irgend einen Beitrag zu 
leiſten haben ſollte. Um die Koſten dieſer Verſicherung zu decken, hatte er das Stichwort 
ausgegeben, daß das „Tabaksmonopol das Patrimonium der Enterbten” werden 
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folle. Aus diefem Grunde lehnte er aud) die Verantwortung für das aus feiner Anregung 
entjtandene „Klebegeſetz“) entſchieden ab. Er nannte es „einen MWechjelbalg, den die ger 
heimrätliche Maſchine aus feinen Gedanken, jedem müden Arbeiter feine fihere Staatspenfion 
zu fihern, und damit den Arbeitern das Intereſſe des Reiches praktiſch zu befunden, ges 
macht habe“. = 

Auch bezüglich der Auffaffung, wie die Sozialdemofratie zu befämpfen jei, ftand Windt- 
Horft zum Fürften Bismard im ſchärfſten Gegenjage. Der Yeitende Staatsmann hatte an⸗ 
ſcheinend aus dem Kulturkampfe nichts gelernt. Er hielt es immer noch für möglich gärende 
Geiſter mit dem Polizeiſtocke niederzuhalten und gegen die werbende Kraft der Ideen mit 
Säbel und Flinte wirkſam zu Felde zu ziehen. 

Das Hödeljche Attentat auf den Kaifer war die Veranlafjung zur Vorlage des 
Spzialiftengejeßes, das die Sozialdemokratie außerhalb des gemeinen Rechts ſetzte und 
unter ein Ausnahmegeſezz tellte. 

Das Zentrum hätte feinem Fundamentalfage: Recht und Geredtigfeit find Die Grund- 
pfeiler de8 Staates, untreu werden müfjen, wenn e8 einem ſolchen Ausnahmegefege feine 
Zuftimmung gegeben hätte. Vollends für einen Staatsmann wie Windthorft war e3 uns 
möglich, den Weg der Ausnahmegejege zu betreten. Das hieß für ihn den fejten unverrüd-= 
baren Rechtsboden verlaffen, auf dem die Freiheit und Rechtsſicherheit des einzelnen Staats= 
bürger3 wie des Gemeinweſens verankert ijt. 

„Wie wir die Ausnahmegejete, die hier im Deutſchen Reich und in Preußen gegen uns defretiert 
find, bekämpft haben, weil fie Ausnahmegejege find, jo werden wir auch diefe Ausnahmegejege befämpfen.“ 

. „Unrecht bleibt Unrecht, wenn es auch nur gegen einen geübt wird." ... „sch dächte doch, Sie 
hätten gewitzigt fein jollen, denn Sie haben ähnliche Maßregeln gegen uns verſucht und haben eine kläg— 
liche Niederlage erlitten. Discite iustitiam et non temnere divos! Wir wollen Gerehtigfeit üben, 
ſonſt haben wir das Gericht der Götter zu fürchten, und Gerechtigkeit ift mit dieſer Vorlage nicht 
vereinbar.“ . . . „Diejenigen, die glauben, mit äußeren Maßregeln die Bewegung unterdrüden zu können, 
find in großem Irrtum und kennen die Menjchen nicht. Nur dur große fittlihe Momente kann man 
das Volk zur Umfehr bringen, wenn es verirrt iſt; durch den Polizeiftod niemals." (D. Reichs- 
tag, 18. Mai 1878.) 

Sp mahnte er unabläffig und zu verjchiedenen Zeiten. 

Ebenſo ftark wie Windthorfts Rechtsgefühl fi gegen die Ausnahmemaßregeln auf- 
lehnte, widerſprach ihnen feine ſtaatsmänniſche Einfiht. Auch darüber ließ er feinen Zweifel 
und bei jeder pafjenden Gelegenheit erhob er warnend und mahnend jeine Stimme gegen 
eine ſolche unfruchtbare und verderbliche Politik. 

„sch bin überzeugt, daß mwir durch Gemwaltmaßregeln dieſe große Bewegung nicht hintanhalten 
fönnen; es find dazu andere Mittel nötig... Die Oemwaltmaßregeln fünnen und werden nicht 
genügen und ich für meinen Teil habe die Ueberzeugung immer geltend gemacht, daß ein ſolches 
Geje die Sozialdemokratie nicht befeitigen, vielmehr fie intenfiv ftärfen wird, und daß dieſe 
Stärkung viel ſchlimmer ift ala der Vorteil, welcher in der Subtraftion einzelner Zahlen der der 
Sozialdemokratie angehörenden Perſonen entjteht. Das war mejentlic der Grund, der mic) derzeit 
beftimmt hat, gegen das Sozialiſtengeſetz zu ſein.“ . . . „Die Gejchichte hat uns bewiejen, daß man 
Ideen, mögen fie auch falſch fein, mit äußeren Gemwaltmitteln nicht erfolgreich befämpft. Und je weniger 
man fie an die Oberfläche fommen läßt, je mehr man fie in die Höhlen zurüddrängt, deſto vergiftender 
werden fie aus dieſen Höhlen hervortreten.” „Denn,“ jagte er an einer anderen Stelle, „wenn Sie ſich 
nicht überzeugen laffen wollen, daß man Ideen auf feinen Fall mit derartigen Mitteln dauernd befämpfen 
fann, daß man die Verbreitung der Ideen nur fördert, jelbft der gefährlichen, wenn man Märtyrer 
ſchafft, dann kann ich nur jagen, bedauere ih, daß die Gejchichte jo jpurlos an uns vorübergeht. Wir 
müffen immer von neuem die Erfahrungen maden, um uns zu überzeugen, daß die menjchlichen Ideen, 
bejonders wenn fie die großen Maffen ergriffen haben, unmöglich in ſolcher Weife bekämpft werden können.” 


1) Dieje Bezeichnung erhielt das Gejeg vom 22. Juni 1889 betr. die Invaliditäts- und Alters- 
verficherung alsbald im Volksmund, weil die im Geſetz vorgejehenen Marten in dazu beitimmte Karten 
eingeflebt werden müſſen. 


55. Windthorft als Sozialpolitifer. 259 


Um fo eifriger betonte Windthorft die Notwendigkeit pofitiver jozialer 
Reformarbeit. „Den Sozialismus werden wir nicht befiegen, indem wir den Verſuch 
machen, ihn totzuſchlagen; wir werden ihn nur beſiegen, wenn wir das Berechtigte an- 
erfennen und wenn wir mehr, als bisher geſchehen, Poſitives Yeiften zur Bekämpfung des 
Sozialismus.“ 

Im Verfolge derſelben Taktik, die ſich im kirchenpolitiſchen Kampfe ſo trefflich bewährt 
hatte, ließ er weder der Regierung noch den Parteien Ruhe, zwang ſie vielmehr unausgeſetzt, 
zu den einzelnen Fragen des Arbeiterſchutzes und der Sozialreform Stellung zu nehmen. 
1878, 1882, 1884 und von da ab in jedem Jahr erfchienen die Anträge des Zentrums, 
den Arbeiterjhuß betreffend, im Reichstag. Und troß des eigenfinnigen und erbitterten 
Widerftandes des leitenden Staatsmannes hatten die Beitrebungen des Zentrums Erfolg. 
Erſt Ihloffen die Konfervativen fi an; dann folgten die Nationalliberalen. Endlich konnte 
aud der Fortfchritt nicht mehr zurüdbleiben, und fo gelang es, 1887 den Schuß der 
Vrauen- und Kinderarbeit, 1888 die Sonntagsruhe geſetzlich feitzulegen, bis endlich in den 
denfwürdigen Sebruarerlajjen Kaiſer Wilhelms II. vom 4. Februar 1890 die Kaiſer⸗ 
ſtandarte über den Arbeiterſchutzbeſtrebungen aufgepflanzt wurde. 

Mit vollem Rechte konnte Windthorſt am 14. März 1890 im Abgeordnetenhauſe feſt⸗ 
ſtellen, daß das Zentrum die treibende Kraft auf dem Wege der Sozialreform geweſen iſt. 

„Wer hat denn eigentlich alle dieſe ſozialen Fragen und namentlich die Arbeiterfragen zuerſt in 
die Hand genommen? — Das iſt die Zentrumsfraktion geweſen. (Große Heiterkeit rechts. Haben Sie 
denn geſchlafen in den letzten Jahren? Unſere Erörterungen hier, unſere Erörterungen im Reichstage, 
die dort geſtellten Anträge nad) ihrem Datum, nad ihrer Reihenfolge mögen Ihnen den Beweis liefern .. 
Die Grundlinien zog ſchon im Jahre 1877 der Graf Galen. Damals Yachten Sie ihn aus. Heute 
find diejelben Grundſätze von einer erhabeneren Stelle proflamiert worden, und die Anträge, welche wir 
früher ftellten, find glänzend gerechtfertigt. So ift es uns oft ergangen. Aber es ift nur die Wieder- 
holung deſſen, was in der Geſchichte immer gefchieht: die richtigen Grundfäge werden meiftens da, wo 
fie zum erjtenmal ausgeſprochen werden, als irrtümlich, als lächerlich angejehen und erſt allmählich 
brechen fie fih Bahn. Das ift au die Erfahrung, die mich ermutigt,“ — ſetzte er hinzu — „Ihnen 
meinen Schulantrag nächſtens wieder einzubringen. Den haben Sie belacht, beladen ihn auch heute und 
werden ihn noch viele Jahre beladen und endlich — fonzedieren!“ 

Einen Stillftand gab es für Windthorft auf dem Wege der Sozialreform nicht. Wenn 
eine Etappe erreicht war, drängte er unabläfjig weiter. 


Die Ziele der Zentrumspartei hatte er 1886 in meitem Rahmen gezeichnet. Um die 
Lage der Arbeiter zu bejjern, damit fie nicht der Verführung der Sozialdemokratie anheim— 
fallen und damit fie nicht. der Not und der Ausbeutung der Arbeitgeber überantwortet 
werden, jei der Gejeggebung eine große Aufgabe geitellt. 

„Dazu gehört, daß wir mit aller Eile und mit aller Energie eine tühtige Arbeiter: 
ſchutzgeſeßzgebung jhaffen, und daß wir die Frage der Normalarbeitszeit, die Frage der Frauen- 
und Kinderarbeit ordnen, jobald es irgend möglich ift, und die Pflicht der Sonntagsheiligung zur 
Geltung bringen. Und was die Verhältnifje der Lohnerhöhungen, der Lohnfeftfegungen anbetrifft, fo bin 
ih der Meinung, daß wir die Ordnung derjelben nicht Lediglich den Arbeitgebern und den Arbeitern 
überlaffen fönnen, denn ſchon haben mancher Orten die Gemüter fich tief erbittert in einem Ringen, wo 
auf der einen und der anderen Seite Bündniffe und Bewegungen herbeigeführt find, um den einen oder den 
anderen zu zwingen. Wir müfjen darauf Bedacht nehmen, daß, wo fi) derartige Schwierigkeiten zeigen, 
eine Vermittlung gefunden wird, und da muß ich darauf beftehen, daß der Staat verpflichtet ift, Schievs- 
richter zu beichaffen, die vermittelnd eintreten, wenn derartige Bewegungen entftehen.” 

Zwei Jahre jpäter wiederholte er: 

„Die Verfiherungsgejete, die wir gemacht haben, allein genügen nit... . Ich ftehe genug 
zwifchen den Arbeitern, um zu wiſſen, wie fie fi) freuen, dieſe Gejege zu Haben, und wie fie nad 
weiteren Gejegen in diefer Richtung Verlangen tragen. Aber dieje Geſetze, ich mwiederhole e8, genügen 
nicht, abjolut nicht, es muß ein fräftiger Schuß der Arbeiter gegen die Ausbeutung der 
Lohnherren geſchaffen werden, jonft wird es nicht befjer werden.“ 
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Ausdrücklich, „damit es nicht überhört werde“, verlangte er vom Minifter des Innern 
Auskunft darüber, warum die Arbeiterſchutzgeſetzgebung, die im NReihstage mit jo großer 
‚Mehrheit beſchloſſen jei, nicht weiter vorangefommen jei? Weiterhin drängte er im 
‚Januar 1890: 

„Die weientlichfte Aufgabe wird jein müſſen, daß wir daS Los der Arbeiter nach jeder Richtung 
Hin günftiger geftalten. Ich will nicht verfennen, daß die Geſeye, die wir betreffs der Krankenpflege, 
der Unfallverfiherung, der Altersverjorgung uf. gemacht haben, eine derartige fürforgliche Tendenz 
zeigen, aber das, worauf es weſentlich anfommt, das hat man bi zur Stunde vernadhläffigt, und ich 
freue mich, daß der Herr Kollege v. Helldorff feine einflußreichere Stimme erhoben hat, um die Schuß- 
gejeggebung für die Arbeiterwelt der Regierung in Erinnerung zu bringen... Die Schutzgeſetze 
— ich wiederhole das — müſſen notwendig zuftande fommen.“ 

Als endlich) die verbündeten Regierungen, die bis dahin ſich ablehnend verhalten 
hatten, im Mai 1890 dem neuen Reichstage nad) der Entlajjung de3 Fürjten Bis- 
mard aus feinem Amt einen umfaſſenden Gejeentwurf über den Arbeiterjhuß vorlegten, da 
war Windthorft mit Leib und Seele dabei! Leider war es ihm nicht vergönnt, das Ergebnis 
feiner Beitrebungen im Geſetzblatte verbrieft zu jehen. Nach langer mühevoller Kommifjions- 
arbeit gelangte der Entwurf am 6. Mai 1891 zur Annahme und wurde am 1. Juni nad 
Genehmigung des Bundesrat ala Geſetz veröffentlicht. Der Tod riß den unermüdlichen 
Zentrumsführer hinweg, bevor der Gejegentwurf in der Fafjung, die ihm die Kommiſſion 
gegeben hatte, zu Ende beraten war. 2% 

Der Gegenjat der ſozialpolitiſchen Anſchauungen Windthorfts und Bismards erjhöpfte 
ſich nicht in den Fragen des Arbeiterſchutzes. Er ging viel tiefer, er war in ihren politifchen 
Grundſätzen begründet. Bismarck Huldigte, wie ſchon früher bemerkt, einem weitgehenden 
Staatsjozialismus. Der Staat follte durch Monopofifierung großer Gewerbe— 
zweige der Großarbeitgeber werden und einen maßgebenden Einfluß auf die ihm unter= 
ſtellten Arbeiter gewinnen. Gleichzeitig jollte er fi) dem Arbeiter als MWohltäter und 
Berforger in Krankheit und Alter darftellen. Wenn e3 auf dieſe Weije gelungen jein würde, 
den Arbeiter vom Staate gänzlid) abhängig zu machen und fein Intereſſe an das des Staates 
zu fnüpfen, glaubte der leitende Staatsmann anderſeits mit deſto größerer Strenge und 
rückſichtsloſer Gewalt den fozialdemofratijhen Beitrebungen erfolgreich entgegentreten zu 
fönnen. Für die Sozialdemokratie die Schärfe der polizeilichen und frafrichterlichen Gewalt, 
für den willigen Arbeiter Brot und im Alter für „den müden Arbeiter“ eine fichere Staat2- 
penfion, gering zwar, aber doch jo, „daß ihn die Schwiegermutter des Sohnes nicht aus 
dem Haufe drängt, daß er feinen Zuſchuß hat“, das war Bismards Programm. 

Diefe Gedanken lagen der Verſtaatlichung der Eifenbahnen, den Projekten des Brannt- 
weinmonopol3 und des Tabalmonopol3 zugrunde. Dur den Profejjor Wagner ließ er ja 
für das Tabafmoropol werben, al3 für das Patrimonium der Enterbten, weil er aus diejem 
die Koften der Altersverficherung zu deden gedachte. 

Dieſe Anſchauungen fanden in Windthorft einen grundjählihen und entjchiedenen 
Gegner. Wie er auf allen anderen Gebieten die Staatsallmacht auf Leben und Tod befämpfte, 
fo trat er au) der Staatsallmadht auf dem Gebiete des jozialen Lebens mit unerjhütterlicher 
Teltigfeit und eiferner Konjequenz entgegen. Der Staat joll in richtiger Fürſorge dem Ge— 
werbe und der Induſtrie die Bahnen für eine gedeihliche Entwidlung frei machen, aber er 
fol fi nicht ſelbſt an die Stelle des einzelnen jegen und Gewerbe und Induſtrie ala fein 
Monopol in Beichlag nehmen. 

Bei der Beratung des Tabakmonopols gab Windthorjt am 12. Mai 1882 
feinen Anfichten in einigen Sätzen flaren Ausdrud: 

„Es ift leider wahr, die Tendenz der Zeit geht dahin, den Staat immer mehr ommnipotent zu 
machen, alle Privattätigfeit mehr und mehr in die Hände des Staates zu Yegen. Man nennt das: 
der Staatsgewalt, dem Staat einen Inhalt geben. Es wird wohl etwas veraltet fein, was ich hier 
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vortrage, aber ich kann mich eben von diefen alten Sägen nicht trennen. ch habe bisher geglaubt, der 
weſentliche Inhalt des Staates jei, daß er nad) außen Schuß gewährt durch die Armee, die er hält, 
und er im Inneren Gerehtigfeit übe und Übrigens der Privattätigfeit und der Privatfreiheit nicht 
weitere Schranken auferlege, als notwendig, um die Nebenftehenven gegen die Uebergriffe der anderen 
zu fügen. Aber daß der Staat auch der alleinige Telegraphift, der alleinige Eijenbahnbauer und 
Lokomotivführer jei, daß er auch allein den Tabak fabrizieren und verfaufen joll, daS habe ich) bisher 
zu den notwendigen Aufgaben des Staates und des Staatswejens noch nicht gerechnet." 

Die politiihen Gefahren eines jolhen Monopol liegen auf der Hand. Die Durch— 
führung der ftaatsfozialiftiihen Gedanken und Pläne des Fürften Bismard mußten einen 
großen Schritt zum Einheitaftaate bedeuten und den föderaliftiihen Charakter des Reiches in 
Frage ftellen. Denn wenn der Zentralgewalt eine ſolche umfangreihe Summe von Befug— 
niffen zugeteilt worden wäre, würde fi) noch faum irgendeine wirkſame Selbjtändigfeit der 
Bundesſtaaten aufrecht erhalten laſſen. Dazu gejellt fi) das ungeheure Maß von politifcher 
Macht, das durch die Monopole in die Hand der Behörden gelegt würde. Wie würde bie 
Minorität, die heute ſchon bei der Beſetzung der Beamtenftellen jo ftarf zu kurz fommt, erjt 
dann fahren, wenn e3 in der Hand des Staates läge, über eine jo ausgedehnte Verwendungs⸗ 
liſte für willfährige Arbeiter und Werkführer zu verfügen. Mit Recht machte Windthorſt 
darauf aufmerkſam, wie ſchwer dieſe politiſche Seite der Monopole ins Gewicht falle: 

„Ich denke mir das Tabakmonopol eingeführt, z. B. in den Rheinlanden, und frage mich: wie 
würde, wenn es dort bereits exiſtiert hätte, es während des Kulturkampfes gewirkt haben? Ich fürchte, 
daß, wie man dort alle unſere Landräte und Bürgermeiſter weggejagt hat, man dann auch alle Fabrik⸗ 
direktoren und alle Tabakverkäufer uſw. entfernt hätte. Unſere Gegner würden die Benefizien des Tabak— 
monopols für ſich ganz allein in die Taſche ſtecken, und wir hätten gefälligft zu überlegen, ob der Tabaf 
aus der Fabrik uns ſchmecken würde... . . Denken Sie fi) doc die Direktoren der Fabriken, da8 Heer 
der dort verwendeten Arbeiter und vor alfem das Heer derjenigen, welche mit dem Tabaksverſchleiß 
betraut ſind in jedem kleinen Dorfe, in jeder Stadt, in jedem Viertel derſelben. Es müßte wunderbar 
hergehen, wenn dieſe auf ſonſtige Beſchäftigung nicht übermäßig angewieſenen Leute zur Zeit der Wahlen 
nicht auf Kommando zu ererzieren imftande jein follten. Und find wir denn nicht belehrt worden? Es 
wird immer geleugnet, und dennoch ift wahr, daß bei den Wahlen die Beamten, und vor allem die 
Beamten der niederen Kategorien bei der Poſt und im Eifenbahndienfte, ganz unzweifelhaft ein ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht in die Wagſchale legen. Es Yiegt in der Natur der Dinge: mes Brot ich efje, des 
Lied ich ſinge.“ 

Aus denfelben Gründen machte er am 27. März 1886 im Reichstag gegen das 
Branntweinmonopol Front, indem er erflärte: „Ein Monopol nie! und zwar in fon= 
jequenter Verfolgung fefter Grundſätze, von denen wir uns nicht abwendig machen laſſen!“ 

Eine interefjante und für die Beurteilung ber Schlagfertigteit und Gewandtheit Windt- 
Horfts charakteriſtiſche Auseinanderfegung über die Ziele und den Gang der Sozial» 
politif, insbejondere das vom Reichskanzler im Reichstage betonte „Recht auf Arbeit”, fand 
auf dem parlamentarijchen Abende vom 10. Mai 1884 ftatt. Die Einladung hatte jcherz= 
haft „zu einer vertraulichen Beſprechung“ gelautet, weshalb ungewöhnlich viel Parlamentarier 
ihr Folge geleiftet hatten. Poſchinger, Bd. I ©. 259 ff., berichtet darüber wie folgt: 

„Es war bereitS gegen 10 Uhr, ein erheblicher Teil der Gäfte hatte fich jchon entfernt. Neben 
den zahlreicheren Hleineren waren aber zwei größere Gruppen übrig geblieben. Die eine an einem Tiſch 
unter den Bäumen des Wintergarten jammelte fih um den Kanzler. Die andere, faum fleinere, 
umgab den Platz des »erften deutſchen Parlamentariers«, der, in einem längeren Geſpräche mit dem 
Minister von Goßler begriffen, an dem großen Speiſetiſche Plat genommen und den Tafelgenüffen, 
bejonders dem »edlen Naß«, wie es jchien, nicht ganz fremd geblieben war. Herr Windthorit war ſehr 
animiert, ob trotz oder wegen der Annahme des Sozialiſtengeſetzes — wer konnte den gewandten Führer 
des Zentrums durchſchauen? Eben lichtete ſich die Gruppe um Herrn Windthorſt etwas, als der Ab⸗ 
geordnete Profeſſor Wagner hinter ſeinen Stuhl trat und ihn ſcherzend fragte, was Windthorſt nun 
nach der Proklamierung des »Rechts auf Arbeit« durch Bismarck in der Reichstagsſitzung vom 9. Mai 1884 
jage; jetzt werde er mit dem Stichworte des »gefährlihen Sozialismus« gegen andere, wie 3. B. den 
Fragenden, doch vorfihtiger werden müſſen. Windthorft, deſſen bedeutjame parlamentariſche Stellung 
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auch mit auf feiner großen perjönlichen Liebenswürdigkeit und feiner gemandten Weiſe angenehmer privater 
Unterhaltung mit politifhen Gegnern beruhte, nahm das Geſpräch fofort auf, bezeichnete die Aus— 
führungen des Kanzlers über das »Recht auf Arbeit« als bedenklich genug und meinte auf die Erwiderung 
Wagners, daß ja das preußiiche Landrecht in der Tat dieſes Recht anerfenne: das gelte eben nur im 
»alten Preußens und fei aus der ſchlimmen Zeit des alten Fritz, des »großen Nevolutionärs«, damit 
beweiſe man noch nichts für andere Gebiete und für heute. L 

„sn diefem Moment trat der Reichöfanzler an den Platz WindthorftS heran. Die Gruppe teilte 
ſich ſofort. Der Kanzlei ließ fi neben Windthorft nieder, auf deſſen anderer Seite der Kultusminifter 
figen blieb. Die Herren, melche foeben mit Windthorft geiprochen, bildeten einen engen Kreis um den 
Kanzler und den Zentrumsführer, und nun entwidelte ſich eine jener Epifoden, wie fie mitunter in diefen 
parlamentariſchen Gejelichaften beim Fürften Bismarck vorfamen, jelten aber wohl jo intereffant und 
durch die das Geſpräch führende Berfönlichkeit der Kleinen Exzellenz ſo >pifant« waren, wie an diejem Abende. 

„Schon die äußeren Berhältniffe in ſolchen Fällen find anziehend genug. Der Eleine, geriebene, 
grundgejcheite redegemandte Volitifer mit dem gewaltigen fahlen Schädel, den das enorme Gehirn beinahe 
zu fprengen jcheint, auf der einen Seite, der herfuliiche Kanzler, mit faum weniger fahlem Kopfe, mit 
den hervortretenden Augenbrauen und dem funfelnden Wuge, auf der anderen. Der eine lebhaft 
geftifulierend, beim Sprechen ungewöhnlich warm werdend, hier und da faft bewegt, dem Kanzler mehrfach 
die Hand drücdend, letzterer mehr hörend als redend, rejervierter, mit ſchwächerem Organ als jein 
Nachbar, daher nur für die Nächftftehenden genauer vernehmlich, aber auch jeinerjeitS angeregt und 
entgegenfommend; die beiden Männer im wejentlichen allein zufammen fprehend, die herumfigenden und 
sftehenden Zuhörer, wie gebannt und in einem gemeinjfamen Gefühl in einer gewiſſen Scheu vor diejen 
hervorragendften zwei Politikern Deutſchlands, ganz Ohr, nur hier und da einmal einer oder der andere 
ein Wort einjchaltend, eng gedrängt, Konjervative, wie die Herren dv. Hammerftein, Dr. Kropatjchef 
(die Redakteure der Kreuzzeitung), Dr. Wagner, Wolff, Cremer u. a., Zentrumsmitgliever wie die 
NReichensperger, Mooren, Imwalle, aber dicht neben dem konſervativen »Staatsjozialiftene Profeſſor 
Wagner, der an Windthorfts Stuhl ſich lehnt, auch ein »Freifinnigere, die weiter Zurückſtehenden nach— 
drängend, um von dem Geſpräch etwas zu vernehmen. Gegenüber an der anderen Seite des breiten 
Tiſches, nicht minder aufmerffam lauſchend, ebenfalls eine große Anzahl Perſonen, Mitglieder aller 
Parteien, Nationalliberale, v. Schendendorff, Freifonfervative, Dr. Delbrüd u. a., die ganze Korona mit 
Auge und Ohr an den beiden Männern in der Mitte hängend, deren leitende überragende Stellung 
ſchon dur ihre Gruppierung und durch ihr ganzes Verhalten während des Zwiegeſpräches derjelben 
anerfennend. Ein Bild für den Pinfel eines Menzel, äußerte mit Recht einer der Zuhörer beim 
MWeggehen. 

„Winothorft knüpfte dem Kanzler gegenüber jofort an das eben mit Wagner geführte Geſpräch 
über das Recht auf Arbeit an. Dieſes Recht jo Hinzuftellen, jei doch bedenklich, wiederholte er, und er 
wünſche, daß der Kanzler feine Yeußerungen darüber bei Gelegenheit, die ja bei den jegigen Vorlagen 
fih bald geben werde, gegen leicht mögliche Mißverftändniffe ſelbſt berichtige. Anderſeits wolle er, 
Windthorft, ja freilich nicht leugnen, daß die Katjerliche Regierung durch ihre Politif der Sozialteform 
den richtigen Weg in großartiger Weile betreten. »Ich möchte faft jagen,« bemerkte Windthorft, »der 
alte Kaifer hat dadurd, durch die Proflamierung der großen Grundſätze in der Botſchaft, nad allen 
feinen unerhörten Erfolgen dieje letzteren jelbft noch übertroffen.e Fürft Bismarck einſchaltend, »Ja, 
das meint der Kaifer jelbft; er jagte mir damals, das, was wir hier zu tun haben, ift noch mehr als 
das, was 1866 und 70— 71 zu geſchehen hatte.« »Durchlaucht,« jo fuhr Windthorft fort, »wenn Sie 
mir ein offenes Wort geftatten — und wir find ja hier zu einer ‚vertraulichen Beſprechung vereint‘«, 
fügte er ſchmunzelnd bei (herzliches beiftimmendes Gelächter der ganzen Verfammlung und des Kanzlers 
mit): »Sie haben mir viel Böſes im Leben erzeigt, aber dafür, geftehe ich, muß ich Ihnen als deutſcher 
Patriot Dank wiſſen, daß Sie nach all den politiſchen großen Taten unſeren kaiſerlichen Herrn bewogen 
haben, auf dieſe Bahn der Sozialreform einzulenken. Es ſind ja ungeheure Aufgaben hier zu löſen, 
ich ſehe mit Furcht auf die entſetzliche Gärung in den Arbeiterklaſſen in den großen Städten, aber der 
einzige Weg, der noch zum Frieden führen kann, iſt der eingefchlagene. Im einzelnen werden die 
Meinungen ja auseinandergehen, und Sie müffen uns nicht übelnehmen, wenn wir da nicht überall 
gleich Ihnen folgen. Aber Ihre Ziele bilfige auch ich und Ihre Hauptpläne, mit der Krankenverficherung, 
der Unfallverficherung ebenfo, immer Abweichungen in einzelnen Bunkten vorbehalten. Und ich denke, in 
diefer Auffaffung werden in Deutſchland feine verjchiedenen politiihen Parteien fein. Wenn Sie aber 
nun, Durchlaucht, gleich wieder, wie jest, jo alfgemein ‚das Recht auf Arbeit’ proklamieren, jo geht mir 
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das allerdings zu weit, und ich glaube, es Liegt auch hier Ihrer Auffaffung ein Irrtum zugrunde, — 
Bon Einzelheiten, über die wir noch nicht d'accord find, nenne ich z. B. beim neuen Unfallgejege die 
Trage wegen der Arbeiterausſchüſſe. Schon jetzt machen wir die Erfahrung, daß bei der Einrichtung 
der Kranfenfaffen die Sozialdemokraten ſich neue Mittel der Organifation ſchaffen. Ich fürchte, dieſe 
Arbeiterausjchüfe werden der Sozialdemokratie dazu eine neue gefährliche Handhabe bieten. Im übrigen 
glaube ich bejonderen Wert auf internationale Abmachungen legen zu müſſen, nit nur, wenn auch vor 
allem, hinſichtlich gemeinſamer Mafregeln gegen die gefährlichen Beſtrebungen der extremen Sozialiften, 
der Anarchiſten ufw., jondern auch für die reformpolitiihen Maßregeln zur Beruhigung der Arbeiter 
und zur Verbefjerung ihrer Tage, jo bei der Fabrikgeſetzgebung ujw. Es ift micht begreiflich, daß ſich 
bisher hier jo viele Schwierigkeiten gezeigt und befonders die fremden Negierungen jo wenig Vertrauen 
und Bereitwilligfeit bewiejen haben. In den veutjchen politifchen Dingen liegt aber aud, wenn Sie 
mir dag zu jagen erlauben, Durchlaucht, einiges an Ihnen, daß mande Schwierigkeiten entftehen und 
die Sachen nicht Leichter und glatter fortgehen. Sie find oft für uns etwas zu ſtürmiſch, fommen 
immer mit Neuem, wir fünnen Ihnen da nicht ſtets jofort folgen, was Sie uns dann auch nicht gleich 
verübeln müfjen. In den großen Grundzügen aber, das mwiederhole ich nochmals, find wir in der 
Sozialpolitit mit Ihnen einverftanden. Wir find beide alte Männer und der Kaifer ja noch viel älter 
als wir. Aber wir möchten noch einiges von den Reformen miterleben und fich bewähren jehen! Das 
wünjche ich uns alfen und unjerem deutſchen Vaterlande, und jedenfalls wollen wir ſelbſt das Unjere 
dazu tun. Endlich wenigſtens zunächſt mal das Unfallgeſetz fertig zu befommen, das jehe ich mit Ihnen 
als nächſte Aufgabe an und hoffe darauf.« 

„Dies, joweit das Gedächtnis ausreicht, der Sinn und in einigen Hauptgedanfen der ungefähre 
Wortlaut der Ausführungen Windthorfts. Das ganze Gejpräd dauerte wohl eine halbe Stunde. Windt- 
horft ſprach mehr ala der Kanzler, der einige fürzere Nebenbemerkungen machte. Auch dieſe zuſammen— 
fafjend, lafjen wir den Fürſten jelbit reden. 

„»Das Recht auf Arbeit halte ich doch feft, Exzellenz, wie ich es im Reichstage näher begründete. 
Das preußifche Landrecht hat hier, wie vielfach ſonſt, gute Beſtimmungen. Ich muß aud) jagen, daß 
ich die Konſequenzen diejes Rechts nicht für fo bedenklich und weitgehend halte. Schon jegt liegt die Sache 
doch jo, daß niemand bei uns dem Hunger einfach Überlafjen wird. Wenn jemand jagt, er fann und will 
arbeiten, findet trogdem aber feine Arbeit, jo fünnen wir einen jolden nicht einfach fich ſelbſt überlaſſen 
und tun e8 auch nicht. Das müßte ja zur Verzweiflung treiben. Wenn wir nun da auf öffentliche 
Roften zweckmäßige Arbeiten ausführen laſſen, jo iſt daS wohl zu rechtfertigen. Es wird dem Arbeiter 
dabei auch nur, ftatt des öffentlichen Almoſens, eine etwas reichlichere und mwürdigere Hilfe gemwährt.« 

„Wenn man mir vorwirft, ich ginge zu ſtürmiſch vor, jo möchte ich eben die Aufgabe des 
Yeitenden Minifters darin jehen, daß er, wie der Lokomotivheizer, immer für richtige Heizung ſorgt, damit 
die Mafchine ordentlich weiter geht. Sonft bleiben wir in allem fteden.« Worauf Windthorft einwarf, 
er vertraue dem Fürften dabet wohl und wolle jelbjt mit ihm die Lokomotive befteigen, aber wenn's zu 
ſcharf voranginge, nur mitunter ein bißchen bremien. 

„Immer in den Einzelheiten Oppofition finden, das beweift aber doch,« jo fuhr der Kanzler fort, 
»dak man nicht weiterfommt und verdrofjen wird; z. B. in der Frage der Arbeiterausfchüffe meine ich, 
wie einmal ein Fortjhrittsmann in einem anderen Valle jagte, die Einrichtung der Verfiherung müſſe 
mit einem Tropfen demokratischen Oels gejchmiert werden, um ordentlich zu gehen. Uber Hier wie ſonſt 
darf der Wurft der Pfeffer nicht fehlen.« 

„»Daran halte ich aber auf alfe Fälle jegt feſt, daß wir zunächft mit der Unfallvorlage weiter 
fommen, wenn die Herren dann auch noch länger tagen müſſen.« Der Kanzler fam hier (oder ſchon 
bei einem Gejpräche kurz vorher mit einigen der umftehenden Abgeoroneten) auf feine eigene frühere 
parlamentarifche Tätigkeit im Jahre 1847 uf. zu jprechen, wo fie im Abgeordnetenhauſe Kommifjtons- 
und Plenarfigungen faft den ganzen Tag gehabt hatten, bis jpät nachts, wo er dann zur Erholung noch 
um Mitternacht Unter den Linden herumgegangen jei. Einmal ſei der Landtag am 10. Auguft berufen 
worden und habe durdhgetagt bis zum Februar. 

„Der Eindruck diejes Zwiegeſprächs zwiſchen Bismard und Windthorjt war der, dab Windthorft 
jehr entgegenkommend fich äußerte und der Kanzler das, zwar etwas vejervierter, gut aufnahm. Die. 
in einem fonfervativen Blatte vertretene Anficht, jeder Unbefangene habe ſich doch überzeugen müſſen, 
daß Windthorft bei diejer ſcheinbar unbedingten Bereitwilligfeit, die Sozialpolitif Bismards zu unter- 
ftügen, immer die reservatio mentalis eineg Eingehens des Kanzlers auf die Worderungen des Zen— 
trums gemacht habe, wurde von anderen Ohrenzeugen nicht geteilt. 
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„Manche Heine pikante und amüfante Zwiſchenbemerkungen können wir hier nicht wiederholen. 
Es war halb eff Uhr vorbei, jpät ſchon für den neuerdings fi früher ſchlafenlegenden Staatsmann. 
. Frau d. Spitbergen reichte dem Kanzler die Hand zum Abſchied, ermahnte ihn auch, ſich zur Ruhe zu 
begeben. Aber jofort wurde das Geſpräch noch nicht abgebrochen.) Die Heine Erzellenz hatte ihren 
offenen Tag und erpeftorierte fi weiter. War wieder das Wort nur da, um die Gedanfen zu vers 
bergen? Der liebenswürdige und gewandte Führer des Zentrums ift freilih ein hannoverſcher Partie 
fularift, aber ex ift, dies follten auch jeine Gegner anerkennen, ein deutſcher Patriot troß allem. 
Sein warmes Wort in Düffeldorf bei der Rückreiſe vom Niederwald joll ihm unvergefien fein. Und 
auch an diefem Abende hatte er politifchen Gegnern den Eindrud des warmen Patrioten in der ſozial⸗ 
politiſchen Frage gemacht. Die Zuhörer ſagten ihm auch: »Nun, Erzellenz, wir find Zeugen gemefen, 
jegt müffen Sie aber auch mit der Unterftügung der Sozialpolitif Ernſt machen. Wir alle haben bier 
das Verſprechen gehört.« 

„Die Geſellſchaft trennte fih gegen 10° Uhr, der Kanzler verabſchiedete ſich von feinen Gäften, 
MWindthorft voran, mit freundlichem Händedrucke. Windthorft ward von einem Freunde geführt und 
noch beim Weggehen von Mitgliedern anderer Parteien warm begrüßt. Unter mandem Scherze trennte 
man fi, um in die herrlihe Mainacht hinauszutreten.“ 

Wie ernſt Windthorft den Kampf gegen jede Art und Regelung des Staatzjozialiamus 
auffaßte, zeigt feine Stellung zu der Vorlage des Alters- und Invaliditätsgeſetzes. 
Der von den verbündeten Regierungen geforderte Staatszuſchuß erſchien ihm „als ein voller 
Schritt — nicht ins Dunfle — nein! jondern auf dem hellerleuchteten Wege der Sozial- 
demokratie”. Gewiß hatte er ein offenes Auge und volles Verftändnis für den Grund» 
gedanken der Verfiherung; aber die Fahrt ins Ungewiſſe des Staatsjozialismus modte er 
nicht mitmaden. Darum verfuchte er, nad) Möglichkeit zu bremjen. Es bereitete ihm nicht 
wenig Schmerz, daß in diefer Frage die Zentrumsfraftion nit ganz einig war. Einige 
Mitglieder, unter ihnen WindthorftS beter Freund, Frhr. dv. Frandenjtein, glaubten, 
den Arbeitern die Wohltaten des Geſetzes felbjt um den Preis der Hingabe eines Grund- 
fages fihern zu müflen. Das war für Windthorft ein Ding der Unmöglichkeit. Cr, der nie 
ein Recht aufgab, ging auch niemals von einem richtig erfannten Grundſatz ab. So aud) hier. 

„Wer einmal” — jagte er am 20. Mai 1889 im Reichsſtage — „dem fozialiftiichen Prinzip 
den Kleinen Finger reicht, den nimmt e3 bei der ganzen Hand, und ich habe ganz die Meinung, daß 
wir fo weit geriffen werden, und zwar in gar nicht langer Frift, die vollen Prinzipien der Sozial- 
demokratie auf diefem Gebiet uns anzueignen. . .. Es wird der Staat, nachdem er fih nunmehr zum 
allgemeinen Brotheren oder, mie ein Kollege es jehr hübſch gejagt hat, zum Brotvater gemacht, auch 
auf anderen Gebieten alles mehr und mehr an ſich reifen. Und neben dieſem omnipotenten Staate mit 
verweltlichter Armenpflege, mit abjoluten Staatsſchulen, mit abjolut jäfularifierten oder verſtaatlichten 
Gifenbahnen, werden höchſt wahrſcheinlich nächftens auch noch die angefauften Bergwerke für Kohlen 
gehören. (Heiterfeit.) Ya, lachen Sie gar nicht. (Abg. Rickert: Getreidvemagazine!) Ja, das alles 
wird noch fommen. Was wird dann noch übrig bleiben für das Individuum ?“ 

Die weitaus größte Mehrheit des Zentrums folgte Windthorft und ftimmte gegen das 
jogenannte „Klebegefeh“. Nur 13 Zentrumsmitglieder ftimmten dafür. Dieſe Meinungs- 
verjchiedenheit an ſich mochte man bedauerlich finden; aber in mander nicht zum Partei— 
programm gehörigen Frage hatten fi im Zentrum die Meinungen getrennt, ohne die Einig- 
feit und die Gejchlofjenheit der Partei zu gefährden. Bei den anderen Parteien und Frak— 
tionen war es ja nicht anders. Aber es ſchmerzte Windthorft doch, einige feiner Tiebften 
Freunde in einer Prinzipienfrage anderer Meinung zu jehen. 

Peter Reichensperger hatte fi) im Eifer der Verhandlungen zu dem Ausſpruche 
hinreißen lafjen: „Der Staat ift für uns der organifierte Verband des Volkes zur Pflege 
alfer Teiblihen und geiftigen Güter, und das fol in diefer Vorlage verwirklicht werden.“ 
Windthorft war förmlich erſchreckt über eine ſolche Definition vom Staate. „Die Worte“ 
— entgegnete er noch in derjelben Sitzung — „proflamieren die Staatsomnipotenz in einem 


') Ein Berichterftatter des Weſtf. Merkur wußte zu melden, Windthorft habe dem Kanzler fo 
zugejeßt, daß „der Reihshund zu belfen begann“. 
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Umfange, wie wir fie niemals anerfennen können, wie aud ber verehrte Kollege Reichens- 
perger fie niemal® anerkannt hat; die beiten Reden, die id) von ihm gehört habe, waren 
gegen diefen Sat gerichtet." Sicherlich habe Reichensperger — fuhr er fort, um diejem 
eine Rückzugslinie zu eröffnen — nicht jagen wollen, der Staat ſei der alleinige Faktor der 
Förderung diefer Intereffen, er habe die großen Aufgaben ber Kirche auf dem geiftigen Ge— 
biete nicht verneinen wollen. Seine Worte hätten eine Mißdeutung zugelaffen, und darum 
habe er gejagt, wie er ihn verftanden habe. „Wäre es anders, dann freilich müßte ich einen 
feierlichen Proteft dagegen erheben.“ 

Peter Reichensperger unterſchied in einer Richtigftellung Yediglich zwijchen der Pflege 
der geiftigen und leiblichen Güter und der Omnipotenz über diejelben. Wie tief die 
Reichenspergerjche Auslafjung Windthorft getroffen hatte, beweift ein Brief, den er einige 
Zeit fpäter an einen Freund ſchrieb. Es war ihm ein Gefühl der Entmutigung gefommen, 
dem er in den Worten Ausdrud gab: 

„Wie können wir noch überhaupt feititehen, wenn Männer von ver Bedeutung Peter Reichens= 
pergers vor der Omnipotenz des Staates das Knie beugen! Als ich ihm jeine neuefte Definition vom 
Staate gelaffen ausſprechen hörte, war e8 mir, als würde ih vom Schlage getroffen. Was gäbe ich 
darum, könnte ich dieſe Rede aus der Reihe der ausgezeichneten Vorträge meines alten Freundes aus— 
löſchen. Als ich ihm den Rückweg öffnen wollte, betrat er denjelben nur halb und widerwillig.“ 

Mit einer gewiffen Refignation klingt der Brief aus: „Wir müſſen uns wechjeljeitig 
ertragen, ſolange es irgend geht.“ 

Dafür hatte er jpäter die Freude, bei der Befämpfung des Sozialiftengejeßes 
die ganze Fraktion geſchloſſen an feiner Seite zu jehen. Seine Parole: Keine Ausnahme- 
geſetze! brachte am 23. Januar 1890 die lebte Borlage auf Verlängerung und Verſchärfung des 
Sozialiſtengeſetzes zu Fall — womit das Schickſal diefes Ausnahmegeſetzes endgültig befiegelt war. 

Ein recht bezeichnendes Beifpiel für die Art, wie MWindthorft praktiſche Sozial— 
politik trieb und über den großen Geſichtspunkten die Kleinen Fragen des praktiſchen Lebens 
ſcharf im Auge hielt, bietet fein Widerftand gegen die Aufhebung der Leggen in Weitfalen 
und Hannover. AS Leggen bezeichnete man die Anftalten, in denen eine gewilje Sorte von 
Leinen nah) Maß und Qualität geprüft und dann mit dem Leggejtempel verjehen wurde. 
Das Leggeleinen hatte einen befonderen Ruf, jo daß das nicht fo bezeichnete Leinen mit ihm 
nicht Tonfurrieren konnte. Das Hauptabjahgebiet war Amerifa. Mit der Anfertigung dieſes 
Leinens beichäftigten ſich vornehmlich die Heinen Pächter und Heuerleute, die ungefähr zwei 
Drittel der Bevölkerung der in Betracht kommenden hannoverjchen Aemter augmahen. Wenn 
eine ſolche Familie imftande ift, alljährlich ein oder ein paar Schweine zu mäften und dazu 
einige fogen. „Loiwand-Leinen“ fertigzuftellen, fo gewinnt fie das Kapital, um die Pacht zu 
zahlen und ſich einen Betriebsfonds für die Heine Wirtſchaft zu fihern, in der fie glücklich 
und zufrieden lebt. Die Leggen hatten ſich zugleich zu einer Art von ginnenbörje ausge— 
italtet, wo ſich die größeren Leinwandhändler jammelten und ihre Gebote machten, jo daß die 
Heinen Leute imftande waren, gute Preife zu erzielen. 

Die Regierung hatte einen Gejegentwurf vorgelegt, nad welchem die Leggen aufge— 
hoben werden jollten. Marnend mahnte Windtgorft von diefem Schritt ab, weil man da= 
durch die Heinen Leute in bie Hände der Zwifchenhändler liefern würde, die ihnen neben 
notwendigen auch allerlei bloß wünſchenswerte Bedürfnisſachen aufdrängen würden mit der 
Verpflichtung, ihnen die Leinwand zu liefern. Wenn dann ſchließlich die Rechnung aufge⸗ 
macht würde, würde der arme Häusling kaum die Sachen bezahlt haben, die er allmählich 
unndtigerweife gekauft habe. „Sie ftudieren alle Tage die foziale Trage“ — ſchloß er mit 
Wärme — „und wollen dod Einrichtungen vernichten, die geeignet find, ganze Volksklaſſen 
in Land und Nahrung zu erhalten und in einer gewiffen Selbftändigfeit! Und doch wollen 
Sie diefe Heinen Leute dem Moloch des Großfapitals in die Hände werfen! Es iſt viel 
richtiger, die Erwerbsfähigkeit der Leute aufrecht zu erhalten, als ihnen in den legten Klaſſen 
die Steuern zu erlaſſen.“ 
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Ein eigentümliches Spiel des Schickſals fügte es, daß Windthorſts Name mit dem 
Sturze des mächtigen Staatsmannes enge verfnüpft wurde, der ihn zeitlebens mit dem 
bitterften Haſſe verfolgt hatte. „Mir find unentbehrlih: für die Liebe meine rau, für den 
Hab — MWindthorft,“ fo hatte eines Tages der Reichskanzler bei einem Tiſchgeſpräche mit 
einer Mifhung von Scherz und Ernſt feine Stellung zu Windthorſt ſelbſt bezeichnet. 

Nahezu ein Menjchenalter hindurch war Fürft Bismard in Preußen Minifterpräfident 
‚gewefen. Seit Gründung des Deutjchen Reiches hatte er als Reichskanzler defjen Politik 
beftimmt. Unter der Regierung Kaiſer Wilhelms I. war jeine Stellung unerſchütterlich 
feft. Wohl hatte diefer Monarch bisweilen die eigenfinnige Hartnädigfeit des Reichskanzlers 
drüdend empfunden; aber bei feinem ritterlihen Sinne hätte er es nicht über ſich vermocht, 
ſich von dem Manne zu trennen, der ihm und ſeiner Dynaſtie ſo große Dienſte geleiſtet 
hatte. Während der kurzen Dauer der Regierung des Kaiſers Friedrich III. wäre eine 
Aenderung in der Beſetzung des verantwortungsvollſten Poſtens im Reich und in Preußen 
gänzlich unmöglich geweſen. Als Kronprinz hatte Kaiſer Wilhelm II. der Perſönlichkeit 
des Fürſten Bismarck die wärmſte Verehrung entgegengebracht. Nach ſeiner Thronbeſteigung 
(15. Juni 1888) aber zeigte ſich alsbald, daß der junge energiſche Monarch den Druck der 
Perſönlichkeit des Reichskanzlers, der bisher an die unbedingte Durchführung ſeines eigenen 
Willens gewohnt war, auf die Dauer nicht ertragen würde. 

Im Frühjahr 1890 befand fich der bis dahin faſt allmächtige Neichsfanzler in einer 
keineswegs beneidengwerten Lage. Die Reichstagswahlen vom 20. Februar hatten jeine 
unter dem Drucde der Septennatsagitation zuftande gefommene Kartellmehrheit in Trümmer 
geichlagen. Damit war die weſentlichſte Stüge der Bismardjchen Politik zuſammengebrochen. 
Zudem war eine Spannung zwiſchen dem Fürſten Bismarck und Kaifer Wilhelm II. ent= 
ftanden, die ſich namentlich durch die zwiſchen Kaifer und Kanzler auf jozialpolitiihem Ge— 
biete vorhandenen Meinungsverichiedenheiten von Tag zu Tag mehr verjhärfte. Die Stel- 
Yung des Reichskanzlers war erjchüttert, das gejtand er ſich und anderen offen ein. Die 
Veröffentlidung der Erlafje über den Ausbau der Arbeiterjhußgefeggebung vom 4. Februar 
1890 hatte ftattgefunden ohne feine Gegenzeichnung.!) Aus dem Munde des Kaijerd war 
ihm das Wort entgegengeflungen: „Sch werde in der Arbeiterfrage meinen Weg gehen, mit 
Ihnen oder ohne Sie.“ Und an dem Tag, an dem die Erlafje erfehienen, hatte Bismard 
vor einer Gruppe von Gäften auf feinem parlamentarischen Abende geäußert: „Ich kann dem 
Raijer nicht imponieren.“ 

Schon am VBormittage hatte eine ernjte Unterredung zwiſchen Kaijer und Kanzler ſtatt— 
gefunden. Bei diefer Gelegenheit hatte der NReichsfanzler auch zum erjtenmal einen Tadel 
darüber erfahren, daß er den Miniftern verboten hatte, Jmmediatberichte einzureichen und 
dem Kaijer ohne jein Vorwifjen Vortrag zu halten. „Ich will durchaus, daß meine Miniſter 
ji mir perſönlich vorjtellen,“ Hatte der Monarch ihm erflärt. Bismard hatte es nämlich 
unangenehm empfunden, daß der Kaifer ſich namentlich in jozialpolitiihen Fragen von den 
Miniftern direft beraten ließ. Deshalb hatte der Kanzler eine alte KabinettSorder aus dem 
„Jahre 1852 herausgefucht, die den Verkehr der Minifter mit dem Monarchen in der Weiſe 
einjchräntt, daß über alle Berichte und Vorträge der Minijterpräfident verjtändigt werden 
jol, damit er, wenn nötig, den Vorträgen beitvohnen fünne. 


) Angeblich Hatte er den Kaifer wiederholt gebeten, fie ins Feuer zu werfen, weil er fi} von der 
Wirkung nichts Gutes verſprechen fünne. 
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Auch in diefem Punkte beftand alſo zwijchen dem Kaifer und dem Kanzler eine jtarfe 
Meinungsverjchiedenheit. Indes noch hielt Bismard ſich für unentbehrfih, namentlich mit 
Rückſicht auf die auswärtige Politik. In der auswärtigen Politik jpielt, wie er manchmal 
betonte, das perſönliche Vertrauen, das der leitende Staatsmann bei den auswärtigen 
Mächten genießt, eine weſentliche Rolle. Dieſes Vertrauen glaubte er in hervorragendem 
Maße zu beſitzen. Als Beweis dafür führte er öfter einen bezeichnenden Zwiſchenfall an, 
der ſich wenige Monate vorher abgeſpielt hatte. In einer Unterredung mit dem Kaiſer von 
Rußland hatte dieſer den Reichskanzler ſeines vollen Vertrauens verſichert mit den Worten: 
„Sa, Ihnen glaube ich, und in Sie ſetze ich Vertrauen,“ aber er hatte auch ſondierend hin— 
zugefügt: „Sind Sie auch fiher, daß Sie im Amte bleiben?“ Dieje Trage war dem 
Reichskanzler allerdings aufgefallen, aber er hatte feinen Augenblid daran gedacht, daß jie 
einen tieferen Grund haben fünnte. „Ich ſah‘ — fo erzählt er jelbft — „den Kaiſer 
erftaunt an und fagte: „Gewiß, Majeftät, ich bin deſſen ganz ſicher; ich werde mein Leben 
lang Minifter bleiben!“ 

Am Montag, 10. März, fand fi Windthorft auf Betreiben des Bankiers von 
Bleichröder zu einer anderthalbftündigen Unterredung bei Bigmard ein. Ms der Kaijer 
durch eine zufällige Bemerfung des Minifter v. Bötticher von diejer Unterredung erfuhr, 
geriet er in große Aufregung. Am 15. März erjehien er ſchon frühmorgens um 10 Uhr im 
Reichskanzlerpalais, wo eine Heftige Auseinanderjegung erfolgte, die damit endete, daß der 
Kaifer die Erwartung ausſprach, den Reichskanzler im Schloffe zu jehen, um deſſen Vortrag 
über fein Entlaſſungsgeſuch entgegenzunehmen. 

Der Reichskanzler wollte noch immer nicht an den Ernſt diefer Aufforderung glauben. 
Da erhielt er am Morgen de3 17. März den Beſuch des Chefs des MilitärfabinettS von 
Hahnke, der ihm amtlich mitteilte, Seine Majeftät erwarte das Abſchiedsgeſuch des Kanzler 
und ſei bereit, ihn zu diefem Behuf um zwei Uhr desjelben Tages zu empfangen. Bismard 
erflärte, bei jeinem augenblicklichen Gejundheitszuftande nicht ausgehen zu fönnen und um 
Frift zur ſchriftlichen Eingabe bitten zu müſſen. 

Infolge der erhaltenen Mitteilung berief er auf nachmittags drei Uhr den Minijterrat 
und machte diefem Mitteilung von der Lage, wobei er klagte, daß er nicht mit der Rückſicht 
behandelt werde, auf die er nad) feinem Alter und feiner Bergangenheit wohl glaube An- 
ſpruch erheben zu dürfen. Sämtlide Minijter erklärten fi mit feiner Auffafjung bezüglich 
der Kabinettsorder von 1852 einverftanden. Sie bejchloffen, im Laufe des Nachmittags nodj- 
mals beim Minifter v. Bötticher zufammenzufommen, um zu überlegen, welche weiteren 
Schritte zu unternehmen jeien, damit der Kanzler im Amt erhalten ‚bleibe. Der Kaiſer erhielt 
davon Mitteilung und fandte den im Reichsamte des Innern verfjammelten Miniftern einen 
Flügeladjutanten mit der Botichaft, ale weiteren Schritte zu unterlafjen, da jein Entſchluß 
bezüglich des Fürften Bismard feſtſtehe. 

Dieſer ſelbſt mochte an ſeine Verabſchiedung immer noch nicht glauben. Er war feſt 
entſchloſſen, nicht freiwillig zurückzutreten, und eine direkte Entlaſſung ſeitens des Kaiſers 
hielt er für ausgeſchloſſen. Da erſchien am Abende des 17. März der Chef des Zivilkabinetts 
v. Lucanus in feiner Wohnung mit der Meldung, daß der Kaifer noch an demjelben Tage 
der Einjendung des Abſchiedsgeſuches entgegenjehe. Bismarck erwiderte, dafür brauche er 
Zeit, denn er fei es ſich und ber Geſchichte ſchuldig, ausführlich zu begründen, warum er 
feine Entlafjung erhalten habe. 

Am 18. und in der Nacht zum 19. März verfaßte Bismard das Schriftftüd, das 
mehr einer diplomatijchen Anklageſchrift als einem Abſchiedsgeſuch ähnlich ſieht. Es heißt 
darin u. a.: 

„Nach früheren Beſprechungen, die ich mit Eurer Majeftät über die Frage hatte, ob Allerhöchit- 
derjelben mein Verbleiben im Dienft unerwünjcht fein würde, durfte ich annehmen, daß es Allerhöchſt⸗ 


derſelben genehm ſein dürfte, wenn ich auf meine Stellung in Allerhöchſt dero preußiſchen Dienſten 
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verzichtete, im Reichſsdienſt aber bliebe. Ich habe mir bei näherer Prüfung diefer Trage erlaubt, 
auf einige bevenfliche Konjequenzen diefer Teilung meiner Aemter, namentlich hinſichtlich des Fräftigen 
Auftretens des Kanzlers im Reichstag, in Ehrfurcht aufmerfjam zu machen, und enthalte mid, alle 
Folgen, welche eine folhe Scheidung zwiſchen dem Reichskanzler und Preußen haben würde, zu 
wiederholen. 

Eure Majeftät geruhten darauf zu genehmigen, daß einftweilen alles beim alten bliebe. 
Wie ich aber die Ehre Hatte, auseinanderzufegen, ift es für mich nicht möglich, die Stellung eines 
Minifterpräfiventen beizuhalten, nachdem Eure Majeftät für diejelbe die capitis diminutio wiederholt: 
befohlen haben, welche in der Aufhebung der Order von 1852 liegt. 

Eure Majeftät geruhten außerdem bei meinem ehrfurdhtsvollen Vortrage vom 15. d. M. mir 
bezüglich der Ausdehnung meiner dienftlihen Berechtigung Grenzen zu ziehen, welche mir nicht das Maß 
der Beteiligung an den Staatsgeihäften, der Weberficht über letztere und der freien Bewegung in meinen 
minifteriellen Entſchließungen und in meinem Berfehre mit dem Reichstag und jeinen Mitgliedern laſſen, 
deren ich zur Uebernahme der verfaffungsmäßigen Verantwortlicfeit für meine amtliche Tätigfeit bedarf. 
Aber auch wenn es tunlich wäre, unfere auswärtige Politif unabhängig von der inneren und der äußeren 
Reichspolitif, jo unabhängig von der preußiſchen zu betreiben, wie es der Tall fein würde, wenn ber 
Reichskanzler der preußifchen Politik ebenjo unbeteiligt gegenüberftände wie der bayrischen oder ſächſiſchen, 
und an der Herftellung des preußiſchen Votums im Bundesrate dem Neichstage gegenüber feinen Teil 
hätte, jo würde ich doch nach den jüngiten Entſcheidungen Eurer Majeftät über die Richtung unferer 
auswärtigen Politik, wie fie in dem Alferhöchften Handſchreiben zufammengefaßt find, mit dem Eure 
Majeftät die Berichte des Konjuls in Kiew geftern begleiteten, in der Unmöglichkeit fein, die Ausführung 
der darin vorgejhriebenen Anordnungen bezüglich der auswärtigen Politik zu übernehmen. Jh würde 
damit alle für das Deutjhe Reich wichtigen Erfolge in Frage ftellen, welde unfere 
auswärtige Politik jeit Jahrzehnten im Sinne der beiden hochjeligen Kaifervorgänger Eurer Majeftät in 
unferen Beziehungen zu Rußland unter ungünftigen Verhältniffen erlangt hat, und deren über Erwarten 
große Bedeutung mir Graf Schuwalow nad jeiner Rückkehr aus Petersburg beftätigt hat." 

Die Denkſchrift ſchließt mit dem Satze: 

„Nachdem ich ficher bin, daß Eure Majeftät der Erfahrungen und der Fähigfeiten eines treuen 
Dieners nicht bevürfen, darf ich aus dem politifchen Leben zurüdtreten, ohne zu befürchten, daß mein 
Entſchluß von der öffentlichen Meinung als unzeitig verurteilt wird.” 

Auch nachher hielt Bismard in den mannigfahen Reden und Kundgebungen darauf, 
ausdrücklich feftzuftellen, daß er nit freiwillig gegangen, jondern entlajjen 
worden fei, und zwar, wie er verfchiedentlich betonte, „nicht zum Heil und zum Wohl des 
Baterlandes“. Darum auch die immer wiederkehrende Wendung, er habe ſich geweigert, die 
formelle Verantwortung für feinen Abjchied zu übernehmen. „Er hätte gern,“ jo äußerte 
er fi) am 14. Juni 1890 zu einer Mbordnung von Düffeldorf, die ihm eine Adrefje der 
dortigen vereinigten Mittelparteien überreichte, „die Bürde feines Amtes noch weiter getragen, 
und habe gehofft, bis zu feinem Lebensende in der bisherigen Weije dem Vaterlande dienen 
zu fönnen.“ 

Die jeltfame Verkettung von Umftänden, die der Entlafjung des Reichskanzlers voran= 
gingen, waren für Bismard und feine Freunde Grund genug, an ein zum Sturz des Reichs— 
fanzler3 gejchmiedetes Komplott zu glauben oder glauben zu machen. Von jeher hatte ja 
der Kanzler Windthorft mit feiner Abneigung verfolgt. Auch mit dem Minifter v. Bötticher 
ftand er nicht auf gutem Fuße, weil er in ihm einen ſcharfen Gegner jeiner rüdjtändigen 
Stellung in der Sozialpolitif und den erfolgreicheren Berater des Kaiſers in der Behandlung 
der Arbeiterfrage erblicken durfte. 

Um die Behauptung eines Kompfottes glaubhafter zu machen, jtellten die Organe 
Bismards den Hergang jo dar, ala ob Windthorft es gewejen fei, der durd die Vermittlung 
de3 Bankiers Bleihröder die Unterredung bei Bismard nachgefudht habe, und zwar zu dem 
Zwede, um dem Neichäfanzler dadurh eine Falle zu ftellen. Bismard jelbft ſprach es 
am 1. Dezember 1891 in Rabeburg öffentlih aus: „Ic bin überzeugt, daß Windthorft viel 
dazu beigetragen hat, die Trennung Seiner Majeftät von mir herbeizuführen.“ 
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Windthorft Hat über den Inhalt der Unterredung mit Bigmard nur mit feinen 
vertrauteften Freunden gejprohen. Bon biejer Seite war eine Veröffentliihung nicht zu 


“ * * 


cudwig Windthorſt 
im Foyer des Reichstags 1889. 


ielen Kundgebungen der bismardoffiziöfen Hamburger 
Utändig befannt geworden. Am vollſtändigſten ift ein 
95. November 1891, der auch von Windthorits 


erwarten. Dagegen find durd die v 
Nachrichten alle Einzelheiten ziemlich do 
Bericht der Hamburger Nachrichten vom 
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Freunden als im wejentlichen zutreffend bezeichnet wird. Es heißt dort: 

„sn dem Gejpräche, deſſen Dauer etwa I—1’/s Etunde betragen konnte, hatte Fürft Bismarck 
natürlich das gejchäftliche Bedürfnis, zu erfahren, welche Haltung das Zentrum in den damals neuge- 
wählten Reichstag annehmen werde und melches die Anjprüche jeien, die dasjelbe ftellen werde. Von 
dem Verſuch, irgend eine Kooperation einzuleiten, war zwijchen beiden Herren feine Rede. Fürſt Bis- 
mare verhielt fich Tediglich jondierend und der Abgeordnete Windthorft motivierend, die Bedürfniffe des 
Zentrums nah Maßgabe der Stimmen der Wähler darlegend. Herr Windthorft hat auch nicht verfucht, 
»nach Zerſchmetterung der Kartellftügen«, wie die Köln. Ztg. fi ausdrüct, eine Anknüpfung der Regie- 
rung mit der Zentrumspartei herbeizuführen; ex hat lediglich auf die Sondierung des Fürften Bismard 
präzifiert, wa3 das Zentrum haben müſſe, um 
zufrieden zu fein. Der Abgeordnete Windthorft 
hat fi) darüber klar und präzife dahin aus— 
geſprochen, daß das Zentrum die Herftellung 
des status quo ante 1870 in allen 
und jeden Beziehungen erjtrebe. Mit diejer 
Erklärung war für den Fürften Bismard das 
Bedürfnis der Sondierung erjhöpft. Im übrigen 
bezog ſich die Unterhaltung der beiden Herren 
auf die Frage des bevorftehenden Kabinetts— 
wechſels, wobei der Abgeordnete Windthorft dem 
Bürften Bismard zum Verbleib in feiner 
Stellung lebhaft zuredete, für den 
Val aber, daß der Wechſel dennoch ftattfände, 
dringend empfahl, die Nachfolge einem Militär, 
aljo einem General zu übertragen, indem er 
dabei die Bedenken geltend machte, die gegen 
eine ziviliftiiche Leitung in der unruhigen 
Lage der Parteiverhältniffe ſprächen. Als Fürft 
Bismarck auf diefen Gefichtspunft einging, 
empfahl der Abgeordnete Windthorft bei. einer 
Beiprehung der Perſonenfrage in erſter Linie 
den General dv. Caprivi, der ſich dur 
parteiloſe und fachliche Haltung während jeiner 
Vertretung der Marine im Reichstag auch als 
Redner das Anjehen erworben habe, mit dem 
jeine Berfönlichfeit umgeben je. Beide Herren 
verfehrten und trennten fich in ven wohlmwollenden 





General Georg Keo Graf von Caprivi Formen, die ihre beiderfeitige geſellſchaftliche 
(geb. 1831, geit. 6. Februar 1899). Stellung naturgemäß mit fi) brachte. Der 
Zweiter Kanzler de Deutjchen Reiches. damalige Reichsfanzler war durch diefe Unter- 

Reichskanzler von 1890 bis 1994. redung zu der Ueberzeugung gelangt, welche 


er in den wenigen Tagen, die er noch im 
Amte blieb, nicht verhehlt hat: daß eine 
geihäftliche Annäherung der Regierung an das Zentrum wegen der zu weit gehenden Vorderungen 
desjelben in der damaligen Lage nicht tunlich ſei. Wir glauben aber nicht, daß die höfliche Natur 
der Unterredung den Fürſten Bismarck dazu geführt haben wird, dieſe Ueberzeugung dem Herrn 
Windthorit gegenüber expressis verbis auszuſprechen. Ueberrajhend war für den Reichs— 
fanzler demnächſt nur die Schnelligkeit, mit der der Vorgang der Unterredung 
mit Herrn Windthorft und die Tatſache, dab zur Herbeiführung derjelben die Vermittlung des Herrn 
v. Bleichröder benugt worden jei, zur Kenntnis weiterer Kreife und namentlich auch der höheren Regionen 
gelangte, und zwar ohne den Zuſatz, daß die Vermittlung nicht vom Fürften Bismard, fondern von 
Herren Windthorjt nachgeſucht worden war.” 
In der Folge ift über die Frage, wer zu der Unterredung die Anregung: gegeben habe, 
ob Windthorft oder dv. Bismard, lebhaft geftritten worden. Bismard hielt an feiner Behaup- 
tung feit, Windthorft Habe die Unterredung nachgeſucht und wollte eben in diefem Umjtand 


ee 
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einen Anhaltspunft dafür finden, daß dieje Unterredung in beabjichtigtem urjächlichen Zus 
jammenhange mit jeiner Entlafjung jtände. MWindthorft dagegen Fonnte nicht anders glauben, 
als daß die Anregung zu der Unterredung von Bismarck ausgegangen fei. Der Natur der 
politifchen Verhältniffe nah) war Bismarck gezwungen, in feiner Ifolierung nad) dem Zus 
ſammenbruche des Kartells feſte Stützpunkte im Parlamente zu ſuchen und zu dieſem Zwecke 
mit denjenigen Parteiführern, die hierbei in Betracht kommen konnten, Fühlung zu nehmen. 
Dies konnten nur Zentrum und Konſervative ſein. Auch war der kluge Zentrumsführer über 
die wirkliche Lage der Dinge völlig unterrichtet, beſſer, 
als vielleicht der Kanzler vorausſetzen konnte; denn wie 
hätte der Staatsmann mit der feinen Beobachtungsgabe 
nicht wiſſen ſollen, was nach Bismarcks eigener Ausſage 
am Hofe kein Geheimnis mehr war: daß des Kanzlers 
politiſche Uhr abgelaufen war? Am allerwenigſten aber 
lag für Windthorſt eine Veranlaſſung vor, den Sturz 
desjenigen Staatsmannes zu beſchleunigen, den er 
allein geeignet hielt, mit den Reſten des Kulturkampfes 
aufzuräumen. Gewiß iſt es ihm ernſt geweſen, wenn 
er ihn bat, ſolange als möglich auszuhalten! 

Wie erſchüttert er von der Unterredung war, 
bezeugt fein Fraftionsgenofje Juſtizrat Dr. Porſch, 
der in einer öffentlichen Verfammlung zu Glatz am 
3. Januar 1897 jagte: 

„Windthorft hat es noch erlebt, daß der gewaltige 
Rieſe, der in der Tat große, aber aud rückſichtsloſe Staat3- 
mann Bismard, der als ein Allmächtiger erſchien gegenüber 
dem Abgeordneten Windthorft, aus jeiner politiihen Macht 
icheiden mußte. Ich erinnere mich noch, wie er mir bewegt 
erzählte, an demjelben Tag, an dem er mit dem Fürften 


Bismard feine legte Unterredung hatte: »Ich komme von 
dem politiſchen Sterbebett eines großen Mannes.«“ 
Noch eingehendere Mitteilungen machte Abge⸗ N 


ordneter Dr. Porſch auf der 45. Generalverfammlung 


der Katholiken Deutſchlands 1898 in Crefeld· Juſtizrat Dr. jur. Selig Porſch. 
„Sch will an dem Sarge des Fürften VBismard Geb. 30. Apri 
E ; ; eb. 30. April 1853. 

dankbar anerkennen, daß gerade die Erleichterungen hin- ER 

fichtlich des Ordensweſens auf den Furſten Bismarck zurück⸗ ne ne en 
zuführen find, der jeine volle Perjönlichfeit eingeſetzt hat, um dortigen Zentrumsfraktion feit Beginn der 
insbejondere im Herrenhaufe die Annahme der Novelle zum Seſſion 1904. Mitglied des Reichstags von 
Ordensgejege zu erreichen: Aber, m. 9., wir würden dem 1881 big 1893. Mitglied des Kolonialrats 1898. 
Fürften Bismard noch viel danfbarer fein, wenn er damals 

insbejondere auf dem Ordensgebiete reinen Tiſch gemacht hätte. Dazu hatte er nicht bloß die 
Energie, dazu hatte er die rückſichtsloſe, ftarfe Hand, dazu hatte er aud) die Autorität nad) allen Seiten, 
wie fie faum jobald nad) ihm ein anderer Reichsfanzler haben wird. Darum, m. 9., war unjer vers 
ewigter großer Führer MWindthorft vom Sturze des Fürften Bismard nicht beglüct; darum hat er in 
der letzten Unterredung, die er mit den Fürften Bismard hatte, diefem nicht eine Falle ftellen wollen, 
um den Fürften zu fürzen, wie man jegt behauptet, jondern er war traurig über den Sturz des Fürſten 
Bismarck, weil er fürchtete, hinter ihm könne nicht ſobald ein ebenſo ftarfer Mann kommen, der den 
Willen und die Kraft hätte, uns die volle Freiheit zu geben. Damit aber fein Mikverftändnis ob— 
mwaltet, m. 9., will ih in demjelben Atemzuge jagen: Unſer verewigter Führer hat jeinerjeitS nicht die, 
Vermittlung des Herin von Bleihröder behufs der legten Unterredung mit dem Fürften Bismard nadj= 
gejucht, er hat ſich nicht an den Fürſten Bismarck herangedrängt, um gegen kirchenpolitiſche Konzeſſionen 
ihm ſeine und des Zentrums Hilfe anzubieten, ſondern die Initiative zu dieſer Unterredung iſt von 
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einer anderen Seite ausgegangen. Das kann ich jagen auf Grund einer ziemlich genauen Kenntnis der 
damaligen Vorgänge, die fi Übrigens nicht ausjhlieglih auf Mitteilungen des Minifters 
Windthorft fügt. . . . An diefem letzten Tage der Katholifenverfammlung pflegte jeit vielen 
Jahren unſer verewigter Führer die Rednertribune zu befteigen und Sie durch fein Erſcheinen zu ehren, 
und darum erjehien mir diefer Ort und diefe Stelle angemefien, um jeinem Andenfen, dem Andenken 
des Mannes, der feine Memoiren hinterlaffen hat, einen Kleinen Freundſchaftsdienſt zu erweiſen. So— 
lange unſer großer Führer lebte, hat er eine Flut von Unwahrheiten über fich ergehen laſſen müfjen, 
mit mehr oder weniger Gleihmut. Wenn aber die Unwahrheit jegt an die ftilfe Gruft in der Marien- 
firhe in Hannover fi) herandrängen will, dann haben wir, die wir ihm näher ftehen durften, das 
Recht und die Pflicht, mit einer abwehrenden Handbewegung zu jagen: »Meine Herren, laſſen Sie ihn 
jetzt Schlafen, über ihn ift jchon genug gelogen worden.« Meine Herren, ich will mich im Augenblicke mit 
diefem kurzen Hinweiſe begnügen; ich hoffe, er ift bis auf weiteres ausreichend deutlich für manche Leute.“ 

Gleichwohl wurde in vielen Blättern die Behauptung aufrechterhalten, daß Windthorſt 
es geweſen fei, der die Unterredung nachgefucht habe. Den Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Porſch wird die Aeußerung des Reichskanzlers zu Rabeburg am 1. Dezember 1891 
aegenübergeftellt : 

„Nun wird hin und her geftritten, wer die Unterredung, welche im März ftattfand, herbeigeführt 
bat, Windthorst oder ih. An ſich ift das ziemlich gleihgültig. Wenn ich es getan hätte, jo 
tönnte mir fein Vorwurf daraus gemacht werden. Es ift aber nicht der Fall. Windthorft hat um die 
Unterredung nachgeſucht, und zwar in ungewöhnlicher Form. Er ließ nämlich durch meinen Bankier 
anfragen, ob ih ihn empfangen wolle.“ 

Die Herrn Dr. Porſch naheftehende Schleſiſche Volkszeitung bemerkte dazu: „Herr 
Dr. Porſch fand fi) durch diefe und Ähnliche Angriffe nicht veranlaßt, mehr zu jagen, als 
er in Grefeld zu jagen für gut befunden hat. Er achtet die Geheimnifje toter Männer und 
will an ihnen ohne Not nicht rühren.“ Die Deutſche Volkswirtſchaftliche Korrefpondenz in 
Berlin traf wohl das Richtige, wenn fie jagte, daß die Behauptung des Herrn Abgeordneten 
Dr. Porſch durch diefe Bismarckſchen Ausſprüche nicht widerlegt wird, indem Dr. Porſch auf 
die Worte „nahgejuht” und „ausgegangen“ den Nahdrud gelegt haben dürfte. 

„Herr Windthorft pflegte, wenn er in Berlin mar, an jedem Sonntag, und zwar gleich nad) 
dem Beſuche des Gottesdienftes in der Hedwigskirche, bei Herrn von Bleichröder vorzuſprechen. Das 
geſchah auch an dem Sonntage, der in die fritiihen Tage des März 1890 fiel und feiner Unterredung 
mit Bismard am Montag unmittelbar vorausging. Bei beiden obigen Lesarten wird jedoch) die dritte 
Möglichkeit unberüdfichtigt gelafjen, daß nämlich weder Bismard noch Windthorft, jondern 
Bleihröder die Anregung zu einer Unterredung der beiden Männer gegeben hat, wie es tatjächlich 
geſchehen jein dürfte. Windthorft jo fi) anfangs geweigert, dann aber Herrn von Bleichröder ermächtigt 
haben, eine Unterredung zwiſchen ihm und Bismarck herbeizuführen. Welchen Zweck Herr von Bleich— 
röder verfolgte, als er Windthorft veranlakte, Bismard um eine Unterredung erſuchen zu laſſen, entzieht 
ſich unferer Kenntnis. Sehr wahrjeheinlih oder richtiger gewiß ift jedoch, daß Herr von Bleichröder, 
indem er die beiden Politiker in perjünlichen Kontakt brachte, die, wie ihm befannt fein mußte, bedrohte 
Stelle Bismards fügen wollte, während in Wirklichkeit dieje Unterredung den entgegengejeten Erfolg 
hatte. Daß Herr von Bleichröder häufiger aktiv in politische Entſcheidungen eingegriffen bat, ift befannt.') 


’) Gefliffentlih und mit einer gewiſſen Schärfe wird von Bismarckſcher Seite hervorgehoben, daß 
von Bleichröder fi niemals um „Braftionspolitif, jondern nur um Wirtſchaftspolitik gefümmert“ habe 
und deshalb freiwillig micht Vermittler der Unterredung geweſen jein könne (Penzler VII, ©. 858). 
Das Gegenteil erweifen aber die Hohenlohejhen Denkwürdigkeiten. Daß Bleichröder unermüdlich tätig 
war in der inneren und äußeren Politif, daß er zwiſchen dem Neichsfanzler und den Parteien ver 
mittelte, fi) mitunter als Unterftaatsjefretär aufjpielte und dadurch Bismard ärgerte, geht aus zahlreichen 
Steffen des Hohenlohejchen Tagebuches hervor. (Vgl. 11, 223, 280, 291, 346, 403, 416.) Sarkaſtiſch 
bemerkt Hohenlohe eines Tages, daß er 11/e Stunden bei Bleichröder geſeſſen und feine talmudiſche 
Weisheit angehört habe Über auswärtige Politik und über die Wahlen, gerade als ob Bleichröder die 
Wahlen machen könnte. Gerade die Mitteilungen Hohenlohes über Bleichröders politiſche Tätigkeit legen 
den Gedanken nahe, daß auch die Unterredung zwiſchen Bismarck und Windthorft Bleihröders eigenftes 
Werk gemejen, wobei er in jedem der beiden die Meberzeugung wachgerufen hatte, daß die Anregung von 
der anderen Seite ausgegangen fei. 
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Seine Beziehungen zu Bismard laſſen es jehr begreiflich eriheinen, wenn er den Führer der durch die 
damaligen Reichstagswahlen ausjchlaggebend gemordenen Partei mit dem Neichsfanzler in Berührung zu 
bringen bemüht war, jo daß aljo die Vermittlung der Unterredung von ihm ausging, und nicht Windt- 
Horft durch Bleichröder bei Bismarck um eine Unterredung nachſuchen ließ, jondern Bleichröder, alfer- 
dings mit deſſen Zuftimmung, e8 für Windthorft tat. Man ftreitet fi, ob die Jnitiative zu jener 
Unterredung bei Bismard oder bei Windthorft gelegen hat, jeder Iehnte fie für ſich, und zwar mit volfem 
Recht, ab, weil fie bei Vleichröder lag. Auf dieſe Weife erklärt fich jehr einfach der jcheinbare Wider- 
ſpruch zwifchen der Ausjage Bismards und der des Abgeordneten Porſch.“ 

Herr Dr. Porſch bezeichnet diefe Darftelung aus der Feder „eines ihm unbefannten 
Verfaſſers“ in allen wejentlichen Punkten als richtig. Inwieweit Herr von Bleichröder 
mit Vorwiſſen des Fürften Bismard handelte, das entzog fich ſelbſtverſtändlich der Kenntnis 
des Abgeordneten Windthorft. Lebterer nahm aber damals an, daß Herr von Bleichröder 
im ausdrüdlihen Auftrage des Fürften Bismard handle, ſowie jpäter, daß die An— 
regung des Herrn von Bleichröder jedenfalls den Wünjhen des Fürften Bismard 
entjproden habe. 

In den dem Fürften Bismarck naheftehenden Kreifen war bis in die neuefte Zeit die 
Auffaffung vertreten, Fürſt Bismard habe fein Ausſcheiden aus dem Staatzdienfte freiwillig 
und von langer Zeit vorbereitet. Er habe die „Verantwortlichfeit für feinen plötzlichen Rüd- 
tritt vor der Öffentlichen Meinung nicht tragen wollen, fondern es dem Staatäinterefje ange- 
mefjen erachtet, fein Ausſcheiden ftufenweife vorzubereiten“. Demgemäß jei anfangs Vebruar 
1890 eine Art Programm mit dem Kaijer vereinbart worden, wonad) Bismard vorläufig 
Neichsfanzler bleiben, fein Sohn Herbert Minifter des Auswärtigen werden und v. Caprivi 
das preußiſche Miniſterpräſidium übernehmen ſollte. 

Die Hamb, Nachr. jagen in einem augenſcheinlich auf Bismards Injpiration zurüd- 
zuführenden Artikel, der genaue Zeitpunft und die Modalitäten der Entlafjung des Kanzlers 
hätten erft feitgeftellt werden follen, nachdem derſelbe bie eriten Verhandlungen mit dem 
neuen Reichstage geführt haben würde, alfo erſt im Mai oder Juni. Die Unterredung mit 
MWindthorft fol erjt den plöglichen Bruch herbeigeführt und die direfte Entlafjung des Kanzlers 
bewirft haben. 

Eine weſentlich andere Beleuchtung erhalten die Vorgänge durch die Mitteilungen, die 
Fürſt Hohenlohe in feinen jüngft veröffentlichten Denfwürdigfeiten hinterlaffen hat, und 
die auf die intimfte Umgebung des Kaijers als Quelle hinmeifen. Der Herzog von Ratibor 
erwähnt als Urſachen des Rüdtritts „die Art, wie Bismard den Kaiſer behandelte, die ab- 
fälligen Urteile, die er über ihn in ber Unterhaltung mit Diplomaten fällte“, und bemerft, 
daß der Kaiſer „ſchon vor Wochen mit Caprivi über die eventuelle Ernennung zum Reichs— 
fanzler verhandelt habe‘. 

Der Großherzog von Baden verfichert, die Urjache des Bruches ſei „eine Machtfrage und 
alle anderen Meinungsverjehiedenheiten über joziale Geſetzgebung und anderes ſeien nebenjächlich geweſen. 
Auch die Unterredung mit Windthorſt hätte nicht zum Bruche geführt. Bei der Unterredung mit dem 
Kaiſer ſoll Bismarck ſo heftig geworden ſein, daß der Kaiſer nachher erzählte: »Daß er mir nicht das 
Tintenfaß an den Kopf geworfen hat, das war alles«. Dazu kam das Mißtrauen des Kaijers in die 
auswärtige Politik des Fürften. Der Katjer hatte den Verdacht, daß Bismarck die Politif nad 
feinen, dem Kaifer unbefannten Plänen Yeiten und es dahin führen wolle, Oefterreich und die Tripel- 
allianz aufzugeben und fi mit Rußland zu verftändigen." 

Am interefjanteften find bei Hohenlohe die Mitteilungen aus dem Munde des Kaiſers 
ſelbſt. Danad) hatte im Anfange de3 Februar der Kanzler dem Kaifer gejagt, er werde 
ſich zurüdziehen. Nachher aber hatte er erklärt, er habe jid anders bejonnen und 
werde bleiben, was dem Kaifer unangenehm war, wogegen er aber nicht remonitrierte, 
bis dann die Gejhichte mit der KabinettSorder dazufam. Auch der Belud MWindt- 
Horfts gab zu unliebfamen Erdrterungen Anlaß, doch gab er nidt den 
Ausſchlag. Jedenfalls waren die drei lebten Wochen reich an unangenehmen Erörterungen 
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zwijchen dem Kaiſer und dem Fürften: „Es mar,“ wie der Kaifer fi ausdrüdt, „eine hane⸗ 
büchene Zeit,“ und es handelte ſich, wie der Kaiſer ferner ſagte, „darum, ob die Dynaftie 
Hohenzollern oder die Dynaftie Bismard regieren ſollte.“ 

Danach ſind die wiederholt von Bismarckſcher Seite betonten Abmachungen zwiſchen 
dem Kaiſer und dem Kanzler, die nach einem feſtgeſetzten Programm „das ſtufenweiſe Aus⸗ 
ſcheiden des Kanzlers aus ſeinen Aemtern“ ermöglichen ſollten, um die Staatswohlfahrt nicht 
durch eine allzu plötßliche Stockung zu gefährden, lediglich als einfeitige Bismardjche Ange— 
bote zu betrachten und zu würdigen. 

Um fo verftändliher muß es aber unter diefen Umftänden erjheinen, daß Bismard 
über feine Stellung dem neuen Reichstage gegenüber und über bie Abfichten der Partei- 
führer ar zu werden das Bedürfnis hatte. Daher mußte ihm eine Unterredung mit Windthorft, 
der ihm in diefem Augenblid als der wichtigfte erſchien, nicht unwillfommen fein. Webrigens 
fteht feft, daß aud mit den Führern anderer Parteien Fühlung zu nehmen verjucht murde. 

Jedenfalls fteht e8 außer allem Zweifel, daß Windthorjt die Unterredung mit dem 
Reichskanzler nicht nachgefucht, und daß es ihm ferngelegen hat, zu vermuten, jein Beſuch 
beim Fürſten Bismarck könne dieſem Ungelegenheiten bereiten oder gar ſeine Entlaſſung 
beſchleunigen. 
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MWindthorft gehörte zu denjenigen Menſchen, die auf den erjten Blid das Intereſſe 
wachrufen. Seine äußere Erſcheinung war allerdings unfcheinbar, geradezu unſchön. Der furz 
gedrungene Körper erreichte nicht die Mittelgröße; Hände und Füße erſchienen ungewöhnlich) 
Hein, die fein geformten Hände waren freilich frauenhaft zart und zierlih. Auf dieſem 
Körper jaß ein faſt unverhältnismäßig großer Kopf mit mächtig entwideltem Schädel, der 
im zunehmenden Alter infolge des völligen Mangels an Haarwuchs noch auffälliger erjchien. 
Ein ungewöhnlich breiter Mund zog fi) durch das edige Gefiht, und hinter ſcharfen Brillen- 
gläfern verbarg fid) ein graues Augenpaar von faft erlojehener Sehkraft. Die Gewohnheit, 
während der Studienjahre durd) vieles und langanhaltendes Lejen die Lücken auf dem Ge— 
biete der Literatur auszufüllen, hatte für den Studenten üble Folgen gehabt und jein Augen— 
Yicht nahezu ausgelöfht. Um fo jchärfer war das Gehör entwidelt, und die Schwierigkeit, 
Notizen zu machen und ſchnell wieder zu leſen, hatte das Gedächtnis big zu einer ſtaunens— 
werten Kraft gefteigert. Wen Windthorſt einmal reden gehört, deſſen Stimme vergaß er nie 
mehr. In den ftürmijchften Situngen des Parlaments erfaßte fein Ohr mit unfehlbarer 
Sicherheit die verjchiedenen Zwifchenrufe, die er meijt mit treffenden, auf die Perjon des 
Urheber3 berechneten Bemerkungen abfertigte. 

Mit gutem Humor jcherzte Windthorft gelegentlich über ſein Aeußeres. Bei guter 
Laune gab er auch wohl im Freundeskreis eine ergößliche Geſchichte zum Beſten, wie bei 
feiner Geburt die Nachbarn einander zugeraunt: „Hebbet ji jchon höret, de Windthorft hat 
nen Jongen mit 'm Waterfopp fregen!” Und als er in feinen lebten Lebenstagen abends 
nad) einer Kommiſſionsſitzung im Abgeordnetenhaufe die Treppe hinabgeftürzt war, beruhigte 
er jeine Gattin telegraphifch mit der launigen Meldung: „Meine Schönheit hat nicht gelitten!” 

Biel Vergnügen bereitete e3 ihm, wenn er unfreiwillig Zeuge einer über ihn geführten 
Unterhaltung jein mußte. Eines Tages hatte er eine Dame auf die Tribüne des Abgeord- 
netenhaufes geleitet und unterhielt ſich mit ihr einen Augenblid. Eine nebenan figende Dame 
ſtudierte eifrig den Plan des Saales, auf dem die Pläße der Abgeordneten verzeichnet find, 
um Windthorit aufzufuchen. Nac längerem Suden fand fie jeinen Pla, auf dem ſich zeit- 
mweilig der Abg. Schröder-Lippftadt niedergelaffen hatte, und rief ganz erftaunt aus: „Der 
Windthorſt it ja ein ganz hübſcher Mann! Ich Hatte mir ihn jo häßlich gedacht!“, worauf 
ihr Tribünennadhbar mit feinem freundlichiten Lächeln bemerkte: „Das kann ſchon ftimmen, 
denn ich bin der Abg. Windthorft.” 


57. Windthorits Perſönlichkeit. 275 


Eine Ähnliche Anekdote erzählt 2. v. Krohn: 

„Am 22. Mai 1873 beehrte der Reichstag Wilhelmshaven mit jeinem Bejuche, leider mit Aus— 
nahme von Bismard, und wenn ich nicht irre, war auch Lasfer nicht gefommen. Die Herren benutzten 
zum größten Teil einen Dampfer des Norddeutſchen Lloyd, die Mofel, zur Fahrt nah Wilhelmshaven, 
andere hatten den Landweg vorgezogen, unter ihnen Windthorft. Der Kommandeur des Seebataillons, 
Herr v. Sp., hatte den Auftrag erhalten, die » Perle von Meppen« auf dem. Bahnhof in Empfang zu 
nehmen und ihm die Sehensmwürbigfeiten von Wilhelmshaven zu zeigen — aber er fannte ihn nur nad 
den Karikaturen des Kladderadatſch. Der Zug hält, er bringt eine Menge Menjchen, und da ſoll Herr 
v. Sp. nun die »kleine Erzellenz« herausfinden. Ratlos fteht er da. Zwei andere Offiziere treten an 
ihn heran: »Wen fjuchen Sie, lieber Sp.?« »Ich jol Windthorft hier empfangen und fenne ihn nicht.« 
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Schluß eines eigenhändigen Briefes Windthorfts vom 29. Januar 1883 
an Berleger Joſef Bachem in Köln: 
„Ich arbeite Tag und Nacht, kann ſchwer den rechten Weg finden. Hoffentlich bringen 


Sie alles in Ordnung. Gruß an Ihre Frau Gemahlin und alle Vreunde. 
Ihr Windthorft.” 


»Ich habe ihn in Berlin mehrfach gejehen, e8 ift ein kleiner, häßlicher Kerl!« Plötzlich fteht 
der Betreffende hinter den Herren: »Ich kann Sie alles Zweifels entheben,« ſagte er mit einem feinen 
Lächeln, »mein Name iſt Windthorſt!« Herr v. Sp. legte ſtumm die Hand an die Mütze — nad) 
einer verlegenen Pauſe ftellt er fih vor. Die Kameraden hatten ſich ſchleunigſt aus dem Staube 
gemacht.” 

Der ſchwächliche Körper Windthorfts war von einer ungemein flarfen Willenskraft 
regiert. Es jcheint beinahe unglaublich, was MWindthorft an Strapazen auszuhalten imſtande 
war. An anftrengende Parlamentsſitzungen, die feine gejpannte Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nahmen, ſchloſſen ſich faſt Tag für Tag Kommiſſionsſitzungen mit aufregenden Debatten. 
Häufig folgten dann noch Frattionsſitzungen, und zum Schluſſe mußte auch den einzelnen 
Vorlagen eingehendes Studium gewidmet werden — ganz abgeſehen von der unumgänglichen 
Erledigung einer umfangreichen Privatkorreſpondenz. Das hätte für eine ſtärkere Natur zu— 
viel werden können. 
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Tatſächlich litt Windthorſt ungemein unter. diefer raftlojen Hajt des parlamentarijchen 
Dienftes. Darum erhob er öfters Einſprache, wenn man bie Sigungen ungebührlid) aus— 
dehnen oder gar zu früher Abendftunde Abendfigungen einjchieben wollte. „Wir find doc) 
au Menſchen!“ rief er aus, als man troß des Zujammentagens zweier Parlamente auch 
noch eine frühe Abendfigung amberaumen wollte. Er jelbjt war pflichtgetreu auf jeinem 
BVoften: der erfte beim Beginne, der lebte beim Schluß; eben deshalb forderte er auch Rück⸗ 
ſichtnahme auf die menſchliche Natur. 

Ganz beſonders ärgerte es ihn, daß unter dieſer Haſt die Gründlichkeit zu Schaden 
kam; nichts war ihm mehr zuwider als die Hetze der parlamentariſchen Geſetzmacherei. Darum 
redete er vom Parlament als einer Folterkammer, und der Weg nach Berlin erſchien ihm 
als ein „wahrer Kreuzgang“. Nur ſchwer ertrug er die ungeſunde Luft der Sitzungsräume; 
ſchon 1873 klagte er im Reichstage, daß die Verpflanzung bon Hannover nad) Berlin jein 
Leben verfürze. 

Fleißige Arbeit war ihm Lebensbedürfnis, nur das Uebermaß drüdte ihn nieder. 
Seine ſchaffensfrohe Natur drängte nad) Betätigung; auch den parlamentarifchen Kampf 
ſcheute er nicht, und je ftärfer der Gegner war, dejto lieber ſtellte er fi) ihm. „Ein friiher 
Kampf gegen prinzipielle Gegner macht mich heiter und vergnügt,“ ſchreibt er einem Freund 
im April 1889, alſo ungefähr zwei Jahre vor ſeinem Tode. Und mehr als einmal beklagte 
er ſich darüber, daß der als Debatter nicht wenig gefürchtete Reichskanzler ihm nicht ſtand— 
halten wollte. „Ich bedaure jehr, daß der Herr Minifterpräfident nicht anweſend iſt, ic 
würde einen großen Wert darauf gelegt haben, mit dem verehrten Herrn hier vor Deutſchland 
mich zu unterhalten.“ Schärfer noch bemerkte er bei einer anderen Gelegenheit im Reichstag, 
als Bismard einen heftigen Angriff gegen ihm gerichtet hatte und gleich darauf den Saal 
verlaffen hatte: „Bei jolden Angriffen ift es Ritterfitte, die Antwort perfönli in Empfang 
zu nehmen.“ 

Was ihm außer feiner Arbeitsfreudigfeit die ſchwere Arbeitslaft tragen half und ihn 
bei allen Widerwärtigfeiten, an denen das politifche Leben jo reich ift, friſch erhielt, das 
war der unverwäftliche Humor, mit dem ihn ein gütiges Geſchick geradezu verſchwenderiſch 
ausgeſtattet hatte. Dieſer Humor verließ ihn nie, auch nicht in den erregteſten Momenten 
der Kampfeshitze. In beſonders kritiſchen Augenblicken diente er ihm ſogar als ein will⸗ 
kommenes Mittel, die Schärfen des politiſchen Streites zu mildern. Dies zeigte ſich nament— 
lich in der Flut der perſönlichen Bemerkungen, die ſeinen Reden zu folgen pflegte, weil er 
meiſt zuletzt ſprach und mit allen Vorrednern abzurechnen hatte. In ſolchen Fällen wirkte 
ſein Humor äußerſt wohltuend, und in vielen Fällen lachte auch der mit, dem die Abfertigung 
gegolten hatte. 

Windthorſts ſonniger Humor entſtammte einem tief und warm empfindenden Gemüte. 
Der Mann, der ſo ganz überlegender Verſtandesmenſch zu ſein ſchien, deſſen Geiſt die 
ſcheinbar unbedeutendſten Tatſachen ſorgfältig in Erwägung zog und die Vorgänge des 
Augenblicks bis in ihre fernſten Konſequenzen prüfte, war mit einem warm fühlenden Herzen 
ausgeſtattet. Freilich war es nur den Nächſtſtehenden vergönnt, dieſe Seite ſeines Weſens 
ganz kennen zu lernen. Man muß Zeuge ſeines häuslichen Glückes, ſeiner Gattenliebe und 
Vaterſorge geweſen ſein, ihn inmitten ſeines Familienlebens geſehen und die Aufmerkſamkeit 
beobachtet haben, mit der er ſeine Gattin und ſeine Tochter umgab, um dafür volles Ver— 
ſtändnis zu gewinnen. 








Unterſchriften des Windthorſtſchen Freundeskreiſes. 


Die nebenſtehenden Unterſchriften ſind einem gemeinſamen Namenstags-Glückwunſchſchreiben vom 
30. Nov. 1889 an Frau Barbara Lingens, Gemahlin des damaligen Abg. Dr. Joſ. Lingens in Aachen, 
entnommen. Die erſte Unterſchrift iſt diejenige des Frhrn. zu Franckenſtein (vergl. ©. 203). An zweiter 
Stelle fteht: „Windthorft für Frau und Kind.” 
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Im Parlamente gab es naturgemäß wenig Gelegenheit, dieſe Seite jeines Wejens zu 
beobachten, denn zu Windthorfts Zeiten bedeutete der Parlamentarismus kaum etwas anderes 
als erbitterten Parteifampf. Aber wo immer e3 galt, für Hilflofe und Bedrückte einzutreten, 
da Hang in jeinen Reden ein warmer Herzenston durch. Seinem vertriebenen Könige, den 
des Landes verwiefenen Orden, den gemaßregelten Geiftlihen war er ein warmherziger An⸗ 
walt, und wenn er im Namen der Kranken und Sterbenden, die nach den Tröſtungen der 
Religion vergebens verlangten, um Freigebung der Spendung der Sakramente bat, dann 
drängten ſich ihm die Worte inniger, wärmer und herzlicher auf die Lippen. 

Am ſchönſten entfaltete ſich ſein gemütvoller Humor in der Geſellſchaft von Freunden 
und Geſinnungsgenoſſen. Ueberhaupt war er ein Freund heiterer Geſelligkeit und trug ſelbſt 
wohl am meiſten zur Unterhaltung bei. Bei der zwangloſen Unterhaltung übte die ſo un— 
ſcheinbare Perſönlichkeit einen beſtrickenden Zauber aus, dem ſich niemand zu entziehen ver— 
mochte. Namentlich die Damen waren entzückt von dem Manne, der ſo anregend und 
liebenswürdig zu plaudern verſtand und ihnen ſo hübſche und zugleich geiſtvolle Artigkeiten 
zu ſagen wußte, ohne jemals ſich auf einen Gemeinplatz zu verirren. Dabei ſchmiegte ſich 
ſeine Unterhaltung ſtets dem Kreis an, der ihn gerade umgab. Im Salon der vornehmſten 
Damen bewegte er ſich ebenſo ſicher und ungezwungen, wie auf den Kommerſen der ſtudierenden 
Jugend oder im Kreiſe der Arbeiter. 


Am liebſten ließ er in der Geſellſchaft guter Freunde ſeiner Laune die Zügel ſchießen; 
war er beſonders gut aufgelegt, dann gab es die köſtlichſten kleinen Geſchichten aus ſeiner 
Vergangenheit, in deren Wiedergabe er unübertrefflicher Meiſter war. Wurde er gar bei 
einem heiteren Mahle zu einem Trinkſpruche gereizt, dann entwickelte er ein wahres Sprüh— 
feuer von Witz und Laune. Wie dieſe ſonnige Heiterkeit ſeine Züge verſchönerte, vermag 
nur der ſich vorzuſtellen, der ihn in ſolchen Augenblicken zu beobachten Gelegenheit hatte. 
Zutreffend zeichnete ihn einmal der Journaliſt Stein in einem Feuilleton der Frankfurter 
Zeitung wie folgt: 

„Wer Windthorſt nicht lachen geſehen hat und ſo ſeine Züge in der Erinnerung trägt, vom 
behaglichen Schmunzeln, bei dem die merkwürdig breite Mundpartie ſich geradezu grotesk verzog, bis zum 
lauten herzlichen Gelächter, der kennt dieſe auch äußerlich ſo ungewöhnliche Perſönlichkeit gar nicht. 
Deshalb befriedigt mich auch keines ſeiner Bilder, weder die Photographien aus den letzten Jahren, noch 
das von einer in den Zeitungen viel genannten Künſtlerin. Gewiß, ſie ſind alle ähnlich, denn es iſt faſt 
unmöglich, einen Kopf nicht zu treffen, der wirklich ſeinen Karikaturen in den Witzblättern glich, aber 
der ernite, würdige alte Herr, den uns feine Bilder zeigen, ift jelbft auf dem Porträtgemälde, das ihm 
glüdlich einen Zug von Jovialität verleiht, dDodh immer nur der Staatsminifter a. D., Ritter hoher 
Orden, Dr. Ludwig Windthorft. Den Tiebenswürdigen, ſchalkhaften Menſchen gibt feines diejer Bilder 
wieder. Die merkwürdig beweglichen Gefichtszüge des lebhaften Mannes widerftrebten der ruhigen Poſe 
des Porträts. Es gibt Menſchen, die efjen zu ſehen ein Vergnügen ift, weil fie bei jedem Biſſen mit 
Kennerſchaft würdigen, was der liebe Gott und ein verftändiger Koch geſchaffen Haben. Ein ähnlicher 
Genuß war es, Windthorft lachen zu jehen; er war ein geiftiger Feinſchmecker, der mit tiefem Verſtändnis 
Menſchen und Situationen ausfoftete, und es war ein Vergnügen, in der Unterhaltung, noch beſſer aber 
in der Nede eines anderen das Geficht des im fich gefauert dafigenden Zentrumsführers zu beobachten, 
auf dem es zuckte und metterleuchtete, weil diefem feinen Geifte feine Nuance entging, am wenigſten die 
Blöße eines Gegners. Mancher, der im Parlamente gegen ihn donnerte oder gar jeinen Wit an ihm 
zu üben glaubte, würde aus dem Text gefommen fein, wenn er das Mienenfpiel des Angegriffenen 
gejehen hätte. Herr v. Goßler hat das Glüd gehabt, da während feiner letzten Rede über das Sperr= 
gejeß, diejen Teten Akt verzweifelter Selbitentleibung, Windthorft ihm den Rüden kehrte.“ 


Windthorft war ein großer Freund der Muſik. Beſonders nad) der geiftigen Anz 
frengung großer Verfammlungen, in denen er geſprochen hatte, verlangte er nad) guter Muſik: 
„Aber leichte, angenehme muß e3 fein.“ | 

Windthorſts Weſen war fehlicht und einfah. Obſchon im ganzen fatholifchen Deutſch— 
land fein Mann vor ihm und mit ihm fo begeiftert gefeiert wurde wie er, ift ihm fein 


— 
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Ruhm und feine Bedeutung doch niemals zu Kopfe geftiegen. Im Gegenteil, er war jorg- 
fältig bemüht, allzu ftürmifche Huldigungen von fi) abzuwehren. Ein bezeichnendes Beilpiel 
für viele. Als er im Jahre 1880 auf der Verſammlung der jehlefiihen Katholifen erſchien, 
wurde er in den Verſammlungen mit brauſendem Jubel empfangen und die begeiſterten Hul— 
digungen wollten kein Ende nehmen. Mit großem Ernſte wandte er ſich in ſeiner Schlußrede 
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Windthorft auf der Reife. 
Nach einer Zeichnung von Aug. Lucius aus dem Jahre 1885. 


Den PBarlamentömitgliedern der damaligen Zeit ift erinnerlich, daß Ag. Buciuß 

(Düffeldorf) manche Vorfälle und Augenblicksſzenen in kleinen Bleiſtiftzeichnungen 

feſtzuhalten pflegte. Aus ſeinem Nachlaß wurden einige derſelben für das vorliegende 
Wert in dankenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellt. 


gegen das, was er als übertrieben bezeichnete. „Das Uebermaß von Anerkennung ſchlägt 
gar leicht ins Gegenteil um, und ich habe geglaubt, hierauf noch beſonders aufmerkſam 
machen zu müſſen, weil gar leicht in der Freude des Herzens dieſes oder jenes Wort fällt, 
was beſſer nicht geſprochen oder geſchrieben worden wäre.“ Die Redaktion der Schleſiſchen 
Volkszeitung, die ihn in einem Willtommsartifel als „den größten Staatsmann des Jahre 
hunderts“ gefeiert hatte, bat er dringend, ſolche Hebertreibungen zu vermeiden, und beim 
Fefteffen wandte er ſich noch energifcher gegen die ihm erwieſenen Ehren mit den Worten: 
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„Wenn ich irgendeine Eigenichaft habe, ſo ift es die, daß ich frei von allen Illuſionen bin, ſo— 
wohl in bezug auf die Sachen, als auf die Perſonen, insbejondere in Beziehung auf meine Perjon. 
Alles, was die Vorredner von mir gejagt haben, kann ich nicht afzeptieren, aber für die Zentrumsfraftion 
nehme ich alles an. Für mich nichts, für das Zentrum alles!" 

Wie ernſt e8 ihm mit diefen Worten war, beweift ein Brief, den er unter dem frifchen 
Eindrude der ſchleſiſchen Tage an einen Freund jchrieb: 

„Die Verfammlung in Breslau war großartig . . . Mich perfönlic hat nur im höchſten Grade 
mißftimmt die... . Uebertreibung der Anerkennung. Ich habe darüber in Privatkreijen mid energiſch 
ausgeſprochen. Dann habe ich nicht unterlaffen, in der erften öffentlichen Verſammlung gleich Dagegen 
Verwahrung einzulegen und im Toafte bei Tiſch Habe ich dieſen Proteft weiter ausgeführt. Die Liberalen 
Zeitungen greifen nicht ohne Grund diejes Uebermaß der Anerfennung an, find aber nicht jo loyal, zu 
bemerfen, daß ich jelbft ausprüdlich dasjelbe mikbilligt habe.“ 

Unbeeinflußt von den Huldigungen, die ihm aus aller Welt entgegengebracht wurden, 
war und blieb Windthorft der einfahe Parlamentarier, dem in Berlin zwei Zimmer im 
zweiten Stod als Wohnung genügten. Jahrein, jahraus wohnte er während der Parlamentszeit 
in der Alten Jakobſtraße in Berlin bei der Witwe Pilark, die mütterlich für ihn forgte. 
Dort ift er aud) geftorben und von dort zur legten Ruheſtätte geleitet worden. 

Wenn er zum Abgeordnetenhaus oder zum Neichstage fuhr, pflegte er ſich einer ein- 
fachen Drojehfe zu bedienen. Das war in Berlin jo befannt, daß es förmlich auffiel, wenn 
er einmal in einer Droſchke erfter Klafje fuhr. Einen hübſchen Zwiſchenfall erzählte Juſtizrat 
Dr. Porſch. As er eines Abends nad) dem Diner im Kaiferhofe Windthorjt zu einer 
befannten Familie begleiten wollte, fanden fih nur Droſchken erjter Klafje vor. Sie waren 
aljo genötigt, eine folche zu benugen. Als am Schlufje der Yahrt der Kutjcher fein Yahr- 
geld in Empfang nahm, bemerkte er troden: „Freut mir jehr, Exzellenz, det Se ooch mal 
mit mir jefahren find. Sonſt fahren Se ja man immer bloß zweeter!“ 

Einfah und beſcheiden war Windthorft auch in allen jeinen Lebensbedürfnifjen. 
Reichtum lockte ihn nit. Er hätte ein reicher Mann fein fünnen, wenn er feine glänzenden 
Geiftesgaben und fein ungeheures Wiffen zum Gelderwerb hätte ausnutzen wollen. Eine 
ſolche Verwertung ſeines Talentes lag ihm gänzlich fern. Er zog es vor, feine Kräfte in 
den Dienjt der Allgemeinheit zu ftellen, der Sachwalter des Rechtes, der Freiheit, der Kirche, 
des DVolfes, der politiſch und wirtjhaftlih Bedrücten und Bedrängten zu werden. Freilich 
mußte er dabei mandje perfönliche jchwere Sorge in den Kauf nehmen. Als er zum erjten- 
mal aus dem hannoverjhen Minijterium ausjchied und feine Anwaltspraxis mehr bejaß, 
drüdten ihn mitunter Yamilienjorgen, denen er in einem Brief an jeinen vertrauten 
Breund, den damaligen Dompaftor und nahmaligen Bilhof von Osnabrüd, Bedmann, 
Ausdrud gab. Damals jpielte eine Summe von 50 Reichstalern, die er ausgeliehen hatte, 
für ihn eine Rolle. | 

Freimütig gejtand er ein, daß er jeinem öffentlichen Wirken hätte entjagen müfjen, 
wenn jeine Familie größer geblieben wäre. „Wenn mir der Himmel meine Söhne gelafjen 
hätte“ — bemerkte er im Gefpräche mit dem Journaliften Stein —, „würde ich meine poli= 
tiſche Rolle nicht haben durchführen fönnen; denn ich bin nicht wohlhabend, und in den 
zwanzig Jahren, in denen ich als Privatmann gegen die offiziellen Mächte ftehe, habe ich 
große Opfer gebracht und nie eine Hilfe angenommen. Schon mein Briefporto macht eine 
bedeutende Summe aus. Ich muß viele Leute ſprechen, ſelbſt viele Reifen maden, und zu— 
weilen bezahle ich auch die Reifen anderer, mit denen ich Fonferieren muß.“ Auf Steins 
erftaunte Trage beftätigte er ausdrücklich, daß er für feine ganze politifche Tätigkeit ſich nicht 
einen Pfennig erjegen Tieße, „denn“ — fagte er — „wer etwas auf fich hält und unab- 
hängig jein will, nimmt nichts gejchentt“. 

Dies bewies er auch an feinem 80. Geburtstage. Man hatte eine Billa in Hildes- 
heim erworben, um fie dem gefeierten Parlamentarier an diefem Tage zum Gefchenf anzu= 
bieten. Er ſchlug dies Gefchenf rundweg aus. Dagegen nahm er gern Gaben für den Bau 
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der Marienkirche in Hannover an, für die aus Anlaß feiner goldenen Hochzeit die katho— 
liſche Preſſe den Grundftod gejammelt hatte. Später wollte es mit den Sammlungen nicht 
recht vorangehen, und das ſchmerzte Windthorft jehr. Auf der Katholifenverfammlung in 
Bodum rief Kommerzienrat CahensIy (Limburg) im Vereine mit Matthias Wieje 
(Werden) ein Komitee ins Leben, welches ſich die befondere Aufgabe jtellte, in den größeren 





Die Marienlirhhe zu Hannover. 
Windthorſts Lieblingsichöpfung. In derjelben befindet fich fein Grab. 


Städten Korrefpondenten zu gewinnen und die Sammlungen für die Marienkirche zu betreiben. 
Nachdem eine Ichhafte Agitation durch Verſendung von zahlreichen Aufrufen borausgegangen war, 
wurde eg dem Komitee ermöglicht, Windthorit zu feinem Geburtstag am 17. Jan. 1891 die Summe 
von 28 000 M. durch Cahensly überreichen zu Yafjen, was ihm eine große Freude bereitete. Die 
Bayern hatten durd) Graf Preyſing ein Handſchuhkäſtchen, gefüllt mit Goldſtücken, beſonders über- 
reichen laſſen. Die Freude Windthorſts war ſehr groß. Windthorſt erſuchte darauf Kom⸗ 
merzienrat Cahensly, am folgenden Sonntag in ſeine Wohnung zu kommen, um die weiter 
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eingegangenen Geldfendungen in Empfang zu nehmen. Bei der Zufammenftellung ergab ſich 
ein Fehlbetrag von etwa 30 M., und er äußerte betrübten Herzens: „Erſt gejtern habe ich 
ein Defizit von 20 M. gehabt und muß heute ſchon wieder 30 M. erſetzen.“ Die Gaben 
floffen aber fo veichlih, daß in den nächſten Tagen die Summe von 50000 M. erreicht 
wurde. Dadurd) wurde es möglich, die Marienkirche auszubauen. Den Gebern war e3 ge= 
wiß eine Genugtuung, daß MWindthorft noch diefe Freude vor feinem bald erfolgten Hin— 
ſcheiden (14. März 1891) bereitet wurde. Die Marienkirche war eben jein Stolz, und wer 
ihn in Hannover bejuchte, fonnte eine Art von Gradmefjer der Wertſchätzung bei dem Zen— 
trumsführer darin erbliden, ob Windthorft ihm von der Kirche ſprach oder nicht, oder ob er 
jelbjt ihn in der Kirche herumführte. Auch heute noch wird jeder fatholifche Beſucher Han— 
novers gern die Marienkirche aufſuchen: hat doch der unermüdliche VBorfämpfer für die Rechte der 
Freiheit der fatholifchen Kirche in Deutjchland vor ihrem Hochaltar die legte Ruheſtatt gefunden! 

Nah Windthorſts Tod erzählte der Abgeordnete Dr. Lieber in einer öffentlichen 
Berfammlung folgendes, die hochherzige Denfungsart des Verftorbenen fennzeichnendes 
Begebnis, das bei defjen Lebzeiten befanntzugeben ihm ſtreng unterfagt war: „Eine Tages 
erhielt Windthorft vom Kaifer Franz Jofef, als dem Vormunde des minderjährigen Tatho- 
lichen Fürften von Thurn und Taris, das Anerbieten, die Wermögensverwaltung diejes 
Miündels zu übernehmen gegen ein Jahrgehalt von 100 000 M. und entjpredhende Sicherung 
für Frau und Yamilie im Falle feines Ablebens. Das war gewiß ein verlodendes Aner- 
bieten, namentlid) angefichtS der Tatjahen, daß Windthorft bereits hochbetagt war, daß der 
Kulturfampf jeinem Ende zuneigte und daß wahrjcheinlid) anderswo als im Parlament das 
legte Wort gejprodhen werden wirde. Was tat er? Er jchrieb an zwei verbannte Bijchöfe 
und bat fie zu einer Bejprehung in Privatangelegenheiten nad) einem Grenzorte. Dort trug 
er ihnen den Fall vor, legte ihnen feine Verhältniffe dar und bat fie, die Frage zu beant- 
worten, ob es feine Pflicht fei, das Anerbieten von der Hand zu weiſen, oder ob er es mit 
feinem Gewiſſen als Katholif vereinen fönne, e8 anzunehmen? Nach furzer Beratung gaben beide 
ihm zur Antwort: » Ihre Pflicht als Katholik ift, auszuharren, wo Sie ftehen!« Windthorſt 
padte jein Handföfferchen, fuhr nad) Hannover zurüc und ſchrieb dem gefrönten Vormund ab.“ 

Sollte man es für möglich halten, daß der Mann, der mit frohem Herzen feiner 
Ueberzeugung ein jo großes Opfer brachte, gleichwohl dem Vorwurfe nicht entgangen ift, 
jein Katholizismus ſei nicht echt, fei nur eine Maske, ſei ein Aushängeſchild zur 
Verhüllung politiſcher Pläne und ehrfüchtiger egoiftiicher Zwecke? 

Sein rüdjichtslofer Gegner Fürft Bismard hat auch diefe Waffe perjönrichen Angriffes 
nicht verſchmäht. Bereits 1872 juchte er in einer Unterredung mit Auguft ReichenSperger 
Windthorft zu verdächtigen. Windthorft wolle — fo äußerte er ſich — das Zentrum zu 
jeinen ehrgeizigen politifchen Zwecken mißbrauchen, denn er ſei „ein feiner Kopf; dur und 
dur Welfe, Halte er jet nur die fatholiiche Maske vor“. In feinen „Gedanken und Er— 
innerungen“ urteilt Bismard noch gehäfliger: „Windthorſt, politiſch fatitudinarian, religiös 
ungläubig, ift durch Zufall und durch bureaufratifches Ungefchiet auf die feindliche Seite ge= 
ſchoben worden.“ 

Windthorfts vornehme Natur Iehnte ſich dagegen auf, eine jo zarte Angelegenheit, wie 
die Frage der inneren religiöfen Heberzeugung, zum Gegenjtand öffentlicher Beſprechung zu 
machen. Auch ohne jede Verteidigung gegen ſolche Vorwürfe durfte er fiher fein, von den- 
jenigen, auf deren Urteil ev Wert legte, nicht verfannt zu werden. Ueberhaupt gab er auf 
gelegentliche perjönliche Angriffe nicht allzuviel. „Es gibt vielleicht feinen im Haufe, über 
den jo jcharf geurteilt worden iſt im Haufe und außerhalb des Haufes, als ich,“ ſagte er 
eines Tages im Neihstage. „Hier im Haufe babe ich mich gewehrt, wenn ich anweſend 
war; außerhalb des Hauſes habe ich mich nie gewehrt und bin dabei gut gefahren. Ich 
habe auch nicht geſehen, daß bei allen ſolchen Anfechtungen irgend meine Privatbeziehungen 
gelitten hätten.“ 


ee 
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Eine plumpe Bemerfung des mitunter taftlojen Abg. Grafen Bethuſy-Huc, der „wel- 
fiſche Schalf gucke Windthorit hinter der Kutte hervor“, wies er mit der vornehmen Wen 


dung zurüd: er überlaſſe die 
Bewertung diejer Neußerung dem 
Urteile des Hauſes. 

Nur einmal brach der Unmut 
bei ihm durch, als 1887 bei der 
Septennatsvorlage die alten Vor— 
würfe wieder vorgebracht wurden, 
und zwar in der Abſicht, ihm 
Gegner in Rom zu erwecken. Aber 
auch da beſchränkte er ſich auf die 
wenigen Worte: „Man will meine 
Freunde hier und auswärts bange 
machen; man behauptet, daß ich 
welfiſch ſei und daß ich die katho— 
liſchen Intereſſen nicht der katho— 
liſchen Intereſſen wegen verfolge.“ 

Freilich gehörte Windthorſt nicht 
zu den Naturen, deren religiöſe Ge— 
finnung ſich in innerer Beſchaulich— 
feit erjhöpft oder fi) in äußeren 
Uebungen in die Erſcheinung 
drängt. Er war feiner von denen, 
die ihr religiöfes Innenleben zu 
offenbaren liebten. Er war viel= 
mehr der Mann der praftijchen 
Arbeit, der fraftvollen Betätigung, 
der Ratholif der Tat und 
der Arbeit. Seinen religiöjen 
Pflichten fam er gewifjenhaft nad), 
jtill und ohne jedes Aufjehen. Aber 
das genügte ihm nicht. Die Durch— 
führung chriſtlicher Grundjäße auf 
allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens, die Ausgeftaltung des 
chriſtlichen Staates unter Wahrung 
voller Freiheit für alle Konfeſſionen 
— das war jein Lebensideal. Der 
katholiſchen Kirche insbeſondere Licht 


und Luft zu verjdhaffen, damit fie . 


ihrer hohen Aufgabe zu genügen 
imftande jei — das mar fein 
Streben und Arbeiten. 

Wie maßgebende Leute über 
den S1jährigen Advofaten Windt- 
horſt als Katholifen urteilten, ift 
bei Schilderung feiner hannover- 
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Gebetbuh-Widmung Windthorfts. 
Diefe Widmung jehrieb er feiner Tochter Anna am 
12. September 1857 in das ihr zur Beier der erſten 
hl. Kommunion geſchenkte Gebetbuch „Gebete der Heiligen". 


ſchen Zeit durch Die Zeugnifje des proteftantifchen Landdroften Grafen Wedel und des Weih- 
biſchofs Lüpfe aus den Jahren 1841 und 1842 ‚belegt worden. 
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Nach jeiner Ernennung zum hannoverſchen Minifter wurde ihm im Würzburger Sonn- 
tagsblatt am 7. Dezember 1851 das Zeugnis ausgeftellt, er habe „in der Kammer die Rechte 
. der katholiſchen Kirche ftets Fräftig vertreten und fei überhaupt der entjchiedenjte und uner- 
ſchrockenſte Vorkämpfer der katholiſchen Sache in Hannover, mo die zahlreiche katholiſche Bevöl— 


ferung bisher von nichts zu erzählen wußte als von Verfürzungen ihres guten Rechts, von Drang- 
jalen und Quälereien aller Art“. 

Gemwiß gehörte damals viel 
Mut und Idealismus dazu, fi) 
der fatholifchen Angelegenheiten 
anzunehmen. Perjönliche Ehren 
oder gar Vorteile waren am aller- 
wenigſten dabei zu gewinnen. 
MWindthorft aber murde nicht 
müde, in Wort und Schrift für 
das Recht der katholiſchen Kirche 
einzutreten. 

Wie er in feinen Jugendjahren 
perfönlide Opfer nicht jcheute, 
wenn e3 galt, der fatholijchen 
Sache zu dienen, und wie er ohne 
Nebenabfiht jeine Ueberzeugung 
öffentlih zum Ausdruck brachte, 
ſelbſt auf die Gefahr Hin, ſich 
Gegner zu ſchaffen und feine joziale 
Stellung zu ſchädigen, fo ſetzte er 
in demjelben Geiſte jeine öffentliche 
politiſche Wirkfamfeit fort bis in 
da3 jpätejte Greijenalter. Seine 
fatholiihe Glaubensüberzeugung 
war ihm jo heilig, daß ihm der Ge- 
danke, es könne einmal einen nichte 
fatholiihen Windthorft geben, ge= 
radezu jehredlich erſchien. So feſt 
wurzelte ſein ganzes Leben und 
Streben, bei aller Duldſamkeit 
und Hochachtung gegenüber der 
Ueberzeugung Andersgläubiger, in 

Silberner Tafelaufſatz. den Grundſätzen des katholiſchen 
Geſchenk des Wahlkreiſes Meppen zum parla riſe ilber⸗ i | 
ann RN en 1. ne, m al — a 
Lebens. 

Wer noch eines weiteren Beweiſes für Windthorſts innige, fromm=gläubige Gefinnung 
bedarf, der mag die Widmung nadhlefen, die er feiner Tochter Anna anläßlich ihrer eriten 
h. Kommunion in ihr Gebetbuch ſchrieb. 

Neuerdings ift — bei dem Mangel von Windthorſts brieflihem Nachlafje doppelt will— 
fommen — ein weiterer Beitrag befannt geworden (Köln. Volkszeitung 34, 12. Jan. 1911), 
der über die Frage der religiöfen Gefinnung Windthorits Aufihluß gibt. Es ift ein Brief 
aus dem Jahre 1877 an Dr. med. Thedering in Heede a. d. Ems, dem folgender Anlaß zu— 
grunde lag. In Heede ſtarb Paftor Lauwer, ein Jugendfreund Windthorfts. Dr. Thedering 
teilte Windthorft die Todesnachricht mit und erhielt den Brief als Antwort. Derjelbe hat 
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zunächſt in zeitgeſchichtlicher Hinficht Interefje, da faft in jeder Zeile die ſchwere Not der 
Kulturkampfsjahre wetterleuchtet. Beſonderen Wert aber erhält das Schreiben im Hinblid 
auf die Erörterungen über Windthorſts religiöſen Charakter durd) den tief religiös gejtimmten 
Grundton des Briefes, der völlig ausreicht, um jeden Zweifel an der herzlichen Aufrichtigfeit 
feiner Gläubigfeit reſtlos zu zerftreuen. Daß der Anlaß und private Charakter des Schreibens 
jeden Verdacht einer Poſe zu politifchen Zwecken ausichließt, bedarf feiner bejonderen Erwäh- 
nung. Es lautet: | 


„Hannover, den 29. März 1877. 
Em. Wohlgeboren 


gütige Nachricht über das Ableben Ihres würdigen Herrn Pfarrers, meines langjährigen Freundes, hat 
mich tief erjehüttert. Von jeinem Unmwohljein mußte ih nichts; ich hatte noch im Januar von ihm 


ea 





Dila Slora zu Ems. 
MWindthorft wohnte dortjelbft regelmäßig während feiner Kurzeit. 


Briefe, die nur Gutes meldeten. Sp geht mir ein Freund meiner Jugend nad dem anderen voran, 
und ich werde durch die täglichen Todesnachrichten ernſthaft daran gemahnt, daß der Abend des Lebens 
angebrochen iſt. 

Der vortreffliche Herr Paſtor hat unzweifelhaft dort oben den Lohn für ſein gutes Wirken hie— 
nieden gefunden. Ihm iſt wohl daran. 

Wir find in ſchwieriger Lage zurücgeblieben, und mit ernster Sorge und inniger Teilnahme jehe 
ich auf die verwaiſte Gemeinde hin. Aber halten wir feft in dem Vertrauen auf Gott, der und nicht ver- 
laſſen wird und hoffentlich die Tage der Prüfung abfürzt, wenn wir fortfahren, ihn inftändig darum zu bitten. 

Grüßen Sie alle Freunde dort und bewahren Sie eine freundliche Erinnerung Euer Wohlgeboren 


gehorſamem Windthorſt.“ 


Man hat auch wohl einen Beweis für den Mangel an gläubiger Geſinnung darin 
erblicken wollen, daß Windthorſt im Jahre 1869 die ſogen. Berliner Laienadreſſe an die 
deutſchen Biſchöfe in Angelegenheit der päpſtlichen Unfehlbarkeit mit ſeinen Freunden vorbe= 
raten und unterjchrieben bat. Er ſelbſt hat ſich über diefen Punkt im Abgeordnetenhaufe 
deutlich genug ausgeſprochen. Es handelte ſich bei jener Adreſſe feineswegs um eine Erflä= 
zung gegen die Lehre von der päpftlichen Unfehlbarkeit, fondern um eine Darlegung gegen 
die Notwendigkeit und Zwecdmäßigfeit der dogmatiſchen Feſtſtellung dieſer 
Lehre. Damit war genau derſelbe Standpunkt feſtgehalten, den damals auch die deutſchen 
Biſchöfe vertraten. Mit ihm gehörten zu den Unterzeichnern eine Reihe angeſehener Katho⸗ 
liken, deren echt katholiſche Geſinnung niemand anzutaſten gewagt hat. 
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Noch weit weniger Gewicht als auf Gelderwerb legte Windthorſt auf äußere Ehrungen, 
Ordensauszeichnungen und dergleichen. Unter dem hannoverſchen Regiment hatte er, wie 
früher berichtet, eine päpftliche Auszeichnung abgelehnt, um nicht das Mißtrauen des prote= 
ftantifchen Minifteriums und des argwöhniſchen Königs Georg mwachzurufen. Von lebterem 
erhielt er den großen Stern des Hannoverfchen Welfenordens, den er regelmäßig bei feſtlichen 
Gelegenheiten anlegte. 


Wie groß MWindthorft überhaupt in ſolchen Dingen dachte, jollte ih ein paar Jahre 
jpäter an einem anderen Beifpiele recht deutlich zeigen. Nach dem Schiedsſpruche des Papſtes 
vom Jahre 1885, defjen Anrufung Bismard vorgefchlagen hatte, um den deutſch-ſpaniſchen 
Streit über die Karolineninſeln zum friedlichen Ausgleich zu bringen, hatte der Papſt, einem 
alten diplomatischen Brauche folgend, beiden 
leitenden Miniftern feinen höchſten Orden, den 
Chriftusorden, verliehen. Katholiſche Kreife, 
denen die diplomatischen Gepflogenheiten fremd 
waren, hatten daran Anftoß genommen und 
planten Schritte, um denjelben Chriſtusorden 
gewifjermaßen zur Ausgleihung aud) für den 
verdienten Zentrumsführer zu erlangen. Da 
war es Windthorft, der ſich das aufs ent= 
ihiedenfte verbat. Dagegen hat er ſich über 
den Stein aus den römiſchen Katafomben, 
der ihm einmal vom Papft als Eleines Zeichen 
danfbarer Anerkennung feiner Verdienfte um 
die Kirche zugejandt wurde, jehr gefreut, 
ebenjo über den Tafelaufjaß, den ihm zu 
jeinem parlamentariſchen Silber-Jubiläum 
(1. Febr. 1874) die getreuen Wähler jeines 
Wahlkreiſes Meppen verehrten. 


Die anftrengende Arbeit im Parlament 
nahm jeine Kräfte ftarfin Anjprud. Nament- 
lic) feine Stimme litt ungemein bei dem vielen 
Sprechen im Plenum und in den Kommiſſionen 
unter dem Staub und der verdorbenen Luft 
der Berfammlungsräume. Darum war er 
am Schlufje jeder Seffion regelmäßig Kurgajt 
Windthorft als Kurgaft in Ems 1887. in Em3, wo er am beiten Linderung für 

jeine Beſchwerden fand. Auf dem linfen Lahn— 

ufer am waldigen Abhange des Malberges bis 
zu unteren Lahnbrücke zieht fi ein Kranz freundlicher Villen Hin. Ungefähr in der Mitte 
diefer Reihe, unmittelbar unter der Heinen anglifaniichen Kirche liegt die Billa Flora, 
mo er jeden Sommer ein einfaches Balfonzimmer bewohnte. Von diefem Zimmer hat man 
einen lieblichen Ausblid auf die gegenüberliegenden Kuranlagen und die fteil darüber aufe 
jteigenden, mit der feit 1900 errichteten Bismarckſäule gefrönten Hügel. Es ift der Vorſchlag 
gemacht worden, durch eine Gedenktafel die Stelle zu bezeichnen, mo der verewigte Zentrums— 
führer jo gern geweilt und neue Stärfung für feine parlamentarijhen Kämpfe und Siege 
gejammelt hat. Dann würden and) hier bei der Nachwelt, wie einft im Leben, die beiden 
Männer einander gegenüberftehen: der eine ftolz auf den Höhen, wie einft auf dem Gipfel 
der Macht, der andere beſcheiden und einfach, ein Volksmann, der nur getragen ward durch 
das Vertrauen von Millionen feiner Mitbürger, 





| 
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„In Windthorft,“ erzählt fein Landsmann Langwerth von Simmern, „ftellt ſich das 
weitfälifche Weſen jeiner Heimat am reinften dar. Schon feine Sprache zeigte den unver— 
fälſchten Dialekt, wie er früher in den mittleren Kreifen auf dem Lande bei Dsnabrüd 
geiprochen wurde. Ich hatte einſt bei einem Eleinen Handwerker in der Stadt Hannover 
etwas zu tun und fand, daß er genau wie Windthorft ſpreche und mid) auch ſonſt an ihn 
erinnere. Als ich dieſes hervorhob, meinte der Mann, es würde merfwürdig fein, wenn dem 
ander8 wäre, denn er habe ja mit Windthorft in Oftercappeln die Schule beſucht.“ 

An feiner Heimat hing Ludwig Windtgorft mit großer Liebe. In Yändlicher Umgebung, 
unter bäuerlichen Verhältniffen aufgewachſen und erzogen, war und blieb er ein warmer 
Freund des weſtfäliſchen Bauernftandes. Wo fich Gelegenheit fand, die Intereſſen des Grund- 
beſitzes zu ſchützen, insbejondere ſich der bäuerlichen Pächter und Heuerlinge anzunehmen, 
ftanden ihm warme, überzeugende Worte zu Gebote. 

Einen hübſchen Zug, der zugleich beweilt, wie aufmerfjam MWindthorft aud) anfcheinend 
unwichtige Erſcheinungen würdigte, teilt Freiin von Bradel mit. In den bewegten Tagen 
des Januar und Februar 1876 veröffentlichte die Kölniſche Volkszeitung in ihrem Tenilleton 
eine Novelle von Ferdinande von Bradel: „Nicht wie alle anderen“. Die Berfafferin läßt 
den Helden jeine Anſichten über den Wert ererbten Grundbefites, des ländlichen im allge- 
meinen, und die fozialen Pflichten des Landadels im bejonderen mit großer Wärme aus— 
ſprechen. Die weftfälifchen Zentrumsmitglieder des Abgeordnetenhaufes jandten darauf der 
Diehterin einen Brief, in dem fie ihr Dank und Anerkennung ausſprachen. Dieſer Brief 
trägt Windthorſts Unterſchrift an zweiter Stelle. (Veröffentlicht in: v. Brackel, Mein Leben, 
Köln 1905, ©. 113.) 


58. Windthorft als Politiker. 


Wer vom Volitifer WindtHorft reden will, muß zugleid) von Bismard ſprechen. Die 
Entwidlung der inneren Geſchichte Preußens und Deutſchlands nad dem Kriege von 1866 
hat ſich weſentlich unter der Gegnerfchaft der beiden Männer vollzogen. Die Gegnerſchaft 
ſelbſt iſt ſchon viel älter; fie ſtammt aus der Zeit, da Windthorft in Hannover Juftizminifter 
und Bismard preußifher Bundestagsgejandter in Frankfurt war. In demfelben Jahre, da 
Bismard zum Bundestagsgejandten ernannt wurde, erhielt Windthorft fein Minifterportefeuille 
in Hannover. Bismards Aufgabe jollte es fein, das Freundſchaftsverhältnis zu Oeſterreich 
wiederherzuſtellen; aber er verfolgte ſeine eigene Politik, indem er ſich als Gegner Oeſterreichs 
im Intereſſe der preußiſchen Großmachtspolitik erwies. Wie er bei dieſen Beſtrebungen dazu 
gelangte, den Miniſter Windthorſt zu Fall zu bringen, iſt an früherer Stelle (vergl. S. 40) 
erwähnt. Der ſcharfblickende hannoverſche Staatsmann verfolgte die gewundenen Gänge der 
Bismarckſchen Politik mit um ſo lebhafterem Intereſſe, als er die Bedeutung des Mannes 
und die Kühnheit und Rückſichtsloſigkeit ſeines Vorgehens vollauf zu würdigen verſtand. 
Auch konnte es ſeinem Scharfblicke nicht entgehen, daß ſein Vaterland Hannover vermöge 
ſeiner geographiſchen Lage das erſte und willkommenſte Opfer preußiſcher Ausdehnungspolitik 
werden müſſe. 

Anderſeits wußte auch Bismarck ſeinen Gegner wohl zu ſchätzen; er hat kaum einen 
anderen ſo gefürchtet, wie Windthorſt, und kein Mittel des politiſchen Kampfes verſchmäht, 
um dieſen Gegner unſchädlich zu machen. 

Schon der äußere Gegenſatz in der Erſcheinung der beiden Männer war ungewöhnlich 
und charakteriſtiſch: der eine hünenhaft von Geſtalt, meiſt in Küraſſieruniform, ein Gewalt— 
menſch, der ſchon durch ſein Körpermaß und fein Sporengeklier begeiſternd auf ſeine Ver— 
ehrer einwirkte; der andere ein unſcheinbarer, hochgradig ſchwachſichtiger Mann, der dem 
gewaltigen Kanzler nichts entgegenzuſetzen hatte als ſein Abgeordnetenmandat. „Und doch,“ 
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jagt der Journalift Stein, „war diefer zähe parlamentarifche Diplomat mit dem gnomen- 
haften Aeußeren der Stärfere und hat den bewunderten Heros im politifhen Schachkampf 
planvoll matt gejeßt. Er hat als höflicher Mann nie einem Gegner ins Geficht gejchleudert: 
Sie imponieren mir nicht, aber tatſächlich war er einer der wenigen, denen Bismard aud) 
zur Zeit feiner großen Macht nicht imponiert hat. Selbft in den heftigiten parlamentarijhen 
Auftritten hat er dem gewaltigen Gegner gegenüber die fühle Ruhe nie verloren, und wer 
jein Urteil nicht durd) äußere Erfolge trüben ließ, erfannte von jeher, daß in dieſem zähen, 
Mugen Manne die größere Ausdauer und zielbewußtere Kraft jtede.” 

Windthorfts ftaatsmännifche Begabung hatte ſich bereits in der hannoverſchen Zeit 
bewährt. Bon Beginn feiner politifhen Laufbahn an lag es ihm far vor Augen, daß eine 
fruchtbare politifche Wirkjamfeit nur möglich jei auf dem Boden des modernen Ver— 
faffungsjtaates, wie ihn das ftürmende und drängende 19. Jahrhundert geſchaffen hat. 
Auf diefem Boden fühlte er fich ficher und jeden Zoll diefes Rechtsbodens verteidigte er mit 
zäher Energie und mit allen den Waffen, die das moderne Verfafjungsrecht darbietet. Darum 
Tonnte ihn nichts mehr in Harniſch bringen, als ein etwaiger Verſuch, mittelalterlihen Staat3- 
rechtsgrundſätzen und vergangenen Rehtsordnungen irgendeine praftiiche Bedeutung für unfere 
Zeit beizulegen. 

MWindthorfts politiſches Programm läßt fi) in kurzen Worten dahin fajjen: ein 
einiges Deutjhland aller deutjhen Stämme, ein Bund aller deutſchen Fürften, in dem 
jede Eigenart ihre Berechtigung haben und Berückfihtigung finden muß; Freiheit der 
Religionsübung unter voller Gleichberechtigung der Katholiken; Freiheit des Unterrichts im. 
wahren Sinne; Fürſorge für das Wohl aller Stände, namentlich derjenigen, die wegen ihrer 
jozialen Abhängigkeit auf die wohlwollende Fürjorge der übrigen Stände angemiefen find. 

Windthorſts großdeutjcher Anſchauung ftanden die Ziele der Bismarckſchen Politik 
Ihnurftrads enigegen. Bismarcks Jdeal war der Einheitsftaat Preußen, der, mit fehranfen- 
lojer Macht ausgerüftet, alle Kräfte in feinen Dienft nehmen jollte, auch die moraliſchen und 
ethiſchen, und der alle Lebensäußerungen nad) feiner Schablone und in feinem Interefje zu 
regeln befugt fein müſſe. Daß in einem folden Staate für eine felbjtändige Kirche, wie 
die Tatholifche, fein Raum fein und die Unterrichtzfreiheit feinen Platz finden könnte, ift ohne 
weiteres klar. Ebenſo verſtändlich ift es, daß eine freie und vom allgemeinen Wahltechte 
getragene Volksvertretung mit einer jo gearteten Staat3idee fi auf die Dauer nicht ver- 
tragen würde. 

Bismards robufte Tatkraft ſchreckte feinen Augenblid davor zurüc, die Konfequenzen 
jeiner Staatsidee zu ziehen. Deshalb ftellte er ſich ungeſcheut als den eigentlichen Vertreter 
des politiijhen Proteftantismus hin: eine deutjchnationale proteſtantiſche Kirche mit 
dem protejtantifchen Kaiſer an der Spitze im geraden Gegenſatze zu der alten deutſchen 
Kaijeridee, das war fein Ideal. Darum begann er den Kulturfampf in Preußen und in 
Deutihland, und aus demjelben Grunde unternahm er den Verſuch, den internationalen 
Kampf gegen den päpftlichen Stuhl zu Rom zu organifieren. 

Die Idee des proteftantifhen Kaiſertums hat Bismard verfolgt und feitgehalten 
bi3 in jeine letzten Lebenstage. Nach feiner Entlafjung ſprach er fi) darüber in einer Rede 
dor den Studenten und Abordnungen thüringifcher und ſächſiſcher Städte in Jena offen aus, 
und zwar legte er auf dieſe Auslaffungen ein jo großes Gewicht, daß fein gewifjenhafter 
Chroniſt nicht vergißt, die Dauer derfelben mit genau 32 Minuten zu verzeichnen. Zunächſt 
betonte er die Notwendigkeit und Unvermeidlichfeit des Bruderfrieges von 1866. „Wir mußten ung 
nad) deutjher Art und Gefinnung einmal im Gottegurteile ihlagen, um zu wiſſen, auf melde 
Seite ſich die Entjheidung der höheren Gewalt ftellen würde,“ Weiterhin beklagte er, daß 
wir eine nationale Kirche nicht befigen, und fuhr dann nad) einem iharfen Angriffe gegen 
das Zentrum fort: „Ih bin eingefchworen auf eine weltliche Leitung eines evangelifchen 
Kaifertums, und dem hange id) treu an.“ 
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MWindthorft las in diefen Gedanken wie in einem offenen Buche.) Er jprad) es 
geradezu aus, daß der Kulturfampf datiere vom Schladhtfelde von Königgrätz. Mit rüd- 
ſichtsloſer Offenheit legte er die Pläne des Reichskanzlers dar: „Man will von oben herab 
die Nationalfirche zurechtbauen; man will die Katholifen vom päpftlihen Stuhle trennen; 
man will fie unter die Polizeifnute des. Staates bringen, man will dann, weil man dod) 
zweifelt, ob das bezeichnete Vorhaben vollfommen gelingt, im nädjten Konklave da3 Papſttum 
entweder vernichten oder verfälfchen. Das ift der Krieg, den man ung macht und den aufs 
zunehmen wir entſchloſſen jein müfjen.“ Die weiteren Ziele des Kanzlers ftreifte Windthorft 
hei einer anderen Gelegenheit: „Der Fürft Bismard ift der einzige und alleinige Träger 
der jetzigen Politik, er allein hat fie inauguriert und erreicht damit ungeheuere Zwede, 
namentlich auch den Zweck, daß alle ihm unbedingte Heerfolge leiſten, der Kollege Virchow 
an der Spihe. Er erreicht damit ferner den Zweck der äußerjten Reaktion, denn ſchon heute 
haben wir wieder von dem Kollegen Dr. Gneift gehört, daß die Prepfreiheit und das Ver— 
einsrecht jo mißbraudt werden, daß — die Folgerung liegt auf der Hand — notwendig 
eine Einſchränkung eintreten muß.“ 

Anfänglih ſchien der Kampf gegen den allmächtigen Kanzler und fein Seergefolge, 
das fih aus allen Parteien vom äußerjten Fortſchritt bis zu den extremften Konfervativen 
zufammenfeßte, faſt ausſichtslos. Aber um Augenblicserfolge war es Windthorft gar nicht 
zu tun. Er wußte, daß auf dem Ader der Volitif die Früchte viel langſamer reifen, als 
zwiſchen Frühling und Herbit. Darum ließ ihn auch der lauteſte Widerſpruch jehr fühl. 
„Ich bin gemohnt, in meinem politifchen Leben“ — jagte er — „Ziele, die ic) mir geftedt, 
durch Jahrzehnte zu verfolgen. Die Fatholijche Kirche”, — ſetzte er Hinzu — „die nicht 
ſtirbt, ift gewohnt, ihre Ziele durd) Jahrhunderte zu verfolgen.“ 

Was MWindthorft in feinen nad) menschlicher Berechnung mitunter nußlofen Kämpfen 
mit Mut und Zuverficht erfüllte, war fein unbedingtes Vertrauen auf die fieghafte Gewalt 
des Rechtes und der Wahrheit. „Wir haben Stügen genug in ung jelbjt, in unjerem 
eigenen Mute und unferem guten Recht, und das Necht wird fiegen auch gegen den Herrn 
Reichskanzler.“ Freilich ließ er ſich von niemanden wehren, von feinen parlamentarijchen 
Rechten den ausgiebigſten Gebraud zu machen. „Sch bin von meinen Wählern hierher 
geſchickt, um überall, wo das Recht und die Humanität angegriffen wird, verteidigend aufs 
zutreten, und wenn dieje Verteidigung unter Umftänden durch Angriffe beſſer geführt wird, 
jo würde ich auch dieſe nicht unterlaffen fönnen und dürfen. Das ift befanntlid der defenjive 
Vorſtoß unjeres berühmten Strategen.“ 

Oft genug ſpitzten ſich die PBarlamentsverhandlungen zu einem Zweifampf zwijchen 
den beiden Staatsmännern zu. Wenn dem Reichsfanzler die fachlichen Gründe verjagten 
oder wenn ihm daran lag, das Zentrum zu ijolieren, gefiel er ſich in perſönlichen Angriffen 
gegen den „Welfen“ und „Führer der reichsfeindlichen Oppofition“. Windthorſt blieb ihm 
nie die Antwort ſchuldig; aber troß der empfindlichen Nadelſtiche, mit denen der Kanzler 
ihn zu fränfen wußte, hat er niemals diefem ein verlegendes Wort gejagt. Mehrmals höhnte 
Bismark den Zentrumsführer mit der ironiſchen Aufforderung, doc an feiner Stelle die 
Regierung zu übernehmen. So jagte er einmal: „Im Reiche könnte ich doch nur den Herrn 
Abg. Windthorft als den hervorragendften der Oppofition bitten, das Amt des Reichskanzlers 
zu übernehmen. Ich würde mich freuen, ihn im Amte zu ſehen, ich fürchte aber, er nimmt 
es nicht an,“ und fügte ſpöttiſch hinzu, er habe allerdings bei ſeinen Sondierungen bei 
Sr. Majeſtät keine Neigung dafür gefunden. Windthorſt wies dieſen Hohn ruhig und kühl, 
aber entſchieden zurück. „Es iſt dies eine Wendung, die der Herr Reichskanzler alle Jahre 
ein- oder zweimal macht, und die wir immer ſchon gehört haben. Solange wir ein 








1) Die offizidfe Nordveutjche Allgemeine Zeitung bezeichnete ihn am 25. November 1884 als 
„den tätigften und geſchickteſten Gegner des proteftantijchen Kaiſertums“. 
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parlamentarijches Syftem, wie es in England befteht, nit haben, jo lange find derartige Aus- 


Yafjungen durchaus inept (Zuruf), ja, durchaus inept, und ich muß gejtehen, daß id) nur 
annehmen fann, es jei vorgebracht, um auf gewiſſe Leute einen Eindrud zu machen.“ Den 
übermütigen Hinmeis Bismards auf feine unantaftbare Stellung und jeine politifchen Er⸗ 
folge ſtrafte er mit der kühlen Bemerkung, „für die inneren Angelegenheiten des Reiches und 
des preußiſchen Staates würde ſich leicht ein anderes Miniſterium finden und es ebenſogut 
machen wie das jetzige. Schlechter könne es kaum fein“. Bei einer anderen Gelegenheit 
— es war bei der Interpellation Neichensperger über die Mifjionstätigfeit in den deutjchen 
Schubgebieten — begegnete Windthorft einem heftigen Angriffe des Reichsfanzlers mit der 
Bemerkung, der Neichdfanzler diene dem Vaterland oft in einer Weife, die nicht immer 
deutjch fei, denn jo oft daS Recht verlegt würde, jei das undeutſch. „Der Reichskanzler hat 
mit feiner Anſchauung nur mehr Erfolg, weil er mehr Soldaten und mehr Geld hat al3 id. 
Ich habe feine Soldaten und gar fein Geld, ich glaube aber ſelbſt waffenlos einige Erfolge 
gegen ihn errungen zu haben.“ Bereits einige Monate vorher hatte er einen überaus 
böhnischen Ausfall Bismards mit der Antwort abgefertigt: „Für den, der zwei Millionen 
Soldaten Hinter ſich hat, iſt e8 auch Fein übermäßiges Kunſtſtück, auswärtige Politik zu 
treiben.“ 

Bei all dem ftarfen Hafje, mit dem Fürſt Bismard jeinen Gegner verfolgte, fonnte 
er doch nicht umhin, jeinen Wert anzuerfennen und nad) Gebühr zu ſchätzen. Wohl nannte 
er ihn im jähen Unmute gelegentlich einen „ſchlauen, eigenſüchtigen Advofaten“; aber es ijt 
ihm niemals eingefallen, von ihm jo wegwerfend zu ſprechen wie von Bennigjen und Miquel, 
die er als „unfähige Politiker“, als „Karlhen-Miesnid-Tertianer und Kinder“ bezeichnete; 
wie er denn überhaupt von den Nationalliberalen eine recht geringe Meinung hatte. „Die 
Kerle jeien jo dumm, daß nichts mit ihnen anzufangen jei,“ entgegnete er dem Fürſten 
Hohenlohe auf deſſen Verſuch, ihm die Nationalliberalen als Stüße anzupreijen. 

Grimmig nagte dem verabjchiedeten Kanzler der Aerger am Herzen über die Ehren, 
die dem Zentrumsführer bei jeinem Tode zuteil wurden. Er konnte es nicht verwinden, daß 
„genau ein Jahr nad) der befannten Unterredung des Abg. Windthorft mit ihm der Kaifer 
vor der Wohnung des ſchwer erkrankten Abgeordneten vorgefahren war, um fi) nach deſſen 
Befinden zu erkundigen; daß ſechs Tage jpäter der Vertreter des Kaiſers und der Kaijerin 
der Trauerfeier beigewohnt und in Hannover ein Flügeladjutant im Namen des Monarchen 
einen Kranz auf Windthorſts Grab gelegt“. Gleichwohl erfannte er die Bedeutung des 
dahingejchiedenen Gegner? an, und gejtand ihm bereitwillig zu, daß die päpftlihe Mahnung 
an dag Zentrum: Unit& et sagesse! in der Perſon Windthorjts zur Wahrheit geworden 
fei. In einem unzweifelhaft auf die Bismarckſchen Kreiſe zurüdzuführenden Artikel der 
Münchener Allgemeinen Zeitung ward die „überlegene Begabung“ des Zentrumsführers an- 
erfannt und zugegeben, daß er es verjtanden, „den nicht immer erfolglofen Kampf mit dem 
bedeutendjten Staatsmann unſeres Jahrhunderts aufzunehmen und dur Jahrzehnte fort 
zuführen. Nur ein Windthorft Habe es wagen fönnen, am 12. März 1890 vor den Fürften 
Bismard zu treten und mit dürren Worten die restitutio in integrum, die Wiederherftellung 
des status quo ante 1870 zu fordern, d. h. Aufhebung aller kirchenpolitiſchen Geſetze und 
Forderung der Fatholijhen Abteilung im preußiſchen Kultusminifterium. .... Daß Windt- 
horſt es unternehmen fonnte, dem Fürſten Bismard die Schlüffel eines feit zwanzig Jahren 
mühjam erfämpften und behaupteten Befisitandes des deutſchen Volkes abzufordern, beweife, 
daß der Führer des Zentrums fo wenig ohne Selbftvertrauen wie ohne Kenntnis der da— 
maligen Lage gewefen ſei.“ 

Fürſt Bismarck wußte den Wert einer wohl dilziplinierten und zielbewußten Partei 
ſehr wohl zu würdigen. Darum hat er es an Verſuchen, aus dem Zentrum eine gefügige 
Regierungstruppe zu machen, nicht fehlen laſſen. Solange freilich Windthorft die Führung 
behielt, war an eine foldhe Wendung nicht zu denken. Aus diefem Grunde ging er nur 
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ungern und wenn er nicht anders fonnte mit Windthorjt und dem Zentrum zufammen, aber 
al3 Realpolitifer nahm er die Hülfe, wo er fie haben fonnte. „Er mußte bei Windthorft 


Ludwig Windthorit und fein Landsmann Dr. Miquel 
in der Wandelhalfe des Reichstags 1889. 


eben immer, wo er daran war, und daß diefer nicht mehr Mannen bei parlamentarijchen 
Abftimmungen zu ftellen verſprach, als er gewinnen fonnte.“ Das hat er ja auch mehrfach 
öffentlich im Laufe der parlamentarijchen Verhandlungen anerfannt. 
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Bismards Streben ging aber unabläffig und fonfequent dahin, das Zentrum für fi) 
zu gewinnen und von feiner „welfiſchen“ Führung zu frennen. Und da er diejes Ziel auf 
anderem Wege nicht erreichen fonnte, hoffte er durch die Bermittelung des Papſtes dahin zu 
gelangen. So widerſpruchsvoll und jprunghaft die PVolitit des Reichskanzlers in dieſem 
Punkte jeheinen mag, pſychologiſch ift fie leicht verftändli. Der Verjud, die Zentrumspartei 
dadurch zu vernichten, daß er fie ala eine konfeſſionell fatholijche, von den Weiſungen 
einer auswärtigen Macht abhängigen, nach dem Willen des Römiſchen Papſtes abjtimmenden, 
alſo den paritätiſchen Staat geradezu verneinende Partei dem konfeſſionellen Haſſe preisgab, 
war an der Klugheit der Führer des Zentrums und der Feftigfeit feiner Wähler gejceitert. 
Die Partei jtand feſter und fraftvoller da als vorher. Was lag näher für den Staatsmann, 
dem nur die Kraft und Feftigfeit Achtung abnötigte, als der Wunſch, eine jo jtarfe und 
difziplinierte Armee für ſich und feine Politik zu gewinnen? Das hoffte er durch die VBermittelung 
des Papſtes zu erreichen, dem er dafür die Herjtellung des firchlichen Friedens durch Revifion 
der Maigefebe in Ausficht jtellte. Unbeftreitbar eine verlockende Ausficht für den Römiſchen Stuhl, 
wie für das unter der Not des Kulturfampfes jeufzende fatholifche Volf! In beiden Momenten 
lag für den Beſtand und die Unabhängigfeit des Zentrums eine nicht geringe Gefahr. 

Die Verdächtigung, eine im paritätiichen Staate unmögliche und verderbliche konfeſſionelle 
Fratktion darzuſtellen, war für das Zentrum mit Leichtigfeit aus jeinem Programm, aus 
feiner Zufammenjegung und aus jeiner Tätigfeit zurückzuweiſen. Es bedurfte weit mehr 
Geduld und Ausdauer als Gefchicklichfeit, der immer wiederkehrenden Behauptung konfeſſioneller 
Einfeitigfeit immer die gleiche Widerlegung entgegenzujeßen. 

Nicht jo einfach war die Abwehr der Bismardjchen Bemühungen, auf dem Um= 
wege über Rom Einfluß auf das Zentrum zu gewinnen. Sicherlich ijt es nicht das 
geringfie unter den Verdienften des genialen Zentrumsführers, auch in diefem Punkte die 
Bismarckſche Politik matt gejeßt, die politifche Stellung des Zentrums einwandfrei und in 
feften Linien abgegrenzt und die Unabhängigfeit der Partei von jeder Firchlichen Beeinfluffung 
bis zur dofumentarifchen Verbriefung Elargeftellt zu Haben. 

„Auf firhlidem Gebiete haben wir die Autorität des Römiſchen Stuhles anzu= 
erfennen, auf politiſchem nit... Rom denft in diefer Sache abjolut nicht: anders 
als wir. Dieſes Wort Windthorfts hat 25 Jahre ipäter feine Wiederholung und Be— 
flätigung gefunden in dem Schreiben des Papites Pius X. am den Erzbiſchof von Köln, 
Antonius Kardinal Fiſcher, vom 30. Oktober 1906, ') in welchem er die „tatfräftige 
Klugheit der deutjchen Katholiken“ lobt, welche „in allen religiöfen Dingen der Autorität des 
Römiſchen Stuhles folgen wollen“, und ausdrücklich beftätigt, daß „diejer Gehorfam, mie 
eine fortwährende Erfahrung zeigt, einem jeden vollftändige uneingejhränfte Frei— 
heit in denjenigen Angelegenheiten läßt, welde die Religion nit be- 
treffen“ („euique relinguit libertatem quoad ea, quae religionem non attingunt“). 

Zutreffend jagt Dr. Julius Bachem in dem Windthorjt gewidmeten Artifel des Staat3- 
lexikons der Görresgeſellſchaft (2. Aufl.) mit Bezug auf die Windthorſtſche Zurückweiſung des 
Einmiſchungsverſuchs der römischen Kurie in der Septennatzfrage: 

„Vielleicht Hat Windthorft der Sache des Katholizismus im Deutſchen Reiche niemals einen 
größeren Dienft erwieſen, als durch diefe Stellungnahme. Vorübergehend mag ja durch eine Einwirkung 
der Kurie auf die Zentrumzsfraftion, welche eine den Intentionen des jeweiligen Regiments entjprechende 
Erledigung politijcher oder militärifcher Fragen herbeizuführen vermochte, ein ſpezifiſch kirchliches Intereſſe 
gefördert werden; dadurch würde aber in feiner Weiſe der ſchwere Schaden aufgewogen, welcher der 
Gejamtftellung der deutjchen Katholiken im öffentlichen Leben erwachjen müßte, wenn darauf hingemiejen 
werden fünnte, daß die Zentrumsfraktion ihr Verhalten gegenüber beveutungsvollen Fragen nichtkirchlichen 
Charakters von den Wünſchen einer firchlichen Inftanz abhängig made. Man würde daraus eine mit 
der Selbftändigfeit einer deutſchen parlamentarijchen Gruppe und unter allen Umftänden mit dem Reichs— 
und Landesintereſſe unerträgliche Abhängigkeit von kirchlichen Einflüffen herleiten.“ 

) Veröffentlicht in der Kölniſchen Volkszeitung Nr. 984 vom 17. Nov. 1906. 
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Die Selbjtändigfeit in der Beurteilung und Behandlung politifcher Fragen und 
die Rüdfiht auf die kirchlichen Autoritäten in kirchenpolitiſchen Angelegenheiten brachte 
e8 naturgemäß mit fi, daß Windthorft ala überaus vorfichtiger Volitifer auf daS gewiljen- 
hafteſte bemüht war, in allen kirchenpolitiſchen ragen fi mit den kirchlichen Autoritäten zu 
verftändigen. Er unterhielt einen ununterbrodhenen Verkehr mit den deutfchen Biſchöfen und 
dem Heiligen Stuhle, denen er alle einjchlägigen Fragen vorlegte und die er von allen jeinen 
Schritten im parlamentariſchen Kulturfampfe zu unterrichten für unerläßlich hielt. Meift 
wurden die Angelegenheiten brieflich erledigt; bei beſonders wichtigen Anläffen wurde die 
Berftändigung dur Abordnung vertrauter Perfönlichfeiten erzielt, die in perſönlicher Rüd- 
ſprache die Meinung der betreffenden Stellen erfundeten. 

Eine hervorſtechende Eigenſchaft Windthorfts war nämlich eine faft übertriebene Vor— 
fit. Deshalb vertraute er nicht gern diskrete Angelegenheiten einem Brief an. Seiner 
Kurzfichtigfeit wegen fehrieb er jelbft nur in Ausnahmefällen. Meift diktierte er jeine Briefe 
vertrauten Freunden, deren ihm eine Anzahl gern zur Verfügung ftanden. Bei michtigeren 
ſchriftlichen Mitteilungen unterließ er nie, dem Empfänger auf das dringendjte ans Herz zu 
legen, doch ja das Schreiben gleich nach der Durchficht zu verbrennen. Die meiften feiner 
Freunde kamen diefer Weifung fo gewifjenhaft nah, daß feine Briefe heute zu den Gelten- 
heiten gehören. Mitunter entftanden daraus ſogar recht ergößliche Verlegenheiten. Sp beginnt 
ein Schreiben feines vertrauten Freundes Beckmann (des jpäteren Bifhofs von Osnabrüd) 
aus dem Jahre 1855 mit dem tragifomifchen Eingeftändnis: 

„Omne nimium est vitium; d. h.: Gar zu gehorfam ift au nicht gut. Das erfahre ich 
jet. Du ſchriebſt, ich jollte Deinen Brief, nachdem ich ihn gelejen, jofort verbrennen. Wie immer, jo 
gehorchte ich auch hier, und fieh, jett, wo ich den Brief beantworten will, fehlt ev mir, und fein Inhalt 
iſt mir nur unklar und unvollfommen gegenwärtig. Wenn aljo meine Antwort mangelhaft ift, iſt das 
Deine eigne Schuld.“ 

Windthorft hat auch alle an ihn perjönlich gerichteten Briefe, ſoweit fie nicht amtliche 
Angelegenheiten betrafen, jorgfältig vernichtet, jo daß in feinem Nachlaſſe Feine Dokumente 
oder Aufzeihnungen vorhanden find. Auch darin war er dur und durch Diplomat, daß er 
zu ſchweigen verftand. So häufig fi) in feinen Reden Andeutungen finden, die ihn als 
vertrauten Mitwiffer gar manches vermeintlich ftreng gehüteten Geheimnifjes und mander 
diplomatischen Aftion erfennen ließen zum Schreden derer, die ſich für Die einzigen Wiſſenden 
hielten: niemals hat er ein Wort verraten, daS ihm anvertraut war, nie eine PVerjönlichkeit 
fompromittiert, die ihm vertrauliche Eröffnungen gemacht hatte. Diefe vornehme Diskretion 
hat er über das Grab hinaus bewahrt. Weld eine Summe von intereffantem Material zur 
Beurteilung der Zeitgeſchichte dabei verloren gegangen ift, läßt fi) faum überfehen. Wenn 
man aber bedenkt, in welch regem Verkehr er mit den bedeutendften Männern jener für die 
Geſchichte der neueften Zeit jo wichtigen Jahrzehnte geftanden hat, wird man fid) von ber 
Schwere des Verfuftes ein ungefähr zutreffendes Bild machen fünnen. 

Sehr bedauerlich ift e8 auch, daß für die richtige Beurteilung und Würdigung feines 
reihen außerparlamentarifchen Wirkens faft alle greifbaren Unterlagen fehlen. Und welch eine 
reihe Fülle von Anregungen auf allen Gebieten öffentlichen Wirfens ift von ihm ausge- 
gangen! Die wenigen bei feinen vertrauten Freunden noch vorhandenen Briefe laſſen nur 
ahnen, wieviel Wertvolles in den auf feinen Wunſch und von ihm felbft vernichteten Schrifte 
jtüden enthalten gewejen fein muß ! 

Nicht nur feine Fraftionsfollegen hielt er beftändig in Atem, indem er das Material 
für das Studium firdenpolitijcher, ftaatSrechtlicher oder wirtfhaftlicher Fragen bon ihnen zu= 
fammentragen und fichten ließ; auch außerhalb des Parlamentes bejchäftigte er eine Schar 
regelmäßiger Hilfsarbeiter. Ja, man jagte ihm fcherzhaft nach, er wiſſe gar zu unbequeme 
und ungeftüme Stürmer und Dränger dadurch zur Ruhe zu bringen, daß er fie mit ber 
Bearbeitung irgendeiner Frage ausreichend beſchäftige. 
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Ueberhaupt hat er zu einem reichen literariſchen Schaffen Anregung gegeben. ‚6 bes 
kümmerte ihn tief, daß auf dem wiſſenſchaftlich literariſchen Gebiete bie Katholiken ſich nicht 
gleich fruchtbar erwieſen, wie die Gegner. Aus dieſem Grund intereſſierte er ſich lebhaft für 
die Görresgeſellſchaft, von der er mit Zuverſicht eine fruchtbare Einwirkung auf die 
wiſſenſchaftliche Literatur erhoffte. „Auf dem Gebiete der Tages-Journalijtif” — ſchreibt er 
im Oktober 1882 an einen Fraktionsgenoſſen — „find unſere Zeitungen den gegneriſchen 
vollſtändig gewachſen. Auf dem Gebiete mehr wiſſenſchaftlicher Arbeit, ſei es in Form von 
Broſchüren, ſei es in größeren Ausarbeitungen, ſtehen wir noch zurück. Mir ſcheint, daß 
allemal der geeignetſte Gelehrte aus unſerer Mitte aufgefordert werden muß, in die betreffende 
Polemik einzutreten. Auch auf dieſem Gebiete müſſen wir ſo ſchlagfertig werden, wie wir 
es in der Tages-Journaliſtik ſind. Ich weiß wohl, daß das keine kleine Aufgabe iſt, aber 
ſie muß gelöſt werden. Der Kampf, den wir bisher mehr im Parlamente führten, wird ſich 
allmählich mehr und mehr auf das literariſche Gebiet hinüberziehen. Und wäre das auch 
nicht der Fall, ſo würde es nötig ſein, daß die Wiſſenſchaft den parlamentariſchen Kampf 
begleitet. Die Ueberzeugung von dieſer Notwendigkeit veranlaßte mich in Trier, beſonders 
auf die Görresgeſellſchaft hinzuweiſen. Die Beſtrebungen derſelben können nicht genug 
Unterſtützung finden. Die Kämpfe ſeit 1870 haben mir ſo recht ins Bewußtſein gebracht, 
wieviel wir Katholiken auf dem Gebiete der Geſchichte und der Philoſophie in Deutſchland 
nachzuholen haben. Darum rufe ich Ihnen auch heute zu: Es lebe die Görresgeſellſchaft!“ 

Auf ſolche Weiſe war Windthorſt unabläſſig bemüht, alle Kräfte zu ſammeln und zu 
einem gemeinſamen kraftvollen Vorgehen im Kampfe der entgegenſtehenden Weltanſchauungen 
zu vereinigen. 

Wie bitter er es ſelbſt empfunden haben mag, daß es ihm nicht vergönnt war, in 
ſeinem reifſten Mannesalter aufbauend und poſitiv ſchaffend zu wirken, ſondern nur ab— 
wehrend und bremſend in den Gang der Ereigniſſe einzugreifen, das vermag niemand zu 
ermeſſen. Als hannoverſcher Juſtizminiſter hatte er die Gelegenheit, Neues und Gutes zu 
ſchaffen, mit ebenſoviel Geſchick als Erfolg ausgenutzt. Der impoſante Aufbau und die 
elegante Durchführung der hannoverſchen Juſtizreform war ſein eigenſtes Werk. Die Schöp— 
fung der Synodalordnung, die er, der Katholik, mit feinem proteſtantiſchen Freunde Brüel 
in einem durchweg proteftantifchen Lande für Proteftanten zu deren Zufriedenheit zumege 
gebracht hatte, war jein Stolz, und von ihr jprad er in jpäteren Jahren gern nod mit 
berechtigtem Selbftgefühl. Im Preußifhen Ahbgeordnetenhaufe dagegen und im Deutjchen 
Reichstage, deſſen Tätigkeit jo unglüdlihd mit dem Kulturfampfe begann, war er fofort in 
Verteidigungslinie geworfen, und e3 war ihm von der Vorjehung nur die wichtige, aber 
undanfbare Aufgabe der Kritif und der Abwehr zugewiefen. Nur vermöge feines über- 
ragenden Genies gelang e& ihm, Hin und wieder aus der abmwehrenden Arbeit herauszu= 
treten und Baufteine zur Entwidlung der Verfafjung und des Wirtſchaftslebens im Reiche 
zu Tiefern. 

„Mir ift dag flebile beneficium geworden, den zu rajchen Lauf des Reichswagens zu 
hemmen,“ flagte er im Neichstage. Demjelben Gedanken gab er in einer mehr jcherzhaften 
Form auf einer parlamentarischen Spiree beim Neichöfanzler in einen Gejpräche mit dem 
Bürften Bismard Ausdruck, wie er ja überhaupt mit anerkannter Meifterjchaft verjtand, 
ernjte Wahrheiten im Gewande leichten Scherzes eindringlicher an den Mann zu bringen. 
(Bgl. die Schilderung Poſchingers, S. 261 ff.) 

Aber je mehr er ſich auf die abmwehrende Tätigfeit angewiejen jah, deſto eifriger war 
er bemüht, die Zentrumspartei vor der öden Verneinung zu bewahren. Niht Oppofition 
um jeden Preis, jondern freudige Mitarbeit, wo eine ſolche angängig war. 
Es freute ihn, wenn er Gelegenheit fand, die Regierung zu unterjtügen; ja, mitunter hat er 
diefe Gelegenheit geradezu geſucht und ſich nicht gejcheut, einen Preis dafür zu zahlen, jo- 
meit dies ohne Aufgabe von Grundfägen möglich erihien. Man hat dies namentlich auf 
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Seite der Gegner nicht verjtehen fünnen und oft von „Kuhhandel” gejprocdhen, weil man 
nicht in den Gedanken fi) hineinzufinden vermochte, daß das Zentrum aus höheren al3 rein 
praftifchen Gründen feine Oppofition aufgeben und die Regierungspofitif unterftügen fünne. 
Wie ſchlecht haben diejenigen Windthorft verftanden, die jo gering von feiner Politik dachten! 
Ganz abgefehen davon, daß niemand imftande ift, irgendein Wequivalent aufzumeifen, das 
jemals al3 Preis für die Unterftüßung der Regierung an das Zentrum gezahlt worden 
wäre! Zudem verjtand es der große Zentrumsführer, fein Verhältnis zur Regierung ftets 
Har zu halten. Er ſcheute nicht davor zurüd, die Unpopularität der Schutz- und Yinanzzölle 
auf fi zu nehmen und dem Reich erhebliche Steuern zu bewilligen, um das Reich aus jeinen 
finanziellen Nöten zu erlöfen. Gern traf er mit dem Reichskanzler namentlich auf dem Mege 
der Wirtfhaftspolitif zufammen — „nur nit in der Schnapsſchenke“, wie er mit Rückſicht 
auf das Branntweinmonopol fcherzend hinzufügte. Gewiß war er ein abgejagter Feind des 
Militarismus, aber e3 wäre ihm gegen da3 Gewiſſen gegangen, irgend etwas zu verweigern, 
was die Sicherheit des Neiches hätte gefährden können. Er konnte ſich „feine Volfsvertretung 
denken, welche das Vaterland wehrlos machen wollte“. Aber er behielt jich jorgfältige Prü- 
fung vor, ob nit die Rüftung jo ſchwer werde, daß das Reich unter ihr zufammenbreden 
müffe. Er war bereit, „jeden Mann und jeden Groſchen“ dem Kriegsminifter zu bewilligen, 
verlangte aber ebenjo entjchieden, daß man das Budgetrecht des Neichstages achte und nicht 
die Wehrhaftmahung des Vaterlandes ausnutze, um die Volffvertretung wehrlos und das 
Volk rechtlo3 zu machen. 

Grundſätze alfo gab er nicht auf, aber mitarbeiten wollte er gern. Er wollie den 
Beweis erbringen, daß das Zentrum eine Partei fei, die in ihrer Gejchlofjenheit „etwas zu 
bieten habe“, und daß ſich mit diefer Partei gute Politif machen laſſe. 

Am Harften trat dieſe Abficht WindtHorjts während des Kartellreichſstags von 1887 
zutage. Je mehr es der Reichskanzler darauf anlegte, das Zentrum zu ijolieren und den 
zentrumsfeindlihen Blod der Kartellparteien feiter zujammenzufchmieden, dejto emjiger war 
MWindthorft bemüht, das politiiche Gewicht des Zentrums in praftifher Mitarbeit zur Gel— 
tung zu bringen, wo e3 anging, ohne dem Programm etwas zu vergeben. U. a. wurde 
nad Zehen. dv. Frandenfteins Antrag die Wehrvorlage, die eine erhebliche Verlängerung der 
Berpflihtung zum Kriegsdienft enthielt und eine nicht geringe finanzielle Mehrbelaftung mit 
fi brachte, en bloc angenommen. Ein fein berechneter Schachzug war der Antrag Windt- 
horſts, der Maßnahmen des Reiches zur Befeitigung des Stlavenhandela in Afrika 
verlangte und die verbündeten Regierungen zu internationalen Schritten behufs Abjtellung 
der oftafrifanifchen Greuel aufforderte. Diefem Antrage konnte weder die Regierung aus- 
weichen, noch durften die Mehrheitsparteien ihre Zuftimmung verjagen. Deshalb waren jie 
gezwungen, ihn aus den Händen des Zentrums entgegenzunehmen. Nur die Sozialdemofraten 
und einige Freifinnige ftimmten dagegen, lediglich aus dem Grunde, weil fie für foloniale 
Zwede überhaupt fein Geld opfern zu wollen erffärten. 

Als in Verfolg diefes Antrages die Regierungen vom Reichstag eine Summe von zivei 
Millionen zum Schutze der deutjchen Intereffen in O ftafrifa forderten, war Windthorjt 
zur Bewilligung bereit, benußte aber die Gelegenheit, feinen Standpunkt zur Kolonial— 
politif unzweideutig Elarzulegen. Offen heraus befannte er, daß er feineswegs ein Förderer 
der bisherigen Art von Kolonialpolitif geweſen jei und einfach Nein jagen würde, wenn es 
fich heute darum handele, die Kolonialpolitif von neuem zu beginnen, weil unfere Lage in 
Europa zwifchen den zwei größten Militärmädten eine Zerfplitterung unferer Kraft nicht 
vertrage. Ueber den Wert der einzelnen Kolonien wolle er fein Urteil fällen, er überlafje 
die Prüfung und damit die Verantwortlichfeit der Regierung und halte jein Bedenken zurüd, 
weil er den gegen feinen Wunſch angetretenen Gang nicht erfchweren mwolle, vielmehr wünjche, 
ihm zur Ehre Deutfchlands fortgefeßt zu jehen, nachdem er angetreten jei. Dabei unterließ 
er nicht, ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß Vediglich die Unterdrüdung des Sklavenhandels, 
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nicht die Unterftüßung der Oftafrifanifchen Gejellihaft ihn zu jeiner Stellungnahme beran- 
laßt habe, weil bei einer Teilmahmlofigfeit gegenüber diejer Rulturaufgabe der Reichstag in 
direften Konflitt fommen würde mit feinen Wählern. r 

Wie ftreng anderfeits Windthorft an feinen Grundſätzen feſthielt und mie wenig er 
geneigt war, fie ſelbſt um einen hohen Preis zum Opfer zu bringen, beweiſt die Schärfe, 
mit der er den ſtaatsſozialiſtiſchen Gedanken des Reichszuſchuſſes im jogenannten Klebegeſetz 
bekämpfte, das er im übrigen den Arbeitern gern gönnte. 

Der Erfolg erwies die Richtigkeit ſeiner klug angelegten politiſchen Berechnung. Trotz 
der Anſtrengungen des Reichskanzlers, den Kartellgedanken lebendig zu erhalten, lag noch vor 





Windthorſt mit ſeinen Neger-Patenkindern. 


Windthorſt bereitete es eine beſondere Freude, der Taufpate zweier Negerknaben zu werden, 
welche im Miſſionshauſe St. Ottilien in Bayern unterrichtet worden waren und in der 
hl. Taufe den Vornamen Windthorſts erhielten. Als er auf der 35. Generalverſammlung 
der Katholiken Deutſchlands zu Freiburg i. B. im Jahre 1888 mit den beiden Negern 
zuſammentraf, ließ er ſich inmitten der beiden photographieren. 


dem Ablaufe des Reichstages das Kartell in Scherben. Die weiſe Haltung des Zentrums 
hatte die Unnatur des innerlich jo fremdartigen Blodes eriwiefen. Die Altfonfervativen be= 
Tannen fi) darauf, welche Gefahr es für ihre Partei bedeuten müfje, wenn „das Gold alt= 
preußifch=fonfervativer Prinzipien eine Legierung erfahre mit unedlem Metall aus der Schab- 
fammer de3 Liberalismus“. Nicht einmal einmal eine feierlihe Erklärung im Reich-An— 
zeiger, daß der Kaifer folche Aeußerungen „lebhaft mißbillige“ und „im Kartell eine den 
Grundfäßen feiner Regierung entjprechende politiſche Geftaltung ſehe“, vermochte die Zer- 
fegung aufzuhalten. Die Neichstagswahlen vom 20. Februar 1890 fegten dann das Kartell 
volljtändig hinweg. 

Man würde in dem Bilde des Politikers Windthorft einen weſentlichen Zug über» 
jehen, wenn man .die gewinnende Liebenswürdigkeit unerwähnt laſſen wollte, die er im 
Verfehr auch mit feinen Gegnern zu entfalten wußte. Es war einer jeiner unumjtößlichen 
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Lebensgrundfäße: „Je jehärfer der politifche Gegenſatz iſt, in dem ich mic zu irgendeiner 
PVerjönlichkeit befinde, defto mehr Wert lege ich darauf, daß die perfönlichen Beziehungen zu 
ihr ſich tunlichſt freundſchaftlich geſtalten.“ Einen ſo regen und andauernden Verkehr mit 
Andersdenkenden, wie er ihn pflegte, hat wohl kein anderer Parteiführer unterhalten. „Die 
Heine Exzellenz“ — fo erzählt Stein — „war in freiſinnigen Häuſern ein jo gern gefehener 
und gern erjcheinender Gaft wie bei der hohen Ariſtokratie; er verfehrte bei Bleichröder und 
bei dem verftorbenen Ludwig Loewe jo regelmäßig, wie bei den MWürdenträgern feiner Kirche. 
Es verging faſt fein Tag, ohne daß neugierige DBerehrerinnen ſich ihm im Foyer vorſtellen 
ließen; der Vielbeſchäftigte hatte ſtets ein freundliches Wort für ſolche Beſuche und oft auch 
eine ſchöne Blume, die er ritterlich überreichte; er hatte faſt immer eine bereit, denn er be— 
kam viele geſchenkt. Die Beſucher des Reichstages, die, auf Abgeordnete wartend, ſich die 
Naſen platt zu drücken lieben an den Glasſcheiben, welche das Foyer vom Vorſaale trennen, 
waren meiſt ſehr erſtaunt, den lebhaften Herrn jetzt in einem Geſpräche mit einem Miniſter, 
dann mit Herrn Bebel oder Singer und gleich darauf in einer Unterredung mit einem 
nationalliberalen oder freiſinnigen Führer zu ſehen. Dieſer rege Verkehr mit Perſonen aller 
Richtungen und Stände entſprang nicht nur einer gewiſſen politiſchen Berechnung, ſondern 
war ein Ausfluß ſeines freundlichen Weſens.“ 

Nicht zum mindeſten dieſer Umſtand erklärt die allgemeine Trauer beim Tode Windt- 
horſts über den Verluſt diejes beliebteften aller Reichstagsmitglieder. 
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Per Windthorft in der Fülle feiner Kraft und Wirkſamkeit, feiner Bedeutung und 
feiner Erfolge kennen lernen will, muß ihn auf feinem eigenjten Arbeitsgebiete, dem parla= 
mentarifhen Kampffelde, beobachten. Im ganzen 19. Jahrhunderte hat er dort feinesgleihen 
nicht gejehen, und nicht leicht wird ihm auch ferner ein zweiter gleichfommen. Die Natur 
hatte ihn geradezu verſchwenderiſch mit allen den Eigenjchaften ausgeitattet, die den Parla— 
mentarier bedingen. Hervorragendes Willen, umfafjende Kenntnis der Staats- und Ber- 
waltungspraris, Klarheit und Meberzeugungäfraft des Wortes, verblüffende Schlagfertigfeit, 
Raltblütigfeit in den erregteften Augenbliden, dazu ein blitzſchnelles Auffafjungsvermögen, 
eine ungewöhnliche Sicherheit ber Kombination in Verbindung mit einem nie verjagenden 
Gedächtniſſe. 

Vor allem war er ein aufmerkſamer Hörer. Nichts entging ihm, wenn er auch ſchein— 
bar teilnahmlos in ſeiner bekannten Art auf ſeinem Platze ſaß oder ſtand: die rechte Hand 
in den Ausſchnitt der Weſte geſchoben, den Kopf etwas vornüber geneigt. Nur zuweilen 
zuckte es über ſein Geſicht wie Wetterleuchten: der Redner vor ihm hatte ſich eine Blöße 
gegeben, und in demſelben Augenblicke ſchon war für ihn die Antwort bereit, mitunter ein 
Wort, ein kurzer Zwiſchenruf, öfter aber eine längere treffende Abfertigung in beſonderer 
Rede. Dabei behandelte er jeden feiner Gegner nad) feiner Eigenart. Mit jchneidender 
Schärfe trat er dem Führer des Nationalvereing und Hauptoorfämpfer des „Evangeliſchen 
Kaiſertums“, v. Bennigſen, entgegen, obſchon er ihm perſönlich hochſchätzte und ſeinen 
„Freund“ nannte, während er ſeinen Landsmann Miquel zwar ebenſo entſchieden bekämpfte, 
aber ſelten unterließ, die Schärfe durch einen ſtarken Einſchuß von Humor zu mildern. 
Dieſen hielt er als tüchtigen Kenner des Finanz⸗ und Verwaltungsweſens überaus hoch, und 
gelegentlich rühmte er ſcherzend ihn als einen überaus ſcharfen und logiſchen Kopf, weil er 
eben „ein Hannoveraner“ ſei. Den fanatiſchen Kulturfämpfer Dr. Wehrenpfennig bes 
handelte er durchweg mit beißendem Sarfasmus, dagegen legte er in alfen Verwaltungs— 
fragen Wert auf das Urteil vd. Gneifts, „denn,“ fagte er, „det Kollege Gneift ift mein 
großer Widerfadher in allen kirchlichen Fragen, aber id) bin gewohnt, bei meinen Gegnern 
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das anzuerfennen, was anzuerfennen ift, und da muß ich jagen, daß ſich der Kollege Gneijt 
in bezug auf die Frage der Verwaltungsreform literariich und hier im Haufe jehr verdient 
gemacht hat“. Mit Lasker disputierte er immer mit einem gewiſſen Ernjte, während er 
den DVielredner v. Kardorff meift ironifch abfertigte. Den geſchwätzigen Grafen Bethujy 
faßte er für eine gejchmadlofe Bemerkung derb an, dem Konfervativen v. Blanfenburg 
begegnete er mit der eleganten Wendung: „Ich freue mich immer, wenn er mit mir jtimmt; 
dann ift er auf dem rechten Wege.“ 

Nichts wäre faljcher, al3 in Windthorft einen glänzenden Schönredner zu juchen. Der 
Schwung, der in mächtiger Begeifterung die Hörer mit ſich fortreißt, fehlte ihm ganz und 
gar. Auch jucht man in feinen Reden vergebens nad) glänzenden Wendungen oder einem 
funftvollen Periodenbau; am allerwenigiten darf man ſich auf ein Brillantfeuermerf geift- 
reicher Gegenſätze und überrafchender Geijtesblike gefaßt machen. Seine Beredjamfeit ift 
eigener Art, höchſt einfach, gänzlich) ungefucht, aber eindringlid) und vor allem Har und 
überzeugend. Seine Rede befaß eine unmwiderftehliche Kraft; feine Kritif legte rückſichtslos 
die Wunde offen, die er zeigen wollte, und immer an der empfindlichjten Stelle. Wenn er 
die Geißel feines jcharfen Sarfasmus ſchwang, dann jaufte fie erbarmungslos und mit 
unerbittlicher Gewalt nieder, aber fie traf immer nur die der freien Kritif untermorfenen 
Zuftände und Geſchehniſſe, nie die Perſonen. 

Seine redneriiche Eigenart hat Dr. Herm. Cardauns in einem unmittelbar nad) 
dem Tode des Zentrumsführers veröffentlichten Schriften (Köln 1891) anſchaulich und 
zutreffend gejchildert: 

„Windthorſt Hielt jeine Zunge feft am Zügel, am fefteften gerade dann, wenn er ihr den freieften 
Lauf zu lafjen jhien. Er war Meifter in der Beantwortung von Zwiſchenrufen; jeine Gegner taten 
ihm durch Unterbreddungen einen großen Gefallen; ') er antwortete jedesmal fchlagfertig, fait regelmäßig 
unter großer Heiterkeit, aber jelbft die ärgften Bosheiten famen jo harmlos heraus, daß der Getroffene 
mitlachen mußte. Hatte er die Zwiſchenrufer abgeführt, ſo fuhr er genau an derſelben Stelle fort, wo 
er unterbrochen worden war. Sein Humor war in allen Sätteln gerecht, fand ſtets den richtigen Ton, 
war immer nach der Umgebung ſchattiert, frei und derb, elegant und volkstümlich, ungeſucht, leicht ver— 
ſtändlich, ohne platt zu werden, wirkungsvoll im Salon wie in der Studentenkneipe, im Parlament wie 
in der Arbeiterverſammlung. Er vergaß nie, daß der Humor eine Würze fein fol, aber feine Speije 
it. Selbft wenn er auf Kommerſen eine Anſprache hielt, die einer Bierzeitung jo ähnlich jah wie ein 
Ei dem anderen, verfehlte er nie, den jungen Leuten eine Eleine Homilie zu halten; das war ihm die 
Hauptjache, und fie merkten es faum, daß fie eine Predigt befamen, die befjer wirkte wie eine pathetijche 
Standrede. Er war nicht, was man einen glänzenden Redner nennt; die find jelten die beiten, wie 
auch die jogenannten »ſchönen Männer« jelten das Ideal, männlicher Schönheit darftellen. Die äußeren 
Mittel fehlten ihm faft ganz. Won Geftus fonnte faum die Rede fein, die Stimme fnarrte etwas und 
war in jpäteren Jahren ſchwach geworden. Für das Parlament reichte fie ja noch aus, wenn die 
Kollegen — und das taten fie faft immer — die Privatunterhaltung einftellten, nicht dagegen für die 
Rieſenſäle der Maffenverfammlungen. Auch die Mittel der Schulrhetorik gebrauchte er wenig. Das 
Pathos, die donnernde Apoftrophe war nicht jein Fach. Als echter Dialektifer wandte er fi weit über- 
wiegend an den Berftand. Er ſprach nüchtern, ohne oratorijchen Aufputz; das Gefühlsmoment trat nur 
jelten in Geltung, auch die humoriftiichen Lichter hat er weiſe verteilt. Aber auch langweilig wurde er 
nie. Wohl finden fi in feinen Parlamentsreven fahle Stellen, aber auch fie gehörten zu jeiner rheto- 
riſchen Oefonomie; er hatte, namentlich in der Einleitung, wohl einen Gemeinplag nötig, um fich zu 
jammeln. Borbereitet im gewöhnlichen Sinne war er ja nie und auf jede Unterftügung dur das 
‚geihriebene Wort mußte er verzichten.“ 

AS Ergänzung dazu may die interefjante Vederzeichnung dienen, die der national- 
Tiberale Schriftfteller Eug. Zabel 1887 in einem Wiener Blatte bon Windthorſts parla- 
mentariſchem Auftreten entwarf: 


') Langwerth dv. Simmern bemerft in feinen Erinnerungen Bd. U, ©. 150: „Ein ehemaliger 
Nationalliberaler hat mir erzählt, daß deshalb einft die Loſung unter feinen Parteigenoffen ausgegeben 
worden jei, Windthorft nicht durch Zwiſchenrufe zu unterbrechen.“ 
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„WindtHorft ift der fleißigfte Redner, den wir in unjerer Volfsvertretung haben; am Ende einer 
Seſſion pflegt e8 fi) immer herauszuftellen, daß niemand fi) jo häufig zum Worte gemeldet hatte wie 
er. Er joll darin Lasker »über« geweſen fein; aber niemals hat er jeine Hörer auch nur annähernd jo 
ermüdet und nervös gemacht, wie der verftorbene Führer der Nationalliberalen. Das erklärt ſich in der 
Hauptjache aus einer Vereinigung ganz ſeltener Eigenjchaften, die Windthorft zu einem klaſſiſchen Redner 
ftempeln. Unter einem ſolchen darf man mohl einen Mann verftehen, dem der Strom der Gedanken 
niemals verfagt und der denjelben den denkbar klarſten Ausſpruch zu geben vermag. Diejer Umjtand 
macht alles, was Windthorft redete, zu einer wohlzubereiteten geiftigen Speife, die man zu fi nimmt 
und verdaut — wobei wir Die 
Frage unerörtert Yafjen können, 
wie fie diefem ‚oder jenem ſchmeckt. 
Aber der Heine Herr hat einen 
großen Vorzug; er ſpricht ein 
reines Deutſch, nicht im Sinne 
des Dialeftes, denn die Yaute und 
Silben tragen durchaus die Färbung 
jeiner osnabrüdichen Herkunft, wohl 
aber im Sinne eines lichtvollen und 
überfichtlichen Periodenbaues. Das 
ift um fo erftaunlicher, als er jeine 
Rede niemals vorbereitet, jondern 
fein Räſonnement ganz von dem 
Moment abhängig madt. Ein 
anderes Geheimnis der Windthorft- 
ſchen Beredjamfeit liegt darin, daß 
er genau auf die Tonart acht gibt, 
in welcher feine Vorredner ihre 
Auseinanderjegungen für und wider 
gehalten haben und jofort ein neues 
Register aufzieht, wenn er fi von 
dem alten feine Wirkung mehr 
verſpricht. Er verfährt darin genau 
jo, wie es geübte Spreder beim 
Ausbringen von Toaften tun. Hat 
er einen geiftreichen und wißigen ar tt — ——— 
Mann zum Vorredner gehabt, ſo 
wird er ſicherlich pathetiſch einſetzen; 
knüpft er dagegen an die Betrach— 





tungen eines Politikers, wie Hänel, Sabrikbefizer Matthias Wieſe, Werden a. d. Ruhr. 
an, dem die Gefinnung wie Salböl Geb. 1833, geft. 22. Nov. 1909. 

von den Lippen fließt, jo pflegt er Vorſitzender des Wahltomitees der Eſſener Zentrumspartei. Mitbegründer 
mit einer überraſchenden Phraſe, des Bolksvereins, dev Görres-Geſellſchaft, des Albertus-Magnus-Vereing, 


dgli it ei i : bandes Arbeitertvohl, des Gewerkvereins chriftlicher Bergarbeiter. 
wenn möglich mit einem Witze die bes Verbande h 


Aufmerkſamkeit des Hauſes zu er 

regen. Man muß nicht glauben, daß die Elemente ihm fo troden aufeinanderliegen wie bei vielen 
feiner Barlamentsfollegen. Er weiß, dag wir Menjchen bleiben, auch wenn wir noch jo große Ideen 
verfolgen; daß wir in unferen Beftrebungen auf einen gewifjen Punkt fommen, wo, wie im Shakeſpeareſchen 
Drama, mitten aus der ernithafteiten Situation der Spaß hervorgetänzelt Tommt. Sein Humor ift 
gutes deutſches Gewächs. Er läßt ſich wie glättendes Del über den herben Gegenfa der Dinge ftreichen 
und ift ebenjo glücklich wie feine Logik tief einſchneidend iſt. 


Einzelne der Reden Windthorſts können geradezu als Muſter parlamentariſcher Bered⸗ 
ſamkeit gelten und ſind für eine Schule der Rhetorik unentbehrlich. Klaſſiſch in der Anlage 
und Durchführung ſind u. a. die Rede über die Beſchlagnahme des Vermögens des Königs 
von Hannover in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 29. Januar 1869, die Rede zum 
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Jeſuitengeſetz vom 14. Juni 1872 im Reichstage, die gewaltige Rede über die Verſtümmelung 
der Verfaffung im Abgeordnetenhaufe vom 19. April 1875, die Rede über das Ordensgeſetz 
ebendort vom 7. Mai 1875, die Nede bei Beratung der Verfaſſung für den Norddeutichen 
Bund und das Deutjche Reich und zahlreiche andere. Der einen wird man wegen des 
logiſchen Aufbaues, der Klarheit und Folgerichtigfeit des Gedanfenganges, der anderen 
wegen der politifhen und ftaatsrechtlichen Bedeutung den Vorzug geben, allen aber Be— 
wunderung nicht verjagen können. 

Im Neden und Debattieren aber war MWindthorfts parlamentarifche Bedeutung nur 
zum kleinſten Teil erichöpft. Seine jchönften Lorbeeren hat er als Parteiführer geerntet: die 
beftreitet ihm niemand, die erfannte auch jein größter Gegner Bismard mit voller Bereit- 
willigfeit an. Das Zentrum war eine Partei, die fih zufammenfegte aus einer Reihe her= 
borragender Talente. Staatemänner von anerfanntem Rufe, Juriften von bedeutendem 
Namen, Männer der Verwaltung, die von ihrer Befähigung vollgültige Proben abgelegt 
hatten, Gelehrte, deren Talent und Wiſſen alle Welt anerfannte — kurz, ein glänzender 
Kranz von Männern voller Arbeitäfraft und Arbeitsfreudigfeit hatte fi in der Zentrums— 
fraftion zujammengefunden. Aber in der Eigenart ihrer Kraft lag eine Anlage der Schwäde. 
Wo der Vertreter des Hochadels mit dem Volksmanne, der Prälat neben dem Landmanne, 
der Gewerbetreibende mit dem Juriften und dem Beamten, der Gelehrte neben dem Politiker 
und dem Kaufmann an demjelben Tijche fiten, da gibt e8 der Meinungen ſoviel beinahe 
als Köpfe, der Sonderinterefjen joviel als Stände und Berufe, und je tüchtiger und felbftändiger 
die einzelnen Männer find, deſto ſchwieriger wird es fein, die widerſprechenden Interefjen zu 
einigen, die augeinanderlaufenden Meinungen auf einem Wege zu halten und die wider- 
ftrebenden Anfichten auf ein Ziel zu richten. Es gehörte eine ungeheure Autorität und eine 
unbeftrittene Ueberlegenheit dazu, eine ſolche Schar zu fruchtbarer Arbeit zu einigen, dauernd 
zufammenzuhalten und zielbewußt zu führen, nachdem der ftarfe Drud des Kulturfampfes 
nachgelafjen Hatte und Interefjenfämpfe einjegten, unter deren Sprengwirfung andere Barteien 
audeinandergerijjen worden waren. Das war nur einem Genie wie Windthorjt möglich. 

Dazu gejellten fi) äußere Schwierigkeiten ſchlimmer Art. Die PBartei ſtand bei aller 
inneren Feſtigkeit ganz allein. Alle anderen Parteien ſchloſſen ji) von ihr ab. Ihren 
gefährlichiten Gegner aber hatte fie in dem leitenden Staatsmanne. Der mächtigſte Staats- 
mann der Zeit, der alle Parteien nad) Gunft und Laune zur Macht erhob oder zerftampfte, 
der nacheinander Fortſchritt, Konfervative und Nationalliberale bis zur Bedeutungslofigfeit 
aufrieb, jah zu feinem Verdruß und Staunen, daß all jeine Macht und all feine Diplomatie 
an diejem feiten Turme zuſchanden wurde: das Zentrum fand feft gefügt noch an dem Tag, 
an dem er jelbjt zu den politiich Toten gelegt wurde. Die anfangs verachtete und verfemte 
Partei wurde im Laufe der Jahre zur ausfhlaggebenden Trägerin der Reichspolitik. Die- 
jelbe Fraftion, der man jahrelang wider allen parlamentarifchen Brauch das Recht vorent- 
hielt, im Präfidium des Parlamentes den fraft ihrer Stärke ihr gebührenden Platz einzu- 
nehmen, hat für mehrere Legislaturperioden die Ehre, im Deutſchen Reichstage den erjten 
und im Preußifchen Abgeordnetenhaufe den zweiten Präfidenten zu ftellen, ſich ruhmreich 
erſtritten. 

Das war im weſentlichen Windthorſts Werk und nach ſeinem Tode das Fortwirken 
der Traditionen, die ſich jo ruhmreich und ſieghaft bewährt hatten. 

Dean darf ohne weiteres zugeben, daß die äußeren Verhältniffe zu diefem Ergebniffe 
mädtig mitgewirkt haben. Die Gluthitze des Kulturfampfes hatte: die Geifter zu einer gleich- 
fürmigen Einheit mit ftahlharter Widerſtandskraft zufammengefchmolzen. Auch mar in den 
firenpolitiihen Kämpfen das eine gemeinfame Ziel unverrückbar gegeben. Gleichwohl fonnten 
aud da Meinungsverjchiedenheiten über die taftifche Behandlung der einzelnen Fragen nicht 
vermieden werden, und fie find tatſächlich nicht ausgeblieben. Schon glei zu Anfang 
tauchte die Meinung auf, ob es nicht angezeigt fei, den Ernft der Lage durch eine großartige 
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Demonftration der Welt vor Augen zu führen und durd) eine Art parlamentarifchen Streits 
die Erbitterung des katholiſchen Volks über die ihm amgedrohte Vergewaltigung zum Aus— 
drucke zu bringen. Dazu neigten vor allem die Mitglieder und Wortführer des Mainzer 
Katholifenvereing, die ſich vornehmlich auf das Beiſpiel der italieniſchen Katholiken beriefen 
und ſich einen gewaltigen Eindrud auf daS ganze Land von einer folhen Enthaltungspolitif 
verfprahen. Dem widerſetzte ſich Windthorft mit aller Energie. Sich wehren bringt zu 
Ehren! Das war feine Loſung, und jede Pafjivität widerſprach jeiner innerjten Natur. 
Ihm zur Seite ftanden v. Mallindrodt, deſſen 
Feuergeiſt ebenfall3 fein ftilleg Ergeben ertrug, 
die beiden im parlamentariichen Kampf er= 
fahrenen Reichenaperger, der junge, heißblütige 
Dr. Lieber u.a. Wie richtig diefe Politik der 
fraftvollen Gegenwehr war, hat der Erfolg 
ar erwieſen: in Deutjchland Friede mit dem 
römischen Stuhl — in Italien Jfolierung des 
Bapftes und Hilfloje Ohnmacht der Katholiken 
in der politifchen Bewegung! 

Biel ernftere Meinungsverjchiedenheiten 
machten ſich in rein politiichen, noch mehr in 
wirtſchaftlichen und jozialpolitiihen Fragen 
geltend. Da mußte der Ausgleich gefunden 
werden. Nicht in einfacher Unterwerfung der 
Minderheit unter die Mehrheit; das hätte 
Windthorſts Begriffen von dem Werte der 
perjönlihen Ueberzeugung abjolut wider⸗ 
ſprochen. „Der Fraktionszwang iſt nach 
meiner Auffaſſung nicht zu vertreten und 
zu rechtfertigen, er iſt nach meiner Anſicht 
unmoraliſch! Denn man darf keinen Menſchen 
zwingen wollen, gegen ſeine Ueberzeugung zu 
ſtimmen.“ So betonte er im Abgeordneten⸗ 
haus, und ſetzte hinzu: „Darum hat die 
Fraktion, der ich anzugehören die Ehre habe, — 
von jeher den Grundſatz feitgehalten: wir Se ⸗ a 
fuhen uns zu verjtändigen. Können 
wir aber nicht zur Verftändigung gelangen, 

o ſtimmt jeder, wie e& feine Ueberzeugung 

a Ki) bringt, im wirtfcaftli—hen Dingen Fabritkbeſttzer — er M. Slabbad. 
wie in anderen.“ s In den weitaus meiſten Erſter Vorſitzender des — für das RR. 
Fällen gelang eg ihm, dieje Mittellinie ‚ber Deutjchland an De) a für Soziale 
Berftändigung zu finden. Und darin be— 

ftand einer der großartigften Erfolge jeiner 
Staatskunſt und feines Einflufjes nit nur auf die betreffende Trage, nicht nur auf Die 
Zentrumspolitif, jondern auf die Gejamtpofitif, auf das ganze Land. 

Das eben machte das Schwergewicht der Zentrumsfraftion aus, daß fie in jeder Frage 
einig und geſchloſſen ihre Stimme in die Wagſchale legte. Eine geſchloſſene Partei 
von hundert Köpfen iſt ein parlamentariſcher Machtfaktor, mit dem jeder Staatsmann, jede 
Partei der Volksvertretung abſolut rechnen muß. Dieſer Notwendigkeit hat Bismard, wenn 
auch mit innerem Ingrimme, zu wiederholten Malen fi) gefügt. Und heute nod) ilt, wie zu 
Windthorſts Zeiten, die in zahlreichen Fällen ausichlaggebende Stellung der Zentrumsfraftion 
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den Gegnern ein Dorn im Auge und den Staatsmännern mit abſolutiſtiſchen Anwand⸗ 
lungen ein Aergernis. 

Die Geſchloſſenheit der Zentrumsfraktion hatte fernerhin eine nicht zu unterſchätzende 
politijche Bedeutung. Im Zentrum waren alle Stände vertreten, alle Berufsarten repräjentiert. 
Das Zentrum war gewifjermaßen ein Abbild des Staates im feinen, eine Volkspartei, 
in der jede Richtung zur Geltung fam, in der alle Volfsteile fich vertreten mußten. In 
diejem PVertretungsförper eine Verftändigung über ftrittige Fragen zu erzielen, die wider- 
ſtrebenden Interefjen zum Ausgleich zu bringen, die auseinandergehenden Wünfche auf eine 
Mittellinie zu einigen, alle Beteiligten zu einem vernunftgemäßen Bejchneiden allzu üppiger 
Triebe des Egoismus im Intereſſe der Harmonie des Ganzen zu veranlafjen, das war Fluge, 
verdienſtliche, das war wahrhaft fonjervative ftaatzerhaltende Volitit, deren Nachwirkung auf 
das Staatsganze nicht unterjhäßt werden durfte. Und niemand war über den inneren und 
äußeren, über das ganze Land reichenden Wert einer ſolchen Ausgleichspolitik mehr im Haren, 
als der Eluge Zentrumsführer, der gewohnt war, aud) die Fleinften und jcheinbar unbedeutenden 
Imponderabilien auf Wert und Wirfung einzufchägen. 

Daß in dem Kampfe der widerftreitenden Intereſſen eine große Gefahr für die Bartei 
beſtand, ift ohne weiteres Mar. Daß die Partei zerfallen müßte und fi) in verjchiedene 
Intereſſengruppen auflöfen würde, die ſich gegenjeitig befämpfen würden bis zur Unterdrüdung 
der ſchwächeren durch die ftärferen, wenn es nicht gelingen follte, die Einigung und Ver— 
ſtändigung zu finden, liegt ebenfalls auf der Hand. Aber droht nicht diejelbe Gefahr dem 
Staate jelbjt, von dem Widerfpiel der Interefjen zerriffen zu werden? Wird nicht im Kampf 
aller gegen alle ſchließlich die Partei unter Niederjehmetterung aller anderen die Oberhand 
erlangen, die die ſtärkſten Machtmittel aufzubringen imftande ift? 

Darum darf zweifellos diejenige Partei fi den Ruhm der ftaatserhaltenden borzug3= 
weije beilegen, die den Ausgleich der widerftreitenden Intereſſen flug und ziel- 
bewußt in ihrem Schoße vollzieht und dadurd) das Vorbild für den Ausgleih im ganzen 
de3 großen Staatögebildes gibt. 

Aus diefem Grund ift Windthorfts Werf der Einigung des Zentrums von jo 
unendlich großer Bedeutung für das gejamte Staatsleben, und man jollte über die Kurz— 
fichtigfeit der kleinen Geifter, die fi für große Staatsmänner halten, billig jtaunen, wenn 
man fie an der Arbeit fieht, aus irgendwelchen Gründen die ftaatserhaltende Zentrumsfraftion 
zu zertrümmern. 

Mitunter ift die Aufgabe der Einigung dem Führer recht ſchwer geworden. Oft 
genug war er es jelbjt, der am meiften nachgeben mußte; er war viel zu Hug, jeinen Willen 
den Kollegen aufzwingen zu wollen, felbft wenn er jeine Anfhauung für die wejentlich 
richtigere hielt. Sicherlich war in der Fraktion mancher, der eine Einzelfrage befjer beherrjchte 
als Windthorft. Aber feine ſtaatsmänniſche Einfiht und feinen Weitblick, jeine unvergleichliche 
taktiſche Geſchicklichkeit erkannten alle neidlos an, und damit war jeine Ueberlegenheit gegeben. 
In den meiften Fällen folgte man ihm gern, aber nicht immer. Gelegentlich konnte er dann 
auch wohl einmal unwirſch werden, ſich herumdrehen und ſchweigend auf den Scheiben 
trommeln. Dr. Cardauns beftätigt dies a. a. O.: „Auch dag Wort: »Ich reife ab, dann 
fünnen die jungen Leute die Gefchichte allein beforgen,« dürfte mehr als einmal gefallen fein. 
Aber er jprang nie über einen Graben, der ihm zu breit war, und gerade durch Selbjtüber- 
windung, duch Geduld und Nachgeben hat er in feiner Fraktion wie in der Politik über— 
haupt die wunderbarften Erfolge erzielt.“ 

Und wie wußte er diefe große geſchloſſene Partei zu führen! Als parlamentariſcher 
Tallifer war er unbeftritten der Meifter. Seinem Scharfblid entging feine Blöße der 
Gegner; ihn überrafchte feine Situation, weil er fie entweder bereit3 vorgefehen hatte, 


oder ſich in Blitzesſchnelle mit einer überrafchenden Wendung abzufinden und einzurichten 
veritand. 
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Mit unmwiderjtehlicher Gewalt zwang er in der Hitze des Kulturfampfes, in der das 
Zentrum ifoliert daſtand, die Parteien fort und fort, zu ihrem eigenen Programm Stellung 
zu nehmen und vor dem Lande zu zeigen, wie weit fie unter dem Drude der Kulturkampfs⸗ 
bewegung von diefem Programm abgefommen waren. Den Konjervativen brachte er zum 
Bewußtjein, daß fie im Schlepptau des Liberalismus fegelten; die Nationalliberalen und 
den Fortſchritt ftellte er vor Anträge, denen fie nach ihrer Vergangenheit und ihren Grund⸗ 
ſätzen nicht widerſprechen durften, und 
zwang ſie zu verzweifelten Verlegenheits⸗ 
beſchlüſſen, die im Lande Befremden er- 
regten. Mit ernſten Worten, die weithin 
im Lande gehört wurden und Widerhall 
fanden, ſtellte er das Ergebnis der libe— 
ralen Politik am Ende der unſeligen 
Periode von 1873 bis 1876 feſt: 

„Bei dem herannahenden Schluſſe der 
Seſſion möchte ich Sie alle, welche ſich ſo 
gern liberal genannt haben, recht ernſtlich 
auffordern, zu überlegen, wieviel Sie von 
Ihrem Liberalismus in die Schanze ge— 
ſchlagen haben. In den drei Jahren ſind 
Sie, ohne es ſelbſt zu wiſſen, vollſtändig 
von Ihrem urſprünglichen liberalen Stand- 
punkte herabgefommen und Sie find jegt 
nichts anderes als — wie der Herr Ab— 
geordnete Lasfer jagte — die Unterſtützer der 
Regierung, die reine minifterielle Partei, die 
alles bewilligt, was der Minifter verlangt.“ 

Diefe Mahnung blieb nicht ohne 
Erfolg. Erſt wurden nur einzelne Mit- 
glieder von dem fulturfämpferijchen 
Blocke Iosgejprengt. Nach und nad 
aber mehrte ſich die Zahl der Männer, 
bei denen der öde Geift des Kultur- 
fampfes den Freiheitsfinn und das 
Necptsgefühl mod) nicht vollſtändig Gr 
erftiett hatte. Deshalb Elagte jpäter 
Bismard gerade den Fortſchritt an, 
daß er ihn im Kampf im Stich ge- 4 r 
laſſen und ihn gezwungen habe, feinen Kandgerichtsdireftor Adolf Gröber, Heilbronn. 





} 5 Geb. 1854. 
it Nom zu maden. ’ 
Bo un ” R ö a Mitglied des Deutichen Reichstags jeit 1887, 
Weit ſchwierigere Aufgaben wurden - des Wiürttembergiichen Landtages feit 1889. 


dem Parteiführer Windthorjt durch die 
iprunghafte Politik bes Fürſlen 
Bismarck geſtellt. Man darf wohl ſagen, daß bei dem Reichskanzler jede Maßnahme der 
inneren Politik darauf geprüft und gerichtet war, die parlamentariſche Macht des Zentrums 
zu brechen und den Einfluß ſeines Führers lahmzulegen. Windthorſt begegnete allen dieſen 
Verſuchen mit derſelben Ruhe und Kaltblütigkeit. Auch durch die verblüffendſten Wendungen 
ließ er ſich nicht aus dem Gleichgewichte bringen, und mehr als einmal ſah ſich der Reichs— 
kanzler aus der Rolle des Angreifers in die Verteidigungslinie zurückgedrängt. 

Ein ſprechendes Beiſpiel der überlegenen Taktik Windthorſts bietet die Behandlung 
der Polenfrage Ende 1885 im Reichstag und anfangs 1886 im Abgeordnetenhaus. Am 
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1. Dezember. ftand die Interpellation v. Jazdzewskis über die maſſenweiſe Ausweilung von 
Polen aus den öftlichen Provinzen auf der Tagesordnung des Reichstages. Zur Ueberrafhung 
des ganzen Reichstages brachte der Reichskanzler eine Allerhöchſte Botſchaft zur Berlefung, 
welche dem Reichstage das Recht beftritt, fih um lediglich preußifche Angelegenheiten zu be= 
fümmern. Denjelben Standpunft vertrat der Kanzler perſönlich, und aus eben dieſem Grunde 
lehnte er die Beantwortung der Jnterpellation furzweg ab. 

Unmittelbar darauf ftellte Windthorft den Antrag, mit Nüdfiht auf die Botſchaft die 
Interpellation von der Tagesordnung abzufeßen. Dabei unterließ er nicht, recht Fräftig her— 
vorzuheben, wie fehr er fi freue, dem Neichefanzler hier auf partifulariftiihem Stand- 
punkte zu begegnen. Als er aber noch hinzufügte, er werde ſchon Gelegenheit finden, alle 
Anſchauungen des Reichskanzlers in dieſer Angelegenheit zu erörtern, verließ Bismard 
an der Spike ſämtlicher Bundesratsmitglieder demonftrativ den Saal. Trotz des heftigen 
Widerſpruchs des Abgeordneten Richter, der auf der jofortigen Beſprechung der Interpellation 
nun erſt recht beſtand, jehte der Zentrumsführer feinen Vertagungsantrag durch. Die Debatte 
feitete in das ruhige Fahrwaſſer der Etatsberatung ein und Fürft Bismard erjchien wieder 
an feinem Plab. Aber kaum hatte er fi) geſetzt, als er ſich plößlich mitten in diejelbe 
Debatte verjtrict fah, die er eben jo wirkungsvoll abgejehnitten zu haben glaubte. Es jtand 
nämlich der Etat des Reichskanzlers zur Beratung, und nun zwang der Zentrumsführer den 
Neichskanzler, ihm Rede und Antwort zu ftehen auf einem Kampffelde, wo Wind und Sonne 
gleich verteilt waren und feine Rückſicht auf eine Kaiferliche Botſchaft dem Kanzler ala 
Deckung dienen mochte. Die Abrechnung fiel gründlich aus. 

Grollend jann nun der Kanzler darauf, wie er die Macht des NReichstages brechen und 
„die Kraft der Einzelregierungen und den Bund, in dem fie miteinander ftehen, nad) Mög- 
Vichfeit ftärken könne, um fi) von der Obftruftionspolitif der Reichstagsmajorität unabhängig 
zu ftellen“. Allerlei dunkle Gerüchte ſchwirrten durch die Luft und Richter ſprach im Reichs— 
tage vom Staatäftreih. Im Abgeordnetenhaufe ließ ſich die Regierung einen Antrag ent= 
gegenbringen, der Maßnahmen zum Schuße der deutichnationalen Interefjen in den öſtlichen 
Provinzen nachdrücklichſt forderte. Windthorſt dedte das zwiſchen der Regierung und den 
Negierungsparteien geſchmiedete Komplott zum Ergötzen des Landes und zum größten Aerger 
der Beteiligten auf und zwang den Fürjten Bismard, klar fich über die dunklen Andeu— 
tungen betreffend die Pläne der verbündeten Regierungen auszuſprechen. Mit eijerner Be— 
harrlichfeit und Konjequenz rang er ihm ſchließlich das Zugeftändnis ab, daß „vorerſt“ feine 
gewaltjame Aenderung der DVerfallungszuftände und des Wahlſyſtems geplant jei. 

Jedenfalls war diefe jcharfe Abwehr ganz geeignet, etwa vorhandene Neigungen zu 
einjeitiger Verfaſſunggänderung im Keime zu erjtiden, und vielleicht zu feiner Zeit hat die 
Taktik des Zentrumsführers glüclicher und erfolgreicher in den Gang der Ereignifje einge= 
griffen, als in diefen Tagen. 

Zu den unbeftrittenen Vorzügen des erfahrenen Parlamentarier3 gehörte eine gründ- 
liche Kenntnis der Geſchäftsordnung. Diefe wahrte er mit peinlicher Gemiljenhaftigkeit. 
Einen Berftoß ließ er nicht ohne energiſchen Widerſpruch hingehen, um nicht einen Fall zu 
Ihaffen, der jpäter als böjes Beiſpiel und Vorbild für die Handhabung der Gejchäftsord- 
nung dienen könnte. Wenn nötig, trat er in einem foldhen Fall aud dem Präfidenten 
energijch gegenüber. Den erjten Präfidenten des Deutjchen Neichstages, den etwas jelbjt- 
gefälligen Simjon, ſchob er gewiffermaßen mit einer eleganten Handbewegung von feinem 
Sitze,) weil er in nicht ganz unparteiifcher Weife den damals einfam daftehenden Abgeord- 
neten Bebel vergewaltigt und ihm mit Ermächtigung des Haufes das Wort zu Unrecht 


’) Bebel machte tags nad) der Maßregelung geltend, der Präfident habe ihm nicht zweimal die 
Worte „Ih rufe Ste zur Ordnung!“ zugerufen, wie es die Gejchäftsordnung verlange. Der Präfident 
glaubte ſich nicht zur ftrengen Beobachtung der Formel verpflichtet, und die Geſchäftsordnungskommiſſion 
ftellte fih auf feine Seite, weil Simjon mit dem Nücktritte gedroht hatte. Demgegenüber erinnerte 


a 
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entzogen hatte. Bebel hat ihm das nicht vergefjen und noch am 14. Februar 1906 im Reichs- 
tage Windthorfts Freimut und Neptlichkeitsgefühl rühmend und danfend anerfannt, Auch 
dem durchweg unparteiiſchen Präſidenten v. Forckenbeck ließ Windthorſt keinen Verſtoß 
gegen die Geſchäftsordnung durchgehen, wußte ihm aber zugleich eine goldene Brücke zu 
bauen, auf der er den Weg zu ſeinem Amte zurückfinden mußte. 


Auf das parlamentariſche Wirken glaubte Windthorſt ſeine Führerſchaft nicht beſchränken 
zu dürfen. Er wußte zu gut, daß eine richtige Volkspartei ihre ſtarken Wurzeln nur im 
Volke ſelbſt findet und aus deſſen politiſchem Denken und ſozialem Empfinden ſtetig Nah— 
tung ſaugen muß. Deshalb nutzte er jede Gelegenheit aus, eine lebendige Verbindung 
mit dem Volke zu unterhalten; beide Teile mußten feiner Meinung nad) aus diejer fort- 
geſetzten Fühlung Nutzen ziehen. Der Volksvertreter wird davor bewahrt, über der Beſchäf— 
tigung mit den Aufgaben der Verwaltung und Gejeßgebung und über den Verſuchen des 
Ausgleiches entgegenftehender Meinungen allzu jehr die Strömungen des Lebens und das 
Empfinden des Volkes zu vergeffen. Das Bolt anderjeits bedarf der ftetigen Verbindung 
mit den politiſch Yeitenden Geiftern, um das nötige Verſtändnis für die lebendige Yortbil- 
dung der politifchen Gedanfen zu gewinnen und in die ihm nod) fremden Bahnen neuer 
fruchtbarer Ideen eingeführt zu werden. Denn neue Verhältniffe Schaffen neue Gedanken— 
bahnen, und ein mit Rieſenſchritten ſich fortentwidelndes Reich ſieht fi unausgeſetzt vor 
neue Probleme geſtellt. 


Gern folgte er deshalb den Einladungen zu den Parteiverſammlungen am Rhein, in 
Weſtfalen und in Schleſien, und wenn auch die mit ſolchen Beſuchen unvermeidlich ver— 
knüpften Huldigungen ihm nicht angenehm waren, ſo nahm er ſie doch meiſt geduldig hin in 
der Ueberzeugung, daß ſie dazu dienten, das Band zwiſchen dem Zentrum und ſeinen Wählern 
noch feſter zu geſtalten. 


Regelmäßig erſchien er auf den jährlichen Generalverſammlungen der Katho— 
liken Deutſchlands. Hier fand er Gelegenheit, mit den führenden Geiſtern ſich zu be— 
raten, alte Bekanntſchaften zu pflegen und neue anzuknüpfen. Vor allem aber boten ihm 
die Verſammlungen eine willkommene Stätte, von der aus er die verſchiedenſten Fragen der 
Gegenwart und der nächſten Zukunft vor der breiten Oeffentlichkeit behandeln konnte. Im 
Parlament tritt allzu leicht die Notwendigkeit ein, die laufenden geſetzgeberiſchen Arbeiten 
nicht durch ſcharfe Betonung der Parteigrundſätze zu gefährden. Auf den Katholiken— 
verfammlungen fonnte er frei und ohne Zwang das Banner chriſtlich-konſervativer Politik 
entfalten. 


Jahrelang war es ſein Vorrecht, die Ergebniſſe der viertägigen Verhandlungen in der 
Schlußbetrachtung zuſammenzufaſſen. Seine Ausführungen gingen dann weit über den Kreis 
der Verſammlung hinaus ins Land und weckten dag Intereſſe bei Freund und Gegner, denn 
jedermann wußte, daß fie einen programmatifchen Charakter trugen. 


MWindthorft (D. R. 22. Nov. 1874) daran, daß die Geſchäftsordnung im $ 57 beim Ordnungsruf aus— 
drücffich verlange, daß der zur Ordnung zu verweifende Abgeordnete mit feinem Namen genannt werde. 
Er ftellte den Antrag, die Angelegenheit an die Geſchäftsordnungskommiſſion zurückzuverweiſen mit der 
Aufgabe: die Geſchäftsordnung einer Reviſion zu unterziehen und das Verfahren, das der Entziehung 
des Wortes vorhergehen müſſe, ſchärfer und beſtimmter zu regeln. Das ſei — bemerkte er 
mit leiſem Spott — eine lediglich geſchäftsordnungsmäßige Behandlung einer Geſetzesbeſtimmung, könne 
alſo weder für noch gegen Simſon, weder für noch gegen Bebel gedeutet werden. Das Haus war froh, 
einen ſo glücklichen Ausweg aus der unerquicklichen Lage zu finden, und nahm den Antrag an. Damit 
war auch der Beſchluß der Geſchäftsordnungskommiſſion erledigt. Fürſt Hohenlohe bemerkte dazu (Denf- 
würdigfeiten JI, 74): Der Antrag Windthorft ſchien jo harmlos, daß ich bei der Abftimmung die Sade 
vielleicht zu leicht nahm. „Ich und viele andere gingen in die Falle, die Windthorſt geftellt hatte, um 
Unheil anzurichten.” 


Hüsgen, Windthorit. 20 


306 59. Windthorjt als Parlamentarier und Parteiführer. 


Die Unterhaltung möglichft ausgedehnter Beziehungen zu einflußreichen Perſonen und 
Geſellſchaftskreiſen hatten für ihm einen ganz bejonderen Zwed. Er hielt als aufmerfjamer 


nr 


Dizepräfident Sreiherr zu Srandenftein und Ludw. Windthorft 
in der Wandelhalle des Reichstags 1889. 


Beobachter gern den Vinger am Pulsfchlag der öffentlichen Meinung und ftudierte gemifjen- 
haft jede Regung der Volksſeele. Nicht als ob er feine Abfichten und Pläne eingerichtet 
hätte nad) dem lauten Wellenjchlage der Tagesſtrömung, jondern weil er den Wert und die 
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Wirkung der Aufklärungsarbeit fannte, die im richtigen Augenblid einjegt. Darum war er 
dankbar für jede Anregung, die ihm Gelegenheit gab, mißverjtändfiche Auffafjungen zu be= 
richtigen und einer Irreleitung des politiſchen Urteils vorzubeugen, 

Dabei konnte es feinem Scharffinne nicht entgehen, daß die Notwendigkeit dieſer 
Auftlärungsarbeit in dem Maße wuchs, als die Zentrumspartei an Kraft und Anjehen 
erftarfte und ſelbſttätig fördernd und ſchaffend an der Löſung umfafjender politifcher und 











Prälat Dr. theol. Franz Bike, Univerfitätsprofejjor in Münfter. 
3 Geb. 1851. 
— Mitglied des Deutſchen Reichstags und Preußiſchen Abgeordnetenhauſes jeit 1884 bezw. 1882. 


ſozialpolitiſcher Aufgaben ſich beteiligte. Erfolgreiches und fruchtbringendes Schaffen war da nur 
möglich, wenn es gelang, Verſtändnis und tätige Mithilfe in den breitejten Volksſchichten zu finden. 

Insbeſondere war es die Sozialpolitik, die ſchroff mit eingewurzelten Vorurteilen 
brach und im chriſtlich geſinnten Teile der Bevölkerung um wohlwollende Unterſtützung warb. 
Nach der einen Seite mußte ſie ſich durchringen gegen den Widerſtand des aus ſeiner Be⸗ 
quemlichkeit aufgerüttelten Mancheſtertums, nach der anderen bedurfte ſie eines ſtarken Dammes 
gegen die zerſetzende Kritik und die gewalttätige Werbetätigkeit der Sozialdemokratie. 


308 59. Windthorft als Parlamentarier und PBarteiführer. 


Das geeignete Organ fuchte und fand er in dem Volfsverein für das katho— 
Liſche Deutſchland, deffen endgültige Verfaſſung das eigentliche Werf Windthorfts ijt und 
deffen Organifation und Ausgeftaltung mit zielberwußter Energie ganz im Sinne des Zen— 
trumsführers ſicher und kraftvoll durchgeführt wurde. 

In vertraulichen Beiprehungen zu Coblenz, Mainz und Köln beriet man über die 
Grundzüge. Männer der Praxis, wie Matthias Wiefe in Werden und vor allem der 
geniale Organifatov Franz Brandts in M.Gladbad), ftanden ihm zur Geite. Am 
25. Mai 1890 fand in Mainz die Gründungsverfammlung ftatt. Windthorft lag frank 
in Hannover; aber von feinem Kranfenlager 
aus hatte er einen Statutenentwurf einge— 
jandt, der dem am Tage vorher im Haufe 
des Biſchofs Haffner verfammelten Aus— 
ſchuß als Grundlage für die Beratung dienen 
jollte. Diefer Entwurf wurde ohne Aende— 
rung als Bereinsjagung angenommen. 

Die unter dem Vorſitze des Fürften zu 
Löwenftein tagende Verfammlung berief in 
den Borftand die Herren Dr. Jul. Bahem- 
Köln, Graf Balleſtrem-Plawniowitz, 
Dr. Galland-Münſter i.W., Rechtsanwalt 
Dr. Marbe- Freiburg, Landesrat a. D. 
Fritzen-Düſſeldorf, Dr. Lieber-Camberg, 
Landrichter Gröber=Heilbronn, General- 
fefretär Dr. Hitze-M. Gladbach, Yabrif- 
bejiger Franz Brandts-M. Gladbad), Dr. 
DOrterersFreiling. Dr. Siben-Deidesheim. 

Einjtimmig ernannte man Windthorft 
zum Ehrenpräjidenten. Der Vorfigende über: - 
nahm es, ihn um Annahme des Ehrenamtes 
zu erfuchen und ihn zu bitten, die Vorſtands— 





Iuftizrat Carl Trimborn, Köln. 
Geb. 1854. 
Mitglied des Deutjchen Reichstags und des Preußifchen 
Abgeordnetenhaufes jeit 1896. Zweiter VBorfigender des 
Volksvereins fiir das fathol. Deutjchland. Vorſitzender 
de3 Propinzialausfchufjes der rhein. Zentrumspartei. 


mitglieder behufs Konftituierung des Vereins 
zu einer Beſprechung zufammenzuberufen. 
Obſchon immer noch leidend, ließ Windthorft 
Vic) Diesmal nicht einmal durch die Bitten feiner 
Gattin, ſich doc) einige Zeit zu ſchonen, von 
der jchleunigen Durchführung feiner Aufgabe 


zurüdhalten; joviel Gewicht Yegte er auf den 
möglichſt jhnellen Beginn der Vereinstätigkeit. 
Auf den 24. Dftober berief er den Vorſtand nad Köln. Hier ergänzte man denjelben durch 
Berufung folgender Herren: Rechtsanwalt Trimborn-Köln, Graf Hoensbroech-Schloß 
Haag, Dr. Porſch-Breslau, Dr. Stamminger-Würzburg, Graf Konrad Preyſing— 
Münden, Graf Galen-Dinklage, Redakteur Otto- Erefeld, Redakteur Stößel-Ejien, 
Banfdireftor Elkan- Köln. 
In den DVorverhandlungen zu Coblenz hatte man an die Perfon des Abgeordneten 
Dr. Lieber als erſten Präfidenten gedacht; indes zeigte fich diefer jo wenig geneigt, daß man 
den Gedanken nicht weiter verfolgte. Auf befonderen Wunſch Windthorits wurde Franz 
Brandts als erfter und Rechtsanwalt Carl Trimborn als zweiter Vorſitzender gewählt. 
Bereit? am 16. November 1890 erfolgte die Veröffentlichung des erften, von allen 
Vorjtandsmitgliedern unterzeichneten Aufrufes: „An das katholiſche deutſche Volk!“ An der 
Spitze der Unterzeichner ſteht Windthorſt als Ehrenpräſident. 
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Die Gründung des Volksvereins war Windthorfts letzte ſchöpferiſche Tat. Die ſegens— 
reihe Entfaltung jeiner Wirkſamkeit hat er nicht mehr erlebt. Wieviel an gründlicher Auf- 
Härungsarbeit der DVolfsverein bis heute bereit3 geliefert hat, läßt ſich naturgemäß nicht in 
beftimmten Werten ausdrüden. Das aber wird jeder aufmerfjame Beobachter zugeben 
müffen, daß diefe Organifation einen feiten und wirffamen Damm gegen das Ueberfluten 
der jozialiftifchen Strömung aufgeworfen 
und damit zugleich) die feite Scholle ge— 
bildet hat, in der die Sozialpolitik der 
Zentrumspartei tiefe und fichere Wurzeln 
ſchlägt. 

Papſt Leo XIII. begleitete die 
Gründung des Volksvereins mit den 
wärmſten Sympathien. In einem 
Schreiben vom 23. Oktober 1890 lobt 
er den Verein als ein „Unternehmen, 
welchem niemand, dem NReligion und 
Glaube, Sitte und Beitand der öffent- 
Yihen Ordnung, Familie und Sicherheit 
des Lebens am Herzen liegen, jeine Zu— 
ſtimmung verjagen fann“. Er bezeichnet 
ihn als ein edles Beginnen, „das den 
Beifall und die Unterjtügung aller gut= 
gefinnten Männer, aber auch die Hilfe 
des allmächtigen Gottes finden und die 
reichten Früchte des Heiles bringen 
werde“. 

Anderthalb Jahrzehnte jpäter, als 
die umfaſſende Tätigfeit des Volksvereins 
bereits herrliche Früchte gezeitigt hatte, 
ſtellte Papſt Pius X. ihn den Katholiken 
Italiens und der ganzen Welt als Bei— 
ſpiel vor Augen. In ſeiner Enzyklika vom 
11. Juli 1905 an die Katholiken Italiens 
nennt er ihn eine Inſtitution, die dazu 
berufen ſei, ein gemeinſames Zentrum zu 
bilden für die Katholiken aller ſozialen 





Klaſſen, beſonders für die großen Volks— Derleger Heinr. Otto 

kreiſe. Er bezeichnet ihn als einen ge— Geb. 1851. 

meinſamen Mittelpunkt für ſoziale Unter⸗ Beigeordneter Bürgermeiſter der Stadt Krefeld. 
— — Erſter Vorſitzender des Auguſtinus-Vereins 

weiſung, Propaganda und Organiſation, zur Pflege der fath. Preffe von 1889 bis Ende 1908. 


und empfiehlt ihn nicht bloß für Italien 
zur Nahahmung, fondern für alle Na⸗ 
tionen, wo die gleichen Bedürfniſſe und die gleichen Gefahren vorhanden find. 


60. Windthorfts Iete Tage und Tod. 


Am 22. Januar 1890 war Windthorſts vertrauter Freund Freiherr v. Francken— 
ftein dahingefchieden. Diejer Trauerfall hatte ihn ſchwer getroffen. Er trug fi) mit trüben 
Gedanken. „Das Leiden, der Tod und das Begräbnis unferes guten Frandenftein haben 
mich tief niedergebeugt. Der Verluft ift nicht zu erſetzen,“ jchrieb er unter dem 19. Februar 
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an einen alten parlamentarifhen Freund. Ja, er fürchtete in allem Ernſte für den Fort⸗ 
beſtand der Fraktion in ihrer bisherigen Zuſammenſetzung. Er beklagt ſich über die Bitter— 
keiten, die ihm in der letzten Zeit zuteil geworden, und tröſtet ſich mit der trübſeligen Be— 
trachtung: „Wenn man alt wird, wird man argwöhniſch und glaubt leicht, daß es Perſonen 
gibt, denen man zu lange lebt.“ 

Mehr als ſonſt griffen ihn die parlamentariſchen Arbeiten an, und ſelbſt die Kur in 
Ems ſchien diesmal beinahe verſagen zu wollen. Auf der 37. Generalverſammlung der 
Katholiken Deutſchlands in Coblenz im Auguſt 1890, der letzten, welche ihm zu beſuchen 
vergönnt war, zeigte er zwar die alte gewohnte Friſche, und mit faſt jugendlicher Energie 
förderte er die Verhandlungen über die Gründung des Volksvereins. Aber das Schlußwort 
klang diesmal trübe aus, wie ein Abſchiedswort. „Ob ich im nächſten Jahre wieder bei Ihnen 
ſein werde, das ſteht bei Gott. Sollte es Gott nicht wollen, dann bitte ich um ein Gebet 
und ein freundliches Andenken.“ 

Kaum zu Hauſe angelangt, mußte er ſich zu Bett legen. Die Kölner Reiſe zur Kon— 
ſtituierung des Volksvereins war erſt recht nicht geeignet zur Erholung. Gleichwohl ließ er 
ſich nicht abhalten, pünktlich zu der Eröffnung der parlamentariſchen Arbeiten in Berlin zu 
erſcheinen. 

Dort warteten ſeiner ernſte und große Aufgaben, die ihn ſein Alter und ſeine Ge— 
brechen vergeſſen ließen. Namentlich das v. Goßlerſche Schulgeſetz forderte den alten Kämpen 
für die chriſtliche Volksſchule in die Schranken. Auch das Sperrgeldergeſetz erſchien wieder 
und zwar in einer Form, die ein liberales Blatt veranlaßte, ihm das Motto voranzuſetzen: 
„Windthorſt Imperator oder Windthorſt als Erzieher“. 

Am 17. Januar 1891 feierte er feinen achtzigſten Geburtstag. Der Reichstags— 
präfident v. Le vetzow brachte ihm im Namen des Reichstages feinen Glüdwunjd dar in 
den herzlichen Worten: „M. H.! In der Gejchichte der Parlamente ift es gewiß ein jehr 
jeltener Fall, daß ein Abgeordneter den Tag jeines Eintritts in das achtzigite Lebensjahr 
durch perjönliche lebendige Teilnahme an den Verhandlungen einer gejeggebenden Körperjchaft 
feiert. In diefer, ſoll ich jagen, glücklichen Lage, ift mein verehrtes vis-A-vis, der Herr Abg. 
MWindthorft, in der gewohnten Frijche des Körpers und Geiftes. Aus der Bejonderheit des 
alles leite ich für mich die Befugnis her — und ich bin überzeugt, daß Sie mir zuftimmen 
— dem Heren Abg. Dr. Windthorft einen freundlichen Glückwunſch im Namen des Reichs— 
tages darzubringen.” (Lebhaftes Bravo auf allen Seiten des Haujes.) 

Diefe im Reichstage bis dahin unerhörte Aufmerffamfeit empfand Windthorjt als 
eine bejondere Ehrung. Tief gerührt erwiderte er: „Herr Präfident! Darf ich mit wenigen 
Worten meinen Dank ausjpreden? Es ift das eine Auszeichnung, die id) zu den größten 
rechne, die mir in meinem Leben zuteil geworden find. Meinen beiten Dank!“ (Lebhaftes 
Bravo.) 

Ende Februar wurde Windthorſt von einem Katarrh befallen, der ihn nicht wenig 
plagte; aber feine parlamentariſchen Arbeiten gab er darum doch nicht auf. Wohl zitterte 
der Gedanke an fein Lebensende hin und wieder dur) jeine Reden. Am 3. März bemerkte 
er bei feinen Ausführungen zur Steuerreform Miquels u. a.: „Wie es in diefem Jahre 
gegangen, da mußte man ungefähr annehmen, e3 fei die verftectte Abficht gemwejen, die ſämt— 
lichen Abgeordneten zu Tode zu heben. Ich fühle das an mir jelber, wie das wirft; aber 
ih hoffe doc, daß diejer Verſuch bei mir fi ala ein VBerfuh mit untauglichen Mitteln be— 
währen wird.“ 

Noch in der letzten Sitzung des Reichstages, der er beimohnte, taufchte er mit dem 
Reichskanzler Grafen Caprivi Scherzreden aus. Bei der Marinedebatte am 6. März gab 
er jeiner Meinung Ausdrud, daß der Nordoftjeefanal im Jahre 1895 noch nicht fertig fein 
mürde, und fügte hinzu: „ch werde leider wohl nicht mehr in der Lage fein...“ (Zuruf 
links: Na! Na! — Große Heiterkeit.) „IH bin Ihnen jehr dankbar; wenn Sie eine 
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Lebensverſicherung für mich haben, werde ic) Sie gern fonfultieren.” Worauf ihm der Reichs⸗ 
kanzler mit der verbindlichen Wendung erwiderte: „Was den Nordoſtſeekanal angeht, ſo kann 
ich die Ueberzeugung des Herrn Abg. Windthorſt zu erſchüttern nicht übernehmen; aber ich 
kann ihm nur meine Ueberzeugung entgegenſtellen, daß, ſoweit ſich die Sache überſehen läßt, 
der Kanal bis zum Jahr 1895 fertig werden wird, und mit diefer Hoffnung verbinde id) 
die, daß der Herr Abg. Windthorit diefen Termin erleben werde.“ 

Wie müde er fih im einfamen Stunden fühlte, ſpricht fich in einem Brief an den 
Gymnafiallehrer Mönd aus jenen Tagen aus: „Ich ehe der fommenden Zeit mit Sorgen 
entgegen. Mein Befinden iſt fortdauernd fein gutes. Der Huften, welcher jeit Auguft mid 
nicht verlaſſen hat, ift jetzt in verftärftem Maße wiedergefehrt. Das Allgemeinbefinden und 
die Stimmung ift möglichſt ſchlecht. Ich arbeite nicht mehr mit Freude, jondern aus Pflicht. 
Die Arbeit iſt ſehr ſchwer und der Schulkampf ein harter und bitterer. Der Staat braucht 
alle ſeine Mittel, die Kirche aus der Schule zu entfernen. Das Hegelſche Wort: »Der Staat 
iſt der präſente Gott« ſoll auf dem Schulgebiete zur Wahrheit gemacht werden. Augenblicklich wird 
es gelingen, auf die Dauer nicht; aber erſt nach ſchweren und bitteren Erfahrungen wird 
man zu dem rechten Verſtändniſſe zurückkehren. In die Schulkommiſſion bin ich gegen den 
direkten Befehl des Arztes gegangen zum in ſeinem Erfolg unſicheren, aber verzweifelten 
Kampf. Ob ich aushalten kann, weiß ich noch nicht.“ 


Windthorſts letzte Unterſchrift. 


rohe 


Sie ftammt aus einem Privatbriefe, den Windthorſt am 10. März 1891, am Tage jeiner Erkrankung, 

vier Tage vor jeinem Ende, unterzeichnet hat. Er enthält den herzlichen Dank für eine Gabe von 

‚100 Mark für jeine „Liebe Marienkirche”. Unterſchrieben hat er auf dem Bette mit zitternder Hand, 
in ganz unlejerlichen Bügen. 


Pit wachjender Bejorgnis bemerkten feine Fraftionsgenofjen den Verfall jeiner Kräfte. 
Zum letztenmal erſchien er am 10. März im Adgeordnetenhaufe. Während einer angelegent- 
lichen Unterredung mit dem fonfervativen Führer d. Raudhhaupt wurde über eine Beltim- 
mung der Gewerbefteuervorlage abgeftimmt ; im Eifer der Unterhaltung ftand er zugleich mit 
den Konſervativen auf und ftimmte auf dieſe Meife gegen feine eigene Partei. Scherzend 
bemerkte v. Rauchhaupt einigen Zentrumsmitgliedern gegenüber: „Nun haben wir Ihren 
Führer annektiert.“ 

Es war ein Zeichen einer bedenklichen Abſpannung, die ſich alsbald in dem Maße 
ſteigerte, daß ſeine Freunde ihn nach Hauſe und unmittelbar ins Bett bringen mußten. Am 
Abende lag er an einer heftigen Lungenentzündung darnieder. 

Die Nachricht von Windthorſts gefährlicher Erkrankung rief allenthalben große Beſtür— 
zung hervor. In dieſen Stunden wurde recht offenbar, wie voll und ſtark der Name Windt⸗ 
horſt ins Land hinausklang. Gegen Mitternacht ſandte der Kaiſer ſeinen Flügeladjutanten 
v. Hülſen, um nad) dem Befinden des Kranken fich zu erkundigen. 

Am folgenden Morgen fuhr der Kaiſer ſelbſt vor MWindthorfts Wohnung in der Alten 
Jakobſtraße vor, um ſich Bericht erſtatten zu laſſen. Die Kaiferin Augufte Viktoria erfreute 
den Kranken dur eine prachtvolle Blumenjpende. Papit Leo fandte telegraphiſch den 
erbetenen Segen. Im Foyer des Reichstages wurden Die ärztlichen Bulletins über das Be— 
finden des Kranken ausgehängt. 
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Die Kunft der Aerzte vermochte troß aller Sorgfalt nicht mehr zu helfen. Gleich am 
erften Tage hatte der Kranfe aus den Händen eines Jefuitenpaters die hl. Sterbejaframente 
empfangen. Zwar fladerte die alte Lebenskraft noch einmal auf, aber in der Nacht vom 
13. März ftellte fich ftarfes ieber ein. Unaufhörlich drängten fi) parlamentariiche Erinne— 
tungen in feine Fieberphantafien. Erſt am frühen Morgen fehrte das Klare Bewußtſein zu— 
rüd. Er fonnte feine Tochter Marie begrüßen, die aus Hannover herbeigeeilt war, und ihr 
die legten Grüße an die liebe Gattin auftragen. 

Selbſt in den letzten Stunden verfagte fein Humor nicht. Die mit feiner Pflege betraute 
Barmherzige Schwefter bat ihn treuherzig am 13. März: „Exzellenz, wenn Sie jebt in den 
Himmel fommen, dann beten Sie für mich,“ worauf er erwiderte: „Aber, Schweſter, Yafjen 
Sie mic) dod mal erft oben angefommen fein!“ 











Windthorft auf dem Sterbebette, 
Nach einer Bleiftiftzeichnung von Vilma von Parläghy am 14. März 1891. 


Um 8% Uhr am Morgen des 14. März 1891 entjhlief Ludwig Windthorft mit den 
Worten des Erlöjers auf den Lippen: „In deine Hände befehle ich meinen Geift.“ 

Ganz Deutſchland, Freunde und Gegner, trauerte um den Verluſt dieſes jeltenen 
Mannes. Der Präſident des Deutſchen Reichstages von Levetzow gedachte feiner mit ehren= 
vollen, herzlichen Worten: 

„M. H.! Wir ftehen alle tiefbewegt unter dem Eindrud einer Trauerbotſchaft: Abgeoroneter 
Dr. Windthorft, welcher noch am vergangenen Montag unter ung weilte, am letzten Samstage noch 
mit befannter Lebendigfeit fih an unferen Verhandlungen beteiligte, ift heute früh 84 Uhr nad kurzer 
Krankheit in feinem 80. Lebensjahr aus dieſer Zeitlichkeit abberufen worden. Mitglied des Neichstages, 
des Norddeutſchen Bundes und des Deutjchen Reiches von Anfang an, feit fait 25 Jahren, hat Windts 
horſt durch feine ungewöhnliche Geiſtesſchärfe, Arbeitskraft, Gewandtheit und Gabe ſich perfönlichen Ein« 
fluß zu verihaffen und ihn zu üben gewußt, durch feinen weiten Blick den Weltruf eines Politikers und 
Parlamentariers und unter uns eine Stellung von eminenter Bedeutung fi) erworben. Wenn er — und 
das geſchah bei jeder wichtigen Gelegenheit — das Wort ergriff, jo waren wir auf allen Seiten des 
Haufes gewohnt, feiner Nede zu lauſchen. Inner- und außerhalb des Haufes wurde auf feine Meinung 
über. ſchwebende Fragen großes Gewicht gelegt, und gar oft ift fein Wort ſchwer in die Wagſchale 
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gefallen. Auch im perjönlichen Verkehre verftand es der Heimgegangene, durd) Liebenswürdigfeit, Humor 
und Friſche alt und jung an fich zu feffeln, und ich perjönlich habe für manchen Beweis feiner freund» 
lihen Gefinnung ihm herzlich zu danken. Kaum jemand im Neichstage wird rechts und links und in 
der Mitte jo vermißt werden, wie dieje verehrte »kleine Erzellenz«. Sein Leben ift Föftlich geweſen, darin 
ift Mühe und Arbeit geweſen von Jugend auf bis in das jpätefte Greifenalter, und arbeitend tft er 
geſtorben. M. H.! Sie haben fich zu Ehren des Heimgegangenen erhoben. Er ruhe in Frieden!” 

Der Präfident des Abgeordneten- 
hauſes von Köller fleidete die 
Trauerbotihaft in die Worte: 

„M. H.! Das Haus ift von einen 
überaus großen und ſchweren Verluſte be— 
teoffen worden. (Die Mitglieder erheben 
fi.) Der Abgeoronete Dr. Windthorft ift 
derftorben! Noch bis vor wenigen Tagen 
nahm er wie immer regelmäßig an unjeren 
Situngen teil. Dann befiel ihn eine 
Lungenentzündung, welcher er heute morgen 
um 8'/a Uhr erlegen ift. Der Verftorbene 
gehörte dem Haufe jeit dem Jahre 1867 
an und hat an den Arbeiten besjelben 
ftetS jo hervorragenden, oft ausjchlag- 
gebenden Anteil genommen, daß die Lücke, 
die jein Tod verurjacht, noch lange und 
ſchmerzlich im Haufe empfunden wird.” 

Die Zentrumsfraftion mid- 
mete ihrem heimgegangenen Yührer 
einen danfbaren Nachruf: 

„Am heutigen Tage vollendete im 
80. Lebensjahre, mohlverjehen mit den 
Hl. Sterbejaframenten, jein arbeitsreiches 
und ſegensreiches Leben Se. Erzellenz der 
Staatsminifter a. D., Reichs- und Land» 
tagsabgeordneter Herr Dr. Ludwig Windt- 
horft. Kirche und Reich trauern am Sarge 
dieſes Hochbegabten und hochverdienten 
‚Mannes, welcher durch unerjehütterliche 





Meberzeugungstreue, durch hohe ſtaats— Sterbefreuz Windthorfts. 
männijche Begabung, dur die über: &3 wurde ihm 3. 3. von der ihm befreundeten Frau Puricelli= 
wältigende Macht feines beredten MWortes, Trier geſchenkt. Ex führte e8 auf Reifen ftet3 bei fich und hielt 
zugleich auch durch ſeltene Liebenswürdigfeit e8 beim Sterben in den Händen. 


und Herzensgüte in ungewöhnlichen Maße 

Hervorragte. Was er für das deutjche Bater- 

{and und als treuer Sohn der katholiſchen Kirche für dieje in einer langen Reihe von Jahren geleiftet, lebt 
in der treuen Erinnerung und in dem Herzen aller Zeitgenofien, und die Geſchichte wird es Fünftigen 
Geſchlechtern verkünden. Das katholiſche Volk Deutichlands verliert in dem Entjchlafenen den bewährteften 
und eifrigften Vertreter, den geliebteften und Hochverehrteften Führer, den gewaltigiten Vorkämpfer. Ein- 
fam und verlafjen ftehen wir, feine Fraftionsgenofjen, trauernd an der Bahre diejes edlen Mannes, der 
mehr als 20 Jahre in umfichtiger und unermüdlicher Tätigfeit an unſerer Spige ftand; wir bemeinen 
in dem Verewigten unjeren Stolz und unjere Freude. Im Vertrauen auf Gott empfehlen wir die Seele 
des entichlafenen Freundes dem Andenfen im Gebete. 

Berlin, den 14. März 1891. 


Die Zentrumsfraftion des Deutjchen Reihstages und des 
Preußifchen Abgeorönetenhaujes. 


Grafvon Balleftrem. Freiherr von Heereman.” 
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Papſt Leo XIH. richtete ein herzliches Beileidſchreiben an die Vorfigenden der beiden 
Fraktionen: — 

„Geliebte Söhne, Gruß und Apoſtoliſchen Segen. So bekannt Uns die herzliche Anhänglicheit 
war, die Ihr für den trefflichen Ludwig Windthorft bejaßet, fie wurde uns noch deutlicher durch Die 
Drahtmitteilung, die Ihr in Eurem Namen und demjenigen Eurer Kollegen durch Vermittlung des 
Kardinalſtaatsſekretäärs an Uns habt gelangen laſſen. Wir verftehen, wie Ihr einen gerechten und tiefen 
Schmerz empfindet bei dem Tode dieſes Mannes, deſſen religiöje Gefinnung, Tugendhaftigfeit, Klugheit 
und fonftigen Eigenſchaften vor allen Euch befannt waren, die Ihr ihm als Führer in der Löjung einer 
jo schweren Aufgabe folgtet und ebenſowohl an feinen Mühen und Plänen wie an jeiner Anerkennung 
Teil gehabt. Denn auf Eure Zuftimmung vertrauend, hat er in einer für die hriftlihe Religion und 
das öffentliche Wohl wichtigen Zeit für die Rechte der Kirche gefämpft und die einmal übernommene 
Sache der Gerechtigkeit hochgemut durchgeführt, bis er fi an dem unabläfjig verfolgten Ziel jah. Mit 
Recht rühmt Ihr Euch, einen Mann an der Spige Eurer Fraftion gehabt zu haben, welcher niemals, 
jei es durch die Kraft feiner Gegner, jet es durch die Strömung der Öffentlichen Meinung, von feinem 





Windthorfts Grabplatte in der Marienlirche zu Hannover. 


Wege fih hat abbringen laffen, der jo jehr jein Vaterland geliebt und jeinen Fürſten den ſchuldigen 
Gehorjam erwieſen hat, daß er die Erfüllung diejer Pflichten niemals von der Betätigung feiner religiöſen 
Pflichten getrennt Hat, der in ſolcher Weife durch das Gewicht jeiner Gründe und die Kraft feiner macht— 
vollen Beredſamkeit feine Gegner befämpfte, daß man leicht erjehen konnte, wie bei ihm allein der Eifer 
für die Wahrheit die Triebfeder zum Streiten war, nicht die Begierde nad Vorteil und Ehre. Wir 
haben diejen feinen Verdienften, wie e8 recht war, das größte Lob gezolft, und das, abgejehen von anderen 
Gelegenheiten, jüngft noch in diefem Jahre betätigt, als Wir bei der Wiederkehr Unjeres Krönungstages 
ihn durch eine neue Ordensauszeihnung ehren, ihn unter die Ritter des erſten Ordens vom bl. Gregor 
dem Großen aufnehmen und mit deſſen Infignien ſchmücken wollten. Der Tod rik ihn aber jo jäh hin— 
weg, daß er von diefem Zeichen Unferer Liebe und Hochachtung feine Kenntnis mehr nehmen fonnte ; 
jedoch tröftet und erhebt Uns die fefte Zuverficht, die ihn Uns mit reicherem Lohne von Gott geſchmückt 
zeigt, wie er jenen unveränderlichen Ruhm erlangt hat, über den hinaus der Menſch feinen glänzenderen 
und bejeligenderen erftreben kann. Inzwiſchen beharrt Ihr, geliebte Söhne, eingedenk der Tüchtigfeit 
und der Taten des großen Führers, feſt im deſſen Bahnen, bewahrt unter Euch eine eng geichloffene 
Einigkeit, die er jelbft in der von ihm geführten Schar mit großem Eifer erhalten hat, und ſeid über- 
zeugt, daß, wie auch er ſtets jo dachte, für das Gedeihen und den Ruhm des gemeinfamen Bater- 
landes um jo befjer von Euch geforgt wird, je treuer gegenüber Gott und gehorfamer gegen die Kirche 
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Ihr Euch zeigt. So möge Euch denn und Eure Genoſſen Gott gnädig ſchützen und bewahren; ein Pfand 
Seiner Liebe möge der apoſtoliſche Segen ſein, den wir Euch einzeln und insgeſamt in Liebe ſpenden. 
Gegeben zu Rom an St. Peter 19. März 1891, im 14. Jahre Unſeres Pontifikates. 


Papſt Ceo XIII.“ 
Milder Friede lag auf dem bleichen Antlitze des Mannes, deſſen Leben ein Kampf 


geweſen war, der wie ein Sieger aus der Welt ſchied und dem auf feinem lebten Gange 
zum Grab fürftlihe Ehren wie einem Triumphator gezollt wurden. Der Kaijer fandte einen 


kbEs u0R gu 





Ehor und Hochaltar in der Marientirche zu Hannover. 
Bor der Kommunionbant ift Windthorfts Grab ſichtbar. 


Kranz mit mächtigen Atlasſchleifen, auf denen ein W und eine Krone prangten; der Prinz- 
regent von Bayern und der Großherzog von Baden ipendeten Kränze. Vom Kardinalſtaats⸗ 
ſekretär Rampolla wurde im Namen des Heiligen Vaters ein Beileidstelegramm abgeſandt. 
Vom Münchener Nuntius Migr. Agliardi und von zahlreichen deutſchen Biſchöfen liefen Bei— 
leidstelegramme ein. Die Mitglieder aller Fraktionen bezeugten den Kollegen der Zentrums⸗ 
partei ihre Teilnahme; auch die nationalliberale Fraktion des Reichstages, zu der der Ver— 
ftorbene immer im ſchärfſten Gegenſatze geſtanden hatte, widmete ihm einen Kranz. 

Am Abende des Sterbetages wurde die Leiche zur Hedwigskirche übergeführt, wo am 
17. März der Trauergottesdienſt ſtattfand. Es war eine des großen Toten auch äußerlic) 
würdige Feier. Der Kaiſer und die Kaiferin hatten Vertreter gejandt; in gleicher Weiſe 
waren die meiſten Bundesfürſten vertreten. Der Reichskanzler Graf v. Gaprivi erſchien an 
der Spitze des Bundesrates; ihm folgte das ganze Staatsminifterium mit Ausnahme des 
erkrankten Miniſters v. Maybach. Das Zentrum war vollzählig erſchienen, und von allen 
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Vraftionen hatten ich zahlreiche Mitglieder eingefunden. Der Fürftbifhof von Breslau, 
Kardinal Kopp, brachte das heilige Opfer dar und hielt eine ergreifende Leichenrede, in 
der er das Leben und Wirken des Berftorbenen jchilderte und mit einer Mahnung zur Einig- 
feit im Sinne des Heimgegangenen flo. 

„Saft ein BVierteljahrhundert hindurch,” jagte er u. a., „haben die deutſchen Katholiken in dem 
Verftorbenen ihren Führer verehrt und feiner ftaatsmännifchen Einficht wie feiner kirchlichen Treue un: 
bedingt vertraut. Ja, in allen Weltteilen wird fein Name von jeinen Glaubensgenoſſen mit größter 
Verehrung genannt. Was war es denn, was ihm jolches Vertrauen und ſolche Verehrung erwarb? 
Die Katholiken maßen feinen Wert nad) feinem Weſen und Wirken und nicht nach wechjelnden Anfichten 
und Wünfchen — das ift die furze Antwort, die ſich auf jene Frage geben läßt. Es war ein bedeutender 
Mann, der am Samstagmorgen die müden Augen ſchloß; darüber find alle einig, die ihm jemals näher 
fanden, welcher Gefinnung und Richtung fie auch jein mögen. Er war ein Mann von hoher Begabung, 
feften Charakters und tiefer Einficht. Wir bewundern an ihm den ficheren Takt und das feine Ver— 
ſtändnis, mit welchem er in allen großen und wichtigen Angelegenheiten ftetS den rechten Punkt traf 
und die rechten Wege fand zur Löſung der Schwierigfeiten und zur Grreihung eines Ziele. Er war 
ein Freund und Vorkämpfer der Wahrheit, und nie ift bei ihm die Wahrheit mit dem Cigennug und 
dem eigenen Intereffe in Streit geraten. Er war wachſam, darum fah er alles, und nichts entging 
ihm. Er war unerjhütterlih in feinen Grundfägen ; nicht Ehren noch Unehren machten auf ihn einen 
ſolchen Eindrud, daß er durch fie in feiner Ueberzeugung oder in jeinem Handeln beirrt worden wäre. 
Das ift es aber, mas man der Eitelfeit nicht nachſagen kann. Er war unermüdlich, nicht Mühe und 
Arbeit jcheuend, und darum fonnte er mit feinem Ihmwächlichen Körper ſoviel ausrichten.“ 

Am Schluffe feiner Rede legte Kard. Kopp dem heimgegangenen Führer die Worte in 
den Mund: „Meine teuren Freunde! Seid einig und haltet feit zufammen! Euer Bund 
it entjtanden unter dem Drohen ftürmifcher Zeiten. Soll er ih Töfen, nahdem das Gewölk 
über euch fich gelichtet hat? Hütet die Einigkeit, für die wir joviel gefämpft, ſoviel geduldet, 
joviel geopfert haben; fie hat das fatholifche Volt getröftet, die Welt mit Bewunderung 
erfüllt, die Gegner verſöhnt. Eure fernere Einigkeit ift eine Beruhigung des fatholifchen 
Bolfes, das Palladium eurer Stärke, die Bürgſchaft für die Entwidelung der öffentlichen 
Angelegenheiten. Darum bitte und beſchwöre ih euch: Bleibt einig!“ Und im Namen der 
deutjchen Katholiken legte der Redner am Sarge des Berblichenen das feierliche Gelöbnis ab: 
„Schlafe ruhig, treuer, ſtets wachjamer Führer! Wir werden einig bleiben! Wir werden die 
Einigfeit untereinander hüten als ein foftbares Vermächtnis, das du ung hinterlaſſen Hajt!“ 

Nach Beendigung des Trauergottesdienftes wurde der Sarg auf einem mit vier Pferden 
bejpannten Wagen unter Begleitung eines zahlreichen Gefolges zum Lehrter Bahnhof über- 
geführt. Beim Paflieren des Trauerzuges präfentierten die Wachen vor den Königl. Ge— 
bäuden, und am Brandenburger Tore, deſſen Kaiſerdurchfahrt ausnahmsweise benutzt werden 
durfte, traten die Wachen ins Gewehr. 

Am anderen Tage wurde die Leiche am Bahnhof in Hannover in Empfang genommen 
und in feierlichem Zuge zur Marienkirche geleitet. Dort beſtattete man Windthorſt im 
Mittelſchiffe vor der Kommunionbank zur letzten Ruhe. Die ſchlichte eherne Grabplatte im 
Boden zeigt in gotiſcher Umrahmung nur den Namen nebſt Geburts- und Sterbetag. Die 
weihevolle zur Andacht ftimmende Stätte hat jeitdem jo manden danfbaren Katholifen und 
Zentrumsmann gefehen, der im ftillen Gebete die Seelenruhe des Verewigten dem Lenker 
aller Dinge empfahl. AR 


Durch ganz Deutſchland erſcholl die Totenklage. Alle Parteien wetteiferten darin, dem 
Dahingeſchiedenen den Zoll der Anerkennung zu entrichten. „Man hat ihn vor und nach 
ſeinem Tode zu einem Nationalheiligen gemacht,“ grollte ſein alter Gegner im Sachſenwalde. 

Die Preſſe aller Parteien vom Reichsanzeiger und der Nordd. Allgem. Zeitung bis 
über die nationalliberalen Organe hinaus zu den ſozialdemokratiſchen Blättern erwies dem 
Toten die gebührenden Ehren. Die Straßburger Poſt ſtellte dieſe Einmütigkeit feſt in den 
bemerkenswerten Worten: 


N 
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„Mit einem eigentümlichen Gefühle ſchauen wir von dem Totenbett aus, auf dem einer der 
geiſtesſchärfften, einflußreichſten Männer unſerer Zeit ruht, auf die Wandlungen derſelben ſchnellebigen, 
vergeßlichen, wandelbaren Zeit. Noch vor wenigen Jahren war Windthorſt der »welfiſche Intrigant«, 
der »Reichsfeind«, der »böſe Geiſt des geeinigten Deutſchland«. Jetzt fragen, der Kaiſer an der Spitze, 


amt | 
Solhälet gei | 
— 





Fenſter in der Marienkirche zu Hannover. 


Oben der Kampf des Judas Maccabäus. Im unteren Felde die Bildniſſe der Familie Windthorſt. 
Die Inſchrift lautet: „Geſtiftet zum frommen Gedächtsnis für Dr. Ludw. Windthorſt, den treuen Führer des 
Zentrums und der deutjchen Katholiken im heiligen Kampfe, den großen Wohltäter der Marienkirche.“ 


die deutſchen Fürften nad) jeinem Befinden; die Raiferin jendet dem fterbenden Greije duftige Blumenjpenden, 
und die Preſſe aller Parteien ift einig in der Verficherung, daß der Chef einer ſtaatserhaltenden Partei, jelbit 
ein Staatsmann und ein großer Geift, aus diefer Zeitlichfeit geſchieden. Der Tod verjöhnt. Vom Glanze des 
Siegers umſtrahlt, liegt Windthorfts fterbliche Hüffe auf der Bahre, an der aller Zwiſt der Parteien ver— 
ftummt und nur allgemeine Trauer um einen hervorragend Elugen, fabelhaft gewandten, jelbftlofen und fleißigen 
Parlamentarier fich Tundgibt, der in die innere Geftaltung Deutjchlands epochemachend eingegriffen hat.” 
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Eine Perſönlichkeit, die jo ftarf aus der parlamentarifchen Mittelmäßigfeit herausiprang 
und jo augenfällig in. den Gang der Politik eingriff wie Windthorft, fonnte von den der 
politiihen Satire gewidmeten Blättern nicht überfehen werden. Dazu fam, daß feine äußere 
Erſcheinung für den Stift des Karifaturenzeichners einen überaus dankbaren Gegenjtand bot. 
Es hätte wirkliches Ungeſchick dazu gehört, eine folche Eigenart in der Wiedergabe zu ver— 
fehlen. Selbſt in grotesfer Verzerrung trat das Charafteriftiihe des Urbildes unverkennbar 
hervor. 

Im ganzen und großen ijt die Rarifatur — von einzelnen Ausfchreitungen während 
der wildeften Zeit des KHulturfampfes abgejehen — mit Windthorft recht glimpflih um— 
gegangen; fie hat ihn mitunter geradezu verhätjchelt. Dazu mag neben der Hohadtung, 
die man dem unantaftbaren Charakter des Mannes und der jtaatsmännijchen Bedeutung des 
Politikers zollte, nicht wenig der Umftand beigetragen haben, daß fein Parlamentarier in 
gleicher oder auch nur annähernd gleicher Weife durch ſcharfen, treffenden Wit und ſprühenden 
Humor der politifhen Satire danfbaren Stoff und willkommene Anregung bot. 

MWindthorft ift deshalb nicht nur eine fait ftändige Figur in den politiſchen Witz— 
blättern, fondern wird oft genug al3 einer ihrer beiten und willfommenjten Mitarbeiter 
gefeiert und illuftriert. So läßt u, a. der Berliner Ulk zu Weihnachten „Dr. Ulk Sohn an 
Dr. Ulk Vater“ den aufrihtigen Feſtwunſch richten: 

Mög’ Gott Dich Yange mir 
Und Windthorft Dir erhalten! 

Und halb im Scherz, halb ernithaft jtößt der Berliner Kladderadatih einmal [den 
Stoßjeufzer aus: 

Ach, wie ernit ift unjere Zeit 
Und die Welt jo öde, 

Uns verlangt nad) Heiterfeit — 
Windthorſt, fomm und rede! 


Bei Eröffnung des Landtages im Herbite 1883 begrüßte das Blatt die anrücdenden 
Landboten mit den Worten: 
Nach langem ſchmerzlichen Entbehren, 
Wie horcht man mit Entzüden bin, 
Schon Windthorft wieder ſprechen hören, 
Iſt ein erneuter Hochgewinn. 


Auch die Berliner Welpen, die mitunter recht biffig an dem alten parlamentarijchen 
Kämpen nagen, machen ihm gelegentlich für fein Auftreten im Neichstage das Kompliment: 
Treu bleibt er dem alten Redeſport, 

Der manden ſchon ergebte; 
Er hatte, wie üblich, das erſte Wort 
Und wird wohl behalten das Yette. 


Dasjelbe Blatt widmete ihn aus Anlaß des vollendeten 70. Lebensjahres folgenden 
prächtigen Glückwunſch: 
Der Perle von Meppen! 
Dem alten treuen Feind, dem ganzen Mann, 
Dem Gegner, der uns ftet3 jo innig haßte, 


Dir, Windthorft, unjern Glückwunſch. Nimm ihn an, 
Sind heut’ wir auch gebeten nicht zu Gafte. 
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Wir treten jo in der Verehrer Kreis, 

Die wir Dir ſtets von Herzen böje waren, 
Und gratulieren Dir, dem Jubelgreis, 

Zu Deinen fiebzig arbeitsreichen Jahren. 


Wie bift Du troß der Siebzig ftarf und feſt — 
Früh ftehft Du auf und ziehft zu ſcharfer Fehde 
Auf der Partei'n Menfur und gibft den Reft 
Gar mandem Feind mit ſcharfem Wit der Rede. 


Wo unnüg Kämpfen viele hat gelähmt, 

Stehft mutvoll Du und neuen Ausfall wagend, 
Und manden Züngern haft Du ſchon beihämt, 
Der in das Korn die Flinte warf verzagend. 


Drum Deine Siebzig lehren — und das klingt 
Zugleich als Troft und Toaft beim Gratulieren —: 
Der Angriff ftärft, der Kampf und Streit derjüngt, 


Und munter hält und friſch das Opponieren. 
(w. 18. 1. 81.)1) 


Auch unterliegen die Wigblätter nicht, ihm an feinen bedeutungsvolliten Geburtstagen 
einen ſatiriſchen Gabentifh aufzubauen, und nie durfte an einem ſolchen Tag ein aner- 
fennender Glückwunſch fehlen. Den lebten widmete ihm der Ulk zu feinem 80. Geburtstage 
mit den Worten: 

Es macht jelbft die Natur, was man auch ſpreche, 
Bon Zeit zu Zeit jo einen Kleinen Sprung: 

Das Maigejeg ftarb jung an Altersſchwäche, 

Und Du, Du bleibft mit adhtzig Jahren jung! 


as ung an den politifchen Karikaturen der damaligen Zeit Heute in jo hervor— 
ragendem Maß interejjiert und ergößt, das ift die Beobachtung der vielen und ſtarken 
Korrekturen, welche Geſchichte und Erfahrung an den verzerrten Linien jener Zeitbilder im 
Laufe der Jahre vorgenommen haben. Sämtliche politiſchen Witzblätter jtanden damals aus— 
nahmslos im Dienfte der fiberalen Zeitftrömung. Sie jahen bie Perſönlichkeit Windthorft, 
wie die politifche Tätigkeit der Zentrumspartei und ihres Führers dur) die Brille ihrer 
politiihen Parteimeinung in dem Lichte, das von der Perſon des faft allmächtigen Staats— 
mannes Bismarck ausftrahlte. In diejem Lichte mußten ihnen mande Züge der Zentrumd= 
politik unverſtändlich erſcheinen. 

War ſo ihr Augenmaß an ſich auf den Geſichtswinkel ihres Parteiſtandpunktes ein⸗ 
geſtellt, wie erſt mußten ſich Perſonen und Dinge ausnehmen, wenn ſie dieſe im verzerrenden 
Hohlſpiegel der Satire darzuſtellen verſuchten! 

Inzwiſchen haben die Tatſachen geſprochen und Windthorſt und ſeine Politik glänzend 
gerechtfertigt. Während die Zeitgenoſſen in ihm vielfach nur den Vorkämpfer für veraltete 
Ideen und den „Ritter von der traurigen Geſtalt“ ſahen und ihren Hohn über die „Don 
Quixote⸗Figur“ ergoſſen, können wir heute über die politiſche Kurzſichtigkeit und Naivität 
der damaligen Satirifer ung luſtig machen, von denen das Dichterwort gelten darf: „Spotten 
ihrer ſelbſt und miljen nicht wie”. Somit gewähren ung heute die Karikaturen ein doppeltes 
PBergnügen, weil ſich bei uns zu dem Vergnügen an der Darftellung ſelbſt das Behagen der 
zuleßt Lachenden gejellt, die am beften laden! 





1) Die abgefürzten Zitate bedeuten: F = Berliner Figaro; K = Kladderadatſch; R = Rumor 
U = ut; W = Weſpen. 
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Der Abgeordnete für Meppen Eines der älteften Bilder zeigt uns gleich, mie 
in der Sigung des Preuß. Abgeordnetenhauſes gern der Stift des Zeichner bereit war, ein Scherz= 
bom 9. Jan. 1868. wort Windthorfts aufzugreifen, indem er ihn mit 


finfterem Blick und gefträubten Haaren, vorführt. 
MWindthorft hatte nämlich im Abgeordnetenhauje die 
launige Bemerkung von den gefträubten Haaren ge= 
madt. Damals bildete er noch die ſtets einige und 
einzige „Braftion Meppen“. Ws er nad dem 
Sahre 1870 der Zentrumspartei beigetreten war und 
nad kurzer Zeit die Führerſchaft übernommen hatte, 
ftellte man ibn mit Vorliebe als „Generalifjimus 
der oppofitionelfen Armee” bar. 
oÄ 


Bei der Beratung des Jeſuitengeſetzes nahm 
Windthorft die Herausforderung des Abg. Wagener: 
„Das Reich ift im Kriegszuftande mit Rom und 
man unterhandelt mit den Gegnern nur mit dem 
Strafgejegbuch in der Hand!“ mit den ernften und 
nachdrücklichen Worten an: „Wenn Sie uns in 

„Bei dem, was der Abgeordnete Plaßmann brüsfer Weife den Krieg erklären — wohlan, dann 
hier über den Drud der Konkurs und Sub— ſollen Sie ihn haben!" 


baftationsfojten feiner Zeit dargelegt hat, könnten : : — 
Einem die Haare zu Berge ſtehen, wenn man Sofort machte ihn die politiſche Karikatur zum 


genug Haare hätte.“ (K. 26. 1. 68.) ftreitbaren Anführer von Lützows wilder Jagd. 





„Ihr habt den Krieg gewollt, Ihr jollt ihn haben!“ 
Windthorft. 





Und wenn ihr die ſchwarzen Gejellen fragt: 
Das ijt Windthorjts wilde, verivegene Jagd! (W. 28, 6. 72.) 


Im Vordergrunde fieht man v. Mallindrodt als Sefuitenftreiter. Die über dem Zentrumskorps 
flatternde Fahne zeigt das Bild des vielverleumdeten Domherrn Kozmian, bei dem der Windthorſtſche 
Brief gefunden wurde, deſſen Veröffentlichung ſpäter die Kulturkämpfer in eine ſo beſchämende Verlegen⸗ 
heit brachte. 


— 
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Eine prächtige Zeichnung aus einem unbefannten Witzblatte, das ſich in Windthorſts Nachlaſſe 
fand, teilt ihm ebenfalls die Rolle eines Chef des oppofitionellen Generalftabs als „Zivil-Moltke“ zu. 
Das unbeholfen plumpe hölzerne Kinderpferochen, der Regenſchirm anftatt des Degens, die Helmſpitze 
auf dem breitkrempigen Zilinderhute, das ſchalkhafte Geſicht, das einen krampfhaften Ernſt zu zeigen 
ſucht — das alles gibt ein Bild von überwältigender Komik in fein pointierter künſtleriſcher Ausführung. 


Der Zivil-Moltke. 





Chef des oppoſitionellen Generalſtabes. 


— 


Einen ähnlichen Gedanken gibt das folgende Bild wieder. In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
vom 1. März 1876 nannte Abg. Lasker in einer Yebhaften Debatte über die Finanzverwaltung Windt- 
horft ein „überaus gemiegtes Mitglied des Hauſes“ und bezeichnete ihn als den „Generalfeldmarſchall 
in den Schlachtkolonnen“, worauf Windthorſt unter großer Heiterkeit des Hauſes durch eine feierliche 
Verbeugung dankte. Die amüſante Szene gab Veranlaſſung zu dem köſtlichen Bildchen, das Windthorſt 


Hüsgen, Windthorſt. 21 
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mit grimmigem Geficht als Marſchall Ruckwärts zeigt, wie er verfehrt auf jeinem Gaule reitend die 
Abgg. Frhr. v. Schorlemer, Peter Reichensperger und Majunke, die als Landsknechte hinter ihm drein— 


ſchreiten, zum Angriffe kommandiert. 


Marſchall Rückwärts. 


—— 


er 7 





N 


er 


Vorne mit Trompetenjchall 
Als der Generalfeldmarjchall 
Reitet Windthorfi-Meppen. (U. 9. 3. 76.) 





Die Niederlage der Regierung ift eine fo un— 
tadelhaite, daB die vergnügte Zentrumsfraktion 
ſofort mit Hülfe der ihr zugegangenen guten 
Mojel- und Ahrweine eine Mailgejeb)bowle an— 
legt, um fich zu ihrer ferneren Verteidigung von 
Freiheit, Wahrheit und Recht den nötigen Kater 
zu fichern. f (W. 15. 6. 74.) 


Mitunter gab's im heißen Kampf auch einmal 
ein luftiges Biwaf. Im Lande verfolgte man mit 
Bewunderung und Begeifterung das Vorgehen der 
redegewandten Streiter, und mancherlei Kundgebungen 
herzlicher Sympathie Liefen bei der Fraktion ein. Hin 
und wieder jandten die fröhlichen Winzer von Rhein 
und Mojel ihren wackeren Vertretern in Berlin ein 
Fäßchen edlen Weines. Das gab dann der Fraftion 
Gelegenheit zu einem außerordentlichen Feſttrunke. 
So jehen wir nebenftehend Windthorft, Mallindrodt, 
Aug. und im Hintergrund aud Vet. Reichensperger 
um die Bowle verfammelt. Daß der Hinweis auf 
den folgenden Kater nicht fehlt, mag man dem 
Satirifer zugute halten. Der Kater hat fi) auch 
wirklich eingeftellt, allerdings nicht bei denen, die 
den Wein getrunfen hatten. 


[N 


Weit weniger harmlos find die eigentlichen 
Kulturfampfsbilder. Sie jpiegeln vielfach alt 
den Haß und all die Erbitterung wider, die der 
unjefige Streit in den Gemütern erzeugt hatte. 
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Der Rampf 
mit dem Drachen. 


„Halb Wurm erſchien's, 
halb Molch und Drache, 
Gezeuget in der gift'gen Lache.“ 


(W. 16.2. 72.) 





Dieſe Karikatur läßt Bismark als Dradentöter Siegfried erjcheinen, während das giftgeſchwollene 
Ungeheuer die drei Köpfe Windthorſts, Aug. Reichenspergers und v. Mallinckrodts trägt. 


=> 


Der Reichskanzler überbot ſich in Leidenjchaftlichen Angriffen nicht nur auf das Zentrum, jondern 
auch auf die katholiſche Kirche und deren Würdenträger. Mit einem recht deutlichen Seitenblid auf die 
„ihres Gewiſſens wegen“ im Gefängnifje befindlichen Biſchöfe rief er am 21. November 1874 im Reichs⸗ 
tag in gereiztem Ton aus: „Ich kann das Gewifjen eines Zentrumsmannes nicht höher anichlagen als 
ein Gewiſſen aus der Sozialdemofratie !* 


Sederleicht. 





‚ch kann das Gewifjen eines Zentrumsmannes nicht höher 
anfchlagen als ein Gemwijjen aus der Spzialdemofratie!" 
(Fürſt Bismard.)  (R. 28.11. 74.) 


en 


Den Höhepunkt der leidenſchaftlichen Erregung aber ftelft die Sturmizene des 4. Dezember 1874 
dar. Die Angriffe des bayriſchen Abg. Dr. Jörg auf die auswärtige Politik des Reichskanzlers hatten 
den Fürften Bismard in eine ſolche Aufregung verſetzt, daß er dem Zentrum den Mörder Kullmann 
an die Rockſchöße heftete. 


324 61. Windthorft in der Karikatur. 


Einzelheiten jener 
M Szene in ſatiriſcher 
YA Verzerrung wieder. 
Mn Während der Rede 
—Dr. Jorgs, hier 
ſpöttiſch mit „Hans 
Y Jörg“ bezeichnet, 
ſitzt der Kanzler in 
ſich geduckt, prung— 
bereit: „Na wart' 
nur!” Plötzlich fährt 
er wütend heraus 
x gegen das Zentrum: 
N „Aber jest!" Defjen 
Ri Mitglieder drängen 
ſich unter dem hefti= 
gen Anprallin einen 
Knäuel zujammen 
und purzeln über- 
und durcheinander. 
Aus der Mitte der 
„Frakt. Rullmann” 
erihallt der Ruf: 
„Pfui!“ Windthorft 
lehnt die Verant— 
wortung der Partei 
für die Erörterungen 
einzelner Breßorgane, Germania und Bayeriiches Vaterland, ausdrücklich ab, obichon er beide heimlich an 
der Leine hält. Der Neichstagspräfivent von Fordenbee nimmt durch einen Ordnungsruf Lasker beim Ohre, 
weil diejer in jeinem Uebereifer, dem Kanzler beizufjpringen, das Zentrum des „Verbrechens am Vaterlande* 
bejchuldigt hatte. Später hat der Reichskanzler Lasker feine Liebe jchlecht gelohnt, denn er hat von den 
Nationalliberalen niemanden rückſichtsloſer beifeite gejchoben al3 den Mann, defjen jtete Beteuerung war: 
„Der Herr Reichskanzler hat ganz recht!” 


Ein Zwiſchenfall. Das Bild gibt die 
ZT & r 









Potpourri aus der Reichtagsfigung vom 4. Dez. 1874. (K. 13. 12.74.) 


a 


„Fraktion Kullmann.‘ 
(Aus der legten Galavoritelung im Reichdtag.) 


I WALL. 


I 
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Die Erregung, melde 
duch Die erwähnte 
Reichstagsfigung dom 
4. Dezember hervorge— 
rufen wurde, zitterte noch 
lange nad. Natürlich 
fehrten die Hinweiſe auf 
die „Fraktion Kull: 
mann“ in verjchiedenen 

Variationen wieder. 
Gänzlich witzlos ift die 
vorſtehende Darftellung. 
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„Das iſt meine Fraktion, die Zentrumsfraktion im Reichstag!” 
(F. 9, 12, 74.) 
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Ebenſo geiftlos, aber dafür deſto boshafter ift ein Bild des Überhaupt wegen jeines rüpelhaften 
Tones damals berüchtigten Witblattes Rumor, das Windthorft und Kullmann als untrennbare ſiame— 


fiiche Zwillinge darftellt und offenbar eine gewiſſe Aehnlichkeit in den Zügen beider zu Fonftruieren 
verſucht. 


Die ſiameſiſchen Zwillinge oder „Up ewig ungedeelt!“ 





Das Zentrum im Reichstag ſoll es wohl hübſch bleiben laſſen, 
den Mörder Kullmann von ſich abzuſchütteln! (R. 12. 12. 74.) 


„Bullmann wird fih doch an Ihre Rodichöße hängen!‘ 
(Der Reichskanzler zum Zentrum.) 


W 


N 





Um Sn Reichskanzler Lügen zu trafen, follen die Schwarzen im Reichstag beichlofien haben, 
fortan nur Jaden zu tragen. (K. 20. 12. 74.) 


Auch der Kladderadatih nahm die bilfige Gelegenheit wahr, den aufjehenerregenden Ausſpruch 
des Reichskanzlers ſatiriſch zu verwerten, indem er das Zentrum ohne Rochſchöße, in Jacken, erſcheinen 
ließ, während im Hintergrunde der Mordgeſelle Kullmann ſeine Mordwaffe ſchwingt. 


Loy 
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Zu wiederholten Malen jah Windthorſt ſich veranlaßt, die Behandlung der politischen Gefangenen 
in den Strafanftalten zum; Gegenftande ſcharfer Kritik zu machen. Namentlich wurde über die unzu— 
reichende Verpflegung in einzelnen Gefängnifjen bittere Klage geführt. Die Gefängniffe waren damals von 


Eine langjährige Pfarrerstöchin 


Geiftlihen gefüllt, 
die wegen maigejeß- 
twidriger Amtshand⸗ 
lungen verurteilt 
waren und, wie die 
Biſchöſe, ven ge— 
wöhnlichen Verbre⸗ 
chern gleichgehalten 
wurden. Im Ulk 
erſchien deshalb ein— 
mal Windthorſt als 
„langjährige Pfar— 
rersköchin“ inmitten 
ihres reichbeſetzten 
Büfetts, deſſen ein— 
zelne Gerichte An— 
ſpielungen auf die 
Er \ = befannteren Dor= 
SS 2 gänge im Kultur— 
empfiehlt den hohen Herrichaften ihre bewährte Faftenfiiche. (U. 2.3 76.) fampf enthalten. 
oa 


Im Schloßhof zu Ranojja. 


(Schorlemer-Ajt: „Wir werden vorangehen und Sie dort erivarten.") 













































































Wenn fie jet nicht bald fommen, kriegen wir am Ende falte Füße. (U. 16. 8. 76.) 


Eine ergögliche Karikatur bietet vorftehendes Bild: Im Schloßhofe von Kanofja. Bei der Bes 
ratung des Kirchenvermögensgejeges hatte v. Schorlemer u. a. ſpöttiſch gejagt: „Der Abgeordnete Petri 
hat geftern noch betont: »Unter feinen Umftänden nach Kanofja!« Ich jage, m. H., Ihr Verhängnis 
führt Sie nad Kanofja. Aber ich will Ihnen gleich etwas Tröftliches jagen: Wir wollen auch hingehen. 
Wir wollen jogar Höfficherweife dort jein, wenn Sie ankommen. Wir werden dort jein mit der fatho- 
lichen Kirche und wie Gregor VO. Wie Sie dann da fein werden, das wird fich ergeben.“ Auf dem 
Bilde fauern nun Windthorft und die beiden Neichensperger höchft mißvergnügt und vor Kälte frierend 
im Schloßhofe, während Schorlemer ſehnſüchtig Ausſchau hält, ob die Erwarteten noch nicht bald 


erſcheinen. 
oA 
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Der Windt aus dem Hort. 


. Minifter Falk muß ftet3 feine jämtlichen Mitarbeiter 
in der Kammer um ji) haben, weil der Abgeordnete 
Windthorit häufig „wie Ziethen aus dem Buch“ iiber 
ihn berfällt. (Sigung vom 10. 3. 76.) 


„Kaum, dag man fich’8 verfieht, jchreit Falk, 

Sit Windthorit da, der Kleine, 

Und tritt, wie Ziethen aus dem Buſch, 

Mir unjanft auf die Beine." (K. 19. 3. 76.) 

Eine treffliche Illuſtration der Meberlegenheit, die 
das Zentrum im firchenpolitiichen Kampfe bewies, 
bietet diejeg Bildchen: Der Windt aus dem Horft. Im 
Abgeordnetenhauſe hatte der Zentrumsführer beklagt, 
daß Kultusminifter Dr. Falk bei jeiner Kampfesitellung 
ichwerlich in der Lage jein würde, unbefangen und 
objektiv die Dinge aufzufaflen und dem Monarchen 
porzutragen ; dabei hatte ex jpöttiich auf den Heerbann 
bon vortragenden Räten hingemwiejen, den der Minifter 
aufgeboten habe. Aergerlich gab Walk zur Antwort, 
gerade Windthorft jet ſchuld daran, daß er mit jeinem 
ganzen Stabe von Mitarbeitern tagelang im Saale 
bleiben müffe. „Sie haben eine ganz eigentümliche 
Taktik, den Gegner zu überfallen, wie Ziethen aus 
dem Buſch. Und da habe ich feine Luft, ſoweit ich 
e8 überhaupt hindern fann, mich überfallen zu lafjen. 
Ich will wenigftens die Waffe in der Hand haben, 
die ich mir jelbft ſchaffen kann, und da mein Gedächtnis 
und meine Kenntnis für alle Dinge nicht ausreicht, 
jo Habe ich eben jenen Heerbann.“ 
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Wie feft der damalige Liberalismus J * 
von dem endgültigen Siege ſeiner kultur⸗ N LEN: a Re 
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weift vorftehendes Bild. Im Dezember oo 
— — 
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1878 hatte aus Anlaß eines Antrags  ) 1 | 
Windthorſt betr.. Abänderung des Or— 
densgeſetzes im Abgeordnetenhaus eine 
erregte Debatte zwiſchen Windthorſt 
und dem Kultusminifter ſtattgefunden. 
Das Bild ftellt die parlamentariiche 
Arena dar. Falk triumphiert als Ring- 
fämpfer über den zu Boden gejchmetterten 
MWindthorft, der trotz jeiner hilflojen Lage 
noch die Rolle des dreiften Prahlers 
ipielt. Die Bentrumsfraftion fieht erregt 
und betrübt dem Schaujpiele zu, indes 
der Präſident des Abgeordnetenhauſes, 
v. Bennigien, mit Behagen als Schied3- 
richter den Kampf leitet. Freilich hatte 
im Jahre vorher, am 7. November 
1877, auch Lasker noch den Kultus— 
miniſter Falk den „einzigen feſten Punkt 
im Miniſierium“ genannt. Kaum ſechs 
Monate jpäter wurde Falk bereits zu 
den politiſchen Toten gelegt. Bismard 
ſagte ſich nicht nur von Bennigjen ent= 
ſchieden los, jondern warf die ganze 
nationalliberale Partei — die „Karlchen 
Miesnick⸗Tertianer“, wie er fie am 
26. Mai 1880 in einer Unterhaltung 
mit dem Fürften Hohenlohe ſpöttiſch 
nannte — ausdrüdlich zu den Reichs— 
feinden und riet ihnen größere Be⸗ 
ſcheidenheit an. — — 


>= + Ser am Boden: Erflärft du di nun für befiegt oder... .? (U.19 12. 73.) 
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Die Sahne des Zentrums, 


als die der Freiheit, geſchwungen bon dent 
Abgeordneten Windthorjt-Muffrifa. 
(W.20. 12. 78,) 


Vorerſt glaubten alferdings die Yiberalen Par— 
teien noch an die Beftändigfeit ihrer Herrichaft. 
Deshalb begegneten fie den Borhaltungen Windt- 
horſts, fie jeien gar nicht mehr die Vertreter einer 
freiheitliden Staatsentwicklung, als die fie fich jo 
gern aufzuſpielen pflegten, mit lauter Heiterkeit. 
Ihr Spott ergoß ſich über den Führer, der von 
fih und dem Zentrum rühmte: „Wir werben 
fortfahren, die Fahne der bürgerlichen Freiheit auch 
dann Hoch in den Lüften flattern zu laſſen, wenn 
wir einfam und allein fie tragen müßten.“ Der 
Zeichner verquidt in der Geftaltung der Fahne 
politiihe und religiöfe Momente, getreu der 
Anſchauung, die bei den liberalen Parteien jener 
Zeit über den Charakter Windthorft3 verbreitet 
war. Muffrifa = landläufige, hier als Spott- 
name gebrauchte Bezeichnung für Meppen. 


a 





Die Windthorſtſche Taktik, bei jeder Gelegenheit die Regierung und die Parteien daran zu 
erinnern, wie ſchwer der Kulturfampf auf dem Lande laſte, wie er alles gefunde Leben verhindere und 
lähmend und hemmend auf alle politiichen BVerhältniffe wirfe, war den Parteien mitunter recht unbe: 
quem, um jo mehr, als fie nicht ohne Erfolg blieb. Seine ftete Mahnung, mit dem Kulturfampf 
aufzuräumen, rüttelte endlich doch die Geifter auf. Der politiihe Wit verglich ihn deshalb mit dem 
alten Cato, der befanntlich jede feiner Reden im römischen Senate mit dem Sate ſchloß: „Ceterum 
censeo . . . d.h. übrigens bin ich der Meinung, Karthago muß zerjtört werden,“ und ließ Windthorft 
zu jeder Vorlage der Regierung die Forderung erheben: „Im übrigen bin ich der Meinung, der Kultur- 
fampf muß aufhören!” 

Ceterum censeo ... 





Wenn der Bismarck jetzt was will, Will der Eulenburg jetzt was, 


So verhält fi) alles ſtill. Donnert Cato: Schiweig’ von das! 
Aber Cato wird ihm jagen: Heb’ erft aufidie Maigeſetze 


Mußt dich erft mit Rom vertragen! Und die Jejuitenhege! 
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Wenn der Maybach was verlangt, Hat der Bitter eine Bitt), 
Springt der Cato auf und zanlt: Zetert Cato: Weg damit 

Gar nicht wird von mir gejpenbdet, { Bis das Nötigite getan ift, 

Eh’ nicht der Kulturfampf endet! Wie's begehrt vom Vatikan ift! 


(W. 12.12 79.) 


Landtags-Erinnerungen 


aus dem eriten 
Vierteljahr 1881. 





Nach altem parlamentariſchem Brauche merden 
die jährlichen Etatsberatungen dazu benutzt, alle die 
Wuünſche und Beſchwerden vorzubringen, die ſich nicht 
zu beſonderen Anträgen und Interpellationen eignen. 
Darum knüpfte die Zentrumsfraktion die Beſprechung 
ihrer Kritik der kirchenpolitiſchen Berhältniffe und ver 
Maßnahmen der Behörden meift an die einzelnen 
Vofitionen des KultusetatS an. Das Bildchen zeigt 
ung am Schluffe der EtatSberatungen Windthorſt auf 
dem Anftande vor dem Mauſeloche des Rultur= 
kampfes. 


G, 
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Der Abgeordnete für Meppen, Herr Windthorſt, 
auf dem Anftand. (K. 27.3. 81.) 


Was fich nedt, liebt fih — nicht immer. 
2 . 





mm NEN 7 
Ach, mas muß man doch von böfen Aller Sorgen los und frei, Aber die Gemütlichkeit 
Buben hören oder lejen! Stillpergnügt und janft Dabei, Machte jenen feine Freud’, 


Wie zum Beifpiel hier von diejen, gebt ein guter, braver Mann, Und fie ftrebten, pfut, ihr Jören! 
Welche Alft und Meppen hießen. | Der noch niemand Leid's getan. | Diejesg Mannes Ruh’ zu ftören, 
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Ihm das Leben zu verbittern 
Und die Galle zu vergniddern! 
Ach, man möchte wirklich weinen 
Ob der Bosheit diefer Kleinen, 


Ihn perjönlich chikanieren, Nadelſtichen ihn zu rigen, 
Mit ganz fauten, jchlechten Wißen, | Wenn er fich einmal will jegen, 


Ihn zu ärgern, tribulieren, | Oder auch mit feinen, jpigen 
Wie zum Beijpiel ihn bejprigen; | Sa, es tut fie jehr ergügen, 








Seht, wie fie da hängen, zappeln 
Und mit ihren Beinchen jtrappeln! 
Bismard aber fit in Ruh’, 
Raucht 'ne Pfeil’ Tobad dazu. 
(U. 7. 3. 78.) 


Die, um ihn noch mehr zu necden, 
Aus dem Maul die Zunge ftrecden! 
Aber, aber, jeht am Ende 

Zu, daß ſich daS Blatt nicht wende! 


Denn mitRägeln und mit Sammer 
Kommt der Alte schnell, o Jammer! 
Mit zwei raſchen, ſcharfen Hieben 
Sind die Zungen feitgetrieben. 








Die Bildchen bilden eine übermiütige, vorzüglich gezeichnete Buſchiade, bei der Windthorft und 
Schorlemer die Rolle der beiden böjen Buben Mar und Moriz jpielen und den friedlichen Hausvater 
Bismarck ärgern, der am Schluffe behaglich dafigt und dabei die offiziöfe Provinzial-Correſpondenz 
ftubiert, die damals als Sprachrohr der Regierung der gejamten Yiberalen Preſſe foftenfrei überſandt 
wurde. Die Darſtellung iſt ein ſprechender Beweis dafür, daß die erſte Hite des Kampfes im Früh: 
jahre 1878 bereitS verraucht war. Das kommt naturgemäß auch in der Karikatur zum Ausdrud; 
diefe wird weniger gehäflig und fpielt mehr in das Gebiet des harmloferen politiſch-ſatiriſchen Humors 
hinüber. 


Windthorſt der Vogelſteller. 


Windthorſt gibt zu, daß er in ſeiner Jugend gern Neſter 
ausgenommen. Sollte er dieſe Neigung mit den Jahren ganz 
ausgewachjen Haben? Jedenfalls wird man gut tun, ihm 

auf die Finger zur jehen. (K. 30. 3. 79.) 


Auch machte ſich in den liberalen SKreifen eine 
gewiſſe Beklemmung geltend über die neue Richtung der 
Wirtiehaftspolitif des Neichsfanzlers, die von den Wegen 
des Freihandels ab zum Schutzoll abſchwenkte und auf 
diefer Bahn geradezu in die Arme des Zentrums führen 
mußte. Da galt es, der „Eleinen Exzellenz;“ auf die 
Finger zu jehen. Ein Scherz Windthorſts bei Beratung 
des Vogeljchuggefeges gab das Motiv zu einer überaus 
gelungenen Satire. Der alte Barlamentarier it im 
Begriffe, das Neft der Maigejege mit allen Eiern aus: 
zunehmen. So jchnell au der behäbige Schugmann 
mit dem Sladderadatich-Gefichte feine Beine in Bewegung 
ſetzt — ex fommt zu ſpät! 

on 





61. Windthorft in der Karikatur. 331 


Ubi bene, ibi patria. 


Das Zentrum, welches, um freie Religionsübung zu genießen, 
das Sampanijche Indigenat exftrebt, Hält bereits die General- 
probe dazu ab. (W. 20. 6. 79.) 


Bei der Beratung des Freundichaftsvertrages mit 
Samoa im Sommer 1879 führte da8 Zentrum berechtigte 
Klage darüber, dak den Schwarzen in Samoa freiere 
Religionsübung gewährt werde als den preußiſchen 
Stantsbürgern. Am Ende müffe man — rief Behr. 
v. Schorlemer erregt aus —, um als deutjcher Katholif 
die volle Freiheit der Religionsübung zu genießen, das 
Staatsbürgerrecht in Samoa erwerben! Das Bildchen 
zeigt ung WindtHorft im Begriffe, fi) für den Kriegstanz 
zu bemalen, den er als ſamoaniſcher Staatsbürger mit 
Schorlemer ausführen wird. 


a 





Die Verſuche des Reichskanzlers, Dyramus und Thisbe. 
die beim Beginne des Kulturfampfes 
jo jäh und rückſichtslos abgeriſſenen 
Berbindungsfäden zwiſchen Berlin 
und Rom wieder anzufnüpfen, gaben 
der Satire danfharen Stoff. Die 
vom Fürften Bismard feitgehaltene 
und bei jeder Gelegenheit gefliffentlich 
fundgegebene Anſchauung, daß der 
Papſt zum Frieden geneigt jet, aber 
durch das unverjöhnliche, vom 
Kampfe lebende Zentrum am Ab⸗ 
ſchluſſe des Friedens verhindert 
werde, wurde von der liberalen 
Preſſe eifrig weiter verbreitet. Auch 
pflegte der ebenfalls vom Reichs⸗ 
kanzler ausgehende Hinweis darauf 
nicht zu fehlen, daß in der Umgebung 
des! Papſtes noch die ſtarke Macht 
der Jeſuiten wirkſam jet, die mit 
ihrem mächtigen Cinflufje das 
Zentrum beherriche und die Ver— 
ftändigungsverjuche zwiſchen Staat 
und Kirche in Preußen zu verhin 
dern wiffe. Deshalb findet man 
in den Karikaturen aus jener Zeit 
den jogen. Jeſuitenhut, wie er 
in der Phantaſie der Karikaturen— 
zeichner typijch geworden war, ſtets — — 
als unvermeidliches Merkzeichen der ‚Die Wand, die garſt'ge Wand, die ihre Lieb’ tut icheiden.“ 
Zentrumspartei. Bejonders tritt (Shafejpeare, Spmmernachtötraum V, 1.) (u. 14. 11. 78.) 
diefe Anjhauung in beiftehendem 
Bilde hervor, wo das Zentrum als „garftige Wand“ unter dem Einfluffe des Jeſuitenhutes den Papſt 
und den Kanzler, die ſo gern zuſammenkommen möchten, voneinander ſcheidet. 

a 
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Auf der Suche nach dem Modus vivendi. 





Päpftlicher Dienftmann: „Ich werde Sie führen. Sie müffen mir aber 
nicht nur einen Finger, jondern die ganze Hand geben.“ (K. 6. 6. 80.) 


Bismarcks Berrühungen, einen Modus vivendi herbeizuführen, ohne die Maigejege ſelbſt preis⸗ 
zugeben, blieben ohne Erfolg. Köſtlich iſt die Ironie über dieſe mißlungenen Verſuche in dem Bild, 
auf welchem Windthorſt als päpſtlicher Dienſtmann vom Kanzler nicht nur einen Finger, ſondern gleich 

die ganze Hand fordert und mit den Fetzen der Maigeſetze recht deutlich die Richtung des Weges an= 
deutet, die er ihn zu führen gedenkt. Eben hatte nämlich das Zentrum im Januar 1880 die erſte 
kirchenpolitiſche Novelle wegen der darin der Regierung eingeräumten Willkür glatt abgelehnt und die 
Erklärung abgegeben, daß es nur in einer organiſchen durchgreifenden Reviſion der Maigeſetze einen Weg 


zum dauernden Frieden erblicke. 
EN 


Der Ritter von der Iuftigen Geftalt. 








RT KEN 


„Ich werde meinen Antrag, jo oft e8 mir die Gejchäftsordnung erlaubt, 
immer wiederholen.” (Windthorſt.) (K. 6. 2. 81.) 


Der ganze Uebermut des Kiberalismus kommt in diefem Bilde zum Ausdruck. Der Antrag 
WindtHorft auf Straffofigkeit des Meffelejens und des Spendens der Saframente war abgelehnt worden, 
und Windthorft hatte erklärt, er werde feinen Antrag wiederholen, jo oft es ihm die Geſchäftsordnung 
erlaube. Der politiſche Witz glaubte ihn aus dem Grund als eine Art Don Duirote darſtellen zu 
dürfen, der gegen die Windmühlen der Maigejege anrennt, die ruhig weiter arbeiten. 


a 
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Dergebliche Einfädel-Bemühungen. 


































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Mit diefer Nummer geht’3 auch nicht! (U. 3. 2. 81.) 


Aber der tiefe Eindrud, den die Auseinanderjegungen zwiſchen Windthorſt und Kultusminiſter 
v. Puttkamer ſowie der heftige Anprall zwiſchen Windthorſt und ſeinem Landsmanne v. Bennigſen bei 
der Behandlung dieſes Antrages hervorgerufen hatten, ließ ſich nicht ſo leicht verwiſchen. Windthorſt 
hatte die Schlacht von Koniggrätz als den Ausgangspunkt des Kulturkampfes bezeichnet und v. Putt— 
famer in nicht mißzuverſtehender Weiſe das Zentrum und Nom für die Fortdauer der beflagenswerten 
AZuftände der Seeljorge verantwortlich gemacht. Das erinnerte an ein Wort des Fürften Bismard, der 
Puitkamer als die „feinere Nummer“ desſelben Fadens im Gegenjage zu Falk als der „gröberen 
Nummer“ bezeichnet hatte. In nachftehender Darftellung finden fich alle diefe Momente wiedergegeben. 
Der grobe Faden Falk tft abgebrochen, und Windthorſt müht ſich vergeblich ab, die feinere Nummer 
Buttlamer einzufädeln. Bor ihm Yiegt der zerftücte Antrag. vd. Schorlemer und Peter Reichensperger 
find eifrig an der Arbeit, die durch die Maigejege durchlöcherte Kutte der angeblichen Oberhoheit der 
Kirche über den Staat für Bismarck zurecht zu ſchneidern, und zwar nad) dem Modelle, das an der 
Wand hängt und von Schorlemer aufmerfjam ftudiert wird. Das Bild der Schlacht bei Königgrätz 
nah Windthorfts Auffaſſung ſowie der Hinweis auf den Welf im Schafspelze dürfen natürlich 
nicht fehlen. — 
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Die beiden Käpernid. 


Der Eine: „Durdlaucht, fünnen Sie noch? 
(W. 8. 6. 81.) 

Ungemein luſtig iſt das Bildchen, das Windthorft im Wettlaufe 
mit Bismard darftellt mit feiner der Zirkusſprache entlehnten Unter— 
ſchrift. Käpernick war ein in den achtziger. Jahren des vorigen 
Sahrhunderts berühmter Schnelläufer und Dauergänger in Berlin. 
Dem gewaltigen Athleten Bismard will trog jeiner jportmäßigen 
Ausrüftung und Uebung der Atem ausgehen, während die „Leine 
Erzellenz“ im engen Geſellſchaftsrock mit ihren Kleinen Beinen munter 
weiter rennt: eine gelungene Satire auf die unabläfjigen Anftren= 
gungen des Reichäfanzlers, in Rom Windthorft den Rang abzu= 
laufen, d. h. durch die Ausficht auf fpätere Firchenpolitiiche Zugeftänd- 
nijje den Bapft zu gewinnen und durch ihn auf die politijche Haltung 
der Zentrumsfraftion einen Drud ausüben zu lafjen. 





win 


Ada. Windthorit: „Meine Herren, wenn ich jegt einen Minifter, jpeziell 
in Rultusangelegenheiten, jprechen höre, dann jehe ich überall Falk, aus 
allen Winkeln ſtarrt mir dev Dickſchädel desſelben entgegen, ich jehe ihn an 
allen Ecken und Enden, und ic fann bei einer Rede des Herrn Wehren- 
pfenniq nicht die Augen jehließen, ohne daß mir Falk im Traume erjcheint. 
Wie jol das enden?” (W. 22.3 82.) 

Die Regierung ließ fein Mittel unverfucht, auf das Zentrum 
wie auf Rom einzumirfen, um fie für die minifterielfe Wilffürpolitif 
in firchenpolitifchen Angelegenheiten zu gewinnen. Mitte März 1882 
erichten ein Drohartifel in der offiziös bedienten Berliner Politiſchen 
Korreipondenz, der die Wiederaufnahme des Kulturfampfes in größerem 
Stil in Ausficht ftellte, wenn die Kurie ſich nicht nachgiebig zeigen 
jolfte. Dieje Situation gab zu einer Karikatur Anlaß, die Windthorft 
daritellt, wie er, im Traume vom Bilde Falks geängftigt, feiner Furcht 
vor der Wiederkehr Falls in einem Stoßſeufzer Luft mad. 





Ofterjpaziergang. 

46. Sigung des Abgeordnetenhaujes, 

vom 31. März. 

Die zweite Firchenpolitiiche Novelle 
wurde unter Beſchränkung der diskre— 
tionären Gewalt des Minifters vom Zen— 
trum und den Konjervativen gegen den 
Widerſpruch des Kultusminnfters v. Goßler 
angenommen, wobei namentlih Abg. 
Stöder lebhaft für den Kompromiß ein= 
trat. Dabei bemerkte er u.a. im Ab- 
georonetenhaus am 31. Mär; 1882: 
„Das Wort Kanofja fchredtt uns nicht!“ 
Deswegen ift ihm die Rolle des Fauft 
zugeteilt, der von Windthorſt als Famulus 
Wagner auf dem Oſterſpaziergange be- 
gleitet wird. 





Windthorit-Wagner zu Stocker-Fauit: 
„Mit Euch, Herr Doktor, zu ipazieren, 
Sit ehrendoll und ift Gewinn.“ (K. 9.4 82.) 


er 
Pfefferfuchenmännlein. 
ottehüh, hottehüh, 
tolz zu Roſſe ſitzen fie. 
Reiten luſtig kreuͤz und krumm 
Auf dem alten Streitgau "vum. (U. 21. 12. 82.) 
Die kirchenpolitiſchen Debatten nahmen in den Barlamenten immer ® 
noch einen breiten Raum ein. Ende 1882 hatte Windthorft die Regierung 
interpelliert über die Gründe, aus denen der Bundesrat den mit großer 
Mehrheit gefaßten Beſchluß des Neichstages betr. die Aufhebung des 
Expatriierungsgeſetzes abgelehnt habe. Im Abgeordnetenhauſe war kurz 
vor den Weihnachtsferien über das „Evangeliſche Kaiſertum“ geftritten 
worden. Der Ulk brachte deshalb unter feinen Weihnachtsbeſcherungen 
u. a. ein, „Pfefferkuchenmännlein“, das den „Kulturkampfsgaul“ darftellt, 
auf dem Windthorft, v. Schorlemer, Aug. Neichensperger und Majunke 
reiten. EN 
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Die vom Kulturfampfs- Die Komödie der feindlichen i 5 
geifte beeinflußte Bolitif der Ta 1 2 — a 
Regierung übte auch) auf die EL RN 





Parteigruppierungen einen ” 
bejtimmenden Einfluß aus 7 
In der einen Frage jah man 
die Konjervativen Seite an ſ. 
Seite mit dem Zentrum, 
während ſie im anderen 
ragen das Zentrum heftig 
befämpften. In der Frage 
der „Begnadigung“ der bei- 
den Erzbiihöfe von Köln 
und Poſen jtimmten die 
Konjervativen gegen das 
Zentrum; die Yorderung 
der Mieverherftellung der 
aufgehobenen BVerfafjungs- 
artifel lehnten fie durch eine 
motivierte Tagesordnung 
ab. Dagegen gaben fie 
anderjeits ihre Bereitwil- 
ligkeit zur Revifion der 
firchenpolitifchen Geſetze zu 
erfennen und arbeiteten mit 
dem Zentrum einträchtig an 
der Regelung der Provin- 
zinlordnung für Hannover. 
Diele bald freundichaftliche, 
bald kriegeriſche Stellung- 
nahme der beiden Parteien 
wird hier mit einer ge= 
lungenen Satire begleitet. 
Das Zentrum in der Uni— 
form der päpftlichen Nobel— 
garde, Windthorft als Tam— 
bour vorauf, hinter ihm 
Sul. Bachem, v. Schorlemer, 
die beiden Neichensperger 
ufw., wird auf einer Schere 
vom Vatikan aus gegen die 
Konjervativen vorgejchoben, F * 
ne Be Uebermorgen: ‚Auf Kommando Berjöhnung mit dem Feldgejchrei: Es war ee, 
behaglihd dem Manöver 

zujehen. Dann aber werben die Konjervativen, an der Spitze v. Rauchhaupt, Wagner, v. Minnigerode, 

v. Hammerftein u. a., von Friedrichgruh aus gegen das Zentrum in Bewegung gejegt, das nun ſchmunzelnd 

ſtilk hält, bis endlich im legten Tableau die beiden Parteien verjöhnt einander in die Arme finfen. 

PN — 












28* 2 A — 
Römer-Anklänge. Less 
Gin echter Zentrumsmann mag feinen Gopler leiden, — N 


doch jeine Weine trınft er gern. (U. 28. 2. 84.) I 


Bekanntlich hielt Windthorſt gewiljenhaft darauf, den Verfehr 
mit allen politiich bemerkenswerten Perſonen zu pflegen, namentlich) 
aber mit. denjenigen, denen er im Parlamente mit bejonderer Schärfe 
entgegenzutreten fich genötigt jah. Einer von diefen Gegnern, die er 
in der legten Zeit feines parlamentarijhen Wirkens auf das ſchärfſte 
befämpfte, war der Kultusminiſter vd. Goßler. Um jo weniger ließ 
er eine Gelegenheit vorübergehen, außerhalb des Parlaments freund⸗ 
ichaftlich mit ihm zu verkehren. Darüber amüftert fi der Zeichner 
diejes Bildes mit der doppelfinnigen Heberichrift: Römer-Anklänge. 
Das Bildchen wirkt um ſo pikanter, als genau ſieben Jahre ſpäter 
der Kultusminiſter v. Goßler über ſeinen Schulgeſetzentwurf ſtolperte, 
den Windthorſt mit aller Schärfe bekämpft hatte. 

EN 


336 61. Mindthorft in der Karitatur. 


Auf dem Kulturfriegsihaupla. 





Man möchte gern über die Köpfe des Zentrums hinweg Frieden jchließen; aber es jcheint doch, 
als hätten diejelben jchon zu viel Terrain gewonnen. (W.8.1. 86.) 


Trotz aller bisherigen Mißerfolge jegte der NReichöfanzler feine Beitrebungen, über die Köpfe der 
Zentrumspartei hinüber mit dem Bapfte zu einer Einigung zu gelangen, unermüdlich fort. Dieje Be- 
mühungen werden in diefem Bilde nicht übel verjpottet. £ 

or 


leid. 
Berzele Mit köſtlichem Humor iſt 


hier der Karolinen-Zwiſchenfall 
verwertet. Der Papſt hatte 
aus Anlaß des Schiedsſpruches 
in der Karolinenfrage nach 
diplomatiſchen Brauche dem 
deutſchen Reichskanzler ſeinen 
höchſten Orden verliehen und 
Bismarck hatte ihm dafür am 
13. Januar 1886 einen im 
wärmſten Tone gehaltenen 
Dankesbrief geſchrieben. Nun 
ſteht Windthorſt als vernach— 
läſſigte jchöne Sennerin am 
Brünnele und ſchaut naſſen 
Auges und mit betrübter 
Miene zu, wie ihr herztauſiger 
Schatz Papſt Leo als Sennerbua 
mit der behaglich ſchmunzeln— 
den Nebenbuhlerin Bismarck 
ſchäkert. Fürſt Bismarck war 
nicht wenig ſtolz auf die päpſt— 
liche Auszeichnung und hat 
diefe mie den jchmeichelhaften 
Begleitbrief des Papſtes vom 
31. Dezember 1885 verſchie— 
dentlih gegen das Zentrum 
und Windthorſt ausgejpielt. 
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MWindthorft (am Brünnele): „Und da jeh’ ich mein herztauſigen Schaf er 


Bei ner anderen ftehn!" (U. 21. 1. 86.) 
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Nach einer Karifatur von Aug. Lucius. 


Eine friſch jprudelnde ergiebige Quelle für die politiſche Satire lieferte die Umkehr des Reichs— 
fanzlers vom Freihandel zur Schutzzollpolitik. Preifinn und Nationalfiberalismus in die Oppofitiong- 
ftellung gedrängt; das Zentrum, die bisher als reichsfeindlich verjchrieene Partei als Stütze der Regierung! 
— die Lage war neu. Selbſt in Zentrumsfreifen jcherzte man über die ungewohnte Erſcheinung. Dazu 
fam, daß Windthorft früher jelber Freihändler geweſen war und Peter Neichensperger gar eine bejondere 
Brojhüre über die Schädlichfeit der Kornzölle geichrieben hatte. Indes waren beide als praftiiche 
StaatSmänner dur die Entwicklung der Verhältniffe bald zu der Einficht geführt worden, daß ſich mit 
theoretiſchen Lehrmeinungen und Schlagworten feine praftifche Politik treiben läßt, daß vielmehr ver- 
änderte Vorbedingungen auch veränderte Maßnahmen erfordern. Beide Männer vermochten ſich der 
Erkenntnis nicht zu verſchließen, daß die heimifche Induſtrie und Landwirtſchaft auf die Dauer zugrunde 
gehen müffe, wenn fie nicht durch einen angemefjenen Zollſchutz fräftige Hilfe gegen den erdrückenden 
Wettbewerb des Auslandes erhalten würde. Eine übermütige Bleiſtiftzeichuung des Zentrumsabgeord⸗— 
neten Aug. Lucius (Düſſeldorf) gibt dieſe Situation treffend wieder. 


Hüsgen, Windthorft. 22 
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Windthorft wagt, mit der Frandenfteinichen Klauſel als Fallſchirm 'ausgerüftet, todesmutig den 
Sprung in den Abgrund der Kornzölle. Peter Neichensperger ſchleudert ihm jeine Broſchüre nad und 
ſchickt fich, im Vereine mit Nintelen, ebenfall® zum Sprung an. 

wa 


Der nene Rattenfänger. 


Obſchon von den objektiven Politifern auch auf 
fiberaler Seite zugeftanden werden mußte, daß in der 
Zollfrage nicht das Zentrum zu Bismard, ſondern 
Bismard zum Zentrum übergegangen jei, und Windt- 
horſt ausdrücklich feftftellte, daS Zentrum unterftüge die 
Regierung in diefer Frage feinem Programm gemäß 
und ohne eine Gegenleiftung zu erwarten, mochte doc) 
die Mehrzahl der liberalen Politifer auf die BVorftellung 
nicht verzichten, dem Zentrum feien gemifje Leiftungen 
in Ausſicht geftellt worden und die Enttäufjhung werde 
deshalb zu gegebener Zeit nicht ausbleiben. Bei einer 
ſolchen Auffaffung der Dinge fonnte allerdings Bismard 
vielen als der moderne „Rattenfänger von Hameln“ 
erſcheinen, der die Schubzollmelodie bläft und dabei mit 
dem Köder: „Friede mit Rom“ das Zentrum hinter fi 
herloct, ven Zoll behaglich einheimft und nachher feiner 
vertrauenzjeligen Gefolgſchaft „etwas bläſt“. 





„Kinderchen, folgt mir nur hübjch artig. FR 
Nachher blaje ich euch was! (W. 28.3. 79.) 


Ebenſo boshaft ift die Darftelung, in der Windthorft als Marquis Poſa in der einen Hand die 
Zuftimmung der Zolfpolitif trägt, in der anderen jeine Forderungen in Angelegenheiten des Welfenfonds 
und der Braunſchweigiſchen Erbfolgefrage mitbringt. Als Beweis für die fteigende Jntimität zwiſchen 
ihm und Bismard ſollen die Worte des Königs Philipp im Don Carlos dienen, die hier Bismard in 
den Mund gelegt werden: „Der Nitter wird fünftig unangemeldet vorgelafjen.” Zugleich ſchlummert 
im Hintergrunde der Gedanke, daß der Neichäfanzler ſchließlich von Windthorft geradefo getäuſcht werden 
wird, wie König Philipp von Marquis Poſa ſich täuſchen ließ. 


ah Erkennung des wahren Wertes. 
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Don Bismarck: „Der Ritter wird künftig unangemeldet vorgelaſſen.“ (U. 10. 4. 79.) 
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Wieder ein zartes Derhältnis. 


„Blamier’ mich nicht, mein jchönes Kind, 

Und grüß' mich nicht unter den Linden; 

Wenn ivir nachher zu Hauje find, 

Wird fich Schon alles finden." (Heine.) 
(W. 18. 4.79.) 


Eine Satire auf die Anbahnung der freund- 
Ihaftlichen Beziehungen zwijchen dem Zentrumsführer 
und dem Reichskanzler bietet dieſes Bild, auf welchem 
Windthorft als lockende Schöne mit Bismard in 
aller Heimlichkeit ein zartes Verhältnis anzufnüpfen 
ſucht. Diefer zeigt ſich zwar nicht abgeneigt, erjucht 
aber in Heinefcher Zweideutigkeit die Verſucherin, ihn 
nur ja nicht vor der Deffentlichfeit zu blamieren. 


Bitter Blaubart. 








































Trotz dreier abgemurfiter 
Frauen 
Folgt ihm ’ne vierte voll 
Bertrauen. 
(U. 15.5. 79.) 






































Witziger ift die Daritel- 
lung Bismards als Ritter |! 
Blaubart. Drei Frauen: die 7 
Sozialdemokratie (Lafjalle), + \J 
die Konjervativen (v. Kleift- 
Retzow) und die National 
liberalen (Lasker), find be= 
reits im Burgverließ „ab- 
gemurkſt“ worden, dennodh S 
folgt ihm Windthorft voll 
Vertrauen als vierte. Frei- A 
fih ließ fih der ni 
„abmurkſen“. Während die 
nationalliberale Minifter- 
fombination DBennigjen- 
Stauffenberg-Fordenbed in — 
die Brühe ging, trium: = 
phierte die Zentrumspofitif. 
Der Zolltarif mitjamt der 
Srandenfteinihen Klaujel AM 
wurde angenommen. 
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Der Llothelfer:- 


Um jo ftärfer fam dann der Aerger 
zum Durchbruch, als der Reichsfanzler 
die Hilfe der Nationalliberalen zurüd- 
gewiefen und fi dem Zentrum endgültig 
zugewandt hatte. Die Wigblätter übten 
nun ihren Spott an dem Kanzler, der 
jest Windthorft als Nothelfer brauchte, 
und riefen ihm ins Gedächtnis zurüd, 
daß er, der nunmehr an die Rodihöße 
des Zentrumsführers fi) anflammere, 
vor wenigen Jahren no dem Zentrum 
einen Mordgejellen an diejelben Rodichöße 
geheftet habe. 





Windthorft: „Hängen ſich Durchlaucht nur dreijt 
an meine Rodichöße. Es hat fich 
ſchon mander daran feitgehalten!* 

(W. 1.6. 79.) 


Zukunftsmuſik. 
Frei nach dem Konzert auf dem Dönhofsplatz. 
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Der große und der Heine Dirigent, (U.19. 6. 79.) 





» 


ah 
Sm Geifte jah man ſchon Windthorft neben Bismarck als die fünftigen Leiter der parlamenta= 
riihen Geichiefe im Abgeoronetenhaufe. (Das alte, inzwiſchen abgerifjene Gebäude vesjelben lag am 
Dönhofsplake.) 


wa 
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Ein unentweater 
Kämpfer. 


Aber jo wertvoll 
immer die Unterftügung 
Windthorſts in der Zoll- 
frage dem Reichsfanlzer 
gewejen war, jo konnte 
man Windthorſt doch 
feine Anhänglichfeit an 
das Hannoverjche Herr- 
ſcherhaus nicht vergefjen 
und verzeihen. Zumeis 
len Hingt diejer Groll 
und der Vorwurf des 





„Der Schafspel, den ich unıgehängt, Welfentums wieder „Sch bin Fein Schaf, ich bin fein Hund, 
Bumeilen, um nic zu wärmen, Kein Hofrat und fein Schellftich 
Glaubt mir’s, er brachte mich nie dahin, durch. Ich bin ein Wolf geblieben, mein ı Herz 


Für das Glüd der Schafe zu ſchwärmen.“ Und meine Zähne find weeyölfiſch“ 


(Heine, Deutichland, Ein Winter: 
märchen, Kap. XII.) 
(U. 11. 12. 79.) 


a 


Immer 
noch der 

Auch Fürft Bismarck grollte, wenn ihm 
MWindthorft in einer Trage Widerftand leiſtete. 
Bei den Verhandlungen des Reichskanzlers 
mit dem HI. Stuhle wird immer wieder der 
Unwille darüber laut, daß das Zentrum nicht 
blindlings der Regierung folge, jondern auf 
das verfaffungsmäßige Necht freier Kritif der 
Regierungsvorlagen nicht verzichten wollte. 
Uergerlich bezeichnete Fürſt Bismard auf 
einer feiner parlamentariſchen Soireen am 
4. Mai 1880 Windthorft als einen Mann, 
„der der Hauptſache nach Welfe jei, nur der 
Ueberzug jet ultramontan.* Diefem Aus- 
ſpruche Tiegt wohl nebenftehende Karikatur 
zugrunde, wobei der grotesfe Schatten nicht 
überfehen werden darf, den die Figur des 
Mephiſto wirft. 


| Weihnachten. 


] 


en 


„Mephiito Tann auf die Dauer u Pa 
nicht verbergen.“ (U: 0.) 





An ein anderes auf derjelben Soiree gefallenes Wort 
fnüpft dieſe Darftelung an. Windthorft hatte bei der Beratung 
des Zolltarif3 jcherzhaft gejagt, wer ihn düpieren wolle, müjfe 
etwas früh aufftehen. Mit offenfichtlicher Beziehung auf 
diefe Bemerkung äußerte der Reichskanzler auf der bezeichneten 
Soiree dem Abg. Bernards gegenüber: Er pflege mindeftens ebenjo 
früh aufzuftehen wie andere Leute; manchmal lege er 
fih gar nicht ſchlafen. Der Kampf gegen Kirche und Welfen 
ſei nicht von heute; er datiere über achthundert Jahre zurüd. 
Aus dem Grunde wird dem verblüfften Windthorft als Weih- 
nachtsbeſcherung ein „Brüherftehaufmännelein“ in Geftalt des Br BR npiborft, wie betomat dndteie 


Fürſten Bismard bejchert. Das Srünerfteaufmännelein?" 
RX (U. 23. 12. 80.) 
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Auf die Nebenumſtände fommt’s an. 


























































































































Bor einem Jahre 


Bismard: „Pardon! Sch habe Sie aus Verjehen mit Maitranf begojjen !” 
Windthorft: „DO bitte, dag hat ja gar nichts zu fagen!* (U. 16. 12. 81.) 


Treffend wird das Verhältnis, das fich zwiſchen Windthorft und dem Reichskanzler herausgebildet 
hatte, in diefer Gegenüberftellung zweier Situationen wiedergegeben. Nach den Verhandlungen über den 
Bolltarif war Windthorft mehrfach Gaft auf den parlamentarifchen Abendgeſellſchaften des Reichskanzlers 
gewejen und von diefem ftetS mit bejonderer Aufmerffamfeit behandelt worden. Eines Tages hatte 
Fürſt Bismard das Unglüd, beim Anftogen ein paar Tropfen Maibowle über Windthorfts Arm zu 
verjhütten. Unter vielen Entjhuldigungen bemühte er fi, mit einer Serviette die Spuren feiner Un— 
gejchieflichfeit zu entfernen, wobei es an Scherzen nicht fehlte. Ein Jahr jpäter goß die Nordd. Allgem. 
Zeitung eine Flut von Schmähungen über den Zentrumsführer aus und beleidigte diefen jo ſchwer, daß 
die Fraktion beſchloß, bis auf weiteres die parlamentarijhen Abende des Reichskanzlers nicht mehr zu 
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Auf die Nebenumſtände fommt’s an. 


Allgemeine > 

| Zeitung | 
RER 

I 


— 





Heute. 


Windthorſt: „Das heißt, mit allem laß' ich mich nicht begießen!“ 
(U. 15. 12. 81.) 


beſuchen. Die Gegenüberftellung der beiden Situationen ift überaus wirkſam und erregte damals viel 
Heiterkeit. 

MWindthorft nahm für feine Perſon ſolche Wandlungen von Gunft und Ungunft, die er zu wieder— 
holten Malen zu erfahren hatte, durchaus nicht tragijch, denn er wußte ganz genau, wie er mit Bismard 
daran war. „As ich im Jahre 1879 das Referat über die Zölle führte und durchſetzen half, daß die 
Zölle angenommen wurden, da war ich ein ganz lieber Mann. Heute bin ich in Ungnade gefallen. 
Den Wert diefer Liebe erfennt man dann, wenn man verſchmäht ift!” So bemerkte ex ſpäter einmal mit 
ganz bejonderer Betonung dem Fürften Bismarck gegenüber. e 


a 










344 61. Windthorft in der Karikatur. 
La \ „Denkſt du daran, 
ra... mein tapf’rer Lagienka?“ 
em Rachfl 
aus — Polenrede. 


pp Die ichöne, aber dem Staate jo gefährliche 
NUR N} Polin: „Worandentft du, edler Feldherr?“ 


HR Der Alte: „Wenn er allen Polen zürut, 
warum nicht auch den Wtonopolen ?" 


‚U. 4. 2. 86.) 


Ende 1885 und anfangs 1886 
fanden im Reichstag und im Abge— 
oronetenhaufe die breiten und heftigen 
Debatten über die Polenausweijungen 
> aus dem preußiihen Staatsgebiete 
=. fatt. Bismard hielt jeine große Rede 
— über die Polenpolitif, und Windthorft 
— nahm ſich der Polen auf das wärmſte 

D — am An dieſe Debatte erinnert das 
2225  borftehende Bild mit dem ſcherzhaften 
net ,$#.- Wortipiele von den Polen und den 


= er 


ar > m Monopolen. 


| Windthorfts Morgentoilette. 


Hert "8 ndthorif Debr ic) aus dem Bette 
: Und"macht fürd Parlament Toilette. 















Zuerft nimmt er für jeıne Beine Dann über zweifelhafte Wäfche 
Die Welfenhoje von der Leine. Zieht er die polnische Pitefche., 





Stülpt auf den Hut mit roter Feder, } Und obendrüber hängt er fein 
Den Tölke zieht er frilch vom Leder, & Daß Yeiuitenmäntelein. 

Sp mit dem Anftand, den er hatte, 

Begibt er fich in die Debatte, (U. 13 12. 77.) 


se 
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Die Vielfeitigfeit und der Gerechtigkeitsſinn Windthorfts, der es ihm als Pflicht erſcheinen ließ, 
ſich jedes Bedrängten und zu Unrecht Angegriffenen anzunehmen, bildet den Gegenftand diejer Satire. 


wa 


General Schlauberger. 


Eine überwältigende Komik liegt in 
diefem Bildchen. Die Gruppe des aus 
Dankbarkeit grinjend vor feinem Wohltäter 
präfentierenden jüdiſchen Poſtens und des 
behäbig ſchmunzelnd die Ehrenbezeugung in 
Empfang nehmenden Windthorft it von 
überaus erheiternder Wirkung. 











Nachdem Windthorſt zum größten Staatsmann diejes 
Sahrhundert3 avanciert iſt, mußte Bismard neben ihm 
zum befcheidenen Veilchen zufammenjchrumpfen. (U.'28.10. 80.) 





Die Rabbiner, welche Windthorjt in feiner befannten 
Herzensgüte vom aktiven Dienft in Der Erſatzreſerve be= 
freien wollte, werden in ihrer Dankbarkeit zufünftig vor 
ihm das Gewehr präjentieren. (U. 23. 4. 80.) 


Der große Zwerg und 
der Lleine Rieſe. 


Ebenſo hübſch wirft die Gegen- 
überftellung des großen Zwerges und 
des einen Rieſen. Im Herbite 1880 
fand in Breslau eine Berfammlung 
der ſchleſiſchen Katholiken ftatt, auf 
melcher auch Windthorft erſchien und 
mit begeisterten Huldigungen aus— 
gezeichnet wurde. Das Breslauer 
Zentrumsblatt, die Schleftihe Volks— 
zeitung, nannte ihn in einem Will- 
fommartitel „den größten Staatd= 
mann des Jahrhunderts" (mogegen 
ſich Windthorft öffentlich wehrte). 
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Der römiſche Reichsbote Windthorft. 


Daß in den Karikaturen jener Zeit Anfpielungen auf 
den „feiten Turm des Zentrums“ nicht fehlten, ift ſelbſt— 
verjtändlich. Gelegentlich der Interpellation Reichenspergers 
über die Miffionstätigfeit in den deutſchen Schußgebieten 
am 28. November 1885 entwickelte fih im Reichstag eine 
lebhafte Polemik zwiſchen Bismard und Windthorft. Dabei 
‚gab lesterer die Erklärung ab: „Wir würden glüdlich jein, 


wenn wir die Politik des Fürften Bismarck ebenjo wie auf i 
wirtſchaftlichem, ſo auch auf anderen Gebieten unterflügen | 


fönnten. Wber wo jeine Anfichten nicht die unjerigen find 





müſſen mir uns ſchon vorbehalten, unjerem eigenen Kopfe ; 


zu folgen. Auch die Zoll- und Wirtichaftspolitif unterftügen 
wir nicht, weil Fürft Bismard fie will, fondern weil fie 
unferem Programm entjprigt und von uns ſchon zu einer 
‚Zeit vertreten wurde, als Fürſt Bismard noch Freihändler 
war. Das Zentrum geht feinen eigenen Weg, unbefiimmert 
um Gunſt oder Ungunft, und der Appell an unjere Mähler 
wird vergeblich: fein. Der Turm fteht und wird 
ſtehen!“ Auf dieſes Wort bezieht ſich das Bildchen. Der 
Turm, von dem herab Windthorft fee und trogig ins Land 





„Ber Turm de3 Zentrums fteht feſt 
und wird ſtehen.“ (K.6.12. 85) 


hinausſchaut, ragt Hoch aus deutſchem Boden hervor, geftüst von der feſt zufammengedrängten Mafje der 


Zentrumspartei. 


Auch hier ſehen wir wieder die von den damaligen Karikaturzeichnern gefliſſentlich gepflegte falſche 
Darſtellung des konfeſſionellen kirchlichen Charakters der Zentrumspartei. Sie zeigt ſich in der irre— 
führenden Ueberſchrift „Der römiſche Reichsbote Windthorſt“ und in dem rieſigen Jeſuitenhute, der breit 


die Partei überſchattet. 
— 


Auf dem Freundesfang. 








Wer weiß, ob ſie ſich nicht im neuen Jahre durch Austauſch ihrer Karte entgegenkommen werden? 

(U. 80. 12. 86.) 
Eine boshafte Anspielung auf die Verhandlungen über die Septennatsvorlage bietet dieſes Bild. 

Trotz der Erfahrungen bei den Zollverhandlungen und trotz der Tatſache, daß dem Zentrum auf keinem 

Gebiet irgendwelche Zugeſtändniſſe gemacht worden waren, wanderte die Phraſe vom „Kuhhandel“ der 
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Regierung" mit dem Zentrum unentwegt weiter durch die Spalten der Liberalen Preſſe. Dana) war es 
ausgemachte Sache, das Zentrum würde fich gegen Zugeftändniffe auf kirchenpolitiſchem Gebiete für die 
Militärforderungen der Regierung gewinnen lafjen. Das ift aud die Tendenz diejes Bildes. Bismard 
und Windthorft tauſchen ihre Neujahrzfarten aus! der eine überreicht einen Jejuiten, dafür gibt der 
andere drei Soldaten. 

Wie ſich die Septennatsfrage in Wirklichfeit abipielte, ift befannt. Den „Sejuiten“ hat die Zen— 
trumspartei auch heute noch nicht erhalten. 


Zum Zujammenhallten. 
































Da der alte Reifen nicht mehr zu gebrauchen ilt, muß ich einen neuen drumlegen, 
ſonſt fällt mir der ganze Krempel auseinander. (U. 3. 10. 89.) 


Eine ebenjo feftftehende Anſicht war es hei den Gegnern des Zentrums, daß die Partei nad 
Beendigung Des Kulturkampfes „verduften“ werde, um mit dem Kultusminifter v. Puttfamer zu reden. 
Wie man fich ven Kopf Windthorits zerbrach über die Frage, mit welchen Mitteln auf die Dauer das 
Zentrum zufammengehalten werden könne, zeigt diefe Darftellung. Der alte Reifen „Rulturfampf“ tft 
geiprungen. Die übrig gebliebenen, KRatholifenverfammlung und Schulfrage, genügen nicht mehr, um 
das Faß zu halten. Deshalb ift der alte, erfahrene KRüfermeifter Windthorft bemüht, einen neuen Reifen 
um die außeinanderfliegenden Dauben zu ziehen: die Trage der weltlichen Herrichaft des Papſtes. 

Heute kann dieſes Bild die Zentrumspartei mit neuem Stolz erfüllen, nachdem fie im Frühjahre 
1907 im "harten Wahlfampf abermals ihre Lebenskraft und das Bewußtjein von der Wichtigkeit ihrer 


politifchen Aufgabe erwieſen hat. 


ea 
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Eine voljtändige Sammlung der jämtlihen damals erſchienenen Windthorſt-Karika— 
turen — wenn fie überhaupt heute noch möglid) wäre — würde viele Bände füllen und 
einen ganz intereflanten Beitrag zur politifhen Geſchichte Kiefern. Man mar gewohnt, dem 
Namen Windthorft faft allmöchentlih in den politiſchen Witblättern zu begegnen; niemand 
bat daher fein Hinjcheiden jehmerzlicher empfunden als diefe. Aufrichtig gemeint ift darum 
der Nachruf, den der Kladderadatich dem verblichenen Parlamentarier widmete: 


Der verlafjene Poften. 


Sch Habe viel an ihm verloren, 

Mehr, als es wohl jo manchem jcheint. 
Gering gefhägt wird nur von Toren, 
Bon Blinden nur ein Huger Feind. 
Der war er ohne alle Frage, 

Der erfte immer im Gefecht, 

Gewandt und fühn in jeder Lage 

Und in dem Karpfenteich der Hecht. 
Der war er. Ruh'n und Müßiggehen 
Vertrug ſich nicht mit feiner Pflicht, 
Und ſelbſt gewohnt, früh aufzuftehen, 


Gönnt’ er den Schlaf auch anderen nicht. 


Alt war er zwar, doch nimmer müde 
Zu ftreiten, immer kampfesfroh. 

Ihn reizte nicht der faule Friede — 
Ich wollt’, auch andre wären jo! 

Alt war er zwar, doch immer munter 
Und rüftig, bis zum letzten Hauch, 

Ein Jüngling ſchien er uns mitunter — 
Ich wollt’, jo wären andre auch! 


Mir war er jehr ans Herz gewachſen — 
Auf Gegenfeitigfeit beruht 

Das wohl — der Stolz; von Nieverfachjen 
Stand allezeit mit mir fich gut. 

Schlagt nah! Beinah’ in jeder Woche 
Bracht' ich fein Bild in Drud und Schnitt 
In der denfwürdigen Epoche, 

Seit da3 Rulturfampfsroß er ritt. ’ 
Er ftand mir nah, und ihn entbehren 

Zu müffen, macht mir herben Schmerz. 

Er hatte ja — ihn kann's nur ehren — 
Auch Sinn für einen guten Scherz. 

Ich hab’ ein Recht, um ihn zu Hagen, 
Der viel zu früh ſchon niederjanf. 

Daß diefen mir der Tod erjchlagen, 

Dafür weiß ich ihm feinen Danf. 

Allein, wie jehr ih auch mag trauern, 

So jehr, als wahrlich ihm gebührt: 

Es find doch mehr noch zu bedauern, 

Die er bisher im Kampf geführt. 


Bei feinem ausgeſprochenen Sinne für Humor konnte Windthorft an einer gelungenen 


Karikatur feiner Perſon ſich ftets herzlich ergögen. Wenn ihm eine Zeichnung befonders 
gefallen hatte, unterließ er nicht, fie feiner Gattin nad) Hannover zu ſchicken, damit fie immer 
mehr zu der Erfenntnis fomme, „was für ein nichtsnutziger Menſch er jei“, wie er Yaunig 
bemerkte. Allmählich hatte fi) in feiner Familie eine ganze Sammlung angehäuft, der zum 
Zeil die hier mitgeteilten Proben entjtammen. 


62. Rückblic. 


17. Januar 1812 bis 14. März 1891. Diefe beiden Daten umfaſſen das neun— 
zehnte Jahrhundert nahezu vom Ende des erſten bis zum Beginn des letzten Jahrzehntes. 

Gewaltige Umwälzungen und Neugeſtaltungen auf politiſchem, religiöſem und ſozial⸗ 
politiſchem Gebiete haben ſich in dieſer langen Zeit vollzogen und insbeſondere in Deutſch— 
land der Einfiht und der Begabung der Staatgmänner eine Fülle wichtiger und frucht- 
barer Aufgaben geftellt. An ihrer Löſung mit Erfolg mitzuarbeiten, war Windthorſt der 
rechte Mann. 

Welch verſchiedene Bilder bietet Deutſchland am Anfang und am Ende des Jahr⸗ 
hunderts! 

Ueber Windthorſts Wiege leuchtete der Widerſchein der Flammen von Moskau als die 
Morgenröte, die den Tag der Erhebung Deutſchlands aus tiefſter Erniedrigung, der Be— 
freiung aus Knechtſchaft und Not ankündigte. Noch herrſchte der Sohn der Revolution, der 
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gewalttätige Napoleon, der die Karte von Europa nad) feinem Gejhmad entwarf, die Länder 
nad) feinem Belieben zerriß und die Feben zu neuen Staatengebilden zujammenfügte. Die 
deutſche Kaiferfrone war als ein veraltetes Schmuckſtück beijeite gelegt; die ohnehin nicht 
feften Bande des deutſchen Bundesſtaates hatten ſich gänzlich gelöſt. Und ſelbſt nad) Nieder: 
mwerfung der Napoleonijchen Zwingherrſchaft tauſchte Das deutſche Volk gegen die fremde 





Das Windthorft-Dentmal in Meppen. 
Bon Bildhauer H. Pohlmann in Berlin. 


Defpotie nur einen engherzig bureaukratiſchen und vor der Gewalttat nicht zurückſchreckenden 


Abſolutismus ein. RE 
Noch troſtloſer war das Bild, das die kirchlichen Verhältniffe zu Anfang des Jahr⸗ 


hunderts darboten! Den Kirchenſtaat hatte das franzöſiſche Direktorium in eine römiſche 
Republik umgewandelt. Papſt Pius VI. war in franzöſiſcher Gefangenſchaft geſtorben, 
Pius VII. von Napoleon als Gefangener nach Frankreich übergeführt worden. Auf Anwei⸗ 
ſung Napoleons hatte die deutſche Reichsdeputation die Gebiete der geiſtlichen Fürſten mitſamt 
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den Kirchengütern als „Entihädigung” für die an Frankreich abgetretenen Landjtriche 
verſchachert und die geiftlichen Fürften zu einfachen Staatsuntertanen mit lediglich kirchlichen 
Würden und Rang degradiert. 

Auf den beiden Rheinufern hatte die fatholijche Kirche in Deutſchland, einjt die reichſte 
der Chriftenheit, 1719 Duadratmeilen mit über drei Millionen Einwohnern und einem Ein= 
fommen von mehr als 21 Millionen Gulden verloren. 

Dazu kam der innere Verfall. Der feichte Aufkläricht des achtzehnten Jahrhunderts 
beherrfchte die Gemüter. Männer im geiftlicjen Gemwande, wie der Fürft-Primas Frhr. von 
Dalberg und der Generalvifar Wefjenberg, vertraten in Wort und Schrift den Gedanfen 
einer deutschen Nationalfirhe im Gegenjage zur römiſch-katholiſchen Weltfirhe. Im Klerus 
waren joſefiniſche Anſchauungen, die in der Kirche eine Art Staatsınagd erblidten, weithin 
verbreitet. Zu den Anfeindungen fatholifcher Grundfäge von feiten zweifelhafter Freunde 
und fanatijcher Gegner der Kirche gefellten fi die Einſchränkungen und Knebelungen durd) 
eine engherzige oder geradezu übelmollende Bureaufratie. 

Wie anders bei Windthorfts Heimgang! Das geeinigte Deutjche Reich war wieder- 
eritanden in neuer Kraft und Herrlichkeit und achtunggebietend in die Reihe der Weltmächte 
eingetreten. Das deutſche Volf war durd) eine freiheitliche, der modernen Auffaſſung des 
Staatsrechts entjprechende Berfaffung zur Mitarbeit an Regierung und Verwaltung berufen. 
Geſetz und Recht bejtimmen und ſchützen fortan das Leben und Wirfen des einzelnen Staats= 
bürgers. 

Die katholiſche Kirche fieht fi) zwar ihres weltlichen Befites beraubt, aber fie jteht: 
gefejtigt in ji wie faum je zuvor durch Einigkeit und Dijziplin, Glaubengeifer und Har— 
monie  zwijchen den Gläubigen, dem Klerus und dem oberjten Hirten. Der Papſt maltet: 
ſeines oberhirtlihen Amtes ohne Widerftand. Die Mächte erfennen feine Souveränetät an 
auch ohne den Schmud der weltlichen Krone, und fie jeheuen ſich nicht, feiner Einficht und 
Gerechtigkeit ihre Streithändel zur Entſcheidung zu übergeben und feinem Schiedsſpruche fich 
zu unterwerfen. 

An diefer Wendung hat Windthorft feinen vollgemefjenen Anteil. Mit Fraftvoller 
Hand hat er in die Geſchicke unferes Vaterlandes bejtimmend .eingegriffen und feine Ideen 
nachhaltig und erfolgreich zur Geltung gebracht. Seine beiten Arbeitsjahre waren dem öffent- 
lichen Leben gewidmet. Die erſte Tätigfeit galt der Befeftigung und Vertiefung der modernen 
fonftitutionellen Berfaffungsidee in feiner engeren Heimat Hannover und war gejeßaeberijchen: 
Arbeiten zugewandt, die für jpätere Gefchlechter und andere Staaten als Mufter und Vor— 
bilder gejhäßt und beachtet wurden. 

In jeinem reifen Mannesalter wies ihm die Vorjehung die ſchwere und verantiwor- 
tungsvolle Aufgabe zu, das Banner des Rechtes und der Freiheit zur Verteidigung der 
katholiſchen Kirche in Preußen durch die Stürme und Schladhten des Kulturfampfes zu tragen 
und im neuen Deutjchen Reiche dem fatholifchen Teile der Bevölferung den ihm gebührenden 
Pla paritätiicher Gleichberechtigung zu erringen. In Wechſelwirkung hiermit ftand Windt- 
horſts ausdauerndes Streben nah dem Schuge der Bürger gegen Staatsallmaht und Be- 
amtenwillfür, die Yörderung der freiheitlihen, rechtsſtaatlichen Entwicklung. 

An der Schwelle des Greifenalters endlich nahm Windthorſt die Forderung auf, welche 
die bedrängte Lage der Arbeiterbevölferung und des Mittelftandes an das Herz des Menjchen- 
freundes und den Kopf des Politifers jtelte. Seine letzten mühevollen Arbeitsjahre waren 
vorzugsweiſe der Aufgabe gewidmet, die widerftreitenden Interefien der Stände und Klafien 
des Volkes zum Ausgleich zu bringen und zu verjühnen und die Reichsverfaffung auszubauen 
in Friede und Eintracht. 

Gewiß wird es niemand einfallen, um des großen Führers willen das Verdienſt aller 
der Männer gering einzufchäßen oder zu verfümmern, die mit ihrer gediegenen Fachkenntnis 
in treuer Beihilfe ihm zu jeinem Werfe gewifjermaßen die Baufteine und die Vorarbeit 
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Yieferten und Hand in Hand mit ihm bauten. Doch kann darüber fein Zweifel jein, daß 
MWindthorft vor allem es war, der ihre Arbeit fruchtbar machte und zur Vollendung führte. 

Windthorſt hat es verftanden, die fraftvolle Organifation der Zentrumspartei, die in 
der Oppofition geboren, erzogen und erftarft war, nachdem die Glut des heißen Kampfes fie 
zu einer widerftandsfähigen Einheit zuſammengeſchweißt hatte, allmählich) zur arbeitsfreudigen 
Mitarbeit an den Zwecken und Zielen des modernen Staates überzuführen und heranzu= 
bilden. Seiner raftlofen Tätigfeit iſt e3 gelungen, durch allmähliche Erweiterung des Pro⸗ 
gramms die werbende und ſammelnde Kraft der Partei ſo zu vermehren, daß ſie ſich als ein 
feftes Bollwerk gegen die Wildwaſſer des Umſturzes behauptete und als unüberwindlicher 
Turm daſtand gegen jeden Angriff. 

Mit diefer Partei, die ihm treue Gefolgſchaft leiſtete, jhritt er von Erfolg zu Erfolg. 

Die katholische Kirche in Preußen vor der tödlichen Umflammerung durch die Staatd- 
allmacht gerettet zu haben, ift in erfter Linie Windthorſts Verdienft. Sein Wort: „Die 
Kirche des Heren fol nicht in der Willfür der Menjchen liegen!“ hat er grundfäßlich zur 
Anerkennung gebracht. Es aud) tatſächlich zur Durchführung zu bringen und den „Zugang 
zum kirchenpolitiſchen Frieden“ zum wirklichen Friedensſchluß zu geſtalten, hat er als nächſte 
Aufgabe für das folgende Geſchlecht vorbereitet. 

Gegenüber der von einflußreicher Seite gefliſſentlich genährten Anſchauung vom „evan— 
geliſchen Staat“ und vom „evangeliſchen Kaiſertume“ hat Windthorſt den paritätiſchen 
Charakler der Verfaſſung in Preußen wie im Deutſchen Reiche zur Geltung gebracht und ſo 
feſt verankert, daß man ihn zwar tatſächlich verletzen, aber nicht ferner grundſätzlich zu be— 
ſtreiten vermag. 

Mit unermüdlichem Eifer und geduldiger Ausdauer ſetzte er dem Gedanken des deutſchen 
Einheitsſtaates ſeinen kraftvollen Widerſtand entgegen und baute emſig an der Ausgeſtaltung 
der Reichsverfaſſung in föderativem Sinne. Man hat ihn „Reichsfeind“ geſcholten; aber in 
Wahrheit war er der beſte Freund und Helfer des Reiches, da er die natürliche, gejunde, 
fruchtbare Form der nationalen Einheit ſchützen und entwideln half. Bornehmlich fein Werk 
war die Herftellung der wirtihaftlihen Unabhängigfeit des politiſch und rechtlich bereits zur 
geſchloſſenen Einheit gelangten Deutjchen Neiches. Ihm dankt das Reich feine finanzielle 
Selbjtändigfeit ohme Beeinträchtigung der Sonderrehte der Einzelftaaten. 

Ebenjo ergiebig war die Frucht feines Wirkens auf fozialpolitiihem Gebiet. Er ver— 
focht die fozialpolitifche Gleichberechtigung der Stände und erfannte den wirtjchaftlich Ab- 
hängigen als ihr Recht zu, was andere ihnen in furzfichtiger Politit nur ala Almofen 
zuzugeftehen ſich bereit finden ließen. Dem Gedanfen des Schutzes für den Mitteljtand und 
des Arbeiterihußes im weiteften Sinne hat er fiegreih zum Durchbruch verholfen. Ohne 
Windthorſts mwohlberechnete parlamentarifhe Taftit würde die Sozialpolitit des Deutſchen 
Reiches heute ein anderes, weniger freundliches Geſicht aufweiſen. 

Seine Verdienſte als beſonnener Hüter des Rechtes, der wachſam vor der Verfaſſung 
ſtand mit dem allzeit bereiten Schwerte ſeines machtvollen Wortes, erkennen auch die Gegner 
vollauf an. „Seine ſegensreiche Tätigkeit“ — jagt don ihm Theodor Barth — „beitand 
darin, daß er ein Hemmſchuh der Bismarckſchen Gewaltpolitik war. Wer weiß, in welchem 
AZuftande ſich unjere Reichsverfaſſung befände, wenn diefer Hemmſchuh nicht gewejen wäre; 
wer weiß inabejondere, ob wir das allgemeine Wahlrecht noch bejäßen.“ 

Und ehrenvoller fann fein Nachruf ausklingen, als das Bekenntnis, das feine Gegner 
an feiner friſchen Gruft ablegten: der große „Reichsfeind“ von ehedem habe fi) doch auch 
als ehrlicher Freund des Reiches bewährt und manche fejte Klammer um deſſen Bau 
legen helfen. 

Seinen Freunden aber hat er als wertvollſtes Erbe Hinterlafjen den Geift, der fein 
parlamentarifches Wirken und fein ganzes politifches Leben durKhdrang: im der Politif 
das Einende zu finden und nie dag Trennende zu ſuchen. 
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Darum war jein ftetes Streben darauf gerichtet, alle konfeſſionelle Einfeitigfeit aus 
dem politiichen Leben fernzuhalten. Eine große ftantserhaltende Zentrumsfraktion aller pofitiv 
gläubigen Elemente, das war fein deal! 

Weit über feine Zeit hinaus wird feine Lebensarbeit fruchtbar fortwirken. Was er 
gejagt und getan, wird als ein teures Vermächtnis erhalten bleiben und fortleben ala 
Tradition Windthorft. 

Bon Windthorft darf in ganzer Fülle und im eigentlihen Sinne gelten, was er jelbjt 
geſprochen: 

„Die Worte eines im Parlamente ſitzenden Mannes haben Bedeutung über den Tag 
hinaus, wo ſie gerade geſprochen worden ſind, und ſie haben eine Wirkung nach auswärts 
und eine Nachwirkung ſelbſt dann, wenn man eingeſehen haben wird, daß man in der Leiden— 
ſchaft nicht gehört hat, was die ruhige Vernunft diktierte!“ 





63. Literaturnachweiſe und Bemerkungen zu den einzelnen Kapiteln. 353 


63. Kiteraturnachweife und Bemerkungen zu den einzelnen Kapiteln. 


Dem Verfaſſer lag ein vom Generalvifariat in Osnabrücd gütigft zur Verfügung geſtelltes 
Altenheft vor, das 149 Seiten umfaßt und außer verſchiedenen Druckſachen an Windthorſt gerichtete 
Briefe enthält, die auf die Dotation des Bistums Osnabrück Bezug haben und von 1854 bis 1857 
reihen. Das Heft trägt folgende, von Windthorfts Hand herrührende Aufichrift: 

Nah meinem Tode an den zeitigen Bilchof. 


Die Hauptaktenftücde Hat übrigens der executor bullae, Biſchof Müller zu Münfter, erhalten 
und diejer wird fie wahrjheinlih an das biſchöfl. Generalvikariats-Archiv abliefern. j 
W 


Die Briefe ſind leider an manchen Stellen unverſtändlich, da die entſprechenden Schreiben Windt— 
horſts ſämtlich fehlen. Die verwendeten Stellen find zitiert: „Aktenſt. betr. Dot. d. B. Osn.“ 

Für die erite Wirkſamkeit Windthorfts iſt bedeutſam die Publikation Prof. Dr. Finfes im 
Hochland, Januarheft 1911, die aus archivariſchen Quellen ſchöpfen durfte. 

Bon anderen Schriften wurde benußt: W. v Haſſell: Geſchichte des Königreiches Hannover, 
Bremen 1898—1901. dv. Meier: Hannoverſche Verfaſſungs- und Verwaltungsgeſchichte. D.v. Heine— 
mann: Geſchichte von Braunfchtweig und Hannover. Oskar Meding: Memoiren zur Zeitgejchichte. 
Oppermann: Zur Gejhichte des Königreiches Hannover von 1832 bis 1860. Menzenbad: 
Ludwig Windthorft in feinem Leben und Wirken. Trier 1892. Knopp: Ludwig Windthorft. Leipzig 
1892. (Die in den beiden legtgenannten Veröffentlichungen benußten Mittetlungen von Mitgliedern der 
Familie Windthorft haben aud dem Verfaffer vorgelegen. Aus Gründen der Pietät find einige der- 
jelben wörtlich wiedergegeben; daraus erklärt es fich, daß einzelne Stellen des vorliegenden Buches wört- 
lich mit der Darftellung der beiden Schriften übereinſtimmen.) Schulte: Geſchichte des Kulturfampfes. 
Eſſen 1882. Liman: Fürft Bismarck nad) feiner Entlafjung. Berlin 1904. Penzler, Fürft Bis— 
marck nad) feiner Entlafjung. Leben und Politif des Fürſten jeit feinem Scheiven aus dem Amt auf 
Grund aller authentiihen Kundgebungen. Leipzig 1897. Langmwerth von Simmern: Erinnerungen 
aus meinem Leben. Pfülf: Herm. v. Mallindrodt. Freiburg i. B. 1901. Paſtor: Auguft Reichenz- 
perger. Vreiburg i. B. 1899. Stimmen aus Maria Laach: Br. 59. v. Frandenberg- 
Ludwigsdorff, Schilderungen merfwürdiger Zuftände. Martin Spahn, Das deutjche Zentrum, 
jowie Windthorft im Hochland 1907, Heft 1. v. Schulte: LXebengerinnerungen. Gießen, Emil Roth. 
Klein-Hattingen: Bismard und feine Welt. Dümmler, Berlin 1903. Poſchinger: Bismard 
und die Parlamentarier. Poſchinger: Bismard und der Bundestag. Trewendt, Berlin 1906. 
DOnden: Rudolf dv. Bennigjen, Deutjhe PVerlagsanftalt, Stuttgart 1910. Rachfahl: Windthorft 
und der Rulturfampf im Preuß. Jahrb. Bd. 135 und Bd. 136. Brück-Kißling: Die Kulturfampf- 
bewegung in Deutjehland. Ajchendorff, Münfter. Ludwig Windthorft. Bachem, Köln 1891. Bon Dr. 
9. Cardauns. ’ 

Zu Kap. I. Lindemann: Gejhichte der deutjchen Literatur 1, ©. 35. 

Die Bogtei Alfhaufen umfaßte das Dorf Mfhaufen mit 2000 Einwohnern und einige kleinere 
Ortſchaften. 

Er Kap. 2. Feuilleton der Germania in der Nummer vom 18. Januar 1906. Während 
jeiner Minifterzeit hatte ſich W. für den Beſuch des Theaters ein Opernglas Herftellen laſſen, deſſen 
Linſen außerordentlich ſcharf geihliffen waren. Das Glas ift heute noch vorhanden; mandem „gingen 
die Augen über“ bei dem Verſuch, es in Gebrauch zu nehmen. 

Zu Kap. 3. Zu den mannigfahen über Windthorfts Jugend verbreiteten Fabeln gehört die 
im Daheim (XI. Jahrg. S. 219) wiedergegebene Erzählung von einer Schülerliebe, die ihm das 
Studium auf der Univerfität ermöglicht habe. Das Ausgabenbud) verrechnet ganz genau die von jeiten 
der Mutter ihm zugefloffenen Summen, die nur durch gelegentliche Beihülfen von Onfel Anton, Onkel 
Dompaftor und LXüpfe noch ergänzt wurden. : 

Bon feinen Tanzftunden erzählte Windthorft u. a. auf dem Studentenfommerje bei der General= 
verfammlung der Katholiken Deutſchlands in Bochum. Die Rede ift nach dem Stenogramm wiedergegeben 
in den zu Osnabrück erſchienenen Ausgewählten Reden II. ©. 345. Er jchloß mit der launigen Wen— 
dung: „ALS ich mein Abgangszeugnis befam, ftand darauf: Der erſte Walzertänzer des Jahrhunderts!“ 

Zu Kap. 4. In den Kreiſen des rechtſuchenden Publikums war Windthorſt ſehr bald 
bekannt geworden, und trotz feines unſcheinbaren Aeußeren gelangte er ſchnell zu einem beſonderen DL 
Ein Herr, der einen Bürger von Osnabrüd fragte: „Wer ift eigentlich der da?" wobei er mit dem 
Finger auf Windthorft deutete, erhielt die bezeichnende Antwort: „Was? Sie fennen den feinen Advo⸗ 
faten nicht, der noch feinen Prozeß verloren hat?“ Danach ift die Bemerkung bei Kropp richtig zu 
ſtellen, wonach es W. „nur ganz allmählich gelang, Anerkennung zu finden”. Seine ganze Unmwaltstätig- 
feit dauerte ja überhaupt nur ſechs Jahre. | 

Pfülf erwähnt in jeinem Buch Über 9. dv. Mallindrodt (©. 423) der „eigentümlichen Fügung, 
daß gerade die Männer, die berufen waren, in ganz hervorragender Weiſe für die Sache einzugeſtehen, 
in der ſie die Sache Gottes ſahen, eben jetzt durch Gottes Schickung ſo ſchwer betroffen wurden. Am 
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7. September 1872 war dv. Mallindrodts Gattin geftorben; am 19. November verlor Windthorft feinen 
einzigen Sohn; am 27. Februar 1873 verſchied zu Meran Peter Reichenspergers ältefter Sohn, der 
25jährige Auguft Neichensperger". 

in Zu Kap. ee fe Hochland, Yan. 1910. Onden, Bennigfen, insbeſ. 1, ©. 155, 201 ff. 
Aktenftücte der Hannoverjchen Ständeverfammlung X1, ©.248 ff. v. Meier weiſt in feiner Hannoverſchen 
Verfaſſungsgeſchichte mit vollem Recht darauf hin, daß die Steinſche Denkſchrift erſt befannt wurde, als 
das Stüveſche Neformprogramm bereit3 erſchienen war. 

Zu Kap. 7. Lüpfes Brief in Aftenft. betr. Dot. d. B. Osnabr. 

Zu Kap.8. v.Meier a.a.D.1, S. 259 ff., 457. v.Hafjell, Geſch.d. Könige. Hann. II 1,S.169, 183. 

Zu Kap. II. Poſchinger, Bism. u. d. Bundesft., S. 113 ff., ferner 197 ff. 3 

Bei Oppermann: „Hundert Jahre 1770 bis 1870" ebenjo wie bei Menzenbah und Kropp ift 
der amuſante Zwischenfall von Rotenkirchen nicht ganz richtig wiedergegeben. Wie Berfafier aus "2.3 
eignem Munde hörte, war e3 durchaus nicht Zufall infolge jeiner Kurzlichtigfeit, daß W. den Ränfe- 
ſchmied Tütefen beim Mittagsmahl überrafchte, jondern wohlberechnete Abſicht. Gerade das bereitete 
ihm eine herzliche Freude, daß ihm die Meberrumpelung fo trefflich gelungen mar. 

u Kap. 12. Onden, Bennigjen, insbej. 1 ©. 155, 156, 160, 162, 195, 201 ff., 205, 206 ff., 
211 ff., 322 ff, 360, 373, 437. Ungemein bezeichnend für das ungeftüme Temperament und das davon 
einjeitig beeinflußte Urteil des jungen Bennigſen ift fein Ausſpruch über den bejonnenen Stüve: „Der 
allerdummſte Dickſchädel heißt Karl Stüve, Dupe jeiner eigenen Preußenfrefierei, Franzoſenfreſſerei und 
der Jeſuiten. Das ift zuviel auf einmal. Amen.“ I ©. 163. 

Zu Kap.13. Schulte, Lebenserinnerungen, Art. Windthorft. Ueber die Beziehungen Bismards 
zur Preſſe vergl. die intereffanten Berichte Bismards über die Unterftügung des Mannheimer Sournal, der 
Mainzer Volkszeitung und des Heidelberger Journal vom 23. Okt. 1852, Poſchinger a. a. O. S. 27; über 
die Organifation der ſüddeutſchen Preſſe vom 4. Dez. 1852, ©. 33; über die politifche Bedeutung der Preß— 
ftation Frankfurt vom 11. April 1853, S. 80; über die Verbreitung und Wirfjamfeit der ultramontanen 
Preffe in Süddeutſchland mit Aufzählung der wichtigeren Organe vom 16. San. 1854, ©. 165. — 
Stimmen aus Maria Laah Bd. 59 Pfülf: Der letzie Veteran der katholiſchen Abteilung. v. Hafjell 
0..a0.n.2 6.10. 

Zu Kap. 14. Altenſt. betr. Dot. d. B. Osn. v. Hafjell a. a. O. II. 1 379 ff. 

Bol. Zeitung für Norddeutſchland vom 3. April 1857. 

Die Broſche enthielt einen wertvollen Edelſtein mit dem funftvoll gejchnittenen Bilde der Mutter: 
gottes. Yet prangt der Stein auf dem Fuß eines Meßkelches, den WindthorftsS Gattin der nach 1890 
als kleine Bafılifa neu erbauten Kirche von Döhren bei Hannover ftiftete. 

Zu Kap. 15. Meving a. a. ©. ©. 1, ©. 254, 270 und 315, 265, 345. Wie gut W. 
über die politischen Vorgänge unterrichtet war, beweift u. a. eine Notiz in A. Neichenspergers Tagebud) 
vom 21. November 1865: „Dienstag vor acht Tagen (aljo am 14. November) war Windthorft bei 
uns zu Gaft. Der fteigende Strom der Neaftion hat ihn und feine zwei Kollegen vom Meinifterpoften 
hinweggeſchwemmt. Bismardk hat einen langen Arm und ift auf dem beften Wege, übermütig zu werden. 
Wie mir Winpthorft erzählte, hatte Bismarck vor der Gafteiner Konferenz das Losſchlagen gegen Oeſter— 
reih im Schild oder tat wenigitens jo." Baftor: 1, ©. 568. 

v. Hafjell a. a. ©. II. 2, 217, 235, 237, 319. Hannov. Ständeverj. Sten. Ber. ©. 687, 761, 
796 bis 799. 

v. Bennigjen machte im D. R. 15. April 1874 den Verſuch, die Windthorftiche Politik für den 
Untergang der Hannoverſchen Selbftändigfeit verantwortlich zu machen, indem er meinte, Windthorfts 
großdeutſche Politik fei grundlegend und maßgebend gemwejen bis zur Bewegung des Jahres 1866 und 
dabei die Frage ftellte: „Ob es heilfam geweſen ift für das Land und die Dynaftie, das frage ich jet 
den Abg. Windthorft ſelbſt.“ Ein ungerechterer Vorwurf hätte dem früheren Minifter Windthorft nicht 
gemacht werden können. Was helfen die beften politiichen Grund und Keitjäe, wenn fie von uns 
geſchickten Händen verpfujcht werden? Windthorft war damals mit Abſicht und Vorfiht von jeglihem 
Verkehr mit politifch maßgebenden Perſonen abgejchnitten, jo daß die damals berufenen Ratgeber des 
Königs freies Spiel hatten. Wie fie es trieben, mochte niemand befjer wiſſen als Bennigſen. Bei der 
Ernennung des festen hannoverſchen Yuftizminifters Leonhardt zum preußiichen Yuftizminifter ſchreibt 
Bennigien an feine Frau Mitte Dezember 1867 (Onden a. a. ©. II ©. 124): „Merkwürdige Gefühle 
muß dieje Ernennung beim König Georg hervorrufen, den Leonhardt, welcher von Politif gar Feine 
Ahnung hat, durch Ausführungen über die Bedeutung und Kraft des Bundesrechts in feinem tollen 
Hab gegen Preußen noch beftärkt hat.” 

Hannovers Untergang war bei Bismarck beſchloſſene Sache. Die Befeitigung der Souveräne von 
Helen und Hannover erachtete er als eine unumgängliche Notwendigkeit. „Ein Staat von der Größe 
und Bedeutung Preußens — fo ſprach er fi dem Redakteur der Neuen Bayeriſchen Landeszeitung 
gegenüber am 16. Auguft 1890 freimütig aus — konnte fi) zwei Feinde, die zwiſchen feinen öftlichen 
und weſtlichen Provinzen eingelagert waren und es ftet3 im Ernftfalle im Rüden bedrohen konnten, ‚nicht 
gefallen laſſen, Dieſe beiden Beinde mußten fortgejchafft werden." Benzler a.a. ©. I, S.201. 
Hu Kap. 16. Kaifer Friedrich berichtet in feinem Tagebuch über ein Gejprädh mit Bismard, 
in weldem dieſer u. a. jagte: „er habe bei Uebernahme feines Amtes den feften Vorſatz gehabt, Preußen 
zum Kriege mit Oefterreich zu bringen, aber fi) wohl gehütet, damals oder überhaupt zu früh mit 
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Sr. Majeftät davon zu jprechen, bi8 er den Zeitpunkt für geeignet angejehen.” M. v. Poſchinger: 
Kaifer Friedrichs Tagebud ©. 120. ET syn 

Charakteriftiich tft die Auslafjung Bismarcks gegenüber den Kiffinger Badegäften aus Zürich, die 
Penzler a. a. ©. I. ©. 220 wiedergibt: „Alle politiiche Tätigkeit beruhe auf Vermutungen und Zus 
fällen. Gehe es gut, dann ernte man Lorbeeren, gehe es ſchlecht, dann gelte man als Dummkopf. 
Anno 1866 ſei es gut gegangen. Es hätte aber auch ſchlecht gehen können. Nicht wahr — ſchloß er 
— zwei Stiere in einer Herde, das geht nicht, da muß gerauft werden.“ 

Ueber die Aeußerung v. Vinckes vgl. die Anmerkung bei Paſtor: Reichensperger J, S. 397. 

U.9. 30. Januar 1872; 9. Februar 1872. 

Zu Kap. 17. Die Wertihägung der welfiſchen Königsfamilie ſpricht fi in verjchiedenen 
noch vorhandenen Briefen recht deutlih aus. U. a. nennt Königin Marie in einem eigenhändig ge= 
jchriebenen Briefe von 1887 Windthorft „den kleinen Engel!" Auch die Familie des Herzogs von 
Gumberland brachte ihm ein uneingejchränktes Vertrauen entgegen. Zu feiner goldenen Hochzeitsfeier 
ſandte daS Herzogliche Paar ihm einen herzlichen Glückwunſch. 

A.«H. 29. Januar 1869. Penzler a. a. ©. V, ©. 20. 

Zu Kap. 18. Pfülf: Mallinkrodt. ©. 414ff. 331, 375. Nordd. Neichst. 4. März 1867, 
25. Februar 1867. A.-H. 10. Januar 1868. M. v. Poſchinger: Kaiſer Friedr. Tageb. S. 117 und 
118. Miguel, 9. März 1867. Nordd. Neihst. 2. Juni 1869. D. R. 18. Juni 1873. 

Zu Kap. 19. 4.9. 8. Januar 1868; 11. Januar 1871. StaatSanzeiger 17. April 1866. 
N.:9. 26. Januar 1881; ebenjo 18. Dezember 1877. A.-H. 26. November 1873; 10. Dezember 1873. 
Penzler a. a. ©. U, ©. 64 fi. III, S. 103 ff., 107 ff. Poſchinger: Bismard und die Parlamentarier II, 
©. 161. Bismard nad) dem Kriege ©. 63. Paſtor: Neichensperger II, ©. 63. D. R. 3. Dezember 
1884. Benzler a. a. ©. I, ©. 88. D. R. 3. Dezember 1884. Penzler IV, ©. 120 ff. 

Onden (a. a. ©. I, ©. 216) legt Windthorft das Wort in den Mund: das Zentrum datiere 
feit dem Tage von Königgräg, um daran eine Kritik de Zentrums zu knüpfen. Onden läßt fi) hier 
eine recht oberflächliche Verwechſſung zuſchulden kommen. Windthorft hat in einer Polemik gegen 
Bennigien das Wort gebraudt, der Kulturfampf datiere vom Schlahtfeld von Königgrät. Daß 
das etwas wejentlich anderes ift, wird jeder zugeben müfjen. So unrichtig wie der Vorderſatz, ebenjo 
falſch und jchief ift der von Onden gezogene Schluß: „So ift daS Zentrum in feinem letzten Urſprunge 
die großdeutjch-fatholifche Reaktion gegen das Werk Bismards, gegen die kleindeutſch-preußiſche Löſung 
der deutſchen Trage.” 

Zu Kap. 20. A. Reichensperger: Ein Rückblick auf die legten Seſſionen des Abg.-H., 
Paderborn 1864. Die Minifterialerlafje vom 22. Mai und 16. Juni 1852, Paderborn 1859. Bezüglich 
des von den beiden Reichenspergern vorgeſchlagenen Fraktionszwanges, vgl. Pfulf: Kardinal Geiſſel Il, 
S. 9. Paſtor: Reichensperger I, ©. 377; 389 ff. Pfulf: Mallinckrodt ©. 200; 241 f. 9. 
12. Febr. 1853. Schultheß: Europ. Geſchichtskal. 1874, ©. 10. vd. Ketteler: Die Zentrumsfraktion 
auf dem erſten Deutſchen Reichstage S. 12 ff., 44 ff. Die ſehr wichtige Nede Windthorft3 vor feinen 
Wählern in Papenburg findet fih mit ſtenographiſcher Treue wiedergegeben in der Efjener Volkszeitung 
1872 Nr. 201 und 202. 

Provinzialforrefpondenz Nr. 14 vom 5. April 1871. 

Prof. Martin Spahn macht in feiner erwähnten Schrift: Das deutſche Zentrumffden Verſuch, 
die Entftehung ver fatholiichen Fraktion pſychologiſch zu erflären. Er nennt (Seite 13) die: Entjtehung 
der Fraktion „weniger das Erzeugnis kämpfenden firchlichen Geiftes, als den Ausdruck einer dem 
preußiichen Staatsgebilde anhaftenden Unvollfommenheit. Die beiden Provinzen nämlid — jo führt 
er aus — von denen die Mitglieder der katholiſchen Fraktion gewählt wurden, waren mit dem Ganzen 
des preußiſchen Staatsorganismus noch immer nicht derart zu einer nationalen Einheit verwachſen, daß 
ſie an deſſen innerem Leben und Werden teil hatten. Ihre Zugehörigkeit zum Staate war rechtlicher 
Natur. Tatſächlich führten fie ein Sonderdaſein nad der unpolitifchen Weife der Kleinftaaten und 
bejonders des ihnen benachbarten Belgien. Ihre Abgeordneten ermangelten der Beziehungen, durch Die 
fie etwa gleich den katholiſchen Schlefiern in die Gruppenverbände der jonftigen Mitglieder des Landtages 
gezogen werden fonnten. So vereinigten fie fich troß weit voneinander abweichenden politiſchen Anſichten 
auf das eine ihnen und ihren Wählern gemeinſame Merkmal hin, das ſie zugleich von dem Geiſt Alt— 
preußens am ſchärfſten unterſchied: fie vereinigten ſich als gläubige Katholiken. Dieſer Zuſtand währte 
genau ſo lange, bis ſich die Verſchmelzung Rheinpreußens und Weſtfalens mit Altpreußen anbahnte.“ 

Zweifellos hat Spahn hier die Stimmung in den weſtlichen Landesteilen zutreffend geſchildert. 
Dank der Gepflogenheit altpreußiſcher Verwaltungspolitik, proteſtantiſche oſtpreußiſche Beamte mit ſteifem 
bureaukratiſchem Weſen in die beweglichere und an Selbſtändigkeit gewohnte weſtliche Bevölkerung zu 
ſchicken, wurde eine ſchnellere Verſchmelzung der Provinzen mit dem Geſamtſtaate ſehr lange verhindert. 
Im Rheinlande belegte man jeden, der Uniform trug, im Gegenjage zu, der eingeborenen Bevölkerung 
mit dem Namen „Preuß“. Im der Jugendzeit des Verfaſſers bis in die 70er Sahre hinein war im 
Volksmunde jeder Soldat ein Preuß, und wenn aus den Söhnen des Volkes einer zum Militärdienft 
eingezogen wurde, hieß es: ex muß zu den Preußen! Auch darf man nicht vergefien, daß die Kölner 
Wirren gegen Ende der 30er Jahre die Katholiken noch mißtrauiſcher gegen den proteſtantiſchen Charakter 
der preußiſchen Verwaltung gemacht hatten. Das hinderte ſie aber durchaus nicht, den politiſchen An— 
gelegenheiten ſich mit offenen Augen und vollem Verſtändniſſe zuzuwenden, an dem inneren 
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Reben und Werden des Staatsorganismus regen Anteil zu nehmen und gegebenenfalls auch die Regierung 
in politifchen Fragen nachhaltig zu unterftügen. Deshalb wählte man auch die Abgeordneten keineswegs 
aus konfeſſionellen Sonderinterefien, jondern aus der gemeinjamen politifhen Anſchauungsweiſe der da— 
maligen Zeit heraus. Die Vertreter der katholiſchen Wählerſchaft in Rheinland und Weitfalen maren 
«3, die in der Berliner Nationalverfammlung 1848 die Mehrheit bilden halfen gegen. den radikalen 
Antrag auf „Anerkennung der Revolution vom 18. März“. Gerade die von den katholiſchen Landes⸗ 
teilen gewählten Volksvertreter waren wegen der Feſtigkeit und Umſicht, mit der fie die Pflichten gegen 
die obrigfeitliche Gewalt mit den Forderungen wahrer bürgerlicher Freiheit zu vereinigen mußten und 
ihre Anſchauung dem Radifalismus gegenüber vertraten, oft genug die Zieljcheibe des öffentlichen Hohnes 
und der Verſpottung durch den aufgeregten Berliner Pöbel. (Vol. Dr. Baudri: Kardinal Geifjel und 
feine Zeit. Köln 1881. ©. 100 und 308 ff.) Das mußte ja auch Bismard in feiner großen Herren— 
hausrede vom 10. März 1873 anerkennen: „daß in die Nationalverfammlung von 1848 alle die Kreije 
mit überwiegend katholiſcher Bevölferung, ich will nicht jagen royaliftifche, aber doch Freunde der Ord— 
nung gewählt haben, was in den evangeliichen Kreifen nicht der Fall geweſen war.“ Es mar aljo 
feineswegs ein „unpolitiſches Sonderdaſein“, das die Stellungnahme der weſtlichen Provinzen beeinflußte, 
als vielmehr ein ftarfes politifhes Verſtändnis, das allerdings durchtränft war mit einem 
berechtigten Mißtrauen gegen die mitunter ſehr ungeſchickt ſich bemerkbar machenden Ueberlieferungen 
altpreußiich-proteftantifcher Verwaltungspolitik. In der erjten Zeit nah der Begründung des kon— 
ftitutionellen Staates glaubte man noch, diejer Volttif gegenüber mit den Nechtsgarantien der Verfaſſung 
alfein jchon ausfommen zu fönnen. Deshalb waren auch gerade die Vertreter der weftlichen Provinzen 
die eifrigiten Hüter des jungen Verfaſſungsrechtes gegen die abjolutiftiihe Partei. Als aber die v. Rau— 
merſchen Erlafje die verfaffungsmäßig feitgelegte Parität zuungunsten der Katholifen beijeite festen und 
dadurch die katholiſche Bevölkerung aus ihrer Ruhe aufſcheuchten und eine tiefe Erregung in die Reihen 
der Katholiken trugen, da wurde von felbft der Gedanfe einer ftrafferen politifhen Abmwehrorganijation 
Yebendig. „Ohne die Erlaſſe wäre e8 ung nicht eingefallen, eine fatholijhe Traktion zu bilden. Bor 
den v. Raumerſchen Erlaſſen hatten wir gar nicht daran gedacht; wir hatten ja die Berfajjung,” 
bezeugt ug. Reichensperger ausdrücklich. (Paftor a. a. DO. 1. ©. 342.) Daß die Bewegung am 
ftärfjten in der temperamentvollen freiheitlich gefinnten Bevölferung der weſtlichen Provinzen einjeßte, 
ift leicht erflärlih. Wenn in Schlefien die Widerftandsfraft fich weniger energifch geltend machte, jo tft 
da3 aus der Verſchiedenheit des Volkscharakters heraus zu begreifen, auf den Dr. Adolf Franz in 
einem Aufſatz über. die Kirchenpolitif Friedrichs II. (Kölnische Volkszeitung 127, vom 10. Mai 1878, 
Ill. Blatt) aufmerffam machte. „Die Katholifen Schlefiens waren infolge langen Drudes und allerlei 
Schwerer Drangjalierung furchtſam und ängftlic geworden. Der harte und unbeugjame Sinn der Weit: 
falen und der fühne Trotz der Nheinländer ift dem Schlefier gemeinlich nicht gegeben.” Gleichwohl 
stellte auch Schlefien feine Mannſchaft zu der katholiſchen Traktion, und zwar — was nicht überjehen 
werden darf — zujammen mit Weftpreußen ein volles Viertel. Die dicht bevölferten xheiniihen Wahl- 
kreiſe ſandten 33, die weſtfäliſchen 15, die ſchleſiſchen 9 und die weſtpreußiſchen 5 Mitglieder zur fatho= 
liſchen Fraktion. Daneben aber verteilten fi andere von denſelben MWahlmännern der in 
Betracht fommenden Wahlfreife gewählte rheiniſche und meitfälifche Abgeordnete unter die anderen 
Vraftionen. 

U Reichensperger erzählt aus der Debatte über die Gründung des Zentrums einige bemerfens- 
werte Züge. (Paftor II ©. 5): „In den Vorbeſprechungen wurde troß der Erfahrungen der letten 
Jahre von einem gut fatholischen Mitgliede der Vorſchlag gemacht, man möge von der Gründung einer 
eigenen Partei überhaupt abjehen, die fatholiichen Abgeordneten follten ſich in die verjchiedenen 
Braftionen verteilen, dort könnten fie mehr wirken. Gegen diefen Standpunkt der »Piepmeyer« kämpfte 
U. Reichensperger auf das entjchiedenfte an. An der Hand der Erfahrungen wies er darauf Hin, daB 
bei einer ſolchen Berteilung in den verjchiedenen Fraktionen die Katholifen gerade als ſolche zur poli- 
tiſchen Ohnmacht herabgedrückt würden, da fie auf kirchlich-politiſchem Gebiete nur ſoviel Einfluß erlangen 
fönnten, als fie auf politiihem Felde zufammengejchloffen zu erreichen vermöchten. Die Majorität ent- 
jchied denn auch gegen die »Piepmeyer« ; es waren die Männer der früheren katholiſchen Fraktion, die 
einst von den Brüdern Neichensperger geführt worden waren, die den Ausſchlag gaben.“ 


Dr. Lieber, der bei der Gründung der Fraktion ſelbſt mitgewirkt hat und Augen- und Ohren- 
zeuge geweſen ift, flellte die hier mitgeteilten Vorgänge in einer am 30. April 1893 in Düſſeldorf 
gehaltenen Rede feſt (abgedruckt im Düffelvorfer Volksblatt Nr. 118) und beftätigte alle Einzelheiten 
in einem Brief an den Berfaffer vom 6. Mat 1893. In der zweiten Probenummer der neu gegründeten 
Germania vom 23. Dezember 1870 heißt es: „Die Zahl der Fraftionsmitglieder des Zentrums würde 
noch beträchtlicher jein, wenn alle diejenigen katholiſchen Abgeordneten der Fraktion beigetreten wären, 
von denen es ihre katholiſchen Wähler wohl ficher erwartet haben.“ 


A. Neihensperger jehrieb im Januar 1871 in einem Artikel der „Revue generale“ (1. 29): 
„Bien que la Fraction du centre ne compte actuellement aucun protestant dans son sein, 
elle n’en exclut pas absolument les acatholiques, et c’est pour ce motif quelle n’a pas adopte 
le titre de Fraction catholique.“ 

SZu Kap. 21. Ginen recht interefjanten Einblid in die Werkftatt des Kulturkampfes bieten die 
naiven Offenherzigfeiten des Fürſten Hohenlohe. In feinen Denkwürdigkeiten (II. ©. 72 ff.) erzählt er ganz 
ungeniert, wie Graf Hegnenberg Ende November 1871 ihm den Entwurf des Kanzelparagraphen-Geſetzes 
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übermittelt Habe mit der Bitte, feititellen zu wollen, ob der Entwurf auf eine Mehrheit im 
Neihstage und im Bundesrate rechnen dürfe. Bismard fand den Antrag pafjend, meinte aber, 
Geloftrafen ſeien für ſolche Vergehen nicht geeignet. Die Trage, ob man nicht mit Rückſicht auf die 
don dem Reichskanzleramt geplanten -Aenderungen im Strafgefegbuche mit dem Antrage bis zum Früh: 
jahre warten jolle, verneinte er. Hohenlohe wollte anfangs nichts, weiter mit der Sache zu tun 
haben, weshalb er fie an Barth weiter gab. Es wurde dann eine Verfammlung von Delegierten ver= 
ſchiedener Fraktionen. veranftaltet, um die Frage zu prüfen, ob man einen Gejegentwurf vorjchlagen jolle, 
um den politiichen Predigten der katholiſchen Geiftlichen entgegenzutreten. In dieſer VBerfammlung wurde 
Hohenlohe zum PVorfigenden gewählt. Löwe ſprach fih dagegen aus, erflärte aber, wenn alle dafür 
wären, würde er ſich auch nicht ausichließen. Er erfenne die politifhe Bedeutung der Sade an, es 
widerftrebe aber ihm und der Fortſchrittspartei, gerade in dieſer Weife die ultramontane Frage zur 
Sprache zu bringen. Bennigfen hielt e& für nötig, einen Schritt zu tun, um die Ultramon- 
tanen au ihrer defenjiven Stellung herauszubringen. Eine andere Gelegenheit laſſe 
fih jegt niht mehr finden. Miquel glaubt, ein Schlag gegen die Ultramontanen jei nötig, 
aber er dürfe nicht geſchehen, wenn nicht alle Liberalen PBarteien darüber einig fein. Bamberger 
verſpricht fich feinen großen Erfolg davon, wenn aber die Baiern e8 für nötig hielten, jo jet er nicht 
dagegen. Hörmann hätte auch Fieber einen anderen Weg gewünjcht, doch werde eine Kundgebung 
des Reichstages die liberalen Parteien in Baiern ftärfen Bordenbed jagt, der Kampf mit den 
Jeſuiten jei eine Machtfrage. Seit 1870 ſei er nicht ohne Glück geführt. Er meint, daß die 
Liberalen Fortſchritte machten und die Ultramontanen an Einfluß verlören (eine etwas optimiftijche 
Anfiht! — jest Hohelohe in einer Klammer Hinzu). Es ſei ihm (Forckenbeck) nahegelegt worden, 
ein Gejeg in Vorſchlag zu bringen, das den Beſitz der Gemeinden am Kirchenvermögen regele, 
doch Habe er die Sache als undurchführbar aufgegeben. Es bleibe nichts anderes übrig, als der vor— 
Yiegende Gejegentwurf. Krauß hold hat Bedenken, daß die Polizei in die Kirhe getragen 
werden ſolle. Bennigjen dafür. Er rät, daß die liberale Reichspartei den Antrag aufftellen 
und dann den anderen Fraktionen mitteilen jolle. Das geſchah auch den anderen Tag, doch fanden ſich 
fo viele redaktionelle Bedenken, auch fielen jo viele ab, daß ſich Lutz jelbit entichloß, den Antrag an den 
Bundesrat und dann an den Neichätag zu bringen. 

Es ift geradezu ergöglich, zu jehen, wie die verjehiedenen Parteien Hier teils offen, teils verſchämt 
die Raufgräben eröffneten zu dem Sturm, zu dem eigentlich alle bereitS entjchloffen waren. Unfaßbar 
it nur die Unverfrorenheit, mit der man im Laufe des Kulturfampfes den Katholiken die Abſicht des 
Angriffes und den Beginn der Feindjeligfeiten zuſchob. 

Zu Kap. 22. Müller: Politiſche Feſchichte 1870 ©. 79. Petitionsbericht der Schulfommifjion 
des U.-9. 1868. W.-9. 11. Yan. 1872. Deutſche Revue 1898 S. 111. v. Roon: Denkwürdigfeiten ©. 345. 

Zu Kap. 23. Deutſche Revue 1898. 

Zu Kap. 36. 4.9. 9. Dezember 1873. 

Zu Kap. 40. Prov Korr. vom 29. Juli 1874. Norod. Allgem. Zeitg. 19. Suli 1874. 
Brov.-Korr. vom 15. Juli 1874. D. R. 21. Nov. 1874. Daheim Jahrg. XI. ©. 196 fi. 

Zu Kap. 42. Dr. Hermann Schulz: Preußiſches Staatsreht Il. S. 254. 

Zu Kap. 44. Ludwig Doczy: Andrafiy und Bismard. Neue Preie Preffe Nr. 15581, 
15188 und 15209 vom 25. November, 2. Dezember und 23. Dezember 1906. Für den leidenſchaft⸗ 
lichen Haß, den Bismarck damals gegen den Papſt hegte, iſt die kleine Szene charakteriſtiſch, die Andraſſy 
ebenfalls mitteilt. Beim Auftreten des John Cade in Shakeſpeares Heinrich VI. wendete ſich Bismarck 
an der Stelle, wo Cade ſich als Führer des Volkes einführt, „vom Geiſte getrieben, Fürſten und Könige 
por ung in Staub zu beugen” Iebhaft applaudierend Andrafiy zu, indem er ihm triumphierend zurief: 
„Der leibhaftige Papſt!“ — Ich verftehe gar nicht — ſagte Andraſſy dazu — was er ſich dabei gedacht 
haben mag. „Sch jehe nur, daß er immer an den Papſt dentt!”ä; 

3u Kap. 47. Klein⸗-Hattingen: Bismard u. jeine Welt; Poſchinger: Bism. u. d. Parlamen- 
tarier; die S. 195 erwähnte Denkſchrift Bismards findet fid im Stadium aller Umarbeitungen im 
Bismard-Jahıbuh I, ©. 97 bis 121. Wie ftarf der Groll Bismarcks gegen Lasker mar, ergibt fi) 
aus einer föftlichen Notiz im Tagebuch Tiedemanns ©. 123, wo in einem Tiſchgeſpräch der Reichskanzler 
die Bemerkung ſeiner Gattin, „es würde ihr ſchwer, für Lasker einen parlamentariſchen Ausdruck zu 
finden,“ dahin beantwortete: „Ob der Ausdrud parlamentariſch ift, weiß ich allerdings nicht, aber bei 
Sasfer brauhft Du nur den Anfangsbuchftaben feines Namens and Ende zu jegen, dann haft Du einen 
paſſenden Ausdrud.“ — 

Die „Jagd nach einem Finanzminiſter“ ſchildert Tiedemann S. 240 in ergötzlicher Weiſe. In 
ſpäter Nachtſtunde begab er ſich in Hobrechts Wohnung und erwartete deſſen Ruckkehr aus einer fröhlichen 
Geſellſchaft ALS Hobrecht endlich gegen 2 Uhr in animierter Stimmung erſchien und fi meugierig 
nach dem Zweck diejes Bejuches zu jo ungewöhnlicher Zeit erfundigte, entgegnete ihm Tiedemann: „Sa, 
ich wollte Sie beiläufig fragen, ob Sie nicht Luft haben, Finanzminifter zu werden.” Hobrecht jprang 
erregt auf und rief: „Dieje Sache fünnte einen ja mit einem Male nüchtern machen!“ Die Unterredung 
ſchloß mit dem Beſcheide Hobrechts: „Nun, ich werde mir die Sache beſchlafen; wenn ich aber morgen 
im Kater noch jo denke, wie heute in der Bejoffenheit, jo ſage ih: Ja!“ 

Zu Kap. 50. Staatsminifterialbejhluß vom 17. März 1880. Depeſche des Kardinals Nina 
vom 14. Mai 1880. Reichensperger D. R. 12. Juni 1880. Schultheß: Eur. Geſch.Kal. 1881, 
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©. 278. Ebenda ©. 308. Baftor a. a. O., ©. 203. Note Bismards an den Kaiferlihen Gejchäfts- 
träger Grafen dv. Berhem in Wien vom 4. April 1880. Bericht des Prinzen Reuß an Bismard vom 
15. April 1880. Bismard an Prinz Reuß 20. April 1880. Schultheß: Eur. Geſch.-Kal. ©. 40 ff. 
Herrenhaus-Sigung vom 12. und 13. April 1886. A.H. 4. und 5. Mai 1886. Die Schlußabjtimmung 
erfolgte am 10. Mai. * 

Zu Kap. 52. Schultheß: Eur. Geſch-Kal. 1887, S. 104 ff. : 

Zu Kap. 54. 4.9. 11. Mai 1886. 4:9. 28. Februar 1883. U.:9. 22. März 1883. 
AH. 11. April 1886. W.:9. 16. April 1875. A.H. 26. Tebruar 1883. 

Zu Kap. 55. Wenzel: Arbeiterſchuß und Zentrum, Berlin 1893; insbejondere ©. 20 ff. 
D. R. 11. Januar 1883. D.R. 8. Mai 1884. D. R. 13. Febr. 1888. A.H. 31. Januar 1880. 
D. R. 21. Mai 1886. D. R. 30. Yan. 1888. D. R. 13. Tebruar 1883. Anſprache Bismard3 an 
die Innungen in Friedrichsruh am 17. April 1895. Wenzler VI, ©. 148. D. R. 4. April 1889. 
A.H. 8. Januar 1872. 

Zu Kap. 56. Liman: Fürft Bismarck nah feiner Entlafjung; insbejondere ©. 49 ff. 
Penzler II, ©. 291; III, ©. 325; vgl. au IL, ©. 1458, V, 150; VII, 114 und 124; V, 158 jomte 
die auf Bismard al3 Urheber hinweiſenden Ausführungen IT, 256 ff. Liman ©. 56 ff., wo auch das 
Entlaſſungsgeſuch fih im Wortlaute findet. Penzler I, S 125; II, 367; II, 334; IV, 148 ff.; II, 
©. 24, Hohenlohe: Denkwürdigkeiten II, S. 459; 462; 465; 467; 468 ff. 

Zu Kap. 57. 8. v. Krohn: Vierzig Jahre in einem deutichen Kriegshafen. Stein in einem 
Veuilleton der Frankfurter Zeitung. (Wochenbl. der %. 3. 12. April 1891. A.H. 19. April 1875. 
D. R. 18. Mai 1880. Baftor: Reichensperger II, S. 64. Bismard: Gedanken und Erinnerungen II, 
©. 310. D.R. 7. März 1879. D. R. 3. April 1871. „Sch vertrete auch das Recht meiner Gegner 
auf religiöjem Gebiete" durfte W. ſich ohne Widerfprud rühmen. D. R. 2. November 1871. 

Su Kap. 58. Penzler IV, ©. 120 ff. D. R. 14. Juni 1872. A.H. 6. April 1875. 
4.9. 14. März 1876. Aehnlich jagte W. im Nordd. Neichstag am 3. April 1868 (St. Ber. ©. 81): 
„Freilich bin ich nicht gewohnt, daß eine Idee, die ich für richtig halte, jofort auch praftijch wird, viel- 
mehr bin ich parlamentariſch gejhult genug, um zu wiſſen, daß man für die richtige Idee lange kämpfen 
muß, und daß diejenigen Refultate im parlamentarijhen Leben, die man durch lange Kämpfe erreicht 
hat, viel feſter, viel dvauernder find als diejenigen, welche einem leiht zufallen.” W.-9. 28. Ja— 
nuar 1881. A. H. 28. Januar 1886. D. R. 28. November 1885. D. R. 10. Januar 1885. Hohenlohe: 
Denfwürdigfeiten II, S. 404 und ©. 297 ff. Benzler I, ©. 64; V, S. 20; VII, ©. 355. Die Unabhängig- 
feit von Rom Hat W. zu verjchievenen Malen feftgeftelt. Dal. A.“H. 26. Januar 1881, 10. Dezember 
1873, 19. April 1875, 11. Dezember 1878. D. R. 17. Juni 1879. Ueber die parlamentarijche 
Soiree beim Neichsfanzler vgl. Hüsgen: Chronik der Gegenwart 1884, ©. 83. D. R. 3. November 
1871. D. R. 27. November bezw. 14. Dezember 1888. D. R. 26. Januar 1889. Am 10. Januar 
1885 madte W. im Reichstag auf die Verfiherung Bismarcks hin, es jet nicht richtig, daß wir ringsum 
bon Feinden umgeben feien, er jehe ringsum nur befreundete Regierungen, die Bemerkung: „Haben 
wir ringsum nur Freunde, jo fünnen wir ja einige Armeekorps zugunften der Kolonialpolitif ftreichen.“ 
Am Schluffe feiner Ausführungen proteftierte W. ausdrüdlih im Namen des Zentrums gegen die 
Unterftellung, als ob dasjelbe prinzipiell gegen die Kolonialpolitif jei. Er betonte mit Nachdruck: 
„Nicht für jede, aber für eine richtige find wir ſehr!“ Kreuzzeitung vom 26. Septeniber 
1889. Reichsanzeiger vom 2. Oftober 1889. X.:9. 30. Januar 1872 in einer gegen v. Kardorff 
gerichteten perjünlichen Bemerkung. 

Su Kap. 59. D. R. 10. Juni 1884. A.“H. 4. Januar 1880. D. R. 10. Mai 1871. 

‚ Die Abneigung W.S gegen jede Paffivität ſpricht ſich vecht deutlich in einem Briefe aus, den er 
auf eine vorhergegangene Anfrage an einen Parteifreund im Wahlfreife Elberfeld anläßlich der Reichs— 
tagswahlen 1882 richtete. Es heißt darin u. a.: „Im politifchen Yeben dürfen nicht perjönliche Gefühls- 
regungen, es müfjen vielmehr die falten Erwägungen der Zwedmäßigfeit entjcheiden. .. . 
Wahlenthaltung fommt bei mir nie in Frage. Sie ift immer ein Fehler, jelbft dann, wenn 
man der Niederlage gewiß it.“ 

4.9. 28. Januar 1887. W.:9. 15. Mai 1876. D. R. 8 bezw. 9. November 1871. D. R. 
18. bezw. 19. November 1874. Präfident v. Forckenbeck hatte nämlich einen Antrag Lasker für geichäfts- 
ordnungsmäßig zuläffig erklärt, der einer noch erft zu wählenden Kommiffion eine beftimmte Marſchroute 
vorſchrieb. Windthorſt erklärte dies für unzuläſſig und erzielte bei der Abſtimmung die Mehrheit für 
ſeine Anſicht und die Verwerfung des Antrages. v. Forckenbeck erklärte ſofort, durch die Abſtimmung 
ſei ihm die nötige Autorität für die Handhabung der Präſidialgeſchäfte genommen und legte ſein Amt 
nieder. In der darauf folgenden Sigung führte Windthorft aus: dv. Forckenbeck ſei vorzugsweiſe befähigt, 
große Verjammlungen zu leiten; ex habe mit Umficht und Energie die Gejchäfte geführt und fei immer 
mit voller Unparteilichfeit allen gerecht zu werden beftrebt geweſen. Schließlich forderte er die Mitglieder 
des Reichstages auf, durch Akklamation Heren dv. Forckenbeck wieder auf den Präfidentenftuhl zu erheben, 
defjen Bierde er jei. Damit war die Krifis beendet. 

gu Kap. 60. Wochenblatt der Franff. Zeitung 1891 ©. 27. Der Brief an Mönch ift 
mitgeteilt bei Knopp ©. 280. 

Su Kap. 62. Hergenröther: Handbuh der Allg. Kirhengeichichte I, S. 828 ff. 1-9. 
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v. Raumer 89. 

v. Rauchhaupt 311, 334. 

Raymundus, P. 85. 

Rechberg, Graf 45. 

Rechtseinheit 36. 

Recklinghauſen 81. 

Nednertribüne 67. 

Nehrmann 183. 

v. Reiche 34, 41. 

Neihensperger, A. 46, 60, 82, 87, 
90, 95, 99, 101, 131, 138, 
142, 217, 249, 301, 322, 323, 
326, 334. 

Neichensperger, P. 46, 75, 77,82, 
87, 94, 96, 98, 99, 100, 101, 
111, 147ff., 177, 264 f., 290, 
301, 322, 326, 333, 334. 

Reichsacht 153. 


Reichsanzeiger 316. 

Reihsminifterrum 70, 143, 190. 

Reifezeugnis 6. 

Religionsfreiheit 100. 

Religionsunterriht in der Volks— 
ſchule 243. 

Neptilienfonde 64. 

Reſſe 31. 

Refjemann 81. 

Neuß, Prinz 207, 208, 211. 

Neuß, Profeſſor 207. 

Rheinland 77, 88, 89, 113, 244. 

Richter 304. 

Rickert 202. 

Nigi-Scheidek 16. 

Rinteln 277, 

Nöderath 238. 

Rönne 143. 

Rom 78, 86, 100. 

v. Roon 105, 128, 142,150, 218, 

Rotenfirden 41. 

Rudolphi 277. 

Rußland 267. 


Samoa 212, 331. 

v. Savigny 65, 77, 82, 86, 96. 

v. Schaeffle 61. 

Schaffgotſch, Graf 148. 

v. Schauß 103. 

v.Schele 18, 33, 34, 39ff. 41, 45. 

v. Schell 22. 

v. Schenfendorff 262. 

Schiedägericht, gewerbliche 255. 

Schiedsſpruch, Päpſtlicher 286, 336. 

Schleſien 77, 96, 113. 

Schleſiſche Volfszeitg. 272,279,345. 

v. Schlözer 214, 222, 231, 237. 

Schmedding 106. 

Schmidt, Direktor 46. 

Schöneich⸗Carolath 222. 

dv. Schorlemer-Alft 80, 81, 82,179, 
180, 214, 220, 230, 256, 322, 
326, 329ff., 331, 333, 334. 

v. Schorlemer-Overhagen 81. 

Schorlemer-Lippftadt 31. 

Schrader 67. 

Schraeder, Vik. 81. 

Schröder 274. 

Schulantrag 246, 259. 

Schulauffihtsgejeg 104, 
120, 126, 244. 

Schulfrage 242ff. 

Schulgeſetz 103, 111. 

Schulzwang 244. 

v. Schulte 48, 137, 153. 

Schulte, Lehrer 31. 

Schulte-Sienbeck 81. 

Schulz, Kroniyndifus 161. 

Schulz-Heidelberg, Abg. 95, 98. 

Schulze 43. 

Schulze Deligih 92. 

Schuwalow 268. 

v. Schwarzhoff 90. 

v. Schweiber 252. 

v. Schwerin, Graf 90. 

Selbftverwaltung 176, 177. 


111ff. 





Perſonen- und Sach-Regiſter. 


Selchow 127. 

Sepp 61, 65. 

Septennat 228ff., 266, 346. 

Seyffartt-Schlejien 246. 

Siben 308. 

Simar 251. 

Simjon 90, 304. 

Simultanſchule 245, 248. 

Singer 297. 

Sflavenhandel in Afrika 295. 

Soeſter Programm 80ff., 82. 

Eonntagsruhe 257, 259. 

Sozialdemofratie 195, 232, 254 ff. 

Soziale Frage 2577. 

Sozialiftengejeg 212, 258, 265. 

Sozialpolitif 252ff,, 261, 264, 
265, 268. 

Spahn, Martin 228. 

Spahn, Dr., Bizepr. d. R. 235. 

Spee, Graf 182. 

Sperrgejeg 216, 218, 310. 

Städtenrdnung, Hann. 44, 67. 

Staatsanzeiger, Preuß. 74, 106. 

Staatsdienergeſetz 42. 

Staat3fatholifen 179. 

Staatspfarrer 216. 

Staatsihulmonopol 248. 

Staatsjozialismus 257. 

Staatsſtreich 304. 

Stamminger, Dr. 308. 

Stauffenberg 190, 194, 203, 229. 

v. Stein 22, 27. 

Steinbider 81. 

Steinfurt 2, 81. 

Steinheim 2, 8, 12. 

Stöder 245, 247, 334. 

Stötel 308. 

Stolberg, Graf Andreas 45,46, 47. 

Stolberg, Graf Leopold 45. 

Stolberge Wernigerode 58, 194. 

v. Stoſch 189. 

Strafprozeßordnung 36. 

v. Stralenheim 17. 

Straßburg 257. 

Straßburger Poſt 242, 316. 

v. Strombed 277. 

Strofjer 95, 104, 114. 

Stüve 21ff., 27, 29, 35, 36, 39. 

Stüve, Dr. 44. 

Stuttgart 25. 

Suddeutſche Traktion 66. 

Süntelgebirge 1. 

v Sybel 177, 180. 

Syllabus 141, 146. 

Synodalordnung 56, 294. 


Tabafsmonopol 191, 192, 213, 
257, 260. 

Tabaksſteuer 191. 

Tauffkirchen, Graf 86, 170. 

Zauberbiihofsheim 97, 98. 

Tehom 104. 

Terrorismus bei Wahlen 68. 

Thedering, Dr. 284. 

Thiedemann 190. 

Thiele 53. 
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Thüle 81. 

Thurn u. Taris 45, 282. 
Tölfe 344. 

Treitſchke 102, 195. 
Tribüne, Berliner 84. 
Trimborn 308. 

Tweſten 143. 


Uhden 90. 

Uhland 25. 

Umberg 31. 

Unfallverfiherung 260, 263. 

Unfehlbarkeitspogma 78, 157. 

Univerfitäten 2507. 

a 113, 243, 245, 
288. 

Unterrichtsgeſetz 113. 

Unterrichtsweſen, höheres 249 ff. 

Unterrichtszwang, nicht Schulzwang 
244, 245. 

Uphues 81. 


Vahrenhorſt, Pfarrer 81. 

van Dillen 6. 

Barzin 127. 

Barnbühler 188. 

Vayhinger 65. 

Vereinsweſen 72. 

Berfaffung 210. 

Berfaflung des Nordd. Bundes 64ff. 
Deklaration 136 ff. 
Aufhebung des $ 15 zc. 166ff. 

Berfafiungsftaat, moderner 288. 

Bermögensverwaltung in fath. 
Kirchengemeinden 159ff. 

Berjailler Verhandlungen 70. 

Verſicherungsgeſetze 259. 

Bezin 17. 

Vezin, Dr. 50. 

Billers, Graf 182. 

v. Binde 60. 

Virchow 63, 92, 104, 111, 113, 
128, 130, 144, 166, 177, 
213, 250. 

Völk 102. 

Volksſchule 90. 

Volksverein für d. kath. Deutſchland 
301, 308. 

von Dey 5, 8. 

Vrede 31. 


Wagener 124 ff., 144. 

Wagner, Dr. 262, 335. 

Wahlbeeinfluffung 147. 

MWahlgefeg in Hannover 56 ff. 

Wahlprüfungen 175. 

Wahlrecht, allgemeines 67, 257. 
r geheimes 67 ff. 

v. Walpbott-Bornheim 90, 91. 

Walde 92. 

Waldersdorf, Graf 277. 

Walldürn 98. 

Wallenftein 44, 118. 

v. Wangenheim 277. 

Wattenſcheid 81. } 

Wedel, Graf 12, 17ff., 283. 
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v. Wedell-Uhlingsdorf 131. 

dv. Wedell-Vehlingsdorf 146 ff. 

Wehrnpfennig, Dr. 106, 151, 168, 
177, 180, 183, 254, 256, 297. 

Wehrborlage 295. 

Weihnachtsallokution 134 ff. 

Welcker 25. 

MWelfenfonds 63. 

Welfenlegion 64. 

Welter 160. 

Weltlihe Herrſchaft des Papftes 
100. 


Wermuth 48, 56, 58. 
Werne 3. 

MWeflenberg 350. 
Weſterwelle 120. 

v. Weitfalen 89. 

Weitfalen 77, 88, 113, 244. 
Weſtfäliſcher Friede 29. 
Weſtfäliſches Volksblatt 46. 
Widerſtand, paffiver 149. 
Widukind 1. 

Wiedenbrück 81. 
Wierzbinsky 116. 

Wieſe 247, 281,.299, 308. 
MWigger 100. 

Wilhelm I. 58, 61, 74, 100, 150, 
192, 205, 241, 266. 
Wilhelm II. 259, 266, 311. 
Wilhelm IV. v. Hann. 20. 

Wilhelmshaven 275. 

Windthorft, Anna, Tochter 
49, 2834. 
Auguft, Kreisger.:R. If. 
Eduard, Sohn 15, 49. 
Eduard, fortichr. Abg. 2, 8, 

132, 134, 176. 

Eduard, Juftir. 81. 
Verdinand, Pfarrer 3, 4, 8. 
Verdinand, Richter 2, 3, 4. 
Vriedrich, Nentm. 2, 8, 12. 
Sodann Kafpar, Vogt 2. 
Joh. Phil. Karl, Vogt 2. 
Sojef, Dr., Vater 1, 3. 
Sulius, Sohn 15, 16, 49. 
Karl, Oberb. v. Münfter 3. 
Karl, Dr. Theol. Dominfaner3. 
Maria, Toter 15, 49, 312. 


15, 
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Windthorſt, Mar 3, 221. 

v. Wintingerode 175. 
Wipperführt 99. 

v. Wödtke 147. 

Wolff 262. 

Wucherfreiheit 252. 
Würzburger Sonntagsblatt 284. 


Zabel 29. 

Zachariä 69, 71. 

v. Zedlitzſcher Schulgejegentwurf 
249. 


Zehrt 104. 

Zeitungsſtempel 141ff. 

Zenſur 102. 

Zentral⸗ Unterſuchungs⸗Kommiſſion 
102. 


Zentrum, Bildung 74, 82. 

Anträge von vornherein ver- 
pächtig 141. 

politijche, feine konfeſſionelle 
Partei 83, 109, 169. 

von Bism. als eine ungeheuer- 
lihe Erſcheinung bezeichnet 
88, 106. 

als Mobilmahung gegen den 
Staat bez. 86, 106. 

Haltung angeblich von Antonelfi 
getadelt 87. 

Aufnahme von Nichtfatholifen 
94, 109, 169. 

Welfiide Proteftanten 115. 

Erhält feine Weifungen von 
Rom 148, 169, 211. 

Botiert nicht auf Weifung des 
Papftes. Iſt feine Ber: 
tretung der Kirche gegenüber 
dem Staate 169, 171. 

Feſter Belagerungsturm 213, 
346. 


Zuverläfiigkeit von Bismard 
anerfannt 219. 

Soll mit anderem Maße ge- 
mefjen werden, als andere 
Parteien 176. 

Soll allmählich verduften 213. 

Boykott der parlamentarijchen 
Abende 214. 
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Soll im Präfivium nicht ver— 
treten jein 300. 

Rebell gegen den Papſt 211. 

Kolonialpolitif 295. * 

Für jährliche Bewilligung der 
Präſenzſtärke 228 ff. 

Septennat 228 ff. 

Papſt billigt feine Haltung 235. 

Sozialiftengejeg 196, 212. 

Samoavorlage 212. 

Vierjährige Legislaturperiode 
212. 


Zweijährige Dienjtzeit 229. 
Träger der Wirtichaftsreform 
201 


Parlamentariiher Machtfaktor 
301. 


Sudt DVerftändigung auf der 
Mittellinie 301. 

Vordertfeine Gegenleiftung 204. 

Vertreter der bürgerlichen Frei⸗ 
heit 210. 

Keine Oppofitionspartei quand 
möme 202. 

Keine reichsfeindliche Partei 
202, 205. 

Soll weniger deutſchfreundlich 
fein als der Papft 222. 
Nachruf an Windthorfi 313. 
— vom Papſt 

14. 


v. Zerſſen 12. 

Ziegler 103. 

Ziethen aus dem Buſch 327. 
Zimmermann, Staatsr. 55 ff. 
Zinsfreiheit 252. 

Zivilehe 149 ff., 
Zivilgeſetzbuch, deutiches 36. 
Zivilprozeßordnung 35 ff. 
Zivilſtandsgeſetz 150 ff. 
Bollparlament 61, 65. 
Zolltarif 199}. 
Yollvereinigung 33, 59, 65. 
Zumhorſt 81. 

Zweijährige Dienstzeit 229. 
Zweikammerſyſtem 70ff. 
Zugang zum Frieden 226. 


Im Derlage von J. P. Bahem in Köln a. Rh. find 
neu erfchienen: 


Die Tatholiiche Moral und ihre Gegner. Grund 
fäßliche und zeitgefchichtliche Betrachtungen von Dr. theol. 
Joſ. Mausbach, Profeljor an der Weftfälifchen Wilhelms- 
Univerfität zu Münfter. Geheftet 9 6,—, gebunden MI ,—. 


Der Eid wider den Modernismus und die 
theologiiche Wiſſenſchaft. Yon Dr. theol. Jof. 


ausbach, Profeffor an der Weftfälifchen Wilhelms- 
Univerfität in Münfter i. W. Geh. 1.50, geb. M 2,20. 


Katholiiche Kirche und moderner Staat. Das 
Derhältnis ihrer gegenjeitigen Rechtsan- 
{prühe. Don Dr. Karl Bödenhoff, o. 5. Profeflor 
des Kirchenrechts an der Univerfität in Straßburg. Be 
heftet 9 2,40, gebunden 9 3,20. 


Katholiſche Kirche und fittliche Perfönlichteit. 


Don Dr. franz Sawicki, Profefjor am Priefterfjeminar 
in Pelplin. Geheftet % 1,80. 


Der Tirhliche Zivilprozeh. Yon prätat Dr. Sranz 
Beiner, Auditor der römifchen Rota. Beheftet M 2,20, 
gebunden M 2,80. 


Die Austreibung der Jejuiten aus Portugal. 


Proteft gegen diefelbe von P. Aloyfius Gonzaga 
Cabral, 8. J. Geheftet 60 ». 


Die Leichenverbrennung vom Standpuntte der 
&hriftlichen Weltanfhauung. Don Dr. theol. Kudwig 
Auland. Geheftet 60 A. 


Klippen der Seit. Ernfte Gedanken über religiöfe 
Sragen der Gegenwart. Don Otto Eohausz, 8.J. 

I. Das moderne Denken oder die moderne Dent- 
freiheit und ihre Grenzen. Geh. AM 1,80, geb. M 2,60. 


Johannes der Täufer und Jejus Ehriflus. eine 


Studie von Dr. A. Pottgießer, Reftor und Religions 
lehrer. Geheftet 2,40, gebunden % 3,20. 


Durch jede Buchhandlung. 
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Neuigkeiten ı9ıı 


aus dem Derlage von J. P. Bachem in Köln. 


Unter den Fahnen des Hohenzollernfchen Füſi— 
lier-Regiments No. 40 im Kriege 1820/71. Selbft- 
erlebtes von B. Freiherr von Steinaeder, GBeneral- 
leutnant und Kommandant von Pofen. Mit vielen 

__ Bildern von €. Zimmer. Geh. % 3,40, geb. M 4,%. 


Deutfcher Sleif. Wanderungen durch die Fabriken, 
Werkſtätten und Handelshäufer Weftdeutfchlands. 
Don Schulrat Karl Kollbach. I. Band. Drittes und 
viertes Taufend. Geheftet # 3,50, gebunden M 4,30. 


Kölner Kirchen. Mit vielen Abbildungen. Don 
Dr. Heribert Reiners. Gebunden M 5,—. 


Aus allen Zeiten und Ländern. Eine Samm- 
lung von Dolfs- und Jugendfchriften. 


Band 9: Fichtenftein. Romantifhe Sage von Wilhelm 
Hauff. Mit einem Titelbild. 

Band 10: Aus der Sranzofenzeit. Nach Fritz Reuter. 
Mit vier Bildern. 

Band 11: Der Münfterbaumeifter von Straßbura. 
Kulturgefchichtliche Erzählung von K. Th. Singeler. 
Mit vier Bildern. 

Jeder Band gebunden M 3,—. 


Bachems Dolks- u. Jugend-Erzählungen. 
Band 52: Legenden von Rübezahl. Der Schakgräber. 
Der geraubte Schleier. Don J.K. X. Mufäus. 
Band 53: Der verzauberte Königsfohn. Das Lellchen. 
Swer Märchen von Anna $Sreiin von Krane. 
Band 54: Ausgewählte Märchen. Don E. M. Arndt. 
Band 55: Zwanzig Iuftige Gefchichten. Aus deutfchen 
Dichtern für Jugend und Volk ausgewählt von €. 

Kronberg. 
Jeder Band mit vier Bildern. Gebunden M 1,20. 
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Deueste Romane und Novellen 


aus dem Derlage von J. P. BVachem in Köln. 





Der Bauernprofefior. Roman von Hans Schrott- 
Fiechtl. Geh. M 4,—, geb. M 5,—. 
Die Schulten vom Brinf. Ein Roman aus dem 
Münfterland von Emil Frank. 
Beh. M 3,80, geb. M 4,80. 
Die aoldenen Augen der Weldersloh. Roman von 
Margarete von Dergen-$ünfgel?d. 
Geh. M 2,50, geb. M 3,50. 
Der wandernde See. Roman aus den Unterwaldner 
Bergen von Jjabelle Kaijer. 
Beh. M 5,—, geb. M 6,—. 
Das Mlojelhaus. Roman von £. Schulze- Brüd. 
Beh. M 4,-—, geb. M 5,—. 
Alte Paläfte. Roman von M. A. Sreiin von Godin. 
Geh. N 3,40, geb. M 4,50. 
Am Ende der Welt. Roman von £. van Endeers. 
Beh. M 4,—, geb. M 5,—. 
Starke Kiebe. Roman von Anna Sreiin von Krane. 
Geh. M 4,50, geb. M 6,—. 
Das Licht und die Siniternis. Chriftus-Erzählungen 
von Anna $reiin von Krane. 
Geh. M 5,—, geb. N 6,—. 
Die Wenderoths. Roman von M. Herbert. 
Seh. M 4,50, geb. M 6,—. 
Dohmintels Drei. Roman von £. van Endeers. 
Beh. M 4,—, geb. M 5,—: 
Kette Ernte. Sünf Novellen von Serdinande Freiin 
von Brackel. Beh. M 4,50, geb. M 6,—. 


Benedetta. Roman von M. A. Sreiin von Bodin. 
Gch. A 6, geb. M 7,50. 


ET TTLLIILLIIIIITII III III T SETZT ZI E 222 








Durch jede Buchhandlung. 


Bausbücher christlicher Kunst 


aus dem Derlage von I. P. Bahhem! in Köln. 
Die Madonna in ihrer Derherrlichung durch die 
bildende Kunft aller Jahrhunderte. 

Don Dr. Walter Rothes, Dozent der Kunſtwiſſenſchaft 

an der Kgl. Afademie zu Pofen. Zweite, wefentlich umge- 
arbeitete und vermehrte Auflage. Mit 163 Terxt- und 8 Ein- 


fchaltbildern. Geheftet # 6,—, in Originaleinband M 8,—. 


„In welchem Bilde reichfter Schönheit Malerei und Plaftif die Madonna dargeftellt haben, 
zeigt uns der Derfaffer in dem vorftehenden Werke. Wir begleiten hier das Madonnenideal 
durch alle Perioden der Kunft bis in die neuefte Zeit. Sein erftes Dämmern in den Katafomben, 
jeine Ausgeftaltung und Prachtentfaltung in der goldenen Kunft der Mofaifen wird uns hier 
vor Augen geführt. Die myftifch fich verfenfende Befchanung Mariens in das h. Geheimnis der 
Menfchwerdung malt die alte umbrifche und fienefifche Kunft; ihre minnigliche Schönheit zeigt 
uns die deutfche Fölnifche Malerfchule; die Höhe höchfter Sormvollendung die Bochrenaifjance 
und den fchönften Ausdrud modern frommen Empfindens die Kunft der Mazarener. Das alles 
wird uns in Wort und Bild gefchildert — eine große Funfthiftorifhe Leitung! Es 
zeigt fich hier des Derfafjers gründliches Funfthiftorifches Miffen. feine reiche Kenntnis der 
Denfmale, von denen fein hervorragendes Abergangen ift, fowie nicht minder fein auf dem 
Studium der Kunftwerfe begründetes reifes äfthetifches Urteil; weshalb er vor dem Bilde nicht 
Halt macht, fondern uns überall auch in das Leben und den inneren Geift desfelben einführt.” 

ı (Kölner Paftoralblatt.) 


? Des Beilands Leben, Leiden, Sterben und 
Chriſtus. Verherrlichung in der bildenden Kunft 
aller Jahrhunderte. Don Dr. Walter Rothes. 
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Mit 196 Abbildungen im Tert 
und 5 Sarbendrudbildern. 


Seheftet M 8,—, 2 


—— — in Originaleinband 6 10,-—. 

LHRISTIS \ „Im Anihluß an »Die Ma: 

\ . donnas, die jchnell eine zweite Auf: 

x = \ lage erreichte, legte der Derfaffer in 
ähnlicher Anordnung diejes Werk vor, 
ein reich illuftriertes £ebensbild des 
Beilands mit Ausfchluß feiner bereits 
durch »Die Madonna« vorgeführten 
Kindheit. — Hervorragende Bilder 
alter und neuer Zeit, vornehmlich Ge— 
mälde, im ganzen gut wiedergegeben, 
meijtens in $orm v, Tertilluftrationen, 
bilden die Grundlage für die Bes 
ichreibung, die warm gehalten, dem 
Heiland gerecht wird, wie denKünftlern, 
die fich von ihm haben infpirieren 
laffen. — Auf diefen Wege wird das 
Buch zu einer erhebenden, erbau— 
lihen £eftüre, zugleich zu einer 
Art volfstämliher Kunfiges 
fchichte. — Da das vorliegende Buch 


; \ Ri feiner Ausftattung anfprechend, in 
s einer $orm handlich, durch feinen 
Von Br WALTER ROTHES. frommfinnigen Inhalt gewinnend it, 
6: NL \ : fo ift ihm der Erfolg feines Dorläu: 
fers nicht nur zu wünfchen, fondern 
wohl auch gefichert.“ (Domfapitular 
Prof. Dr. Schnätgen in der Zeitfchrift 
für chriftl, Kunft.) 
En ———— 
Durch jede Buchhandlung. 
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Hüsgen, Eduard, 1848-1912. 

Ludwig Windthorst, sein Leben, sein Wirken / von 
Ed. Hüsgen. -- Neue verm. Ausg. -- Cöln : Bachem, 
1911. 

1, 364p. : ill., ports. ; 25cm. 


Bibliography: p. 353-358. 
Inceludes indexes. 


l. Windthorst, Ludwig Josef Ferdinand Gustav, 
1812-1891. 2. Kulturkampf. 
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